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si Die Zeit liegt nicht gar fern, als in Deutſchland Thom aſius mit 
angeſtaunter Kühnheit zu beweiſen wagte, daß es keine Hexen gebe, daß 
man Tauſende den Flammen zu Unrecht geopfert; daß in Deutſch⸗ 
bind die Kinder der Zöllner, Schäfer, Müller und Wundärzte als 
unehrlicher Abkunft der Aufnahme in Zünfte für unfähig galten: — 
und doch ſteht heute E — mm. — op über derartigen Wahnge⸗ 
bilden. Phet Sung 

Noch aber aden af ber Durchgebildete das auf gleicher Stufe 
fiehende, Vorurtheil, welches den Juden wegen feiner abweichenden 
Religionsanſicht als einen Fremden und deshalb minder 
Berechtigten dem Eingeborenen gegenüberſtellt, den Juden 
dem Deutſchen. Als ob von einem ſo eben aus Paläftina Einwan⸗ 
dernden und Aufnahme Begehrenden die Rede ſei und nicht von alten, 
ſeit Jahrhunderten im Staate lebenden, Eingeborenen, die nur ſeit 
Jahrhunderten als die europäſſchen Paria's herabgewürdiget, denen 
nur ſeit Jahrhunderten geſetzlich alle Mittel für ihre geiftige und 
fittliche Ausbildung: abgefchnitten wurden. | 
Ein Stamm, aus dem der Erlöſer, die Madonna, die Apoſtel 
hervorgegangen, der nach taufendjähriger Verfolgung dem Glauben 
und den Sitten ſeiner Väter treu geblieben, nach tauſendjährigem 
Drucke woch hervorragende Größen für Wiſſenſchaft und Kunſt 
erzeugt, muß jedem anderen ebenbürtig ſein. 

Deſſenungeachtet iſt dem chriſtlichen Staate durch funfzehnhundert 
Jahre das einfache bibliſche Wort in ſeiner Anwendung auf die Juden 
unbekannt geblieben: „Gott fiehet die Perſon nicht an, ſondern in allerlei 
Volke, wer ihn fürchtet und recht thut, der iſt ihm angenehm.“ Der Staat 
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hat es nicht geachtet, daß es der chriſtlichen Moral nicht weniger 
widerſtreitet, unſere Mitmenſchen an der Ehre zu verkürzen, wie an 
Hab und Gut; daß das chriſtliche Gebot, den Hülfsbedürftigen bei— 
zuſtehen, keinen Unterſchied kennt zwiſchen phyſiſcher und moraliſcher 
Noth; daß es der Staat war, der durch jene lange Ungerechtigkeit 
die Juden entwürdiget hat; daß ſie nur durch den vollen Genuß der 
Bürgerehre ſich aus ihrer Erniedrigung wieder emporſchwingen kön— 
nen und es daher mit der Sittlichkeit nicht vereinbar, wenn der 
Staat einer Klaſſe feiner Mitgliß der hien die Mittel entzieht. Es 
wagen noch Geſetzgebungen des chriſtlichen Staates den Ausſpruch: 
Macht Euch erſt fähig, dem Staate eben ſo brauchbar zu ſein, wie 
es die Andern ſind, dann ſollen Euch auch die Vortheile der Staats— 
geſellſchaft gegeben werden z bieweiſet Eure Kräfte, lis dahin 
Heibt Ihr g end ſſebt. n And aipp0m nafisarsd ug isdn 8. ssinuntlspnn 
Hur Beſchönigung eines ſolcheu, der inneren Wahrheit! wien der 
Gerechtigkeit bernub ten Satzes, wurde als Axiom hingeſtellt, daß das 
Abweichende der jüdiſchen relitziäſen Dogmen die Werſchmelzung der 
Juden mitnder europäiſchen bürgerlichen und Staats⸗Verfaſſung hin 
dere und man berief ſich dieſerhalb auf Ausſprüche, welche ausgewählt 
wurden aus, den im Laufe kines Jahrtaufends erſchienenenl Schriften 
ihren Hehrer ) Man gab ſomit den Glauben vor, daß Behauptungen 
von Rabbinen, die vor tauſend bis funfzehnhundert Jahren gelehrt, 
mit der Anſchquundsweiſender gegenwärtigen Generation übereinſtim⸗ 
men, daß nuredie Juden nicht an der Zeit debend und derkn Geif nicht 
auch die; ofelbſt widen ihren Willen, mit fortaehmez erlaübterſich“ mit⸗ 
him eine Beweis führtzug glejchen Gehaltes mit der) welche als Beläge 
für chriſtliche Dogmen die Schriften der Jeſuitendin Beziehung uf 
Heiligkeit des Eides Rom men, Treubruch gegen Ketzer ausbeuten 
wollte. Man ging ſtillſchmeigend über das, „jenen Behauptungen 
gegenüber, Intſcheidende Faktumohin, daß sine. Veranda ffüng 
des af ran zöfiſchen Staa teßiſkonſtitujrte, anzuerken nende) 
Autoritäten id iſ chen Kirche den Satz ausgeſprochem wie 
die jüdiſchen Religionslehren in keinen der vom gedachten 
Staate aufgeſtellten und zur Beantwortung vorige agten 
Beziehungen, den Juden verbinde rey alle Pflichtenſeines 
Staats bur gers zu erfti Han] )ziein Faktum, entſcheidend auch für 
Te Gn n däin noi e 70 0, cen and hedan 
ot) Sergh Hieber daß Nahen SA An bed Werkth du nd di 250 Hod 
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dieſenigen, welche Wäi als die Roger) der Ve e See 
tät berückſichtigen. n | 10 H 


Vor Allem wurde. überſehen, daß, wenn nicht vi mg 
Gebot, wenn nicht Gerechtigkeit die Gefetzgebungen bewegen 
konnten, f. jene Heloten des modernen Staates in den letzteren aufzu⸗ 
nehmen, die Sta atsklughelt dies bewirken mußte Dieſe gebot es, 
ſich einer gro en ah dem Staate Entfremdeter zu entledigen und 
dafür eike ee? Zahl nützlicher Staatsbürger zu gewinnen z 
‚fie gebot 4s, dem Naturgeſetze zu gehorchen, nach welchem der orga⸗ 
nische Körper ſelbſt ſchädliche Elemente, die er nicht auszuwerfen ver⸗ 
mag, verarbeiten muß. Kein Staat hakte jemals ungeſtraft Hundere⸗ 
taufende unter ſeinen Einwohnern, denen er die Rechte der Bürger 
vorenthielt, d ie deshalb, gleich allen Unterdrückten, eng zuſammen⸗ 
ſtehen und Groll im Herzen, einen fremden Staat im Staate bilden; 
ungeſtraft am wenigſten dann, wenn dieſen Hunderttauſenden das 
Gefühl und die Intelligenz nicht mangeln, um die Kan. ne 9 
Fotderung einer Abänderung tief zu empfinden. 


„Hier aber, wie überall, ſchaden die halben Maßtegeln. & 
behält, ber. Jude, dem die harten Feſſeln nur mehr oder weni: 
ger, nicht gänzlich abgenommen werden, dem insbesondere die 
Stgatsbürgerehre in vielfacher Richtung vorbehalten wird, 
vollkommen ſeine frühere, iſolirte und ſchaͤdliche Stellung; er 
behält ſie, aber — der Staats klugheit zuwider Se" oftértten 
Kräften. Nur der voliſtändig, in den Staat aufgenommene 
Jude y verliert, die. beſonde re Veranlafſung, eng mit Jet 

nen Glaubensgenoſſen, zu ſamme n zu halten und amat 
gamirt fi | dann bald mit, dem Vol ke. Man ſpricht nicht 
mehr von holländiſchen, belgiſchen, von franzöſſchen, e 
bänifchen, e von Holländern, Belgiern, EN SE 
Franzoſen und Dänen. 0 WAR: da sn 

Denn auch e es zu tagen. 11507 3090 

Noch jn der Mitte des vorigen — mußte u. 0 e e Bn 
mit der entfernten Hoffnung tröſten, daß eine Zeit kommen, werde, da 
man in Europn nicht mehr fragen würde, wer Jude oder Chriſt ſei; 
denn auch der Jude werde nach europäiſchen Geſetzen leben und 
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Ideen zur Philoſophie der Geschichte der Mensch dhl . S. 41. 
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zum Beſten der Staaten beitragen. „Nur eine barbariſche Ver⸗ 
faſſung,“ fährt er fort, „hat ihn daran hindern oder ſeine Fähig⸗ 
keit ſchädlich machen können.“ 

Zwiſchen dieſen Worten und der Gegenwert Ver nicht 2 über 
ein halbes Jahrhundert und man iſt in dieſer Zeit dem von jenem 
großen Manne geſteckten Ziele mindeſtens näher gerückt. c 

Den deutſchen Geſetzgebern ging in neuerer Zeit wiederum 
Preußen voraus; aber wie in ſo mancher anderen, Richtung war 
es Preußens Loos auch hier, in glänzender Periode porauszuſchrei⸗ 
ten, dann aber hinter den nacheifernden anderen deutſchen Staaten | 
zurüllzubleiben, ‚welche, ſämmtlich mehr oder weniger dem Ser 
in Betreff der Emancipation der Juden gehuldiget Ak. 

Das vorliegende, Werk ergiebt, wodurch zugleich deſſen Titel C 
rechtfertiget iſt, daß in Preußen weder in ſtaatszechtlicher noch in pie 
vatrechtlicher Hinſicht eine alle Juden umfaſſende Geſetzgebung vor⸗ 
handen, in dieſer Beziehung vielmehr die einzelnen Landeztheile und 
zwar nicht einmal nach der politischen Landeseintheilung, ihre beſon⸗ 
dere Verfaſſung, ihr beſonderes Recht haben und deshalb nur von 
den Verhaltniſſen der Juden in den einzelnen Landestheilen A f 
ßiſchen Staates, nicht von denen des Preußiſchen Staates ab: 
chen werden kann 

Hierin ligt ein Widerſpruch mit dem Prinzipe, daß eine einige 
Geſetzgebung für den ganzen Staati in Beziehung auf alle das innere 
Staatsrecht betreffende Angelegenheiten ein unerläßliches ſei. 
Dieſes Prinzip leitete früherhin auch Preußen. Ihm verdanken wit 
das Allgemeine Landrecht, und wer die bindende Macht einer der 
meinfamen Geſetzgebung zu würdigen weiß, wird es als Preuße be⸗ 
klagen, daß “fein. Vaterland nach deſſen Wiedererhebung von Ga) 
Bande nicht mehr umſchlungen wird, daß ſeine Richter nach Preu⸗ 
ßiſchem, nach Franzöſiſchem, nach gemeinem Deutſchen Rechte erken⸗ 
nen. Dafür aber, daß mindeſtens das innere S taats recht kin 
Einiges werde, weil der Staat eben durch diefes erſt aus einen 
mechanifchen Aggregate zuſammengekommener Ländereien zu einem 
organiſchen Ganzen, einem Staate, erwächſt) dafür beginnt in 
der Preußiſchen Geſchichte das Streben bereits mit dem großen 
Kurfürſten; dadurch wurde Preußen von großen Monarchen 


7) Vergl. hierüber die hiſtoriſche Einleitung Abſchn. V. 
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auf feine jetzige Höhe gehoben; das hat unſere Geſetzgebung auch 
noch in neuerer Zeit mehrfach, insbeſondere der Rheinprovinz 
und dem Großherzogthume Poſen gegenüber, anerkannt und 
es ſind gerade durch dieſe Rückſicht Geſetze gerechtfertiget worden, 
welche abweichende ſtaatsrechtliche Beſtimmungen der Rheinprovinz 
aufhoben und mit dem altländiſchen inneren Staatsrechte in Ein— 
klang brachten. 

Auch in Beziehung auf die Stellung der Juden ging man in 
Preußen ſeit frühen Zeiten von demſelben Geſichtspunkte aus. Es 
ergeben dies die Geſetze vom 29. Sept. 1730 und 17. April 1750 
welche die jüdiſchen Verhältniſſe mit geringen Ausnahmen für den 
Geſammtſtaat ordneten; es zeigt dies insbeſondere das für den 
gefammten damaligen Staatsumfang gegebene Edikt vom 
11. März 1812, in jener glorreichen geſetzgebenden Zeit vor den 
Freiheitskriegen erlaſſen, in welcher Preußen feinen Beruf zur Ge- 
ſetzgebung der Welt bekundete. 

Als nun durch dieſe Kriege von den meiſten angränzenden Län— 
dern Gebietstheile an Preußen fielen, ſchien es natürlich und Admi— 
niſtrativ-, wie Juſtiz- Behörden nahmen es zunächſt an, daß durch 
die Einführung des Landrechts mit ſämmtlichen, daſſelbe ergän⸗ 
zenden Beſtimmungen, das Edikt vom 11. März 1812 in jene 
Landestheile mit eingeführt worden. Wenn gleich demnächſt einige 
Miniſterial⸗Verfügungen erſchienen, nach welchen der dermalige Zu— 
ſtand vorläufig aufrecht zu erhalten, da das Edikt vom 11. März 
1812 in den neuen Provinzen „noch nicht“ zur Anwendung 
kommen könne: ſo durfte man doch um ſo mehr annehmen, daß dies 
nur den Zweck habe, die Uebergangs⸗Verhältniſſe, namentlich auch in 
den Provinzen des franzöſiſchen Rechtes, mit größerer Umſicht zu 
leiten, als die Ordnung dieſer Verhältniſſe durch ein allgemeines 
Geſetz ausdrücklich vorbehalten blieb und zwar durch ein ſolches, welches 
int dem Edikte vom 11. März 1812 übereinſtimmte. 


Als almälig aber im Preußiſchen und geſammten Deutſchen poli⸗ 
tiſchen Leben eine rückſchreitende Bewegung die Ueberhand gewon⸗ 
nen, wurde in Betreff des in den neuen Landestheilen vorläufig nicht 
geänderten Zuſtandes der Juden nach funfzehn Jahren, näm— 
lich durch die Kabinets⸗Ordre vom 8. Auguſt 1830, definitiv aus⸗ 
geſprochen, daß das Edikt vom 11. März 1812 auf fie keine An- 
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wendung finde, vielmehr bis zu weiterer Beſtimmung die bei der 
Occupation vorgefundenen Geſetze fortdauern ſollten. 

Dieſe Kabinets-Order hatte jedoch vor Augen, daß ein definitiv 
ordnendes allgemeines Geſetz in kürzeſter Friſt erſcheinen werde. Man 
hatte zu deſſen Vorbereitung die Erklärungen ſämmtlicher Provin— 
zialſtände eingeholt ') und bereits in dem Preußiſchen Landtags- 
abſchiede vom 9. Januar 1830), alſo ein halbes Jahr vor dem 
Erlaſſe jener Kabinets⸗-Order, den Ständen mitgetheilt, daß ein 
ſolches Geſetz, welches möglichſt beſchleunigt werden ſolle, ſich in der 
Arbeit befinde. Bei Abgabe dieſer Erklärung hatte das Proviſorium 


funfzehn Jahre gewährt; ſeit derſelben aber ſind von Neuem drei— 


zehn Jahre verfloſſen und es zerfällt heute, nach nahe dreißig 
Jahren, der Preußiſche Staat noch immer in ein und zwanzig 
Territorien, deren jedes nach einem für ſich beſtehenden und von 
dem andern abweichenden Staatsrechte in Anſehung der Juden re— 
giert wird. 

Nachdem der Preußiſche Staat ſeiner hiſtoriſchen Entwickelung 
gemäß bereits ſeit mehr als einem Jahrhunderte auch in dieſer wich— 
tigen Angelegenheit ein einiger geworden, nachdem insbeſondere das 
Jahr 1812 die Preußiſchen Juden zu Preußen umgeſchaffen hatte, 
wurden fie in Folge der Freiheitskriege aus Preußiſchen Staats— 
bürgern, Bürger einzelner Territorien; ſteigt heute der 
Preußiſche Jude in ein und zwanzig Abſtufungen, je nach dem Terri⸗ 
torio, in welchem er wohnt, von gedrückter Exiſtenz, wie ſie das 
Mittelalter ausgedacht, bis zu dem vollkommen emancipirten Preußi- 
ſchen Staatsbürger ), durch die mannigfaltigſten Rechts-Geſtaltungen 
empor, ohne daß irgend nachzuweiſen wäre, wie der Jude in den ehe— 
maligen Naſſauſchen oder Heſſen-Darmſtädtſchen Zerris 
torien eine geringere Bildungsfähigkeit hätte, als der in den an⸗ 
gränzenden Landestheilen, die zu Frankreich oder dem König— 
reiche Weſtphalen gehört; daß der Jude in Schleſien und 
der Mark dem Juden in der angränzenden Lauſitz vorausgeſchritten. 


— ‚— 


1) Dieſe Erklärungen find in dem Muͤllerſchen Archive der Geſetzgebung (Offenbach 
1834) Bd. 3. Heft 1. S. 14 ff. abgedruckt. 

1) Abthl. II. Nr. 16. S. 57. 

2) Dies iſt der Jude von Rechts 10 eg en in den Landestheilen, welche zum Königs 
reiche Weſtphalen gehört haben, wenn gleich ihnen faktiſch viele Rechte, 
wie die betreffende Darſtellung S. 377 ff. ergiebt, vorenthalten werben, 
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In allen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs- Angelegenheiten hat 
man dieſe Territorien zu einem Preußiſchen Staate zu ver⸗ 
einigen geſtrebt; nur in Anſehung der Juden hat man bis jetzt ein 
und zwanzig verſchiedene Geſetzgebungen faktiſch für zuläſſig erach— 
tet; Geſetzgebungen, die zum Theil in das Mittelalter zurückreichen 
und abgeſehen von den Zweifeln und der Dunkelheit, die dies hervor: 
bringt, von der Gewaltſamkeit ferner, die bei ihrer Anwendung auf 
heutige Verhältniſſe nothwendig wird, häufig in einem grellen Son: 
traſte ſtehen mit dem Geiſte unſerer anderweiten Geſetze und unſerer 
ganzen Zeit.“). 

Als mit dem Regierungs-Antritte Sr. Majeſtät des jetzigen 


Königs das geſammte Staatsleben eine mächtige Anregung er⸗ 


hielt, richtete ſich die öffentliche Aufmerkſamkeit auch von Neuem auf 
die Frage über die ſtaatsrechtliche Stellung der Juden und es veran— 
laßte insbeſondere das Lautwerden von einem beabſichtigten neuen, 
angeblich zurückſchreitenden, Geſetze eine große Zahl von Schriften, 
zum Theil von iw? Urtheile, ei: aber den — 
„ a 

Somit ſcheint eine Schrift nicht unzeitgemäß, ve die e betreffende 
Geſetzgebung vollſtändig und ſyſtematiſch darſtellt, aus der 
hiſtoriſchen Baſis entwickelt, auf welcher fortgebaut wurde, und 
in ſtaatsrechtlicher Beziehung kritiſch beleuchtet. 

In dieſer letzteren Rückſicht nennen wir die Schrift eine Re— 
viſion der betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen. Wir haben 
bei dieſer den richterlichen Standpunkt feſtgehalten und ſomit an 
die Geſetze, insbeſondere aber an die ſo große Zahl der Miniſterial— 
Verfügungen, nicht den Maßſtab philoſophiſcher Rechtsprinzipien 
gelegt, ſondern den der poſitiven Bundes- und allgemeinen Landes- 
Geſetze. 

Wenn wir zum Theil hierbei zu unerfreulichen Reſultaten gelang— 


— 
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1) Das Reſkript des Miniſterii des Innern v. 23. Mai 1842, welches 
S. 360 mitgetheilt, fand es noͤthig, der Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg 
zu erklären, daß das von dieſer in einer Verfügung angewendete Kapitel XIII. 
der Wittgenſteinſchen Polizei-Ordnung vom 1. Mai 1573 „als noch 
anwendbar nicht anzuſehen, in ſoweit darin Heiden, Zigeuner und Juden für 
vogelfrei erklärt werden.“ 

Dieſe miniſterielle Entſcheidung erſcheint jedoch, wie a. a. O. gezeigt, nicht 
begründet. 
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ten, ſo war das ſchmerzliche Gefühl mindeſtens von der Hoffnung 
begleitet, daß durch eine ſolche, den Zuſammenhang der geſammten 
Geſetzgebung im Auge behaltenden, Prüfung die Aufmerkſamkeit des 
Geſetzgebers möglicherweiſe auf die erſteren hingeleitet werden könnte. 

Wir enthalten uns einer ausführlichen Darlegung der inneren Or— 
ganiſation und des Zweckes dieſer Schrift, da ſelbige einen Theil des 
größeren, die Verfaſſung und Verwaltung des Preußiſchen Staates 
betreffenden, Werkes bildet und wir uns über dieſes im Allgemeinen 
ſowohl bei deſſen Ankündigung, als in dem Vorworte zum „Polizei⸗ 
Weſen des Preußiſchen Staats“ des Weiteren ausgeſprochen haben. 
Es möge daher nur noch darauf hingewieſen werden, daß wir auch 
bei dieſem Theile von der uns für das ganze Werk verſtatteten Be⸗ 
nutzung der an Be Orte erwähnten Er Archive Gebrauch 
machten. 

Wir ſchließen mit dem Wunſche, daß dieſe Schrift, — eine Dar- 
ſtellung der verſchiedenartigſten Geſetzgebungen und daraus entſtan— 
dener verwickelter Verhältniſſe, — recht bald eine anti quirte wer⸗ 
den möge durch ein Geſetz, welches dem angedeuteten Entwickelungs⸗ 
gange des Preußiſchen Staates und den gerechten Forderungen der 
Zeit gemäß iſt; mit dem Wunſche, daß Preußen 8 E 
Berufe auch in dieſer Richtung 2 

Berlin im ep 3 1843. 
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Allgemeine Einleitung. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine hiſtoriſche Einleitung“). 
Allgemeine, die Juden betr. hiſtoriſche Werke n). 


Flavii Josephi opera, quae exstant omnia. Ed. Havercampii. Amstelod. 


1726. II. Vol. fol. 

v. Holberg, jüdiſche Geſchichte. Aus dem Daͤniſchen von Detharding. 2 Thle. 
Altona. 1747. 4. 

Jacq. Basna ge, histoire des Juifs depuis Jesus Christ jusqu'à present. A 
la Haye. 1716. 
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Scheppler, über die Aufhebung des Juden-Leibzolls, nebſt einer ſkizzirten Geſchichte 
der Juden, ihrer Schickſale und ſtaatsrechtl. Verhältniſſe, beſonders in Deutſchland. 
1805. 

Dr. Schmid, über das Bürgerrecht der Juden in Deutſchland. Abth. J. Hildburg⸗ 
hauſen. 1816. 

Leon Halevy, resume de T histoire des Juifs anciens. Paris. 1826. 

Joſt, Geſchichte der Iſraeliten feit der Zeit der Makabäer bis auf unſere Tage, nach 
den Quellen bearbeitet. 9 Thle. Berlin. 1820—1829. 

Leo, Vorleſungen über die Geſchichte des jüdiſchen Staats, gehalten an der Univerſität 
zu Berlin. Berlin. 1828. i 

Geſchichte der Geſetzgebung über die Juden — in Müllers Archiv für die neueſte 
Geſetzgebung aller Deutfchen Staaten. Bd. 5. S. 88 ff. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeinſte Umriſſe der älteren jüdiſchen Geſchichte. 


Nachdem der jüdiſche Staat ſein goldenes Zeitalter in den achtzig Regenten⸗ 
jahren David's und Salomon's gehabt, ſowohl in Rückſicht auf den 
1) Dieſe Einleitung hat, dem Zwecke des Werkes gemäß, nicht die Abſicht, eine 

ſkizzirte Geſchichte der Juden zu geben, ſondern ftellt vielmehr die letztere nur in fo 

weit dar, als dies nöthig war, um die hauptſächlichſten Reſultate der die Juden 
betreffenden Geſetzgebungen in kurzen Ueberblicken anknuͤpfen zu können. Die be⸗ 
ſonderen hiſtoriſchen Einleitungen in Betreff der einzelnen Territorien des Preu⸗ 
ßiſchen Staates find bei den betreffenden Abſchnitten, Theil 1. Abtheilung I., zu 
vergleichen. EK 

2) Die hiſtoriſchen Schriften, welche ſich auf einzelne Länder beziehen, find bei dieſen 
angegeben. 
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2 Allg. hlſtor. Einleitung. 


Umfang des Landes und des Nationalruhms, als in Betreff der Reinheit 
der Religions begriffe, der Wiſſenſchaften, der Künſte und des Reichthums: 
ſinkt er, ſich in die Reiche Juda und Israel ſpaltend, in den nächſten vier 
Jahrhunderten unter einer Reihe ſchlechter Regenten, und es fallen endlich 
die Juden in die aſſyriſche und babyloniſche Gefangenſchaft. 

Cyrus geſtattet nach ſiebzig Jahren die Wiederherſtellung des Staates 
und derſelbe wird nunmehr durch faſt zweihundert Jahre von Hohenprieſtern 
und Sanhendrin regiert, meiſt jedoch egyptiſchen oder ſyriſchen Königen 
zinsbar. Nur auf kurze Zeit kommt ein neuer Aufſchwung in das Volk durch 
die Bedrängungen des Königs Antiochus Epiphanesz; das Joch der Se⸗ 
leuciden wird abgeſtreift und mit den mächtigen Römern das gewünſchte 
Bünd niß geſchloſſen. Aber Jene benutzen dies zur Einmiſchung in die 
Staatsverhältniſſe; Pompejus zieht nach Paläſtina und macht den jüdis 
ſchen Staat den Römern tributbar; — und als Letztere ein Jahrhundert 
ſpäter, im Jahre 70 unſerer Zeitrechnung, unter Kaifer Vespaſian Jeruſa⸗ 
lem nach langer Belagerung erobern und zerſtören 4), geht der jüdiſche 
Staat unter und die Israeliten zerſtreuen ſich innerhalb der weiten Grän⸗ 
zen des Römiſchen Reichs. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bürgerliche und Rechtsverhältniſſe der Juden im Römiſchen 
Reiche. 


Nachdem die Juden unter Trajan und Hadrian in den Jahren 115 
und 135 ihre letzten Kräfte vergeblich daran geſetzt hatten, ihre Feſſeln zu zer⸗ 
brechen, wobei über fünfmalhunderttauſend Menſchen allein durch's Schwert 
umkamen, wurden ſie ruhige Bürger des Römiſchen Reiches. Wir finden 
ſie nun über zweihundert Jahre im ungeſtörten Genuſſe aller bürgerlichen 
Freiheiten und Rechte ?), da die alten Grundſätze des Römiſchen Reiches 
keine Abhängigkeit der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe vom Glauben kannten. 
Sie ſtellten ihre kirchliche Verfaſſung wieder her und verbanden damit eine 
Gemeindeverwaltung. Die erblichen Patriarchen zu Tiberias übten über 
ihre Glaubensgenoſſen fürſtliche Hoheit, wurden von den Römern zu den 
höchſten Ehrenſtellen befördert, und mit den in den Römiſchen Geſetzen 
höchſten Ehrennamen — viri clarissimi, spectabiles, illustres, letzterer der 
höchſte nach dem des Kaiſers — benannts). Jüdiſche Schulen blühten; 


1) E Million Menſchen follen hierbei das Leben durch das Schwert verloren 

aben. 

2) Sie waren Cives. 1.17. de statu hominum. 

2) Unter den Patriarchen, welche einen Rath zur Seite hatten, ſtanden Primaten, 
Provinzial- Patriarchen, Archiſynagogi. Die Kirchen-Beamten hatten alle 
Ehrenrechte und Freiheiten des Prieſterthums, vornehmlich Befreiung von Staats: 
dienſten und Abgaben, und blieben in deren Beſitz noch über 100 Jahre der 
chriſtlichen Herrſchaft. Honorius beſtätigte ſie ihnen im J. 397 ausdruͤcklich. 
Unter ſich lebten die Juden nach ihren eigenen Geſetzen. Sie entrichteten ihrem 
Patriarchen, der eine ähnliche Stellung hatte, wie ſpaͤter der Papſt zur katholiſchen 
Chriſtenheit, Abgaben (aurum coronarium), die derſelbe durch Kommiſſarien 
einfordern ließ. Einigemal wurde den Unterthanen des abendländiſchen 
Kaiſerthums die Bezahlung derſelben an dieſen in dem morgenländiſchen 
Reiche wohnenden Obern unterſagt und nach de Edikte des Honorius v. J. 399 
ſcheinen dies die abendländiſchen Juden ſelbſt ausgewirkt zu haben; doch wurde 
im J. 404 dieſes Verbot zuruͤckgenommen. Die Reihe der erblichen Patriarchen, 
deren Anfang ungewiß iſt, erloſch mit Gamaliel IV. zwiſchen dem J. 415 und 


d 


Alg. hiſtor. Einlettung. 3 
Juden dienten in der kaiſerlichen Leibwache; ihre edlen Geſchlechter zaͤhlten 
unter dem Adel des Reichs. 

Dieſes bürgerliche Glück wurde vernichtet, als das Chriſtenthum im 
Kampfe mit dem Heidenthum allmälich den Sieg davontrug. Kaum hatte 
das Erſtere die weltliche Macht in Händen — der Uebergang Conſtantin's 
zum Chriſtenthum bezeichnet den Zeitpunkt, — als die Verfolgung der Juden 
von Staatswegen für die folgenden anderthalb Jahrtauſende begann. 
Schon Conſtantius ſetzte (339) Todesſtrafe darauf, wenn ein Jude ſich 
mit einer Chriſtin verhlirathen, einen Chriſten zum Judenthum verleiten, 
oder einen Chriſten als Sklaven beſitzen würde, und belegte ſie mit harten 
Abgaben. Man beſchränkte ihnen von Conſtantin (321) an immer mehr 
das große Vorrecht, welches ſie vor allen Bürgern auszeichnete, die läſtigen 
sët Aemter der Decurionen nicht gegen ihren Willen übernehmen zu 
müſſen Y). | 
„Unter Theodoſius J. nahmen die Ausſchweifungen des gegen ſie fana— 
tiſirten Volkes überhand; die Kirchenväter. richteten ihre ganze Beredſamkeit 
gegen die verhaßte Sekte. Der heilige Chryſoſtomus hielt zu Antiochien 
v. J. 376 ab acht Reden gegen die Juden, worin nicht etwa von Vorwürfen 
gegen ihr bürgerliches Leben die Rede, ſondern von ſolchen gegen ihren religiöſen 
Glauben. Er mahnt in denſelben ernſtlichſt die Chriſten ab, die jüdiſchen 
Faſten mitzufeiern, vielmehr ſollten ſie ihre vom Judenthum angeſteckten 
Verwandte und Freunde einfangen und zu Anhörung ſeiner nächſten Pre⸗ 
digt zwingen, insbeſondere. aber ſollten die Männer ih ren jüdifchen Ehefrauen 
den Beſuch der Synagoge nicht geſtatten ez. Der heilige Ambroſius, 
der heftigſte Gegner der Juden, ſchreibt an den Kaiſer Theo doſius, el 
cher die Herſtellung einer auf Verordnung eines Biſchofs verbrannten Sy⸗ 
nagoge gebot, die Handlung des Biſchofs genehmigend und belobend: 
(Epist. 29.) Ouid mandas in absentem qudicium? habes praesentem Reum; 
proclama, quod ego synagogam incendirem: cerle quod ego illis manda- 
verim, ne essel locus, in quo Christus negarelur. 

Die Wiederholung der Befehle Seitens der Kaiſer zum Schutze der Synago⸗ 
gen beweiſt deren Fruchtloſigkeit. In dem erſten dieſer Art v. J. 398 (l. 9. C. 
Theod, de judaeis), ſagt Theodoſius noch: „Es iſt hinreichend bekannt, daß 
die jüdiſche Religion durch kein Geſetz verboten iſt und ſei es ihm daher hoͤch⸗ 
lich mißfällig, daß man hie und da ihre gottesdienſtlichen Verſammlungen 
verhindern wolle. Seine Söhne erließen ähnliche Verordnungens). 


— 
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429, der die höchſte Staatswuͤrde des Röm. Reichs, die des Praeſeeti Praeto- 
rio bekleidete; an ihre Stelle traten Primaten, und es ließen nun Theodoſius II. 
und Valentinian dieſe jährliche Abgabe durch die kaiſerlichen Einnehmer im dft: 
lichen Theile unter Vertretung (periculo) der Primaten einnehmen, auch die 
Einkuͤnfte aus dem weſtlichen Weiche zur Staatskaſſe ziehen. Cod. Theodos. 
L. XVI. it. VIII. Bd. 11. 13. 15. de Judaeis, Coelicolis et Samaritanis. 

1) L. 3. Cod. Theod. de judaeis. Vgl. über die Größe der Laſten, welche die De⸗ 
curionen zu tragen hatten und uͤber die daraus hervorgehende Wichtigkeit dieſes 
Vorrechts, Savigny, Geſch. des Roͤm. Rechts im Mittelalter Thl. l. S. 23 ff. 
Die jübifchen Geiſtlichen blieben noch lange davon frei und noch 396 verordnet 
Arcadius (l. 13. Cod. Theodos, ibid.), daß diejenigen Kirchenbeamten, welche 
den erlauchten (illustribus) Patriarchen untergeordnet wären, dieſelben Privi⸗ 
legien genießen ſollten, welche den erſten Geistlichen des chriſtlichen Glaubens zu⸗ 
kämen. Juſtinian endlich verordnete im J. 556 (Nov. 45.), daß alle Juden 
ſaͤmmtliche Laſten der Curie tragen ſollten, ohne irgend Antheil an irgend einem 
der damit verknüpften Vortheile zu nehmen. 

) Man ſieht hieraus, daß bis dahin in den Familien das Juden- und Chriſtenthum 
noch gemeinſam waltete. 

) L. 2. Cod. Theod. de Jud. 


1 * 
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Im J. 404 verbot Honorius, Juden in den Kriegsdienſt aufzu⸗ 
nehmend), und 419 erweiterte er dieſe Beſtimmung dahin, daß auch alle 
im wirklichen Kriegsdienſt befindliche Juden (qui armatam militiam adpetisse 
probentur) ſofort aus demſelben entlaſſen werden ſollten, ohne wegen 
ihrer darin erworbenen Verdienſte irgend eine Ausnahme zu machen (nullo 
veterum meritorum patrocinante judicio). Diejenigen nur, welche ſich in 
dem Korps der Agentum in rebus, und der Palatinen befänden, ſollten 
ihre Zeit ausdienen, keine jedoch mehr darin aufgenommen werden 2). 
Am Schluſſe ſagt der Kaiſer: „Keinesweges wollen wir aber den wiſſen⸗ 
„ſchaftlich gebildeten Juden die Befugniß zur Advokatur beſchränken, wie 
„wir ihnen auch den Genuß derjenigen Ehrenſtellen in der Curie geſtatten, 
„zu welchem der Vorzug der Geburt und der Glanz ihrer Familie 
„(praerogativa natalium et splendor familiae) fie berechtigt. Da ihnen dies 
„genug ſein muß: ſo dürfen ſie das Verbot des Kriegsdienſtes 
„nicht für eine Herabſetzung achten.“ “) g 

Von einer bürgerlichen Verdorbenheit der Juden ſprechen die Geſetze zur 
Motivirung ihrer harten Beſtimmungen noch nicht und auch die Geiſtlichen 
bedienten ſich damals noch allein eines Mittels, welches durch das ganze 
Mittelalter, alsdann erſt im Verein mit der hervorgehobenen Schlechtigkeit des 
jüdiſchen Volkes, als Vorwand aller Verfolgungen diente, — der Aufſtel⸗ 
lung, daß die bisherige Duldung der Juden und ihre Gleichheit mit den 
übrigen Bürgern ein Verbrechen gegen den wahren Glauben ſei und Gott 
dies durch ſeine Strafgerichte, die geſendeten öffentlichen Calamitäten, kund⸗ 
gebe ). In dieſer Art wirkte man namentlich auf den ſchwachſinnigen 
Theodoſius II., und diefer erließ hierauf im J. 439 die folgende Novelle, 
welche als Wendepunkt der bisherigen und als Grundlage der ſpäteren jü⸗ 
diſchen bürgerlichen Zuſtände erachtet werden kanns), wobei es bemerkens⸗ 
werth, daß auch hier noch den Juden kein bürgerlicher Vorwurf gemacht 
wird, obgleich dies, der Sprache und dem Inhalte nach offenbar aus der 
Feder eines Geiſtlichen gefloſſene, Geſetz ſicherlich einen derartigen Anlaß 
nicht unberührt gelaſſen hätte. 

„Die Kaiſer Theodoſius und Valentinian an den Prae— 
fectus Praetorio Florentius. 

Unter allen Sorgen, welche die Liebe zum Volke uns in ſtets wachſamem 
Nachdenken auferlegt, haben wir die Erforſchung der wahren Religion für 
die vornehmſte Pflicht unſerer kaiſerlichen Majeſtät erkannt; denn wenn 
wir ihren Dienſt aufrecht zu halten im Stande ſind, ſo eröffnen wir allem 


1) L. 16. C. Theod. ibid. 

2) Schon die unterſten in dieſen Korps waren Ritter, und ihre Anfuͤhrer, zu wel⸗ 
cher Wuͤrde ſie nach dem Dienſtalter aufſtiegen, gehörten zu den angeſehenſten 
Männern (der Oberſte war Senator). Die Agenten in rebus gingen als kai⸗ 
ſerliche Kommiſſarien in die Provinzen, ließen die Abgaben eintreiben, hatten das 
Poſtweſen zu beſorgen, die Verpflegung der Armee ging großentheils durch ihre 
Haͤnde u. ſ. w. 

3) Man erinnert ſich bei dieſen vor vierzehnhundert Jahren geſprochenen Worten 
unwillkuͤhrlich an die ähnliche Lage, in welche die Juden in Preußen ruͤckſichtlich 
des Militairdienſtes verſetzt werden ſollen. 

4) Auch wurde den Juden ſchon damals Schuld gegeben, am Hamansfeſte dem Galgen 
des Haman Kreuzesform gegeben, oder auch wohl ſtatt des todten Haman einen 
lebenden Chriſten gegeißelt zu haben. Durch Letzteres wurde der Aufſtand in 
Antiochien gegen fie erregt. Vgl. L 18. Cod. Theod. de Jud. 


5) Vgl. dieſe Novelle in Ritters Ausgabe des Cod. Theod. Tom. IV. P. 2. p. 11. | 


Der Cod. Justin. giebt in der 1.19, Lib- I. Tit. 9. nur einen Auszug. Das 
Intereſſe, welches dieſes Geſetz in jeder Beziehung hat, wird deſſen vollſtaͤndige 
Mittheilung rechtfertigen. 
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menſchlichen Beginnen den Weg des Gedeihens. Hierüber belehrt durch 
die Erfahrung eines langen Lebens, haben wir mit gottſeligem Rath die 
heiligen Gebräuche für die Nachkommen auf das Geſetz der Unveränderlich⸗ 
keit zu gründen beſchloſſen. Denn wer ſollte ſo wahnſinnig, zu ſolcher 
Unmenſchlichkeit neuer Wildheit verdammt ſein, daß er, den Himmel er— 
blickend, wie er nach dem Geheiß der göttlichen Weisheit in unglaublicher 
Geſchwindigkeit und rechtem Maß den Wechſel der Zeiten vollendet; den 
Lauf der Geſtirne, welcher die Arbeiten und Genüſſe des Lebens ordnet, 
die mit Früchten begabte Erde, das ſtrömende Meer, und den Bau dieſes 
unermeßlichen Werks, wie er in den Gränzen der Natur eingefchloflen iſt, 
betrachtend, nicht nach dem Urheber eines ſo großen und ſo geheimnißvollen 
Gebäudes forſchen ſollte. Und doch ſehen wir die verblendeten Juden, Sa— 
mariter, Heiden und andere Arten ketzeriſcher Ungeheuer dieſes ſich unter— 
ſtehen! Wenn wir es alſo unternehmen, ſie durch das Heilmittel der Geſetze 
zur Geſundheit eines richtigen Sinnes zurück zu bringen, ſo werden ſie 
ſelbſt die Schuld unſerer Strenge tragen, indem ſie mit verſtocktem Eifer 
eines harten Gemüthes der Milde keinen Raum laſſen. Da nun, nach einem 
alten Spruche, bei verzweifelten Krankheiten keine Heilmittel anzuwenden 
ſind, ſo machen wir endlich, auf daß jene verderbenbringenden Sekten ſich 
nicht, unſerer Zeiten ganz vergeſſend, gleichſam ohne Unterſcheidung des 
Glaubens ungezügelter in das Leben verbreiten, für ewige Zeiten hiermit zum 
Geſetz!): Kein Jude, kein Samariter ſoll, mit Aufhebung der 
Geſetze beider Reiche, ferner zu Aemtern und Würden zuge⸗ 
laſſen werden, keinem die Verwaltung ſtädtiſcher Obrigkeit 
offen ſtehen, nicht einmal der Dienſt eines Vertreters der 
Städte von ihnen verſehen werden. Denn wir finden unrecht, daß 
die Feinde der himmliſchen Majeſtät und der römiſchen Geſetze dennoch 
durch die erſchlichene Verwaltung der Gerichtsbarkeit die Verfechter unſerer 
Geſetze ſein, und beſchützt von dem Anſehn erworbener Würden die Macht 


haben ſollen, über Chriſten, ja über die Prieſter unſerer heiligen Religion 


ſelbſt, unſerm Glauben gleichſam zum Hohn, zu richten und was ſie wollen 
zu erkennen. Wobei wir in gleichem Betracht noch feſtſetzen: daß keine 
Synagoge in neuem Baue ſich erhebe, jedoch die Unterſtützung der alten, 
die von Baufälligkeit bedrohet werden, verſtattet ſei. Dieſem fügen wir 
hinzu, daß wer einen Sklaven oder Freien wider ſeinen Willen oder durch 
ſtrafbare Ueberredung von dem Dienſte der chriſtlichen Religion zu jenen 
ſtrafbaren Sekten und Gebräuchen verleiten würde, mit Verluſt aller Güter 
am Leben zu ſtrafen iſt. Wer alſo ſchon die Inful (Amtsmütze) erhalten, 


ſoll doch nicht zum Beſitz der erworbenen Würde gelangen, und wer eine 


Synagoge erbauen würde, ſoll willen, daß er zum Vortheil der rechtg'äu⸗ 
bigen Kirche gearbeitet habe. Wer ſich dennoch in ein Amt einſchleichen 
würde, ſoll doch wie vorher in dem niedrigſten Stande bleiben, wenn er 
auch ſelbſt den Titel einer der höheren Würden ſich erworben hätte. Wer 
aber den Bau einer Synagoge in anderer Abſicht, als der bloßen Wieder⸗ 
herſtellung unternähme, ſoll mit einer Strafe von 50 Pfund Gold ſein 
Unterfangen vereitelt ſehen. Ueberdies ſehe er ſeine Güter eingezogen und 
ſich felbft der Lebens ſtrafe verfallen, wenn er mit feiner verkehrten Lehre 
über den Glauben eines Andern geſiegt haben ſollte. Und weil es der kai⸗ 
ſerlichen Majeſtät geziemt, mit ſolcher Vorſicht alles zu umfaſſen, daß der 
1) Die Beſtimmungen dieſes, in Betreff der Schreibart an den heutigen chineſiſchen 
offiziellen Styl erinnernden, Geſetzes ſind im Weſentlichen durch die Jahrhunderte 
geltend geblieben, ſind insbeſondere groͤßtentheils noch die des heutigen Rechtes, na⸗ 
mentlich auch in Preußen, 
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allgemeine Vortheil in keinem Stücke leide, ſo iſt unſere Meinung, daß die 
Curialen aller Städte, wie auch die Cohortalen, welche zu läſtigen Dien⸗ 
ſten irgend einer Art, ſelbſt zu Kriegsdienſten, ſowohl mit ihrem Vermögen 
als mit perſönlichen Verrichtungen verpflichtet ſind, welcher Sekte ſie auch 
angehören, in ihren Klaſſen behalten werden, damit es nicht ſcheint, als 
hätten wir den abſcheuwürdigen Menſchen, welche wir Kraft dieſes Geſetzes 
beſtrafen wollen, vermöge ſchimpflicher Umtriebe die Wohlthat einer Be— 
freiung erwieſen. Jedoch mit der Ausnahme, daß den aus dieſen Sekten 
genommenen Dienern der Obrigkeit niemals die Vollſtreckung eines Richters 
ſpruches, noch die Aufſicht über die Hut der Gefangenen anvertraut werde, 
damit nicht die Chriſten, wenn ſie, wie es zuweilen geſchieht, eingeſperrt 
werden, durch den Haß der Wächter doppeltes Gefängniß erleiden und es 
zweifelhaft werde, ob ſie mit Recht eingeſchloſſen ſind. Ferner hat unſere 
Gnade erwogen, daß wir der Heiden und Götzendiener unmenſchlichem 
Thun unſere Wachſamkeit entgegenſetzen müſſen, als welche mit angeborner 
Thorheit und Frechheit hartnäckig vom Wege der wahren Religion abwei— 
chend, fluchwürdige Opfergebräuche und beklagenswerthe Irrthümer des 
falſchen Glaubens in abgelegener Verborgenheit zu üben ſich nicht entblö— 
den, wenn nicht ihre Verbrechen zur Beleidigung der göttlichen Majeſtät 
und zum Hohn unſerer Zeiten durch die Beſchaffenheit ihres Wandels an 
den Tag kämen, weil nicht die tauſend Schrecken der erlaſſenen Geſetze, 
nicht die Strafe der angedrohten Verbannung ſie, wenn auch nicht zur 
Sinnesänderung, doch wenigſtens zur Minderung ihrer zahlloſen Verbrechen 
und Enthaltung von der Beſudelung durch Opfer haben nöthigen können. 
Vielmehr wird mit ſolcher raſenden Kühnheit gefrevelt, unſere Geduld fo 
gefliſſentlich durch Gottloſigkeit ermüdet, daß wenn ſie auch zu vergeſſen 
geneigt iſt, fie doch nicht ſchweigen kann. Daher, obgleich die Liebe der Re: 
ligion immer gerüſtet ſein muß, und obgleich der heidniſche Wahnſinn die 
grauſamſten Todesſtrafen verdiente, ſo haben wir doch, unſerer angebornen 
Langmuth eingedenk, mit ſtandhaftem Befehl beſchloſſen, daß wenn einer 
mit unreinem und beflecktem Sinn, wo es auch ſei, bei einem Opfer ergriffen 
würde, unſer Zorn ſich wider ſein Gut und Blut erheben ſoll. Denn wir 
müſſen dies beſſere Opfer bringen, damit der Altar des Chriſtenthums in 
ſeiner Reinheit erhalten werde. Oder ſollen wir noch länger unter 
dem von dem erzürnten Himmel geſtörten Wechſel der Jahres— 
zeiten erliegen, weil der Heiden erbitterte Abtrünnigkeit das 
Gleichgewicht der Natur nicht zu bewahren weiß. Denn 
warum hätte der Frühling ſeine gewohnte Milde abge— 
ſchworen? Warum hätte der Sommer des arbeitſamen Land— 
mannes Hoffnung auf die Aehren mit mangelnder Ernte ge— 
täuſcht? Warum hätte des Winters unmäßiger Grimm die 
freigebige Erde durch tiefeindringenden Froſt zu ungerechter 
Unfruchtbarkeit verdammt, wenn nicht die Natur ihre Or— 
dnung auf des Höchſten Gebot zur Beſtrafung der Gottloſig⸗ 
keit verlaſſen hätte? Auf daß wir dies nicht noch länger erdulden, 
muß durch friedenbringende Rache, wie oben feſtgeſetzt iſt, die anbetungs⸗ 
würdige Majeftät des höchſten Weſens verſöhnt werden. Uebrigens, met, 
theſter und geliebteſter Vetter Florentius, muß alles, was gegen die beftäns 
digen Feinde Gottes, die Manichäer, gegen die Anſtifter ketzeriſchen Unſinns, 
die Eunomianer, gegen die Montaniſten, Catafrigen, Fotinianer, Priscil— 
lianiſten, Aſcodrogen, Hydroparaſtaten, Borboriten und Ophiten in unzäh⸗ 
ligen Verordnungen befohlen iſt, nunmehr ohne ferneres Säumen zur 
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ſchleunigen Vollſtreckung gebracht werden. Deine erlauchte und hochan⸗ 
ſehnliche Hochmögenbeit, welche ſich immer beeifert, ſowohl den göttlichen 
als fürſtlichen Befehlen ihren Dienſt zu widmen, wird alſo das, was wir 
zur nie genug zu erhebendenEhre der katholiſchen Religion verordnet haben, 
durch Erlaß der gewöhnlichen Edikte Deiner Excellenz zur allgemeinen 
Kunde bringen. Ingleichen wird ſie den Vorgeſetzten der Provinzen be— 
fehlen laſſen, daß mit gleicher Pünktlichkeit das, was wir zu verordnen nö— 
thig gefunden, ſämmtlichen Städten und Provinzen bekannt gemacht werde. 
Gegeben am 31. Jan. (439) zu Konſtantinopel, im 17. Konſulat des Au⸗ 
guſtus Theodoſius und des noch zu ernennenden.“ 

Durch dieſes Geſetznahm Theodoſius den Juden die bürgerliche Ehre; 
ſie hatten mithin nichts mehr zu verlieren und es war eine natürliche Folge, 
daß fie als Feinde einer fie mißhandelnden Regierung auftraten. Im zwei⸗ 
ten Jahre der Regierung Juſtinians (529) brach ein Aufſtand der Sa— 
maritaner aus, zu welchen ſich viele andere Juden ſchlugen, ſo daß die 
Empörung nicht ohne Mühe unterdrückt wurde. Fünf und zwanzig Jahre 
ſpäter empörten ſich die Samariter und Juden abermals zu Cäſarea 
und ermordeten den kaiſerlichen Statthalter. Sehr viele wurden dafür hin⸗ 
gerichtet, viele verbannt und das Vermögen der Reichen konfiscirt. In Italien 
traten deſſenungeachtet die Juden auf die Seite der Gothen, und trugen 
viel zu dem hartnäckigen Widerſtande bei, welchen die Stadt Neapel dem 
Beliſar leiſtete. Sie wurden bei der Eroberung ohne Unterſchied des Al— 
ters und Geſchlechts von den Soldaten ermordet. 

Welch erbitterter Feind der Juden Juſtinian dafür war, zeigt ſeine 
größtentheils heut noch gültige Geſetzgebung gegen dieſelben. Aber ſelbſt in 
dieſer findet ſich noch nirgends der Vorwurf, daß fie ſich irgend einer bürger⸗ 
lichen Pflicht entzögen. Den Samaritern wurde die Befugniß, Teſtamente 
zu machen, oder durch Teſtamente etwas zu erwerben, genommen und ihre 
Synagogen ſollten zerſtört werden 1). Die Juden ſollten, nach der Veror— 
dnung v. J. 5322) in Rechtsſachen nicht als Zeugen gebraucht werden, ſobald 
beide, oder auch nur ein Theil der Parteien ein rechtgläubiger Chriſt wäres). 
Die Samariter aber ſollten, wie einige andere Ketzer, gar nicht vor Gericht 
gehört werden, weder als Zeugen noch als Parteien, nicht einmal unter ein— 
ander 2). Am ſtärkſten drückt ſich aber der fanatiſche Haß Juſtinians in der 
Verordnung v. J. 556. Nov. 45. aus. Die Irrgläubigen hatten gehofft, daß 
wenn ſie aller bürgerlichen Ehre beraubt wären, man ſie dagegen auch mit 
den Laſten der öffentlichen Aemter verſchonen werde. „Wir haben uns ge⸗ 
„wundert“, antwortet der Kaiſer ſeinem Miniſter Johannes, „daß deine 
„Weisheit, dein Scharfſinn ſolche Gründe zugelaffen hat, und du nicht ſogleich 
„diejenigen, welche dergleichen vorgebracht, zerfleiſcht haſt. Denn wenn es 
„Menſchen glebt, welche für ihre fortdauernde Unvernunft noch Belohnungen 
„verlangen, die wir den höchſten Würden allein verwilligt haben, wen follte nicht 
„dieſe Unverſchämtheit und Narrheit empören. Daher ſollen dieſe Menſchen 
„allerdings zur Curie gezogen werden, und ſollen unter den Laſten der 
„ſtädtiſchen Aemter (eurialibus et offieialibus functionibus) erſeufzen s), wie 


— — 


— — 


N) L. 7. Cod. de liaereticis. 

2) L. 21. eod. tit. 

) Eine Unzuverläſſigkeit des Eides wird auch hier noch nicht als Grund an: 
gegeben, ſondern reiner Religionshaß dictirt das Geſetz. Le 

*) Diefe aberwitzigen Geſetze gegen die Samariter wurden nicht vollſtändig beob— 
achtet, und in der Folge wieder gemildert. Nov. 129. 

8) Vgl. S. 3. Not. 1. 
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„es längſt verordnet iſt, und kein Glaube ſoll ſie von dieſem Looſe befreien. 
„Doch ſollen ſie der mit dieſen Aemtern verknüpften Ehre nicht fähig ſein, 
„und was die Geſetze den Curialen an Vorrechten einräumen, daß ſie nicht 
„geſchlagen, nicht in andere Provinzen verſetzt werden dürfen, und dergleichen, 
„fol ihnen durchaus nicht zu gute kommen, ſondern alles, was die Geſetze 
„in Anſehung der Curialen beſtimmen, ſoll auch bei ihnen gelten, in ſofern 
„es keinen Vorzug gewährt; ſie ſollen perſönliche Dienſte und Abgaben 
„tragen, und kein Geſetz fie davon frei machen; Ehre aber ſollen fie nicht ge: 
„nießen, ſondern in demſelben verächtlichen Zuſtande ſein, in welchem ſie 
„ſelbſt ihre Seelen laſſen wollen.“ ) 

Später fuchte man immer mehr noch alle Verhältniſſe zwiſchen Juden 
und Chriſten abzuſchneiden, und man wendete bereits gewaliſame Mittel 
an, um fie zur Aufnahme der chriſtlichen kehre zu bewegen, ja Kaiſer 
Heraclius forderte ſogar die Könige der neugermaniſchen Staaten zu 
gleicher Thätigkeit bei Bekehrung der Juden auf. Im neunten Jahrhundert 
zwang fie Kaiſer Baſilius !) geradezu zur Taufe und wenn er ihnen noch 
erlaubt hatte, nach ihrer Weiſe zu leben, ſo hob ſein Sohn Leo die Gültig— 
keit aller Geſetze auf, welche die Beobachtung jüdiſcher Gebräuche nod, 
ließen, befahl ihnen, nach der reinen chriſtlichen Lehre zu leben, und ſetzte 
Todesſtrafe auf die Uebertretung 2). 


Dritter Abſchnitt. 


Bürgerliche und Rechts-Verhältniſſe der Juden in 
Deutſchland. 


Als germanifche Völker ſich der ehemals römiſchen Provinzen bemächtig⸗ 
ten, wurde die Lage der Juden in den letzteren wo möglich noch trauriger. 
Eine Menſchenklaſſe, die feit Jahrhunderten geſetzlich unfähig gemacht wor— 
den war, die Waffen zu tragen, mußte aller Anſprüche auf bürgerliche Ehre 
in den Augen von Völkern entbehren, denen Kriegsruhm als Höchſtes galt. 
Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden wurden hierdurch ſofort feſt— 
geſtellt, da dieſer Mangel ſie von allen Beneficien und Lehen, und bei weiterer 
Ausdehnung des Lehnweſens mithin von faft allem Grundeigenthume aus— 
ſchloß. Da ſie eben dadurch auch verhindert waren, Dienſtmannen und 
Eigne Leute der Grundbeſitzer zu werden, ſo ſielen ſie der oberſten Gewalt, 
dem Könige, als dem allgemeinen Lehnsherrn, anheim s). Dagegen war ihr 
Glaube in den erſten Zeiten kein Anlaß zur Bedrückung und ſie werden 
überhaupt bei den erſten germaniſchen Völkern meiſt nur als Kaufleute er: 
wähnt. Nach den Geſetzen der Franken gehörten ſie zu den Domainen der 
Könige als „Servi filiales“ und hatten von ihrem Gewinn den zehnten, 
die chriſtlichen Kaufleute nur den eilften Pfennig zu entrichten. Karl der 
Große hatte einen Juden am Hofe, in welchen er großes Vertrauen ſetzte, 
und zu noch höherem Anſehen ſtieg unter Ludwig dem Frommen der Leib—⸗ 
arzt Zedekias. Die Juden genoſſen unter dieſer Regierung einer vollkom⸗ 
menen Freiheit und die gelehrten Erzbifchöfe von Mainz und Lyon, Raba— 
nus Maurus (1 850) und Agobard (7 840) eiferten vergebens gegen 


1) 867 886. 
2) Nov. Leonie 55. 


) Fiſcher's Geſchichte des Deutſchen Handels Bd. 1. Abſchn. 33. S. 416. Olen⸗ 
ſchläger's Erläuterung der goldenen Bulle S. 191. 
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dieſe Begünſtigung der Juden ). Nur die Weſtgothen, welche mit den 
römiſchen Grundfäßen ſchon länger bekannt waren, ſchärften noch in ihren 
Geſetzen die fanatiſchen römiſchen. In der Geſetzſammlung König Sr 
wigs vom J. 680 nehmen die Verordnungen gegen die Juden mehrere Zi 
tel ein 2), denen die neuere römiſche Geſetzgebung zum Grunde liegt. Vertil— 
gung dieſer „verabſcheuungswürdigen Sekte“ (detestanda secta) iſt 
der Zweck. Es war nach dieſen Verordnungen den Juden verboten, ihren 
Sabbath und ihr Oſterfeſt zu feiern 3), ſich nach dem moſaiſchen Geſetze zu 
verheirathen, und nach demſelben Sp:ife und Trank zu beſtimmen“); die 
Beſchneidung auszuüben s); kein Jude war fähig, über ein hriftliched 
Verbrechen auszuſagen. Der Uebertretung dieſer Geſetze folgte Hinrich— 
tung durch Juden ſeibſt, Steinigung oder lebendige Verbrennung e). Der 
Sclave eines Juden, der Chriſt wurde, erhielt ſogleich die Freiheit; Geſchenke 
von einem Juden zu nehmen, war unterſagt; ſpäter mußten alle Juden ſich 
taufen laſſen ). Die Prieſter waren angewieſen, auf Beobachtung dieſer 
Geſetze zu halten, die Vergehungen der Juden zu unterſuchen und zu firas 
fen, und alles gegen ſie zu verſügen, was ihrer Rechtgläubigkeit gut 
dünken möchte (quid illis catholice forte agendum conveniat). Die melt: 
lichen Richter durften keine Unterſuchung wider einen Juden ohne Beiſein 
eines Biſchofs oder eines von ihm dazu bevollmächtigten Geiſtlichen an— 
ſtellen, weil man ihnen mehr ketzeriſche Menſchenliebe zutraute. 

Man kann annehmen, daß die Prieſter ihre Pflicht erfüllt haben. 

Wiederum iſt in dieſen barbariſchen Geſetzen gar nicht von bürgerlicher 
Unwürdiakeit der Juden die Rede, ſondern nur von der Ausrottung aller Ketze— 
rei 8). Es läßt ſich ſogar aus den wiederholten Verboten, den Juden obrigkeit⸗ 
liche Verrichtungen zu geſtatten, und aus dem Vorbehalt, daß der König des 
öffentlichen Nutzens wegen hiervon eine Ausnahme zulaſſen könne, ſchließen, 
daß man die Juden für brauchbar und zuverläffig gehalten haben müſſe. 

In Deutſchland, wohin die Juden ſchon zur Zeit Hadrians 
gekommen“), und wo deren Toleranz ſich auf uraltes Reichsherkommen 
und erſt in ſpäter Zeit auf ausdrückliche Reichsgeſetze von 1548 und 1577 
ſtützte 0), wurden ihnen ſehr früh ſchon durch die in Betreff des Geldverkehrs 


1) Der Erzbiſchof Agobard von Lyon wollte die alten Verordnungen gegen ſie 
handhaben, allein die Juden wirkten einen kaiserlichen Befehl zu ihren Gunſten 
aus. Dafür ſchrieb Agobard ein eigenes Büchlein gegen ſie: De insolentia 
Jadaeorum, und zeigte ſich in den Streitigkeiten des Kaiſers mit feinen Söhnen 
als einen feiner heftigſten Gegner. Vgl. Dohm, üb. d. burg. Verbeſſerung 
der Juden. Bd. 1. S. 54 ff. VR L 

2) Lex Visigotharum Lib. XII. tit. II. bei Georgisch III. Corp. jur. Germ. 
entig. S. 21502193. 

5) Tit, II. Cap. 5. 6. 

) Cap. 8. 

5) Cap. 7. 

) Cap. 11. 

7) Tit. III. Cap. 3. . 13 

) Es fälle auf dieſe Geſetze das richtige Licht bei Erwägung der damaligen ſpani⸗ 
ſchen Verhältniſſe. Der weſtgothiſche Hof war der arianiſchen Ketzerei zugethan, 
bis König Recared (586) zur katholiſchen Kirche uͤberging, und nun für feine 
Parthei eben fo fanatiſch war, als fein Vater Leovigild für die arianiſche ge: 
melen, Von ihm rühren die erſten jener Verordnungen her. Zugleich mit jener 


Religionsveränderung war die ganze Staatsgewalt in die Hände der Geiſtlich⸗ 
keit und der Staat in das Verderben gerathen, welches die Mauren herbeizog. 
) Joſt, Geſchichte der Israel. V. S. 18 ff. 
10) Gerſtlachers Handbuch der Reichsgeſetze X. 1889. Moſer, Von der Landes⸗ 
hoheit im Weltlichen VIII. 2. 


| 
| 
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ſtattfindende Geſetzgebung letzterer beinahe vollſtändig in die Hände gege⸗ 
ben. Auf Grund mißverſtandener bibliſcher Stellen wurde nämlich ſchon 
auf der Kirchenverſammlung zu Elvira im J. 313 das Verbot, Geld auf 
Zinſen zu leihen, auch auf die Laien ausgedehnt, und ſchon Karl der 
Große nahm daſſelbe in die weltlichen Geſetze auf!), was dann auch in den 
Swabenſpiegel überging 2). Wucher war Alles, was ſich Jemand über das 
Geliehene zurückgeben ließ. Die Juden waren, bei dem aus der chriſtlichen 
Religion hergenommenen Grund des Geſetzes, nicht unter demſelben begrif— 
fen und ſie bekamen hier und da ausdrückliche Verwilligungen zu beſtimm— 
ten, nach der damaligen Seltenheit des Geldes ſehr hohen Zinſens). Durch die 
Bedeutung dieſes Geldverkehrs wurden die Juden den Großen unentbehrlich, 
wie man aus den Rechten entnehmen kann, welche ihnen zugeſprochen 
wurden. Sie hatten eigene Richter und lebten nach eigenen Geſetzen. 
Die Judenvorſteher zu Mainz und Worms hießen Biſchöfe und Konſuln, 
und die von Fürſten als hohe Finanzbeamte gebrauchte Juden nannten 
ſich anſtatt Kammer » Knechte wohl Kammer-⸗Grafen 2). Das wichtigſte 
ihrer Rechte, welches eine unkundige Geſetzgebung ihnen zugeſtand und 
wodurch ſie ſchneller als andere zu Vermögen kommen mußten, war die 
rückſichtlich ihrer ausgeſprochene Milderung des alten ſtrengen Rechts gegen 
die redlichen Beſitzer geſtohlener Sachen. In weſſen Beſitz eine ſolche ge— 
funden wurde, der mußte ſeinen Vordermann nachweiſen, oder war ſelbſt 
als Dieb verdächtig und verlor wenigſtens die Sache, ohne ſein Kauf— 
oder Pfandgeld wieder zu erhalten 5). Dieſem allgemeinen ſtrengen Rechte 
waren auch die Juden unterworfen und mußten Gewähr leiſten, gleich 
den Chriſten. Allein ſchon vor Abfaſſung des Magdeburger Weich⸗ 
bilds und des Sachſenſpiegels bekamen ſie, man weiß nicht von 
welchem Könige, noch auf welche Veranlaſſung, ein günſtigeres Recht. 
„Nun habent ſy beſſer Recht erkauffet“, ſagt der Schwabenſpiegel ) 
„das habent ihn die Künig geben wider Recht, daß ſy leyhent auf diebig 
„und auf raubig Gut.“ Sie brauchten nichts zu erweiſen, als daß ſie 
nicht in Verborgenem, ſondern öffentlich, „bei ſchönem Tag und vor 
„ihrer Thür in offener Straß,“ wie der Schwabenſpiegel ſagt, das Pfand 
angenommen hatten, um vor jeder Verantwortung ſicher zu ſein Wurde 
dann eine bei dem Juden gefundene Sache als geſtohlen erwieſen, und 
dieſer hatte Zeugen für ſeine öffentliche Annahme derſelben, ſo brauchte er 
die Sache nur gegen Erlegung des darauf gegebenen Geldes zurückzugeben, 
und verlor nur ſeine Zinſen. Hatte er aber heimlich gekauft, ſo mußte er 
die Sache umſonſt herausgeben. Kirchengeräthe ſoll er jederzeit umſonſt herauss 
geben, und wenn er es verläugnet hatte, als Dieb geſtraft werden, doch ſo, 
daß er ſich deshalb auf einen Gewährsmann nach gemeinem Rechte berufen 
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1) Capitul. I. vom J. 789. cap. V. v. J. 806. cap. 12—18. 

2) Cap. 11. 

) Zehn Procent jährlich ift die Mittelzahl noch im 14. Jahrhundert. (Meyern, 
von der Rechtmäßigkeit des ſechſten Zinsthalers, S. 69.); doch werden den Ju⸗ 
den z. B. in dem thuͤringiſch-meißniſchen Schutzbrief von 1368 noch auf ein 
Schock die Woche ein halber Groſchen zugeſtanden, was nahe an 30 Fl. betraͤgt. 
S. über denſelben unten. 

„) Eine Urkunde von 1259 bei Meichelbeck, histor, Frising. T. II. Cod. probat. 
p. 26, fängt an: Ego, Lublinus et frater meus Neckelo judaei, Comites 
Camerae illustris Ducis Austriae. 

s) Fig 2. Buch Art. 29. und 36. Weichbild Art. 130. Schwabenſpiegel 

ap. 161. 
) Cap. 349 in Senkenbergs Ausgabe. 
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durfte, wenn er einen ſolchen hatte. Selbſt war er aber nie ſeinem Käufer die 
Gewähr der verkauften Sache zu leiſten verbunden, wenn er nicht wollte y. 

Die Juden Ordnung Heinrich des Erlauchten von Meiſſen 
v. J. 1265 2) geht hierin noch viel weiter. Sie erläßt dem Juden die Vers 
bindlichkeit, nur öffentlich und im Beiſein von Zeugen Sachen zum Pfand 
anzunehmen, und wenn nur der Jude ſchwört, daß eine Sache auf redliche 
Weiſe in ſeine Hände gekommen, ſo darf er auch geſtohlene nicht zurückgeben. 

Unter ſolchen Verhältniſſen kamen die Kreuzzüge heran, und der Geiſt, 
der dieſe entſtehen ließ, mußte auch die Vernichtung der Israeliten als 
Ungläubige verdienſtlich finden. In der That koſtete der erſte und zweite 
Kreuzzug tauſenden der in der Rheingegend und an der Donau woh⸗ 
nenden Juden das Leben. Die Päpſte gaben den Kreuzfahrern die 
Befugniß, Jene mit Gewalt zu Chriſten zu machen, und die ſich nicht 
taufen laſſen wollten, umzubringen. Sie erklärten, daß die Juden den 
Chriſten unterworfen ſeien und dieſe Anſicht war bald eine allgemein vers 
breitete, und wurde gewiſſenhaft ins Leben geführt s). Man ſag fie als be: 
wegliches Gut an, welches, wie jedes andere Eigenthum, nach Willkür aus 
iner Hand in die andere übertragen werden konnte. 

Friedrich II. erklärt: quod imperialis authoritas a priscis temporibus ad 
perpetuam judaici sceleris ultionem eisdem judaeis perpetuam servitulem 
indixerit ). Und in dem Gnadenbriefe an Conrad vom Jahre 1234 heißt 
es: Omnes el singuli judaei degentes ubique per terras nostrae jurisdictioni 
subjectas christianae legis imperii praerogaliva (qua dominamus et vivi- 
mus) servi sunt nostrae camerae speciales ). In der goldenen Bulle 
v. J. 1347 ſagt Carl IV.: „Alle Juden gehören mit Leib und Gut unſerer 
Kammer, und ſeyn in unſer Gewalt und Hände, daß wir mit unter Mäch- 
tigkeit damit thun und laſſen mögen, was wir wollen.“ Die Kaiſer 
gingen fo weit, ſich die Herrſchaft über die Juden in der ganzen chriſtlichen 
Welt anzumaßen, dies aus dem bekannten Vorurtheile folgernd, daß Karl 
der Große und ſeine Nachfolger in die Stelle und alle Rechte und Gewalt 
der römiſchen Kaiſer getreten, hierdurch alſo auch die Herrſchaft über die Juden 
erhalten hätten. Der Schwabenſpiegel ſagt dies ausdrücklich cap. 146 
§. 4.: Die Juden gab der König Titus zu eigen in des Königs Kammer, 
davor ſollen fie noch des Reiches Knecht ſeyn und er ſoll fie auch ſchirmen s).“ 
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el Faß gehegt Be 3. Art. 7. Weichbild Art. 136. Schwabenſpiegel 
ap. 349. 


) Fabricius, rerum Misnicar. L. I. pag. 112, hat fie aus einer Freiberger 
Urkunde abdrucken laſſen. b 

2) Innocenz III. ſagt 1203 (c. 13. X. de Judaeis und c. 4. de jud. 7.): Etsi ju- 
daeos, quos propriu culpa submisit perpetuaeservituti, cum daminum cruci- 
fixerunt etc. — Rogamus igitur — Philippum, regem Francorum, 
mandamus etiam — duci Burgundiae, et comitissae Trecen., ut 
tales reprimant Judaeorum excessus, necervicem, perpetuae servi- 
tutia jugosubmissam, praesumanterigere, inhibemus etc. — ne 
filii liberae filiis famulentur ancillae, sed tanquam servi, a domino 
reprobati, — sesaltem per effectum operis recognoscant 
servosillorum, quos Christi mors liberos, et illos servos 
effect. — Quocirca - praedictum regem ct alios— monere, ac efſicaciter 
inducere procuretis, quod judaei de caetero nullatenus insolescant, sed sub ti- 
more servili praetendant semper verecundiam eulpae suae. — Die vollſtän⸗ 
digſte Geſetzgebung gegen fie enthält die Bulle Gregor's XIII. v. 1 Juni 1581 
c. 5. de jud. in 7. 

) Ap. Lambecium L. II. de biblioth. vindob, c. 5. p. 80. 

) Ap. Leibnit. in Prodr. cod. diplomat. No. 12. f 

) Nach dem Sachſenſpi egel lib. 3, Art. find fie im Frieden des Königs. 
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Den Titel „Kammerknechte“ erhielten ſie mit Rückſicht auf jenen Schutz 
zuerſt unter der Regierung Kaiſer Friedrich II. ). Sie mußten als ſolche 
für das Geleite und den angeblichen Schuß beſondere Abgaben an die Tat, 
ſerliche Kammer bei dem Regierungsantritte der Kaiſer zahlen und außer— 
dem jährliche Schutzgelder entrichten 2). Die Kaiſer behaupteten dies Recht, 
Juden zu halten, als eine Befugniß, die nur ihre ausdrückliche Erlaubniß 
den einzelnen Reichs ſtänden beilegen könne und verliehen daſſelbe häufig. 
Kaiſer Otto J. ſchenkte feine Rechte über die Juden der Domkirche in 
Magdeburg im J. 9653), Anderen Reichsſtänden bewilligten fie das ent: 
gegengeſetzte Recht, ihnen nie Juden aufdringen zu wollen ). Ja es kam 
vor, daß die Kaiſer, durch ihre Bedürfniſſe veranlaßt, den Judenſchutz gleich 
einem fruchtbringenden Krongute an Stände auf immer oder gewiſſe Zeiten 
verpfändeten; ſo verpfändete Kaiſer Karl IV. im Jahre 1349 die Gefälle 
von feinen Kammerknechten in der Reichsſtadt Frankfurt a. M. an den 
Rath derſelben gegen einen Vorſchuß von 15,200 Pfund Heller s). Er ver: 
ſchrieb zugleich auf den Fall, daß die Juden inzwiſchen ſterben oder um: 
gebracht werden ſollten, deren Eigenthum, und verkaufte im J. 1372 
den von ihm reſervirten halben Theil der Juden in der Stadt 
Frankfurt auf Wiederkauf, jedoch mit Fortdauer des Lebensſchutzes. Ja, 
die Kaiſer gingen weiter. Es war damals unter den Großen ein Handel 
mit Land und!keuten eingeriſſen, und die Juden waren zur Beſchaffung der 
Geldſummen herangezogen worden, ſo daß viele Fürſten ihnen verſchuldet 
waren. Da gebrauchte der Kaifer die Idee ſeines Eigenthumrechtes über die 
Juden, um im Intereſſe des eigenen Vortheils mit den Forderungen ſeiner 
Kammerknechte freigebig zu ſein. Schon Heinrich VII. hatte dies gethan; 
Ludwig IV. gab feinem getreuen Burggrafen Johann von Nürn⸗ 
berg im J. 1343 eine gleiche Befreiung von Allem, was er den Juden 
ſchuldig war und ſpäter dem Grafen von Würtemberg und dem 
Markgrafen Rudolph von Baden“). Syſtematiſch ging aber 
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1) Puffendorf in observ. jur. univ. Tom. I. obs. LSA Hoffmann de 
advocatia Imperatoris judaica, Sub 1749. Häberlin, Handbuch des deut: 
ſchen Staatsrechts. Berl. 1797. Bd. 3. S. 158. 

2) Nach dem Regierungsantritt war das ſog. Krongeld und der Opferpfennig, von 
jedem über 12 Jahr alten Juden 1 Rthlr., von unvermögenden 1 Gulden, zu 
zahlen. Stryck, de auro coronario. Halae 1701. Löhner, de reser- 
vato Imperatoris exjgendi aurum coronarium a Judaeis etiam in aliorum 
statuum imperii terris de gentibus. Altdorff 1750. Hüllmann, Finanzge⸗ 
ſchichte des Mittelalters, S. 171. 

) S. die Urkunde im Maibomii scriptor. rer. german. T. I. p. 749. 

4) Ein ſolches den Reichsſtädten Ulm und Nürnberg von Maximilian !. 
und II. bewilligtes Privilegium ſ. in Ayrer's oder Jung's Tractat de jure 
recip. Judaeos p. 64. 

) Kirchner's Geſchichte der Stadt Frankfurt a. M. Frankf. 1807. Thl. I. 
S. 440. Bender, der frühere und jetzige Zuſtand der Israeliten zu Frank⸗ 
furt a. M. Frankfurt 1833. S. 13. 

) Sowohl die Burggrafen Albert und Johann von Nürnberg, als die 
beiden Grafen von Wuͤrtemberg hatten eben anſehnliche Herrſchaften 
gekauft, fo daß es nicht die Noth war, welche dieſe Beraubungen herbeiführten. 
In Anſehung der. Grafen von Würtemberg hatten ſich die Juden nach 
damaliger Sitte ſelbſt zu helfen geſucht, Kriegsleute in Sold genommen, und 
ſich damit in den Beſitz gräflicher Güter geſetzt, webei fie von ihren Mitbuͤrgern 
der Reichsſtädte Colmar und Schlettſtadt, die mit den Grafen und 
Rittern Schwabens immer in Fehde lagen, unterſtützt wurden. „Da die Juden,“ 
ſo ſchloß der Kaiſer, „mit Leib und Gut „dem Reich zu eigen verfallen ſeien, ſo 
„könne er damit thun, handeln und ſchaffen, wie er möge, ſie verbrennen 
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bei dieſer Beraubung Kaiſer Wentzel zu Werke, der daraus eine 
vollſtändige Finanzſpekulation für ſich machte. Er befreite im F. 
1390 ganz Franken und Schwaben von Allem, was Fürſten, 

Ritter und Unterthanen den Juden ſchuldig waren, gegen Erlegung 
eines Theils dieſer Schulden an ihn ſelbſt. Die Stadt Nürnberg 
entrichtete ihm dafür 4000 Goldgulden, die Grafen von Würtemberg 
5000, die Herren von Oettingen 15,000, und die Herzöge von 
Baiern gleichfalls 15,000 Goldgulden ). Nur wenige Regenten machten 
eine ehrenvolle Ausnahme 2). Kaiſer Wentzel war der letzte, welcher ſeine 
Rechte über die Juden auf dieſe Weiſe mißbrauchte; die ſpäteren Kaiſer ver⸗ 
ſuchten durch regelmäßige Steuern ihren Zweck zu erreichen, mußten jedoch 
ihre behaupteten Rechte ſehr bald mit den Reichsſtänden theilen. Dieſen 
ward das Privilegium des Judenſchutzes durch allgemeine Reichs geſetze aus⸗ 
drücklich verliehen, wenngleich ſie es faktiſch, wie gezeigt, ſchon viel früher 
beſeſſen s). Zunächſt erlangten daſſelbe die Kurfürſten “), dann Alle, welche 
vom Reiche Regalien hatten oder beſonders deshalb privilegirt warens). 
Endlich konnten auch Privatperſonen und Korporationen den Judenſchutz 
wie jedes andere niedere Regale erwerben ©). 

‚Diefer Schutz war jedoch nicht nur gegen oben und insbeſondere wie ges 
zeigt, rückſichtlich des Vermögens, ſondern auch ſonſt, ein unzureichender. Die 
Geiſtlichkeit nährte den alten Religionshaß; die alten deutſchen Rechte, die 
den Juden günſtiger waren, wurden durch die Juſtinianeiſchen Samm⸗ 
lungen mit ihren tyranniſchen Verordnungen verdrängt; das Fauſtrecht 
hatte nach dem Untergange der Hohenſtaufen immer größere Ausdehnung 


„oder ſonſt tödten, bis auf eine geringe Zahl, damit nur ihres Namens Gedaͤchtniß 
„erhalten werde,“ und fie müßten froh fein, wenn er ihnen bloß die Laſt der ir⸗ 
diſchen Güter etwas erleichterte. Spittler's Geſchichte von Wuͤrtemberg S. 17. 

) Spicker, über die ehemalige und jetzige Lage der Juden in Deutſchland 
S. 116 ff. Erwägt man, daß dies doch nur Procente deſſen ſein konnten, 
was jene Fuͤrſten den Juden verſchuldeten, fo möchten bei der damaligen Selten: 
heit des Geldes wohl die Forderungen der Juden den größten Theil der Länder 
abſorbirt haben. Dieſer Umſtand erklärt genuͤgend die bald darauf folgende Siet: 

? brennung der Juden an fo vielen Orten. . 

) Als den Regenten der meiſſenſchen und thuͤringiſchen Lande für ſie und 
ihre Unterthanen ein ſolcher Vernichtungsbrief K. Wenzels im J. 1390 zugegan⸗ 
gen, beriefen ſie ſich auf ihre von ältern deutſchen Kaiſern erhaltenen oberſten 
Schutzherrnrechte über die Juden, und erlangten vom Kaiſer eine Zurücknahme ſeiner 
Verfügung. Nur von Wucher, Geſuch (d. i. Zinſen) und was uͤber das Hauptgut 
kommen und gewachſen fei, ſollte allermänniglich von den Juden frei, ledig und 
los ſein, in Anſehung des Hauptgutes aber ſolle alles zu der Markgräfin Katha⸗ 
rine von Meiſſen und ihrer Söhne Friedrich, Wilhelm und Georg Gewiſſen und 
guten Willen geſtellt ſein. Die Urkunde vom Tage St. Matthäus 1391 findet 
ſich bei Horn, Leben Kf. Friedrichs des Streitbaren S. 688. Die Juden hat⸗ 
ten hier im J. 1368 einen neuen Schutzbrief und eine Juden-Ordnung erhalten, 
welche bei Ludewig, Reliq. Manuser, T. X. p. 230 abgedruckt iſt. S. auch 
Horn, Leben Friedrichs des Streitbaren S. 899, und Schmidt a. a. O. 
S. 81. Es iſt intereſſant, dieſe Ordnung mit der oben angeführten von 1265 zu 
vergleichen. N 

) Ludewig, Erläuterung der Gold-Bulle Thl. I. S. 853 behauptet dies mit 
vielen Andern. 

4) Goldne Bulle Tit. 9. §. 2. 

) Vergl. unten die Beſtimmungen der Reichspolizei-Ordn. v. 1530 u. 1548 Tit. 20 
und von 1577 Tit. 20. §. 1. 

) Klüber, öffentl. Recht des deutſchen Bundes 8.379. Der Grundherrſchaft von 
Zuͤlz in Schleſien ſtand der Judenſchutz bis zum Ed. v. 11. März 1812 zu. 
Weigel's Beſchreibung des Herzogthums Schleſien VIII. S. 116. Kauſch, 
ausführl. Nachrichten über Schlefien. Salzburg 1797. 8. 7. Mehrere folder 
Verleihungen ſ. bei Pfeffinger Vitriar. illustr. T. III. p. 1276, 
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erlangt; die Juden waren reich — und ſo ſieht man denn vom Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts ab, daß die ſchon früher da geweſenen Mährchen 
eines von den Juden begangenen Mordes, eines göttlichen Befehls zu ihrer 
Ausrottung, einer von ihnen durchſtochenen blutenden Hoſtie und dergl. 
mehr genügen, um die Volkswuth gegen fie zu lenken. Beſonders aber 
geſchah dies, als jene furchtbare Peſt in den Jahren 1348 bis 1350 alle 
aſiatiſchen und europäiſchen Länder in unerhörter Weiſe verwüſtete. 
Die Meinung, ein mauriſcher König in Spanien habe die Juden gewon⸗ 
nen, um durch Vergiftung der Brunnen die Chriſtenheit auszurotten, brachte 
die allgemeinſte Verfolgung über ſie. Unter den Augen der Obrigkeiten, 
ja von ihnen geleitet, wurden Hunderttauſende vom Pöbel hingemordet!). 


— 


1) Im Elſaß war es nicht der Pöbel allein, welcher an die Brunnenvergiftung 
glaubte, ſondern der Bifhof von Straßburg und die Landesherrn im 
Elſaß hielten eine Zuſammenkunft in Benfeld, wohin auch die Städte 
Straßburg, Freburg und Baſel ihre Abgeordneten ſchickten, aber 
erklären ließen, daß ſie keine Bosheit von ihren Juden wüßten. Der Biſchof 
und die Grafen und Ritterſchaft beſchloſſen aber dennoch, die Juden abzuthun. 
In Baſel ließ ſich der Rath von dem aufrühreriſchen Pobel dazu nöthigen, in 
Straßburg aber zwangen die Zünfte die drei Häupter der Stadt, ihre Aemter 
niederzulegen, und wählten einen neuen Rath. Die Juden waren ſchon in der 
Judengaſſe zuſammengebracht und wurden bewacht. Der neue Rath fing ſeine 
Verwaltung damit an, den vorigen Handwerkmeiſter, welcher verlangt hatte, daß 
die Stadt den Juden, welchen ſie gegen Erlegung einer Geldſumme Schutz auf 
gewiſſe Jahre zugeſagt hatte, auch Wort halten müſſe, ſeines Vermoͤgens ver— 
luſtig zu erklären, einen Theil für ſich ſelbſt zu nehmen (1700 Pf., welches die 
neuen Rathsherrn unter ſich ſelbſt theilten), und das andere ſeinen Kindern zu 
geben. Am nächſten Sonnabend wurden die Juden, zweitauſend an 
der Zahl, auf einem hölzernen Gerüſte in ihrem Kirchhof verbrannt. Die 
ſich wollten taufen laſſen, ließ man leben, auch wurden viel Kinder gegen 
ihrer Eltern Willen aus dem Feuer genommen und getauft. Was man den Ju— 
den ſchuldig war, das ward alles wette, und alle Pfänder und Schuldbriefe wur: 
den zurückgegeben, aber das baare Gut nahm der Rath und theilte es unter die 
Handwerke. „Das war auch das Gift, das die Juden tödtete,“ ſagt der 
gleichzeitige Jacob von Königshofen in ſeiner Elſaſſer Chronik S. 296. Nach⸗ 
dem die Sache geſchehen war, ſchloſſen der Biſchof von Straßburg, und die Gra— 
fen und Baronen in Schwaben und Elſaß mit den Städten einen Bund, fie 
wegen des Juden-Brandes gegen männiglich vertheidigen zu helfen. 

Aehnlich zu Baſel. Der Pobel und einige Edelleute, die früher wegen verübten 
Unfugs gegen die Juden aus der Stadt verwieſen worden, nöthigten den Rath, 
die Judenermordung geſchehen zu laſſen. Auf einer Inſel im Rhein baute man 
ein hölzernes Haus, worin die Juden verbrannt wurden. Daſſelbe geſchah gleich 
nachher zu Freiburg, wo man 12 der reichſten ſo lange aufſparte, bis man alle 
ihre Schuldner erforſcht hätte. Albert. Argentin. Chron. T. II. p. 148. 

In Mainz wehrten ſie ſich anfänglich. Allein ihr Widerſtand konnte nicht 
von Dauer ſein, da keine Hülfe von Außen kam. Zwölftauſend wurden hier 
verbrannt oder verbrannten ſich ſelbſt. Rebdorf annal ap. Freher. T. I. 
p. 630. 

Das letzte thaten ſie, ihr unvermeidliches Schickſal vor Augen ſehend, an vie— 
len andern Orten. Zu Speier, Worms, Oppenheim und Frankfurt 
ſchloſſen üf ſich mit ihrer Habe in ihre Häuſer und zündeten ſolche an. Albert. 
Argent. I. c. 

In Erfurt wohnten 3000 Juden. Als ihre Glaubensgenoſſen zu Eiſenach 
und allen andern thuͤringiſchen Städten erſchlagen wurden, und ſie gleiche An— 
ſtalten gegen ſich bemerkten, verbrannten ſie ſich ſelbſt in ihren Häuſern. Daſſelbe 
Schickſal erduldeten ſie in Brabant, wo ſie es mit beſonderer Ergebung und 
Standhaftigkeit trugen. „Mit Freudigkeit“ ſagt der Chroniſt, „gingen ſie zum 
Scheiterhaufen, ſtürzten ſelbſt erſt ihre Kinder, dann ihre Weiber, endlich ſich 
ſelbſt in die Flammen. Aber ihr Tod hatte eine andere Urſache, die 
Begierde nach ihren Reichthümern!“ Magn, Chron. belg. ap. Pistor 
T. III. p. 328. 
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So allgemein auch dieſe Verfolgung in der Mitte des 14. Jahrhunderts 
geweſen, ſo nahmen doch ſchon zu Ende deſſelben viele Fürſten und Städte 
wiederum die große Zahl vermögender Juden auf, die während der Geiſtes— 
krankheit Karl VI. aus Frankreich vertrieben wurden!). Während des 
ganzen 14. und 15. Jahrhunderts kommen jedoch häufig Judenverfolgungen 
durch den Pöbel und Bedrückungen aller Art durch die Fürſten vor?), und 
kaum verſchaffte ihnen di? Befeſtigung der öffentlichen Ruhe durch die Kaifer 
Maximilian L und Kaiſer Karl V. einige Erholung, als auch ſchon 
di? Reformation bei neuer Belebung des religiöſen Geiſtes in ihrem Ges 
folge von Neuem die religiöfe Verfolgungsſucht heraufführte. 

Karl V. verſuchte es nämlich, ihre Lage verbeſſern, und ihnen ins beſon⸗ 
dere andere Erwerbsquellen außer dem Geldverkehr eröffnen. Er wollte 
durch den Schutzbrief, gegeben zu Augsburg am 12. Aug. 1530, ein allge⸗ 
meines Judenrecht für ganz Deutſchland aufſtellen. Kaiſer Ei, 
gismund batte den Juden in den elſaſſiſchen Reichsſtädten eine 
gemeinſchaftliche Judenordnung ertheilt, und die Judenſchaft im übrigen 
Deutſchland hegte den Wunſch, eine gleiche feſte Verfaſſung zu erhalten. 
Kaiſer Karl V. ging darauf ein, beſtätigte jene Artikel nicht nur für 
Elſaß, ſondern gab die folgende Urkunde für das ganze Reich: „und die Ge— 
mein der Jüdiſchheit allenthalben im heiligen Reich geſeſſen.“ 

Dieſe Artikel beſtimmten wörtlich Folgendes: 

J. „Wo man ihnen ſchuldig iſt, oder fürbaß ſchuldig würde, daß man ihnen 
das nach Laut ihrer Briefe, Bürgen oder mündlichen Verſprechens richten 
und bezahlen ſollte, als denn das von guter Gewohnheit herkommen und 
gehalten iſt, und welcher verkaufen, verſetzen und verkümmern möge als an⸗ 
dere ſein eigen Gut ohne allen Anſpruch und Hinderniß. 

II. Daß man ihr Leib oder Gut in Städten oder Dörfern, auf dem Felde, 
auf Straßen und auf Waſſern beſchirmen ſolle, und daß ihnen alle Straßen 
offen ſein follen, und genießen und theilhaftig ſein ſollen und mögen, das 
Chriſten, Edel und Unedel theilhaftig ſind und genießen. 

III. Daß man auch die vorgenannten Juden und Jüdinnen mit keinerlei 
Zöllen oder Sachen auf Waſſer und auf Lande beſchweren ſolle, aus genom⸗ 
men der Zölle, die unſere Vorfahren Römiſche Kaiſer oder Könige aufgeſetzt 
haben, und was daran von Alters her Gewohnheit iſt, das man denn von 
ihnen nehmen ſolle, und nicht mehr in keine Weiſe. 

IV. Daß man auch keinen der vorgenannten Juden, ihre Weiber oder 

Kinder zu der Taufe dringen ſolle. 
V. Daß ſie auch in unſere und des Reichs Kammer gehören. Darum 
iſt unſere ſonderliche Meinung und wollen, daß man fie, noch ihr keinen, fürs 
baß mehr urtheilen oder eigen ſolle, wider dieſe unſere Gnaden und Frei⸗ 
heiten, ſondern daß man ſie aus einer Stadt in die andere zu allen Zeiten 
fahren und ziehen laſſen ſolle, ohne alle Hinderniß und Irrung. 

1. Daß man auch die vorgenannten Juden und Jüdinnen weder für 
Landgerichte noch für Landfrieden, ob die wären, heiſchen oder laden ſolle 
oder möge: ſondern wer zu ihnen ſämmtlich oder ſonderlich zu ſprechen hätte, 
daß der Recht nehmen und geben ſolle vor dem weltlichen Gericht der Städte, 
darinnen fie gefeffen find. 


1) Auch dort war dies eine Finanzſpekulation. — „Ressource honteuse et 
usitée dela mauvaise administration des finances.“ Henault 
hist. de la France. 


*) Dohm a. a. O. Thl. 3. 
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VII. Und wäre es Sach, daß fie darum befchweret würden, daß das auch 
weder Kraft noch Macht haben ſolle. 

VIII. Welche Zeit das auch geſchehe, daß ein Jude ſchwören ſollte, daß 
er auf Moſis Buch ſchwören möge mit ſolchen Worten: Als ihm Gott helfe 
bei der Ehe (Bündniß), die ihm Gott gab auf dem Berge Sinai, und nicht 
anders. 

IX. Daß man auch keinen der vorgenannten Juden und Jüdinnen weder 
an Leib oder an Gut bezeugen möge, denn mit unverſprochenen Chriſten und 
mit unverſprochenen (unbeſcholtenen) Juden, die nicht ſeine offenbaren 
Feinde ſind. 

X. Daß wir auch keinen der vorgenannten Juden und Jüdinnen nies 
mand geben noch beſcheiden ſollen noch wollen, weder durch Dienſt oder 
Bitt willen in keine Weiſe fürgebracht.“ 


Gleichzeitig wurden durch die in demſelben Jahre aufgerichtete Reichs- 
Polizeis Ordnung v. 19. Nov. 1530 Tit. 27. die älteren ungerechten 
Geſetze gegen die Juden ausdrücklich abgeſchafft, ihnen der Wucher verboten, 
und fie auf Handwerke hingewieſen. Die betreffende Stelle befagt? ): 

„Item: Nachdem in etlichen Orten im Reich deutſcher Nation Jüden, 
„die wuchern und nicht allein auf hohe Verſchreibung, Bürgen und eigene 
„Unterpfand, ſondern auch auf raubliche und diebliche Güter leihen, durch 
„ſolchen Wucher ſie das gemein, arm, nothdürftig, unvorſichtig Volk mehr 
„dann jemand genug rechnen kan, beſchweren, jämmerlich und hoch verder— 
„ben: Setzen, ordnen und wollen wir, daß die Juden, fo wuchern, von nies 
„mand im heiligen Reich gehauſet, gehalten, oder gehandhabt werden, daß 
„auch dieſelben im Reich weder Frieden noch Geleit haben, und ihnen an 
„keinen Gerichten um ſolche Schulden, mit was Schein der Wucher bedeckt, 
„geholfen: damit ſie aber dennoch ihre Leibesnahrung haben mögen, wer 
„dann Juden bei ihm leiden will, der ſoll ſie doch ſo halten, daß ſie ſich 
„des Wuchers und verbotener wucherlicher Käufe enthalten, und mit ziem— 
„licher (anſtändiger) Handthierung und Handarbeit ernähren, wie eine jede 
„Obrigkeit daſſelbige ſeinen Unterthanen und dem gemeinen Nutz am nütz⸗ 
„lichſten und träglichſten zu fein, anſehen und ermeſſen würde; hiermit alle 
„Freiheiten, ſo gemeine Judenſchaft dagegen hätte oder käufiglich erlangen 
„würde, aufhebend und vernichtigend.“ 

Durch die ſpätere Reichs⸗Polizei Ordn. v. 1548, 1577 und durch 
den Reichs abſchied von 1551 o 78.79. 80 wurden dieſe Beſtimmungen 
erneuert und erweitert. In jener heißt es: Tit. 20. Kap. 2. 

„Demnach in etlichen Orten im Reich teutſcher Nation Jüden gehalten 
werden, welche nicht allein auf hohe Verſchreibungen, Bürgen und eignen 
Unterpfand, ſondern auf raubliche und diebliche Güter leyhen, und alſo durch 
ihren unmäßigen Wucher und Finantz das gemein arm nothdürffiig Volk, 


mehr, dann jemand gnug rechnen kan, beſchweren, aus ſaugen, und jämmerlich 


verderben, und zu vielen böſen Thaten verurſachen: So ſetzen, ordnen und 
wollen Wir anfänglich, daß fürohin niemand Jüden anzunehmen, oder zu 
halten geſtatt werden ſoll, dann denjenigen, die von Uns, und dem heiligen 
Reich Regalia haben, aber inſonderheit derhalben privilegirt ſeynd. Da aber 
jemand darüber Jüden aufnehmen würde, ſo ſollen doch dieſelben an keinem 
Ort weder Sicherheit noch Geleydt haben, darneben von Uns ernſtlich Ein— 
ſehens dargegen vorgenommen, und abgeſchafft werden. Daß auch alle 
und jede Obrigkeit, darunter die Jüden jetzt berührter Maaßen geſeſſen, 


1) Gerſtlachers Handbuch der Reichsgeſetze Thl. X. S. 1895. 


Allg. hiſtoriſche Einleitung. 17 


notk wendige und ernſtliche Vorſehung thun, und ſolche billige gleiche Oid⸗ 
nung fürnehmen ſollen, damit ihre und andere frembde Unterthanen durch 
die Jüden und ihren ungöttlichen Wucher (als mit unziemlichen Verſchrei⸗ 


bungen, Eigen, Abnehmen des Unterpfand, Berechnung und Steigerung 


des monatlichen Gefudd und Wuchers der Hauptſummen oder was der: 
gleichen Vervortheilungen mehr ſein möchten) nicht ſo jämmerlich beſchwert 
und verderbt und in dem gleiche Ordnung mit den Frembden und Heimi⸗ 
ſchen gehalten werde“ 1). 

Als auch hie und da von Neuem Bewegungen gegen die Juden aus bra⸗ 
chen und einzelne Fürſten fie austrieben, wie Kurfürſt Johann Friedrich 
von Sachſen durch V. v. 1. Nov. 15362), gab Kaiſer Karl V. den Juden 
unter dem 24. Mai 1541 ein neues Privilegium ?). Der Kaiſer ſagt darin: 
die gemeine Judenſchaft im Reiche und feinen erblichen Fürftentbümern, 
welche ihm unmiitelbar unterworfen und zug börig fei, habe angezeigt, daß 
ſie ungeachtet der von den Kaiſern erhaltenen Privilegien an ihren Perſonen, 
Hab und Gütern in viele Wege vergewaltigt, beſchweret, beleidiget und be⸗ 
drängt werde. Dieweil nun an ihm feibft billig, daß ein jeder bei ſeinen 
habenten Fieiheiten erlaffen und gehandhabt und darwider außerhalb gebür⸗ 
lichen Rechtens nicht beleidigt werde, auch ibm als römiſchen Kaiſer gebühre, 
Einſehens zu haben — ſo verordnet er, daß die Juden bei allen ihren Pri— 
vilegien u. ſ. w. geſchützt und beſchirmet, „und derſelben aller und jeglicher, 
„auch ihrer Hab und Güter ohne Erkenntniß des Rechtens nicht entwendet, 
„entſetzt, oder davon gedrungen werden, ſondern gerubiglich dabei bleiben. 
„Ob ſie auch von jemand, wer der oder dieſelben ſeien, hierwider verge⸗ 
„waltigt, oder ihrer Hab und Güter thätlicher Weiſe, ohne rechtliche Er: 
„kenntniß gebührlicher Orten, entſetzt und entwehrt worden, derſelben ſollen 
„ſie von Stund an, ohne alle Einrede, Entgelt und ohne Weigerung reſtituirt 
„und eingeſetzt und ihnen hierzu alle gebuͤhrliche Hülfe des Rechtens mitge⸗ 
„iheilt werden. Sie ſollen auch in Städten, Flecken und Dör— 
„fern, Darinnen fie jetzo ſeßhaft find, unvertrieben bleiben, 
„und ihrer Nothdurft nach im heiligen Reich und in unſern Fürſtenthümern, 
„durch Städte, Marktflecken und Dörfer zu Waſſer und Land unverſperret, 
„frei, ſicher, ohne Neuerung auf alle gewöhnliche Zölle wandeln und han⸗ 
„deln, ohne männigliches Verhindern.“ d 

Es nahmen hierauf die Reichsgerichte dieſen Grundſatz, daß die Juden 
da, wo ſie einmal eingenommen, nicht mehr vertrieben werden dürften, an 
und erkannten dem gemat 2); im Uebrigen aber blieben die Bemühungen 
jener damaligen Geſetzgetuag ohne Erfolg. Die ausgebildete Zunftverfafs 
ſung hinderte die Juden, ſich den Handwerken zu widmen und alle Verbote 
gegen hohe Zinſen und Beſchränkungen des Geldverkehrs gaben damals wie 
ie get gleichfalls nur den Beweis, daß pofitice Geſetze ſchwächer find als 
die Macht der umnände. A o jene Anſicht der Reichsgerichte hinderte die 
einzelnen nunmehr bereits dem Reiche faktiſch entwachſenen Landesherren 
nicht, nach Belieben mit den Juden zu verfahren, ſie bald zu vertreiben bald 
wieder aufzunehmen. Die Reichsgeſetzgebung hörte in Beziebung ihrer auf, 
und jeder einzeine Staat gab feine befonderen Geſetze nach Belieben). 

Darm nur iſt Uebereinſtimmung in dieſen Geſetzgebungen, daß nach 


mn nn 
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) Herſtlach er a. a. O. 
9 Abgedruckt in Rudulphi Gotha diplom. P. V. p. 254. 
J Abgedruckt bei Limnaeus Jus publ. T. IV. S. 304. | 
) Beck de juribus Judaeorum III. 5. | 
) Es kann nicht der Zweck fein, dieſe ſich nunmehr in unzählige Geſtaltungen 
— 2 
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ihnen dem Juden ſein Geburtsland nicht zugleich Vaterland war; daß ſie 
nicht Bürger des Staates waren, dem ſie ihre Abgaben entrichteten, ſondern 
aller bürgerlichen Ehre beraubt; daß ſie von allen Gewerben, vom Ackerbau 
und meiſt von dem Beſitze liegender Gründe ausgeſchloſſen, lediglich auf 
den Handel gewieſen wurden, jedoch auch dies nur mit drückenden und er⸗ 
niedrigenden Beſchrankungen. 

Sie kamen durch das Geſetz vollkommen in die Stelle der indiſchen 
Paria's, ſo daß der in jeder und auch ſittlicher Beziehung niedrigſte Chriſt 
immer noch auf den Juden herabſah. 

Der Erfolg konnte nicht ausbleiben. Ein Stamm, dem das Geſetz durch 
Jahrhunderte ſelbſt die gemeine bürgerliche Ehre genommen, der muß für 
Schande gleichgültig werden; nur der kann Gefühl für bürgerliche Ehre bo, 
ben, der ſie kennen gelernt. 

So war die Lage der Juden, — gleichzeitig für die Staaten, in denen ſie lebten, 
eine zwar ſelbſt zugezogene aber freſſende Krankheit, — als in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts die Philoſophie aus den Büchern heraus ins Leben 
trat. Schon hatten einzelne Gelehrte mit Vorſchlägen begonnen, wie die 
Lage der Juden zu ändern!) und die gelehrte Geſellſchaft zu Bern im 
J. 1760 einen Preis auf die beſte Beantwortung dieſer Frage geſetzt, als 
Dohm im Jahre 1781 auftrat mit ſeinem Werke über die bürgerliche Ver⸗ 
beſſerung der Juden und einen Anſtoß gab, der fortgewirkt hat. 

Der edle Joſeph Il. war der erſte deutſche Fürſt, der dieſe neue Richtung in 
ſeine Geſetze übertrug. Vom Jahre 1781 bis 1789 erließ derſelbe mehrere Ver; 
ordnungen, deren letzte den Juden volle Bürgerrechte in der Ausdehnung 
gab, daß ſie alle bürgerliche Gewerbe treiben, liegende Gründe erwerben, 
alle Stufen des Adels erwerben können und die Verbindlichkeit des Kriegs- 
dienſtes mit den übrigen Bürgern theilen?). 

Nächſt Oeſterreich war es nur Preußen, wo die Regierung ihre Auf: 
merkſamkeit ernſtlich auf die Lage der Juden richtete. 

Preußen war zeitig mit einem den ganzen Staat umfaſſenden Geſetze, wels 
ches die Verhältniſſe der Juden ordnete, vorangegangen 8). Es iſt dies das Gen. 
Juden⸗Privilegium v. 29. Sept. 1730, welchem unter Friedrich dem 
Großen das gleichumfaſſende Regl. v. 17. April 1750 folgte und im Jahre 
1812, das die Juden zu Einländern und Staatsbürgern erhebende E. v. 
11. März 1812, ein Geſetz, jener großen Periode würdig, die Preußen vom 
Jahre 1807 ab regenerirte. | 

Die Bruſt des Menſchenfreundes hebt ſich und blickt mit Freuden auf dieſe 
Epoche, nachdem ihm die Geſchichte achtzehn Jahrhunderte nur Fanatismus, 
Habſucht und Blut gezeigt. Wenn die Geſchichte eine Erzählung der Schand⸗ 
thaten des menſchlichen Geſchlechts genannt wurde, ſo iſt ſie es ſicher nirgend 
mehr als in den Annalen dieſes gebrandmarkten Volkes, welches nicht eine 
Bluthochzeit, ſondern deren hunderte erlebt hat, nur daß man die Juden 
nicht, wie dort die Calviniſten, einfach hinmordete, ſondern meiſt den Slam, 
mentod oder unter ſonſtigen ausgeſuchten Martern ſterben ließ. 


brechenden einzelnen Geſetzgebungen weiter zu verfolgen. Geſetzgeberiſche Weis— 
heit ſucht man in denſelben vergebens. Ueber die gegenwärtigen Geſetzge⸗ 
bungen in dieſen Ländern vergl. den Abſchn. V. 

1) So Böhmer im jus eceles. Brut, Lib. V. Tit. 2. f. IV. Mas cow de censu 
judaico. Lips. 1735. Juſti Staatswirthſchaft Leipz. 1753. Thl. I. 

*) Vgl. Abſchn. V. dieſer Einleitung. 

2) Vgl. die hiſtoriſche Einleitung zu Abth. II. Abſchn. 1. Und in Betreff der in 
den Jahren 1813—1815 zum Staate gekommenen Landestheile die hiſtor. Ein: 
leitungen zu den betreff. einzeln. Abſchn. der Abth. II. 
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| Vierter Abſchnitt. nr 
Die deutſche Bundesgeſetzgebung rückſichtlich der Juden. 


Schon bei dem Friedens kongreß zu Raſtadt gaben ſich die Juden Mühe, 
in Deutſchland eine allgemeine Verbeſſerung ihrer Lage zu erhalten; durch 
die Aaflöſung dieſer Verſammlung wurden ihre Hoffnungen vereitelt. Als 
nun nach dem Frieden von Lüne ville der deutſche Reichstag Ho mit einer 
neuen Vertheilung und neuen ſtaatsrechtlichen Einrichtungen Deutſchlands 
beſchäftigte, erneuerten die Juden ihr Bemühen. Sie übergaben eine Denk— 
ſchrift, in welcher ſie ihre Anſprüche auseinanderſetzten! ). EN 
Praktiſche Erfolge wurden für ſie jedoch erſt durch die franzöſiſchen 
Eroberungen in einzelnen Theilen Deutſchlands herbeigeführt. Die fran⸗ 
zöſiſche Revolution erhob die deutſchen Juden auf dem linken Ufer des Rheins 
aus Schützlingen zu Staatsbürgern; bei Gründung des Großherzog⸗ 
thums Berg und des Königreichs W eſtphalen drang dieſe Emanci⸗ 
pation tief in das Innere Deutſchlands bis an die Preußiſchen Landesgrän⸗ 
zen vor?) und es ſtellten dieſelben eben ſo wie die V. des Groß herz ogs von 
Frankfurt v. 28. Dec. 1811, die jüdiſchen Unterthanen den chriſtlichen 
gleich. Preußen folgte hierin für alle feine Länder durch das E. v. 11. Marz 
1812 nach. Als nun der Freiheitskrieg gekämpft war und der deutſche Bund ge⸗ 
ſchloſſen wurde, erkannte die Bundesverſammlung die Nothwendigkeit einer 
allgemeinen Veränderung des widernalürlichen Verhältniſſes der Juden zu 
den einzelnen Staategeſellſchaften und es beſtimmte nach vielfältigen Ver: 
handlungen der §. 16. der deutſchen Bundesakte v. 8. Juni 18154): 
„Die Bundesverſammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine mög⸗ 
lichſt übereinſtimmende Weiſe die bürgerliche Verbeſſerung der Bekenner 
des üdifchen Glaubens in Deutſchland zu bewirken fei und wie inſonderheit 
denſelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten verſchafft und geſichert werden könne. 
Jedoch werden den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die denſelben von 
den einzelnen Bundesſtaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten? ).“ 
— Dieſe Beſtimmung hatte eine große Anzahl Schriften für und gegen die 
Juden zur Folges); wie man jedoch ſchon bei der Redaktion jener Worte 
die den Juden in denſelben bewilligte Garantie zu verkümmern ſtrebte ?), 


) Die Juden in Deutſchland und deren Annahme zu Reiche: und Provinzialbürgern, 
veranlaßt durch den neuerlichen Antrag des churboͤhmiſchen Geſandten zu Re: 
geneburg, den Juden das Bürgerrecht zu ertheilen. Heilborn 1803. Die Bitt⸗ 

ſchrift der Juden findet ſich in Stein becks Patrioten abgedruckt. 

) Vgl. Thl. I, Abth. II. Abſchn. XI. XII. XIII. 

5) Regier. Bl. Thl. I. S. 609 ff. Auch abgedruckt in der aktenmäßigen Darſtel⸗ 
lung des Bürgerrechts der Israeliten in Frankf. a. M. 1816. S. 9 ff. 

d G. S. pro 1818. Anh. S. 143. | 

N S. auch Wiener Schlußakte von 1820 Art. 65. 

e Vgl. dieſelben bei der Literatur. 3 ‚ 

ei den betreffenden Verhandlungen, die insbeſondere durch Petitionen angeregt 
waren, die von Juden aus den freien Städten an den Wiener Kongreß auf Er⸗ 
haltung der ihnen von den bisherigen Regierungen gewährten Rechte gerichtet 
wurden, zeichnete ſich Preußen aus, welches darauf äntrug, den ſammt⸗ 
lichen deutſchen Juden das Bürgerrecht zu verleihen; allein Sach⸗ 
ſen, Baiern, Heſſen⸗Darmſtadt und die freien Städte waren bei den Verhand⸗ 
lungen üßerhaupt dagegen, dieſen Gegenſtand in die Bundes -Akte auf: 
zunehmen, und ihm dadurch einen Vorzug vor vielen andern, eben ſo 


wichtigen, einzuräumen; eventuell verlangten ſie beſonders wegen des Schluß⸗ 
ſatzes „wodurch der Landes herrſchaft fo ſehr die ĩHände gebunden 


würden,“ eine förmliche Abſtimmung über den Artikel, welcher in den Entwurf 
9 * 


— 
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ſo beſtand denn auch der materielle allgemeine Erfolg nur darin, daß die 
Bundesverfammlung*), indem fie eine Kommiſſion von fünf Mitgliedern 
und zwei Stellvertretern zur Bearbeitung eines Gutachtens über die * 
liche Verbeſſerung der Juden erwäblte, eine Sammlung und Zuſammenſtel⸗ 
lung der Geſetzgebung der einzelnen deutſchen Bundes ſtaaten über die Israe⸗ 
liten anordnete“). 


zur Bundesakte mit aufgenommen war. Hannover wählte ſtatt der Reform und 
Bürgerrechte die ſpäter vorgeſchlagenen Worte: Verbeſſerung und bür⸗ 
gerliche Rechte, aus dem Grunde: „weil es dadurch der Beurtheilung ber Regie⸗ 
rungen überlaſſen bliebe, wiefern ſie nach Maßgabe der etwa eintretenden Hin⸗ 
derniſſe, die Zulaſſung der Juden zu den gedachten Vortheilen für vereinbar mit dem 
Beſten des Staats erachte.“ Und auf den ſchon früher (von dem Senator Schmidt) 
gemachten Antrag wurden die Worte: „in den einzelnen Bundesſtaaten“, in die 
Worte „von den einzelnen Bundesſtaaten“ verwandelt, und hierdurch ein Unters 
ſchied gemacht zwiſchen jenen Rechten, welche den Juden ſchon in früherer Zeit, und 
jenen, welche ihnen erſt in neuerer Zeit eingeräumt worden waren. Protokolle der 
deutſchen Bundesverſammlung v. Jahr 1816. Bd. I. S. 170 seg, §. 49. Das 
her wollte die freie Stadt Frankfurt die Rechte, welche den Juden daſelbſt durch 
die neue Stätigkeits⸗ und Schutzordnung des ehemaligen Großherzogs d. d. 
Paris den 30. Nov. 1807 (Winkopps Rhein. Bund. Bd. V. S. 303 u. ff.) bei⸗ 
gelegt worden waren, nicht anerkennen, und behielt ſich in ihrer Verfaſſungs⸗ 
Ergaͤnzungs⸗urkunde Art. 7. noch eine anderweite Regulirung der bürgerlichen 
Rechte der Juden vor. Verhandlungen am Bundestage über die Denkſchrift der 
iſraelitiſchen Gemeinde zu Frankfurt a. M. in: Protokolle der deutſchen Bundes⸗ 
verfammluna §. 49 u. 54. B. J. S. 170 u. ff. u. 183. Vgl. Kluͤbers Ueber⸗ 
ſicht ꝛc. S. 382 ff. 384 ff. 

1) In dem Protokolle v 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit der loco dietaturae 
gedruckten Zuſammenſtellung, ebendaſ. S. 216. Du 

2) Protokolle der Bundesverſ Bd. IX. S. 232. 272. Bd. XII S. 96. Erörterung 
in den Wiener Miniſterial⸗Conferenzen in den Protokollen 32. 33. v. 20. u. 23. 
Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allgem. u. beſonderen deutſchen Staatsrechts. 
Kaſſel 1831. LA 239. S. 403. Ausfuͤhrliche Nachricht von Wiener Conareß⸗ 

Verhandlungen über dieſen Gegenſtand in Klübers Ueberſicht ꝛc. S. 376 ff. 

Deſſelben Staatsarchiv Bd. 2. S. 85. 


Was jedoch die Abſicht des Bundes und insbeſondere die Abſicht Preußens war, 
erhellt unter anderen aus dem folgenden Dokumente, welches dadurch veranlaßt 
wurde, daß die ſo eben erſt geſchaffene freie Stadt Frankfurt den Juden die ihnen 
von dem Fuͤrſten Primas gegen Entgeld gegebene Emancipation wiederum ges 
nommen. 
Antwort des Preuß. Staatskanzlers Fuͤrſten Hardenberg an die 
Deputirten der iſraelitiſchen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 

Auf Ihre Vorſtellung v. 12. d. M. Namens der juͤdiſchen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anſtand, Ihnen zu erwiedern: daß es in 1 
Ruͤckſicht der Gerechtſame, welche die juͤdiſchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
aus einem beſonderen mit dem vorigen Landesherrn am 28. Dec. 1811 errichteten 
und von ihrer Seite erfüllten Vertrage geltend zu machen berechtigt ſind, der 
Preußiſchen Interceſſion bei dem Congreß gar nicht bedarf, indem die Verhaͤltniſſe 
der Frankfurter Judenſchaft als gefeg: und rechtmäßig feſtſtehend, nicht bezweifelt 
werden koͤnnen. In ſoweit jedoch die juͤdiſchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
den Umfang ihrer buͤrgerlichen Rechte noch uͤber den Vertrag mit dem vorigen 
Landesherrn hinaus zu erweitern wuͤnſchen, erſuche ich Sie, die Beſtimmun⸗ 
gen des Congreſſes über die buͤrgerlichen Berhältniffe der Juden 
in Deutſchland abzuwarten, und ſich dabei der dieſſeitigen Un: 
terſtützung um ſo mehr verſichert zu halten als Preußen durch 
ein beſonderes Geſetz zu Gunſten feiner jüdifhen Unterthanen 
bereits vorgegangen iſt. 

Wien den 18. Mai 1815. C. F. v. Hardenberg. 


An den Herrn Baruch hierſelbſt. 
een Darſtellung des Buͤrgerrechts der Israeliten zu Frankf. a. M. 
Rödelheim 1816. 13. Beilage. S. 58—60.) 


* 
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Diefelbe hat jedoch das Recht und die Verpflichtung, darauf zu achten, 
daß die im ſechzehnten Artikel der Bundesakte den einzelnen Staaten zur 
Ausführung überlaſſenen öffentlichen Verhältniſſe in Erfüllung gebracht 
werden und muß demgemäß auf begründete Beſchwerden wegen Verletzung 
eines durch den ſechzehnten Artikel begründeten Rechts, wenn die Vorſtel⸗ 
lung an die unmittelbare Regierung keine Abbülfe gewährte, die zu deren 
Erledigung geeigneten Beſchlüſſe in Vollzug ſetzen ). 


Fünfter Abſchnitt. 


Die neueſte Geſtaltung der jüdiſchen bürgerlichen und Rechts⸗— 
verhältniſſe in den einzelnen deutſchen und außerdeutſchen 
Ländern. 


In Folge vorſtehend gedachter Beſtimmungen und zum Theil ſchon vors 
her find dem Zeitgeiſte gemäß in den meiſten deutſchen Territorien die Ver⸗ 
hältniſſe der Juden in einer Weiſe regulist worden, die einen Fortſchritt 
nicht verkennen läßt. | 


In Defterreich2) hatte bereits, wie bemerkt, das Toleranzedikt Joſeph II. 
v. 13. Mai 1781 den Juden gegen eine beſtimmte Abgabe, das Recht der 
Wahl des Wohnſitzes, die nicht unbeſchränkte Befugniß Handel zu treiben 
und den Zutritt zu nicht zünftigen Gewerben, für ärztliche und Sachwalter⸗ 
Praxis gegeben und ein Patent v. 3. Aug. 1797 normirte das in den vers 
ſchiedenen Theilen des Kaiſerſtaates medificirte, am günſtigſten in Böh⸗ 
mens) ſich geſtaltende Schutzverhältniß. Auf die Privatrechte hat die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Religion nach dem Art. 39. des öſterr. Civilgeſetzbuches „in 
der Regel keinen Einfluß.“ Die Ehe und die Teſtamente der Juden bilden 
eine Ausnahme 4). b 


In Bayern ſixirte das E. v. 10. Juni 1813 den Rechtszuſtand s). 
Die Juden haben das Invigenat, jedoch nicht das volle Staatsbürgerrecht, 
können aber im Militafr Offiziere werden. Die Gewerbe ſind ihnen mit 
einigen Ausnahmen geſtattet. Im Beſitz von liegenden Gründen ſind ſie 
beſchränkt. Wenn gleich die Korporationen der Juden aufgehoben und ſie 
der politiſchen Gemeinde ihres Wohnortes einverleibt ſind, ſo genießen ſie 


die Rechte der Gemeindemitglieder doch nur mit Ausnahme des Zuttitts zu 
den Gemeindeämtern. 


— 


1) ueber die Verhandlungen, welche am Bundestage über die Anſpruͤche der Frank⸗ 
furter israelitifhen Gemeinde gepflogen wurde f v. Meyer's Revert l. S. 88 f. 
und Klüber §. 216 und über die Anſprüche der Juden zu Lübeck das Protokoll 

5 der Bundesverſ. Bd. X. S. 111. und Bd. XII. S. 63—88. 

) Rohrer, über die juͤdiſchen Bewohner der dfterrei diſchen Monarchie. Wien 
04. Graf v. Barthenheim, Beiträge zur politiſchen Geſezkunde im Aer 

ö Kaiſerſtaate. Thl. 1. Wien 1821. Nr. 1. | | , 

) v. Herrmann, Geſchichte der Israeliten in Boͤhmen, von den aͤlteſten Zeiten 

bis zum Schluſſe des Jahres 1813. Wien und Prag 1819. 

) 828 Handbuch des oͤſterreichiſchen Privatrechts, Wien 1814. Nr. J. 

Y Abgebrudt bel Buchholz, Aktenſtücke, die Verbeſſerung des bürgerl. Zuſtandes 
der Israeliten betr. Stuttgart und Tuͤbingen 1815. S. 130 ff. und bei He 13 
1835 an, Sammlung der die Verfaſſung der Juden betr. Geſeze x. Berlin 
1835. Bd. 1. S. 452. Siehe auch v. Soden, der baierſche Landtag v. 1819. 


Nürnberg 1821. S. 101109. v. Xretin, Geſchichte der Juden in Baiern. 
Landshut 1808. CH otmen 


| 
| 


22 Allg. hiſtotiſche Einleitung. 


In Rheinbayern gilt die franzöſiſche Geſetzgebung, und find die Ju⸗ 
den dort nur durch das kaiſerliche Dekr. v. 1808 beſchränkt y. 

Das Königreich Würtemberg erhielt das auf mehreren Landtagen be⸗ 
rathene Geſ. v. 25. April 1828 wegen „der öffentlichen Verhältniſſe der 
israelitiſchen Glaubensgenoſſen ?),“ welches die Israeliten den übrigen Un- 
terthanen in Bezug auf Rechte und Pflichten gleichſtellt, ihnen insbeſondere 
alſo auch Staats- und Orts Bürgerrecht giebt, als wiſſenſchaftlichen Gr 
werbszweig auch die Advokatur geſtattet (Art. 23.), Ausnahmen aber, bet, 
geleitet aus der Religion und dem Hange zum Handel, beifügts). 

In dem Großherzogthum Baden wurden die Verhältniſſe der Juden be⸗ 
reits durch das G. v. 13. Jan. 1809 und 25. Jan. 1817 regulirt*). Es 
geht ihnen die Fähigkeit ab, Vorſteher der Gemeinden zu werden, und bei 
den Wahlen der Landtagsabgeordneten können ſie wählen, aber nicht ge— 
wählt werden. Sie ſind Orts bürger, jedoch nicht Staatsbürger, ſondern 
Schutzverwandte. 

In Churheſſen wurden die Juden, ſo weit ſie zum Königreich Weſt⸗ 
phalen kamen, im Jahr 1808 emancipirt, nach der Reſtauration aber wie⸗ 
der Schutzgenoſſen, die ein Schutzgeld zahlen müſſen. Nachdem jedoch die 
in Folge des Jahres 1830 herbeigeführte Verfaſſungsurkunde vom Jahre 
1831 das Ordnen ihrer Verhältniſſe im §. 30 verſprochen, erſchien das von 
Haſſenpflug gegengezeichnete G. v. 29. Okt. 1833 „zur gleichförmigen Ord⸗ 
nung der, beſonderen Verhältniſſe der Israeliten s),“ ein vortreffliches, 
durchaus freiſinniges Geſetz, welches die Juden vollkommen emancipirt, 
ihnen daher auch die Berechtigung zu den Staatsämtern verleiht und nur 
für diejenigen mit Recht die nöthigen Beſchränkungen 6) beifügt, welche den 
Nothhandel als Haupterwerb betreiben. 

Im Großherzogthum Heſſen⸗Darmſtadt garantirte der Art. 15. des 
Staatsgrundgeſetzes, daß ein Israelit von ſeinem Schutzbürgerrechte, wel⸗ 
ches ſeit 1824 mit keinen „beſonderen Abgaben“ verbunden iſt, zum vollen 
Staatsbürgerrechte bei dazu würdig machenden Eigenſchaften hinaufſteigen 
könne, in welchem Falle er in Anfthung der bürgerlichen und politiſchen 
Rechte den chriſtlichen Staatsbürgern gleich fteht?). 

Im Königreich Sachſen ſind die Israeliten nach Art. 33. des Staats⸗ 
grundgeſetzes, welches auf die früheren Geſetze zurückweiſt, noch Schutzjuden, 
wenngleich dieſe früheren allgemeinen Geſetze, beſonders aus den Jahren 
1746 und 1772 und die für Dresden und Leipzig gegebenen beſonderen 
Judenordnungen in neuerer Zeit gemildert und die Juden in Anſehung der 


1) Siehe Thl. II. Abth. II. Abſchn. XI. 

2) Abgedruckt bei Heinemann a. a. O. Bd. 1. ©. 460-475. 

2) v. Weishaar, Handbuch des Wuͤrtembergiſchen Privatrechts. 3. Ausg. 
Stuttgart 1834. 88. 31. 49. 92—108. 

) Abgedruckt bei Buchholz a. a. O. S. 104 — 129., bei Heinemann a. a. O. 
Bd. 1. S. 476 — 491. Vergl. auch die Sammlung der im Großherz. Baden in 
Bezug auf die cen erſchienenen Geſetze. Karlsruhe 1837. Ladeburg, die 

rechtlichen Ve Altniſſe der Juden in Baden. Mannheim 1832. 

) Abgedruckt im 5. Bd. des Muͤl ler ſchen Archivs der Geſetzgeb. S. 76 — 87. 
Heinemann, Sammlung ꝛc. Bd. II. S. 241 ff. 

hene 

*) Weiß, Syſtem des öffentl. Rechts des Großherz. Heſſen-Darmſtadt. 1837. 
Thl. I. §. 108. Rühl, das gemeine deutſche Privatrecht, mit vorzuͤglicher Din: 
weiſung auf die beſonderen Privatrechtsquellen im Großherz. Heſſen⸗Darmſtadt. 
1824. S. 71.72. Floret, hiſtor.⸗krit. Darſtellung der Verhandl. der Stände⸗ 
verſamml. des Großherz. Heſſen in den J. 1820. 1821. Gießen 1822. S. 112. 
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privatrechtlichen Verhältniſſe, welche nicht vom Staatsbürgerrechte abhän⸗ 
gen, den Chriſten gleichgeſtellt find). b 

Im Großberzoglbum Sachſen⸗Weimar giebt das G. v. 20, Juni 
18232) den Juden als Regel gleiche Rechte und Pflichten mit den übrigen 
Staatsunterfhanen, fügt aber mannigfache Einſchränkungen bei: ſie haben 
keine landſtändiſche Rechte; das Schutzgeld dauert fort ); eben ſo die Ju⸗ 
dengemeinde im Gegenſatze der politiſchen; der Beſitz liegender Gründe, die 
mit landſtändiſchen oder grundherrlichen Rechten verſehen, iſt ihnen ver⸗ 
boten 2); dagegen wird die Ehe zwiſchen Chriſten und Jüdinnen, Juden und 
Chriſtinnen verſtattet, gegen Verſicherung, die Kinder in der chriſtlichen Re⸗ 
ligion zu erziehen s). 10 

In Sachſen⸗Coburg⸗-Meiningen ſieht die Verord. wegen bürgerl. 
Verbeſſerung der Juden v. 5. Jan. 18116) dieſelben nur als Schutzver⸗ 
wandte an, die ein Schutzgeld zu zahlen haben, erlaubt ihnen den Erwerb 
von Grundeigenthum, den Betrieb aller Handwerke, beſchränkt aber ihre 
Niederlaſſung. 


Das Sachſen⸗Hildburg hauſiſche Edikt, die bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden betr., v. 11. Mai 18147), betrachtet fie als Eingeborene 
und theilt ſie in bloße Schutzverwandte und ſolche, die das volle Bürger⸗ 
recht beſitzen, letzteres von Betreibung eines Gewerbes oder des Ackerbaues 
und Genügung der Kriegspflicht abhängig machend. Doch find auch dieſe 
in der Benutzung liegender Gründe, die fie erwerben dürfen, beſchränkt, und 
das Staatsbürgerrecht geht nicht auf die Kinder über, wohl aber das 
Ortsbürgerrecht. ` 


Im Großherzogthum Medlenburg: Schwerin wurde den Juden 
durch die V. v. 22. Febr. 18128) ein überaus freiſinniges Geſetz, welches 
ſie für Einländer erklärte und ihnen gleiche bürgerliche Rechte mit den 
Chriſten gab, auch die Ehen zwiſchen Chriſten und Juden geſtattete s), im 
Uebrigen mit dem E. v. 11. März 1812 für die Preußiſchen Staaten faſt 
vollſtändig übereinſtimmte 10). | | 


„Dieſes Geſetz wurde nach Beendigung des Freibeitskrieges durch 
ein „an den engern Ausſchuß von Ritter und Landſchaft“ gerichtetes 
R. v. 11. Febr. 181720 „auf die wiederholten und nachträglich erneuerten 


— — —— —— 


) Haubold, Lehrbuch des Koͤnigl. ſächſ. Privatrechts. Leipzig 1820. S. 112—115. 
Weil, die erſte Kammer und die Juden in Sachſen. Hanau 1837. 

) Abgedruckt bei Heinemann, Sammlung ıc. Bd. 1. S. 491— 508. 

3) A8, 1 und 3 des G. 

) F. 25 J. e 

J. 15. 16 1. e, Eine ſpätere „Gottesdienſt⸗Ordnung“ (abgedruckt bei Heine: 
mann a. a. O. S. 265) greift zu Unrecht mehrfach in den Kultus ein. 

al Komp: bei Schmidt, über das Bürgerrecht der Juden in Deutſchland, 

? — 153. 

) Gbendaſelbſt abgedruckt S. 156-166. Bereits das General- Privilegium v. 
90. Dec. 1730 hatte ſie zu wahren Unterthanen angenommen und ihnen den 
reien Handel und den Beſitz liegender Gründe geſtattet, was aber nicht gehalten 

„ wurde. (a. a. O. S. 153-155.) 

) Abgedruckt bei Buchholz, Aktenſtücke, die Verbeſſerung des Zuſtandes der 


Israeliten betreffend. Stuttgart 1815. S. 94 ff. Bei Heinemann l. c. 
Bd. 1. S. lie S | 
I 


R, 


III. 
) Dieſe vollſtändige uebereinſtimmung, welche ſich bis auf die Redaktion erſtreckt, 
laßt annehmen, daß dieſe V. unter dem Einfluſſe des vierzehn Tage ſpaͤter publis 
1 HEI preußiſchen Edikte onfftanden fei. nat 
) Heinemann, Sammlung ic. Bd. 1. S. 514. 
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Vorſtellungen Unſerer getreuen Ritter und Landſchaft,“ um denſelben „eine 
thunliche Beruhigung zu gewaͤhren,“ „ſuspendirt,“ bis dahin, daß wegen 
der bürgerlichen Rechte der Juden die allgemeinen Beſtimmungen von der 
Bundesverſammlung aus erfolgen werden“ !). 

In den freien Städten hatten ſich die Berhältniffe der Juden, wie dies 
in derartigen kleinen Verhältniſſen zu gehen pflegt, engherziger als in den 
monarchiſchen Staaten geſtaltet. | 

Die außerdeutſchen Staaten waren, zum Theil bereits viel früher, mit 
krä'tigen Schritten vorwärts gegangen. Nach dem Vorgange der nord— 
amerikaniſchen Freiſtaaten emancipirte Frankreich waͤhrend der Re⸗ 
volution die Juden vollſtändig; Belgien u. Holland erhielt die franzöſi⸗ 
ſchen Geſetze. In den Niederlanden hatte ſchon das einſtimmig angenom— 
mene Dekret v. 2. Sept. 1796 2) verfügt: „Kein Jude ſoll von einigen Rechten 
oder Vorrheilen ausgeſchloſſen werden, die met dem bataviſchen Bürgerrechte 
verknüpft ſind und die er zu genießen wünſchen möchte, unter der Bedin⸗ 
gung, daß er alle die Erforderniſſe beſitze und alle die Verpflichtungen ers 
fülle, die durch die allgemeine Konſtitution von jedem Bürger gefordert 
werden,“ und die neueſte Konſtitution von 1816 fand keinen Grund, dieſe 
vollſtändige Gleichſtellung während dieſes längeren Zeitraums wiederum 
zu beſchränken, ſondern beſtimmt im Art. 134: „Sämmtlichen Religions; 
verwandten wird eine gleiche Beſchirmung geſichert. Sie genießen insge⸗ 
ſammt gleiche bürgerliche Rechte und haben gleiche Anſprüche auf Würden, 
Aemter und Bedienungen.“ 

In Schweden erklärte das in ſechs Paragraphen abgefaßte G. v. 
30. Juni 18383) die Juden für ſchwediſche Staatsbürger mit gleichen Rech: 
ten und Pflichten wie alle andere, doch wurde die Erwerbung von Grund— 
beſitz auf dem Lande an die ſpezielle königliche Genehmigung geknüpft. In 
Folge einer Eingabe der Aelteſten der Bürgerſchaft zu Stockholm, welche 
die Beeinträchtigung ihres Gewerbebetriebes hervorhoben, wurde durch die 
V. v. 21. Sept. 1838) die Etablirung der Juden außerhalb Stockholm, 
Gothenburg, Norköping und Carlskrone von ſpezieller königlicher Genehs 
migung abhängig gemacht. 

In Dänemark hatte ſchon Chriſtian IV. und deſſen Nachfolger den 
Juden den Bürgerbrief ertheilt. Dieſelben bekleideten ſchon unter der Mes 
gierung Friedrich IV. anſehnliche Bedienungen, nur waren fie, auffallenders 
weiſe, von Handwerken ausgeſchloſſen. Zu dieſen verſtattete fie nun das 
E. v. 20. März 18145) und ſtellte fie dadurch den Chriſten vollkom⸗ 
men gleich. 

Und Preußen?! Die Vorrede ſtellt in kurzen Blicken dar, was ſeit 
1815 bei uns in dieſer Richtung geſchehen und die nachfolgende Dar⸗ 
ſtellung giebt den Belag dazu. 


—— emm EE — 


1) Es erſcheint in dieſem letzteren Geſetze beſonders auffallend die mehrmalige Er: 
waͤhnung der Bundesgeſetzgebung, da durch daſſelbe der oben mitgetheilte d 16 der 
Bundesakte, welcher den Juden die Fortdauer ihrer beſtehenden Rechte 
garantirte, offen verletzt wurde; auffallender freilich noch die Ruhe, mit welcher die 
betreffenden Juden dieſe Verletzung ihrer Rechte ohne Anruf des Bundesſchutzes 
hingenommen. 

) Abgedruckt bei Buchholz a. a. O. S. 154 ff. und bei Heinemann, Samm⸗ 
lung ꝛc. Bd. 1. S. 444 ff. 

) Abgedruckt bei Heinemann a. a. O. Bd. 2. S. 255 ff. 

9 qa. a. O. S. 263 ff. N 
>) S KR bei Buchholz a. a. O. S. 143. und bei Heinemann a. a. O. 
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Zweite Abtheilung. 


Statiſtiſche Verhältniſſe, die Juden im Preußiſchen Staate 
betreffend). 


Nach der Zählung der Einwohner des Preußiſchen Staates vom Jahre 
1822 befanden ſich 144.737 Juden in demſelben; ihre Zahl ſtieg nach 
der, Ende des Jahres 1840, veranſtalteten Zählung auf 194,558. Wäh⸗ 
rend ſich die Chriſten in dieſem achtzehnjährigen Zeitraume um nicht ganz 
28 auf hundert vermehrten, geſchah dies bei den Juden auf nahe 36, und 
es lag dieſes Ueberaewicht der Vermehrung in dem großen Unterſchiede des 
Ueberſchuſſes der Gebornen über die Verſtorbenen. Obgleich nämlich bei 
den Chriſten ſchon unter 25, bei den Juden dagegen erſt unter 28 gleichzei⸗ 
tig Lebenden jährlich ein Kind geboren wurde, ſo war doch die Zahl der 
Todesfälle unter den Juden verhältnißmäßig in noch höherem Maaße klei⸗ 
ner, als unter den Chriſten, indem unter den letzteren ſchon von 34, unter 
den Juden aber erſt von 46 gleichzeitig Lebenden jährlich Einer farb. Es 
iſt hauptſächlich die Kindheit, worin die Sterblichkeit unter den Juden viel 
geringer iſt, und am größten iſt der Unterschied bei den Todtgeborenen und 
den im eıflen Lebens jahre Verſtorbenen, indem von hunderttauſend Neuge— 
borenen ſchon vor Vollendung des erften Lebens jahres die Chriſten 20,982, 
die Juden nur 15,459 verloren. Demnäcſſt zeichnet fi) noch die Minder⸗ 
zahl der Todesfälle nach Vollendung des 45. Lebensjahres bis in das ſpä— 
teſte Alter aus Als Urſachen erſcheinen dort die Möglichkeit einer forgfäls 
tigen mütterlichen Auſſicht, hier beſonders die Mäßigung der Juden im 
Genuſſe geiſtiger Getränke. Während bei Chriſten ſchon unter 112 gleich» 
zeitig Lebenden jährlich eine neue Ehe vorkommt, geſchah dies bei den Ju⸗ 
den erſt unter 139; deſſenungeachtet iſt unter der gleichen Zahl Lebender 
die Zahl der unehelichen Geburten bei den Chriſten viermal größer, als 
bei den Juden 2). 

Die Juden ſind in den einzelnen Provinzen des Preußiſchen Staats ſehr 
ungleich vertheilt. Nach der Zählung zu Ende des Jahres 1840 wohn⸗ 
ten deren in den Provinzen: 


1) Pole As 5. ee. er. 77,102 
2) Schleim. .......2. ua Ei. 26 703 
Nee 26,367 
4) Preußen . W. 0 25,779 
5) Weſtphalenn nnn. 91. 13,766 
6) Brandenburg 13,747 
nien seed edles! 6,832 
esc ſent. e 2 ai l e 4,262 

Zuſamme n 194,558 


1) Als Quellen find die halbamtlichen Mittheilungen des Staatsrath Hoffmann in 
der Staatszeitung pro 1838 Nr. 229 230 und pro 1842 Nr. 141. 142, fo wie 


deſſen Schrift: die Beoölkerung des Preußiſchen Staats (Berlin. Nicolai 1839) 
S. 81— 92. benutzt. 


— In dem Kirchenſahre vom erſten Advent⸗Sonntage 1841 bis dahin 1842 wurden 
in Breslau 3612 Kinder geboren und zwar eheliche: 1860 evangeliſche, 901 
katholiſche und 174 jödiſchez uneheliche: 437 evangelifche, 233 katholiſche und 
1 juͤdiſches. Während alſo bei den Chriſten auf 4 Kinder ein uneheliches kam, 
kam bei den Juden auf 174 eins. Schleſiſche Zeitung 1842. Nr. 297. 


r rr 
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Hierunter find diejenigen 326 mitbegriffen, welche zur Zeit der letzten 
Zählung im ſtehenden Heere dienten. 


Es wohnten demnach beinahe zwei Fünftheile aller im Preußiſchen 
Staate vorhandenen Juden allein in der Provinz Poſen; etwas mehr als 
zwei Fünftheile enthielten Schleſien, Preußen und die Rheinprovinz zu— 
ſammengenommen, und zwar beinahe zu gleichen Theilen. Endlich war 
nicht voll ein Fünftheil derſelben, aber ſehr unaleich unter die vier Pro» 
vinzen Weſtphalen, Brandenburg, Pommern und Sachſen vertheilt. Den 
geringſten Antheil daran hatte Sachſen, welches nur wenig über 54s aller 
Juden des Preußiſchen Staats enthielt. Verglichen gegen die Geſammt— 
zahl der Einwohner befand ſich ein Jude 


in den Provinzen unter überhaupt Einwohnern 
ien en. CAR TI En e 791 16 
SACHER" `... 2 en Geh gx 90 
Zënter, en . D N e : 98 
4) Weſtphaleennnnnss 101 
nee. . eee. 0. NA 107 
6 Branbeneur g. 4 4 „ 135 
7) Pommern . N. eng. 155 
Saen. . l. Hait Hu, ut 385 

Im ganzen Staate durchſchnittlich unter........... 77 Einwohnern. 


In den einzelnen Provinzen ſelbſt waren die Juden ebenfalls ſehr ungleich 
vertheilt. Insbeſondere hatten deren 


die beiden weſtpreußiſchen Regierungs bezirke 20,105 
die beiden oſtpreußiſchen Megierungäbezirke. ................. 5,650 
und im Militair dieſer Provinz ſtande n TT 24 
Summe für die ganze Provinz 25,779 
Ferner hatte 

Oberſchleſien oder der Regierungsbezirk Oppeln. ...... . 14,583 
Niederſchleſien in dem Regierungsbezirk Breslau 9,549 
s > = G Liegnitz .. 2,507 

Im Militair der Provinz ſtande n * 64 
Zuſammen für Schleſienn r ec 26,703 


Am dichteſten wohnen die Juden überhaupt in den ſechs Regierungsbe— 
zirken, welche eine grade Linie durchſchneidet, die von Danzig nach Ratibor 
gezogen wird; dieſe find: Danzig, Marienwerder, Bromberg, Poſen, Bres— 
lau und Oppeln; und zwar bewohnen ſie vornämlich in Weſtpreußen den meft: 
wärts der Weichſel, und in Schleſien den aftwärtd der Oder belegenen Theil 
der Provinz. Die geringſte Zahl von Juden hatten unter ihren Einwoh— 
nern die Regierungsbezirke Merſeburg und Stralſund, nämlich erſterer 442, 
letzterer nur 171; auch von dieſen iſt der größte Theil erſt dort anfäffig ge: 
worden, ſeit die weiland ſächſiſchen Landestheile unter Preußiſche Landes— 
boheit kamen. Am Ende des Jabres 1816 hatte der Regierungsbezirk 
Merſeburg nur 169 Einwohner jüdiſcher Religion. 

In nachſtehend benannten 25 Städten des Preußiſchen Staats befan⸗ 
den ſich Judengemeinden von mehr als tauſend Mitgliedern. Es wohn⸗ 
ten in: 
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Noa eng. 1 . Un en. con. man P 6748 
Bernd pi. 2). bbb ien All: 6458 
Sara uk bt. g. num. nd 3714 
4) Kempen im Regierungsbezirk doten... 3556 
5) Liſſa ebendaſelbſt . U: nen 3466 
Spam A9. dan BETRETEN Sait A8 mist, 2467 
7) Krotoszyn im Regierungsbgirt giefen... 2203 
8) Inowrazlaw im Regierungsbezirk Bromberg 2049 
9) Rawicz im Regierungsbezirk Polen 2. .222...2.....200. 1780 
10) Gneſen im Regierungsbezirk Bromberg 1680 
10 Rogaſen im Regierungsbezirk Poſen 1650 
12) Schwerfeng ebenda mUü ꝑꝛ M. . 1631 
Bär éägfbegte g Ane . b. on. di. ebe 1620 
14) Zempelburg im Regierungsbezirk Marienwerder 1583 
15) Schwerin im Regierungsbezirk Poſen 1568 
16) Königsberg in P NETTE 1522 
17) Filehne im Regierungsbezirk Bromberg 1467 
10) Fordom ebenda. Nullen. width. ax 1422 
19) Wreſchen im Regierungsbezirk Poſe nn 1352 
20) Oſtrowo ebenda Men. 37 Ras 1327 
Kum ebenda, N LET RNIT DACH 1170 
än Hefe wende un ag . eb . Zur 0 agent 1155 
23) Wittkowo im Regierungsbezirk Bromberg 1150 
24) Carnikau ebenda meld 1081 
25) Chodzieſen ebenda INN INT 12 1069 
| Summe...... 56,888 


Es wohnen alfo in diefen 25 Ortsgemeinden vier Dreizehntheile oder 
nicht ganz ein Drittheil der geſammten Judenſchaft des Preußiſchen 
Staats. Nur fünf derſelben befinden ſich in den großen Städten Berlin, 
Breslau, Königsberg, Danzig und Poſen; alle anderen beſtehen in den kleinern 
unter den Mittelſtädten, theils ſelbſt in Ortſchaften, welche nur zu den klei— 
nen Städten gehören. Von dieſen zwanzig Gemeinden befinden ſich 19 in 
der Provinz Poſen und eine an der Gränze derſelben in Weſtpreußen. 
Nächſt dieſen beſtehen 41 jädiſche Ortsgemeinden von mehr als 500, aber 
weniger als 1000 Mitgliedern, welche zuſammengenommen 28,064 Perſo— 
nen am Ende des Jabres 1840 enthielten, alſo beinahe die Hälfte der Zahl, 
welche in den vorſtehend benannten 25 größern Gemeinden lebte. Davon 
befindet ſich eine in Köln am Rhein von 818 Mitgliedern, wovon jedoch 
233 in Deutz wohnen, welches, ‚obwohl eine eigene Ortsgemeinde bildend, 
doch Jetzt weſentlich nur als ein Zubehör von Köln anzuſehen ift. Ferner 
bat Magdeburg noch eine hierher gehörige Judengemeinde von jedoch nur 
559 Mitgliedern. Frankfurt a. d. O., eine der anſehnlichſten Mittelſtädte 
des Staats, enthält 648 Juden; Groß⸗Glogau, welches auch noch zu den 
bedeutenderen Mittelſtädten zu zählen iſt, 995; und Bonn, das einen ähn« 
lichen Rang unter den Städten einnimmt, 525. — Von den übrigen Net, 
her gehörigen 36 Städten befinden ſich 25 im Großherzogthume Poſen, 7 
in Weſtpreußen und 4 in Oberſchleſien. Nur wenige derſelben gehören noch 
zu den minder anſehnlichen Mittelſtädten, und es ſind in dieſer Bezie— 
hung nur Bromberg als Sitz einer Regierung, Ratibor als Sitz eines Ober— 
Landes Gerichts, Gleiwitz als Mittelpunkt des Oberſchleſiſchen Berg: 
baus und Frauſtadt im Regierungs⸗ Bezirk Poſen noch hervorzuheben. 
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Unter den andern ſind einige Ortſchaften von ſo geringer Einwohnerzahl, 
daß die daſelbſt wohnende Judengemeinde über ein Drittheil und bis zur 
Hälfte ihrer geſammten Bevölkerung enthält. Auch von denjenigen im 
Stande der Städte repräfentirten Ortſchaften, worin nur zwiſchen 3500 
Juden wohnen, befindet ſich ein großer Theil in ſehr kleinen Städten der 
Provinz Poſen. Es ſind dieſer Ortſchaften nach der Zählung von 1840 
überhaupt noch 48, und es gehören davon der Provinz Polen 21; Welt: 
preußen 11; Schleſien 7; Rheinprovinz 4; Brandenburg 2 Pommern 2 
und Sachſen 1. — Hierzu gehört nur noch eine große Stadt, nämlich 
Stettin, ferner von anſehnlichen Mittelſtädten Elbing, Thorn, Halberſtadt, 
Krefeld und Koblenz; letztere jedoch nur mit Zurechnung der in Thal Ehren: 
breitſtein wohnenden Judenſchaft. Von den minder anſehnlichen hierher 
gehörigen Mittelſtädten iſt noch Brieg, Landsberg a. d. W., Prenzlow, 
Stolpe und Kulm, ferner Oppeln als Sitz der Oberſchleſiſchen Regierung 
und Kreuznach in der Rheinprovinz hervorzubeben. Außerdem enthalten 
noch vier im Stande der Städte nicht repräſentirte Ortſchaften, nämlich 
Schermeiſſel im Regierungsbezirk Frankfurt, Schwarza im Regierungsbe— 
zirk Erfurt, Pekelsbeim im vormaligen Bisthum Paderborn, und Kerpen 
im Regierungsbezirk Köln, hierher gehörige Judengemeinden. | 

Im Allgemeinen ift die Judenſchaft in der Provinz Poſen, in demjenigen 
Theile Weſtpreußens, welcher weſtwärts der Weichſel liegt, und in den vor⸗ 
maligen Landen Kulm und Michelau, fo wie auch in Oberſchleſien oſtwärts 
der Oder größtentheils in zahlreichen Gemeinden vereinigt. Außerdem be- 
finden ſich einigermaßen bedeutende Judengemeinden faſt nur in großen und 
anſehnlichen Mittelftädten; die wenigen Aus nahmen hiervon find vorſtehend 
namentlich angegeben. Aber auch viele der angeſehenſten Städte enthalten 
nur eine wenig zahlreiche Judenſchaft, und ſelbſt die vorzüglich gewerb— 
reichen großen Städte Elberfeld, Barmen und Aachen hatten nach der letz⸗ 
ten Zählung noch bei weitem nicht 300 Juden unter ihren Einwohnern. 
Die zahlreiche Judenſchaft der Rheinprovinz wohnt dem größten Theile 
nach zerſtreut und vereinzelt auf dem Lande. Die Provinz Weſtphalen hatte 
in keiner ihrer Städte eine Judenſchaft von 300 Mitgliedern. Wie gering 
die Zahl der einigermaßen erheblichen Judengemeinden in der Provinz 
Sachſen, in Pommern und ſelbſt in der Provinz Brandenburg iſt, ergiebt 
ſich aus den vorſtehenden Angaben. In Niederſchleſien liegen nur noch an 
der Oder ſelbſt beträchtliche Judengemeinden, weſtwärts derſelben und im 
ganzen ſchleſiſchen Gebirge, ſowie auch in der Lauſitz wohnen nirgend Juden 
in erheblicher Anzahl beiſammen. Ebenſo hat auch ganz Oſtpreußen mit 
Einſchluß von Ermeland außer der anſehnlichen Judenſchaft in Königsberg 
keine Judengemeinde von auch nur 300 Mitgliedern. | 
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III. 
Schriften über Sitten, Verfaſſung und Geſetze der Juden. 


Herrmann Chriſt. Paulſen, Die Regierung der Morgenländer. Erſter Theil. Al⸗ 
tona und Flensburg. 1755. " 
Onaventurae Cornelii Bertrami de politia Judaica, oder wie es auch ſonſt heißt: 

e republica Ebraeorum liber, cum commentario Constantini 1'Empereur, 
Lugd. Bal w., 1764. 12. Wozu: Jo. Nicolai annotationes uberiores ad Ber- 
tramum editae ex bibliotheca Sigeb. Havercampii, Lugd. Batav., 1740. 8. 

0. Penceri, de legibus Hebraeorum ritualibus earumque rationibus, libri 
guatun editio ad Cantabrigiensem (1727, in Fol.) — eflormata, praemittitur 
Chr. Math Pfaffii Dis. etc. Tübing., 1732. Fol. (pauptſächlich den 
traelitifchen Gottesdienst betreffend.) 

Moſes Lowmann's Abhandlung von der buͤrgerlichen Regierungsverfaſſung der He⸗ 


bräer. Aus dem Enali 8 it Anmerkungen 
gliſchen uͤberſetzt. Zelle, 1756. 8. Auch mit An 9 
von Joh. Friedr. Eſaias Steffens. Hamburg, 1756. 8. H 
Heinr. Ludw. Pfaffis Verſuch einer kurzen Veſchreibung des Zuſtandes der Sitten 
"éier, "3 der Hebräer für Ungelehrte. Eiſenach, 1792. Neue Aufl. 1800. 


Johann David Michaelis moſaiſches Recht. Frankfurt a. M. In 6 Theilen. 8. 
Und eine vermehrte Ausgabe des Ae Theils 1775, des zweiten und dritten 1776, 


\ 
\ 


30 Literatur. 


des vierten 1778 und des fuͤnften 1780, der ſechſte aber 1785. Es iſt, bemerkt Ter⸗ 
linden mit Recht, in dieſem Werke mit dem Scharfſinn eines Montesquieu das Staats- 
recht, Privatrecht, Polizei- und Criminalrecht der Israeliten abgehandelt. 

Jo. Seldeni de jure naturali et gentium juxta disciplinam Ebraeorum Libri VII. 
Lips., 1695. 4. 

Deſſelben Tr. de successionibus in bona defuncti, ad leges Ebraeorum liber, das 
bisweilen feinem Werke: Uxor ebraica seu de nuptiis et divortiis— Libr. III. 
z. B. Wittenberg, 1712, 4., angehängt iſt. 

Ebend. de Synedriis et praefecturis juri licis veterum Ebraeorum, libr. III. 
Amstel. 1679. 4., und ſonſt mehrmals; welche vier Werke auch in feinen Operibus 
Londini 1726 in drei Folianten ſtehen. 

Hen. Hottingeri de jure hebraeorum, Tigur., 1655. 4. 

J. C. G. Bodenſchatz, kirchliche Verfaſſung der heutigen Juden, ſonderlich in Deutſch— 
land. Frankfurt und Leipzig, 1748. 

Petri Regis Moses legislator seu de mosaicorum legum praestantia August. 
Taurin. 1779. 4. 

Christ. Frid. Sartorius de lege ceremoniali. Tubing., 1762. 


| IV. | | 
Schriften, welche das Recht der Juden in Deutſchland 
betreffen. 


Dietericus, de jure et statu judaeorum in republica Christ. Marb., 1661. 

Ziegler, Dr., de juribus judaeorum, Wittenb., 1684. 

Dinglinger (praes. Frankenstein), de juribus singularibus circa Judaeos ma 
xime in Germania, Lips., 1722. 

Beck, vom Rechte der Juden. Nürnberg, 1741. 4. 

Horix, de statu judaeorum in Germania. Mogunt., 1764. 4. 

Treudienburg, de judaeis eorumque divers. condition. sec. jus Roman, et 
German., imprimis quoque Meklenburg. Brezovii., 1768. 

Thiele, prineipia jurisprudentiae judaicae per Germaniam communis seu con- 
spectus jurium et obligationum Judaeorum in Germania singularium. 
Hal., 1790. : 


V. 


Schriften, den gegenwärtigen Zuſtand der Juden im Allge— 
meinen und deſſen Verbeſſerung betreffend. 


Eiſenmenger, Neu entdecktes Judenthum. Heidelberg, 1704. 


In Anſehung der bürgerlichen Verbeſſerung der Juden iſt Epoche machend 
das unten citirte Dohmſche Werk. Schon vorher erſchienen. 


Bitte an die Großen wegen der Juden in den Ephemeriden der Menſchheit. 1776. 
St. X. und 1777 St. II. 

Von Duldung der Juden in Schmohl's Aufſätzen. Zte Nummer. 

Weißenborn, uber Staatsverfaſſung und Geſetzgebung. Berlin, 1782. S. 108 ff. 

Worte der Wahrheit und des Friedens an die juͤdiſche Nation. Berlin, 1782. 

C. K. W. v. Dohm, über die buͤrgerliche Verbeſſerung der Juden. 2 Thle. Berlin, 
1781 und 1783. 2te Aufl. 1785 und franzöſiſch, Deſſau 1782. 8. 

Anmerkungen zu der Schrift des Herrn v. Dohm. Altona, 1783. 

Diez, uͤber die Juden an Dohm. Deſſau, 1783. 

Anmerkungen über Dohm's Verbeſſerung der Juden. Berlin und Stralſund, 1789. 

Mirabeau, sur la reforme de Juifs. Londres, 1787 Deutſch Berlin, 1788. 

Grégoire, Essai sur la regeneration physique, morale et politique des Juifs. 
Metz, 1789. (Preisfchrift.) | 

Idem, Observations nouvelles sur les Juifs, et spécialement sur ceux d’Am- 
sterdam et de Francfort. Paris, 1807. 8. 

Della influenza del Ghetto nello stato. Venet ia, 1788. 
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Runde, Ober die bürgerliche Verbeſſerung der Juden (in den heſſiſchen Blättern). 

Vorſchläge und Mittel über die bürgerl. Kultur u. Religionsaufklärung der Juden, dann 

(Schlegel) Zuſatze zu den Vorſchlägen und Mitteln ꝛc. „Königsberg, 1795. 

Hartmann, Unterſuchung der Frage: ob den Juden buͤrgerliche Freiheit zu geſtatten 
ſei. Berlin, 1785. b 

v. Zangen, über die bürgerliche Verfaſſung und Verbeſſerung der Juden. Gießen, 1788. 

Krünig, Encyklopädie. Berlin, 1784. 31r Bd. p. 295 — 617. 

Joſeph Iſaak, unmaßgebliche Gedanken uber die Betteljuden 2c. Nürnberg, 1791. 

Freimüthige Gedanken über die vorgeſchlagene Verbeſſerung der Juden in den Preußi⸗ 
ſchen Staaten. Halle, 1792. f 

Teutſche Encyklopäͤdie ꝛc. Frankfurt a. M., 1794. 181 Bd. S. 200. 

Grattenauer, wider die Juden. Ein Wort zur Warnung. Berlin, 1803. 

Fuͤr die Juden. 1803. \ 

Grattenauer, Erklaͤrung meiner Schrift wider die Juden. Berlin, 1803. 

— — Erfter Nachtrag dazu. Berlin, 1805. N N 

Moldenhawer, ueberſicht der Begünſtigungen und Vorrechte der Juden in Spanien. 

— — uber den Einfluß der Juden in Spanien. 

Friedrich Buchholz, Moſes und Jeſus. Berlin, 1802. N 

Sendſchreiben des Israelitiſchen Volkes an Teller. Berlin, 1803. 

Konverſations⸗Lexikon. Altenburg und Leipzig, 1815. Dr Bd. S. 235. ö 

Tess? ‚ Uber die Verfaffung der Juden und die Verbeſſerung derſelben. München, 


C. A. Buchholz, uͤber die Aufnahme der juͤdiſchen Glaubensgenoſſen zum Bürger: 
recht. Lubeck, 1814. 8. 

Ebendeſſelben Aktenſtuͤcke, die Verbeſſerung des buͤrgerlichen Zuſtandes der Israeliten 
betreffend. 1815. 


Zufolge der Beſtimmung des Art. 16 der Bundesakte erſchienen die fol: 
genden Schriften: 


Die Juden und ihre Gegner. Teutſchland, 1816. 
Deutſchlands Forderungen an den teutſchen Bund. Mainz, 1816. 
Ed. Ruͤhs, die Rechte des Chriſtenthums und des deutſchen Volks, vertheidigt gegen 
die Anſpruͤche der Juden und ihrer Verfechter. Berlin, 1816. 8 
Friedrich Rühs, über die Anſpruͤche der Juden an das deutſche Bürgerrecht. Ber: 
lin, 1816. 8 
J. F. Fries, uber die Gefährdung des Wohlſtandes und Karakters der Teutſchen 
durch die Juden. Heidelberg, 1816. 
* awer A Juden und ihre gerechten Anſpruͤche an dle chriſtlichen Staaten. Nuͤrn⸗ 
erg, 
ak die Juden und das Judenthum, wie fie find. Köln, 1816. 
2 oder — Israeliten als Landſtände? In dem neuen Rheiniſchen Merkur. 1816. 
tuͤck 11. 
Ewald, Ideen über die noͤthige Organiſation der Juden in den chriſtlichen Staaten. 
Karlsruhe, 1816. ` 
v. Spaun, der Sarmatifche Lykurg. te Aufl. Nuͤrnberg, 1817. 
eat Ze Wuͤnſche zur Beherzigung der baieriſchen Stände: Verfammlung. 1818. 
p. 37. 
St A m A eine Zeitſchrift zur Beförderung der Kultur der Juden, herausgegeben von 
ränkel. 1817. 
Mainoruber, über die Brodtare, nebſt Anſichten über Guͤterzertruͤmmerung. Sande: 
hut, 1818. 
Literariſche Monatsberichte für baieriſche Staats- und Geſchäftsmänner. Neuburg, 
Con zander⸗Stuͤck, 1818. We? 
n 1810 sur l'existence civile et politique des Israelites. VIII. edit. Pa- 


10128“ sur la regeneration des Isralites par Mr. Ben Isauk- Ber. Paris, 


+ 


Sub au XIX. Siecle Yon Rail. Paie 1916. geb: 
rankel, Randgloſſen zu einem Aufſatz im Allg. Anzeiger der Deutſchen uber die Juden 
Al Deutſchland. Dresden, 1815. 8 
chmidt, über das Bürgerrecht der Juden in Deutſchland. Abth. 1. 2. Hildburg⸗ 
haufen, 1810. Auch in des Verfaſſers Zeitſchrift: der deutſche Bund. Heft 2. 

ei DK Judenthums von J. Wolff und G. Salomon. 2te Auflage. Leip⸗ 

d, 
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Heß, Prüfung der von den Herren Fries und Ruͤhs gegen die Juden gerichteten 
Schriften. Deſſau, 1817. 

Kurzgeſaßte Charakteriſtik der heutigen Israeliten und ihrer Würdigung zur Freimaue⸗ 
rei, von J. L. Albanus. Leipzig, 1818. 

Ueber das Verhaͤltniß der Juden zu den Chriſten in den deutſchen Handelsſtaͤdten, von 
Dr. Ludwig Holſt. Leipzig, Roſtock und Schwerin, 1818. | 

Memvires sur l’etat des laraelites, dedies et presentes a leurs majestés imperin 
len et royalen, reunies au Congres d’Aix la Chapelle, à Paris, 1819. gr. 8. 
78 ©. (von Lewis Way). 

Beleuchtung des Herrn v. Utzſchneider's und vieler anderer Kaufleute beftätigte An: 
träge in Betreff des Hauſirens u. ſog. unberechtigten Handels der Juden, von einem 
Menſchenfreunde im Namen vieler Hauſirer. Münſter, 1819. | 


Die Hep Heps in Franken und anderen Orten, von Julius v Voß. Teutonien, 1819. 


Bun. der Stimme des Volks über die Juden, von Philalethes. Niederjadh: 

ſen, 1819. 

ks einer ee der Israeliten in Deutfchland, von L. L. Hellwitz. Mag: 
deburg, 1819. 

Wieder Juden, von Dr. Wolff. Berlin, 1819. 

Für die Juden, von Dr. Ludwig Boͤr ne, in deſſen Zeitſchwingen. 65. St. 1819. 

Hiſtoriſch⸗kritiſche Darſtellung des juͤdiſchen Gottesdienſtes von den älteſten Zeiten an bis 
auſ unſere Tage, von Cohn. Leipzig, 1819. 

Ueber die Verbeſſerung der Israeliten im Koͤnigreiche Polen, von David Fried laͤnder. 
Berlin, 1819. 

Ueber die künftige Stellung der Juden in den deutſchen Bundesſtaaten, vom Profeſſor 
Lips. Erlangen, 1819. 

Judenſpiegel, von Hartwig v. Hundt Radowski. Wuͤrzburg, 1819. 

Die Chriſten und die Juden, oder Richterſpruch der Vernunft über das Leben, Dichten 
und Trachten der Juden. Frankfurt a. M., 1819. 

Denkſchrift an die hohe Ständeverſammlung des Konigreichs Baiern, die Lage der Israe⸗ 
liten und ihre buͤrgerliche Verbeſſerung betr., von Simon Wolf. Roſenfeld, 1819. 

Krug, uͤber die Emancipation der Juden. 1819. 

Elkan Henle, die Stimme der Wahrheit. 1819. 

Luͤders, über die ſittliche Veredlung der Juden. 1820. 

Beitrag zur Geſchichte der Verfolgung der Juden im 19. Jahrh. durch Schriftſteller. 
Berlin, 1820. 8. 21 8. 

ueber die Gefahren, welche Deutſchland bedrohen, und die Mittel, ihnen mit Glück zu 
begegnen, von Sartorius. Goͤttingen. 1820. gr. 8. 

Judenthum in allen deſſen Theilen, aus einem ſtaatswiſſenſchaftlichen Standpunkte be⸗ 
trachtet. Von Dr. Ludwig Holſt. Mainz, 1821. gr. 8. 459 S. 

Beitrage zur Verbeſſerung der Bekenner des juͤdiſchen Glaubens, von Paulus. 

Welche Hinderniſſe ſtehen der bürgerlichen Verbeſſerung der Juden in den deutſchen Bun⸗ 
desſtaaten entgegen? und wie ſind ſie zu heben, damit der Art. 16 der deutfchen Bun⸗ 
desakte in Erfüllung kommen kann? von Sensberg. Abh. ohne Druckort und Das 
tum. 8. (Vermuthlich von 1820 oder 1821. S. 25.) 

An die Verehrer, Freunde und Schüler Jeruſalem's, Spalding's, Teller's, Herder's und 
Loffler's, von David Friedländer, herausgegeben vom Prof. Krug. Leipzig, 
1823. gr. 8. 178 S. 

Ueber die Zulaͤſſigkeit der Juden zum Buͤrgerrecht, von Dr. Carl Weil. Stuttgart, 1827. 

Dagegen: Die Juden und ihre Wuͤnſche. Ein publiciſtiſcher Verſuch von Rudolph Mos 
ſer. Stuttgart, 1828. gr. 8. 298 S. und 86 S. Beilagen. 

Das Judenthum und feine Reform, als Vorbedingung der vollstandigen Aufnahme der 
Nation in den Staatsverband; Juſtiz⸗ und Polizei⸗Beamten zur vorzüglichen Ruͤck⸗ 
ſichtnahme von J. B. Graſer, Konigl. Baierſchem Reg.⸗ und Kreis-Schulrath. 
Baireuth, 1828. 198 S. 8. 

Quaentiones de articulo XVI. foederis germanici, von Dr. Dittmann, Domherr 
zu Leipzig. Leipzig, 1830. 

Thevr:e de Judaisme, par l'abbé L. Chiarini. A Varsovie. 1830. 2 Vol. 8. 

ueber die Stellung der Bekenner des moſaiſchen Glaubens in Deutſchland. An die 
Deutſchen aller Konfeſſionen. Zte Auflage. Altona, Hammerich, 1831. gr. 8. 
XIV. und 64 S. 

Dagegen: Die jüdifhe Nationalabſonderung nach Urſprung, Folgen und Beſſerungs⸗ 
mitteln, oder uͤber Pflichten, Rechte und Verordnungen zur Verbeſſerung der juͤdiſchen 


Schutzbuͤrgerſchaft in Deutſchland. Allen deutſchen Staatsregierungen und landftäns 


diſchen Verſammlungen zur Erwägung gewidmet von Ir. H. E. G. Paulus. (Aus 
dem Sophronizon beſonders abgedruckt.) Heidelberg, Winter, 1830. 150 S. 8. 


hi 
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Hiergegen: Dr. Rieſſer, Vertheidigung der buͤrgerl. Gleichſtellung der Juden gegen die 
Einwürfe des Herrn Dr. H. E. G. Paulus. Den geſetzgebenden Verſammlungen 
Deutſchlands gewidmet. Altona, 1831. 95 S. gr. 8. 

Gabr. Rieſſer, über die Stellung der Bekenner des moſaiſchen Glaubens in Deutſch— 
land. Altona. 1831. i 

Söpfl’s, ein Wort über (für) die Emancipation der Bekenner des moſaiſchen Glaubens 
in Baden. Heidelberg, 1831. 

Ebendeſſelben Microcosmus. I. Lieferung. Heidelberg, 1832. S. 59 ff. (Ge⸗ 
gen Paulus.) 


. uͤber das Verhältniß der Juden zu den chriſtlichen Staaten. Halle, 
833. 


Eine Widerlegung dieſer Schrift findet fi in der Frankfurter Ober-Poſtamts⸗Zeitung 
v. 13. Mai 1833. 

J. M. Joſt, offenes Sendſchreiben an Herrn Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rath v. Stre ckfuß zur 
Verſtändigung uͤber verſchiedene Punkte in den Verhältniſſen der Juden. Berlin, 1833. 

K W. St Ga die Gleichſtellung der Juden mit chriſtlichen Staatsbuͤrgern. Gët: 

ingen, . ` 

© 2 Ch 8 a Judenemancipation in Rotteck und Welcker's Staatslexikon. 

KL * * ff. 

Bopp, über Judenſchutz, ebendaſelbſt Bd. 8. S. 677 ff. 

Dr. Fürſt, die Geſetzgebung über die Juden in den conſtitutionellen deutſchen Staaten, 
in der deutſchen Monatsſchrift fuͤr Literatur und öffentliches Leben von Bieder— 
mann. 1842. September: und Novemberheft. 

Bruno Bauer, die Judenfrage. Braunſchweig, 1843. 


VI. 
Schriften, den Preußiſchen Staat insbeſondere betreffend). 


Fiſcher's Lehrbegriff der Cameral⸗ 2c. Rechte. Bd. 1. S. 326 ff., 99. 447 ff. 

Gr. Henckel v. Donnersmark, Darſtellung der buͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden 
im Pr. Staate, unmittelbar vor dem E. v. 11. Maͤrz 1812. 

R. F. Terlinden, Grundſätze des Judenrechts nach den Geſetzen für die Preußiſchen 
Staaten. Halle, Renger. 1804. | geg 
L. Hoffmann, die ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den geſammten Königl. 

Preuß. Staaten. Berlin, Petri. 1829. 

C. F. Koch, die Juden im Preuß. Staate. Marienwerder, Baumann. 1833. 

J. Heinemann, Dr., Sammlung der die religiöſe und bürgerliche Verfaſſung der Ju⸗ 
den in den Preuß. Staaten betr. Geſetze ꝛc. Bd. 1. Zweite Auflage mit einem Nach⸗ 
trage. Berlin, Heymann, 1835. Bd. 2. Breslau, Aderholz, 1837. 

Joſt, Dr., Legislative Fragen, betreffend die Juden im Preuß. Staate. Berlin, 
Schröder, 1842. 

Derſelbe, Nachträge zu den legislativen Fragen ꝛc. Berlin, Schröder, 1842. 

Buhl, der Patriot. Heft 2. Die geſetzliche Stellung der Juden in Preußen. Ber⸗ 
lin, 1842. Ferner 

Oeſterreichs und Preußens Geſetzgebung in Betreff der Juden. (Biedermann's 
deutſche Monatsſchrift, 1842. Bd. 1. S. 700 ff.) k 

Unterthänigfte Immediateingabe, die Rechtsverhältniſſe der Juden in der Monarchie, 
insbeſondere in der Rheinprovinz betreffend. Als Mſpt. gedruckt. Altona 1841. 45 S. 


"1 In Betreff der die einzelnen Preußiſchen Territorien betreffenden hiſtoriſchen 


und ſonſtigen Schriften ſ. die Einleitungen zu den einzelnen Abſchnitten der zwei⸗ 
ten Abtheilung. g 


Erster Theil. 


— mm 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden 
in den einzelnen Landestheilen 


des 


Preussischen Staates. 


Einleitung. 


Durch das Edikt v. 11. März 1812 wurden die Verhältniſſe der Juden in 
dem damaligen Umfange der Preuß. Monarchie geregelt, wie letzterer durch 
den Frieden zu Tilſit feſtgeſtellt worden war 1). Durch die Friedensſchlüſſe 
v. J. 1814 und 1815 kamen an den Preutiſchen Staat Theile des Her⸗ 
zogthums Warſchau, von Sachen, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſſau, Hannover, 
Dänemark, vom Königreich Weſiphalen, Großherzogthum Berg, vom 
Franzöſiſchen Kaiſerreich und vielen andern Ländern. Die Verhältniſſe 
der Juden in dieſen neuen Landestheilen waren nach Ergebniß der folgen⸗ 
den Abſchnitte ſehr verſchiedenartig geſtaltet. Man nahm jedoch anfänglich 
an, daß durch die Einführung des Allg. Landrechts in den größten Theil 
dieſer neuen Provinzen mit den dazu gehörigen Ergänzungen, auch das 
E. v. 11. März 1812 mit eingeführt, und daß in der Rheinprovinz die 
betreffenden Verhältniſſe möglichſt bald in Uebereinſtimmung hiermit ge⸗ 
ordnet werden würden. Insbeſondere ſollten nach der Beſtimmung des 
Fürſten Staatekanzlers Hardenberg, mitgetheilt durch das Publ. der K. Reg. 
zu Potsdam) v. 24. März 1814, die Juden in den am linken Elb— 
ufer belegenen Preuß. Provinzen den Unterthanen in den übri— 
gen Preuß. Provinzen bei ihrer Einwanderung in letztere völ⸗ 
lig gleich geachtet werden und ebenſo beſtimmten die R. vom 
10. Sept. und 8. Nov. 18143). 


Allein ſchon die V. v. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung des Patronats⸗ 
Rechtes über chriſtliche Kirchen auf ſolchen Gütern, die ſich im Beſitztbume 
jüdiſcher Glaubensgenoſſen befinden 2), unterſchied in Betreff des Cd. v. 
11. März 1812 zwischen den „damaligen Provinzen“ des Staates und 
den neueren. Bald darauf bemerkte das Dit, R. des Min. des J v. 3. 
Jan. 1817 über die Anwendung der, ſich auf die Verfaſſung d 
—FWaltung beziehenden, älteren Verordnungen und Edikte 
in en wieder vereinigten und neuen Provinzen: 


del PM K. Reg. (zu Marienwerder) Ber. v. 28. Nov. v. J. wird derſelben Folgendes 


Unter den, das J. L. R. und die G. O. abändernden, ergänzenden und erläutern⸗ 
den geſetlichen Verordnungen, welche, zufolge des Allerh. Pat. v 9. deſſ. M. mit 
dieſen Geſetzbuͤchern ſogleich in Kraft übergehen werden, find überall nur ſolche 


— 


) Pal. die nähere Angabe der Grän e Abt II. Abſch. I. Einleitung. 
i) Churmärk N. Bl. 1814. Nr. 103. CN? 


*) R. des Min. des J. v. 30 Mai 1824. (Ann. VIII. S. 471.) Eben fo das 


Publ. der K. Reg. u Breslau oa, 27. Sept. 1814. 
). G. S. 1816. S. 207. SS CG 
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Verordnungen zu verſtehen, die auf das eigentliche Grott: und Criminalrecht oder 
auf das gerichtliche Verfahren Beziehung haben. | 

Die übrigen, namentlich alle diejenigen Verordnungen und Edikte, welche die 
Verfaſſung oder die Verwaltung zum Gegenſtande haben, können nicht anders, als 
auf vorgängige beſondere Publik. und nach ſpezieller Anweiſung der betr. Min. in 
den mit der Monarchie wieder vereinigten Provinzen und Ländertheilen zur Än: 


wendung gebracht werden. 
Was namentlich die St. O. v. 19. Nov. 1810 und das E. v. 11. März 1812, 


über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden, betrifft; fo wird wegen der Modiſi⸗ 
kation, unter welchen beide in denjenigen Theilen des Reichs, woſelbſt ſie bis jetzt 
nicht in Kraft waren, einzufuͤhren ſein dürften, erſt verhandelt, und es bleibt die 
Allerh. Entſcheidung hierüber zu gewärtigen. 

Die K. Reg. wird hiernach ermeſſen, daß Sie die jetzt beſtehende Verfaſſung und Ver⸗ 
waltungsordnung in den Landſchaften Culm, Thorn und Michelau bis auf weitere An⸗ 
weiſung aufrecht erhalten muß. (Ann. l. H. 1. S. 2.) 

Daſſelbe verfügte die K. O. v. 11. Jan. 1827, betr. die Berichtigung des 
Beſitztitels von den zum Retabliſſement der Stadt Magdeburg abgetretenen 
Domainengrundſtücken, welche wörtlich disponirt: „daß diejenigen Ver⸗ 
fügungen, die vor der Bekanntmachung des G. v. 19. März 1819 über 
Domainengrundſtücke in den neu oder wieder erworbenen Provinzen von 
Mir erlaffen worden, unter den Beſtimmuagen dieſes G. und des A. L. R. 
nicht begriffen ſind, indem auch das Landrecht da, wo es in 
jene Provinzen eingeführt worden, nur über die Angelegen⸗ 
heiten des bürgerlichen Privatrechts verbindliche Kraft er 
langt hat ꝛc. ). | 

Dieſer Grundſatz iſt nun zwar keinesweges feſtgehalten worden, wie denn 
beiſpielsweiſe die V. v. 31. März 1833 im direkten Widerſpruche hiermit 
ausſprach, daß durch Einführung des L. R. in den Theilen von Sachſen, 
welche zum Königreich Weſtphalen gehört, die dortige Verfaſſung der Land⸗ 
gemeinen aufgehoben worden und nach dem L. R. zu beurtheilen ſei, ob⸗ 
gleich hierdurch die bis dahin unabhängigen Landgemeinen in ein Abhängig 
keits⸗Verhältniß zum Patrimonial⸗Gerichtsherrn kamen, von dem fie längſt 
nichts mehr wußten 2). 

Wohl aber wendete man jenen Grundſatz auf die Juden an. Es ver⸗ 
fügten demgemäß: | | 

2) Das R. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 
23. Mai 1817, daß die in Berlin einwandernden Juden aus Neuvor⸗ 
Pommern mit den übrigen Staatsbürgern nicht gleiche Rechte genießen 
könnten s). | 

3) Eben fo bemerkte das R. des Min. des J. v. 5. Juli 1817 an die 
K. Reg. zu Bromberg: „Wenn zwar nach der bisherigen Verfaſſung im 
dortigen Departement den Juden der Ankauf und Beſitz von Landgütern 
unterſagt iſt, und das E. v. 11. März 1812 für daſſelbe noch nicht zur 
Ausführung gebracht werden kann, vielmehr die Feſtſtellung der ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Verhältniſſe der Juden noch der näheren Allerh. Beſtimmung Sr. 
Maj. des Königs unterworfen bleibt, fo ꝛc.“ ). (Ann. I. H. 3. S. 84.) 

4) Das R. des K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. in Münſter v. 
5. Sept. 1817. | 


— 


1) G. S. 1827. S. 20. 

2) G. S. 1833. S. 61. und 1835. S. 37. Eben ſo nimmt das R. d. Min. d. 
Inn. v. 28. April 1824 (A. VIII. S. 81.) an, daß durch Einführung des Land⸗ 
rechts in die neuen Diſtrikte Weſtpreußens auch die Geſetze, welche die Ber: 
faſſung der Mennoniten betreffen, mit eingefuhrt worden find. 

2) Vgl. das R. bei dem Abſchnitte, VI. Abth. II. 

*) Vgl. das N. vollſtändig bei dem Abſchnitte Poſen. 


d. 
Di 
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Da die ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neu akquirirten Provinzen. 
noch nicht feſtgeſtellt worden find, auch das E. v. 11. März 1812 in denſelben noch nicht 
zur Anwendung gezogen werden kann; ſo iſt uͤberall das Prinzip auß ni worden, die 
Verhältniſſe der in den neuen Provinzen ſich befindenden Juden in eben der Lage zu be⸗ 
laſſen, in welcher ſie bei der Okkupation angetroffen worden find, bis die neuen allge» 
meinen Beſtimmungen deshalb ein Anderes einfuͤhren werden. 

Hiernach kann es daher bei der nach dem Ber. der K Reg. zu Muͤnſter v. 25. v. M. 
von dem Landes⸗Direktorio in Anſehung der von der Judenſchaft des dortigen Departe⸗ 
ments zur Tilgung ihrer Gemeinde⸗ Schulden zu leiſtenden Beitrage getroffenen. von 
der K. Reg. bevorworteten Einrichtung vorläufig verbleiben. (Ann. I. 3. S. 128.) 

5) Das R. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Potsdam, v. 
19 Sept. 1820 berief ſich demnächſt auf die durch das Amtsbl. der Reg. 
zu Münſter bekannt gemachte K. O. v. 18. Febr. 1818, welche beſtimmt, 
daß, ſo lange die ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neuen 
und wieder eroberten Provinzen noch nicht geſetzlich feſtſtehen, das Ueber⸗ 
ziehen der Juden in andere Provinzen, woſelbſt eine abweichende Juden⸗ 
Verfaſſung beſteht, nicht zu geſtatten ſei ). (Ann. III. 128. VIII. 471.) 


6) In Betreff der Rheinprovinzen die K. O. v. 3. März 1818, mitge⸗ 

rn durch das R. des Min. des J. v. 7. Juli 1818 an die K. Reg. zu 
In. 

Der K. Reg. zu Köln wird auf Ihren, wegen der Befugniſſe der Juden zur Rieder 
laſſung und zum Handel im dortigen Departement unterm 15. v. M. erſtatteten, Be⸗ 
richt zu vernehmen gegeben, daß, da die Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 
17. März 1808 für die Beurtheilung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den 
Rheinprovinzen durch die K. K. O. v. 3. März c. ohne alle Einſchraͤnkung und Abände⸗ 
rung angeordnet worden iſt, die K. Reg. genau nach den Worten dieſes Dekrets zu ver⸗ 
fahren, und die Genehmigung des Aufenthalts und der Niederlaſſung von Juden-Fami⸗ 
lien lediglich von den Bedingungen abhaͤngig zu machen hat, welche darnach vorge⸗ 
ſchrieben ſind. ZC 8 1 | 

Uebrigens ift es keinem Bedenken unterworfen, daß in die Stelle der früheren, in dem 
zedachten Dekret genannten Departements ⸗Abtheilungen gegenwärtig die Eintheilung in 
Regierungs⸗Departements tritt. (Ann. II. S. 726.) | 

7) R. des K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
19. Febr. 1819. 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. huj. eröffnet, daß die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden in den neu akquirirten Pro: 
vinzen noch nicht ergangen ſind, und dieſe Verhältniſſe daher vorlaufig lediglich nach der 
zur Zeit der Beſitznahme beſtehenden Verfaſſung, beurtheilt werden können, 

(Ann. III. 128.) ` | | 

8) Endlich wurde eine definitive Beſtimmung hierüber gegeben durch die 
folgende K. O. v. 8. Aug. 18302). * 

K. O. v. 8. Aug. 1830. Das E. v. 11. März 1812 iſt in den neuen 
und wieder erworbenen Provinzen als mit eingeführt nicht zu betrachten. 

Ich habe zwar bei mehreren Veranlaſſungen, unter andern im Eingange der durch 
die Geſetzſammlung bekannt gemachten V. v. 30. Aug. 1816, Meine Willensmeinung 
darüber ausgeſprochen, daß das E. v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
Juden betr., nur in den alten Provinzen, in welchen es nach ſeiner Erlaſſung publizirt 
Stan iſt, Gültigkeit haben ſolle. Da aber deſſenungeachtet nach dem Berichte des 

taats⸗Miniſterii v. 31. Mai d. J. neuerlich Zweifel daruber entſtanden find, ob nicht 


— — — 


0 Vgl. über dieſe K. O. die Beurtheilung Abth. III. Abſchn. I. Kap. I. 

) Bemerkenswerth iſt ruͤckſichtlich dieſes wichtigen Verfaſſungsgeſetzes, welches auch 
in die Perfonen und Vermoͤgens⸗Verhältniſſe einer fo bedeutenden Anzahl von 
Unterthanen eingreift, daß weder nach der Beſtimmung der V. v 20. Marz 1817, 
betr. die Einfuͤhrung des Staatsraths (G. S. 1817. S. 67.) $. 2. u., der 
Staatsrath gehoͤrt worden iſt, noch auch nach den Beſtimmungen des G. v. 
5. Juni 1823 wegen Anordnung der Provinzialftände §. 2. (G. S. 1823. 
S. 123.) die ſaͤmmtlichen Provinzial⸗Landtage. Mindeſtens ſagt dieſe K. O. 
nichts hiervon, wie dies ſonſt üblich, wenn der Staatsrath gehört. 
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dieſes E. bei Publikation des A. L. R. und der G. O. in den neuen und wieder erwor⸗ 

benen Provinzen, als unter den die gedachten Geſetzbuͤcher ergaͤnzenden und erlaͤutern⸗ 

den Beſtimmungen mit eingeführt worden ſei; ſo beſtimme ich hierdurch ausdruͤcklich: 
daß das E. v. 11. Marz 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei ſeiner 
Erlaſſung publizirt worden, gelten, in den neuen und wieder erworbenen Provinzen 
dagegen, als mit dem A. L. R. und der G. O. eingeführt nicht betrachtet, vielmehr 
in letzteren, bis zu weiterer geſetzlicher Beſtimmung, ſich in Hinſicht der Verhaͤltniſſe 
der Juden lediglich nach denjenigen Vorſchriften geachtet werden ſoll, welche bei der 
Beſitznahme dieſer Provinzen, als darin geſetzlich beſtehend, vorgefunden worden 
find. (G. S. 1830. S. 116.) 


9) Durch dieſe Beſtimmung erkannte denn aber auch gleichzeitig der 
Staat die Berechtigung der Juden auf diejenige Verfaſſung an, die 
ihnen durch frühere Geſetzgebungen verliehen worden war. Es ſprach 
bereit: | | 

a) das R. des K. Min. des J. (Erſte Abth. Köhler) v. 10. Juli 1818 
an die K. Reg. zu Erfurt den Satz aus, daß die Juden in den neuen Pro⸗ 
vinzen bei ihren Rechten zu ſchützen. 

Das unterzeichnete Min. kann demjenigen, was die K. Reg. zu Erfurt in Ihrem Ber. 
v. 19. Mai c. uber die Niederlaſſung einheimiſcher, nicht mit preußiſchem Staatsbürger⸗ 
Recht verſehener juͤdiſchen Glaubensgenoſſen ſentirt hat, beitreten. 

Da die ſtaatsbürgerlichen Rechte, welche den Juden im Preuß. Staate durch das E. 
v. 11. Marz 1812 gewährt worden ſind, nach ausdrücklicher Allerh. K. Beſtimmung auf 
die Juden in den neuen Provinzen nicht zur Anwendung kommen ſollen, und erſt allge⸗ 
meine Beſtimmungen wegen ihrer ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaltniſſe zu erwarten find; fo 
folgt daraus von ſelbſt, daß zwar das Andringen und Einwandern fremder Juden in 
dieſe neuen Provinzen nicht nachgegeben werden kann, daß aber die bei der Beſitznahme 
in den Provinzen vorgefundenen anſaͤſſigen, oder wohnhaften und gewerbetreibenden Ju⸗ 
den ganz in der Verfaſſung und bei den Rechten vorläufig geſchuͤtzt und 
erhalten werden müffen, welche fie nach der früheren Verfaſſung zur 
Zeit der Beſitznahme hatten. 
Hiernach hat die K. Reg. daher auch in Ihrem Departement zu verfahren, und uͤbri⸗ 
gens die allgemeinen Beſtimmun gen, welche hinſichts der ſtaatsbuͤrgerlichen Verhuͤltniſſe 
der Juden in den neuen Provinzen werden getroffen werden, abzuwarten. 

(Ann. II. S. 725.) f 

b) Eben ſo wurden die Seitens des Königreichs Weſtphalen verliehenen 

Rechte anerkannt durch das R. v. 7. März; 18251). (Ann. IX. S. 162.) 


ei Das R. v. 28. März 1825 bemerkte: 

Die juͤdiſchen Bewohner einer wieder⸗ oder neuerworbenen Provinz koͤnnen in ihren 
durch die beſtehende, von Sr. K. Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigte Verfaſſung 
wohl hergebrachten Rechten nicht beſchraͤnkt werden, ſofern nicht ausnahmsweiſe gewiſſe 
Beſchraͤnkungen ausdrücklich vorgeſchrieben find, die aber jeden Falls auch nicht vermoͤge 
ertenfiver Auslegung der darüber ertheilten Vorſchriften geſchaͤrft werden bieten, 

(Ann. VIII. S. 114.) 

10) Dieſe Berechtigung der Juden auf Erhaltung derjenigen Rechte, 
welche ihnen ihre bisherige Verfaſſung verlieh, iſt denſelben garantirt: 

a) in den ſämmtlichen neu und wieder erworbenen Landestheilen durch die 
Okkupations. Patente für dieſelben, in welchen Preußen ganz allgemein die 
vorgefundenen Rechte der Einwohner garantirte. Daß dieſe Garantie auch 
auf die Rechte der Juden Anwendung finde, bemerkt ſehr richtig das R. des 
Min. des J. v. 9. März 1840, welches Abth. III. Abſchn. I. Kap. I. 
sub II. 1. mitgetheilt iſt. Es ſind ferner 


b) dieſe Rechte für alle zum Deutſchen Bunde gehörigen Territorien 2) 
garantirt durch Art. 16 der Bundesakte, welcher beſtimmt: 


— —e—ũ 


1) Vgl: daſſelbe Abth. III. Abſchn. I. Kap. II. aub III. 
) Bloß die Provinzen Preußen und Poſen gehören nicht zu demſelben. 
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„Es werden den Bekennern dieſes (jüdiſchen) Glaubens bis dahin, (daß 
ihnen der Genuß der bürgerlichen Rechte gleichmäßig in den Bundesſtaaten 
verſchafft wird) die denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten 
bereits eingeräumten Rechte erhalten.“ | abort. 
Der Unterſchied, den einige der kleinſten Bundesſtaaten bei. Deliberis 
rung über dieſen Artikel der Bundesakte darin fanden, daß ſtatt der ur⸗ 
ſprünglichen Worte: „die den Juden in den einzelnen Bundesſtaaten bereits 
eingeräumten Rechte“ — die Worte „von den Bundesſtaaten“ geſetzt 
würden ), findet auf den Preuß. Staat keine praktiſche Anwendung; denn, 
was die neu erworbenen Provinzen anlangt, ſo erhielt Preußen rück⸗ 
ſichtlich der Juden die beſtehenden Zuſtände faktiſch überall aufrecht und 
da nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grundſätzen die Verfaſſung eines er⸗ 
oberten Landes ſo lange de jure fortbefteht, als fie nicht ausdrücklich 
aufgehoben 2): ſo ſteht ſchon die faktiſche Fortdauer jener Zuſtände einer 
rechtlichen Anerkennung vollkommen gleich. Letztere erfolgte aber überdies 
ausdrücklich, wie gezeigt, in den Beſitzergreifungs⸗Patenten. Preußen hatte 
mithin im Jahre 1815, als der Art. 16 der Bundesakte erſchien, den ſämmt⸗ 
lichen neu erworbenen Provinzen die Rechte, die ſie vor der Erwerbung 
beſaßen, „bereits eingeräumt“ und es ſtehen ſomit dieſe Verfaffungen der 
Juden, wie ſie ſich in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter der 
Garantie des Deutſchen Bundes s). 

Die alten Provinzen aber anlangend, ſo findet die Beſtimmung des 
Bundesgeſetz auf das von Preußen ſelbſt gegebene E. v. 11. März 1812 
ſeine unzweifelhafte Anwendung, ſo daß auch die den Juden aus dieſem Edikte 
erwachſenen Rechte unter der gedachten Garantie des deutſchen Bundes 
ſtehen und mithin nicht mehr geſchmälert werden können. 


Durch die K. O. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Verhältniſſe der Juden einmal in die Beſtandtheile der Monarchie, 
welche letztere in Folge des Tilſiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
nächſt das E. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
Zahl von Territorien, welche durch die Friedens ſchlüſſe von 1814. 1815 an 
Preußen kamen ). Die ſonſtige politiſche Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in dieſer Beziehung auf, von irgend einem Einfluſſe zu ſein, 
vielmehr iſt zurückzugehen auf die Gränzen jener Territorien, wie ſie früher 
beſtanden und es giebt lediglich die Verfaſſung und Geſetzgebung der frems 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beſtandtheile an Preußen gekom⸗ 
men, die Norm ab. 

Dieſe Eintheilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darſtellung 
der ſtaatsrechtlichen Beziehungen der Juden (Thl. I. des Werkes) zum 

runde gelegt werden, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (Thl. II. des 
Werkes) wiederum eine andere Eintheilung des Landes auch rückſichtlich 
der Juden gilt, nämlich in die Provinzen, in denen das Landrecht, in denen 
das Franzöſiſche Recht und in denen das gemeine Deutſche Recht gilt. 

ein auch in ſtaatsrechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ge- 
en ͤ—— 


` Vgl. hieruͤber die allgemeine hiſtoriſche Einleitung S. 20. 
Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Frage mehrfach anerkannt. 
u das R. v. 3. Jan. 1817 oben und die übrigen daſelbſt gegebenen Verord⸗ 
en. 
5 Vgl. hierüber auch Abth. II. Abſchn. I. Kap. VI. sub II. 2. 
) Vgl. die Aufzählung derfelben bei Abth. II. Abſchn. II. 
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zwungen, von jenem atomiſtiſchen inneren Staatsrechte abzugehen und in 
einzelnen Beziehungen Verordnungen zu geben, welche die Gränzen jener 
einzelnen akquirirten Ländertheile überſchreitend, für den ganzen Staat 
maaßgebend ſind. Außerdem ſind ſchon nach gemeinem Deutſchen Juden⸗ 
rechte eine Anzahl von Verhältniſſen ziemlich gleichartig geordnet geweſen. 
Es war daher nöthig, dieſe gemeinſamen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden im Preuß. Staate in der folgenden erſten Abtheilung darzuſtellen, 
und es ſind hierher zur Vermeidung vieler Wiederholungen auch diejenigen 
verwieſen, in Betreff deren zwar Ausnahmen bei dem einen oder anderen 
Landestheile ſtattfinden, die jedoch den größten Theil des Staates um⸗ 
faſſen und daher hier am zweckmäßigſten darzuſtellen waren. In An⸗ 
ſehung dieſer Ausnahmen iſt dann auf die Darſtellung der Verhältniſſe ge⸗ 
dachter Landestheile verwieſen. In der zweiten Abtheilung iſt demnächſt 
WE der betreffenden Verhältniſſe der einzelnen Landestheile ges 
geben. 


Erſte Abtheilung. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden, welche den ganzen 
Preußiſchen Staat betreffen. 


Erſter Abſchnitt. 


Die Benennung der jüdiſchen Glaubensgenoſſen Seitens 
des Staates. 


Es beſtimmen hierüber: n 

1) Das C. R. des K. Pol. Min. (in Abweſenheit ꝛc. v. Kamptz) v. 
10. Okt. 1815. Bezeichnung der Juden in den Päſſen. 

Auf Antrag der Aelteſten der hieſigen Judenſchaft eroͤffne ich der K. Reg., daß bei der 
in Gemäßheit der C. V. v. 8. v. M. in die Paͤſſe altteſtamentariſcher Glaubensgenoſſen 
aufzunehmenden Bemerkung des Beſitzes oder Mangels des Staatsbuͤrger-Rechts, nie⸗ 
mals weder bei einem Einländer noch bei einem Ausländer der Ausdruck „Jude“ oder 
„juͤdiſch“ in den Paͤſſen zu gebrauchen, ſondern vielmehr der obgedachten C. V. unter 
Vermeidung dieſer Ausdrucke dadurch nachzuleben, daß 

1) in den Paͤſſen der moſaiſchen Glaubensgenoſſen, welche Staatsbuͤrger ſind, dem 
Charakter oder bürgerlichen Verhaͤltniſſe des Paß-Inhabers die Bemerkung: „und 
8 z. B. der Kaufmann und Staatsbuͤrger N. N., beigefuͤgt; dagegen 
aber 

3) bei denjenigen, welche nicht Staatsbuͤrger find, nach Maßgabe individueller Ver 
hältniſſe der Mangel des Staatsbuͤrger⸗Rechts entweder durch Weglaſſung der ad 1. ge⸗ 
dachten Bemerkung zu bezeichnen — welches in der Regel bei allen denjenigen, deren 
Namen ihren moſaiſchen Glauben ſchon beweiſen, genuͤgen wird — oder ausdruͤcklich 
Paſſe zu bemerken, daß der Paß⸗Inhaber nicht Staatsbürger ſei. 

(Hoffmann, die ſtaatsbuͤrgerl. Verhältniffe der Juden ꝛc. S. 85. 


L 


) Für ſämmtliche Landestheile iſt durch die mittelſt R. v. 10. Aug. 1836 
mitgetheilte K. O. v. 19. Juni 1836, rückſichtlich der Bezeichnungen der 

ekenner der jüdiſchen Religion in amtlichen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Oberlandesgericht wird in Folge einer unterm 19. Juni d. J. erlaſſenen 
Allerh. K. O. angewieſen, ſich in allen vorkommenden Verhandlungen und amtlichen 
Schriften der Bezeichnung der Bekenner der juͤdiſchen Religion als „moſaiſche oder alt⸗ 
teſtamentariſche Glaubensgenoſſen“ zu enthalten und ſich ſtatt deſſen, wo es auf die 
Glaubensverhältniſſe ankommt, der Ausdrucke: Juden, oder jüdiſche Religion, jü⸗ 
diſcher Glaube u. ſ. w. zu bedienen. Durch den vorgedachten Allerh. Befehl iſt zu⸗ 
gleich die K. O. v. 30. Nov. 1828 eingeſchärft worden, worin angeordnet iſt, dab die 
Juden keine chriſtlichen Vornamen führen und die Polizeibehörden ſtreng darauf halten 
ſollen, daß dieſe Unordnung ferner nicht ſtattfinde. 
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Das Kollegium hat dieſe Allerh. Beſtimmungen ſich zur Nachachtung dienen zu laſſen, 
und Behufs deren weitere Bekanntmachung an die Untergerichte ſeines Departements 
das Erforderliche zu verfuͤgen. (Jahrb. Bd. 47. S. 576. Gräff Bd. 1. S. 277.) 


3) Mit Bezug auf vorſtehende K. O. erging, veranlaßt durch eine Gin, 
gabe des Kaufmann Meyer zu Berlin, die K. O. v. 15. Okt. 1836. 


Aus Ihrer Eingabe v. 22. v. M., deren Anlagen hierbei zurückgehen, habe Ich mit 
Befremden erſehen, daß Sie den Antrag gemacht, „daß Ich durch ein Wort der Gnade 
Sie und Ihre Glaubensgenoſſen vor unverſchuldeter Geringſchaͤtzung ſchützen und vor 
unverdienter Verachtung bewahren moͤge“, und Sie haben die Veranlaſſung zu dieſem 
Geſuche aus einer öffentlich bekannt gemachten Verordnung des Juſtizminiſters über die 
unpaſſenden umſchreibungen des Namens Jude, und in welcher zugleich an eine frühere 
und nicht gehörig beachtete Verordnung wegen juͤdiſcher Vornamen erinnert wurde, 
welche Meiner Ordre v. 19. Juni zum Grunde lag, entnommen. In dieſer Ordre habe 
Ich den Miniſterien und Behörden anbefohlen, in ihren Berichten ſich, wenn von 
Juden die Rede ſei, der modernen vielfältigen umſchreibungen dieſer Bezeichnung zu ent: 
halten, und wenn hieraus Geringſchaͤtzung und Verächtlichkeit in Hinſicht auf Juden or: 
folgert werden ſollte, fo kann dabei nur boͤſer Wille oder Irrthum zum Grunde liegen, 
indem Ich nichts Anderes beabſichtigt habe, als diejenige Bezeichnung, welche in allen 
Geſetzen und auch in dem letzteren über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden v. 
11. März 1812 auſgenommen worden iſt, für die allein richtige zu halten, mithin auch 
für diejenige, deren ſich die Miniſterien und Behoͤrden zu bedienen haben. Sie werden 
hieraus Meine Abſicht, den geſetzlich beſtehenden Zuſtand der Juden aufrecht zu erhalten, 
und hieraus alſo auch entnehmen, daß es gar keines erneuerten Wortes der Gnade und 
Beruhigung bedarf. Eine vorurtheilsfrei unternommene Vergleichung der jetzigen und 
der früheren Zeiten in Bezug auf die Verhaͤltniſſe der Juden im Preuß. Staate kann 
wohl nur zum Vortheil der erfteren ausſchlagen, und treue Erfüllung der Unterthanen⸗ 
und Bürgerpflichten wird, zu welcher Religion ſich auch die Einzelnen bekennen, von 
Mir nach wie vor ſtets anerkannt werden. Ich verſtatte Ihnen, von dieſer Ordre jeden 
beliebigen Gebrauch zu machen. Berlin, den 15. Okt. 1836. 

Friedrich Wilhelm. 

An den Kaufmann und Seidenwaaren-Fabrikanten | 

Joel Wolff Meyer, hierſelbſt. 
(Ann. XX. 151.) 


4) In Betreff der Adreſſen amtlicher Beſcheide beſtimmen: 


a) Das R. des Juſt. Min. (Mühler) v. 1. Okt. 1836. 


Ihr Schreiben v. 25. v. M. habe ſo eben erhalten und kann Sie nur erſuchen, die 
Faͤlle anzuzeigen, wenn Gerichtsbehoͤrden und einzelne Juſtizbeamten ſich beikommen 
laſſen follten, Wéi der Adreſſe: „an den Juden N. N.“ zu bedienen. So wenig man es 
ſich einfallen laſſen kann, an den Chriſten N. N. und an den Türken N. N. zu ſchrei⸗ 
ben, eben ſo wenig werde ich es gut heißen, ſich jener Adreſſe an den Juden zu bedienen. 
Wo es auf ſeine Glaubensverhaͤltniſſe ankommt, da ſtellt ſich die Sache anders, da iſt 
die Bezeichnung: „Jude, oder juͤdiſche Religion“ ganz an ihrem Platze und dieſer uralte 
Volksname jedenfalls ehrwuͤrdiger und treffender als der moſaiſche, altteſtamentariſcher 
Glaubensgenoſſe, und wie die Erfindungen der neueren Zeit alle heißen moͤgen, deren 
Gebrauch, weit entfernt, etwas höheres auszudrucken, nur verletzend iſt, weil kein Jude, 
und uͤberhaupt kein vernuͤnftiger Menſch zugeben wird, in der Benennung Jude liege 
etwas, was man zu umſchreiben nöthig habe. Von Religionshaß kann überall nicht 
die Rede fein; wer dem Glauben feiner Vater und ſonſt ſeiner religioͤſen Ueberzeugung 
folgt und ein ehrlicher Mann, rechtſchaffener Buͤrger des Staates iſt, dem er angehoͤrt, 


bleibt ſtets ehrenwerth, und der kein hoͤheres Moralprinzip anerkennt, er mag ſein Chriſt 


oder Jude, iſt ein Mann, gegen den man weder Achtung, noch zu dem man Vertrauen 
hegen kann, und den man nur zu dulden hat, ſo lange er nicht dem Arm der Gerechtigkeit 
verfällt. Berlin, den 1. Okt. 1836. 

An den Herrn A. M. in P. (gez.) Muͤhler. 

(Heinemann a. a. O. S. 216.) | 

b) Das zunächſt an die K. Reg. zu Breslau gerichtete Cirk. R. des K. 
Min. des J. u. d. P. (a Rochow) v. 13. Okt. 1836. 

Der dortige juͤdiſche Kaufmann N. hat ſich unter Einreichung des ihm von der K. 
Reg. am 8. v. M., in Betreff des Vornamens ſeines Sohnes ertheilten Beſcheides 


eng beſchwert, daß er auf der Adreſſe dieſes Beſcheides mit „Jude“ bezeichnet wor⸗ 
den ſei. 
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Ich muß vorausſetzen, daß dieſe Bezeichnung des Kaufmanns N. auf der Adreſſe der 
Verfuͤgung Sg ak 2 bei der Reviſion nicht bemerkten Verſehen der Expedition, 
oder auf einem willkürlihen Zuſatze der Kanzlei beruhe, da es durchaus nicht gebräuch⸗ 
lich iſt, auf die Adreſſen die Religion, Re auch OG 1 zu bezeichnen, welcher der⸗ 
lenige, an welchen eine Zuſchrift gerichtet iſt, angehoͤrt. 0 Hay‘ 

Die K. Reg. möge babe Ihre Bureaus anweiſen, kuͤnftig dergleichen Unſchicklichkeit 
zu vermeiden. (Ann. XX. S. 806.) 


| Zweiter Abſchnitt. 
Das Staatsbürgerrecht der Juden im Preußiſchen Staate. 


‚ Die Juden haben zwar in allen Gebieten des Preuß. Staates das In⸗ 
digenat, d. h. ſie werden als Eingeborene, Staatsangehörige betrachtet; 
ſie haben aber nicht auch gleichzeitig überall das Staatsbürgerrecht, wie dies 
in den alten Provinzen und denjenigen Landestheilen der Fall iſt, wo ehes 
mals die franzöſiſche Geſetzgebung gegolten, und muß daher in dieſer Be⸗ 
ziehung auf die einzelnen Abſchnitte der zweiten Abth. verwieſen werden. 
Aber auch jenes Indigenat, ſo wie dieſes Staatsbürgerrecht, iſt kein ſolches 
in Beziehung aufden ganzen Staat, ſondern es beſteht nur für die einzel⸗ 
nen Territorien !) nach ihrer früheren Begränzung, bevor dieſelben an 
Preußen gekommen. Es iſt nämlich dem Juden eines ſolchen Territorii zwar 
unter der gehörigen Aufſicht verſtartet, andere Territorien vorübergehend 
zu beſuchen, z. B., wie dies auch den Ausländern nicht verwehrt iſt, die 
Märkte in anderen Territorien zu beziehen, oder als Geſinde ſich in denſelben 
zu vermiethen, dagegen keinesweges verſtattet, ſich in denſelben niederzu⸗ 
laſſen. Um nun dieſe verbotenen Ueberſiedelungen zu verhüten, ſind auch die 
Rechte, die aus jener Qualität des Inländers folgen, vielfach verkümmert. 
Es werden die Mißſtände dieſer glebac adscriptio, in einem wenig erweiter⸗ 
ten Sinne des Wortes, in einer beſonderen Abtheilung) dargeſtellt. 


Dritter Abſchnitt. 


Das Gemeinde- Bürgerrecht der Juden im Preußiſchen 
Staate. | 
Auch dieſes Verhältniß iſt verſchieden in den einzelnen Landestheilen feſt— 
geſtellt und ſind deshalb hierüber die einzelnen Abſchnitte der zweiten Ab⸗ 
theilung zu vergleichen. Es beſlimmt hierüber insbeſondere die K. O. v. 
4. (14.) Juli 1832: 
In Hinſicht der Juden bewendet es überall, wo das E. v. 11. Maͤrz 1812 nicht gilt, 


bis zu anderweiter geſetzlicher Beſtimmung, bei der jetzt beſtehenden Verfaſſung. 
(G. S. 1832. S. 183.) 


Vierter Abſchnitt. 


Berechtigung zum Erwerb von Grundeigenthum und der da— 
mit verbundenen Rechte der Jurisdiktion, des Patronats und 
der Standſchaft. 


Erſtes Kapitel. 


Berechtigung zum Erwerb von Grundeigenthum Seitens der Juden 
im Preußiſchen Staate. 


Auch in dieſer Beziehung ſind die einzelnen Landestheile einander gegen⸗ 


EN nn ahnen Ann 


— 


Von Provinzen iſt hier, wi igt, nirgend die Rede. 
Sté 3. hier, wie oben gezeigt, nirg 


— zu — nn e 
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übergeſtellt, wie die einzelnen Abſchnitte der Abtheil. II. des Näheren erge⸗ 
ben. Ueberſichtlich iſt hier nur zu bemerken: f 

1) Denjenigen, welchen durch das E. v. 11. März 1812 die Rechte de 
Preußiſchen Staatsbürger ertheilt find, Debt nach Ap, 10 und 11. dieſes 
E. frei, in Städten ſowohl als auf dem platten Lande ſich niederzulaſſen 
und Grundſtücke jeder Art zu erwerben. Sie dürfen aber dieſe ihre Be— 
ſitzfähigkeit in den neuen Provinzen nicht geltend machen. 

2) In der Rheinprovinz und den Landestheilen, welche Beſtand— 
theile des Königreichs Weſtphalen waren, ſind die Juden gleichfalls in 
dem Erwerbe des Grundeigenihums nicht beſchränkt, da fie durch die fran⸗ 
zöſiſche und weſtphäliſche Geſetzgebung in dieſer Beziehung den übrigen Un⸗ 
terthanen ganz gleich geſtellt wurden; in vier Kreiſendes Reg. Bezirks Min⸗ 
den iſt dies jedoch durch K. O. v. 20. Sept. 1836 zu ihrem Nachtheile abge⸗ 
ändert worden. 

3) Im Culmer und Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit 
ihrem Gebiete, welche dem Herzogthum Warſchau einverleibt waren, follen 
fie zum Erwerbe von Landguͤtern, nach dem Dekr. v. 19. Nov. 1808 u. 23. 
Febr. 1810 unfähig ſein, und zum Erwerbe von ſtädtiſchen Grundſtücken nach 
dem R. d. Min. des J. d. d. Warſchau den 13. April 1815 nur in ſofern 
qualificirt, als ſie den Beſitz eines Vermögens von 40,000 Gulden poln. 
(6666 Rthlr. 20 Sgr.) nachweiſen, der deutſchen oder polniſchen oder fran⸗ 
zöſiſchen Sprache mächtig ſind, ihre und ihrer Angehörigen Kinder vom 7. 
Jahre ab in die Schule ſchicken, ſich keiner äußern unterſcheidenden Abzeichen 
(Bart und Kleidung) bedienen, und zu dem zu erwerbenden Hauſe kein 
chriſtlicher Käufer ſich findet. Doch erſcheinen dieſe Verordnungen nicht 
verbindlich. Vgl. hierüber Abth. II. Abſch. IV. 

4) Im Großherzogthum Poſen find nur die naturalifirien Juden dazu 
befähiget. §. 20. 25. d. der V. v. 11. Juni 1833. 

5) In den von Heſſen-Darmſtadt und Naſſau abgetretenen Lan⸗ 
destheilen dürfen ſie es nur mit Genehmigung der Reg. erwerben. 

6) In den ehemaligen ſächſiſchen Provinzen und Diſtrikten, insbeſon⸗ 
dere auch in der Lauſitz, find fie dazu unfähig. 

7) In Neuvorpommern und Rügen können ſie Grundeigenthum 
nur auf Grund beſonders ertheilter Konzeſſion und in den Städten insbe⸗ 
ſondere nur mit magiſtratualiſcher Genehmigung adquiriren. 


Zweites Kapitel. 


Erwerb der mit dem Grundeigenthum verbundenen Ehren- und politiſchen 
Rechte, Seitens der Juden. 
Einleitung. 

Da ſich aus dem erſten Kap. ergeben, daß die Juden nur in gewiſſen 
Landestheilen liegende Gründe erwerben dürfen, ſo verſteht es ſich von vorn 
herein, daß fie auch nur in eben dieſen Landestheilen befugt fein können, die 
mit dem Grundbefige verbundenen Ehren: und politiſchen Rechte auszuüben, 
insbeſondere das mit dem Beſitze von Rittergütern verbundene Recht der 
Patrimonial-Gerichtsbarkeit, wo dieſe noch beſteht, und der damit verbunde⸗ 
nen Polizei⸗ Jurisdiktion, fo wie des Patronats und der mit dem Beſitze von 
Grundeigenthum verbundenen politiſchen Rechte der Standſchaft. 

Allein auch in dieſen Landestheilen, in denen ſie Grundeigenthum beſitzen 
dürfen, ſind die für Chriſten mit dieſem verbundenen, oben gedachten Rechte 
den Juden meiſt genommen. 
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J. 
| Die Jurisdiktion. *. 
Vgl. in Betreff der Jurisdiktion die einzelnen Abſchnitte der zweiten 
Abtheilung. 


II. 
Das Patronat über chriſtliche Kirchen. 


Das L. R. beſtimmte Thl. II. Tit. 11. 88. 581 — 583: 


8. 581. Mit dem Gute zugleich aber geht daſſelbe (das Patronat) auf jeden Beſitzer, 
ohne unterſchied der Religionspartei, wozu er ſich bekennt, Über. 

g. 582. Doch können Perſonen, welche zu keiner von der im Staate aufgenommenen 
el? chriſtlichen Religionsparteien gehören, das Patronatrecht über eine Kirche 
nicht ausüben. 8 N 

9. 583. Es fteht ihnen zwar frei, dieſe Ausübung einem Andern während ihrer Beſitz⸗ 
zeit zu uͤbertragen; die Beiträge und Leiſtungen aber, welche aus dem Patronate fließen, 
müſſen in allen Fallen aus den Einkünften des Guts beſtritten werden. 


Diefe Beſtimmungen wurden modifizirt und das betreffende Verhältniß 
auch in den Landestheilen, in welchen nicht das Landrecht gilt, für alle 
Territorien, in welchen die Juden Grundſtücke unbeſchränkt ererben können, 
durch die folgende Verordnung feſtgeſtellt. 

Verordn. v. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung des Patronatrechts über 
chriſtiiche Kirchen ou! ſolchen Gütern, die ſich im Beſitzthume jüdiſcher Glau⸗ 
bensgenoſſen befinden. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ic. Thun kund 
und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem durch Unſere Verordn. v. 11. März 1812 den Juden in den damaligen Pros 
vinzen Unſeres Staates, mit dem Staatsbuͤrgerrechte die uneingeſchränkte Befugniß, 
Grundſtücke zu acquiriren, ertheilt iſt, und ſie daher auch Grundſtücke, mit denen das 
Patronat über chriſtliche Kirchen verbunden iſt, erwerben; ſo erfordern ſolche, bei Anferti⸗ 
gung des A. L. R. nicht vorhanden geweſene Fälle eine anderweite Beſtimmung. 

Wir verordnen daher für die Provinzen, wo zufolge des G. v. 11. März 1812 den 
Juden bereits die unbeſchränkte Befugniß, Grundſtücke zu erwerben, ertheilt iſt, ſo wie 
da, wo ihnen ſolche künftig ertheilt werden wird, Folgendes und deklariren dadurch die 
Beſtimmungen des A. L. R. Thl. II. Tit. 11. 98. 581 — 583 dahin, daß 

1) das auf Gütern und Grundſtücken, die ſich im Beſitzthum jüdiſcher Glaubensge⸗ 
noſſen befinden, haftende Patronatrecht uͤber chriſtliche Kirchen, für die Beſitzzeit jüdiſcher 
Erwerber und deren Benutzung, ſo lange gänzlich ruhe; daß daher - 


2) der Pfarrer und die Kirchenbedienten, auch der Schullehrer in evangeliſchen Gemei⸗ 


nen von der Provinzialbehörde, und in katholiſchen von den Biſchöfen, ganz in derſelben 
d E — werde, als ob kein Patron vorhanden oder deſſen Recht auf fie übergegan⸗ 

n ſei. 

3) Eben ſo ſoll es auch mit der Aufſicht über das Kirchenvermögen und mit der Ab⸗ 
nahme der Aachen echnunngen gehalten werden. eee 

4) Die Beiträge und Leiſtungen aber, zu denen der Patron verbunden iſt, müſſen in 
allen Fällen aus den Einkünften des Guts beftritten werden. 2 
vi Wo das Patronat einer Kommune zufteht, können die jüdiſchen Mitglieder derſel⸗ 
R a deffen Ausübung keinen Theil nehmen; fie müſſen aber die damit verknüpften 
reallaften von ihren Beſitzungen gleich andern Mitgliedern der Kommune tragen, ſo wie 
ſie auch als anſäßige Dorfs⸗ oder Stadtgemeinde: Mitglieder, von ihren Grundſtücken 
gleich andern christlichen Beſitzern zur Erhaltung der Kirchen-Syſteme beizutragen ver 
pflichtet find, da dieſe fonft, wegen der Anſiedelung der jüdiſchen Staatsbürger Gefahr 
RK einzugehen. 

TE zu Urkund iſt dieſe Verordn. von uns höchſteigenhändig vollzogen und mit Unferm 

Koͤnigl. Inſiegel eben Mée nde de | j 

Gegeben Berlin, den 30, Aug. 1816. 

4 E Cord éi * Se E: 
. Fürft v. . v. Kircheiſen. v. uck mann. 
G. S. 1840. S. 2 ardenberg ? 
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III. 
Ständiſche Rechte der Juden im Preußiſchen Staate. 

Bekanntlich ſind im Preußiſchen Staate die ſtändiſchen Rechte lediglich an 
den Grundbeſitz gebunden. In den Territorien, wo die Juden von letzterem 

ausgeſchloſſen — ſ. sub I.—, iſt ihnen mithin von vornherein auch der Antheil 
an der letzteren genommen. Aber auch in den Territorien, wo ihnen der Grund— 
beſitz unbeſchränkt freigegeben, iſt von obiger Konſequenz eine Ausnahme rück⸗ 
ſichtlich der Juden gemacht. 

Es beſtimmen nämlich 1) in Betreff der ſtändiſchen Vertretung der Pro⸗ 
vinzen die zufolge des allgemeinen G. v. 5. Juni 1823 wegen Anordnung 
der Provinzialſtände! J erlaſſenen Specialgeſetze für die einzelnen Provinzen, 
nämlich: 

a) das G. v. 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzialſtände für 
das Königreich (die Provinz) Preußen?), 

b) das gleiche G. für die Mark Brandenburg und die ra g v. 
1. Juli 18233), 

c) daſſelbe für Pommern und Rügen vom ſelben Datum), 

d) daſſelbe für Schleſien und die Oberlauſitz v. 27. März 18215, | 

e) daſſelbe für das Großherzogthum Poſen vom nämlichen Datums), 

o daſſelbe für die Provinz Sachſen vom nämlichen Zomm"), 

g) daſſelbe für die Provinz Weſtphalen vom nämlichen Datums), 

d daſſelbe für die Rheinprovinzen vom nämlichen Datum“), 
in Betreff der Wählbarkeit der Abgeordneten unter den betreffenden 
Bedingungen auch die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen 
Kirchen. 

Die betreffenden Worte lauten in dem A. 5. Nr. 2 dieſer Geſetze: 

„Bei der Wählbarkeit aller Stände zu Funde » Wegeorbnegent werden 
folgende Bedingungen vorausgeſetzt: 

12% 

al die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ 

Eben ſo iſt den Juden die Berechtigung zur aktiven Wahl op 
nommen. 

Es beſtimmen hierüber die bb. 13 der betreffenden Geſetze: 

„Bedingungen des Wahlrechts. 
„ Die vorbemerkten Bedingungen der Wählbarkeit treten auch für die Be⸗ 
fugniß zur Wahl ein ꝛc. 9). 

Y In Anſehung der Kommunal-Landtage iſt von demſelben Grund⸗ 
ſatze ausgegangen. 

In ſofern auf dieſen nicht, wie es die Regel, die Deputirten der Provin⸗ 
zial⸗Landtage und deren Stellvertreter erſcheinen, die nach den ad 1. gege⸗ 
benen Beſtimmungen nur Chriſten ſein können, vielmehr beſondere Per⸗ 
ſonen gewählt werden, iſt auch rückſichtlich dieſer ausdrücklich die chriſtliche 


S. 1823. S. 129. 

S. 1823. S. 138. 

S. 1823. S. 130. 

S. 1823. S. 146. 

S. 1824. S. 62. 

S. 1824. S. 141. 

S. 1824. S. 70. 

S. 1824. S. We) 

. ©. 1824. ©. 101 

ie hierbei gemachte Ausnahme bezieht ſi Sé nur auf die Dauer der Beſitzzeit. 


Sn 
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Religion zur Bedingung gemacht. So in dem G. v. 17. Aug. 1825, betr. 
den Kommunal⸗Landtag der Kur: und Neumark 1), wo $. 4. disponirt: 

um auf dem Kommunal⸗Landtage der Altmark?) erſcheinen zu können, 
„wird gemeinſchaftlich für alle Stände vorausgeſetzt: 

„Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ f 

3) In Anſehung der Kreisſtände beſtimmen gleichmäßig: 

a) die Kreis⸗Ordnung v. 17. März 1828 für das Königreich Preußens), 

b) für Brandenburg die Kr. O. für die Kur: und Neumark v. 20. Nov. 
1825) und für das Markgrafthum Niederlauſitz v. 18. Nov. 1826 50, 

c) für Pommern die Kr. O. v. 17. Aug. 1825 6), 0 

d) für Schleſien und die Oberlauſitz die Kr. O. v. 2. Juni 1827 7), 

e) für Polen die Kr. O. v. 20. Decbr. 18288), 

f) für Sachſen die Kr. O. v. 17. Mai 18279), 

g) für Weſtphalen und die Rheinprovinzen die Kr. O. v. 13. Juli 
182710), 
in dem $. 6. dieſer Geſetze: Ac, 

„zur perſönlichen Ausübung des Stimmrechts auf den Kreistagen iſt bei 
allen Ständen und geſtatteten Vertretern erforderlich: 

a) die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen.“ 

4) In Betreff der Frage, ob jüdiſche Rittergutsbeſitzer zur Uniform dei 
Rittergutsbeſitzer berechtiget, ſprechen ſich indirekt die beiden folgenden Be— 
ſtimmungen aus: 

a) das R. des M. des Inn. v. 22. Jan. 1825. 


Der K. Reg. wird 2c. eröffnet, daß die den Rittergutsbeſitzern beigelegte Uniform unter 
derſelben Maßgabe, wie vor dem Jahre 1807 von den Rittergutsbeſitzern als 
ſolchen, ohne Ruͤckſicht auſ Landſtandſchaft zu tragen iſt. 

(Annal. IX. 9. 25.) ö 

Nach dieſem R. würde das Recht der jüdiſchen Rittergutsbeſitzer zur 

Tragung der gedachten Uniform nicht zu bezweifeln ſein; dagegen iſt 


b) an den Miniſter von Rochow folgende K. O. v. 2. Aug. 1841 er⸗ 
gangen: 


Auf Ihren Bericht v. 25. Mai d. J. will Ich für den ganzen Umfang Meiner Mo⸗ 
narchie den bürgerlichen Beſitzern von Rittergütern, welche die Landſtandſchaft haben, 
unabhangig davon, ob ſie zu Landtags⸗Abgeordneten erwaͤhlt find, fuͤr ihre Perſon und 
ſo lange ſie ſich im Beſitz der Güter befinden, das Recht zur Tragung der ritterfchafts 
lichen uniform verleiben. Das Recht fallt mithin fort, wo dieſe Beſitzer nicht zu Land⸗ 
tage⸗Abgeordneten wählbar find, doch ſoll der zehnjährige Beſitz in dieſer Beziehung 
nicht erforderlich ſein. Hiernach erleidet auch die für die Provinz Weſtphalen erlaſſene 
V. v. 29. Maͤrz 1825 eine Modifikation. Sansſouci, d. 2. Aug. 1641. 

(Amts Bl.) Friedrich Wilhelm. 


Die Berechtignng, welche vorſtehend der geſammten Kategorie der bür— 
gerlichen Ritterguts⸗Beſitzer zugeſprochen, war dieſen bereits durch das Ed. 


— — 


) G. S. S. 201. 
Auf dem der Kurmark, mit Ausſchluß der Altmark, und auf dem der Neumark er⸗ 


ſcheinen die Abgeordneten für den Prov. Landtag. Eben ſo nach der V. v. 18. 
mov, 1826 auf dem Komm. Landtage der Nieder⸗Lauſig. (G. S. S. 110.) 
) G. S. S. 1828. S 34. 
) G. S. 1825. S. 133. 
) G. S. 1816. S. 110. 
„) G. S. 1826. S. 217. 
7) G. S. 1827. S. 71. 
) G. S. 1829. S. 3. 
) G. S. 1827. S. 54. 
10) G. S. 1827. S. 117. 


N 
| 
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v. 9. Oktober 1807 gegeben, welches am betreffenden Orte wörtlich ſagt: 
„Die bisher durch den perſönlichen Stand des Beſitzers begründete 
Einſchränkung und Suspenſion gewiſſer gutsherrlicher Rechte fällt gänz: 
lich weg.“ 

Da afp das R. des Min. des Inn. v. 22. Jan. 1825 (sub a) aner⸗ 
kennt, daß vor 1807 die Rittergutsbeſitzer, damals nur der Adel, die Uni⸗ 
form ohne Rückſicht auf Standſchaft hatte, welche in der That auch dem We⸗ 
ſen nach damals nicht mehr exiſtirte, mithin nicht influiren konnte, ſo mußte 
ſchon vom 9. Okt. 1807 ab den bürgerlichen Rittergutsbeſitzern gleichfalls dies 
Recht zuſtehen. 

In fo weit enthält mithin dieſe Kabinets-Order keine Aenderung der 
beſtehenden Rechtsverhältniſſe; dagegen würde eine ſolche in ihr liegen, wenn 
man fie auf die jüdiſchen Ritterguts⸗Beſitzer anwenden wollte. Dieſe find, 
wie oben gezeigt, zu Landtags-Abgeordneten nicht wählbar und ſomit würde 
ihnen das Recht, die ritterſchaftliche Uniform zu tragen, ein Recht, welches ſie 
bis dahin ausgeübt haben 1), durch obige Kabinets⸗Order entzogen werden. 
In dieſer Beziehung aber würde der Letzteren die Beſtimmung des Art. 16 
der deutſchen Bundesakte — vergl. denſelben S. 19. — entgegenſtehen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Berechtigung und Verpflichtung der Juden zum Staats— 
dienſte im Preuß. Staate. 


Erſtes Kapitel. 
Der Civil: Staatödienft, 


Die Verhältniſſe find auch in diefer Beziehung nicht gleichmäßig geord- 
net, indem die Juden in den weſtlichen Provinzen, ſoweit daſelbſt die fran⸗ 
zöͤſiſche Geſetzgebung gegolten, wie die dort gegebene Darſtellung zeigt, 
ein Recht auf den Staatsdienſt haben, das ihnen die Geſetzgebung der übri— 
gen Territorien zur Zeit noch verweigert. Vergl. Abth. II. Abſchn. 1. 


Kap. 6. 

In dem R. des Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenſtein) v. 30. Aug. 
1835 iſt Erſteres nicht anerkannt, indem daſſelbe an ſämmtliche Königl. 
wiſſenſchaftliche Früfungs:Kommilfionen gerichtet, wie folgt, beſtimmt: 

Der K. wiſſenſchaftlichen Prüfungs-Kommiſſion wird auf die Anfrage v. 20. Juli 
d. J. hierdurch eroͤffnet, wie es keinem Bedenken unterliegt, daß dieſelbe auch die für In⸗ 
länder zu achtenden Schulamtskandidaten moſaiſchen Glaubens zur Prüfung pro facul- 
tate docendi unter den in dem Regl. v. 20. April 1831 geſetzlich vorgeſchriebenen Bes 
dingungen zulaſſen kann, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß in der mit ihnen vorzu⸗ 
nehmenden Prüfung die chriſtliche Theologie nicht in den Kreis der Prüfungsgegenftände 
zu ziehen iſt. Jedoch hat die K. wiſſenſchaftliche Prüfungs-Kommiſſion allen ſolchen 
ſich zur Prüſung pro facultate docendi meldenden Kandidaten moſaiſchen Glaubens 
ſogleich zu eröffnen, daß fie in Folge ber Allerh K. O. v. 14. Dec. 1821 weder zur Ab⸗ 
haltung des geſetzlich vorgeſchriebenen Probejahrs, noch zur Anſtellung im Lehrfache Au: 
gelaſſen werden können. (Ann. XIX. S. 732.) 

Die in der Abth. II. Abſchnitt XI. gegebene Darſtellung zeigt jedoch, daß 


1) Auf dem Balle, welchen die Schleſiſche Ritterſchaft Sr. Maj. dem Könige am 
23. Juli 1841 gab, erſchienen mehrere juͤdiſche Rittergutsbeſitzer in Uniform. 
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dieſe Generaliſirung der K. O. v. 18. Aug. 1822 auf einem Mißverſtänd⸗ 
niſſe beruht, da letztere ſich nur auf das E. v. 11. März 1812 bezieht, und 
nirgend allgemein die Unfähigkeit der Juden zu öffentlichen Aemtern aus⸗ 
geſprochen iſt. | 


Zweites Kapitel. 
Der Militairdienſt. 

| ‚Einleitung. 

Die Anſicht, daß die Juden zum Kriegsdienſt unfähig wären, war früher 
ſo feſt eingewurzelt, daß Niemand daran zu zweifeln wagte; ein Gelehrter 
wie Michaelis y bewies mit zahlreichen Gründen, daß es fo fein müſſe, 
und allenthalben ließ man die Juden vom Kriegsdienſt frei. a 

Im Jahre 1812 erhob Preußen die Juden zu Staatsbürgern und im fol⸗ 
genden Jahre kämpfen ſie für das ihnen gegebene Vaterland gleich allen 
andern Preußen 2). 5e 

Auf dieſe Weiſe waren die früheren Vorurtheile durch die That behoben, 
die theils aus ihrem Mangel an perſönlichem Muthe, theils aus ihren hins 
dernden Ritualgeſetzen hergenommen waren “). 


7 ! 


1) In feiner gegen Dohm gerichteten Schrift. 

) Die merkwürdige geiftige Elafticität dieſes Stammes zeigte ſich hier, wie in frü— 

heren Fallen. Ihre Verächtlichkeit hörte auf, ſobald man aufhörte, ſie verächt⸗ 
lich zu behandeln. Das G. v. 9. Febr. 1813 (G. S. 1813 S. 13) rief das ge⸗ 
ſammte Volk zu den Waffen und machte hinſichtlich der Juden keine Ausnahme. 
„Thatſache iſt es,“ ſagt Buchholz in den Aktenſtücken, die Verbeſſerung des 
bürgerl. Zuſtandes der Israeliten betreffend, Stuttgart und Tübingen, 1815, 
S. 30, „Thatſache iſt es, daß die Söhne der wohlhabendſten juͤdiſchen Familien 
in den Hauptftädten mit dem Beiſpiele freiwilliger Ergreifung der Waffen voran- 
gingen, und Alle mit eben der Ausdauer, eben der Treue, wie andere Staats: 
bürger fochten und bluteten. Thatſache iſt es, daß juͤdiſche Aerzte und Wund— 
ärzte ihr Leben den Gefahren der Hospitäler ausſetzten, und als heilige Opfer 
fielen. Thatſache iſt es, daß jüdiſche Frauen und Mädchen keine Anſtrengungen, 
keine Gefahren ſcheuten, um den Verwundeten Troſt und Hülfe angedeihen zu 
laſſen. Thatſache iſt es endlich, daß alle ‚israelitifchen Bürger durch die zahl: 
reichſten freiwilligen Geldopfer Beweiſe der Anhänglichkeit an König und Vater— 
e gaben.“ Beiſpiele ähnlicher Art führt derſelbe Schriftfteller a. a. O. mehr⸗ 
ach an. 

) Letzteres wurde ungeachtet fortgeſetzter Proteſtationen der jüdiſchen Rabbiner an⸗ 
genommen. Noch neuerdings iſt hierüber eine beſondere Schrift erſchienen: Rab⸗ 
biniſches Gutachten über Militairpflichtigkeit der Juden von Ur, Abraham Get: 

ger, Rabbiner in Breslau. Breslau, 1842. Dieſelbe ſcheint hervorgerufen 
durch die Seite 52 gegebene K. O. v. 14. März 1842 und wurde auf das Verlangen 

des Obervorſteherkollegiums der Breslauer Judengemeinde abgefaßt. (Vgl. Schle⸗ 
ſiſche Zeitung, 1842, Nu. 143. Beilage) Des Verfaſſers Erörterungen reſumi⸗ 
ren ſich in folgenden Hauptſätzen: 1) die Geſchichte ſpricht unwiderleglich dafür, 
daß die Juden zu allen Zeiten und in allen Ländern ohne irgend einen Gewiſſens⸗ 
ſcrupel Kriegsdienſte geleiſtet haben, und wo es nicht geſchah, war es von den 
Staaten ſelbſt, welche die Juden wider deren Willen vom Kriegsdienſte aus— 
ſchloſſen, ſo angeordnet. 2) Im juͤdiſchen Staate waren in beiden Arten des 
Krieges nach rabbiniſchen Geſichtspunkte, dem pflichtmäßigen und freiwilligen, 
alle ſonſt geltenden Geſetze, auch die über Sabbath und verbotene Speiſen aufges 
hoben, ſobald der Kriegszuſtand deren Verletzung mit ſich führte. 3) Dieſe Sus⸗ 
penſion wurde auch auf alle Vorbereitungen und alle Handlungen zu Abwehr 
kuͤnftiger Gefahr ausgedehnt. 4) Der heutige Staat legt als das jüdiſche Vater⸗ 


— 


land dieſelben Pflichten auf, wie der ehemalige jüdiſche. 5) In ihm fallen ſelbſt 

jene wenigen Beſchränkungen weg, welche im jüdiſchen Staate bei Eroberungs⸗ 

Kriegen galten; der Einzelne hat der Pflicht der Vertheidigung alles andere 

nachzuſetzen, ſein Leben, ſeinen Heerd, ſeine Familie, ſeinen Wohlſtand gegen 

feindliche Angriffe zu wahren, ſolchen Angriffen zuvorzukommen, alſo an den 
u 
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Deſſenungeachtet ſcheint man in neueſter Zeit auf frühere Ideen zurück⸗ 
zukommen, wie die folgende K. O. v. 14. März 1842 ergiebt. Du 

Wenn die Aelteſten der juͤdiſchen Gemeinde zu Magdeburg in ber Vorſtellung v. 22. 
v. M. den Eintritt in den Militairdienſt als ein den Juden zuſtehendes Recht in An⸗ 
ſpruch nehmen, ſo eröffne ich denſelben, daß es niemals in Abſicht geweſen iſt, den Juden 
den freiwilligen Eintritt in den Militairdienſt zu verſagen, wodurch ihre Befugniß zur 
Theilnahme an dem ehrenvollen Beruf der Landesvertheidigung jedenfalls unverſchraͤnkt 
bleiben wird. Was aber die Pflicht der Juden zum Militairdienſte für die Zukunft be: 
trifft, ſo muß die Beſtimmung daruͤber bis nach Beendigung der von mir angeordneten 
Berathungen uͤber die Regulirung der buͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden ausgeſetzt 
bleiben. | E u Friedrich Wilhelm. 

An die Aelteſten der juͤdiſchen Gemeinde zu Magdeburg. | 

Es iſt in Beziehung auf diefe Angelegenheit bemerkenswerth, daß den 
Juden die Berechtigung reſp. Verpflichtung zum Militairdienſt wider ihren 
Willen in einem großen Theile des Staates nicht entzogen werden könnte, 
ohne dem in der hiſtoriſchen Einleitung S. 20 gegebenen Artikel 16 
der deutſchen Bundesakte entgegen zu handeln. Der Art. 16 be⸗ 
ſtimmt, daß den Juden die denſelben von den einzelnen Bundesſtaaten be⸗ 
reits eingeräumten Rechte erhalten werden müſſen. Nun beſtimmen aber 
für die alten Provinzen die 88. 15. u. 16 des E. v. 11. März 1812, daß 
die Juden gehalten, alle den Chriſten gegen den Staat obliegende Pflichten 
gleichfalls zu erfüllen und daß fie insbeſondere gleich den Chriſten der Mili⸗ 
tair⸗Konſkription unterworfen. Eben fo ſind die Juden in den Provinzen, 
die zu Frar kreich, zum Königreich Weſtphalen und zum Großherzogthum 
Berg gehört, in dieſer Beziehung den Chriſten vollkommen gleichgeſtellt. 

Das Recht der Juden, gleich den Chriſten zum Militairdienſt angezogen 
zu werden, ſteht mithin in allen dieſen Provinzen, ſoweit ſie zum deutſchen 
Bunde gehören !), unter der Garantie des deutſchen Bundes. 

Es kann hiergegen keinesweges eingewendet werden, daß man nicht von 
einer Berechtigung auf eine Pflicht ſprechen könne, vielmehr wird der Regel 
nach die Pflicht zu einer Leiſtung auch die Berechtigung dazu in ſich ſchließen 
und daß insbeſondere im vorliegenden Falle die Pflicht der Juden, gleich den 
Chriſten zur Vertheidigung des Vaterlandes beizutragen, unter den obwals 
tenden Umſtänden ein wirkliches Recht enthält, könnte höchſtens mit todten 


Worten beſtritten werden, nicht aber bei lebendiger Auffaſſung der Ges 


fammtverbältniffe. Bedürfte es dieſerhalb noch eines beſonderen Beweiſes, 
ſo würde der Hinweis auf das Großherzogthum Poſen genügen, wo man 
den Juden, weil ſie ſich auf einer tieferen Kulturſtufe als die Juden der 
übrigen Provinzen der Regel nach befinden, im §. 14 des G. v. 1. Juni 
1833 — f. Abth. II. Abſchn. III — auch bloß das Recht zum freimils 
ligen Militairdienſt gegeben, ihnen alſo das Recht abgeſprochen hat, gleich 
allen übrigen Staatsgenoſſen vom Staate für verpflichtet angeſehen zu 
werden, das Vaterland zu vertheidigen. 


Gegenwärtige Verfaſſung. 


Zur Zeit beſteht folgende Verfaſſung in Betreff der Militairdienſtpflicht 
der Juden. 


Kriegsdienſten und Allem, was damit in Verbindung ſteht, ſich zu bethelligen. Dies 
iſt geradezu religiöſe Pflicht fur den Juden, und zwar die hoͤchſte, der alle andern 
ſich unterordnen muͤſſen, ſo daß der fromme Jude ſich ihr nicht entziehen darf, 
ganz abgeſehen davon, daß die Sicherheit und der Ruhm des Vaterlandes ihm 
am Herzen liegen muͤſſen. 6) Die heutige Kriegsführung fordert die mannig⸗ 
Kai Vorbereitungen auch in Friedenszeiten, und dieſe führen dieſelben Bes 
reiungen mit ſich, wie der wirkliche Kriegszuſtand. 
1) Die Provinzen Preußen und Poſen gehoͤren nicht zum deutſchen Bunde. 


e 
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Der F. 16 des E. v. 11. März 1812 bereits unterwarf die Juden gleich⸗ 
falls der damals beſtehenden Militair⸗Konſkription und das allgemeine G. 
v. 3. Sept. 1814, betr. die allgemeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte !), 
beſtimmt im Eingange, daß die bisher über die Ergänzung der Armee bes 
ſtandenen älteren Geſetze überall durch dieſes neue Geſetz aufgehoben werden 
und disponirt demnächſt im §. 1: g 

„Jeder Eingeborne, ſobald er das 20ſte Jahr vollendet hat, iſt zur Ver⸗ 
theidigung des Vaterlandes verpflichtet.“ 5 N alas; 
„Dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt ganz allgemein und giebt mithin, da die 
in Preußen anſäßigen Juden ſämmtlich für Eingeborene zu erachten, wenn 
fie auch nicht ſämmtlich Staatsbürger ſind ), allen Juden in Preußen?) 
die Pflicht und das Recht zum Militairdienſt. Durch Miniſterial⸗Beſtim⸗ 
mungen iſt, dem entgegen, ein Unterſchied gemacht worden zwiſchen den 
Juden, welche Staatsbürger ſind und welche nicht. Außerdem werden auch 
Juden, ohne daß dies durch ein öffentlich bekannt gemachtes Geſetz vorge— 
ſchrieben wäre, nicht in das Garde⸗Korps einageſtellt *). GE 

Es beſtimmen hierüber und über die fonftigen jüdiſchen Militair⸗Verhältniſſe: 
1) Das R. des Min. des J. v. 12. Aug. 1817 an die K. Reg. zu 
Potsdam, Berlin, Frankfurt, Stettin, Köslin, Königsberg, Gumbinnen, 
Marienwerder, Danzig, Breslau, Liegnitz, Oppeln und Reichenbach. 

Der K. Reg. wird hierdurch zur Nachricht und Achtung eroͤffnet, daß die juͤdiſchen 
Einwohner, welche das Staatsbuͤrgerrecht beſitzen, der Militairpflichtigkeit, gleich allen 
andern Preußiſchen Staatsbuͤrgern, unterworfen ſind. 

Berlin, den 12. Auguſt 1817. Miniſterium des Innern. 

2) Der K. Reg. zu Merſeburg, Stralſund, Poſen, Bromberg, Magdeburg, Erfurt, 
Cleve, Koblenz, Köln, Trier, Lachen, Duͤſſeldorf, Muͤnſter, Minden und Arnsberg wird 
hierdurch zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht, daß die Militairpflichtigkeit der 
Juden in dem dortigen Departement, welche das Preuß. Staatsbuͤrgerrecht noch nicht 
beſitzen, lediglich nach der bisherigen Verfaſſung behandelt werden muß. 

Berlin, den 12. Auguſt 1817. (Annalen Bd. 1. Heft 3. S. 225.) 


3) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 17. 
Aug. 1819. Freiwilliger Militairdienſt der Juden aus Neuvorpommern 
und Poſen. vo 

Der K. Reg. wird auf Ihren wegen des freiwilligen Eintritts der Juden aus Neu: 
Vorpommern und dem Großherzogthum Poſen in das Militair unterm 26. v. M. er⸗ 
ſtatteten Bericht eröffnet, daß ſich Hinſichts der Juden aus der erſtgedachten Provinz, 
welche militairpflichtig ſind, kein Bedenken findet, ihnen fuͤr den Fall des freiwilligen 
Dienſtes bei Wahl des Truppentheils in keiner Art zu befchränfen. 

In Anſehung der Juden aus dem Großherzogthum Poſen kann aber nicht eine gleiche 
Behandlung ftattfinden, denn nach ausdruͤcklich Allerhoͤchſter Beſtimmung find ſelbige 
vorläufig nicht militairpflichtig, ſondern bezahlen noch das Rekrutengeld. 

a nun der freiwillige Dienft eine Beguͤnſtigung für Militairoflichtige iſt, fo kann fols 
cher den Nicht⸗Militairpflichtigen um ſo weniger verſtattet werden, als dadurch nur den 
üben des Großherzogthums Poſen mannigfache Gelegenheit gegeben werden moͤchte, 
ich in die alten Provinzen einzuſchleichen, und welches auch verhindert werden fott. 
(Ann. III. S. 416.) 

4) R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) an den K. Militair⸗ 

ommiſſarius zu Berlin v. 17. April 1832. Erfüllung der Militairpflicht 
von Seiten der Juden durch freiwilligen Militair⸗Chirurgendienſt. 

Ew. ꝛc. ꝛc. wird auf Ihre unterm 6ten d. M. aus Veranlaſſung eines Spezialfalls, 
nnn 


1 G. S. 1814. S. 79. 

2 Vergl. den Abſchnitt II. S. 45. 

) Mit Ausnahme derer im Großherzogthum Poſen, wo nach §. 14 des G. v. 1. 
Juni 1813 bloß das Recht gegeben iſt, freiwillig in den Militairdienſt zu treten. 
Vergl. Abth. 11. Abſchn. III. 

*) Vergl. unten das R. v. 17. April 1832 sub Nr. 4. 


— 
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wegen des juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, Kandidaten der Medizin N. N. gemachte Anfrage 
eröffnet, daß diejenigen iſraelitiſchen jungen Leute, welche zum einjährigen freiwilligen 
Militairdienſt zugelaſſen worden, allerdings ihre Militairpflicht als Kompagnie⸗Chirur⸗ 
gen erfüllen dürfen, und denſelben die Beſtimmung des $. 9 des E. v. 11. März 1812 
nicht entgegengeſtellt werden kann, da hier nicht von der Verleihung eines Staatsamts, 
ſondern von der Erfüllung einer allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Verpflichtung die Rede 
iſt, welcher auch die Juden unterworfen ſind. | 

Uebrigens bleiben, wie Ew. 26, ꝛc. richtig bemerken, die iſraelitiſchen Militairpflichtigen 
vom Eintritt in das Garde-Korps fo lange ausgeſchloſſen, als bei dieſem überhaupt keine 
Juden eingeſtellt und angenommen werden. (Ann. XVI. S. 504.) 

5) Nach dem R. der Min. des J. u. d. P., des Kr. und d. G., U. u. 
M. A. v. 19. Aug. 1840 haben die Zöglinge der jüdiſchen Vereinſchule zu 
Münſter, welche vor der K. Seminar⸗Prüfungs⸗Kommiſſion ihre Befähi⸗ 
gung zu einer Elementar⸗Lehrerſtelle nachgewieſen haben, das Recht, ihre 
Militairdienſtpflicht durch eine ſechswöchentliche Dienſtzeit abzuleiſten. 

Da nach Ew. ꝛc. Ber. v. 6. Juni d. J. die jüdiſche Vereinſchule zu Münſter die 
Leiſtungen, welche rückſichtlich der Ausbildung der Zoͤglinge von einem Nebenſeminar er⸗ 
fordert werden, erfüllt: ſo genehmigen wir im Sinne der A. K. O. v. 29. Okt. 1827, 
daß diejenigen Zoͤglinge dieſer Schule, welche vor der K. Seminar⸗Prüfungs⸗Kommiſſion 
ihre Befähigung zu einer Elementar⸗Lehrerſtelle nachgewieſen haben, gleich denjenigen 
Schul⸗Amts⸗Kandidaten angeſehen werden, welche, in ſofern ſie ihre Ausbildung in einem 
Haupt⸗ oder Nebenſeminar erlangt haben, die Begünſtigung zu Theil wird, ihre Mili⸗ 
tairdienſtpflicht durch eine ſechswoͤchentliche Dienſtzeit ableiſten zu Tonnen, 

Hiernach wird Ew. zt, die weitere Veranlaſſung, ſo wie die Beſcheidung des jüdiſchen 
Vereins für Weſtphalen und die Rheinprovinz ꝛc. uͤberlaſſen. 

(Verw. Min. Bl. 1840. S. 431.) 


6) In Betreff der Vereidigung des jüdiſchen Militairs vgl. den 
Abſchn. X., das jüdiſche Kirchenweſen betreffend, | 


Sechſter Abſchnitt. 


Verhältniſſe der Juden im Preußiſchen Staate, die Juſtiz⸗ 
hoheit betreffend. | | 


Die Verhältniſſe der Juden, welche die Juſtizhoheit betreffen, nämlich 
ſowohl die Civil⸗ als die Criminaljuſtizgewalt, ſind verſchieden, je nach⸗ 
dem die Juden unter der Herrſchaft des Landrechts, des Franzöſiſchen 
Rechts oder des gemeinen Deutſchen Rechts im Preußiſchen Staate leben. 
Es find dieſe Privat» und criminalrechtlichen Verhältniſſe nach jener drei⸗ 
fachen Spaltung in dem zweiten Theile des Werkes dargeſtellt und dort zu 
vergleichen. um | 


Siebenter Abſchnitt. | 


Die Verhältniſſe der Juden im Preußiſchen Staate, das 
Staatspolizei-Recht betreffend. 


Während einige, die Perſonal-Polizei betreffende Verhältniffe gleichmäßig 
für den ganzen Staat geordnet ſind, wie die folgenden Kapitel ergeben, ſind 
die, die Gewerbe⸗Polizei betreffende Verhältniſſe in den einzelnen Territorien 
verſchieden und daher bei dieſen in den einzelnen Abſchnitten der zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. 
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. Erſtes Kapitel. 
Feſtſtellung der Perſonal⸗Verhältniſſe. 
: 4 


Sorge für die Unabänderlichkeit der jüdiſchen Familien- 
Namen und Vornamen. 


I. Schon die allgemeine Geſetzgebung enthält in dieſer Beziehung die 
nöthigen Beſtimmungen. Das A. L. R. verbietet Thl. II. Tit. 20. 
$. 1440 b., ſich auch ohne unerlaubte Abſicht (d. h. auch ohne, daß da⸗ 
durch ein Betrug bezweckt würde) eines ftemden Familiennamens oder 
Wappens zu bedienen. In Betreff der förmlichen Zulegung eines fremden 
Familiennamens disponirt: | Aula: 

1) Das R. v. 9. Juni 1806, betr. das Verbot der Führung fremden 
Namens und Siegels. CH zéi 
Friedrich Wilhelm ic. Der Banquier ꝛc. b. hat ſich daruͤber beſchweret, daß ſein bei 
Euch angebrachtes Geſuch, dem Juden ꝛc. N. die Fuͤhrung ſeines Namens und des mit 
demfelben verſehenen Siegels bei namhafter Strafe zu unterſagen, zuruͤckgewieſen iſt, 
und Wir finden dieſe Beſchwerde gegründet. Der $. 1440 b. Tit. 20. Th. II. des A. 
L. R. verordnet allgemein unter dem Rubro: Mißbrauch fremden Namens und Wap⸗ 
pens, daß Niemand, wenn auch keine unerlaubte Abſicht damit verknüpft iſt, ſich eines 
fremden Familien⸗Namens oder Wappens bedienen foll; und daraus folgt von ſelbſt, 
daß es nicht erlaubt ſein kann, ſeinen angeborenen Namen ohne ſpezielle höhere Erlaub⸗ 
niß mit einem andern Familien⸗Namen zu vertauſchen, denn, was in einzelnen Fällen 
nicht einmal geſtattet werden ſoll, kann um ſo weniger in allen Fallen erlaubt ſein. Daß 
der Jude ꝛc. N. nach dieſem Geſetze ſich nicht das einemal N. und das anderemal L. 
nennen kann, wird in Eurer, dem Suppllkanten ertheilten Vorbeſcheidung zugegeben, 
die Annahme des Familien⸗Namens L. für immer aber iſt eine Kontinuation dieſer uner⸗ 
laubten in dem allegirten Geſetz verbotenen Handlung deſſelben: ein fremder Name iſt 
für Jeden ein ſolcher, der ihm nicht angeboren, ohne Unterſchied, ob er denſelben 
ohne ſpezielle Erlaubniß der kompetenten Staats⸗Behoͤrde, alſo unbefugter Weiſe 
für immer, oder in einzelnen Källen ſich beigelegt hat, und die Anwendung des Geſetzes 
könnte aͤußerſten Falles nur dann zweifelhaft ſein, wenn der N. nicht einen bekannten 
zamilien⸗Namen, ſondern ſtatt deſſen irgend einen andern genommen hätte, von welchem 
man nicht weiß, ob er einer ſo benannten Familie gehöre. Hierin liegt auch das Intereſſe 
und die damit verknüpfte Befugniß des Banquiers L., die geſetzliche unterſagung des 
Gebrauchs ſeines Familien-Namens, ſo wie ſeines Petſchaftes, welches den ganzen Namen 
L. enthält und zwar bei dem kompetenten Gerichtshof zu extrahiren, weil jenes unter den 
Criminalgeſetzen aufgenommen ift, die Gerichtsbehoͤrde alſo die Unterſagung bei der im 
F. 1440 b. angeordneten namhaften, von Euch feſtzuſetzenden Strafe erlaſſen muß. 

Hiernach c. KG en © 

(N. C. C. Tom. XII. S. 665. Nr. 77 de 1806, Rabe's Samml. Bd. 8. S. 608.) 


2 Die K. O. v. 15. April 1822 beſtimmte demnächſt, daß es bei Ver⸗ 
meidung einer Geldbuße von fünfzig Thalern oder vierwöchentlicher Ges 
fängnißſtrafe 1) Niemandem verſtattet fein ſolle, ohne unmittelbare landes⸗ 
herrliche Erlaubniß, ſeinen Familien oder Geſchlechts⸗-Namen zu ändern, 
wenn dabei auch keine unlautere Abficht vorhanden ſei. | 
(G. S. 1822. S. 108.) ad däi 8 
3) In Beziehung auf die zum Chriſtenthume übertretenden Juden wurde 
jedoch dieſe Genehmigung vom Könige auf das Pol. Min. übertragen durch 
K. O. v. 15. April 1822, mitgetheilt durch R. des K. Min. des J. (Köh⸗ 
ler) an das K. Pol. Präſidium zu Berlin v. 24. Mai 1822. 


— — 


— — — — 


1) Daß dieſe Strafen nur von Gerichten, nicht von Y olizei⸗Beh orden feſtge⸗ 
ſetzt werden können, bemerkte das R. des Min. des J. u. d. P. v. 6. Nov. 1830. 
(Ann. XIV. S. 790.) 
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Dem K. Pol. Präfidio wird mit Bezugnahme auf die Allerh. K. O. v. 15. v. M. 
hierdurch nachrichtlich bekannt gemacht, daß Se. K. Maj. mittelſt Ordre v. 13. d. M., 
das unterzeichnete Min. im Allgemeinen zu ermächtigen geruht haben, die von den zum 
Chriſtenthume uͤbertretenden Juden bei der Taufe anzunehmenden Familiennamen ohne 
Weiteres zu beſtaͤtigen. (Ann. VI. S. 375.) 


II. Was nun insbeſondere 
A. Die Familien⸗Namen der Juden anlangt!) fo wurde 


1) durch das E. v. 11. März 1812 die Fortdauer der Staatsbürger⸗ 
Qualität der Juden im §. 2. davon abhängig gemacht, daß fie feſtbeſtimmte 
Familien⸗Namen führen, und ſie hatten ſich nach §. 3 binnen ſechs Mona⸗ 
ten vor der Obrigkeit ihres Wohnortes zu erklären, welchen Familien⸗Namen 
fie beſtändig führen werden. Eine Inſtruktion hierüber wurde im $. 5. 
vorbehalten. e np 

2) Diefe Inſtr. erging unter dem 25. Juni 1812 und erhielt fpäter Gül⸗ 
tigkeit für die ganze Monarchie 2). Sie beſtimmt im $. 6, daß die Regie⸗ 
rungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt blieben, die Ge⸗ 
nehmigung des gewählten Namens verweigern, und daß Juden, die bereits 
einen bleibenden Familiennamen haben, dieſen nur unter eben den Moda: 
litäten, wie Chriſten, ändern könnten. 

3) R. des K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) an das K. Polizei⸗Praſi⸗ 
dium zu Berlin v. 30. Aug. 1834. Annahme von Familien⸗Namen Seitens 
der Juden nach erreichter Volljährigkeit. | 

Der Deutung, welche das K. Polizei: Präfidium in Seinem den mofaifchen Glaubens— 

enoſſen N. N. aus Stargard in Pommern betr. Ber. v. 5. d. M., der nicht genau ge⸗ 
aßten Anweiſung zum Gebrauch des Schemas wegen der Verzeichniſſe der jüdiſchen Fa⸗ 
milien giebt, ſtimme ich vollkommen bei. Mütter, als ſolche, find nicht berechtigt, Namens 
ihrer minderjährigen. Kinder Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugeben, 
welche die Kinder nach erlangter Volljährigkeit verpflichten. 

Hierzu iſt nur der Vormund befugt. Hat nun dieſer eine ſolche Erklarung, wegen des 
von einem juͤdiſchen Muͤndel anzunehmenden Familien⸗Namens, abzugeben unterlaſſen, 
fo kann der letztere nach erlangter Volljährigkeit noch ſelbſt über die Annahme des Na⸗ 
mens beſtimmen. Wenn in der gedachten Anweiſung vorgeſchrieben iſt, daß auch unver: 
heirathete felbftftändige Juͤdinnen als Familienhaͤupter betrachtet werden ſollen, fo iſt 
dies nur auf die beſondere Eintragung in die Tabelle zu beziehen, kann aber den Wittwen 
keine Rechte über die Kinder verleihen, die nicht ſonſt in den Geſetzen begründet find. 

Da nun der Vormund desjenigen Kaufmanns, von welchem der Bericht des K. Poli⸗ 
zei⸗Praſidiums handelt, und welcher auf Angabe feiner Mutter als N. N. in die Liſten 
zu Stargard eingetragen geweſen, ſich wegen Annahme eines Familien-Namens fuͤr den⸗ 
ſelben nicht erklärt hat, ſo iſt letzterer jetzt, nach erlangter Volljährigkeit, nicht zu ver⸗ 
hindern, den Namen ſeines Stiefvaters, wenn derſelbe damit einverſtanden iſt, anzuneh⸗ 
men. Und da ihm wegen Erlangung des hieſigen Buͤrgerrechts daran gelegen zu ſein 
ſcheint, bald in den Beſitz eines Staatsbuͤrger⸗Certifikats zu kommen, fo ermaͤchtige ich 
das K. Polizei⸗Praͤſidium, ihm ein ſolches, unter obiger Vorausſetzung, unter dem Namen 
N. N. auszuſtellen, wovon die Reg. zu Stettin zur Bemerkung in den Liſten von Star⸗ 
gard zu benachrichtigen iſt ze, (Ann. XVIII. S. 755.) 


B. In Anſehung der Vornamen bemerkte: 


1) das R. des Min. des J. (v. Schuckmann) an den Staatsrath Le Log 
v. 19. Sept. 1812 rückſichtlich der demſelben vorgelegten zweiten Frage, ob 
jedem jüdiſchen Familien » Vater bei der damaligen Ausführung des 
Edikts, ſo wie die freie Auswahl und Aenderung der Familien⸗Namen, fo 
auch die Aenderung der bisherigen Vornamen zuſtehe? | 

Zu 2. muß ich zuvoͤrderſt, nur um Mißverſtändniſſe zu verhüten, darauf aufmerkſam 
machen, daß zwar die freie Auswahl der Familien⸗Namen da, wo dergleichen bisher 


1) Wegen Poſen ſ. sub III. 
3) Seat. dieselbe sub II. S. 59. 
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nicht waren, keinesweges aber die willkuͤrliche Veränderung der vorhandenen erlaubt iſt, 
wie die Inſtr. v. 25. Juni 1812 im g. 6 deutlich beſagt. Mit den Vornamen muß es 
nun zwar im Allgemeinen und künftig eben ſo gehalten werden, und kann natürlich, 
wenn nicht allgemeine Verwirrung und vielfacher Mißbrauch eintreten ſoll, die willkuͤr⸗ 
liche Aenderung derſelben keinesweges erlaubt ſein. 
Bei der jetzigen allgemeinen Kataſtrirung der Juden und Fixirung ihrer Namen kann 
ihnen aber unbedenklich die Aenderung der Vornamen, da der Wunſch darnach nur die 
loͤbliche Tendenz verräth, ſich überall der allgemeinen Landesſitte anzuſchiießen, und 
Alles, was die bisherige Abſonderung und den Judaͤismus ſogleich äußerlich bezeichnet, 
moͤglichſt fortzuſchaffen, geſtattet werden; nun müſſen in den aufzunehmenden Grund⸗ 
Verzeichniſſen die bisher geführten Vornamen vollftändig und forgfältig mit bemerkt 
werden, damit von dieſer Erlaubniß kein Mißbrauch gemacht werden kann. 
(Hoffmann a. a. O. S. 60.) 

Mit dem im vorſtehenden R. ausgeſprochenen Prinzipe ſteht in Wider⸗ 
ſpruch: 

2) das R. des Min. des J. (v. Meding) an den jüdifchen Kantor und 
Schächter N. und abſchriftlich an die K. Reg. zu Oppeln, die Unveränder⸗ 
lichkeit der den Juden bei der Beſchneidung beigelegten Vornamen betr., 
v. 5. Okt. 1841. | 

Auf Ihre Vorſtellung v. 30. Juni d. J. wird Ihnen eröffnet, daß der Grundſatz der 
Unveranderlichkeit der den Juden bei der Beſchneidung beigelegten und in die Familien⸗ 
Tabellen eingetragenen Vornamen im öffentlichen Intereſſe zur Verhuͤtung einer moͤg⸗ 
lichen Verdunkelung der Familien⸗Verhaͤltniſſe aufrecht erhalten werden muß, und Aus⸗ 
nahmen davon nur aus beſonders erheblichen, hier nicht vorliegenden Gruͤnden, und nur 
von Sr. Maj. dem Könige Allerhoͤchſt Selbſt geſtattet werden 1). 

Es kann daher auf Ihr Geſuch um Abaͤnderung des Ihrem Sohne beigelegten Vor⸗ 
namens Mauſche in Moritz um ſo weniger eingegangen werden, als nach dem in Ab⸗ 
ſchrift beigefügten Gutachten der Name „Mauſche“ allerdings ein in der Thora be⸗ 
grundeter und noch jetzt gebräuchlicher juͤdiſcher Vorname iſt. 

(V. M. Bl. 1841. S. 276.) 17 { 

3) Chriſtliche Vornamen find den Juden verboten. Es beſtimmt dies 
die K. O. v. 9. März 1841, mitgetheilt durch C. R. (ausſchließlich der Reg. 
in der Rheinprovinz und dem Großherzogthum Poſen) des Min. des J. u. 
d. P. (v. Rochow) v. 23. März 1841. 

Des Königs Maj. haben durch Allerh. O. v. 9. d. M. das ſeitherige Verbot des Ge⸗ 
brauchs chriſtlicher Vornamen fuͤr die Juden dahin zu deklariren geſucht, daß den Juden 
nur ſolche Namen ihren Kindern beizulegen verboten ſein ſoll, welche mit der chriſtlichen 
Religion in Beziehung ſtehen. Dahin gehoͤren alle Vornamen, die ſich, wie Renatus, 
Anastas, Baptiſt, Peter, auf eigenthuͤmliche Dogmen der chriſtlichen Kirche beziehen, fo 
wie die von dem Namen des Erloͤſers hergeleiteten oder damit zuſammengeſetzten Vor⸗ 
namen, wie Chriſtoph, Chriſtian u. ſ. w. 1 N N 

„Nach dieſem Grundſatze hat die K. Reg. zu verfahren, und die Polizeibehoͤrden, ſo wie 
die jüdifchen Kultusbeamten, zu inſtruiren. (V. M. Bl. 1841. S. 116.) 

III. Das Großherzogthum Pofen anlangend, werden die dortigen 
Juden nach der V. v. 1. Juni 1833 in naturaliſirte und nicht naturaliſirte 
getheilt 2). Auch in Betreff der Letzteren iſt durch die folgenden Beſtim⸗ 
mungen die Annahme beſtimmter Namen und Vornamen vorgeſchrieben. 


1) Allerh. K. O. v. 22. Dec. 1833 an den Staatsmin. v. Brenn, betr. 
die in Bezug auf den §. 21 der vorläufigen V. über das Judenweſen im 


7 


) Hiervon beſagen die Geſetze nichts. Die oben erwaͤhnte K. O. v. 15. April 1822 
fordert die K. Genehmigung nur bei der Aenderung des Geſchlechtsnamens, 
keincsweges auch bei der des Vornamens. Ueberhaupt erſcheint obige Verfügung 
nicht genügend motivirt, ſelbſt abgeſehen davon, was dem Prinzipe nach ſehr 
richtig das sub 1 gegebene R. v. 19. Sept. 1812 dagegen bemerkt; denn von 
einer Verdunkelung der Familien⸗Verhältniſſe kann nicht fuͤglich die Rede fein, 
ſobald dieſe Abänderung in dem Civilſtands⸗Regiſter nachgetragen wird. 

2) Vgl. Abthl. 2. Abſchnitt III. 
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Groß herzogthum Poſen v. 1. Juni 1833 erlaſſene Allerh. Beſtimmung 
über die Familien⸗Namen der Juden in dieſer Provinz. 

Auf Ihren Antrag v. 18. v. M. ſetze Ich, zum g. 21 der vorläufigen Verordnung über 
das Judenweſen im Großherzogthum Poſen v. 1. Juni d. J. feſt: daß alle, auch die zur 
Naturaliſation noch nicht qualiſizirten dortigen Juden verpflichtet fein ſollen, einen br: 
ſtimmten Familien⸗Namen anzunehmen, unter welchen ſie in das anzulegende Verzeich⸗ 
niß einzutragen und in den 8. 22 vorgeſchriebenen Certifikaten aufzuführen ſind. Die 
Regierungen, denen die Genehmigung der gewahlten Familien⸗Namen ſowohl für die 
naturaliſirten, als der zur Natucaliſation noch nicht geeigneten Juden zuſteht, haben 
hierbei darauf zu halten, daß die Familien⸗Namen von den bisherigen juͤdiſchen Namen 
nicht abweichen, zugleich auch dahin zu ſehen, daß dieſes in Anſehung der Vornamen 
beobachtet werde, welche die juͤdiſchen Eltern den Kindern beilegen. Sie haben dieſe 
Beſtimmung durch die Gefeg- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

(G. S. 1834. S. 3.) Friedrich Wilhelm. 

2) R. des Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) an die K. Reg. zu Poſen 
und Bromberg, v. 18. März 1841, die jüdiſchen Vornamen betreffend. 

Durch die Allerh. K. O. v. 19. Juni 1886 iſt die Vorſchrift, daß Juden keine chriſt⸗ 
lichen Vornamen fuhren ſollen, nicht im Großherzogthum Poſen eingeführt, vielmehr nur 
in einem Spezialfalle, der in einem andern Landestheile ftattgehabt hatte, an dieſe durch 
die Ordre v. 30. Nov. 1828 ertheilte Vorſchrift erinnert, und deren erneuerte Einſchaͤr⸗ 
fung befohlen worden. Die O. v. 19. Juni 1836 hat alſo den in der Allerh. K. O. 
v. 22. Dec. 1833 für das Großherzogthum publicirten Grundſatz, daß die den juͤdiſchen 
Kindern beizulegenden Vornamen von den bisherigen juͤdiſchen Vornamen nicht abweichen 
ſollen, keineswegs aufgehoben oder modificirt, leidet vielmehr auf das Großherzogthum 
gar keine Anwendung, weshalb denn auch das Ausführungs⸗C.⸗R. v. 6. Juli 1836 nur 
aus einem Verſehen der K. Reg zugegangen iſt. Ob ein Vorname erlaubt, iſt dort mit⸗ 
hin nicht nach ſeiner ſprach⸗ oder religionsgeſchichtlichen Abſtammung, ſondern lediglich 
nach dem Herkommen der jüdiſchen Einwohner eines jeden Ortes zu beurtheilen, ſo daß 
es dabei auf keine etymologiſchen oder gar konfeſſionellen, ſondern nur auf faktiſche 
Gruͤnde ankommt. 

Von dem in den beiliegenden Reg.:Verfügungen aufgeſtellten Unterſchied zwiſchen 
chriſtlichen und juͤdiſchen Vornamen hat die K. Reg. mithin ganz zu abſtrahiren, und 
lediglich die Beſtimmungen der Allerh. O. v. 22. Dec. 1833 zur Anwendung zu bringen, 
in dieſem Sinne auch die Verwaltungs⸗Beamten der juͤdiſchen Korporation zu N. auf 
die orig. beiliegende Immediat⸗Vorſtellung zu beſcheiden. 

Nachrichtlich wird der K. Reg. bemerkt, daß durch die Allerh. O. v. 9. d. M. auch 
für die Juden der alten Provinzen das Verbot chriſtlicher Vornamen dahin beſchraͤnkt 
worden, daß ihnen nur die Beilegung ſolcher Vornamen unterſagt iſt, welche mit der 
chriſtlichen Religion in Beziehung ſtehen, wie z. B. Chriſtoph, Chriſtian, Peter, Rena⸗ 
tus, Baptift, Anaſtaſius. (V. M. Bl. 1841. S. 169.) et? 

3) Die ehemals kaiſerlich franzöſiſchen Territorien betreffend, 
wurde | 

a) durch das Kaiſerliche Dekret v. 20. Juli 18081) den Juden die An⸗ 
nahme beſtändiger Familien⸗ und Vornamen befohlen, bei Strafe aus dem 
Reiche geſchafft zu werden. Die Familiennamen ſollen nicht aus dem alten 
Teſtament, noch auch von Städten genommen werden. | 
b) Schreiben des K. Min. des Inn. v. Schuckmann v. 6. März 1830. 
an das K. Kriegsmin., Annahme oder Veränderung der jüdiſchen Familten⸗ 
Namen in den Rheinprovinzen. 

Ew. Exc. erwiedere ich auf das gefällige Schreiben v. 26. v. M., daß es in den Rhein⸗ 
provinzen, wenigſtens in dem Hauptbeſtandtheil derſelben, welcher unter franzöfifcher 
Herrſchaft geſtanden, keinesweges in dem Belieben der Juden ſteht, ob ſie Familiennamen 
annehmen wollen oder nicht, indem vielmehr im G. v. 20. Juli 1808 Art. 1. den Juden 
die Annahme ſolcher Namen ausdruͤcklich geboten iſt. Wegen der Veränderung der Fa⸗ 
miliennamen aber hat das G. v. 11. Gerin. an 11. beſtimmte Formen vorgeſchrieben. 

Fallen daher dort willkuͤhrliche Veranderungen in den Familiennamen vor, fo gefchieht 
dies wider das Geſetz, und wird der Reg. anzuzeigen fein, welche Verfügung zu treffen 
nicht anſtehen wird. (Ann. XIV. S. 109.) 


1) Bulletin des lois 4. Ser. T. 9. p. 27. S. Note 2 auf S. 82. 
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et Erlaß des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 22. März 1841 an den 
K. Oberpräſidenten der Rheinprovinz. Verbot des Gebrauchs chriſtlicher 
Vornamen für die Juden: | 

Euer Ext. eroͤffne ich, mit Bezug auf den Bericht v. 24. Nov. 1836, daß des Königs 
Majeſtät durch Allerh. O. v. 9. d. M.: das ſeitherige Verbot des Gebrauchs chriſtlicher 
Vornamen für die Juden dahin zu deklariren geruht, daß den Juden nur ſolche Namen 
ihren Kindern beizulegen verboten ſein ſoll, welche mit der chriſtlichen Religion in Be⸗ 
ziehung ſtehen. Dahin gehoͤren alle Vornamen, die ſich, wie Renatus, Anastas, Baptiſt, 
Peter, auf eigenthuͤmliche Dogmen der chriſtlichen Kirche beziehen, ſo wie die von dem 
Namen des Erlöfers hergeleiteten oder damit zuſammengeſetzten Vornamen, wie Chri⸗ 
ſtoph, Chriſtian U. f. W. ` ! 

„Dieſen Grundſatz wollen Euer Ext. in den Landestheilen der Rheinprovinz zur An⸗ 
wendung bringen laſſen, auf welche ſich das dadurch deklarirte Verbot bezieht. In den 
Landestheilen, wo franzoͤſiſches Recht gilt, behält es bei den Beſtimmungen des G. v. 
11. Germinal Jahres XI. 1) und des Dekr. v. 20. Juli 1808?) ſein Bewenden, wovon 
die Regierungen, in Erledigung verſchiedener hier eingereichten Anfragen und zur In⸗ 
ſtruktion der jüdiſchen Kultusbeamten, in Kenntniß zu ſetzen ſind. 

(B. M. Bl. 1841. S. 116.) Se" 
4) Die zum Königreich Weſtphalen gehörig geweſenen Territorien 
betreffend, iſt der Art. 15. des deeret royal du 31. Mars 1808 zu verglei⸗ 
chen. Abth. II. Abſchn. XIII. 

| II. 

18 Die Civilſtands⸗Regiſter. 

Bei den Chriſten find die Kirchenbücher die Perſonenſtands-Regiſter, wo⸗ 
von nur die Theile der Rheinprovinz ausgenommen ſind, in welchen das 
franzöſiſche Recht gilt, nach welchem beſondere Civilſtands-Regiſter exiſtiren. 
Nach dem A. L. R. II. 11. §. 481 find die Pfarrer ſchuldig, richtige Kirchen⸗ 
bücher zu halten und darin alle von ihnen beſorgte, ingleichen alle die Ein⸗ 
gepfarrten betreffenden und ihnen angezeigten Aufgebote, Trauungen, Gebur⸗ 
ten, Taufen und Begräbniffe deutlich und leſerlich einzuſchreiben, worüber 
die $8. 482 bis 506 das Nähere beſtimmen. Hinſichtlich der Juden war 
eine Vertretung der als Civilſtands⸗Regiſter dienenden Kirchenbücher nöthig 
und dieſe iſt gegeben durch die folgenden geſezlichen Beſtimmungen, die ſo⸗ 
genannten Judenregiſter betreffend, nach welchen dieſe Regiſter in den 
Städten von der Orts Polizeibehörde, auf dem Lande vom Landrathe ge: 
führt werden: 

1) Inſtr. des Fürſten Staatskanzlers von Hardenberg an ſaͤmmtliche 
Reg. v. 25. Juni 1812, über Führung und Aufbewahrung der Judenreaiſter. 

Mit Bezug auf den 9. 5 des E. v. 11. Maͤrz d. J., die buͤrgerlichen Verhältniſſe der 
Juden in den Preuß. Staaten betreffend, und den darin enthaltenen Vorbehalt einer 
beſondern Inſtrukt. wegen der Beſtimmung der Familiennamen, der öffentlichen Be: 
kanntmachung derſelben, und der Fortführung der Hauptverzeichniſſe aller in der Provinz 
vorhandenen ſuͤdiſchen Glaubensgenoſſen, wird der K. Reg. hiermit Folgendes eröffnet: 

4. Um künftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſoll v. 24. Sept. d. J. 
an nach folgenden Vorſchriften verfahren werden: 


1) Loi, relative aux Prénoms et changemens de Noms, du 11, Germinal XI. 
Art. I. A compter de la publication de la présente loi, les noms en usage 
dans les differens calendriers, et ocux des personnages connus de P histoire 
ancienne, pourront seuls Gre rees, comme prenoms, sur les registres de 
l'état civil destinés à constater la naissance des enfans: et il est interdit 
aux officiers publics d'en admettre aucun autre dans leurs actes. 
) Decret imperial, concernant les Juifs qui n’ont pas de nom de famille et 


de prenom ſixes, le 20. Juillet 1808. Art. III. Ne seront point admis 


comme noms de famille, aucun nom tiré de l'ancien-Testament, ni aucun 
nom de ville. Pourront etre pris comme prenom, ceux autorises par la 
loi du 11. germinal, an Xl. 


en 
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a) Jeder ſelbſtſtaͤndige Jude, der Inlaͤnder und preuß. Staatsbürger iſt, hat die Ver⸗ 
pflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und Todesfaͤllen, die in 
feiner Familie vorfallen, der Polizei⸗Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar in 
Städten der ortlichen Polizei: Obrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem Lande dem 
Landrathe des Kreiſes binnen 3 Tagen. | | 
b) die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin jeder ſol⸗ 
cher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: 
Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Eltern, eheliche oder un- 
eheliche Qualität, Geſchlecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinde beige⸗ 
legt werden ſoll; 
bei Heirathen, | 
Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaare und feis 
ner beiderſeitigen Eltern, wie auch Namen des Religions-Dieners, der das Paar 
zuſammen gegeben hat; 
bei Scheidungen, | 
Namen, Gewerbe und Wohnort der geſchiedenen Eheleute, Benennung des Ge: 
richts, vor welchem ſie geſchieden ſind, und Datum des rechtskraͤftig gewordenen 
Erkenntniſſes; 
bei Todesfaͤllen, 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verſtorbenen, Anzeige 
der Krankheit oder ſonſtigen Zufalles, woran er geſtorben iſt, und ob er über⸗ 
haupt oder nur in den letzten 48 Stunden der Hülfe eines approbirten Arztes oder 
Wundarztes genoſſen hat, auch des Ortes, wo er beerdigt iſt, oder werden ſoll. 

c) Jede Behoͤrde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, iſt verantwortlich dafür: 

a) daß die Perſonen, deren Geburt, Verheirathung, Trennung oder Tod einge— 
tragen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Inländers und preuß. 
Staatsbürgers haben, oder reſp. durch die Geburt oder Verheirathung er⸗ 
langen; und 

8) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Für jede Eintragung werden, außer dem Falle des beglaubigten Unvermögens, 
4 Gr. Schreibgebühr bezahlt. | 

d) Das Verzeichniß wird doppelt geführt, und das Duplikat am Schluſſe jedes Ka⸗ 
lenderjahres der Regierung eingeſandt. 

e) Fuͤr die Aufbewahrung der Verzeichniſſe bei den Regierungen und bei den örtlichen 
Behörden, muß in eben der Art Sorge getragen werden, als dies mit den Kirchen: 
büchern geſchieht. 

f) Atteſte auf den Grund dieſer Verzeichniſſe von den Behörden, welche fie führen, 
oder von den Regierungen, vertreten dagegen auch fuͤr Juden, die Inlaͤnder und 
preußiſche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts-, Trauungs⸗ und Todten⸗ 
ſcheinen, und fuͤr deren Ausfertigungen werden auch dieſelben Stempel und Spor⸗ 
teln erhoben. (Annal. V. S. 364.) 


2) Dieſe vorſtehende Beſtimmung iſt nach den folgenden Beſtimmungen 
auch außerhalb der Gränzen der alten Provinzen maßgebend. 


a) Bekanntmachung der K. Min. des J. u. d. P., ſo wie der Juſtiz 
(Schuckmann), v. 16. April 1825, Verfahren bei Führung und Aufbewah— 
rung der Juden⸗Regiſter im ganzen Umfange der Monarchie. 

Um aller Ungewißheit der Behoͤrden über das Verfahren bei Führung und Aufbewah⸗ 
rung der Regiſter von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und Todesfaͤllen unter 
den Bekennern des jüdiſchen Glaubens abzuhelfen, wird feſtgeſetzt: 

1) daß dieſes Verfahren im ganzen Umfange der Monarchie der Inſtr. v. 25. Juni 

1812 gemaͤß einzurichten iſt, 

2) daß die Duplikate der betreffenden Regiſter gleich den Duplikaten der chriſtlichen 
Kirchenbücher überall von den Gerichten des Ortes aufzubewahren, mithin letzteren 
jedesmal am Schluſſe des Jahres von den Polizei⸗Obrigkeiten abzuliefern ſind; 

3) daß diejenigen K. Reg., welchen die ad 1. berührte Inſtruktion noch unbekannt fein 
moͤchte, ſich wegen deren Mittheilung an das Miniſterium des Innern und der 
Polizei zu wenden haben. (Ann. IX. S. 407.) 


b) Eingeſchärft wurden dieſe Beſtimmungen sub 1. und 2. a. durch die 
Cirk. V. des M. der J. u. des J. u. d. P., an ſämmtl. Reg., ausſchließlich der: 
jenigen zu Aachen und Trier, ſowie an das K. Polizeipräſidium hieſelbſt, die 
Führung und Aufbewahrung der Juden⸗Regiſter betreffend, v. 8. Nov. 1840. 
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Durch eine, vermittelft der Staatszeitung veröffentlichte Bekanntmachung unſerer 
Amtsvorgaͤnger v. 16. April 1825 iſt vorgeſchrieben worden, daß in der ganzen Monarchie 
(mit Ausſchluß derjenigen Landestheile, in welchen die fremdherrliche Einrichtung der 
Perſonenſtands⸗Regiſter beſteht), hinſichtlich der Perſonenſtands-Angelegenheiten der 
Juden das in der Inſtr. v. 25. Juni 1812 vorgeſchriebene Verfahren beobachtet, auch 
von jeder Polizei⸗Obrigkeit am Schluffe des Jahres ein Duplikat der geführten Regiſter 
an die Gerichte des Ortes abgegeben werden ſolle. l | w 

Da von den Gerichten Beſchwerde geführt wird, daß dieſe letztere Vorſchrift öfters uns 
befolgt bleibe, fo finden wir uns veranlaßt, ſolche hiermit allgemein zu erneuern, und zu⸗ 
gleich eine Abſchrift der gedachten Bekanntmachung beizufügen. Die Inſtruktion v. 
= SR 1812 findet ſich in von Kampe Annalen, Jahrgang 1821. S. 364. 
abgedruckt. 

Die K. Reg. wird aufgefordert, auf die Befolgung dieſer Verordnungen ſtreng zu hal⸗ 
ten, und ſolche, in ſofern fie noch nicht durch die Amtsblätter bekannt gemacht worden 
fein follten, durch dieſelben zu publiciren, im entgegengeſetzten Falle aber fie, unter Hin⸗ 
weiſung auf die frühere Bekanntmachung, nochmals einzuſchärfen. | | 

(V. M. Bl. 1840. S. 451.) . . * 

e) Insbeſondere disponiren noch in dieſer Anſpielung rückſichtlich der 
Provinz Weſtphalen: 

aa) R. der K. Min. der G., U. ꝛc. Ang. und des J. (v. Altenſtein, v. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v. 25. Jan. 18214. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 7. Nov. v. J., in welchem Dieſelbe die Autoris 
ſation dazu nachſucht, die Führung der Familien⸗Regiſter über die Juden und Zigeuner 
auch noch fernerhin den Pfarrern uͤbertragen zu duͤrfen, hierburch eroͤffnet: daß ſolche 
nicht ertheilt werden kann, da die bisher von der K. Reg, dieſerhalb getroffene Anord⸗ 
nung ſich nur auf die, ſchon durch die Verfügung des mitunterzeichneten Min. der G., 
U. u. M. Ang. an die Reg. zu Muͤnſter v. 1. Juni v. J. gemißbilligte, von der K. Reg. 
ſogar noch erweiterte V. des ehemaligen Civil⸗ Gouvernements v. 13. Jan. 1815 gruͤndet. 
Es muß vielmehr die Führung der Familien⸗Regiſter über die Juden auch im dortigen 
Regierungs-Bezirke nach der C. V. des H. Fürſten Staatskanzlers Durchlaucht v. 
25. Juni 1812 eingerichtet werden; auf die Zigeuner kann hingegen dieſe Verfügung 
nicht ausgedehnt werden, da ſie in keiner Art irgend eine kirchliche oder politiſche Gemeine 
bilden, auch keine eigenthuͤmliche Religion haben, ſondern ſich unter ihnen Katholiken, 
Proteſtanten und Juden befinden, und es muß daher nach der Verſchiedenheit ihrer Kon⸗ 
feſſion die Eintragung geſchehen. (Ann. V. S. 82.) 


bb) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Alten⸗ 
ſtein, v. Schuckmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v. 18. April 1821. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Antrag in dem Bericht v. 16. v. M. hierneben die un⸗ 
term 25. Juni 1812 wegen Führung der Familien-Regiſter über die Juden ergangene 
Cirkular⸗Verfuͤgung im Auszuge (Anl. a.) mitgetheilt, und zugleich genehmigt, daß der 
Zeitpunkt, wo dieſe Regiſterführung in den alten, fo wie in den neupreußiſchen Landes⸗ 
theilen Ihres Verwaltungs-Bezirks in Ausführung zu bringen, auſ den Anfang des 
künftigen Jahres hinausgeſetzt werde. (Ann. V. S. 364.) : 

cc) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang. und des J. u. d. P. (v. 
Altenſtein, v. Schuckmann) an die K. Reg. zu Minden und Münſter v. 
4. Okt. 1821. 

Den unterzeichneten Min. iſt es bisher unbekannt geweſen, daß auch im dortigen Re⸗ 
gierungs⸗Departement in Hinſicht der Führung der Eivilſtands⸗Regiſter der Juden noch 
nach der von dem Eivil⸗ Gouvernement unter dem 17. Jan. 1815 erlaffenen Verfügung 
verfahren worden. Der K. Reg. wird daher auf Izren Bericht v. 8. v. M. anliegend 
die C. Verf. des Herrn Fürſten Staats⸗Kanzlers Durchlaucht v. 25. Juni 1812 in Ab⸗ 
ſchrift mit der Anweiſung zugefertigt, künftig nach den Beſtimmungen der unter dem 
25. Jan. ©. an die Regierung zu Arnsberg erlaſſenen Verfügung zu verfahren. 

(Ann. V. S. 870.) 

dd) R. der K. Min. der G. 1, Ang. und des J. (v. Altenſtein, v. Schuck⸗ 
mann) an die K. Reg. zu Minden (und abſchriftlich an diejenige zu Mün⸗ 
ſter) v. 10. Jan. 1822. 

Uebrigens hat der umſtand, daß in der dortigen Provinz das E. v. 11. März 1812 
noch nicht publicirt iſt, keinen Einfluß auf die Entſcheidung der Frage: ob den chriſtlichen 
Pfarrern die Führung der jüdifchen Familien-Regiſter zur Pflicht gemacht werden konne; 
vielmehr hat die K. Reg. dieſe Regiſter, der allegirten Verfügung gemäß, und mit den 


— — 
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Modifikationen, welche ſich aus dem Umſtande, daß das E. v. 11. März 1812 dort nicht 
publicirt iſt, von ſelbſt ergeben, durch die Polizei⸗Behoͤrden führen zu laſſen !). | 
(Ann. VI. S. 115.) 

d) Rückſichtlich des Reg. Bezirks Cleve: R. des K. Min. des J. (v. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Cleve v. 3. Nov. 1821. 

Um dem in dem Bericht v. 13. v. M. zur Anzeige gebrachten Bedürfniß einer Ver⸗ 
ordnung wegen des Verfahrens bei Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbe: 
faͤlle der Juden in den dieſſeit des Rheins belegenen Landestheilen Ihres Bezirks abzu⸗ 

elfen, wird die K. Reg. hierdurch autoriſirt, die im Auszuge abſchriftlich angeſchloſſenen 

eſtimmungen des Herrn Staats-Kanzlexs Fürſten v. Hardenberg Durchlaucht v. 25. 
Juni 1812 für die damaligen Beſtandtheile der Monarchie in Anwendung bringen zu 
laſſen. (Ann. V. S. 871.) 

e) Rückſichtlich des Großherzogthums Poſen: 5 

aa) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Bromberg 
v. 1. April 1823. 3 | I 

Die K. Reg. wird auf Ihren Bericht vom 10. v. M. hierdurch ermächtigt, es in Ans 
ſehung der Führung der Geburts-, Heiraths- und Sterbeliſten der juͤdiſchen Glaubens⸗ 
genoſſen in Ihrem Departement bis auf anderweite Beſtimmung eben ſo zu halten, wie 
die Königl. Regierung zu Poſen ſolches mittelſt einer durch das Amtsblatt (Jahrgang 
1817 S. 187 ff.) erlaſſenen V. v. 4. Febr. 1817 angeordnet hat, zumal die darin gege⸗ 
benen Vorſchriften von denjenigen der Inſtr. v. 25. Juni 1812 fuͤr die alten Provinzen 
des Staats im Weſentlichen nur wenig abweichen. (Ann. VII. S. 288.) 


bb) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 15. April 1823. 

Seitdem durch Wiedereinführung der preußiſchen Gelege. die Civilſtands⸗Akte aufge⸗ 
hoͤrt haben, find die Vorſchriften des A. L. R. Th. 2. Tit. 11. 88. 481 seg. wieder in 
Anwendung getreten, wonach zur Beglaubigung der Verheirathungen, Geburten und 
Sterbefälle in den chriſtlichen Gemeinen, Kirchenbücher von den Pfarrern geführt werden. 
Es iſt aber bis jetzt im hieſigen Regierungsbezirk noch nicht dafür geſorgt, daß auch Ge⸗ 
burten, Verheirathungen und Sterbefälle in den Familien der altteſtamentariſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen auf eine fo glaubwürdige Art vermerkt werden, wie es ſowohl zur Sicher: 
E 29 Perſonalrechte der Juden als zur Erreichung mancher Verwaltungszwecke 
noͤthig iſt. EH 

Mit Genehmigung des Königl. Minifterii des Innern wird deshalb Folgendes ver— 
ordnet: | | 

$. 1. Die bei den Judenfamilien vorkommenden Geburten, Heirathen, Scheidungen 
und Todesfalle werden vom 1. Juni d. J. an von den Ortspolizeibehoͤrden, mithin in 
den Städten von den Polizei⸗Direktoren und Bürgermeiſtern, und auf dem platten Lande 
von den Woyts, verzeichnet. 

§. 2. Zu dem Ende werden die Bürgermeifter und Woyts 

1) eine Liſte der Geburten, | 

2) eine Lifte der Heirathen, 

3) eine Liſte der Scheidungen, und ) 

4) eine Lifte der Todesfalle nach dem folgenden Schema und zwar jede dieſer Liften in 

2 uͤbereinſtimmenden Exemplaren führen. | | 

$.3. Dieſe Liſten werden die Stelle der Kirchenbücher vertreten und die naͤmliche An» 
wendung, wie dieſe, haben. | | eg "Ai 

A. Jedes jüdische Jamilienhaupt ift verbunden, die in feiner Familie vorfallenden 
Veränderungen den Bürgermeiſtern in den Staͤdten und den Woyts auf dem Lande in 
24 Stunden nach ihrem Eintritt, bei 5 bis 10 Rthlr. Strafe anzuzeigen. 

§. 5. Die Bürgermeiſter und Woyts find verpflichtet, eine jede ſolche Anzeige genau 
und durchaus richtig in die vorgeſchriebenen Liſten einzutragen. Jede fehlerhafte Ein: 
tragung wird mit einer Strafe von 1 Rthlr. geahndet werden. 

§. 6. Die Duplikate der Liſten werden für jedes Jahr, nach Ablauf deſſelben, unfehl⸗ 
bar im Januar des folgenden Jahres, an uns durch die betreffenden Landraͤthlichen Aem⸗ 
ter, welchen die Orts⸗Polizei⸗Behoͤrden ſolche einzureichen haben, eingeſendet. 


1) Vergl. auch die der vorſtehenden B. gemaͤß erlaſſene V. der Reg. zu Muͤnſter v. 
8. Jan. 1822. (Ann. VI. S. 217.) 
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Diejenigen Bürgermeifter oder Woyts, welche dieſe Einreichung an die Landräthlichen 
Aemter unterlaſſen, verfallen in 5 Rthlr. Strafe. | 

$.7. Zur Schadloshaltung für dieſes Geſchaͤft und für die den Juden etwa zu erthei⸗ 
lenden Beſcheinigungen und Extrakte aus den Liſten ſind die Bürgermeiſter und Woyts 
befugt, vorläufig die in dem Koͤnigl. Sächfifhen Dekret v. 23. Febr. 1809 Tit. 2. für 
Civilſtands⸗Beamte weltlichen Standes feſtgeſetzten Gebühren für ſich oder für ihre mit 
der Führung der Liſten bleibend von ihnen zu beauftragende Unteroffizianten zu erheben. 

§. 8. Dieſe Gebühren betragen 

a) für die Einſchreibung einer Geburt von Perſonen erſter Klaſſe 10 Sgr., zweiter 

Klaſſe 5 Sgr., dritter Klaſſe 34 Sgr.; 
b) für die Einſchreibung einer Heirath reſp. 15 Sgr., 10 Sgr., 5 Sgr.; 
00 15 die Einſchreibung einer Eheſcheidung reſp. 13 Rthlr. 10 Sgr., 3 Rthlr. 10 Sgr., 
gr.; 
d) für die Einſchreibung eines Todesfalles reſp. 10 Sgr., 5 Sgr. und 2 Sgr. 
„Für jede auf Verlangen zu ertheilende Beſcheinigung aus den Liſten findet derſelbe Ge⸗ 
bühren⸗Satz, wie für die Einſchreibung ſelbſt, ſtatt. 

Arme ſind jedoch von Zahlung der Gebühren ganz befreit. Die Bürgermeiſter und 
Woyts ſind daher verpflichtet, ſowohl die Einſchreibung in die Liſten, als auch die Aus⸗ 
fertigung der Atteſte, ohne alle Bezahlung zu bewirken, wenn ihnen bekannt, oder durch 
ein Zeugniß nachgewieſen ift, daß der Intereſſent die Gebühren zu zahlen außer Stande iſt. 

d. 9. Die Königl. Landrathlichen Aemter werden angewieſen, auf die Befolgung bie: 
ſer Anordnung mit Strenge zu halten. Bromberg, den 15. April 1823. 

er ..e Koönigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


A. Geburtsliſte von den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in (der Stadt N. N.) 
(dem Dorfe N. N.) 
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C. Liſte von den Eheſcheidungen der jüdiſchen Glaubensgenoſſen 
inn 2 


| S | | Benennung 


Nr. 


Namen Namen des Datum 

u“ der Gewerbe | Gerichts, des rechtskraͤftig Bemerkun⸗ 
Otrts. geſchiedenen derſelben. von welchem gewordenen gen. 

| er Eheleute. fie geſchieden | Exfenntniffes. | 

| find. 

| 


| 


8 1 
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D . Liſte von den Todesfaͤllen der jüdiſchen Glaubensgenoſſen 
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(Ann. VII. S. 288.) 


cc) V. der K. Reg. zu Bromberg über die Kontrolle der Familien: Ver⸗ 


änderungen unter den Juden v. 5. Juli 1825. | 

Durch unfere Verf. v. 24. Dec. 1823 (Amtsblatt für 1824 S. 13) ift bereits angeord⸗ 
net, daß und in welcher Art die Verzeichniſſe der Geburten, Trauungen, Scheidungen 
und Todesfalle unter den jüdiſchen Glaubensgenoſſen von den Orts-Polizei-Behoͤrden 
geführt, und daß die Duplikate dieſer Liſten am Schluſſe jeden Jahres den betreffenden 
Friedens⸗Gerichten zur Aufbewahrung übergeben werden ſollen. Die ertheilten dies: 
fälligen Vorſchriften ſind in der Hauptſache uͤbereinſtimmend mit den Vorſchriften der 
Inſtr. v. 25. Juni 1812, nach welcher, gemäß einer Verordnung der Koͤnigl. Miniſterien 
des Innern und der Polizei und der Juſtiz v. 26. April d. J. jetzt das Verfahren in der 
ganzen Monarchie eingerichtet werden ſoll. Jedoch ſind nach dieſer Inſtr. die gedachten 
Verzeichniſſe in Anſehung der Juden auf dem platten Lande künftig nicht von den Woyts— 
Aemtern, ſondern von den landräthlichen Aemtern zu führen, wogegen es hinſichtlich der 
Juden in den Städten bei der Verf. v. 24. Dec. 1823 das Verbleiben behält. Den 
Königl. landraͤthlichen Aemtern wird daher, eben fo wie den ſtädtiſchen Polizeibehoͤrden, 
die pünktliche Befolgung der gedachten Verſ. v. 24. Dec. 1823 hierdurch aufgegeben. 
Jede Behörde, welche die in Rede ſtehenden Verzeichniſſe führt, iſt verantwortlich dafür, 

1) daß die Perſonen, deren Geburt und Verheirathung, Scheidung oder Tod eingetra⸗ 
gen wird, ſolche Juden find, welche die Rechte eines Einlaͤnders haben, oder reſp. 
durch die Geburt oder Verheirathung erlangen; 

2) daß das Eingetragene in facto wahr ſei. 

Es bleibt ihr überlaſſen, auf welche ſchickliche und zweckmäßige Art ſie ſich in beiderlei 
Rückſicht Ueberzeugung ſchaffen will. 

Für jede Eintragung werden, außer dem Fall des beglaubigten Unvermoͤgens, 5 Sgr. 
Schreibegebühren bezahlt. Die Aufbewahrung der Verzeichniſſe bei den Friedens-Ge⸗ 
richten und bei den Orts-Behörden muß mit eben der Sorgfalt geſchehen, als dies mit 
den Kirchenbüchern der Fall iſt. 
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Atteſte, auf den Grund dieſer Verzeichniſſe von den Behörden, welche ſie fuͤhren, oder 
von den Friedensgerichten ertheilt, vertreten dagegen auch fuͤr Juden, die Einlaͤnder ſind, 
die Stelle von Geburts-, Trauungs- und Todtenſcheinen, und für deren Ausfertigung 
werden auch dieſelben Stempel-Sporteln erhoben. Die durch unfre Verf. v. 15. April 
1823 beſtimmten abweichenden Gebuͤhrenſaͤtze für Eintragungen und Beſcheinigungen 
finden daher nicht weiter Anwendung. Jeder ſelbſtſtändige Jude, der Einländer iſt, dat 
die Verpflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und Todesfaͤllen, die in 
feiner Familie vorfallen, der Polizei-Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar in den Staͤd⸗ 
ten der Orts-Polizei⸗Behörde binnen 24 Stunden, auf dem Lande dem Landrathe binnen 
d Tagen. (Bromberger X. Bl. 1825.) | 

dd) Vgl. auch die Inſtr. v. 14. Jan. 1834 bei dem Abſchnitte Poſen. 

3) Die Juden-Regiſter find nach dem chriſtlichen Kalender zu führen. 

V. der K. Reg. zu Oppeln v. 11. März 1819. RT 

Es kommen gegenwärtig nicht felten Zweifel vor, über das wirkliche Alter der moſai⸗ 
ſchen Glaubensgenoſſen, weil die Beſchneidungsbuͤcher früherhin nur nach der juͤdiſchen 
Zeitrechnung gefuͤhrt wurden. Um dergleichen Verdunkelungen und Zweifel, beſonders 

ei der nunmehro allgemein eingetretenen Militairpflichtigkeit fuͤr die Folge zu beſeitigen, 
haben ſämmtliche Ortspolizei⸗Behörden, unter deren Aufſicht Kommunen moſaiſchen 
Glaubens ſich befinden, ſtrenge darauf zu halten, daß die Geburts-, Beſchneidungs⸗, 
Trauungs⸗ und Sterbe⸗Regiſter der moſaiſchen Glaubensgenoſſen nicht bloß nach dem 
juͤdiſchen, ſondern auch nach dem chriſtlichen Kalender in zwei gleich fortlaufenden Ko: 
lonnen gefuͤhrt werden. (Ann. III. S. 129.) | hi vB 

4) Strafbeſtimmungen für unterlaſſene Meldungen bei der Polizei⸗Be⸗ 
hörde behufs Eintragung in die Judenregiſter. DR E 

a) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Bromberg, v. 
1. Jan. 1826: | 

Da, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 28. Nov. pr. zu erkennen gegeben wird, das 
Verbot der Unterlaſſung von Anzeigen der in juͤdiſchen Familien Té ereignenden Ge: 
burts⸗, Heiraths⸗, Scheidungs⸗ und Sterbe⸗Faͤlle bereits beſteht; ſo iſt die K. Reg. durch 
den 8, 11. der Dienſt⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 zu der fehlenden Strafbeſtimmung inner: 
halb der eben daſelbſt angegebenen Grenzen ermächtigt!), und es bleibt Ihr ſelbige daher 
uͤberlaſſen. (Ann. X. S. 121. f 

b) R. des Min. d. Inn. (v. Bernuth) an die K. Reg. zu Marienwerder 
v. 12. Aug. 1842. 

Das Min. ermaͤchtigt die K. Reg. auf den Ber. v. 19. v. M., die Nichtbefolgung der 
Vorſchrift sub No. 4. a. der Inſtr. v. 25. Juni 1812, nad) welcher jeder. felbftftändige 
Jude von den in ſeiner Familie vorkommenden Geburten, Trauungen, Scheidungen und 
Todesfaͤllen binnen reſp. 24 Stunden und drei Tagen der Polizei⸗Obrigkeit Anzeige zu 
machen hat, mit einer Geldbuße von Einem bis Fünf Thaler, oder verhältnißmäßiger 
Gefaͤngnißſtrafe, zu bedrohen. (V. M. Bl. 1842. S. 315.) 


Zweites Kapitel. 


Verhältniſſe der inländiſchen Juden, das Paßweſen 
betreffend. 
wë In el der Paßverhältniſſe der ausländiſchen Juden vgl. die 
bett, IN. ` | 
II. Die inländiſchen Juden anlangend, fo beſtimmt 28 
1) das Allg. Paß⸗Ed. für die Preuß. Monarchie v. 22. Juni 1817?) im 
12, daß der Inländer eines Paſſes zu Reiſen im Innern der Monarchie 
nicht bedürfe; hiervon find im $. 14 ausgenommen: Handwerksgeſellen, mit 
er ordinairen Poſt Reiſende und Juden. Ge wg: 
Des Weiteren beſtimmen hierüber: Én Ba 
2) das R. des Min. d. Pol. v. 5. Jan. 1819, wegen Behandlung der 


S 


1) Nämlich innerhalb der Gränzen des L. R. II. 20. gh. 33. 35. 240., d. h. inner: 
halb ſechs Wochen Gefaͤngniß oder 50 Kthlr. Geldbuße. 1 
») G. S. 1817. S. 152. L 


5 
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im Lande zwar geborenen, jedoch mit dem Staatsbürgerrecht nicht verſehenen, 
vom Auslande zurückgelieferten Juden, welches Abth. IV. Abſchn. II. Kap. II. 
zu vergleichen iſt. (Ann. II. 128. — 1. 89.) 

3) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann), v. 15. Febr. 
1825, an ſämmtl. K. Reg. Ertheilung und Viſfrung der Pape für Han⸗ 
dels Juden. | | | 

Da die Verbreitung falſcher Muͤnzen gewöhnlich durch Handels⸗Juden bewirkt wird, 
und daher bei denſelben in Anſehung der Ertheilung und Viſirung der Paͤſſe mit mög⸗ 
lichſter Vorſicht zu verfahren iſt, ſo wird der K. Reg. hierdurch aufgetragen, den NR 
Behörden Ihres Bez. die genaueſte Aufmerkſamkeit auf ſolche Reiſende zu empfehlen, 
und ſie inſonderheit anzuweiſen, Letzteren nur bei notoriſcher oder hinreichend nachgewie⸗ 
ſener Unverdaͤchtigkeit Päffe zu Reifen im Inlande zu ertheilen, und die von ihnen zur 
Viſirung producirten Paͤſſe nur alsdann, wenn ſelbige den Paßgeſ. gemaͤß ertheilt, und 
ſonſt in Ordnung ſind, mit dem Viſa zu verſehen, auch die von ihnen etwa in Antrag 
gebrachte Abaͤnderung der Reiſeroute blos in dringenden Faͤllen und bei der Ueberzeu⸗ 
gung der völligen Unverdaͤchtigkeit des Paßinhabers nachzugeben, in keinem Fall aber 
March Cat) den in kr 2 anasaebenemaBefimmungeont der Reife zu veraͤndern 26, 


422 e 17 


1825, an die K. Reg. der Prov. Preußen, Pommern und Poſen. Erthei⸗ 
lung der Päſſe an Juden zu See⸗Reiſen. E 

Um ber durch polniſche Juden verſuchten Verbreitung falfcher aus England femmen: 
den Münzen für die Zukunft nach Möglichkeit vorzubeugen, finde ich mich bewogen, in 
Folge der ſchon fruͤher ergangenen Verf. wegen der bei Ertheilung und Viſirung von 
Päſſen, beſonders an Juden, zu beobachtenden Vorſicht, hierdurch näher feſtzuſetzen, daß 
keinem fremden Juden, ohne Ausnahme, und keinem preuß. Juden, der nicht als ein 
rechtlicher zuverlaͤßiger Mann gekannt iſt, ein Paß zur See gegeben oder viſirt werden 
ſoll ze. (A. IX. 703. — 3, 110.) | 


) 


5) C. R. des K. Min. des J. u. der P. (v. Rochow) v. 10. Okt. 1839 an 


ſämmtliche K. Reg. sub No. 10. 


In Betreff der im Inlande domicilirenden jüdiſchen Handelsleute wird, zur Ver⸗ 
hinderung des unbefugten Umherziehens derſelben unter dem Vorwande von Marktreiſen 
oder andern Geſchaͤften, ſo wie, um den von mehreren Reg. fuͤr ihre reſp. Bezirke dieſer⸗ 
d erlaffenen Anordnungen die erforderliche Wirkſamkeit zu fichern, hierdurch noch be⸗ 
onders angeordnet, daß ſolchen jüdiſchen Handelsleuten Reifepäffe nur von der Pollzei⸗ 
Obrigkeit ihres Wohnorts, oder den derſelben vorgeſetzten Behoͤrden ausgeſtellt oder pro⸗ 
longirt werden dürfen. Zum Behufe der Nachſuchung neuer Paͤſſe an die Stelle bereits 
abgelaufener darf, wenn der Inhaber ſich außerhalb feines Wohnorts befindet, und keine 
Veranlaffung vorhanden iſt, denſelben ſofort in die Heimath zurückzuweiſen, nur eine 
Verlängerung auf hoͤchſtens 6 Wochen, deren Zweck ausdrücklich zu vermerken ift, eins 
treten. Von dieſer ſchon in der Gen. Paß-Inſtukt. v. 12. Juli 1817. 8. 11 enthaltenen 
Vorſchrift findet eine Ausnahme nur ſtatt: 

a) bei verlorenen Paͤſſen, an deren Stelle jedoch nur Interimspaͤſſe auf eine nach den 
Umſtänden zu bemeſſende db zu ertheilen find; | 

b) bei Ertheilung von beſchraͤnkten Reiſerouten (Zwangspaͤſſen), deren Anwendung 
e der Zurückweiſung des Inhabers in die Heimath erforderlich erachtet wird, 

in eic en 74 133 $ 

c) in ſolchen Sollen, wo der Extrahent die Entſcheidung der Polizeibehoͤrde feines 
Wohnorts ohne erheblichen Nachtheil nicht abzuwarten vermag, und die umſtaͤnde 
die Beſorgniß eines Mißbrauchs des Dos „ten Paſſes ausſchließen. In allen 

Fallen iſt jedoch der letztgedachten Polizeibehoͤrde von der erfolgten Paßertheilung 

feen Sheng D mu } | d | 
Die K. Reg. hat die betr. Behörden hiernach mit Anweiſung zu verſeheu. 

"8 ne 179.) wich $ ei BR * 
6) In Betreff der Juden aus dem Großherzogthum Poſen. 
a) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Kamptz) v. 20. Juni 1821, 


an ſämmtl. K. Reg. (ausſchließlich der Pofenfchen.) 


) Der übrige Theil dieſes R. enthält die allgemeine Anweiſung an ſümmtl. Pol. Be: 
hörden zur ſtrengeren Befolgung der Paßgeſetze. 
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Die K. Reg. zu Poſen hat, um dem der öffentl. Sicherheit gefährlichen Herumſtreifen 
der unbemittelten Juden Schranken zu ſetzen, bereits unterm 2. Febr. 18207) durch Ihr 
Amtsbl. den mit Ertheikung von Päffen beauftragten Behoͤrden Ihres Verwalt.⸗Bez. 
WS te been gegeben: CG ene, eng . Neigen 

1) Sollen dergl. Juden uͤberhaupt keine Paͤſſe erhalten, wenn ſie nicht überzeugend 

darthun koͤnnen, an dem Orte, wohin ſie reiſen, ein namhaftes Geſchäft zu haben, 
Rund mit den nöthigen Geldmitteln zur A td zu ſein. Kee? 
2) Sind in den Paͤſſen der Zweck und das Ziel ihrer Reiſe ausdrücklich zu bemerken. 
8) Muß in dem Paß eine genaue Reiſeroute vorgeſchrieben, und dem Paßinhaber er⸗ 
öffnet werden, fo wie demfelben auch anzudeuten und Con im Yal zu bemer⸗ 
ken iſt, daß der Reiſende, wenn er von der Route abweicht, und den aß nicht in 
jeder Stadt und in jedem Nachtquartier viſiren laßt, als Vagabonde arretirt und 
beſtraft werden ſoll. een 

4) Die unbeſtimmte Erklärung, ein Unterfommen ſuchen, oder Veſuche bet Freunden 
abſtatten zu wollen, darf nur dann als hinreichender Grund zur Paßbrwilligung 
nngejehen werden, wenn die Extrahenten durch ſchriftliche Zeugniſſe der betr. Orts⸗ 
behörde nachweiſen, daß an dem Orte ihres angegebenen Reiſeziels die von ihnen 
namentlich zu bezeichnenden Freunde wirklich vorhanden ſind, und der Beſuch, und 
zu welchem Zweck verabredet worden. HALT W re, 

5) Juden, welche ſich ohne die vorſchriftsmaͤßigen Paͤſſe betreffen laſſen, ſind ſogleich 
als Vagabonden zu verhaften. n SÉ 7 n 1510 

Bei Mittheilung obiger, dem Zwecke völlig angemeſſenen, Beſtimmungen wird die 
K. Reg. hierdurch aufgefordert, Ihrer Seits zu deren Beobachtung und weitern Anwen⸗ 
dung um ſo eifriger mitzuwirken, als die Erfahrun gelehrt hat, daß die Juden aus 
dem Sie um Poſen und den benachbarten Laͤndern unerſchoͤpflich find, um ſich 


2 — 


1) Pal. das in obiges R. faſt woͤrtlich aufgenommene Publ. der Reg. zu Poſen v. 2. 
Febr. 1820 in den A. V. 113. — 1. 73. Die Reg. zu Liegnitz hat dieſe Vor⸗ 
ſchriften durch ein Publik. v. 20. Jan. 1821 ebenfalls zur Nachachtung bekannt 
gemacht. Am Schluſſe dieſes Publ. heißt es noch 

Dabei empfehlen wir beſonders: 126 Sun Nëtt ad ug r 
1) auf die Handelsjuden, vorzüglich zur Zeit „der Märkte‘ ein genaues Augen⸗ 
merk zu richten; a 
2) diejenigen, welche mit ſolchen Päſſen aus dem Poſenſchen Reg. Dep. verſehen 
ſind, die den obigen Vorſchriften nicht entſprechen, anzuhalten, und wenn ſie 
ſonſt weiter nicht verdächtig find, mit einem in Rückſicht der Zeit und des ein⸗ 
zuſchlagenden Weges ſorgfaͤltig zu beſchränkenden geile ſofort nach ihrer Hei⸗ 
math zuruͤckzuweiſen; auch jene unvollſtändigen Paͤſſe, welche ihnen abzuneh⸗ 
men ſind, zur weitern Verf. anher einzureichen. TR: 


3) Diejenigen, welche mit gar keinem Paſſe verſehen ſind, ſogleich zu verhaften, 
und über ihre bisherige Lebensweiſe zu vernehmen, und, wenn ſie babei eini⸗ 
germaßen ſich legitimiren koͤnnen, in gleicher Art alsbald nach ihrer Heimath 
zurückzuſchicken. * X: 
Dagegen iſt in Abſicht derjenigen, welche beſonders verdächtig oder wegen 
ihres beharrlichen Vagabondirens zur Aufnahme in das Korrektionshaus ge⸗ 
eignet erſcheinen, unter Vorlegung der Vernehmungs⸗ Protokolle zuvoͤrderſt 
anher zu berichten; | E ail dam en 

4) in jedem Falle, wo ein ſolches Subjekt mit einem beſchraͤnkten Paſſe nach ſei⸗ 
ep ro zurückgeſchickt wird, ſofort die Heimaths⸗Behörde ſchriftlich zu 

enachrichtigen; N Hechte, 

5) in der Regel keinem Handelsjuden der bezeichneten Art, wenn er auch ſonſt un⸗ 

berdaͤchtig wäre, einen Paß zur Fortſetzung feiner Wanderungen im Lande zu 

* ſondern ihn mit ſeinem Geſuche an die Obrigkeit feiner Heimath zu 
derweiſen. uh | Jod Nu. 

Nur dann kann von dieſer Regel abgewichen werden, wenn der Paß⸗Su⸗ 

cher in der von der K. Reg. zu Poſen vorgeſchriebenen Art über den Beſitz der 

nöthigen Geldmittel und uͤber den Zweck der Reiſe ſich vollſtaͤndig auszuwei⸗ 

ſen, und zugleich darzuthun vermochte, daß eine Gefahr im Verzuge obwaltet. 

Eine eben fo ſorgfaͤltige Lufmerkſamkeit iſt auf die vagabondirenden Handels⸗ 

zuden aus dem Königreich Polen zu verwenden, welche vornehmlich zur Zeit der 

Mien, 2115. 4.5 Frankfurt a. d. O. das Land zu überſchwemmen pflegen. 

Ein gleiches Publik. hat die Reg. zu Stettin unterm 5. März 1821 baffen, 
(A. * S. 113. Note.) 5 g 5 A d 7 0 A | 
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bei den Behörden auf den Grund abgelaufener oder beſchränkter Paͤſſe Legitimations⸗ 
Dokumente von groͤßerem Umfange zu verſchaffen. (A. V. 401. — 2. 84. 

b) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann), v. 15. April 1822, 
an die K. Reg. zu Liegnitz, Breslau, Oppeln (und abſchriftl. an die K. 
Reg. zu Poſen). | | 

Nach einem Ber. der K. Reg. zu Pofen find bei derſelben oft darüber Beſchwerden 
geführt worden, daß die Vorſchriften der Cirk. Berf. v. 20. Juni v. J. wegen der Er⸗ 
theilung von Paͤſſen an unbemittelte Juden, von Seiten der Schleſiſchen Pol. Be⸗ 
hoͤrden, ohne Unterſchied auf alle Juden aus dem Großherzogthum Poſen ausgedehnt 
werden. Ich veranlaſſe deshalb die K. Reg., die betr. Behörden zu umſichtigerer An⸗ 
wendung der ertheilten Vorſchrift anzuweiſen. (A. VI. 414. — 2. 68.) E | 

c) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow), v. 31. Mai 1837, an 
die K. Reg. zu Poſen. 

Auf den Ver. der K. Reg. v. 10. v. M. find die von Derſelben dezeichneten Reg. an: 
gewieſen worden, den Ortspolizeibehoͤrden ihrer Bezirke die Beobachtung des 8. 11 der 
Gen. Paßinſtrukt. v. 12. Juli 1817 vorzüglich in Bezug auf die Juden aus der Provinz 
Poſen, aufs Strengſte einzuſchaͤrfen. 

Indem der K. Reg. die diesfällige Berf. (Anl. a.) hierneben abſchriftlich mitgetheilt 
wird, erhalt Dieſelbe zugleich Abſchrift des ablehnenden Beſcheides (Anl. b.), welcher 
auf ihren Ber. v. 22. Maͤrz d. J. den Verwaltungsbeamten der juͤdiſchen Korporation 
zu N., ruͤckſichtlich ihres hier angebrachten Geſuchs um Aufhebung der wegen Ausferti⸗ 
gung von Päſſen für handeltreibende Juden zum Beſuche auswaͤrtiger Märkte gemach⸗ 
ten Beſchränkungen ertheilt worden iſt, zur Kenntnißnahme. 


1 a cin a. 

Nach einem Ber. der Reg. zu Poſen ſind handeltreibenden Juden aus dem Bezirke 
von Orts⸗Polizeibehörden in den benachbarten Provinzen gegen die Vorſchrift des 9. 11 
der Gen. Paßinſtrukt. v. 12. Juli 1817 nicht blos ihre heimathlichen Paͤſſe prolongirt, 
ſondern ſogar neue Paͤſſe, zuweilen auf ein ganzes Jahr, ausgefertigt worden. 

Zur Abſtellung des dadurch veranlaßten Uebelſtandes wird der K. Reg. aufgetragen, 
den Orts⸗Polizeibehoͤrden Ihres Bez. die Beobachtung jener Vorſchrift, vorzuͤglich in 
Bezug auf die Juden aus der Prov. Poſen, aufs Strengſte einzuſchaͤrfen. 

Berlin, den 31. Mai 1837. 
Der Miniſt. des J. u. d. P. 
are 08 ud v. Rochow. 
An die K. Reg. zu Frankfurt a. O., Stettin, Cöslin, Breslau, Liegnitz, Oppeln und 
d 2 Im (bur: Ap Marienwerder. 
b 


Auf die Eingabe der Verwaltungs⸗Beamten der jüdiſchen Korporation zu N. v. 24. 
Febr. d. J. iſt wegen der von der K. Reg. zu Poſen hinſichtlich der Ertheilung von Reiſe⸗ 
päſſen an handeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger Märkte gemachten Beſchraͤn⸗ 
kungen zuvoͤrderſt der Ber. dieſer Behoͤrde erfordert worden. / 

Nachdem derſelbe eingegangen, kann ich jedoch, bei forgfältiger Erwägung feines 
Inhalts, wonach die früher von den Polizei-Magifträten der mehrſten Staͤdte erfolgte 
Ausfertigung von Jahrespäſſen für handeltreibende Juden zum Beſuche auswaͤrtiger 
Märkte zu erheblichen Mißbraͤuchen und Uebelftänden geführt, und zahlreiche Klagen der 
benachbarten Reg. hervorgerufen hat, die getroffene Anordnung nur beftätigen, und zwar 
um fo mehr, als Paͤſſe, welche auf den Zeitraum von ſechs bis acht Wochen ertheilt wor⸗ 
den find, zum Beſuche beſtimmter Jahrmaͤrkte der Regel nach, für welche dieſe Vorſchrift 
auch nur erlaſſen iſt, und wenn die Paßinhaber, wie die Bittſteller verſichern, nach be⸗ 
endigten Geſchaͤften zurückkehren, vollkommen genügen werden, und als die K. Reg. die 
Pol. Behörden ihres Bezirks autoriſirt hat, von jener Regel nach genauer Prüfung der 
obwaltenden umſtände und bei bekannter Zuverläßigkeit des Extrahenten eines Paſſes, 
zumal bei naturaliſirten Juden, Ausnahmen eintreten zu laſſen. 

Es kann daher auf das Geſuch, jene Beſchraͤnkungen aufzuheben, nicht eingegangen, 
eben fo wenig aber der Antrag auf koſtenfreie Ausfertigung der Paͤſſe für zuläffig erach⸗ 
tet werden. Berlin, den 31. Mai 1837. 

Zar 3? Der Minift. des J. u. d. P. 
Metz v. Rochow. 
(N. XXI. 182, -) 

7) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann), u. d. F. (v. Kle⸗ 
witz), v. 30. Nov. 1821, an die K. Reg. zu Königsberg. Zu Reiſen der 
Juden in das Samland ſind Regierungspäſſe erforderlich. 

Da der mit den Bernſtein-Paͤchtern abgeſchloſſene Kontrakt ausdruͤcklich feſtſetzt, daß 
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in dem ſogenannten Samlande kein Jude ohne einen Reg. Paß reiſen oder ſich aufhalten 
ſoll, und eine Abweichung hiervon ohne Zweifel Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche von Seiten 
der Pächter zur Folge haben dürfte, fo muß es auf den diesfälligen Ber. der K. Reg. v. 
27. v. M. bei den kontraktmaͤßig erforderlichen Reg. Paͤſſen für die Reifen der Juden 
nach dem Samlande verbleiben. (A. V. 908. —) e en, 

8) C. R. des Pol. Min. (v. Kamptz) v. 10. Okt. 1815. 

— — Indem ich der K. Reg. auftrage, die Ihr untergeordneten Pol. Behoͤrden hiernach 
nachtraͤglich anzuweiſen, empfehle ich Derſelben, bei dieſer Gelegenheit die gedachten 
Behörden zu erinnern, auch die alt-teſtamentariſchen Glaubensgenoſſen in polizeilichen 
Ruͤckſichten, mithin namentlich bei der Fremden- und Paß-Polizei, mit eben dem An⸗ 
ſtand, der Bereitwilligkeit und Humanität zu behandeln, welche ihnen uͤberhaupt zur 
Pflicht gemacht iſt, und auf welche jüdiſche Einwohner und jüdiſche Reiſende ein durch⸗ 
aus gleich ſtarkes Recht, wie chriſtliche Glaubensgenoſſen, haben. nn. 

(Hoffmann a. a. O. S. 86.) Km 

9) Was inſonderheit das Paßweſen der jüdiſchen Handwerksge⸗ 
ſellen anlanat, ſo disponiren: | hd dr 

a) das C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann), v. 9. April 
1824, an fämmtl. K. Reg. und an das K. Pol. Präſ. zu Berlin. Erthei⸗ 


lung von Wanderpäſſen an jüdiſche Handwerksgeſellen. gung a 

Die unterm 20. Juni 1821 in Betreff der Reifen unbemittelter Juden ergangene C. 
Verf. muß in Anſehung derjenigen jüdifhen Handwerksgeſellen, welche auf eine ge— 
hoͤrig erlernte Profeſſion zu wandern willens ſind, in ſofern ſie ſich uͤber ihren unbe⸗ 
ſcholtenen Lebenswandel gehoͤrig ausgewieſen haben, eine Modifikation erleiden, indem, 
da die Erlernung und der Betrieb nuͤtzlicher Handwerke Seitens der Juden alle Beguͤn—⸗ 
ſtigung verdienen, die Abſicht nicht geweſen iſt, jüdiſche Handwerksgeſellen, wenngleich 
fie unbemittelt, aber doch als unverdaͤchtig legitimirt find, vom Wandern auszuſchlie⸗ 
ßen. Es iſt indeſſen nicht allein bei Ertheilung von Paͤſſen an ſolche Juden mit beſonde⸗ 
rer Vorſicht und ſtrenger Prüfung ihrer Unverdaͤchtigkeit zu verfahren, ſondern auch in 
dieſen Paͤſſen jedesmal der Zweck der Reife beſtimmt und unzweideutig zu vermerken und 
der Reiſepaß ausdrücklich nur zu dieſem Zwecke auszuftellenzc. (A. VIII. 535. —) 

b) R. des K. Min. des J. und der P. (v. Schuckmann), v. 18. Mai 


1824, an die K. Reg. zu Münſter. Deſſelben Inhalts. 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M., wegen der, unterm 9. v. M. in Be⸗ 
treff des Wanderns jüdiſcher Handwerksgeſellen erlaſſenen C. Verf. eroͤffnet, daß die⸗ 
ſelbe nur auf inländiſche jüdiſche Handwerker ſich bezieht. (A. VIII. 536. —) 

c) R. des K. Min. des J. und der P. (Köhler), v. 26. Juli 1826, an 
die K. Reg. zu Potsdam und Frankfurt a. O. Deſſelben Inhalts. 

In der Anl. wird der K. Reg. ein Ber. der Reg. zu Frankfurt a. O. v. 29. v. M., 
wegen Ertheilung der Wanderpaͤſſe an jüdiſche Handwerksgeſellen ohne Staats-Bürger- 
recht, zugefertigt. KOR | 

Das von der K. Reg. gutgeheißene Verfahren des dort. Pol. Direkt. in dem fraglichen 
Falle entſpricht der Abſicht nicht, in welcher die C. Verf. v. 9. April 1824 erlaſſen iſt. 
Dieſe Abſicht iſt in der Verf. ſelbſt ausdrücklich angegeben, und geht dahin: 

u und den Betrieb nützlicher Handwerke unter den (einländifchen) Juden 

zu befördern. 

Wenn den jüdiſchen Handwerksgeſellen zu ſolchem Ende das Wandern im Lande ge⸗ 
ſtattet werden ſoll, fofern fie ſich als unverdaͤchtig legitimirt haben, fo verſteht es ſich 
von abt, daß denſelben da, wo ſie Arbeit finden, auch der temporaire Aufenthalt unter 
Bes achtung der allgemeinen Pol. Vorſchriften geſtattet werden muß. | 

ze Aer einländifchen, aber nicht mit ſtaatsbürgerlichen Rechten verſehenen jüdiſchen 
Handwerksgeſellen in denjenigen Landestheilen, wo das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 in Kraft 
beſteht, von dem temporairen Aufenthalt Behufs des Handwerksbetriebes als Geſel⸗ 
len auszuſchließen, hat das unterzeichnete Min. nicht beabſichtigt, und auch füglich nicht 
beabſichtigen konnen, weil eine ſolche Ausſchließung dem Zwecke der Beförderung des 
Handwerksbetriebes unter den Juden geradezu widerſtreben würde 2c.. (A. X. 791. —) 

) R. des K. Min. des J. (v. Schudmann), v. 4. Sept. 1827, an das 
K. Polizei⸗Präſ. in Berlin. Deſſelben Inhalts. 

Nach dem abſchriftl. angeſchloſſenen Schreiben des H. Geh. Staats. Min, v. Klewitz, 
v. 16. v. M., iſt mehreren aus Halberſtadt gebürtigen jüdiſchen Handwerkern, welche, 
auf ihrer Wanderſchaft hierher gelangt, die Abſicht gehabt, einige Zeit in Berlin zu ver⸗ 
weilen, um bei hieſigen Meiſtern in Arbeit zu treten, der vorübergehende Aufenthalt ver⸗ 
weigert worden, weil fie zu denjenigen Juden gehören, welche, in Gemaͤßheit früherer 
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Beſtimmungen, da, wo das G. v. 11. März 1812 in Kraft beftehet, als einlänbifche Ju⸗ 
den nicht angeſehen werden ſollen. o 

Das beruͤhrte Verfahren entſpricht jedoch keinesweges den Abſichten, welche daß, unter: 
zeichnete Min, in den unterm 26. Juli v. J. an die K. Reg. zu Potsdam und Frankfurt 
erlaſſenen, durch die Aufnahme in v. Kamptz Ann. Jahrg. 1826 III. H. 791 zur Kennt⸗ 
niß der übrigen Verw.⸗Behörden gebrachten, deklaratoriſchen Verf, entwickelt hat. Das 
K. Polizei⸗Präſ. wird daher hiermit angewieſen: Sein Verfahren gegen einlaͤndiſche, 
mit ſtaatsbürgerlichen Rechten aus dem E. v. 11. März 1812 nicht verſehene juͤdiſche 
Handwerksgeſ ellen von jetzt an nach dem Inhalte der gedachten Verf. abzumeſſen. 
(Ann. XI. 787.) | | 

e) C. R. der K. Min. des J. (v. Brenn. u. v. Rochow) v. 31. März 
1835 an die K. Reg. zu Potsdam, Frankfurt, Stettin, Köslin, Königsberg, 
Marienwerder, Gumbinnen, Breslau, Oppeln und Liegnitz. Deffelben 
Inhalts. | SE | 

Da es wünſchenswerth tft, die Juden zu einem edleren Geſchaͤftsbetriebe als dem Klein: 
handel, und beſonders zu Handwerken anzuleiten, und alle Hinderniſſe, welche ihre eigene 
Gewohnheiten und chriſßliche Vorurtheile dieſem Zwecke entgegenſtellen, zu beſeitigen, fo 
wird die K. hiermit angewieſen, wandernden jüdiſchen Handwerksgeſellen, welcher 


Provinz des Preuß. Staats De auch angehören mögen, keine Hinderniſſe entgegenzuſtellen, 


fondern fie, fo lange nicht die allgemeinen politiſchen Gründe, welche auch bet chriſtlichen 
Geſellen in Betrachtung kommen, gegen ſie ſprechen, als Fremde zuzulaſſen. 

In Hinſicht der aus landiſchen Gefellen behält es aber bei der Vorſchrift des G. v. 
11. Marz 1812 und bei den ſonſtigen Beſtimmungen, wonach ausländiſchen Juden der 
Zutritt verſagt werden muß, lediglich ſein Bewenden. (Ann. XIX. 209.) | 

10) In Betreff der Paßertheilungen an Juden nach Rußland beſtimmt 
das R. des Min. d. J. (v. Meding) an den K. Landrath des Frauſtadtſchen 
Kreiſes, Poſenſchen Reg. Bezirks, v. 14. Juli 18414. 

Nach einer Verf. des Kaiſerl. Ruſſiſchen Miniſterii v. 30. Nov. 1839 iſt den fremden 
Juden der Aufenthalt in Rußland zum Betriebe von Handelsgeſchaͤften und an denjeni⸗ 
gen Orten auf Ein Jahr geſtattet, wo ſich überhaupt Juden niederlaſſen dürfen; indeſſen 
müſſen ſie den Zweck ihrer Dienſtreiſe bei den betreffenden Kaiſerl. Ruſſiſchen Geſandt⸗ 
ſchaften, welchen ihre heimathliche Paͤſſe zur Viſirung vorzulegen ſind, n her nachweisen. 
Dieſer Nachweis iſt dadurch, d führen, daß die fremden Juden ge e 

1) Fakturen, aus welchen die Abſendung von Waaren nach einer Ruſſiſchen Zollftation 
oder nach einem Ruſſiſchen Hafen hervorgeht, 
2) Briefe von Ruſſiſchen Kaufleuten, welche ergeben, daß der Inhaber wirklich Handels⸗ 
geſchäfte an den betr. Orten in Rußland betreibt, und u Vi 
vi Quittungen über die bei früheren Handelsgefhäften in Rußland berichtigten Steuern 
eibringen. 5 f 

Bei dieſen Beſtimmungen iſt nicht zu erwarten, daß die hieſige Kaiſerl. Ruſſiſche Ge⸗ 
ſandtſchaft dem von Ew. ꝛc. in dem Berichte v. 10. d. M. für den juͤdiſchen Kaufmann 
N. zur Reiſe nach Rußland beantragten Miniſterialpaſſe, deſſen Bewilligung ſonſt kein 
Bedenken entgegenſteht, das Viſa ertheilen werde, ehe nicht den obigen Erforderniſſen 
genuͤgt worden iſt. (V. M. Bl. 1841 S. 226.) 


| Drittes Kapitel. 
Die medicinalpolizeilichen Verhältniſſe der Juden des Preuß. Staats. 


J. Die Beerdigung der Juden in medicinalpolizeilicher 
Hinſicht. "an. 
Auffäge in den Jahrbuͤchern der Pr. Monarchie. 1798. II. S. 114. 118. 225. 240. 
Zadig's Betrachtungen über das Verfahren mit verſtorbenen Perſonen. 

Löwe's Abhandlung über denſelben Gegenſtand. 
Marcus Herz Sendſchreiben an die Herausgeber des hebräiſchen Sammlers, über die 

frühe Beerdigung der Juden. Berlin, 1788. 

A. Verhütung des Scheintodes. | 


Das A. L. R. ſchreibt Thl. II. Tit. 11. §. 476 ganz allgemein vor: 
„Die nähern Beſtimmungen wegen der zur Verhütung des Lebendig⸗ 
begrabens nöthigen Vorſichten bleiben den] beſondern Polizeiverordnungen 

vorbehalten,“ | 
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Derartige Verordnungen ſind auch im Allgemeinen getroffen; insbeſon⸗ 
dere aber noch rückſichtlich der Juden, wegen deren früherer Sitte, die 
Rant innerhalb vier und zwanzig Stunden zu begraben. Es beſtimmen 

terüber: r 


1) Das C. R. v. 25. Sept. 1798. | IK 

Friedrich Wilhelm, König ꝛc. ꝛc. Unſern c. Im Gefolge der Cirk. Verf. v. 6. Jan. 
1795, womit Wir Euch zur Verhuͤtung fruͤhzeitiger Beerdigung eine Inſtr. fuͤr die Pre⸗ 
diger v. 31. Okt. 1794 zugefertiget haben, befehlen Wir auch, den Ober⸗Land⸗Rabbi und 
die uͤbrigen Rabbiner ſaͤmmtlicher Euch untergeordneter Judenſchaften durch die hieſigen 
Landes⸗Aelteſten anzuweiſen, ſich darnach in Gemaͤßheit und Verfolg der Anordnungen 
des L. R. 2. Th. 11. Tit. 469. 474. 88. u. ſ. f. zu achten, weil bei allem, was fuͤr die 
frühzeitige Beerdigung der Leichen angeführt iſt, immer ein wirklicher Todter voraus ge⸗ 
ſetzt wird; die Frage aber, ob jemand todt oder nicht todt ſei, nicht Sache der Religion, 
ſondern der Phyſik iſt, es alſo nach dem L. R. 2. Th. 20. Tit. 692. F. nur der Landes⸗ 
Polizei zukommt, auf letztere geſtuͤtzte Vorſchriften Uber die Kennzeichen des Todes zu 
geben, und darnach die Zeit der Beerdigung, und die zuvor zu beobachtenden Vorſichts⸗ 
regeln zu beſtimmen, ihnen auch bekannt zu machen, daß, wenn ausgemittelt werden ſollte, 
daß in irgend einem Falle dem L. R. in der zuerſt angeführten Stelle entgegen gehandelt 
worden ſei, diejenigen, denen hierbei ein Verſchulden zur Laſt fiele, nach dem 20. Tit. 
778-780. 98. verantwortlich würden gemacht werden. Sind ıc. | — 
K. C. C. Tom. X. S. 1767. Rabe Bd. 5. S. 215.) | Ca 


2) Die vorftehend in Bezug genommene Inſtr. für die Prediger v. 31. 
Okt. 1794 über die Kennzeichen des wirklich erfolgten Todes, zur Vermei⸗ 
dung des Begrabens lebender Menſchen, iſt in Hoffmann's Repert. Thl. J. 
Fortſ. 1. S. 186. und bei Rabe Bd. 13. S. 270. mitgetheilt. 


3) Publ. der K. Reg. zu Pofen v. 27. April 1818. % Gon 

Aus den Geſundheitsberichten der Kreisphyſiker haben wir KÉ en rap ei 
in den iſraelitiſchen Gemeinden die Leichen nicht mit derjenigen Sorgfalt behandelt wer: 
den, welche der Staat nach der unterm 17. Mai a. pr. bekannt gemachten Verordnung 
darauf verwandt wiſſen will, um der Möglichkeit, lebendig begraben zu werden, zuvor⸗ 
zukommen. Ob wir gleich in der gedachten Bekanntmachung auch die Vorſteher der 
Synagogen verpflichtet haben, auf die Befolgung der deshalb ertheilten Vorſchriften zu 
achten, ſo nehmen wir doch Veranlaſſung, die Sache ihrer Wichtigkeit wegen wiederholt 
in Exinnerung zu bringen, und weiſen die Vorſteher ſämmtlicher Synagogen und Rabbi⸗ 
ner unſers Regierungsbezirks hiermit ausdruͤcklich an, ſich nach den Beſtimmungen der 
mehr erwähnten Bekanntmachung, und zwar in Gemaͤßheit der Anordnungen des L. R. 
Th. 2. Tit. 11. 88. 469. 474 u. ſ. w. überall zu richten, indem bei allem, was von den 
altteſtamentariſchen Glaubensgenoſſen für die frühzeitige Beerdigung der Leichen ange⸗ 
führt wird, immer ein wirklicher Todter vorausgeſetzt werden muß; die Frage aber, ob 
jemand todt oder nicht todt ſei, nicht Sache der Religion, ſondern der Phyſik iſt, es alſo 
nach dem L. R. Th. 2. Tit. 20. $. 692 nur der Landespolizei zukommt, auf letztere ae: 
ſtützte Vorſchriften über die Kennzeichen des Todes zu geben, um darnach die Zeit der 
Beerdigung und die zuvor zu beobachtenden Vorſichtsmaßregeln zu beſtimmen. Sollte 
es ausgemittelt werden, daß in irgend einem Falle dem L. R. in der zuerſt angeführten 
Stelle entgegen gehandelt worden, ſo werden diejenigen, denen hierbei ein Verſchulden 
zur Laſt fällt, zur Unterſuchung und Strafe gezogen werden. | 

„Sämmtliche Magifträte und Ortspolizeibehoͤrden werden zugleich aufgefordert, dahin 

zu ſehen, daß dieſer Verordnung von den jüdiſchen Gemeinden Genüge geleiſtet werde. 

(Ann. II. S. 368.) | RT 
4) V. der K. Reg. in Münſter, deffelben Inhalts, v. 20. Juni 1819. 
Ein neulicher Fall, wo die Frau eines jüdiſchen unterthanen noch an ihrem Todestage 
beerdiget iſt, veranlaßt uns, das allgemeine Verbot der fruhen Beerdigung der Juden in 
der ganzen Monarchie aufs Neue ernſtlich in Erinnerung zu bringen. Es gründet ſich 
2, auf den 476. §. des 11. Titels und den 692. §. des 20. Titels im 2. Theil des 

Alle von einigen jüdiſchen Glaubensgenoſſen vormals angeführte religidſe Scheingründe 
für die frühe Beerdigung ſind bereits ausführlich widerlegt, und dabei insbeſondere be⸗ 
merkt, daß, wenn ja einige Stellen des Talmuds die baldige Beerdigung eines Todten zu 
erfordern ſcheinen, doch alsdann nach andern damit zuſammenhängenden Stellen immer 
nur von unbezweifelt wirklichen Todten, im Gegenſatze von Scheintodten, bie Rede iſt. 
Ob aber jemand wirklich, oder nur anſcheinend todt iſt, lehrt nicht die Religion, ſondern 
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die Naturkunde, und eben deshalb hat das A. L. R. die näheren Beſtimmungen wegen 
Verhütung des Lebendigbegrabens lediglich der allgemeinen Landespolizei vorbehalten. 
Von Seiten dieſer wird daher hiermit feſtgeſetzt, daß auch alle jüdiſche Glaubensgenoſſen 
den hierüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften eben ſo, wie die Chriſten, ſich unterwer⸗ 
fen müſſen. Dieſem zufolge darf keine jüdiſche Leiche vor voͤlligem Ablaufe des dritten 
Tages nach dem Tode, und überhaupt nicht eher begraben werden, bis die untrüglichen 
Zeichen des wirklichen Todes und der begonnenen allgemeinen Auflöſung des Körpers 
wirklich eingetreten ſind. N 

Dieſe Zeichen ſind: 1) wenn der Rücken und die Lenden, und überhaupt die Stellen“ 
wo der Körper aufgelegen, bleibend platt gedrückt ſind; 2) der wahre Leichengeruch, wel⸗ 
cher indeß von dem Holzgeruche des Sarges wohl zu unterſcheiden iſt; 3) das Zuſam⸗ 
menfallen des durchſichtigen vorderen Theils des Auges; 4) das grünliche oder grün— 
ſchwaͤrzliche Auflaufen des Unterleibes; 5) das Abgehen des Oberhaͤutchens an mehreren 
Stellen des Koͤrpers, nebſt dem matſchigen Anfüblen der fleiſchigten Theile unter der 
Haut, und endlich 6) das Ausfließen fauligter Saͤfte aus allen groͤßern Oeffnungen des 
Körpers. 

Um nun das Begraben juͤdiſcher Leichen vor dem Eintritte dieſer Zeichen kuͤnftig ſicher 
zu verhuͤten, ſind die juͤdiſchen Zodtengräber und Begraͤbnißvorſteher durch die Bürgers 
meiſter nach juͤdiſchen Gebraͤuchen in der naͤchſten Synagoge dahin zu vereiden, wie fie 
mit unverbrüchlicher Sorgfalt darauf zu halten haben, daß keine juͤdiſche Leiche vor Abs 
lauf des dritten Tages nach dem Tode und vor Eintritt ſaͤmmtlicher obengenannten Kenn⸗ 
zeichen des wirklichen Todes beerdigt, ja nicht einmal mit ihrem Wiſſen der Sarg früher 
zugemacht wird. Ueber dieſen wirklich abgeleiſteten Eid iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
deſſen Einſendung wir hier in Muͤnſter von dem Stadt⸗Direktor, und auf dem Lande von 
den Landräthen erwarten. Außerdem werden alle Orts-Obrigkeiten, beſonders da, wo 
juͤdiſche Gottesäcker vorhanden ſind, angewieſen, bei der ſtrengſten Vertretung darauf zu 
halten und Acht zu geben, daß der Mißbrauch der frühen Beerdigung der Juden nicht laͤn⸗ 
ger geſtattet, und ſchlechterdings keine juͤdiſche Leiche vor erwieſenem Ablauf des dritten 
Tages nach dem Tode und dem Eintritte obiger Kennzeichen begraben wird. Es muß 
dieſes entweder durch ein Zeugniß des Arztes oder wenigſtens das dreitägige Aufbewahren 
der Leiche nach dem Tode durch ein Zeugniß des chriſtlichen Hauswirths, oder falls ein 
Jude ein Haus allein bewohnt, eines chriſtlichen Nachbars, erwieſen, und dies Zeugniß 
bei der Orts⸗Obrigkeit eingereicht werden, bevor die Beerdigung geſchehen darf. Wer 
überführt werden kann, daran Schuld zu ſein, daß ſolche früher und vor dem Eintritte 
der oben bemeldeten Todeszeichen geſchehen, verwirkt die im 778. 8. des 29. Titels des 
2. Theils des A. L. R. feſtgeſetzte Gefaͤngniß⸗ und Feſtungsſtrafe, und iſt ſolches beſon⸗ 
ders den juͤdiſchen Begräbnißvorſtehern und Todtengraͤbern, im Betreff jeder gegen ihren 
deshalb geleifteten Eid zu begehenden Fahrlaͤſſigkeit, ausdrücklich bekannt zu machen. 

(Ann. III. 424.) | 

B. Das Begraben in Särgen. 

R. des K. Min. des J. (Köhler) an das Kollegium der Aelteſten und 
Vorſteher der israelitiſchen Gemeinde zu Breslau v. 1. Dec. 1818. Beer⸗ 
digung in Särgen. 

Es wird Ihnen auf Ihre von dem K. Min. der G., U. u. M. Ang. an das unterzeich⸗ 
nete Min. abgegebene Vorſtellung v. 1. d. M., worin Sie Sic) darüber beſchweren, daß 
die dortige K. Reg. Sie mit Ihren Proteſtationen gegen die Ausführung des Entſchluſſes 
mehrerer Familien, die Todten Ihres Glaubens in Saͤrgen beerdigen zu laſſen, abgewie⸗ 
ſen, und Sie angewieſen hat, ſich bei dergleichen Beerdigung jeder Stoͤrung zu enthalten, 
zum Beſcheide eröffnet, daß das unterzeichnete Min. Ihre Beſchwerde ganz unbegründet 
findet, mithin Sie damit abweiſen, und das Verfahren der K. Reg., als der Sache an⸗ 
gemeſſen, genehmigen muß. (Ann. II. S. 1050.) 


II. Das Beſchneiden der Judenkinder. 


1) R. des Min. des J. v. 27. März 1818, mitgetheilt der K. Reg. zu 
Münſter v. 16. Juni 1819. 

Durch ein hohes Min. R. v. 27. März d. J. iſt, zur Verhütung ähnlicher Unfälle, als 
bei der Beſchneidungs⸗Ceremonie der Knaben moſaiſcher Glaubensgenoſſen ſchon vorge— 
kommen, und mehreren Kindern toͤdtlich geweſen find, die Vorſichtsmaßregeln verordnet 
worden, daß künftig bei dem Beſchneidungs⸗Geſchafte ein approbirter Wundarzt zugezo⸗ 
gen, und dieſe religiöſe Verrichtung einem anerkannt ſittlichen Manne übertragen werden 
e 2 Drop e dem 1 über die dabei zuweilen vorkommenden Unfälle, fo 
wie über das zu deren möglichſten Verhütung angemeſſene Verfahren gehörig inſtruirt 
worden iſt. (Ann. III. S. 423.) hütung angemeſſene Verfahren gehörig inſtr 
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2) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 8. Sept. 1824. 

Es iſt der Fall vorgekommen, daß ein Judenkind in Folge ungeſchickter Handhabung 
bei der Beſchneidung acht Tage nach dieſer Ceremonie geſtorben iſt. Um ahnlichen Un: 
gluͤcksfaͤllen für die Zukunft zu begegnen, ordnen wir hierdurch an: 

1) daß zu dem Amte eines Beſchneiders nur anerkannt ſittliche Individuen gewaͤhlt 
werden, ? 

2) daß ein jeder Beſchneider über die Operation der Beſchneidung und über die Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln vor, bei und nach derſelben ſich von dem betreffenden Kreis-Phyſi⸗ 
dr gründlich prüfen, und über den Ausfall dieſer Prüfung ein Atteſt ausſtellen 
laſſe, und 

3) daß Beſchneider, welche dieſe Prüfung entweder nicht beifällig beſtehen, oder welche 
ſich derſelben nicht unterwerfen wollen, die Operation der Beſchneidung nur in Bei⸗ 
ſein eines approbirten Wundarztes verrichten dürfen, und den Weiſungen deſſelben 
in techniſcher Hinſicht ſich unweigerlich fügen muͤſſen. 

Die Polizei⸗Behörden werden für die Ausführung dieſer Anordnung verantwortlich ges 
macht, und bemerken wir noch, daß Kontraventionen gegen dieſe Beſtimmungen, nach 
Befinden der Umſtaͤnde und mit Vorbehalt des bei Unglücksfällen an den Schuldigen zu 
nehmenden Regreſſes mit verhältnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe geahndet werden ſollen. 

(Ann. VIII. S. 816.) 


3) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang., des J. u. d. P. v. 20. Dec. 1830 
an die Rheiniſche Reg. zu N. N. 


Die unterzeichneten Miniſterien halten die Publikation der von der Koͤnigl. Regierung 
entworfenen und mittelſt Berichts v. 7. Sept. c. zur Genehmigung eingereichten Ver: 
ordnung wegen Abwendung der bei Beſchneidung der Judenkinder vorkommenden Un: 
glücksfaͤlle nicht rathſam, vielmehr finden fie es hinreichend, wenn die Koͤnigl. Reg. jedem 
zur Beſchneidung der Judenkinder nicht Autoriſirten die Beſchneidung verbiete, die Be⸗ 
kanntmachung der Bedingungen aber, unter welchen das iſraelitiſche Konſiſtorium die 
Autoriſation zu dem gedachten Geſchaͤft zu ertheilen gemeint iſt, noch vor der Hand aus⸗ 
geſetzt laſſe und darüber lediglich mit dem Konſiſtorio verhandle, wobei jedoch dahin zu 
fehen iſt, daß die Bedingung des Nachweiſes der Sittſamkeit und der Erfahrenheit fo 
ſtreng als moͤglich beſtimmt werde. (Ann. XIV. S. 813.) 


III. Das Baden der jüdiſchen Frauen. | 


R. des K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. in Arnsberg v. 21. Nov. 


1817. 

Das unterzeichnete Min. findet aus dem Bericht der K. Reg. zu Arnsberg v. 24. v. M. 
keine Veranlaſſung, eine allgemeine geſetzliche Beſtimmung wegen Abſtellung des Badens 
der iſraelitiſchen Weiber in der von der K. Reg. angetragenen Art in Vorſchlag zu brin⸗ 
gen, da der Gegenſtand von der Art iſt, daß die Ausführung durch Geſetze weder ge: noch 
verboten werden kann, vielmehr nach wie vor der freien Willkühr eines jeden Individui 


überlaſſen werden muß. (Ann. I. H. 4. S. 106.) 


Achter Abſchnitt. 
Die Abgaben der Juden in dem Preußiſchen Staate. 


Es iſt anerkannte Regel, daß die Juden alle Abgaben an den Staat zah⸗ 
len müſſen, zu deren Entrichtung die übrigen Staatsbewohner verpflichtet 
jind. Daß fie als Juden nicht mit beſonderen Abgaben belegt werden 
dürfen, beſtimmt ſowohl der $. 14 des E. v. 11. Mai 1812, als die fran- 
zöſiſche Geſetzgebung; nur in einigen wenigen Territorien, wo ſie noch be⸗ 
ſonders zurückgeſetzt ſind, haben ſie auch beſondere Abgaben zu zahlen, wie 
Schutzgeld, Rekrutengeld 1), und wird dies bei den einzelnen betreffenden 
Abſchnitten das Nähere dargeſtellt. 

ee: Regel aber ift auch in Betreff der folgenden Fragen maßgebend 
geweſen: 


— — — 


1) ueber die Aufhebung des Leibzolles f. die Einleitung zu Abth. II. Abſchn. 1. 
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1) Das R. des Gen. Poſtmeiſters v. 19. März 1828 beſtimmt im 9.27, 
daß, wenn arme kranke Individuen moſaiſcher Religion auf ihren Reiſen 
durch Lohnfuhren von einem Orte zum andern geſchafft werden, wofür die 
Koſten den jüdiſchen Gemeindegliedern des Orts, nach welchem die Fuhre 
abgeht, zur Laſt fallen, dergleichen Lohnfuhren nicht mit der geordneten 
Lohnfuhrabgabe belegt werden ſollen. 

Dies R. iſt jedoch antiquirt, ſeitdem durch die V. v. 10. Dec. 1841 
(G. S. 1841. ©. 336.), die Lohnfuhrabgabe aufgehoben iſt Y. 

2) Bei jeder Geburt und Taufe wird allgemein, ſowohl auf dem Lande 
als in den Städten 2), zur Unterſtützung der Land⸗Hebamm en zufolge 
K. O. v. 16. Jan. 1817 eine Abgabe von reſp. 3 Sgr. und 12 Sgr. er⸗ 
hoben. Daß die Juden dieſe Abgabe gleichfalls zu zahlen, beſtimmt 

a) das C. N. des Min. d. J. (Köhler) an ſämmtl. K. Reg. v. 2. Juni 
1817, weil die Juden ſo gut wie die Chriſten an der Verbeſſerung des Heb⸗ 
ammenweſens Theil nähmen. (Ann. I. H. 2. S. 278.) 

b) Das R. des K. Min. der G., U. u. M. Ang. v. 3. Aug. 1826, mitge: 
theilt durch Publ. der K. Reg. zu Minden v. 13. Sept. 1826. d 

Zufolge der Verf. des K. Min. ber G., U. u. M. Ang. v. 3. v. M. ſind auch die 
Iſraeliten zur Bezahlung der zur Unterſtützung der Land⸗-Hebammen von Geburten und 
Trauungen geſetzlich zu entrichtenden Gebühren verpflichtet; nur verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß die aus Veranlaſſung der Geburten zu erhebenden Beitrage der Sfraeliten, 
von dem hier nicht ftattfindenden Taufakte nicht abhaͤngig gemacht werden können. Die 
betreffenden Beiträge der Iſraeliten find. von den Herren Landraͤthen und Bürgermeiſtern 
bei Einzeichnung der vorkommenden Geburts: und Heirathsfaͤllen in die iſraelitiſchen Civil⸗ 
ſtands⸗Regiſter zu erheben, und nachher in dem Verzeichniß der ſaͤmmtlichen aufgekom⸗ 
menen Beiträge beſonders aufzuführen. (Ann. X. S. 832.) 

3) In Anſehung der Geweerbeſteu er beſtimmt rückſichtlich des Verkaufs 
des für Juden eingeſchlachteten Fleiſches das R. der K. Min. der Fin. und 
des J. v. 15. Jan. 1822, mitgetheilt durch C. R. der K. Reg. zu Marien⸗ 
werder (Mebes) v. 26. Juni 1833. 

Nach einer von den K. Min. der Fin. und des J. bereits unterm 15. Jan. 1822 an 
die K. Reg. zu Stettin erlaſſenen Verf. ſoll den Juden bei dem Verkaufe des von ihnen 
eingeſchlachteten, fuͤr ſie aber nicht genießbaren Fleiſches eine Begünſtigung in Hinſicht 
auf Gewerbeſteuer nicht geſtattet werden, da fie da, wo keine juͤdiſche Schlachter find, 
mit andern Schlächtern eine Einigung treffen können, daß das Abſchlachten durch einen 
ihrer Glaubensgenoſſen nach vorgeſchriebener Weiſe geſchieht, und ſie nur die Stücke 
Fleiſch nehmen, welche fie genießen mögen. Es dürfen daher die Juden, welche die Ge⸗ 
werbeſteuer als Fleiſcher nicht entrichten, von dem geſchlachteten Fleiſche, es möge kau⸗ 
ſcher fein oder nicht, durchaus nicht en detail, ſelbſt nicht an Schlachter verkaufen. Das 
ꝛc. hat von dieſer Beſtimmung der im Kreiſe wohnenden Juden Kenntniß zu geben, und 
ſich ſelbſt genau darnach zu achten, deshalb auch gegen die Juden, welche Fleiſch verkau— 
fen, ohne den Betrieb des Schlaͤchtergewerbes zum Behuf ihrer Aufnahme in die Ge— 
werbeſteuer⸗Rolle angemeldet zu haben, Unterſuchungen wegen Gewerbeſteuer-Kontra⸗ 
ventionen zu verhängen. (Ann. XVII. S. 795.) 

4) Endlich werden Einſammlungen freiwilliger Abgaben durch Kollekten 
in den Kirchen auch auf die Synagogen der Juden ausgedehnt. 

C. R. des K. Min. des J. (Kahle) v. 22. März 1820 an die K. Reg. 
in den neuen Provinzen, wegen der auf die Judenſchaft auszudehnenden all⸗ 
gemeinen Kollekten. 


— K—— — e A 


1) Im Uebrigen war die allgemein hingeftellte Annahme eine unrichtige, daß dieſe 
Koſten den juͤdiſchen Gemeindegliedern zur Laſt fallen, denn die juͤdiſchen Armen 
find nicht Arme einer nach dem E. v. 11. Maͤrz 1812 nur noch in kirchlicher Be— 
ziehung beſtehenden Gemeinde, ſondern Arme der ganzen Ortsgemeinde; nur da, 
wo die juͤdiſche Kirchengeſellſchaft beſtehende Armenfonds hat, würde ſich jene 
Annahme nach L. R. II. 19. $. 9 unter Umftänden rechtfertigen laſſen. 

2) R, v. 2. April 1817. (Ann. I. Heft 2, S. 278.) 
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er K. Reg. wird hierbei Abſchrift der unterm 4. Okt. 1813 an die Reg. der 
alten Provinzen wegen der auf die Juden auszudehnenden allgemeinen Kollekten mit der 
Anweiſung zugefertigt, ſich auch Ihrer Seits danach zu achten. es A 
An die Geiſtl. und Schuls auch Polizei⸗Deputation der K. Neumärk. Reg. zu Lönigs⸗ 
berg in der Neumark, und in Abſchrift an die ꝛc. Deputationen der übrigen K. Reg. 


Der Geiſtl. und Schul: auch Polizei-Deputation der K. Neumärk. Reg. wird auf den 
Bericht v. 26. Juli c. eroͤffnet, daß es allerdings zweckmaͤßig iſt, die allgemeinen Kollek⸗ 
ten, welche nicht einen bloß auf die Bedürfniſſe der chriſtlichen Gemeine eingeſchraͤnkten 
Zweck haben, auch in den juͤdiſchen Bet: und Verſammlungshäuſern zu veranſtalten. Um 
dies aber mit Erfolg zu thun, müffen nach dem Gutachten der deshalb befragten Aelte⸗ 
ſten der hieſigen Judenſchaft dergleichen Kollekten nicht an den Sabbathtagen der Zu: 
den, ſondern bei Gelegenheit der außer denſelben zur Feier großer Begebenheiten veran⸗ 
laßten Andachtsuͤbungen angeordnet werden, da die Bekenner der moſaiſchen Religion 
an Feſt⸗ und Sabbathtagen kein Geld bei ſich führen. uebrigens ſtehen die juͤdiſchen 
Gebräuche der Einſammlung von dergleichen milden Gaben in den Synagogen Feines: 
weges entgegen. Hiernach hat die ꝛc. Deputation bei vorkommenden Gelegenheiten das 
Weitere zu veranlaſſen, auch von angeordneten allgemeinen kirchlichen Landesfeierlichkei⸗ 
ten die Aelteſten der Judenſchaft zu benachrichtigen. 

Berlin, den 4. Okt. 1813. 


Departement fir allgemeine polizei. Departement für den Kultus und öffentlichen 
v. Schuckmann. unterricht. Nicolovius. 


(Ann. IV. S. 37.) 
5) Gegen die im Eingange angeführte Regel werden den Juden in Be⸗ 
ziehung auf die Schul⸗Angelegenheiten Abgaben faktiſch auferlegt. S. 
hierüber unten Abſchn. XI. Kap. V. sub I. II. 


Neunter Abſchnitt. 


Das Verhältniß der jüdiſchen Gemeinden zum Staate 
im Allgemeinen. 


Einleitung. 


In früherer Zeit bildeten die Juden ziemlich allgemein politiſche Gemein⸗ 
den 1), und ihr Verband in diefer Beziehung war fogar ein viel engerer als 
derjenige anderer politiſcher Gemeinden. Sie hatten insbeſondere die Ver⸗ 
pflichtung, den durch Vergehungen einzelner Gemeindemitglieder zugefügten 
Schaden zu erſetzen 2). Dies mußte überall da aufhören, wo ſie wirkliche 


— — - 


1) Vergl. insbeſondere die hiſtoriſche Einleitung zu Abth. II. Abſchn. 1. 
) Dieſe Verpflichtung wurde erft durch das Regl. v. 18. Juli 1801 aufgehoben, wel: 
ches, ſo weit es hier intereſſirt, wie folgt beſtimmt: ! 5 

Se. Koͤnigl. Maj. von Preußen ꝛc. ꝛc. Unſer allergnädigſter Herr haben auf 
den Antrag der Ober⸗Landes⸗Aelteſten und Xelteften der hieſigen Judenſchaft in 
Gnaden reſolvirt, die bisherige ſubſidiariſche Verpflichtung der Judengemeinden 
zur Erſetzung des von deren Mitgliedern durch Diebſtahl oder Diebeshehlerei ver⸗ 
urſachten Schadens aufzuheben, und dagegen wirkſame Maßregeln anzuordnen, 
wodurch dem Einſchleichen fremder verdächtiger Juden vorgebeugt, und die ſchnellſte 
Fortſchaffung derjenigen einländifhen Juden bewirkt werden kann, welche der all: 
gemeinen Sicherheit gefährlich ſind. 

Zu dem Ende wird hierdurch Folgendes verordnet und feſtgeſetzt: 

9. 1. Es ſollen künftig die Judengemeinden nicht mehr zum Schaden⸗Erſatz 
verpflichtet ſein, wenn ein Mitglied derſelben einen Diebſtahl begehet, wiſſentlich 
geſtohlene Sachen verhehlt oder zum Pfand nimmt, und nicht des Vermögens iſt, 
den entſtandenen Schaden zu erſetzen. 

Dieſem gemäß werden ſaͤmmtliche Edikte und Verordnungen, welche ſolche Ver⸗ 
pflichtungen feſtſetzen, hierdurch dergeſtalt aufgehoben, daß von der Zeit der Pu⸗ 
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a 


Staatsbürger und hierdurch gleichzeitig Mitglieder der Ortö-Kommune wur⸗ 
den. Ihre Gemeinſchaft konnte fortan nur noch eine kirchliche bleiben, nicht 
aber auch eine politiſche. Dies iſt denn auch ſowohl in den alten Provins 
zen ſeit dem E. v. 11. März 1812 der Fall, als in allen neuen, ſo weit 
darin der Code Napoléon gegolten, und insbeſondere auch nach dem 
G. v. 1. Juni 1833 im Großherzogthum Poſen 1). Vereinzelte Ausnah⸗ 
men find in den betreffenden Abſchnitten erwahnt ?). 


blikation dieſes Reglements an gerechnet, keine auf eine ſolche ſolidariſche Erftat: 
tung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwiſchen den chriſtlichen 
A e Gemeinden obwaltende Unterſchied für aufgehoben geachtet wer: 
en ſoll. 
§. 2. Gleichmäßig fol in Zukunft die Frage, in welchen Fällen jüdiſche Doug: 
väter für die Vergehen ihrer Hausgenoſſen oder Dienſtboten einſtehen muͤſſen, 
da CR den Grundſätzen wie bei hriftlichen Hausvaͤtern beurtheilt und entſchie— 
en werden. 
$. 3. Um dagegen zur Sicherſtellung des Publici die verdächtigen einländiſchen 
Juden unter genauer Aufſicht zu halten, und das Einſchleichen fremder Juden zu 
verhindern, ſoll an jedem Ort, wo ſich eine zahlreiche Judengemeinde befindet, 
eine Cenſur-Kommiſſion angeordnet werden. 
Die kleineren Judengemeinden werden an diejenige Cenſur-Kommiſſion ver⸗ 
wieſen, welche in der ihrem Wohnort zunaͤchſt belegenen Stadt etablirt iſt. 


$. 4. Dieſe Cenſur⸗Kommiſſionen ſollen beſtehen aus einem vom Kameral-De⸗ 
partement zu ernennenden erfahrenen PolizeisOffizianten, einem von Seiten der 
Juſtiz auszuwaͤhlenden, der Rechte kundigen Mitgliede des Magiſtrats oder Stadt: 
gerichts des Orts, und der nach Größe der Judengemeinde zu beſtimmenden An: 
zahl juͤdiſcher Aſſeſſoren, wozu die Kameralbehoͤrde die rechtſchaffenſten, im beſten 
Ruf ſtehenden Mitglieder der Judengemeinde auszuerſehen hat. 

Dieſe Cenſur⸗Kommiſſionen follen unter der Aufſicht einer Haupt⸗Cenſur⸗Kom⸗ 
miſſion ſtehen, welche für jedes Provinzial⸗Finanz⸗Departement unter der Direk⸗ 
tion eines Deputirten der Krieges: und Domainen⸗Kammer auf eben die Art an: 
zuordnen iſt, wie die Spezial⸗Cenſur⸗Kommiſſionen organiſirt worden. 

F. 5. Die Mitglieder ſämmtlicher Cenſurkommiſſionen ſollen nicht beſonders be 
ſoldet, ſondern nur durch die unter ſie zu vertheilenden Ausfertigungs- und andern 
bei der Kommiſſion vorfallenden Gebuͤhren remunerirt werden. Insbeſondere 
ſollen die judiſchen Aſſeſſoren bei Ausrichtung der in dieſer Qualität ihnen oblie⸗ 
genden Geſchaͤfte in Anſehung ihrer Befugniſſe und Verbindlichkeiten, als im 
Dienſte des Staats ſtehende Offizianten behandelt werden. 

$. 6. Zu den Geſchäften der Cenſur-Kommiſſionen gehört: 

1) die Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegründeter Verdacht ob— 
waltet, daß ſie ſich ihren Unterhalt auf eine unerlaubte Art erwerben; 

2) die Ausfertigung der Certifikate und Päſſe, womit nach dieſem Reglement 
die reiſenden ein⸗ und auslaͤndiſchen Juden verſehen ſein muͤſſen; 

3) die Ertheilung der Erlaubnißſcheine zur Annahme ausländiſcher Juden als 
Handlungsdiener oder Geſinde; 

4) die Bewilligung der Certifikate, womit nach dieſem Reglement ausländiſche 

Juden verſehen ſein müſſen, wenn ſie ſich laͤnger als 4 Wochen hindurch in 

hieſigen Landen aufhalten wollen; 

5) die Beſtimmung der Strafen, womit die dieſem Reglement zuwider handeln⸗ 
den ein⸗ und ausländifchen Juden zu belegen find, und die Ausfertigung der 
wegen Vollſtreckung ſothaner Strafen an die Polizeibehörden zu erlaſſenden 
Requiſitionen; 

6) die nach dieſem Reglement erforderliche Kommunikation mit den uͤbrigen Cen⸗ 
ſur⸗Kommiſſionen des Departements, fo wie mit der ihnen vorgeſetzten Haupt: 
Cenſur⸗Kommiſſion; 

7) die ſorgfältige Aufſicht auf die Befolgung der in dieſem Reglement zur Er⸗ 
haltung der öffentlichen Sicherheit ertheilten Vorſchriften. 

(N. C. C. T. XI. S. 393. Rabe Bd. 6. S. 554.) 


1) Vergl. Abth. II. Abſchn. III. XI. XII. 
) Vergl. Abth. II. Abſchn. VII. VIII. 
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Dies Verhältniß der jüdiſchen Gemeinden zum Staate und die hieraus 
fließenden Conſequenzen ſind in den folgenden Verfügungen bei verſchie⸗ 
denen Veranlaſſungen ausgeſprochen. 


L In Bezug auf die alten Provinzen. 


1. Auszug aus der Verf. des Min. d. Inn. v. 11. Juli 1812. 

Es kann von der Erlaubniß für eine juͤdiſche Gemeinde, irgend einen Gewerbtreiben⸗ 
den, er ſei Schlachter, oder was irgend fonft, anſetzen zu duͤrfen, nicht mehr die Rede 
ſein; denn die Juden bilden nirgends mehr eine beſondere Gemeinde, ausgenommen 
eine kirchliche, in welcher Eigenſchaft aber nur die Anſetzung eigentlicher Kirchen- oder 
Synagogenbedienten zur Sprache kommen kann. (Oſtpreuß. A. Bl. 1812. Nr. 295.) 

2. R. des K. Min. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Breslau v. 
24. Juni 1823. Ausübung des Ober⸗Aufſichtsrecht in Angelegenheiten 
des jüdiſchen Gemeinweſens. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht v. 4. d. M., betr. die Graͤnzen des 
Ihr zuſtehenden Ober⸗Auſſichtsrechts in Angelegenheiten des jüdiſchen Gemeineweſens, 
Nachſtehendes, bei Ruͤckſendung der urſchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 

Unter den Juden beſteht keine politiſche, ſondern blos eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchen⸗Geſellſchaften betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, und 
genießen mithin nach der Vorſchrift des A. L. im II. Th., XI. Tit., §. 20 nur die Be⸗ 
fugniſſe erlaubter Privat⸗Geſellſchaften (Tit. VI. A8. 11 und ff.). Die K. Reg. hat ſich 
demnach in die Gemeine-Angelegenheiten der Juden uͤberall nur in ſofern einzumiſchen, 
und Ihren Unterbehörden die Einmiſchung in ſelbige zu geſtatten, als ſolches in An⸗ 
ſehung der Angelegenheiten erlaubter Privat⸗Geſellſchaſten nach den Beſtimmungen des 
A. L. zulaͤſſig, oder aber aus polizeilichen Ruͤckſichten nothwendig erſcheint. 

(Ann. VII. S. 322.) 

3) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Stettin v. 
30. Nov. 1826. Nichtanwendung von Exekutions⸗Maaßregeln auf ad⸗ 
miniſtrativem Wege in Anſehung des judenſchaftlichen Gemeine: Abgaben: 
weſens. 

Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die K. Reg. nach Ihrem Antrage in 
dem Berichte v. 16. d. M. zu autoriſiren, die von einigen Mitgliedern der Judenſchaft 
zu N. N. rückſtändigen Beiträge zu den geſellſchaftlichen Zwecken ihres Gemeinweſens 
im adminiſtrativen Wege exekutiviſch beitreiben zu laſſen. Denn die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften der Juden können in Anſehung ihrer innern und äußeren Rechtsverhältniſſe nur 
nach den Grundſaͤtzen und Vorſchriften des A. L. R. Th. II. Tit. XI. d. 20 und Tit. VI. 
AR. 11 seg.) beurtheilt und behandelt werden. 

Da es nun aber mit den letzteren nicht in Vereinigung zu bringen ſein wuͤrde, wenn 
die Staats-Behoͤrde ſich darauf einlaſſen wollte, die exekutiviſche Beitreibung der von 
den Mitgliedern einer blos erlaubten Privat-Geſellſchaft zu Geſellſchaftszwecken aufzu⸗ 
bringenden Beiträge im adminiſtrativen Wege zu verfügen, fo kann einem ſolchen Ber: 
fahren namentlich auch in Anſehung des judenſchaftlichen Gemeine-Abgabenweſens nicht 
ſtatt gegeben werden, indem Judengemeinen, als Religionsverbindungen betrachtet, in 
die Kategorie ſolcher erlaubten Privat-Geſellſchaften gehoͤren. 

(Ann. X. S. 1082.) 


4. Verf. der K. Reg. zu Liegnitz v. 29. Dec. 1828 deſſelben Inhaltes. 
Auf die Eingabe der Aelteſten und Vorſteher der daſigen Judenſchaft v. 22. April c. 
eröffnen wir den ſelben, wie wir genehmigen wollen, daß die zur Deckung der pro 1834 
unvermeidlichen Gemeinde⸗Ausgaben nach dem anbei zurückfolgenden Duplicat im Be: 
trage von .. . Kthlr. auf die beitragspflichtigen Gemeindeglieder repartirt werden; von 
der anbei in duplo zurüdfolgenden Nachweiſung des Synagogenbedarfs koͤnnen wir 
aber keine Notiz nehmen, da eine Beaufſichtigung der juͤdiſchen Kirchenangelegenheiten 
von den Staats⸗Behoͤrden nicht geführt werden fol. Eine Abweichung von dem bisher 
ſtattgefundenen Schätzungsverfahren kann aber ohne Beſchluß der Korporations⸗Mit⸗ 
glieder nicht eintreten. Wir muͤſſen es daher lediglich den Aelteſten überlaſſen, ob ſie 
die Gemeinde dieſerhalb zuſammenrufen, die Zweckmäßigkeit der beabſichtigten Anord⸗ 
nung in der Schaͤtzungsverfaſſung und die Art, wie kuͤnftig den Praegravations:Be: 
ſchwerden am kürzeſten abgeholfen werden koͤnne, derſelben vortragen, und ſie zu einem 
zuſtimmenden Beſchluß veranlaſſen wollen. Kommt dieſer Beſchluß zu Stande, ſo iſt 
die daruͤber aufgenommene Verhandlung zu unſerer Genehmigung einzureichen. 
Auf den Antrag: die dortige Polizei: Behörde auf Anſuchen der Aelteſten zur Exeku⸗ 
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tionsvollſtreckung zu autoriſiren, kann nicht eingegangen werden, da in Folge hoher 
Miniſterial⸗Beſtimmung dem Verfahren einer exekutiven Beitreibung der von den Mit⸗ 
gliedern einer blos erlaubten Geſellſchaft zu Geſellſchaftszwecken aufzubringenden Bei: 
trägen im adminiſtrativen Wege fernerhin nicht Statt gegeben werden darf, indem 
Judengemeinden Religions verbindungen find, die blos als erlaubte Privat⸗Geſellſchaften 
betrachtet werden muͤſſen. | | 

Es wird demnach nichts übrig bleiben, als gegen dergleichen Reſtanten bei den Ge: 
richts⸗Behoͤrden klagbar zu werden. | BR 
dag | | ou K. Reg. Abth. des Innern. 

An die Aelteſten und Vorſteher der Judenſchaft zu N. N. 

„(Heinemann a. a. O. 1. S. 404. * 3 . 
5. R. des K. Min. des Inn. (Köhler) an die Aelteſten der hieſigen 
Judenſchaft v. 23. Okt. 1829. Beauſſichtigung der Angelegenheiten jüdi⸗ 
ſcher Gemeinen von Seiten des Staats. 2 
Des Herrn Juſtiz⸗Min. Exc. bat die Vorſtellung der Aelteſten der hieſigen Juden⸗ 
ſchaft v. 16. v. M., in Betreff der Anwendbarkeit der A8. 676 u. ff., Tit. 11. Th. 2 
des A. L. R., in Bezug auf die Stellen in hieſiger Synagoge, an das Min. des Inn. abge: 
geben, als welches den Supplikanten zum Beſcheide eröffnet, daß der Staat durch ſeine 
Behörden von den innerlichen Angelegenheiten der juͤdiſchen Gemeinen, als Privat⸗ 
geſellſchaften, nur in ſofern Kenntniß nimmt, als polizeiliche Rückſichten es erheiſchen. 
Dieſe treten aber bei der Frage, ob die Sitze im Bethauſe nach dem Tode der Inhaber 
an die Religions⸗Geſellſchaft zurückfallen oder nicht, nicht ein, und es muß daher der 
Geſellſchaft lediglich uͤberlaſſen bleiben, ſich mit den Intereſſenten in Güte zu einigen, 
oder die Sache im Rechtswege zur Entſcheidung zu bringen. 

(Ann. XIII. S. 859.) 

6. R. des K. Min. des J. d. P. (v. Brenn) an die K. Reg. zu N. N. 
v. 9 Febr. 1831. Privatrechtliche Verhältniſſe der Judengemeinden und deren 
Mitglieder. | | | 

Dasjenige, was die K. Reg. im Berichte v. 21. v. M. in Betreff der Streitigkeiten 
zwiſchen einigen Mitgliedern der Judenſchaft zu N. N. und den Rechnungsführern der 
Geſellſchaft anzeigt, kann mich nicht veranlaſſen, irgend einen Antrag wegen Inſtruktion 
der Gerichtsbehörden zu thun, da die im Urtel ausgeſprochenen Grundfäge keineswegs 
im Widerſpruche mit denjenigen ſind, welche das Min. d. Inn. bis jktzt befolgt hat. 

Der Richter nämlich weif’t nur einige, nicht die Mehrheit ausmachende Mitglieder 
der Geſellſchaft mit ihrer Klage gegen die Rechnungsfuͤhrer ab, weil die Einzelnen es 
nicht mit den Geſellſchafts⸗Beamten unmittelbar zu thun hätten, ſondern ſich an die 
Geſellſchaft wenden muͤßten. 

Dabei wird aber gleich im Anfange der Entſcheidungsgründe bemerkt: 

„daß, wenn die Mehrzahl der Gemeinde geklagt haͤtte, die Beklagten unbedenklich 

verurtheilt werden muͤßten.“ a 

e alſo in der Hauptſache die Angelegenheit als eine privatrechtliche om 
erkannt. 

Was nun aber das Verhältniß der Einzelnen zur Gemeine anlangt, ſo bemerkt der 
Richter nicht entſcheidend, ſondern nur in den Gruͤnden des Erkenntniſſes, alſo mehr 
begutachtend, daß ſie, um die Rechnungslegung zu erlangen, 

entweder ſich an den Landrath, als Polizeibehörde, wenden — 

oder ihre Beiträge bis zu abgelegter Rechnung verweigern könnten. 

Durch dieſe zweite Alternative erkennt ebenfalls der Richter das Verhältniß als ein 
privatrechtliches an — denn die Mitglieder einer offentlichen Korporation könnte er 
nicht auf den Weg der Selbſthuͤlfe durch Verweigerung der Beiträge verweiſen, da die 
Mitglieder einer ſolchen Korporation durch Exekution zu Entrichtung der laufenden 
Beiträge gezwungen werden wuͤrden. Hierdurch iſt auch ausgeſprochen, daß die erſte 
Alternative, wenn der Landrath etwa feine Beihuͤlfe verweigerte, nicht zum Ziele führen 
möchte. Auf keinen Fall aber kann dasjenige, was in einem Erkenntniſſe oder deſſen 
Entſcheidungsgruͤnden beiläufig über die Stellung der Adminiſtrations⸗Behörden be: 
merkt iſt, fuͤr die letzteren maßgebend ſein, daher die K. Reg. lediglich den früheren 
Inſtruktionen folgen möge. 

Das Etkenntniß geht anliegend zurück. (Ann. XV. S. 113.) i 

7. R. des K. Min. d. Inn. u. d. P. (v. Brenn) an die K. Reg. zu N. N. 
v. 25. Nov. 1831. Privat- und öffentliche Verhältniſſe der Judenſchaften 
und deren Mitglieder in den alten Provinzen. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf Ihren Bericht v. 7. d. M. die Beiträge der dortigen 
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juͤdiſchen Einwohner zu den Anſtalten der dortigen Judenſchaft betr., daß ich nach $. 14 
und 15 des Geſetzes v. 11. März 1812, wonach die Juden mit beſonderen Abgaben nicht 
beſchwert werden, wohl aber alle den Ehriſten gegen den Staat und die Gemeinde ihres 
Wohnorts obliegende Pflichten erfüllen ſollen, eine Zwangsverbindlichkeit derjenigen 
Juden, welche der juͤdiſchen Privatgeſellſchaft nicht ausdruͤcklich beigetreten ſind, zu 
Leiſtung von Beiträgen nicht anerkennen, daher auch der Staatsbehörde noch weniger 
eine Befugniß, ſolche Abgaben im Exekutionswege einzuziehen, zugeſtehen kann. 

In Hinſicht der Kranken: und Armenpflege gehören die Juden nach obiger Geſetz⸗ 
ſtelle lediglich zur allgemeinen bürgerlichen Gemeinde, müſſen zu dieſen Beduͤrfniſſen 
derſelben Beiträge leiſten, und haben dafür das Recht, auch die Unterſtuͤtzung ihrer Ar⸗ 
men und die Verpflegung ihrer Kranken von der Gemeinde zu verlangen. Wollen ſte 
nun ihre Armen reichlicher unterftügen, und ihre Kranken auf eine beſondere, ihren 
Religionsgrundſaͤtzen entſprechende Art verpflegen laſſen, fo kann dies zwar ſehr will⸗ 
kommen, aber nur ein Gegenſtand des Privat⸗Uebereinkommens ſein, welchem beizu⸗ 
treten kein jüdiſcher Einwohner gezwungen werden kann. Wenn die Spritzen und 
Sprigenhäufer von den Korporationen der Kaufmannſchaft, der Innungen ?e. unter⸗ 
halten werden muͤſſen, ſo werden auch die Juden zu dieſer Unterhaltung beizutragen 
haben, in ſoweit ſie Mitglieder dieſer Korporationen ſind. ren 

Als Juden aber können fie nach $. 14 und 15 des Geſetzes, ſelbſt wenn fruͤher eine 
ſolche Verbindlichkeit beſtanden hätte, fernerhin nicht angezogen werden. We wein 

Was die Unterſtützung armer Reiſender und der Handwerkslehrlinge anlangt, fo iſt 
die K. Reg. ſelbſt einverſtanden, daß von einer Zwangsverdindlichkeit hierbei gar nicht 
die Rede fein konne. Aber auch in Hinſicht der Beſoldung des Rabbiners kann eine 
ſolche nicht eintreten. Denn ganz abgeſehen davon, daß der Staat einer blos gedul⸗ 
deten Religionsgeſellſchaft es lediglich überläßt, für ihren Gottesdienſt zu ſorgen, iſt 
auch nach der juͤdiſchen Religionsverfaſſung der Rabbiner nicht einmal ein zum Gottes⸗ 
dienſte nothwendiger Beamter, ſondern blos ein Geſetzesausleger, welcher ſich mit denen 
von welchen er gebraucht wird, über die dafür zu fordernde Entſchaͤdigung verfländi- 
gen mag. E 

Die Staatsbehörde hat ſich daher aller Einmiſchung bei Einziehung der Beiträge zu 
enthalten, und der Judenſchaft die Verftändigung mit ihren einzelnen Mitgliedern oder 
die Veranlaſſung rechtlicher Entſcheidung lediglich anheim zu ſtellen, hiernach aber ſowohl 
das Polizei⸗Praͤſidium, als die Gebrüder N. N. auf ihre, mit fammtlichen Beilagen 
hierbei zuruͤckfolgende Vorſtellung zu beſcheiden. ci? 

Das Exemplar der eingereichten Statuten geht ebenfalls zurüd., 

(Ann. XV. S. 779.) 

8. Das R. des Juſt.⸗Min. v. 14. Jan. 1837 bemerkt, wie es unzweifelhaft, 

daß Judengemeinden keine Korporationen bilden. | 


(Iuft. Min. Gen. A. II. Nr. 22. Vol. II. fol. 118. v. Ergänz. und Erlaͤuterun⸗ 
gen zum L. R. II. 11. A8 1726.) 

9. Beſcheid des Min. d. Inn. (v. Meding) an die Vorſteher der jüdi⸗ 
ſchen Gemeinde zu N. v. 8. Sept. 1840. Aufbringung der Koſten zur 
Erhaltung ihrer religiöſen Verbindung. | win 

Auf Ihre Eingabe v. 23. Juli d. J. gereicht Ihnen zum Beſcheide, daß das Min. d. 
Inn. die Erlaubniß zur polizeilichen Einziehung der bei den Mitgliedern der dortigen 
israelitiſchen Gemeinde ausſtehenden Reſte der geſellſchaftlichen Abgaben nicht ertheilen 
kann. Die Juden ſtehen lediglich in religiöſer Beziehung in einem geſellſchaftlichen 
Verbande, und bilden in dieſer Beziehung eine geduldete Religionsgeſellſchaft. In 
urgerlicher Beziehung dagegen iſt, nachdem ſie durch das G. v. 11. März 1812 hin⸗ 
ſichtlich der buͤrgerlichen Rechte und Pflichten den chriſtlichen Einwohnern gleichgeſtellt 
worden ſind, gar keine Verbindung weiter zwiſchen ihnen vorhanden, indem ſie vielmehr 
als Bürger oder Schutzverwandte lediglich der Stadtgemeinde angehören, und mit 
dieſer Angel örigkeit jede andere, als die religiöfe Verbindung unter den Juden aufge⸗ 
hört hat. Hieraus folgt nun von ſelbſt, daß die Frage: in welchem Maße die zur Er⸗ 
haltung ihrer religidſen Verbindung erforderlichen Koſten gedeckt, und die Beitrage 
dazu, wenn fie verweigert werden, aufgebracht werden ſollen, gar nicht zur Kompetenz 
des Min. d. Inn. ſondern auschließlich zu der des K. Min. der G. ꝛc. Ang. gehoͤrt, an 
welches daher Sich zu wenden Ihnen uͤberlaſſen bleibt. 

(B. M. Bl. 1840. S. 349.) 


10) Beſcheid des Min. d. Inn. (v. Meding) an den Vorſtand der jübifchen 
Gemeinde zu Liegnitz v. 3. Juni 1840. Aufbringung der Koſten zu jüdi⸗ 
ſchen Begräbnißpläßen. | | | 
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Das Min. d. J. kann dem in der Eingabe v. 14. v. M. vorgetragenen Geſuche des 
Vorſtandes der jüdifhen Gemeinde zu Liegnitz um Heranziehung der dieſer Gemeinde 
nicht beigetretenen dortigen Juden zu den Koſten des juͤdiſchen Begraͤbnißplatzes nicht 
ſtattgeben, muß es vielmehr bei dem eingereichten, hierneben zurückerfolgenden diesfäal⸗ 
ligen Beſcheide der K. Reg. daſelbſt v. 27. Febr. d. J. (Anl. a.) lediglich bewenden laſſen, 
da es kein geſetzliches Mittel giebt, Jemanden wider ſeinen Willen zum Beitritt zu einer 
Privatgeſellſchaft zu zwingen. Berlin, den 3. Juni 1840. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. v. Meding. 


A. 

Auf Ihre Vorſtellung v. 19. d. M. erwiedern wir Ihnen, daß dem Antrage, die hier 
domizilirenden und der hieſigen juͤdiſchen Gemeine nicht beigetretenen Glaubensgenoſſen 
zu Beiträgen zu dem neu akquirirten Begräbnißplatze anzuhalten, nicht ſtattgegeben 
werden kann. Seit dem Ed. v. 11. März 1812 koͤnnen die Judenſchaften nirgends mehr 
als privilegirte Korporationen betrachtet werden, welche die Befugniß hätten, jeden am 
Orte vorhandenen Juden zum Beitritt und zu Beiträgen Behufs der gemeinſamen An⸗ 
ſtalten zu nöthigen, dieſelben bilden vielmehr nur erlaubte Privatgeſellſchaften zur Er⸗ 
reichung religioͤſer Zwecke. Hat die hieſige Judengeſellſchaft, welche alſo keinesweges 
einen Kommunal⸗Verband bildet, einen neuen Kirchhof erworben und ſind zu demſelben 
erhöhte Beiträge nöthig geworden, jo wird es ihr nach dem klaren Inhalt des Min. R. 
v. 20. April 1833 1) frei ſtehen, nach Maßgabe jener Ausgaben eine verhältnigmäßige 
Taxe für den Gebrauch des Kirchhofs bei Begraͤbniſſen unter ausdruͤcklicher Beftätigung 
des hieſigen Magiſtrats, als Polizeibehörde, aufzuſtellen und darin den Mitgliedern der 
Privat⸗Geſellſchaft, welche ſchon regelmäßige laufende Beiträge für den Kirchhof zah⸗ 
len, bei Begräbniffen mit Beruͤckſichtigung dieſer Beitraͤge billige Ermaͤßigungen zu Gut 
kommen zu laſſen. Hieraus folgt aber immer noch nicht die Verpflichtung, daß alle hier 
domizilirenden Juden der hieſigen jüdiſchen Gemeine, wenn auch nur zum Zweck ber Er⸗ 
werbung und Erhaltung des hieſigen juͤdiſchen Kirchhofs, beitreten muͤſſen. 

Daß die Gemeine zwangsweiſe angehalten werden kann, den Gebrauch des Kirchhofs 
in einzelnen Fallen zu verſtatten, beruht lediglich in polizeilichen Gründen, und wird 
demnächſt der Gemeine nicht verwehrt werden können, ihre etwaigen aus der zu normi⸗ 
renden Taxe reſultirenden Anſprüche im Wege des Civilprozeſſes gegen die Hinterlaſſe⸗ 
nen zu verfolgen, ſofern dieſe zur Zahlung vermögend ſind. 

Unter dieſen Umftänden koͤnnen wir es dem Vorſtande nur uͤberlaſſen, eine Taxe fuͤr 
die bei Begräbniſſen vorkommenden Gebühren zu entwerfen und dem hieſigen Magiſtrat 
zur Feſtſetzung vorzulegen. Liegnitz, den 27. Febr. 1840. 

An den Vorſtand der jüdiſchen Gemeine hierſelbſt. 

K. Reg., Abtheilung des Innern. 
(V. M. Bl. 1840. S. 229.) 


II. In Beziehung auf den Reg. Bez. Münſter. d 

R. des K. M. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Münſter v. 3. Nov. 
1820. Schlichtung der unter den Juden über ihre geſellſchaftlichen, kirch⸗ 
lichen und Schul⸗Angelegenheiten vorfallenden Streitigkeiten. 

Das unterzeichnete Min. giebt der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 12. v. M. unter 
Rückſendung der Anlagen zu erkennen, daß daſſelbe die Meinung der Minorität Ihres 
Collegii theilt, welche dahin geht, daß die Verwaltung ſich zur Zeit in die Streitigkei⸗ 
ten der Juden, betr. ihre geſellſchaftlichen, kirchlichen und Schul⸗ Angelegenheiten, den 
Fall, wo von Polizei wegen, Behufs Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Ord⸗ 
nung, Einſchreitung zu thun iſt, allein ausgenommen, nicht einzumiſchen, ſondern die 
Schlichtung ſolcher Streitigkeiten, ſofern darauf von dem einen oder andern Theile pro⸗ 
vocirt wird, den gewoͤhnlichen Gerichten zu uͤberlaſſen, und dieſelben lediglich als Pri⸗ 
vat⸗Angelegenheiten zu betrachten hat. (Ann. IV. S. 788.) . AN 

III. In Anſehung des Großherzogthums Poſen iſt das Prinizp in den 
88. 1. 2. des G. v. 1. Juni 1833 ausgeſprochen?). Daſſelbe war ſchon 
früher anerkannt und wurden hierauf die folgenden Konſequenzen begründet. 

1) R. d. M. d. Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen v. 7. März 1823. 

Das unterzeichnete Min. kann die in dem Bericht der K. Reg. v. 17. v. M. enthal⸗ 
tenen Borfchläge, welche dahin abzwecken, die Gemeinde: oder Geſellſchafts-Angelegen⸗ 
heiten der Juden von Amtswegen zu reguliren, nicht genehmigen. 5 

Unter den Juden beſteht keine polizeiliche, ſondern eine kirchliche Verbindung. Als 


1) S. unten sub I. C. BB. 8. b. 
2) Vergl. dieſelben Abth. II. Abſchn. III. 
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Kirchen⸗Geſellſchaften betrachtet, gehoͤren Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, 
und genießen mithin nach der Vorschrift des Allgemeinen Preuß. L. R. im II. Thl. XI. 
Tit. 8. 20 nur die Befugniß erlaubter Privat⸗Geſellſchaften. (Tit. VI. §. 11 ff. eben⸗ 
daſelbſt.) Die K. Reg. hat ſich demnach in die Gemeinde⸗Angelegenheiten der Juden. 
ſchaften überall nur in ſofern einzumi chen, und Ihren Unter⸗Behoͤrden die Einmiſchung 
in ſelbige zu geſtatten, als ſolches in Anſehung der Angelegenheiten erlaubter Privat⸗ 
Geſellſchaften nach den Beſtimmungen des A. L. R. zuläſſſg, oder aber unter beſondern 
Umſtänden aus polizeilichen Ruͤckſichten nothwendig erſcheint. dé 

Diefes Verfahren wird auch demjenigen am meiften entſprechen, welches zur Zeit des 
Herzogthums Warſchau ſtattgefunden hat, indem damals die Wahl der Aelteſten oder 
Vorſteher der Judenſchaften, und die Beſorgung der Gemeinde-Verwaltung dieſen er: 
wählten Vorſtänden uͤberlaſſen geblieben iſt. (Ann. XI. ©. 688.) | 

2) R. d. M. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen v. 23. Juli 1824. 

Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die von der K. Reg. mittelſt Berichts 
v. 28. v. M. nachgeſuchte Autoriſation, juͤdiſche Gemeinde-Abgaben unter gewiſſen Um: 
ſtaͤnden im adminiſtrativen Wege exekutiviſch beitreiben zu laſſen, zu ertheilen. Denn 
die Religions⸗Geſellſchaften der Juden können da, wo das A. Preuß. L. R. in Kraft be⸗ 
ſteht, in Anſehung ihrer innern und Außern Verhaͤltniſſe nur nach den Grundfägen und 
Vorſchriften dieſes Geſetzbuches beurtheilt und behandelt werden. Da es nun aber mit 
den letztern nicht in Vereinigung zu bringen ſein wuͤrde, wenn die Staats⸗Behoͤrde ſich 
darauf einlaſſen wollte, die exekutiviſche Beitreibung der von den Mitgliedern einer blos 
erlaubten Privat⸗Geſellſchaft zu Geſellſchafts⸗Zwecken aufzubringenden Beitraͤge im ad⸗ 
miniſtrativen Wege zu verfuͤgen, ſo kann einem ſolchen Verfahren namentlich auch in 
Anſehung des judenſchaftlichen Gemeinde-Abgabenweſens nicht ſtatt gegeben werden, 
indem Juden⸗Gemeinden, als Religions⸗Verbindungen betrachtet, in die Kategorie ſol⸗ 
cher erlaubten Privat⸗Geſellſchaften gehören. Das zufällige Intereſſe gewiſſer kirchli⸗ 
cher oder anderer gemeinnügiger Inſtitute kann dabei gar nicht in Betracht gezogen wer⸗ 
den, weil dergleichen Inſtitute ruͤckſichtlich ihrer bei Juden-Gemeinden ausſtehenden ver⸗ 
zinslichen Kapitalien, oder in Anſehung ſonſtiger Anſpruͤche, welche aus einem Ahnlis 
chen Fundament abzuleiten ſind, vor bloßen Privat⸗Glaͤubigern keine Vorzüge verlan⸗ 
gen können. (Ann. XI. S. 688.) a wn "o? 

I) R. des K. M. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen v. 14. Sept. 
1827. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht vom 30. v. M., 

das juͤdiſche Kommunal⸗Weſen in Ihrem Verwaltungs: Bezirke betreffend, 
zu erkennen gegeben, daß von den in den diesſeitigen Verſ. v. 7. Maͤrz 1823 und 23. Juli 
1824 entwickelten Grundſaͤtzen, welche überall, wo das Allgem. Preuß. L. R. 
in Geſetzeskraft beſteht, zur Anwendung kommen, nicht abgewichen werden kann. 
Inzwiſchen mag die K. Reg. jede mit Aelteſten oder Vorſtehern nicht verſehene Juden⸗ 
ſchaft anhalten, dergleichen Geſellſchafts-Repraͤſentanten zu benennen, mit welchen die 
Polizei⸗Obrigkeit in allen vorkommenden Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung 
verhandeln kann, indem derſelben allerdings nicht zuzumuthen iſt, ſich wegen ſolcher 
Gegenſtände, welche die Judenſchaft in der Geſammtheit betreffen, an jedes einzelne 
Mitglied insbeſondere zu wenden. ` | 

Zu Zwangs⸗Maßregeln wider ſolche Juden, welche ſich weigern möchten, die Funk⸗ 
tionen eines Aelteſten oder Vorſtehers, wozu fie erwählet werden, zu übernehmen, kann 
die K. Reg. aber nicht ermächtigt werden, indem es lediglich Sache der Judenſchaften 
ſelbſt bleiben muß, ſich mit Geſellſchafts-Repraͤſentanten zu verſehen. 

(Ann. XI. S. 688. 

4) Was inſonderheit die Frage anlangt, ob Judengemeinden auf 
Exeku tions⸗ Modalitäten Anſpruch haben, ſo widerſprechen ſich zwar 
hierüber die beiden folgenden R., doch iſt bei dem R. v. 14. März 1818) 
offenbar die entſcheidende Vorſchrift des L. R. II. 6. $. 97 ganz überſehen 
worden, welcher, die Frage entſcheidend, die Rechte der Korporationen und 
Gemeinen in Anſehung ihrer Schulden, beſtimmt: 

„Iſt eine wahre Geſellſchaftsſchuld vorhanden, welche durch neue oder er⸗ 
höhete Beiträge getilgt werden muß: fo hat die Geſellſchaft das Recht, dieſe 


1) Dieſe R. beziehen ſich zwar zunaͤchſt nur auf das Großherzogthum Poſen, doch ſind 
ihre Gründe ganz allgemein und mithin Anwendung findend auf ſaͤmmtliche juͤdiſche Res 
ligions⸗Gemeinden. | 
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Beiträge, unter Aufſicht und Genehmigung des Staats, derges 
ſtalt einzurichten, daß das Erforderliche nur nach und nach zuſammenge⸗ 
bracht, und die Laſt ſowohl unter die gegenwärtigen als künftigen Mitglie⸗ 
der billig vertheilt werde.“ 

Der Zweifel wurde zunächſt veranlaßt durch den Anh. $. 153 zur G. O., 
welcher, dem zweiten Abſatze des R. v. 6. Dec. 1809 entnommen ) Fol⸗ 
gendes beſtimmt: 5 a | 

Soll gegen Stadt⸗ oder Dorfgemeinen, oder gegen eine ganze Klaſſe von Mitgliedern 


8 


derſelben, oder ſonſt gegen eine moraliſche Perſon, eine Exekution vollſtreckt werden; ſo 
müſſen die Gerichte über die Art, wie ſolche ohne gänzlichen Ruin der Schuldner zu rea⸗ 
liſiren iſt, jederzeit mit der Reg. Rüͤckſprache halten, und wenn fie ſich mit dieſer über 
die de nehmenden Maßregeln nicht vereinigen konnen, die Exekution ausjegen und die 
Vorbeſcheidung des Juſt. Min. einholen. Eben dies muß geſchehen, wenn die Exeku⸗ 
tion gegen ein nicht unter der Reg. ſtehendes Inſtitut zu verordnen iſt und alſo der Juſt. 
Min. Anlaß finden möchte, mit den übrigen Miniſterien Rückſprache zu nehmen. 

Ob nun dieſes G. auf Judengemeinden Anwendung findet, verneint 

a) Das R. d. K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen v. 
14. März 1828. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 1. d. M. eroͤffnet, daß nach 
dem klaren Sinne der Verf. v. 7. März 1823 die polizeiliche Einſchreitung in das ge⸗ 
richtliche Exekutionsverfahren gegen juͤdiſche Kommunen als ſolche allerdings zu unter, 
laſſen iſt, indem die Vorſchrift im §. 153 des Anh. zur A. G. O. auf Judengemeinen⸗ 
als blos kirchliche und nicht politiſche Verbindungen, keine Anwendung finden kann. 

(Ann. XII. Nr. 48.) | 

b) Es bejaht dagegen mit vollkommen überzeugenden Gründen das 
R. des Juſt. Min. (Mühler) an das Ob. App. Ger. zu Poſen v. 22. 

Der Inhalt des von dem K. Oberappellationsgericht über die Beſchwerde der Juden⸗ 
ſchaft zu L. in deren Prozeßſache gegen die von S. Konkurs⸗Maſſe, unterm 20. März 
c. erſtatteten Berichts, iſt einer forgfältigen Erwaͤgung unterworfen worden. 

3 auch aus den von dem Kollegium angeführten Gründen darüber hinweg 
geht, da Lag at 

1) age cht, 29. Maͤrz 1819 die Solidar⸗Zahlungsverpflichtung in tenore nicht 
ausſpricht, | 

2) es zweifelhaft erſcheint, ob der in dem Vergleiche mit der v. S. Konkurs⸗Maſſe v. 
28. Okt. 1822 gebrauchte Ausdruck: „ſolidariſch“ nur auf das Objekt der Ver⸗ 

14 pflichtung, oder auch auf die ſubjektive Zahlungsverbindlichkeit der Debenten ſich be⸗ 

zieht, und daher nur einen Unterſchied zwiſchen den Leiſtungen der Einzelnen 
und den Leiſtungen der Synagoge, als Geſellſchaft 5 machen ſollenz die: 

ſer Ausdruck uͤderdem nur erzaͤhlend gebraucht wird, ohne eine Verpflichtung 
und deren Uebernahme beſtimmt auszuſprechen, | 

der gedachte Vergleich zwar gerichtlich, aber nicht im Laufe eines über die Abgabe 

der 8000 Polniſchen Gulden obſchwebenden foͤrmlichen Prozeſſes geſchloſſen iſt, und 

| del Exekution ohne vorgängiges rechtliches Gehör und Erk. nicht geeignet 
erſcheint: 
fo läßt ſich doch in keinem Fall verabreden, | 
daß die Juden⸗Gemeinen zwar nicht die Rechte der oͤffentlich aufgenommenen Kir: 
chen⸗Geſellſchaften, wohl aber die Befugniſſe der geduldeten Geſellſchaften ha⸗ 
ben (Thl. II. Tit. XI. 8.20. Thl. II. Tit. VI. 88. 11 seq. A. L. R.); daß fie daher 
auch auf diejenigen Exekutions⸗Modalitaͤten Anſpruch machen koͤnnen, welche das 
A. L. R. Thl. I. Tit. VI. §. 97 und der Anh. zur A. G. O. $. 152 vorſchreibt, 
und dies um ſo mehr, als ſich die letztere Geſetzſtelle auch auf ſolche Inſtitute bezieht, 
welche nicht unter der ſpeziellen Aufſicht der Reg. ſtehen. | 

Das K. Ob. Appellationsgericht wird daher angewieſen, das eingeleitete Exekutions⸗ 
Verfahren hiernach zu modificiren, das Landgericht zu Frauſtadt mit den nöthigen Ver⸗ 
haltungsmaßregeln zu verſehen und die Supplikanten, bei Retradition der Anlagen ih⸗ 
rer Vorſtellung, davon in Kenntniß zu ſetzen. 

Jene Anlagen erfolgen mit den eingereichten 2 Vol. Akten hierbei zurüd. 

(Jahrb. Bd. 41. S. 467. Graͤff Bd. 6. ©. 318.) 


— — — 1. .[_ 


1) Mathis Bd. 8. S. 505. Rabe Bd. 10. S. 211. 
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Zehnter Abſchnitt. 
Die jüdiſche Religionsgeſellſchaft. 


Erſtes Kapitel. 
Verhältniſſe der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft im Allgemeinen. 


J. Verhältniß derſelben zum Staate. 

‚A. Glaubens- und Gewiſſensfreiheit der jüdiſchen Relis 
gionsgeſellſchaft. 

Das A. L. R. ſchreibt Thl. II. Tit. 11. AR 1—6 vor: 

9 1. Die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, der 
Glaube und der innere Gottesdienſt können kein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen ſein. 

D 2. Jedem Einwohner im Staate muß eine vollkommene Glaubens- und Gewiſſens⸗ 
freiheit geſtattet werden. | 

9. 3. Niemand ift ſchuldig, über feine Privatmeinungen in Religionsſachen Vor⸗ 
ſchriften vom Staate anzunehmen. V 

9. 4. Niemand foll wegen feiner Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft 
gezogen, verſpottet oder gar verfolgt werden. f | 

F. 5. Auch der Staat kann von einem einzelnen Unterthan die Angabe, zu welcher 
Religionspartei ſich derſelbe bekenne, nur alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültig⸗ 
keit gewiſſer buͤrgerlichen Handlungen davon abhängt. 1 wb 

$. 6. Aber felbft in dieſem Falle Tonnen mit dem Geſtändniſſe abweichender Meinun⸗ 
gen nur diejenigen nachtheiligen Folgen für den Geſtehenden verbunden werden, welche 
aus feiner dadurch, vermöge der Geſetze, begründeten Unfähigkeit zu gewiſſen bürgers 
lichen Handlungen oder Rechten von ſelbſt fließen. 

Dieſe ganz allgemein ſprechenden Geſetze finden auch auf die Juden ihre 
vollkommene Anwendung und der Staat würde mit ſich in Widerſpruch ge⸗ 
rathen, wenn er dieſelben auf das Gebiet des Landrechts beſchränken, und 
nicht vielmehr auch da, wo das gemeine deutſche Recht gilt, von denſelben 
Grundſätzen ausgehen wollte. In den Landestheilen, wo das franzoſiſche 
5 galt, genießen die Juden dieſelben Rechte auf Grund dieſer Geſetz⸗ 
gebung 1). | 


| B. Die jüdifhe Religionsgeſellſchaft ift im Preußiſchen 
Staate eine geduldete. 


AA. Es beſtimmt dies: 5 

1) das durch C. v. 25. Juli 1788 bekannt gemachte E. v. 9. Juli 1788, 
die Religionsverfaſſung in den Preuß. Staaten betreffend (das ſogen. Re⸗ 

ligionsedikt), welches lautet: | 
Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Thun kund und fügen hiermit jedermann zu wiſſen, 
daß, nachdem Wir lange vor Unſerer Thronbeſteigung bereits eingeſehen und bemerket 
haben, wie nöthig es dereinſt ſein dürfte, nach dem Erempel Unſerer Durchlauchtigſten 
Vorfahren, beſonders aber Unſers in Gott ruhenden Großvaters Majeſtät, darauf be⸗ 
dacht zu ſein, daß in den Preußiſchen Landen die chriſtliche Religion der proteſtantiſchen 
Kirche in ihrer alten urſprünglichen Reinigkeit und Aechtheit erhalten, und zum Theil 
wieder hergeſtellet werde, auch dem Unglauben eben fo wie dem Aberglauben, mithin der 
| Verfälſchung der Grundwahrheiten des Glaubens der Chriſten und der daraus entſtehen⸗ 
den Zügelloſigkeit der Sitten, ſo viel an Uns iſt, Einhalt geſchehe, und dadurch zugleich 
| Unſern getreuen Unterthanen ein überzeugender Beweis gegeben werde, weſſen fie in 
| Abſicht ihrer wichtigſten Angelegenheit, nämlich der völligen Gewiſſens freiheit, der un: 
| geftörten Ruhe und Sicherheit bei ihrer einmal angenommenen Konfeſſion und dem 


Glauben ihrer Väter, wie auch des Schutzes gegen alle Stoͤrer ihres Gottesdienſtes und 
ihrer kirchlichen Verfaſſungen, zu Uns als ihrem Landesherrn ſich zu verſehen baben, 
Wir nach bisheriger Beſorgung der dringendſten Angelegenheiten des Staates und 
Vollendung verſchiedener nöthigen und nuͤtzlichen neuen Einrichtungen, nunmehro keinen 


— 


1) Vergl. Abth. II. Abſchnitt XI. XII. XIII. 
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ferneren Anſtand nehmen, an dieſe Unſere anderweitige wichtige Regentenpflicht ernſtlich 
zu denken, und in gegenwärtigem Edikt Unfere unveränderliche Willensmeinung über 
dieſen Gegenſtand oͤffentlich bekannt zu machen. Als 

$. 1. befehlen, wollen und verordnen Wir demnach, daß alle drei Haupt⸗Konfeſſionen 
der chriſtlichen Religion, nämlich die Reformirte, Lutheriſche und Römiſch⸗Katholiſche, 
in ihrer bisherigen Verfaſſung, nach den von Unfern gottſeligen Vorfahren vielfältig er⸗ 
laſſenen Edikten und Verordnungen, in Unfern ſämmtlichen Landen verbleiben, aufrecht 
erhalten, und geſchuͤtzt werden ſollen. Daneben aber 

F. 2. ſoll die den Preußiſchen Staaten von jeher eigenthümlich geweſene Toleranz der 
uͤbrigen Sekten und Religions-Parteien ferner aufrecht erhalten und Niemanden der 
mindeſte Gewiſſenszwang zu keiner Zeit angethan werden, ſo lange ein jeder ruhig als 
ein guter Bürger des Staates ſeine Pflichten erfüllet, feine jedesmalige beſondere Mei⸗ 
nung aber fuͤr ſich behält, und ſich ſorgfältig huͤtet, ſolche nicht auszubreiten oder andere 
dazu zu uͤberreden, und in ihrem Glauben irre oder wankend zu machen. Denn, da jeder 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei handeln 
können, und nach Unſerm Dafürhalten hat ein jeder chriſtlicher Regent nur dahin zu 
ſehen und dafuͤr zu ſorgen, das Volk in dem wahren Chriſtenthum treu und unverfälſcht 
durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laſſen, und mithin einem jeden die Gelegen⸗ 
heit zu verſchaffen, ſelbiges zu erlernen und anzunehmen. Ob ein Unterthan nun aber 
dieſe gute ihm ſo reichlich dargebotene Gelegenheit zu ſeiner Ueberzeugung nutzen und ge⸗ 
bia en will oder nicht, muß ſeinem eigenen Gewiſſen völlig frei anheim geſtellet 

leiben. | 

Die in Unfern Staaten bisher oͤffentlich geduldeten Sekten ſind, außer der jü⸗ 
diſchen Nation, die Herrenhuter, Mennoniſten und die Böhmiſche Brüdergemeine, 
welche unter landesherrlichem Schutz ihre gottesdienſtlichen Zuſammenkünfte halten, und 
dieſe dem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeſtört behalten ſollen. In der Folge aber ſoll 
Unfer geiſtliches Departement dafür ſorgen, daß nicht andere, der chriſtlichen Religion 
und dem Staate ſchädliche Conventicula unter dem Namen gottesdienſtlicher Verſamm⸗ 
lungen gehalten werden, durch welches Mittel allerlei der Ruhe gefaͤhrliche Menſchen und 
neue Lehrer ſich Anhaͤnger und Proſelyten zu machen im Sinne haben moͤchten, wodurch 
aber die Toleranz ſehr gemißbraucht werden würde. 

(N. C. C. T. VIII. S. 2175. Rabe Thl. I. Bd. 7. S. 116.) 


2) Mehrfache ſpätere R. ſprechen daſſelbe aus. Vergl. beim neunten Ab⸗ 
ſchnitt die R. v. 24. Juni 1823, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, ſo wie 
unten die R. 25. Sept. 1821, 10. Nov. 1823 und 5. Mai 1826. 


BB. Stellung der geduldeten Religionsgeſellſchaft zum 
Staate. 


1) Die Stellung der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft als einer geduldeten 
ergiebt ſich nach dem L. R. im Allgemeinen aus den 99. 13—21. Tit. 11. 
Thl. II., welche lauten: 


9. 13. Jede Kirchengeſellſchaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die 
Gottheit, Gehorſam gegen die Geſetze, Treue gegen den Staat, und ſittlich gute Geſin⸗ 
nungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen. 

9. 14. Religionsgrundſätze, welche dieſem zuwider ſind, ſollen im Staate nicht gelehrt, 
und weder mündlich noch in Volksſchriften ausgebreitet werden. 

$. 15. Nur der Staat hat das Recht, dergleichen Grundſätze nach angeſtellter Pruͤ⸗ 
fung zu verwerfen, und deren Ausbreitung zu unterſagen. 

$. 16. Privatmeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religionsgeſellſchaft nicht 
verwerflich. 

$. 17. Die vom Staate ausdruͤcklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben die 
Rechte privilegirter Korporationen. 

9. 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesdienſtes gewidmeten Gebäude wer: 
den Kirchen genannt und ſind als privilegirte Gebäude des Staates anzuſehen. 

9. 19. Die bei ſolchen Kirchengeſellſchaften zur Feier des Gottesdienſtes und zum Re⸗ 
gc e beſtellten Perſonen haben mit andern Beamten im Staate gleiche 
echte. 
. 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche der Staat genehmigt, ihr aber die Rechte 
öffentlich aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt hat, genießt nur die Be: 
fugniß geduldeter Geſellſchaften. (Tit. 6. 88. 118.) 
5. 21. Jede Kirchengeſellſchaft, die als ſolche auf die Rechte einer geduldeten Anſpruch 
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machen will, muß ſich bei dem Staate gebührend melden und nachweiſen, daß die von ihr 
gelehrten Meinungen nichts enthalten, was dem Grundſatze des $. 13 zuwider läuft. 
Die R. des Min. des J. v. 1. März 1822, 23. Juli 1824, 14. Sept. 
1827, 1. Juli 1830, — vergl. dieſelben oben Abſchn. IX. und unten 
sub DD. — nehmen mit Recht an, daß dieſe Geſetzesſtellen wie alle übrigen 
des L. R., welche die inneren oder äußeren Rechtsverhältniſſe der jüdiſchen Re⸗ 
ligionsgeſellſchaft betreffen, in allen Provinzen, wo das L. R. gilt zur Ans 
wendung kommen. ge, d 
Die allgemeinen diesfälligen Beſtimmungen der betreffenden fremden Ge: 
ſetzgebungen ſind bei den einzelnen Abſchnitten der zweiten Abtheilung zu 
vergleichen. wi | 
2 Bildet die jüdiſche Religionsgeſellſchaft eine juriſtiſche Perſon? 
a) In den unten sub CC. 3. gegebenen Miniſterial⸗Reſkripten wird dies 
mehrfach verneint und wie die Noten zu der folgenden entgegenge ſetzten 
Anſicht ergeben, mit vollem Rechte. Das Geſetz giebt den geduldeten Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften im §. 10. Tit. 11. Thl. II. des L. R. mit beſtimmten 


Worten nur die Rechte der geduldeten Privatgeſellſchaften, welche im Tit. 6. 
88. 11 ff., auf welche ausdrücklich Bezug genommen wird, eben ſo ausdrück⸗ 
lich den moraliſchen Perſonen (Korporationen, Gemeinden) gegenüber ge⸗ 
ſtellt werden. Jeder verſuchte Beweis gegen ſo beſtimmte und klare Ge⸗ 
ſetze kann daher höchſtens zeigen, wie der Zuſtand beſſer ſein ſollte, nicht 
aber, wie er gegenwärtig iſt. wv vi e 

b) Die bejahende Anſicht wird dagegen von Koch vertheidiget. Der⸗ 
felbe ſucht dies in folgender Weiſe auszuführen: er | - 

Aeußere Rechte der jüdiſchen Gemeinden könnten, wenn die gemeine Mei: 
nung, daß die jüdiſchen Religionsgeſellſchaften keine juriſtiſche Perſon ſei, 
richtig wäre, nicht exiſtiren. Die Praxis und die Wirklichkeit ſtehen aber 
damit in Widerſpruch. Die gemeine Meinung iſt entſtanden durch den 
F. 20. Tit. 11. Thl. II. des A. L. R. Das Allegat handelt von erlaubten 
Privatgeſellſchaften, und dieſe ſollen, im Verhältniſſe gegen andere außer 
ihnen keine moraliſche Perſon vorſtellen, und daher auch, als ſolche, weder 
Grundſtücke noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwerben kön⸗ 
nen. ($. 13.) Dieſes paßt aber nicht wohl auf genehmigte Religionsge⸗ 
ſellſchaften, welche allerdings als eine juriſtiſche Perſon anzuſehen ſind und 
auch angeſehen werden. Eine juriſtiſche Perſon überhaupt iſt ein ſolches 
Subjekt von Rechten, welches keine phyſiſche Perſon iſt. Der Gegenſtand, 
welcher dieſes Subjekt bildet, kann unter andern auch aus phyſiſchen Per⸗ 
ſonen beſtehen. Alsdann heißt die juriſtiſche Perſon eine Gemeinheit, Ge— 
meinde, Kommune (universitas, corpus, collegium). Dieſe Form der ju⸗ 
riſtiſchen Perſon iſt die urſprüngliche, und die erſte Gemeinheit iſt der Staat 
ſelbſt. Die Exiſtenz ſolcher juriſtiſchen Perſonen iſt nicht ein Gegenſtand 
der Willkühr der Perſonen, ſondern ſie iſt von der Mitwirkung der höchſten 
Gewalt abhängig. Nach Röm. R., in welchem dieſer Begriff zuerſt von 
den, im Gebiete des Römiſchen Staats befindlichen abhängigen Staaten ge⸗ 
bildet iſt, iſt daher, damit eine Geſellſchaft eine juriſtiſche Perſon ſei, erfor⸗ 
derlich, daß dieſelbe als ſolche von dem Staate genehmigt oder beſtätigt 
worden. Das Preuß. Recht weicht hiervon nicht ab, denn „die Rechte der 
Korporationen und Gemeinen kommen nur ſolchen vom Staate geneh⸗ 
migten Geſellſchaften zu, die ſich zu einem fortdauernden gemeinnützigen 
Zwecke verbunden haben,“ und die Korporationen und Gemeinden ſtellen 
in den Geſchäften des bürgerlichen Lebens Eine moraliſche Perſon vor !). 


1) L. R. II. 6. gh. 25. 81. 
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Zum Begriffe einer aus mehreren phyſiſchen Perſonen beſtehenden juriſti⸗ 
ſchen Perſon gehört alſo: 1) eine Geſellſchaft, 2) eine Geſellſchaft, welche 
vom Staate genehmigt oder beſtätigt iſt. 

Daß die Geſellſchaft einen Zweck habe, liegt ſchon in ihrem Begriffe. 
Wenn daher das Merkmal Geſellſchaft zum Begriffe der Korporation ge⸗ 
hört, fo iſt damit auch ſchon geſagt, daß fie einen Zweck haben muß, weil 
zum Begriff der Geſellſchaft das Merkmal Zweck gehört. Eine geduldete 
Religionsgeſellſchaft iſt aber nach den oben angeführten Worten des §. 20. 
Tit. 11. eine ſolche Geſellſchaft, welche der Staat genehmigt hat. Sie 
hat mithin die Merkmale einer juriſtiſchen Perſon, und muß daher auch das 
für gelten. Die jüdiſchen Religionsgeſellſchaften werden aber in der That 
auch dafür angeſehen, denn 

a) wäre dieſes nicht, ſo könnten die Juden von den höchſten Staatsbe⸗ 
hörden in ihren amklichen Verfügungen nicht als Gemeinden bezeichnet 
werden 1); W 

b) bildeten die Juden keine kirchliche Gemeinde, ſo könnten ſie keine Ge⸗ 
meineſachen (res communes) als: Synagogen, Begräbnißplätze, Badehäu⸗ 
fer ıc. „haben 2), Die geduldeten Religionsgeſellſchaften können aber als 
ſolche dergleichen Gebäude erwerben, welche Fähigkeit die bloß erlaubten 
Privatgeſellſchaften als ſolche nicht haben 2). In Anſehung der res com- 
munes, welche eine geduldete Religionsgeſellſchaft haben kann, würden auch 
die allergrößten Verwickelungen und Ungewißheiten entſtehen, wenn dieſelbe 
keine juriſtiſche Perſon wäre. Es müßte dann von der Synagoge ꝛc. der 
Beſitztitel auf den Namen der einzelnen Glieder berichtigt werden. Die 
Mitglieder einer ſolchen kirchlichen Gemeinde verändern ſich aber fortwäh- 
rend, ſo daß nach einiger Zeit von den eingetragenen condominis keiner 
mehr exiſtirt. Es müßte daher, um die Sache in Ordnung zu erhalten, bei 
jedem Todesfall der Beſitztitel auf die Erben, und bei jedem Abzuge eines 
bisherigen, ſo wie bei jedem Anzuge eines neuen Mitgliedes ein Verkauf 
und reſp. Kauf- Kontrakt aufgenommen werden, und eine neue Berichtigung 
des Beſitztitels ſtattfinden, welches bei einer großen Gemeinde, wie in Ber: 
lin oder Breslau, unausführbar fein würde. Es müßte ferner der intellek⸗ 
tuelle Antheil eines jeden an dieſen Sachen ein privates Eigenthum deſſel⸗ 
ben fein, fo daß derſelbe bei den Nachlaßtheilungen mit zur Vertheilung ge- 
zogen, und auch auf Andringen der Gläubiger im Wege der Exekution ver⸗ 


— L 


1) Dies geſchieht in einer großen Anzahl von R., z. B. in denen v. 11. Juli 1812, 
1. Sept. 1818, 11. Marz 1822, beweiſt aber gar nichts, da eine Bezeichnung un: 
möglich von irgend einem Gewichte ſein kann, wenn der Bezeichnende ausdrück⸗ 
lich ſagt, was er damit meine. Im vorliegenden Falle ſagen nun dieſe betref⸗ 
fende Behörden ausdruͤcklich, die jüdiſche Religionsgeſellſchaft ſei keine Ge: 

meinde, und es erhellt demgemaͤß, daß unter „Gemeinde“ die „Religionsgeſellſchaft“ 
verſtanden fein ſoll. 

2) Vergl. I. 1. §. 1: quod cujuscunque universitatis. 


) L. R. M. 11. . 23. 24. und Tit. 6. 9. 13. Siehe hierüber unten sub DD. 
und sub III. Die Behauptung iſt falſch und daher auch der daraus gezogene 
Schluß. Die geduldeten Religionsgeſellſchaften dürfen als ſolche Grundeigen⸗ 
thum nicht anders als auf ausdrückliche Erlaubniß erwerben; durch letztere wird 
derſelb en eben erſt dies Recht beigelegt, ihr alſo eine Eigenſchaft der Korporation 
verliehen. Daß hieraus nun nicht zu folgern, die Religionsgeſellſchaft ſei eine 
Korporation, iſt klar. Weil ihr aber eben dieſe eine Eigenſchaft der Korporation 
verliehen, fo ergiebt ſich von ſelbſt, daß Kraft derſelben der Beſitztitel der Syna⸗ 
goge nicht auf die einzelnen Gemeinde⸗Mitglieder, ſondern auf die Religionsge⸗ 
fellſchaft berichtiget werden muß, wie dies denn auch das unten im dritten Kapi⸗ 
tel gegebene R. v. 31. Dec. 1840 anerkennt. | 
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kauft werden müßte. Wenn dieſes letztere geſchehen wäre, ſo müßte ein 
ſolches Mitglied ferner kein Recht haben, an dem Gebrauche der Sache 
Theil zu nehmen. Dieſes alles iſt mit der Natur einer geduldeten Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft, welche auf ihre Exiſtenz ein Recht hat, unvereinbar, und 
kommt daher auch in der Wirklichkeit nicht vor. „ bg, "x 

c) Ließe man die jüdiſche Religionsgeſellſchaft für eine Gemeinde nicht 
gelten, ſo könnte dieſelbe als ſolche auch keine Prozeſſe führen, ſondern die 
einzelnen Juden müßten als Litiskonſorten auftreten 1). Die Gerichtshöfe 
ſehen aber die Juden gemeinde als Partei an 2). g tense Gr 

Da hiernach die Judenſchaften wirkliche Gemeinden, und als ſolche juriſti— 
ſche Perſonen ſind, ſo kann die Gemeinde von Dritten auch aus Verträgen, 
welche mit ihren Vorſtehern gültig geſchloſſen ſind, ſo weit dieſelben ver⸗ 
möge ihres Amts oder in Folge eines gültigen Gemeinde⸗Beſchluſſes ſolche 
zu fchließen berechtigt find, in Anſpruch genommen werden. 

(a. a. O. S. 208.) | ebe 

3) Gerichtsſtand der jüdiſchen Religionsgefellfhaft: |: 
Den jüͤdiſchen Religionsgeſellſchaften ſteht, da fie nicht als juriſtiſche Per⸗ 
ſonen anzuſehen ſind, ein eximirter Gerichtsſtand in ihren Rechtsangelegen⸗ 
heiten nicht zu. Der $. 103. Tit. 2. Thl. 1. der G. O. nennt lediglich einige 
juriſtiſche Perſonen, die ausnahmsweiſe dieſen Gerichtsſtand haben, unter 
welchen ſich daher die Judengemeinden nicht befinden, und der dazu gehörige 
Anhangs $. 30. bemerkt dazu, daß diejenigen moraliſchen Perſonen, welche 
unter mittel⸗ oder unmittelbarer Verwaltung der Reg. ſtehen, deshalb auf 
einen eximirten Gerichtsſtand keinen Anſpruch machen können. Man hat 
es daher mit Recht ſelbſt für zweifelhaft erachtet, ob chriſtlichen Kirchenge⸗ 
meinden der eximirte Gerichtsſtand auch hinſichts e Aert 
perſönlichen Klagen?) zuſtehe, und wenngleich ſich die gemeine Meinung 
für die Affirmative entfcheidet*), fo geſchieht dies doch nur auf Grund der 
von den ausdrücklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften ſprechen⸗ 
den 88. 17. 18. 20. 36. 174. 949. 950. Tit. 11. Thl. II. des L. R. 

Daß dies auf Judengemeinden keine Anwendung finde, ergiebt auch das Fol⸗ 
gende. Eine Ausnahme machtſnämlich das Geſetz in Betreff der Judengemein⸗ 
den in den Mediatſtädten, von welchen daſſelbe gelten ſoll wie von Dorf⸗ 
gemeinden. Es beſtimmen hierüber: | > 

Der F. 105. Thl. I. Tit. 2. der G. O. il dic 

„Dorfgemeinen muͤſſen, wo nicht Provinzialgeſetze ein Anderes beſtimmen, bei ihren 
Patrimonialgerichten belangt werden. Iſt jedoch die Gutsherrſchaft Klaͤger, ſo kann 
die Gemeine, oder auch nur die in Anſpruch genommene einzelne Klaſſe derſelben die Ein⸗ 
laſſung vor dem Gerichtshalter ablehnen, und alsdann muß das Obergericht der Provinz 
ſich der Inſtruktion und Entſcheidung der Sache ſchon in erſter Inſtanz unterziehen.“ 

(A. L. R. II. 17. 88. 41. 42. 43.) ids zn 

Hierzu bemerkt der §. 31. des Anh.: d? 


) G. O. 1. 1. 88. 33 egg, Tit. 7.88: 29. 30. Wan 

) Vergl. das Erkenntniß des O. L. Ger. zu Marienwerder v. J. 1831 ad III. D. 
BB. Dies Erkenntniß, welches das Gen. Juden-Regl. von 1750 zu Grunde 
legt, iſt deshalb für die konkrete Frage ohne alle Relevanz, da die Juden nach 
dieſem Regl. ganz unzweifelhaft eine Gemeinde gebildet haben, die aber eben 
durch das E. v. 11. März 1812 aufgehoben worden. ee ep 

2) Den Kirchen-Grundſtuͤcken und K. Beamten iſt er zugeſprochen. G. O. I. 2. 


* + 


) R. v. 5. Juli 1841. (J. M. Bl. 1841. S. 222.) Grävell Kommentar I. 
©: 310. v. Daniels Handbuch I. S. 170. Vergl. dagegen Centralbl. 1838. 
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„Die hier gegebenen Vorſchriften finden auch auf die Judengemeinen in den Mediat⸗ 
ſtädten Anwendung.“ !) 


CC. Oberaufſicht des Staates. 

1) Die 6. 32. 33. Tit. 11. Thl. II. des L. R. beſtimmen: 

$. 32. Die Privat: und öffentliche Religionsuͤbung einer jeden Kirchengeſellſchaft iſt 
der Oberaufſicht des Staats unterworfen. o 
8,33. Der Staat iſt berechtigt, von demjenigen, was in den Verſammlungen der 


Kirchengeſellſchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 
2) Ausgeübt wird dieſe Oberauſſicht des Staates durch folgende Be⸗ 


hoͤrden: 


a) Durch die Regierungen. | 
Nach der Geſchäfts⸗Inſtr. für die Regierungen v. 23. Okt. 18172) ge⸗ 
hörte vor die erſte Abtheilung der Regierungen auch das Judenweſen?). 
Dieſe hatte nämlich früher auch nach §. 18. eine Abtheilung für die 
Kirchenverwaltung und das Schulweſen, welche jedoch durch die K. O. 
v. 31. Dec. 18254), betr. einige Abänderungen in der bisherigen Organi⸗ 
ſation der Prov.-Verwaltungs⸗Behörden s), zu einer beſonderen Abtheilung 
erhoben worden. 

In Betreff des Verhäͤltniſſes der Kirchen⸗ und Schulkommiſſion bemerkt 
der §. 18. der Inſtr. v. 23. Okt. 1817. 

J. 18. Der Kirchen: und Schulkommiſſion gebührt die Verwaltung aller geiſtlichen 
und Schul⸗Angelegenheiten, welche nicht dem Konſiſtorium in der demſelben heute er⸗ 
theilten Inſtruktion ausdruͤcklich übertragen worden. Unter dieſer Einſchraͤnkung ge⸗ 
buͤhrt ihr daher: 

a) die Beſetzung ſämmtlicher, dem landesherrlichen Patronatrechte unterworfene 
geiſtlichen und Schullehrerſtellen ꝛc.; | 


b) die Aufſicht über deren Amts: und moraliſche Führung; die Urlaubs⸗Ertheilung 


fuͤr ſelbig ; 

e) die Aufrechthaltung der äußern Kirchenzucht und Ordnung; , 

dh die Direktion und Aufſicht über ſämmtliche Kirchen, öffentliche und Privatſchulen 
und Erziehungsanſtalten, milde und fromme Stiftungen und Inſtitute; 

e) die Aufficht und Verwaltung des geſammten Elementarſchulweſens; 

f) die Aufſicht und Verwaltung ſämmtlicher äußern Kirchen⸗ und Schulangelegenhei⸗ 
ten, mithin auch die Regulirung des Stolweſens und Schulgeldes; 

g) die geſammte Verwaltung des Kirchen-, Schul: und Stiftungs-Vermoͤgens, 
im Fall ſelbige nicht verfaſſungsmäßig andern Behörden oder Gemeinden, Kor⸗ 
porationen und Privaten gebührt, und im letztern Fall die landesherrliche Oberaufſicht 
über die Vermoͤgensverwaltung. Ihr ſteht hiernach auch die Entwerfung, Pruͤfung und 
Beſtätigung der hierher gehörigen Etats, ſo wie die Abnahme und Decharge der Kirchen-, 
Schul: und Inſtitutsrechnungen zu. Sie hat ferner: 

h) die Dispenſation in den, in der Konſiſtorial-Inſtruktion ihr nachgelaſſenen Fällen, 


und 

i) die polizeiliche Oberaufſicht über alle übrige literariſche Inſtitute, Geſellſchaften und 
Unternehmungen, in ſoweit dieſe Aufſicht nicht ſchon andern Behörden übertragen iſt. 
Auch ſteht ihr ohne hoͤhere Genehmigung frei: 

1) Schulſocietäten einzurichten und zu vertheilen, wo die Ortſchaften es wuͤnſchen, 
oder Lokalumſtände es nöthig machen, fo wie 

D Parochien zuſammenzuziehen und zu vertheilen, wenn die Gemeinden und Patrone 
darin willigen, imgleichen, unter dieſer Bedingung, einzelne Dorfſchaften umzupfarren. 


1) Das R. v. 8. Juni 1805, aus welchem dieſer $. des Anh. entnommen iſt, bemerkt 
zur Rechtfertigung, daß dieſelbe ratio legis vorhanden und der §. 105 nicht bloß 
von Dorfgemeinen, ſondern auch von einzelnen Klaſſen derſelben ſpreche. 
(N. Archiv Bd. 4. S. 113. Rabe Bd. 8. S. 302.) 
2) G. S. 1817. S. 248. 
3) F. 2. Nr. 7. 
4) G. S. 1826. S. 5. 
6) ©. sub D. II. . 
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In allen dieſen Angelegenheiten kommt es, Behufs der Kompetenz 
der Kirchen- und Schulkommiſſion, auf die Verſchiedenheit der Religion 
und des Kultus nicht an. Ihr find in obiger Beziehung ſammtliche Geiſtliche und 
Schullehrer, die Superintendenten und mit ihnen in gleicher Kategorie ſtehende höhere 
Geiſtliche anderer Konfeſſionen nicht ausgenommen, untergeordnet, und die Kommiſſion 
kann wider fie noͤthigenfalls die geſetzlichen zwangs- und Strafverfuͤgungen erlaſſen und 
zur Ausfuͤhrung bringen. Wie es wegen ihrer Suspenſion und Entlaſſung vom Amte 
zu halten, iſt in der Konſiſtorialinſtruktion beſtimmt ꝛc. 

b) Durch die Provinzial⸗Konſiſtorien. 

Der Wirkungskreis der Provinzial⸗Konſiſtorien, die in zwei Abtheilun⸗ 
gen, als „Konſiſtorium“ und „Provinzial: Schul: Kollegium“, unter dem 
Präſidio des Oberpräſidenten ſtehen, iſt durch die Inſtr. v. 23. Okt. 1817 
feſtgeſtellt.!) Während dieſe in den AR, 1 und 9 das Verhältniß der Konſi⸗ 
ſtorien zu den Regierungen im Weſentlichen dahin ordnet, daß letztere die 
Verwaltung der äußern Angelegenheiten der Kirchen und Schulen haben, 
erſtere die rein geiſtlichen und wiſſenſchaftlichen, beſtimmt dieſelbe im §. 5. 

„Alle uͤbrige Religionsparteien“ (im Gegenſatze der evangeliſchen und römiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche) „ſind gleichfalls, in Anſehung des eigentlichen Kultus, derjenigen Aufſicht 
des Konſiſtoriums unterworfen, welche der Staatszweck erfordert und die Gewiſſens⸗ 
freiheit geſtattet.“ 

c) Die Rekursbehörde von den Regierungen und Konſiſtorien ſind das 
Min. des Inn. und das der geiſtl. Unterr. und Med. Angelegenheiten. 


Die V. v. 27. Okt. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberſten 
Staatsbehörden (G. S. 1810. S. 3) ſagt hierüber, daß zum Min. des Inn. 
Abtheilung der allgem. Polizei gehören: 

„7. Die Juden und Sektirer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren Kultus, 
ſondern blos auf ihre Verfaſſung, auf das Kantonweſen und ihren politi— 
ſchen Zuſt and.“ 

Ferner: Zur Abtheilung für den Kultus und öffentl. Unterricht (dem jetzi⸗ 
gen Min. d. G. U. u. M. A.) gehören: 

+ Die Aufſicht auf die Juden in Abſicht ihres Gottesdienſtes.“ 

erner: 

„Unſere Genehmigung muß der Chef der Abtheilung des Kultus und 
„öffentl. Unterr. namentlich einholen: 

„4. zu jeder Beſtimmung wegen der Toleranz.“ 

3. Ueber den Umfang dieſer Oberaufſicht des Staates ſprechen ſich fol— 
gende Reſkripte aus: 

a) Die R. des Min. d. Inn. v. 24. Juni 1823, 30. Nov. 1826, 23. 
Okt. 1829, 3. Nov. 1820, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, welche oben 
bei Abſchnitt IX. zu vergleichen ſind. 

b) Das R. v. 12. Juni 1828, die Anſtellung von Religions- und 
Schullehrern betr., vergl. ebendaſelbſt. 


e) Das R. der Min. d. G. U. u. M. A. u. des Inn. 2) ſpricht den Grund» 
ſatz aus, daß ſtets der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß Judengemeinden nicht 
zu den vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften, 
welche als ſolche die Rechte privilegirter Korporationen genießen (A. L. R. 
Th. 2. Tit. 11.8. 17.), zu zählen, ſondern blos als geduldete Gefellfchaf: 
ten anzuſehen ſind (ebend. $. 20.) Von dieſem Geſichtspunkte aus gehend, 
ſeien die Verhältniſſe der jüdiſchen Religionsgeſellſchaften überall nicht nach 


1) G. S. 1817. S. 245. 
2) Daffelbe ift im Thl. II. zu vergleichen. 
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der für chriſtliche Kirchen und für die bei denſelben angeſtellten Geiſtlichen 
gegebenen Geſetzvorſchriften zu beurtheilen. 

d) In Betreff der Beaufſichtigung des jüdiſchen Kultusweſens disponirt 
ferner das R. des Min. der G., U. u. M. Ang. an das Oberpräſidium der 
Rheinprovinz v. 18. Sept. 1838. 


Die von der juͤdiſchen Gemeinde zu N. erwaͤhlten Vorſteher haben ſich an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abſchriftlich hier beifolgenden Geſuche um Beſtaͤtigung des fuͤr 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet. Das Min. iſt mit dem bereits von 
Ew. Hochw. den Supplikanten ertheilten Beſcheide darin einverſtanden, daß bis dahin, 
wo die kuͤnftig bevorſtehende allgemeine geſetzliche V. uͤber das kirchliche Verhältniß der 
Juden erfolgen wird, auf die Beſtaͤtigung von dergleichen neuen Statutentwuͤrfen nach 
dem Antrage einzelner juͤdiſcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht eingegangen 
werden kann. In Gemäßheit der A. diesfälligen Beſtimmungen iſt vielmehr bis zu 
dem vorbemerkten Zeitpunkte das juͤdiſche Kultusweſen an und fuͤr ſich lediglich in ſeiner 
beſtehenden Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwaige Ordnungsſtörungen, zufolge 
der nach $. 18 der Reg. Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuſtehenden Aufſicht über den 
Kultus aller Religionsparteien, die erforderliche Remedur zu treffen. Ein unentbehr— 
liches Mittel zur Abwendung ſolcher Ordnungsſtörungen iſt aber, beſonders bei jeder 
einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beſtellung eines mit den angemeſſenen Direk⸗ 
tions⸗ und Verwaltungsbefugniſſen verſehenen Gemeindevorſtandes, mit welchem die 
juͤdiſchen Gemeinden auch in den ältern Provinzen der Regel nach verſehen ſind, auch 
in deſſen zeitherigem Mangel ein hauptſaͤchlicher Grund der bisher bei der juͤdiſchen 
Gemeinde zu N. obgewalteten Unordnungen und Zwiſtigkeiten gelegen zu haben ſcheint. 
Eben ſo wenig daher, als dem Min. ein richtiger Zuſammenhang deſſen erſichtlich iſt, 
was der den Supplikanten ertheilte Beſcheid der K. Reg. zu N. von einem erſt jetzt 
geſchehenen Zuſammentritt der, anſcheinend vielmehr ſchon ſeit langer Zeit exiſtirenden 
jüdiſchen Gemeinde in N. erwähnt, kann das Min. auch die in jenem Beſcheide reſolvirte 
Zurückweiſung der von der Gemeinde geſchehenen Beſtellung eines Vorſtandes für rich— 
tig erachten, zumal die Reg. ſelbſt kein Bedenken gefunden hat, gerade in dem erheb— 
lichſten Punkte der Verhandlung mit den Behörden und der Vertretung der Gemeinde 
in ihren äußern Rechtsangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf das naͤmliche hin— 
ausgehende Zulaſſung eben jener Vorſteher als Bevollmaͤchtigte der Gemeinde nachzu⸗ 
geben. Es unterliegt vielmehr keinem erſichtlichen Anſtande, die Wahl jener Vorſteher 
dergeſtalt zu genehmigen, daß denſelben auch die Verwaltung der innern Angelegenhei— 
ten der Gemeinde, insbeſondere die Sorge für eine gehörige Ordnung bei den gottes 
dienſtlichen Zuſammenkuͤnften, unter ihrer naͤchſten diesfälligen Verantwortlichkeit ob: 
liegt. Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung des Nſchen Legats für 
das Schulweſen der juͤdiſchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu N. dem Miniſterio 
unter dem 19. Sept. v. J. einen beſondern Bericht erſtattet hat, zunaͤchſt verbleiben 
koͤnnen, und nur die ordnungsmaͤßige Aufſicht über die richtige Adminiſtration jenes 
Legats und die ſtiftungsmaͤßige Verwendung ſeiner Einkuͤnfte ebenfalls fortzuſetzen ſein. 
Ew. Hochw. ſtellt das Min. anheim, hiernach die K. Reg. zu N. unter Ruͤckfertigung 
der hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdiſchen Gemeindevorſteher v. 8. Aug. v. J. 
mit der entſprechenden Anweiſung zu verſehen, und die Gemeindevorſteher auf die danach 
von Ihnen zu erwartenden Verf. vorläufig zu verweiſen. (Annal. Bd. 22. S. 645.) 


e) R. der Min. d. G. U. u. M. A. (Eichhorn) und des Inn. v. 25. Juni 
1842 deſſelben Inhalts. 


Der K. Regierung theilen wir beigehend eine Vorſtellung des juͤdiſchen Kaufmanns 
N. zu N. v. 30. April d. J., in welcher derſelbe ſich daruͤber beſchwert, daß die früher 
dort anſäſſig geweſenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiſtige Genoſſenſchaft und die 
Theilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittsgeld von 150 
Rthlr. geſtatten wollen, und ihm fuͤr das Aufgebot zu ſeiner Trauung die Summe von 
10 Kthlr. abfordern, zur Berichtserſtattung mit. 


Wir bemerken dabei, daß, wenn gleich von Staatswegen bis jetzt eine Einmiſchung in 
die Kultusangelegenheiten der Juden nicht ſtattfindet, doch auch nicht zugegeben werden 
kann, daß die Aufnahme eines Juden in eine juͤdiſche Synagogengemeinde zu Gelder— 
preſſungen benutzt werde, wie es in dem vorliegenden Falle zu geſchehen ſcheint. Die 
K. Reg. hat daher die juͤdiſche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, welches Gm: 
trittsgeld bisher obſervanzmaͤßig oder einem bereits beſtehenden Gemeinde-Beſchluſſe 
gemaͤß gezahlt worden ift, oder, wenn ein ſolches bisher nicht feſtgeſetzt geweſen, derſel⸗ 
ben aufzugeben, durch einen zu faſſenden Beſchluß ein Eintrittsgeld zu hoͤherer Geneh⸗ 
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migung vorzuſchlagen, wonächſt die K. Reg. daſſelbe mit Ruͤckſicht auf das der juͤdiſchen 
Gemeinde gehörende, für den Kultus benutzte Grund- und Kapitalvermögen zu prüfen 
und darüber unter gutachtlicher Xeußerung hierher zu berichten hat. 

Uebrigens wird die Judengemeinde, auch wenn der ꝛc. N. nicht in die religioͤſe Ge⸗ 
meinde eintreten ſollte, polizeilich anzuhalten ſein, den Leichen ſeiner EK Grab: 
ftätten anzuweiſen, und im Falle er oder jemand aus feiner Familie zu heirathen beab- 
ſichtigt, das Aufgebot gegen Entrichtung angemeſſener, nöthigenfalls von ber K. Reg. 
feſtzuſtellenden Gebühren zu vollziehen. (V. M. Bl. 1842. S. 259.) 


DD. Freiheit in Ausübung des Gottesdienſtes. 
1) Das A. L. R. ſtellt Thl. II. Tit. 11. 88. 22— 25 als Grundſatz auf: 

F. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaft iſt die freie Ausuͤbung ihres Privatgottes⸗ 
dienſtes verſtattet. 

A 23. Zu dieſer gehört die Anſtellung gottesdienſtlicher Zuſammenkuͤnfte in gewiſſen 
dazu beſtimmten Gebäuden, und die Ausuͤbung der ihren Religionsgrundſaͤtzen gemäßen 
Gebraͤuche, ſowohl in dieſen Zuſammenkuͤnften, als in den Privatwohnungen der Mit⸗ 
glieder. 

A, 24. Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann aber das Eigenthum ſolcher Ge⸗ 


baͤude ohne beſondere Erlaubniß des Staats nicht erwerben. 


9. 25 Ihr iſt nicht geſtattet, ſich der Glocken zu bedienen oder öffentliche Feierlich— 
keiten außerhalb der Mauern ihres Verſammlungshauſes anzuſtellen. 


2. In Anſehung der Erbauung von Synagogen ) und Bethäufern ins— 
beſondere beſtimmen: 

a) Wegen der Synagogen. 

aa) R. des K. Min. der G. ꝛc. Ang. (v. Altenſtein) v. 26. Sept. 1821 an 
die K. Reg. zu Potsdam. Berechtigung jüdiſcher Gemeinden zum Ankauf 
eines Gebäudes für ihre Synagoge. | bet | Bar 

Es iſt die Anſicht der K. Reg. in ihrem Berichte v. 27. v. M. nicht richtig, daß die 
Judengemeinde in Wriezen durch $. 11. des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 zum Ankauf eines 
Gebäudes für ihre Synagoge ohne Weiteres berechtigt geweſen iſt. Das Ed. hat in 
dem Verhaͤltniß der juͤdiſchen Kirchengeſellſchaft, als einer blos geduldeten nichts geän⸗ 
dert, und der A, 24. Tit. 11. Th. 2. des A. L. R. bleibt alfo nach wie vor auf dieſelbe 
anwendbar. Unter dieſen Umftänden hat auch das Min. zuvörderſt nachtraͤglich die 
A. Genchmigung fuͤr die in Wriezen errichtete Synagoge nachgeſucht, und wird dem— 
nächft die K. Reg. weiter beſchieden werden. (Ann. V. Nr. 59.) 


bb) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 5. Nov. 1822 an die K. Reg. 


zu Danzig, deſſelben Inhalts. 

Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 18. v. M. eröffnet, daß, 
zufolge Allerhoͤchſter Beſtimmungen, den mit ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten verſehenen 
Juden die Erbauung von Synagogen keinesweges unbedingt verſtattet werden kann, 
ſondern vielmehr in jedem vorkommenden Fall der bezeichneten Art zur Beſchlußnahme 
anher zu berichten iſt. (Ann. VI. S. 902.) 

cc) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 15. Juli 1825, an die K. 
Reg. zu Bromberg. Deſſelben Inhalts. 

7 Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 21. v. M. eröffnet, daß, da Sie einmal der 
Judenſchaft zu N. N. die Erlaubniß zur Akquiſition eines Bauplatzes Behufs der Er: 
richtung eines juͤdiſchen Bethauſes auf demſelben ertheilt hat, es nun ſein Bewenden 
dabei behalten kann, vorausgeſetzt, daß die genannte Judenſchaft, was ihr allerdings 
noch nachtraͤglich zur Pflicht gemacht werden muß, ein nach billigem Verhäͤltniſſe zu 
regulirendes Contingent an Rekrutengeld übernimmt. 

„Zur Berichtigung der von der K. Reg. entwickelten Anſicht, von der Sache, wird 
uͤbrigens noch Folgendes bemerkt. 

Es iſt der bei Gelegenheit von Sr. K. Majeſtaͤt ausdrücklich erklärte Wille, daß neue 
Judenſynagogen da, wo dergleichen ſeither noch nicht beſtanden, nur mit A. Genehmi⸗ 
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gung errichtet werden ſollen. Da die Verſtattung von Synagogen zu den Beſtimmun— 
gen wegen der Toleranz gehört, ſo bringt auch ſchon die V. v. 27. Okt. 1810 uͤber die 
Verfaſſung aller oberſten Staatsbehörden es mit ſich, daß in Faͤllen der betreffenden 
Art A. Genehmigung eingeholt werde. 

Hiernach hat ſich die K. Reg. in Zukunft zu achten, und Ihre Antraͤge jedesmal ge⸗ 
meinſchaftlich an die Min. der G. ꝛc. Ang. und des Inn. zu richten. 

(Ann. IX. S. 656.) | 

dd) C. R. der K. Min. ber G. U. und Med. Ang., fo wie des Inn. 
(v. Altenſtein v. Schuckmann) v. 1. Juli 1830 an ſaͤmmtliche K. Reg. aus⸗ 
ſchließlich der Rheiniſchen. Deſſelben Inhalts. 

Es iſt ſeit Kurzem wiederholt der Fall vorgekommen, daß die nach $. 24. Tit. XI. 
Thl. II. des A. L. R. erforderliche landesherrliche Erlaubniß zur Anlage oder Erwei⸗ 
terung von Synagogen erſt nach erfolgtem Ankaufe der dazu beſtimmten Grundſtuͤcke 
eingeholt worden iſt. Die K. Reg. wird daher hieducch aufgefordert, durch die Ortes 
Polizeibehörden dahin zu ſehen, daß, bei Vermeidung ernſtlicher Ahndung, dergleichen 
Ankaͤufe niemals vor eingegangener Erlaubniß unternommen werden. 

Ann. XIV. Nr. 31.) 

b) Wegen der Bethäufer. | 
aa) R. der K. Min. der G., U. und M. Ang., fo wie des Inn. (v. 
Alte nſtein. v. Schuckmann) v. 16. Jan. 1830, an die K. Reg. zu Minden. 
Nichterrichtung von Synagogen, ſtatt Bethaͤuſer, in kleinen jüdiſchen 
Gemeinden. | 

Des K. Maj. haben, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 22. Dec. v. J., die Aus⸗ 
wirkung der A. Genehmigung zur Erbauung einer Synagoge in N. betr., zum Beſcheide 
gereicht, Sich bei mehreren Veranlaſſungen auf das Beſtimmteſte dahin auszuſprechen 
geruht, daß ſolchen kleinen juͤdiſchen Gemeinden die Errichtung eigentlicher Synagogen 
ſtatt der zeither benutzten Betſtuben nicht zu geſtatten ſei. Die unterzeichneten Min. 
muͤſſen daher Bedenken finden, für das Geſuch der Judenſchaft zu N. allerhoͤchſten Orts 
einen Antrag zu machen. (Ann. XIV. S. 88.) 

bb) R. der K. Min. der G. U. und M. Ang. und des Inn. und d. Pol. 
(v. Altenſtein v. Rochow) v. 6. April 1838 an die K. Reg. zu Marienwer⸗ 
der. Deſſelben Inhalts. 

In Folge des Berichts der K. Reg. v. 18. Mai 1836, die von der juͤdiſchen Gemeinde 
zu N. nachgeſuchte Erlaubniß zur Anlegung eines Bethauſes und Autoriſation zum Gr 
werbe des von ihr hierzu und zur Wohnung für ihren Kantor beſtimmten Grundſtuͤckes 
betr., iſt von dem unterzeichneten und dem Min. des Inn. und der Pol. die Allerh. Ges 
nehmigung jener Anlage und Grundſtuͤcks⸗Akquiſition bei des K. Maj. in Antrag geſtellt 
worden. Seine K. Maj. haben jedoch auf dieſen und einen ähnlichen, für eine andere 
juͤdiſche Gemeinde erſtatteten Immediat⸗Antrag, zu reſolviren geruhet, daß es der Regel 
nach bei der an jedem Orte ſeither beſtandenen Einrichtung in Betreff des juͤdiſchen Kul⸗ 
tusweſens fein Verbleiben behalten, und die Genehmigung zu neuen Anlagen für das: 
ſelbe nur in den Ausnahme⸗Fallen eines beſtimmt nachzuweiſenden, dergeſtalt dringen⸗ 
den Beduͤrfniſſes ertheilt werden ſoll, bei deſſen Nichtberuͤckſichtigung die betr. juͤdiſche 
Gemeinde in die Lage kommen wuͤrde, überhaupt kein Lokal für ihren Gottesdienſt fins 
den zu koͤnnen. Ob, dies bei der jüdifchen Gemeinde zu N. der Fall ſei, fol nach Sr. 
K. Maj. Allerh. Befehle noch einer näheren Prüfung unterworfen werden, welcher ſich 
die K. Reg. dahin zu unterziehen hat, daß namentlich in beſtimmten Nachweiſungen zu 
ermitteln iſt, welcher Lokal⸗Veranſtaltung, nach dem nothwendigen Erforderniſſe berech⸗ 
net, es für den Gottesdienſt der juͤdiſchen Gemeinden bedarf, welcher Lokale fie ſich zu 
demſelben bisher bedient hat, ob und aus welchem Grunde dieſelben fuͤr die Zukunft dem 
nothwendigen Beduͤrfniſſe nicht mehr genuͤgen, und ob und aus welchem Grunde, ſtatt 
einer etwa miethweiſen oder ſonſt in der bisherigen Art zu verſuchenden Ausmittelung 
eines geeigneteren Lokals, die Erwerbung eines eigenen Grundſtücks und Einrichtung 
deſſelben zu einem beſonderen Bethauſe ein wirkliches Erforderniß für die Kultus⸗Aus⸗ 
uͤbung der juͤdiſchen Gemeinde ſei. 

Ueber die diesfälligen Reſultate hat die K. Reg. demnächſt ihren anderweiten gutacht⸗ 
lichen Bericht Behufs der weiteren geeigneten Veranlaſſung zu erſtatten. 

(Ann. Bd. 22. S. 646.) f 

3) Verbot des jüdiſchen Privatgottesdienſtes. 

a) Im Gegenſatze zu der Religionsgeſellſchaft, die vorhanden iſt, 
wenn ſich mehrere Einwohner des Staats, unter deſſen Genehmigung, zu 
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Religionsübungen verbinden und aus welchen eine Kirchengeſellſchaft 


wird, wenn ſie ſich zur öffentlichen Feier des Gottesdienſtes verbunden ha⸗ 


ben !), ſpricht das L. R. in den 88. 7—9 Tit. 11. Thl. II. des L. R. von 
dem häuslichen Gottesdienſte: | 


$.7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen. 


§. 8. Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religionspartei zugethan find, zur 
Beiwohnung deſſelben wider ihren Willen nicht anhalten. ` 

§. 9. Heimliche Zuſammenkuͤnfte, welche der Ordnung und Sicherheit des Staats 
gefährlich werden könnten, ſollen, auch unter dem Vorwande des häuslichen Gottesdien⸗ 
ſtes nicht geduldet werden. 

b) Es ſpricht ſich hierüber ferner das an die K. Reg. zu Marienwerder 
gerichtete R. des Min. des Inn. und d. Pol. (v. Rochow) v. 12. Mai 1840 
aus, Bezug nehmend auf K. O. v. 19. Mai 1817, 9. Dec. 1823 und 
6. Febr. 18242). | 

In Beſcheidung auf die Anfrage der K. Reg. in dem Berichte v. 9. v. M., die reli⸗ 
gidſen Zuſammenkuͤnfte von Juden in N. außerhalb des dortigen juͤdiſchen Bethauſes 
betr., bemerke ich, daß die noch fortdauernde Gültigkeit des General-Juden-Reglements 
(General⸗Privilegii) v. 17. April 1750 in N. allerdings nicht bezweifelt werden kann, 
und daher das im Art. XXX. a. a. O. enthaltene Verbot beſonderer Privat⸗Betſtunden 
im vorliegenden Falle um fo mehr zur Anwendung kommen muß, als auch ſpaͤtere lan: 
desherrliche Beſtimmungen, namentlich die Allerh. K. O. v. 19. Mai 1817, 9. Dec. 
1823 und 6. Febr. 1824, jede gottesdienſtliche Abſonderung der Juden, ſowie die Anle⸗ 
gung von Privat-Synagogen, ausdruͤcklich unterſagen. (V. M. Bl. 1840. S. 228.) 

4) In Anſehung der Ausführung der den jüdiſchen Religions: Geſellſchaf⸗ 
ten geſtatteten Haus⸗Kollekten beſtimmt das C. R. des K. Min. d. Inn. 


(v. Schuckmann) v. 3. Okt. 1829 an ſämmtliche K. Reg.: 

Es iſt zufällig in Erfahrung gebracht worden, daß unter den K. Reg. eine Verſchie⸗ 
denheit der Anſichten über die Art obwaltet, in welcher die zuweilen der Judenſchaft eis 
nes Orts geftatteten Haus-Kollekten zu veranſtalten ſeien, indem einige derſelben die 
Konkurrenz der Behörden, wie bei andern Haus⸗Kollekten, für noͤthig halten, andere 
aber die Bewilligung blos durch ihr Amtsblatt bekannt machen, und es nun den Beken⸗ 
nern des moſaiſchen Glaubens lediglich uͤberlaſſen, die Sammlung durch eines ihrer Mit⸗ 
glieder zu veranſtalten, und den Ertrag derjenigen Judenſchaft zu uͤberſenden, zu deren 
Vortheil die Kollekte veranſtaltet worden iſt. 

Da nach den allgemeinen Grundfägen die Judenſchaften nur als Privat-Geſellſchaften 
betrachtet werden, um deren Vermoͤgens-Verwaltung der Staat ſich nicht bekümmert, 


ſo muß das Min. des Inn. das letztgedachte Verfahren als das richtige anerkennen, und 


daher durch gegenwärtige Cirk. Verf. auch die K. Reg. veranlaſſen, in ſofern dieſelbe 
nicht zeither ſchon dieſem Grundſatze gefolgt iſt, ſolchen für die Zukunft zu beobachten. 
(Ann. XIII. S. 902.) I POH 
Anerkennung und Berückſichtigung des Glaubens und 
der Religionsgebräuche der Juden Seitens des Staates. 
AA. Verbot der Sektirungen. 
1) Vergl. das R. v. 12. Mai 1840 ad B. DD. 3. b. 
2) K. O. v. 9. Dec. 1823. | 
Veranlaßt durch die anliegende Vorſtellung eines Theils der hieſigen juͤdiſchen Ge: 
meinde, und in Beziehung auf meine Ordre v. 12. Dec. 1817, beſtimme ich hierdurch 
wiederholentlich, daß der Gottesdienſt der Juden nur in der hieſigen Synagoge und nur 
nach dem hergebrachten Ritus, ohne die geringſte Neuerung in der Sprache und in der 
Ceremonie, Gebete und Geſaͤnge, ganz nach dem alten Herkommen gehalten werden ſoll. 
Ich verpflichte Sie, ganz beſonders hierauf zu halten und durchaus keine Sekte unter 
der Judenſchaft in meinen Staaten zu dulden. 
Berlin, den 9. Dec. 1823. 
An den Staatsmin. des Inn. v. Schuckmann. 


(Heinemann Bd. 1. S. 202.) 


— — — 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


1) L. R. II. 11. 88. 10. 11. 
2) Vergl. sub C. AA. 
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3) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 25. Mai 1829 an die K. Reg. 
zu Minden. Verhütung von Neuerungen in den Religionsgebräuchen 
der Juden. 

Die K. Reg. wird hierdurch auf Sr. K. Maj. ausdruͤcklichen Befehl angewieſen, dar⸗ 
auf zu halten, daß die Juden Ihres Bezirks ſich keine von dem herkoͤmmlichen Ritus ab⸗ 
weichende Neuerungen in ihren Religionsgebraͤuchen erlauben, welche dahin führen koͤnn⸗ 
ten, unter ihnen neue religioͤſe Sekten zu bilden. Sofern nun das, nach dem Zeitungs⸗ 
berichte der K. Reg. für den Monat April c. in einigen iſraelitiſchen Gemeinden ſtatt— 
findende Konfirmiren der Kinder als eine ſolche Neuerung anzuſehen ſein moͤchte, indem 
dieſer Religionsgebrauch dem Judenthnume ſonſt nicht angehört: fo wird ſelbigem in Ges 
maͤßheit jenes Allerh. Befehls nicht weiter ſtatt zu geben ſein. (Ann. XIII. S. 294.) 

4) R. des Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenſtein) an die K. Reg. zu 


Arnsberg v. 25. Okt. 1836. 


H. 
Eingabe des Ober-Rabbiners A. Sutro u r an den Herrn Oberpräſidenten 
von Vincke. 

Nach Sr. K. Maj. ausdrücklichem Befehle ſollen, wie aus beifolgender Abſchrift !) 
hervorgeht, ſich die Juden keine von dem herkoͤmmlichen Ritus abweichende Neuerungen 
in ihren Religionsgebräuchen erlauben, auch ſei das Konſirmiren der Kinder als eine 
ſolche Neuerung anzuſehen, indem dieſer Religionsgebrauch den Juden ſonſt nicht ange⸗ 
hoͤrt, und ferner nicht zu geſtatten. 

Da nun das Konfirmiren iſraelitiſcher Kinder in allen Gemeinden der hisfigen Pro⸗ 
vinz ftattfindet, und in der Synagoge zu Soeſt fo viele von dem alten Ritus abwei⸗ 
chende Neuerungen eingeführt ſind, daß die daſige Gemeinde als eine neue Sekte zu be: 
trachten iſt, ſo bitte ich Ew. Excellenz, gewogentlichſt veranlaſſen zu wollen, daß in Ge⸗ 
maͤßheit jenes Allerh. Befehls erwähnte Neuerungen nicht ferner geſtattet fein mögen. 


Muͤnſter, den 17. Juli 1836. 
Der Ober-Rabbiner A. Sutro. 
b) Reſkript. 

Der K. Reg. gereicht auf den Bericht v. 25. Aug. d. J. hierdurch zum Beſcheide, daß 
ſoweit in den von dem Ober⸗Rabbiner Sutro zu Münfter gebrachten Thatſachen ſich 
wirkliche Abweichungen von der bisherigen Verfaſſung des jüdiſchen Kultus finden, es 
die Obliegenheit der K. Reg. allerdings iſt, die betheiligten Gemeinden zur diesfaͤlligen 
Wiederabſtellung anzuhalten, da auch den geduldeten Glaubensſekten keine willkührlichen 
Abänderungen derjenigen Formen ihres Kultus zuſtehn, auf deren befundene Statthaf⸗ 
tigkeit allein ihnen die Duldung im Staate gewaͤhrt worden iſt, und namentlich in Be⸗ 
treff der Juden Se. K. Maj. bereits bei mehreren Veranlaſſungen Ihre Allerh. Willens⸗ 
meinung dahin ausgeſprochen haben, daß denſelben die kuͤrzlich öfters verſuchten zu man⸗ 
cherlei Unordnung gereichenden und beſorglicher Weiſe zu neuen Sekten-Abſonderungen 
führenden Neuerungen in der Einrichtung ihres Kultus nicht geftattet werden ſollen. 
Dieſem gemäß hat die K. Reg. die weiteren in der Sache geeigneten Verf. zu treffen. 


Berlin, den 25. Okt. 1836. 
Min. der geiſtl. U. u. M. Ang. 
gez. Altenſtein. 
An die K. Reg. zu Arnsberg. 
(Heinemann Bd. 2. S. 189.) 
BB. Berückſichtigung der ſüdiſchen Religions gebräuche. 
1) Berückſichtigung des Sabbaths 2). 
3) Märkte find vom Sabbath auf den Montag zu verlegen, 
R. der K. Min. der G. ꝛc. Ang., des Handels und des Inn. (v. Alten- 
ſtein, Beuth, Köhler) v. 13. Juli 1822 an die K. Reg. zu Arnsberg. 
Die unterzeichneten Min. können die, nach dem Berichte der K. Reg. v. 12. v. M. 
ſtattgefundene Verlegung ſolcher Märkte auf den Sonntag, welcher auf den vorhergehen⸗ 


— —— — 
— 


1) Siehe Sub Nr. 3. u 
2) Wenn in einem Vertrage nur von juͤdiſchen Feiertagen die Rede iſt, fo iſt der Sab⸗ 
bath (Sonnabend) darin nicht mitbegriffen. 8 
(Entſcheid. des Stadtgerichts zu Berlin de public. 27. Juni 1834, des Ob. Ap⸗ 
pell. Sen. des Kammerger. und des Geh. Ob. Trib. v. 15. Jan., resp. 10. Juli 
1835. Centralbl. 1838. S. 176 ff.) 
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den Sabbath der Juden gefallen ſein wuͤrde, nicht billigen; erwarten vielmehr, daß in 
einem ſolchen Falle der Markt auf den nächſtfolgenden Montag verlegt werde, und hat 
die K. Reg. alſo darauf ſorgfältig zu achten, daß demgemäß auch von den Orts-Behör⸗ 
den verfahren wird. (Ann. V. S. 678.) | 

b) Am Sabbath find keine Gerichts-Termine anzuberaumen, bei 
welchen Juden intereſſiren 1). 

Es bemerken hierüber: | 

aa) Das R. v. 9. Mai 1823. Termine in Rechtsangelegenheiten der 
Juden dürfen nicht auf den Sabbath angeſetzt werden. 

Aus Veranlaſſung der abſchriftlich anliegenden Beſchwerde des Gutsbeſitzers Marcus 
L. zu A. v. 30. April c. erhält das K. O. L. G. die Anweiſung: mit Hinſicht auf die 
beſtimmten Vorſchriften der X. G. O. Thl. I. Tit. 8. 8, 5, welche den mit ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechten verſehenen Juden gleichmaͤßig zu Botten kommen, die angetragene Verf. 
an das Kreisgericht zu F., 

daß es die Termine in den Rechtsangelegenheiten des Supplikanten und ſeiner Ange⸗ 

hörigen nicht auf den Sabbath anſetze, 
zu ſtellen, auch ſich ſelbſt vorkommenden Falls darnach zu achten. 


(Juſt. Min. Akt. B. 2404. Gen. J. Nro. 7. Vol. J. Fol. 122. Erg. zur G. O. 


ed. II. S. 234.) | 

bb) In Anſehung des ſummarlſchen Proz. beſtimmt das R. v. 30. März 
1835 über die Zuläßigkeit der Terminsprorogation Seitens eines Juden, 
wenn der Termin auf einen Sabbath angeſetzt iſt. 

Fuͤr einen Juden iſt die Anberaumung eines Termines am Sabbath ein hinlänglicher 
Grund zur Prorogation, da ihm ſeine Religionsgrundſätze verbieten, rechtliche Geſchaͤfte 
am Sabbath vorzunehmen. 

Auf das Prorogationsgeſuch des Verklagten v. 4—10. Mai v. J. hatte daher ein an⸗ 
derweiter Termin anberaumt werden ſollen. Eine Hinderungsurſache, das Religions: 
verbot, war dargethan, und es läßt ſich hiergegen nicht einwenden, daß er einen Sach⸗ 
walter habe beſtellen können, weil in Bagatellſachen die Gebühren nicht erſtattet wer⸗ 
den, und doch auch bei Prozeſſen, bei welchen ein Jude konkurrirt, nach Recht und Bil⸗ 
ligkeit eine ſolche Einrichtung getroffen werden muß, daß er nicht genöthigt wird, ent⸗ 
weder wider ſeine Religionsgrundſaͤtze zu handeln, oder einen Sachwalter auf eigene 
Koſten zu beſtellen. 

Der Widerſpruch des Klaͤgers gegen die vom Verklagten nachgeſuchte Verlegung des 
Termins v. 10. Mai v. J. war mithin, nach $. 11 der V. v. 1. Juni 1833 (G. S. 
S. 40) nicht zu beachten. 

Demzufolge wird das (Tit.) veranlaßt, dem Gerichtsamte zu L. die Anweiſung zu er⸗ 
theilen, in Prozeſſen der Juden le die Termine nicht auf einen Sonnabend anzu: 
ſetzen, hiernach auch in Zukunft ſich ſelbſt zu achten. 

(Juſt. Min. Akt. L. R. Nr. 35. Vol. 5. Fol. 143. Erg. zur G. O. edit. II. 
S. 723.) R $ 

c. In offenen Städten dürfen die Juden Sabbathſchnüre ziehen. 

K O. v. 25. Nov. 1935, mitgetheilt durch R. des Min. d. Inn. u. d. 
Pol. v. 2. Dec. 1835. 

Des K. Maj. haben auf die Immediat⸗Vorſtellung der Vorſteher der Judenſchaften 
zu Deutſch Crone, Filehne und Schoͤnlanke v. 19. Aug. d. J. nach eingefordertem Ber 
richte des Min. d. Inn. u. d. Pol., mittelſt Allerh. K. O. v. 25. v. M. zu genehmigen 
geruht, daß die Judengemeinden in den offenen Städten, zur Darſtellung der nach ih⸗ 
rem Ritual⸗Geſetze am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen Mauer, die an den Stadt⸗ 
Ausgängen gelegenen Eckhäuſer mit Bewilligung ihrer Beſitzer, durch duͤnne Drähte 
oder Schnüre verbinden, ſofern dazu weder Stangen aufgeſtellt, noch andere ähnliche 
Vorkehrungen auf der Straße ſelbſt getroffen, und die Drähte oder Schnüre nicht auf 
eine auffallende Art, wohl aber hoch genug angebracht werden, um die Paſſage in fei: 
ner Weiſe zu behindern. 

Den Bittſtellern wird dies unter Zufertigung einer Abſchrift der gedachten Allerh. O., 
fo wie unter Zurſickſendung ſämmtlicher Anlagen Ihrer Eingabe, mit dem Bemerken 


bekannt gemacht, daß die K. Reg. hiernach werden angewieſen werden. 
(Heinemann II. S. 191.) 


+ 


1) ee a 2 ſpricht dies in einer Verf. v. 18. Sept. 1837 gleichfalls 
aus. (Heinemann! 


$ ©, 190.) 
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d) In Betreff der Berückſichtigung des Sabbaths beim Wechſelrecht 
vergl. Thl. II. am betr. Orte. e 

e) In Anſehung des Schreibens der Gymnaſialſchüler am Sab— 
bath verordnet, abweichend von den allgemeinen Grundſätzen, die V. des 
PTrovinzial⸗Schul⸗Kollegii zu Breslau v. 2. Jan. 1840 an die Direktoren der 
Gymnaſien in der Provinz Schleſien. 

Es iſt der Fall vorgekommen, daß für juͤdiſche, die chriſtlichen Gymnaſien beſuchenden 
Schüler Dispenſation vom Schreiben am Sonnabende verlangt worden. 

Wir finden jedoch keinen Grund, ſolchen Geſuchen zu willfahren, ſondern erachten die 
jüdiſchen Schuler für verpflichtet ſich auch in Betreff des Schreibens am Sonnabende 
der Schulordnung zu unterwerfen, da ſie zum Beſuch der chriſtlichen Gymnaſien nicht 
gendthigt find, und folglich keine Veranlaſſung haben, ſich über Gewiſſenszwang zu 
beſchweren, wenn in denſelben in dieſer Hinſicht auf ihre Religionsvorſchriften keine 
Rückſicht genommen wird. | | 

Hiernach ift in vorkommenden Fällen zu verfahren, und die desfallſige Verpflichtung 
künftig jedem juͤdiſchen Vater oder Vormunde vor der Aufnahme ſeines Sohnes oder 
Pflegebefohlenen bekannt zu machen *). 

Vreslau, den 2. Jan. 1840. | | 
Königliches Provinzial. SchulsKollegium: ` 

2) Berückſichtigung jüdiſcher Gefangener in den Gefangenen-An⸗ 
ſtalten in Betreff der Religions-Uebungen und Verpflegung. 

Die Verwaltung der Straf- und Beſſerungs-Anſtalten wird durch zwei 
Reglements geordnet, nämlich 

1) durch das urſprünglich für die Strafanſtalt zu Rawicz erlaſſene 
Regl. v. 4. Nov. 1835, welches demnächſt auch für die Strafanſtalten in 
den Reg. Bez. Potsdam, Frankfurt, Stettin, Königsberg, Gumbinnen, 
Marienwerder, Breslau, Liegnitz, Magdeburg, Merſeburg, Münſter, 
Minden, Poſen und Bromberg, ſo wie für die Strafanſtalt zu Werden 
im Reg. Bez. Düſſeldorf für gültig erklärt wurde und 

2) durch die für die Straf⸗Anſtalten der Rheinprovinz erlaſſene Hausordn. 
v. 23. Okt. 18272) 

Dieſe beſtimmen nun in vorgedachter Beziehung und zwar 

a) das R. v. 4. Nov. 1835. 

Anhang. Von dem Gotteödienft der Iſraeliten. 
F. 108. Den Sträflingen moſaiſchen Glaubens kann eine beſondere Feier des Sab— 


e. A — ß— ͥ.ů— — 


1) Dieſe Beſtimmung einer Provinzial-Behörde widerſpricht nicht nur den Prinzipien, 
welche von den höheren Behoͤrden aufgeſtellt worden und einer geſunden Politik, da es im 
nächſten Intereſſe des Staates, dem Juden eine gelehrte Bildung zu erleichtern: fon: 
dern enthält auch einen den Geſetzen geradezu zuwiderlaufenden Gewiſſenszwang. Wenn 
jene Verf., um dies zu widerlegen, bemerkt, daß die Juden ja nicht genöthiget würden, 
die Gymnaſien zu beſuchen: ſo klingt dies mehr ſpöttiſch, als logiſch. Die Juden ſind 
allerdings genöthiget, die Gymnaſien zu beſuchen, falls man nur nicht unter 
Nöthigung, wie das Prov. Schul⸗Kollegium zu thun ſcheint, an eine phyſiſche Gewalt denkt, 
ſondern daran, daß fie die ihnen als Staatsbürger unzweifelhaft zuſtehende Berechti⸗ 
gung, ſich durch öffentliche Staats-Bildungs-⸗Anſtalten fuͤr die hoͤheren wiſſenſchaftlichen 
Studien vorzubereiten, nicht anders ausüben können, als auf den Gymnaſien. Diefe Be: 
rechtigung wird ihnen durch eine Prov. Behörde faktiſch genommen, wennletztere dieſelbe 
durch eine Verletzung von Religions⸗Vorſchriften bedingt. Es erſcheint nicht im Intereſſe 
des Staates, wenn eine Schul-Behörde, der die Oberaufſicht auf die intellektuelle und 
fittliche Ausbildung der Schüler anvertraut iſt, einer großen Zahl von Schülern vor: 
ſchreibt: Bildet Euch intellektuell auf Koſten der Sittlichkeit aus; lernt nur, 
wenn Ihr auch Eure Religions-Vorſchriften verletzt. 

Kommt hinzu, daß es dem Staate ſehr gleichgültig ſein kann, ob die Juͤdiſchen Kna⸗ 
ben am Sonnabend in den Gymnaſien ſchreiben oder nicht ſchreiben und deshalb etwas 
weniger lernen: ſo läßt ſich mit Gewißheit annehmen, daß dieſe Verf. vorkommenden 
Falles von der hoͤheren und hoͤchſten Behoͤrde nicht aufrecht erhalten werden wird. 

2) Vergl. un ſer Polizei⸗Weſen des Preuß. Staats Bd. 1. S. 124 fig: 
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baths, als mit der Ordnung der Anſtalt unvereinbar, eben ſo wenig geſtattet werden, 
wie eine beſondere Einrichtung fuͤr die Zubereitung ihrer Nahrungsmittel nach ihren Re⸗ 
ligionsgebräuchen; doch foll denſelben erlaubt fein, ſich am Freitag Abends eine Stunde 
vor dem Einſchluß in einem beſondern Zimmer zur gottesdienſtlichen Andacht zu verſam⸗ 
meln ). Eben ſo ſoll bei der Zubereitung der Speiſen für die Juden der Speck ausge⸗ 
ſchloſſen bleiben. | 

$. 109. Auch kann ihnen nicht geftattet werden, von den Verſammlungen ber übrigen 
Sträflinge zum Gottesdienſt ſich auszuſchließen ). 

§. 110. Nur an den juͤdiſchen vier hohen Feſttagen der Oſterzeit ſollen die Israeli⸗ 
ten mit der Arbeit verſchont, und es ſoll ihnen die Haltung einer beſondern Andacht in 
einem beſonderen Lokal geſtattet werden. 

Auch ſoll bei den uͤbrigen Feſttagen ihnen am Abend vorher, eine Stunde vor dem 
Einſchluß, ebenfalls wie am Sabbath, die Verſammlung zur gottesdienſtlichen Andacht 
nachgelaſſen werden. 

8. 111. Es wird ferner dem Direktor die Befugniß beigelegt, in den Oſtertagen die 
Zuwendung der nach den beſonderen Religionsgebräuchen der Juden zubereiteten Speiſen, 
wenn ſie von den außerhalb der Anſtalt wohnenden Glaubensgenoſſen dargeboten wird, 
unter den noͤthigen Vorſichtsmaßregeln, fo wie unter unbedingter Ausſchließung berau— 
ſchender Getraͤnke zu geſtatten ). 


b) Die Hausordnung v. 13. Okt. 1827 im $. 121. 

Den Gefangenen des jüdiſchen Glaubens ſoll geſtattet werden, ſich an 
den chriſtlichen Sonn- und Feſttagen in einem beſonderen Zimmer zu ver⸗ 
ſammeln, um die vorgeſchriebenen Abſchnitte ihrer Geſetz- und Pſalmbücher 
zu leſen, zu welchem Ende auch hiervon die erforderliche Anzahl in der Ans 
ftalt immer vorhanden fein muß 7). 


c) In Betreff der Verpflegung in den gerichtlichen Gefangenanſtalten 
bemerkt die Verf. des Kammergerichts v. 29. Dec. 1837 (v. Bülow), auf 
ein R. des Juſt. Min. v. 7. Juli 1837 Bezug nehmend: 

Auf die von Ihnen unterm 8. Dec. d. J. bei des Herrn Juſtizminiſters Muͤhler 
Excellenz angebrachte und dem Kammergerichte zu Ihrer Beſcheidung mitgetheilte Be⸗ 
ſchwerde wird Ihnen eröffnet, daß nach dem Miniſterial⸗Reſkript v. 7. Juli 1837 die 
allgemeinen Beſtimmungen wegen Verpflegung juͤdiſcher Gefangenen noch zu erwarten 
ſtehen, und daß nach der vom K. Juſtizminiſterio unterm 14. Sept. 1832 genehmigten 
Inſtruktion für die Inſpektion des ftädtifchen Schuldgefangenhauſes am Alexanderplatz 
Nr. 4. den Gefangenen die Alimentengelder zur Beſorgung ihrer Verpflegung nicht 
gezahlt werden dürfen, uͤberdies aber die Gefangenkoſt in den Wochentagen“) 
nur aus Brod und Vegetablien beſteht, deren Zubereitung von jüdifchen 
Leuten es nicht bedarf, weshalb Ihrem Antrage, Ihnen die Alimentengelder 
zur eigenen Verpflegung zu zahlen, nicht ſtattgegeben werden kann. 

An den juͤdiſchen Handelsmann Herrn .... H. 

(Heinemann Bd. 2. S. 233.) 


1) Das Schreiben des Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann), v. 9. Sept. 1830, 
an das Kriegsmin bemerkte, daß juͤdiſchen Sträflingen da, wo ſchickliche Ge 
legenheit dazu vorhanden, geſtattet ſei, an der Religionsübung ihrer Glaubens: 
genoſſen Theil zu nehmen, oder ſich an chriſtlichen Sonn- und Feſttagen in einem 
befonderen Zimmer zu verſammeln, um die vorgeſchriebenen Abſchn. ihrer Geſetz⸗ 
und Pſalmbuͤcher zu leſen, daß fie dagegen von der Arbeit am Sonnabend nicht 

vn befreit fein ſollen. (Ann. XIV. S. 589. 
) Dieſe Beſtimmung iſt zuruͤckgenommen durch das R. des Min. d. Inn. u. d. 
Pol. (v. Rochow), v. 11. Mai 1841 an die K. Reg. zu Duͤſſeldorf. 

Auf den Bericht der K. Reg. v. 12. April d. J. wird hierdurch genehmigt, 
daß von der Beſtimmung des $. 109 des Regl. v. 4. Nov. 1835 abſtrahirt werden 
kann, und demzufolge die juͤdiſchen Straͤflinge in der Anſtalt zu Werden nicht 
weiter anzuhalten find, den Verſammlungen der übrigen Sträflinge zum Got- 
tesdienſte beizuwohnen. (V. M. B. 1841. S. 229.) 

3) v. Roͤnne und Simon Polizeiweſen a. a. O. S. 137. 

) a. a. O. S. 216. 

1) ueber den Sonntag geht die Verfügung ſtillſchweigend weg. Wenn man ſich einmal 
auf Gründe einläßt, fo müffen dieſe haltbar fein. Der Staat darf vielleicht 
ſagen: „Ich kann bei meinen generellen adminiſtrativen Verordnungen die ges 
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3) Berückſichtigung der jüdiſchen Religionsgebräuche bei den 
von Juden dem Staate zu leiſtenden promiſſoriſchen Eiden ). 

A. Im Allgemeinen disponirt über die promiſſoriſchen und Dienſteide 
der Juden das R. des Staatsminiſterii v. 2. Juli 1821. 


Die Regierung argumentirt in dem Bericht v. 23. Dec. v. J., worin Sie gegen die 
Art der von dem K. Miniſterio des Handels angeordneten Vereidigung des Bauinſpek⸗ 
tors S. remonſtrirt und die K. Genehmigung zur Feſtſtellung der Norm des Eides fuͤr 
erforderlich hält, nicht richtig, wenn Sie vorausſetzt, daß, weil in den Geſetzen nur von 
Eiden der Juden vor dem Richter etwas vorkomme, alle Eide der Juden auch nur vor 
dem Richter guͤltigerweiſe geleiſtet werden koͤnnten. 

Die K. Reg. überſieht dabei, daß in den von ihr gemeinten Geſetzen nur von aſſerto⸗ 
riſchen Eiden die Rede iſt, welche weſentlich und in ſofern von den promiſſoriſchen ver⸗ 
ſchieden ſind, daß auch ſelbſt der Bruch eines promiſſoriſchen Eides als ein verſchiedenes 
Verbrechen angeſehen und beſtraft wird. 

Von promiſſoriſchen Eiden überhaupt, fo wie von Dienſteiden und den Dienſteiden 
der Juden insbeſondere, iſt an keinem Orte vorgeſchrieben, daß ſie blos gerichtlich gelei⸗ 
ſtet werden ſollten, folglich kann es nicht unerlaubt oder ungültig ſein, wenn, wie bei 
dem Militair geſchieht, die Dienſtbehoͤrde den von einem Juden abzuleiſtenden Dienſteid 
abnimmt. Wie aber die Dienſtbehörde bei Abnahme eines ſolchen Eides zu verfahren 
habe, hat zunaͤchſt lediglich das vorgeſetzte Miniſterium zu beſtimmen, und die K. Reg. 
keinen Beruf, deſſen Anweiſung, wie in dem vorliegenden Falle, unbefolgt zu laſſen. 
Was die Foͤrmlichkeiten des Judeneides betrifft, ſo iſt gar keine Veranlaſſung, dabei 
beſonders aͤngſtlich zu ſein. 

Eine Verletzung der Dienſtpflichten wird nicht mit der Strafe des Meineids, ſondern 
mit der ſpeziellen, für dieſelbe angeordnete Strafe belegt, und wenn auch der Inkulpat 
fein Gewiſſen mit einer Mental-Reſervation zu beſchwichtigen geneigt ſein möchte, ſo 
wird doch kein Criminalrichter, um einer ſolchen trügeriſchen Caſuiſtik willen, die ordent⸗ 
liche Strafe ausſchließen wollen. Die Furcht vor Strafe aber iſt bei ſonſt gewiſſen⸗ 
loſen Beamten doch noch wirkſamer, als der geleiftete Dienſteid. | 

Inzwiſchen dürfte es am gerathenften fein, in den Fällen, die doch nur ausnahms⸗ 
weiſe eintreten moͤchten, daß Juden im Staatsdienſte angeſtellt werden, diejenige Form 
der Vereidigung anzuwenden, welche bei Vereidigung ber Mäkler bisher ſtattgefunden 
hat; und zwar deshalb, weil die kirchliche bindende Kraft dieſer Vereidigung keinem 
Bedenken unterliegt, und dieſe von der geſammten Judenſchaft, denen an gehöriger 
Vereidigung jüdiſcher Mäkler ſelbſt am meiſten gelegen ſein muß, anerkannt it. 

Die K. Reg. hat daher in dieſer Art die Vereidigung des Bauinſpektors S. zu ver⸗ 
anlaſſen. (Akt. des Juſtizmin. Gen. J. No. 24. Vol. I. fol. 54.) 

B. In Betreff einzelner promiſſoriſcher Eide: 

a) Der Homagial⸗Eid der Juden: 

aa) R. des Juſt. Min. (v. Kircheiſen) an das K. Ob. L. G. zu Breslau 
v. 6. Febr. 1812. 

Dem K. Ob. L. G. zu Breslau wird auf deſſen Bericht v. 18. Dec. v. J., betr. die 
Homagial⸗Eide der Juden, eröffnet, daß hierüber mit des Herrn Staats-Kanzlers 
Excellenz kommunizirt, und es der Natur der Sache ganz angemeſſen befunden iſt, daß 
bei der Abnahme des von einem Juden zu leiſtenden Homagial⸗Eides eben die Formen 
und Feierlichkeiten, welche die A. G. O. Th. 1. Tit. 10. $. 317—342 vorſchreibt, nur 
mit den, aus der Verſchiedenheit des Zweckes und des Gegenſtandes des Homagial— 
Eides ſich ergebenden Modifikationen, zu beobachten ſind. | 

So wie es ſich daher von felbft verſteht, daß die in den AN, 326 — 328 und 332. 333. 
a. a. O. gegebenen Vorſchriften bei den Homagial⸗Eiden wegfallen; ſo iſt auch die, 
Re $. 230 ebendaſelbſt dem Schwörenden vorzuhaltende Warnung dahin paſſender zu 

eſtimmen: | 


ringe Zahl der Juden nicht beruͤckſichtigen;!“ er darf aber nicht die Nothwendig⸗ 
keit dieſer Beruͤckſichtigung zugeben und behaupten, daß letztere fuͤr den konkreten 
Fall ſtattſinde, da die Koſt der juͤdiſchen Gefangenen deren Religionsanſichten nicht 
widerſpreche, wenn ſie nur den Sonntag uͤberſchlagen wollen. 

1) — We GE, in privatrechtlichen Verhaͤltniſſen zu leiſtenden, Eide 
vergl. Thl. II. 
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Ein jeder gläubige Israelit iſt ſchuldig, von der Obrigkeit, fie fei juͤdiſch oder 
chriſtlich, ſeine Verpflichtung zur Wahrhaftigkeit mit vorzüglicher Aufmerkſamkeit 
zu erwägen, und treu und aufrichtig zu erfüllen. 

Ein, von der chriſtlichen Obrigkeit zur Bekräftigung der Wahrheit geäußerter Geſin⸗ 
nungen und des feſten Vorſatzes der unverbrüchlichen Beobachtung bürgerlicher Ver⸗ 
pflichtungen und Zuſagen, geforderter Eid, iſt alſo nach der Lehre der Rabbiner für 
keinen unrechtmäßigen erzwungenen Eid zu achten u. ſ. w. 

Ferner können auch zum g. 334 a. a. O. ſtatt der Formel: 

„den wir und die Richter,“ 
die Worte geſetzt werden: 
„den wir und die Obrigkeit ꝛc.“ 
und gleich wie zum §. 336, ebendaſelbſt nach den Worten: 

„Ich ſchwoͤre bei Adonai, dem Gott Israels ꝛc.“ die Formel des Homagial⸗Eides 
eingerückt werden muß; ſo ergiebt es ſich ohnehin, daß am Schluſſe des Eides die in 
dem allegirten $. 326 bemerkte Bekraͤftigungs⸗Formel beizufügen iſt. 

Das K. Ob. L. G. wird ſich nach dieſer Anleitung zu achten wiſſen. 

(Jahrb. Th. 2. S. 194. Graff Bd. 2. S. 106.) 

bh) R. des Juſt. Min. v. 6. April 1817. Die Vertretung eines Juden 
durch einen Chriſten bei Ableiſtung des Huldigungs⸗Eides iſt nicht ſtatt⸗ 
haft. 

Dem (Tit.) wird auf den Bericht v. 24. v. M. hiermit eröffnet, daß die Vertretung 
eines Juden durch einen Chriſten bei Ableiſtung des Huldigungs⸗Eides nicht ſtattfindet, 
der Eid vielmehr von dem erſteren jederzeit in Perſon geleiſtet werden muß, da nicht 
bekannt iſt, welcher Werth von den Juden nach ihrem Glauben auf einen durch einen 
Bevollmächtigten geleiſteten Eid gelegt wird. 

(Juſt. Min. Akt. 2961. Reg. P. 10. No. 11. fol. 81.) 


b) Der Bürgereid der Juden. 

Jeder, der Bürger wird, mithin auch der Jude, ſoweit ihm verſtattet iſt, 
Bürger zu werden, muß den Bürgereid leiſten. 1 

Die Eidesnorm iſt durch die K. O. v. 5. Nov. 1833 vorgeſchrieben 2) 
Sie lautet: 

Ich N. N. ſchwöre ꝛc., daß Sr. K. Maj. von Preußen, meinem Allergnä⸗ 
digſten Herrn, ich unterthänig, treu und gehorfam fein, meinen Vorgefetz⸗ 
ten willige Folge leiſten, meine Pflichten als Bürger gewiſſenhaft erfüllen 
und zum Wohl des Staats und der Gemeine, zu der ich gehöre, nach allen 
meinen Kräften mitwirken will. So wahr u. f w.?) 

In Betreff des Ortes, wo dieſer Eid abzuleiſten, beſtimmt: 

aa) Das R. des Min. d. Inn. v. 27. Febr. 1809, daß dies in der 
Synagoge unter Beobachtung der gewöhnlichen Förmlichkeiten der jüdiſchen 
Religion geſchehen müſſe. d 

(Rumpfs St. O. ©. 16. Ergänz. zu L. R. II. 8. Städte Ord. v. 1808. 
9. 19.) 

Im Widerſpruche hiermit beſtimmt 

bb) Das R. des K. Min. d. Inn. u. d. Pol. (v. Brenn) v. 20. April 
1833 an die K. Reg. zu N. N.) 

„Ich bin mit der von der K. Reg. im Berichte v. 28. v. M. geäußerten Meinung darin 
einverſtanden, daß die einzelnen Juden nicht gezwungen werden koͤnnen, der Synagogen⸗ 
oder Betſtuben⸗Geſellſchaft ihres Orts wider ihren Willen beizutreten. Indeſſen wird 
die vom Magiſtrate in N. zur Sprache gebrachte Angelegenheit, wegen Ablegung des 
Bürgereides von Seiten eines ſolchen nicht beigetretenen Juden, auch nicht in der von 
der K. Reg. beabſichtigten Art erledigt werden können. Allerdings iſt die Meinung der 
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1) Vergl. L. R. II. 8. F. 21. St. O. v. 1808. §. 25. Revidirte St. O. §. 12. 
2) G. S. 1833. S. 291. 

) In Betreff der Betheuerungsworte vergl. unten Th. II. 

4) Nur der Anfang des R. gehört hieher, doch war daſſelbe hier im Zufammenhange 
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zu geben, und wird am betr. Orte hieher zurückverwieſen. 
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K. Reg., daß auch die Bürgereide der Juden nur in der Synagoge abgeleiſtet werden 
koͤnnen, auf das Min. R. v. 27. Febr. 1809 begründet. Indeſſen finde ich zu der ent⸗ 
haltenen Vorſchrift ſelbſt keine gefegliche Nothwendigkeit. In der G. O. Th. I. Tit. 
10. 5. 317 u. ff. iſt blos von den de- und referirten und den vom Richter aufgelegten 
Eiden die Rede, und für dieſe vorgeſchrieben, daß ſie in der Synagoge oder Schule ab⸗ 
geleiſtet werden ſollen. Dagegen iſt nach 9. 346 die Ablegung der Zeugeneide den 
Juden an der Gerichtsſtätte erlaubt. Um ſo unbedenklicher iſt es, den Bürgereid, als 
ein einer Adminiſtrationsbehörde zu leiſtendes Juramentum promissorium, unter Zu: 
ziehung eines Rabbiners oder Aſſeſſors, welchen der Schwörende auf ſeine Koſten zu 
geſtellen haben wird, auf dem Rathhauſe in Gegenwart des Magiſtrats abnehmen zu 
laſſen. Dem Eide wird die Ermahnung g. 330 vorauszuſchicken, bei der Abnahme die 
Förmlichkeit 8, 346. 4. zu beobachten, und der Eid ſelbſt nach 8.336 einzurichten fein !). 

Was das Begräbniß anlangt, ſo iſt ſchon früher verordnet worden, daß einem Juden 
um deswegen, weil er der Begräbniß⸗ Societät nicht beigetreten, die Beiſetzung auf dem 
jüdiſchen Beerdigungsplatz nicht verſagt, eben ſo wenig aber auch dieſer Societät ge⸗ 
ſtattet werden könne, deshalb ganz willkürliche Forderungen an die Hinterlaſſenen zu 
machen. Die deshalb an die K. Reg. zu Bromberg unterm 14. Auguſt 1829 ergangene 
Verordnung wird der K. Reg. anliegend in Abſchrift mitgetheilt, um danach auch 
Ihrerſeits zu verfahren. Dieſelbe moͤge die Judenſchaften allenthalben, wo das Be⸗ 
dürfniß eintritt, auffordern, einen beſtimmten Tarifſatz für die Grabftätte ſolcher Per: 
ſonen, welche nicht zur Societät gehoͤrt haben, gleichviel, ob fie im Orte gewohnt, oder 
auf der Durchreiſe verſtorben ſind, feſtzuſetzen. Dieſer Satz kann zwar höher normirt 
werden, als für die Mitglieder der Societät, welche zum Ankaufe des Begräbnißplatzes 
oder zu deſſen Unterhaltung Beitraͤge geleiſtet haben; allein es iſt von Polizeiwegen 
dafür zu ſorgen, daß keine Gelderpreſſung dabei Statt finde. Jedenfalls bleibt es eine 
polizeiliche Pflicht der Juden, den Angehörigen ihres Glaubens einen Begraͤbnißplatz 
zu geſtatten, daher ſie nöthigenfalls zur Aufnahme einer ſolchen Leiche von der Polizei⸗ 
behörde gezwungen werden können, welche, wenn die Judenſchaft ſelbſt die Beerdigung 
nach ihrem Ritual zu beſorgen ſich weigern ſollte, ſolche zu verfügen, und ins Werk zu 
ſetzen haben würde. | 

Iſt der zu Beerdigende arm, ſo werden die nothwendigen Koften, wozu jedoch ein 
willkührlicher Tarifſatz für die Grabſtätte nicht gehört, aus der Ortsarmenkaffe berichtigt 
werden müſſen 26, (Ann. XVII. S. 443.) N 


C. Die Vereidigung des jüdiſchen Militairs. 

aa) Die betreffenden Beſtimmungen gründen ſich auf folgende Vorver⸗ 
handlungen: | | 

a) R. des Min. der G., U. u. M. Ang. und des Min. der Juſtiz an 


den Viee⸗Ober⸗Landrabbiner Weyl zu Berlin v. 17. Juli 1818. 

Des Herrn Kriegsminiſter Excellenz hat uns eröffnet, daß im Koͤnigl. Heere verſchie⸗ 
dene jüdifche Glaudensgenoſſen dienen, von welchen nicht erhellet, ob und wie fie vereidet 
werden. Da dem Koͤnigl. Kriegsminiſterium die Form des Judeneides, fo wie dieſer in der 
Prozeßordnung BR, 317—336 vorgeſchrieben iſt, zu dieſem Zwecke nicht wohl anwendbar 
ſcheint, ſo iſt die Frage aufgeworfen worden: 

Ob die gewoͤhnliche Form des von den Chriſten zu leiſtenden Fahneneides, jedoch 
ën keet ber Worte „durch Jeſum Chriſtum“ etwa gebraucht werden 
önnte? 

Jene vorerwaͤhnten Vorſchriften treffen freilich nur den feierlichen, gerichtlichen Haupt⸗ 
und Entſcheidungs-Eid, deſſen Form hier weniger in Betracht kommen dürfte, als die 
des Huldigungs-Eides, wie ſolcher von den juͤdiſchen Glaubensgenoſſen zu leiſten iſt. 
Der Unterſchied zwiſchen jener geſetzlichen, und der in obiger Frage beruͤhrten Form der 
Eidesleiſtung iſt übrigens auffallend groß, denn nicht allein ſcheiden die Feierlichkeiten 
aus in Anſehung: 

1) von Ort und Zeit der Eidesleiſtungen, 
2) der Vermahnung vor dem Eide durch die Gelehrten oder Rabbiner, 
3) der Berührung der Thora oder Tfillin; 
ſondern aus dem Schwure ſelbſt fällt weg 
4) die Nennung des heiligſten Namens in der bei den Juden üblichen eidesmäßigen 
Weiſe; eben ſo 
5) die Verwuͤnſchung in der Schlußformel. 


SS 


) Der folgende Theil des R. gehört zunäͤchſt nicht hierher, iſt aber des Zuſam men⸗ 
hangs willen hier gegeben und wird betr. Orts in Bezug genommen. 
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0 9 enthielt die neue, in der Frage berührte Eidesform nichts Juͤdiſch⸗Eigen⸗ 
mliches. | 

„Der Eid wäre rein deiftifch, wie er von jedem, der an Gott glaubt, abgelegt werden 

könnte. Es fraͤgt ſich nur, 

1) ob nach Grundſätzen der jüdiſchen Glaubenslehre ein in dieſer Form geleiſteter Schwur 
als guͤltiger im Gewiſſen verpflichtender und eben ſo bündiger Eid anzuſehen iſt, 
wie der nach gewöhnlichem Ritus, unter Beachtung der Ceremonien an heiliger 
Stätte geleiſtete? 

2) Ob, wenn gegen die Bündigkeit eines ſolchen Eides aus dem Geſichtspunkte der rei— 
nen bibliſchen oder talmudiſchen Lehre auch nichts zu erinnern ſein möchte, der ge— 
meine, mit dem Geiſte dieſer reinern Lehre nicht vertraute Jude ihn auch wohl als 
verpflichtend anſehen, überhaupt nur als Eid betrachten würde? 

3) Welche Form dem Fahneneide der Juden mit Rückſicht auf Lehre, religioͤſe Gebräuche 
und Volksbegriffe zu geben ſein möchte? K 

Den Herrn Vice⸗Ober⸗Landrabbiner fordern wir daher auf, uns hierüber fein ſach— 
kundiges Gutachten mitzutheilen. Berlin, den 17. Juni 1818. 
Altenſtein. Kircheiſen. 


OI Gutachtlicher Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners M. S. Weyl an 
die K. bohen Min. der G. Ang. und der Juſtiz, den Fahneneid des jüdi⸗ 
ſchen Militairs betreffend. 


Auf die Anfrage Hoher K. Min. der geiſtl. Ang. und der Juſtiz v. 17. v. M., 
Wie es naͤmlich mit dem Fahneneid hinſichtlich des jüdiſchen Militairs nach den 
jüdiſchen Geſetzen und Gebräuchen zu halten ſei? 

habe ich die Ehre, hiermit unterthänigſt Folgendes zu erwiedern. 

In den heiligen Büchern Moſis findet man den Eid bei drei Fällen 

1) Jemand hat von einem andern ein Devoſitum in Verwahrung genommen, welches 
Faktum er zwar nicht abläugnet, nur behauptet er, es waͤre ihm ſchuldloſerweiſe 
abhanden gekommen, ſo ſoll er ſchwoͤren. | 

2) Jemand foll von einem andern ein Depofitum, Darlehn u. dgl. erhalten haben, er 
leugnet aber ein Theil des Faktums felbft, fo ſoll er ſchwören. „n!? 
3) Jemand wird als Zeuge aufgefordert, ſo ſoll er, wenn es verlangt wird, ſchwoͤren. 

Bei allen dieſen Eiden iſt es nach der reinen moſaiſchen Lehre vollkommen genügend, 
wenn der Schwörende blos bei dem heiligen Namen Gottes, und zwar in welcher Sprache 
es fei, die Sache erhärtet, und iſt es gleichviel, ob der Eid in oder außer der Syna⸗ 
goge, mit oder ohne Thora vollzogen werde, wie ſolches der ſelige Rabbiner Landau 
zu Prag, welcher im Jahre 1765 im Namen des K. K. Konſiſtoriums wegen der jüdi: 
ſchen Eide überhaupt befragt wurde, in ſeinem Werke Noda Bajehuda S. 71. Fol. 76 
ausführlich beweiſet. Der Talmud aber will zwiſchen den gedachten beiden erſten Fällen 
und dem letzten hinſichtlich der Vorbereitungen und Ceremonien einen Unterſchied gehal: 
ten wiſſen. In jenen beiden Fällen ſoll der Eid weit feierlicher und furchtbarer, als im 
letztern Falle behandelt, und zwar dadurch, daß er an heiliger Staͤtte und Anfaſſung der 
Thora vollzogen werde. b 

Der Grund hiervon ift folgender. In jenen beiden Fällen könnte der Menſch fein 
Gewiſſen durch allerlei Ideen, wenngleich er fie nicht herausſagt, gar leicht entſchuldi⸗ 
gen. Beim Depoſitum z. E. wenn er auch wirklich etwas vernachläßigt hätte, könnte 
er denken, ich habe es ja bei mir gehabt, bin damit umgegangen, wie mit meinem eige⸗ 
nen Vermögen u. ſ. w. | 

Bei Darlehn könnte er ſich in Gedanken eine alte Gegenforderung, wenn auch ganz 
unliquide bilden, die feines Erachtens mit dem Darlehn kompenſirt, wenn er alſo ſchwoͤre, 
er hätte nichts von ihm, wäre dies noch keine Lüge u. ſ. w. Daher ſoll in dieſen Fällen 

as Gewiſſen des Schwörenden durch Neben-Ceremonien mehr in Furcht und Schrecken 

geſetzt werden. Nicht aber ſo im dritten Falle in Hinſicht des Zeugeneides. Hier ge⸗ 
bietet die Moral ſchon ein wahrhaftes Zeugniß abzulegen, und kommt noch der Schwur 
bei dem Namen Gottes hinzu, ſo iſt nicht zu vermuthen, daß er falſch ſchwoͤren würde, 
und eben ſo iſt daher nicht nöthig, daß ſolcher in der Synagoge mit Anfaſſung der Thora 
oder der Tephilin verrichtet werde. 

Ueberhaupt follen nur da bei einem Eide Feierlichkeit und Ceremonien ftattfinden, wo 
ein Gegner vorhanden iſt, der eine Ausſage beſtreitet, fo, daß man ſchon eine Vermu⸗ 
thung hat, wodurch die Wahrheit jener Ausſage geſchwächt wird, welches aber beim 
Zeugeneid u. dgl. nicht der Fall ift. 

Schulchan Aruch Choschen mischpot Abſchn. 87. 8, 21. 
Der vorliegende Fahneneid fteht meines Erachtens mit dem erwähnten Zeugeneid in 


— 
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einerlei Parallele. Auch hier gebietet Moral und Geſetz, der Regierung und dem Va⸗ 
terlande treu zu dienen; wird nun noch das Verſprochene durch einen heiligen Eid bei 
Gott bekräftigt, fo iſt nicht abzufehen, wie man bei Verletzung deſſelben auf die entfern⸗ 
teſte Art ſein Gewiſſen reinigen wollte. Wäre aber der Schwörende vom Grund aus 
gewiſſenslos, was würden bei ſolchem alle Formeln und Handlungen vermocht haben? 

Indeſſen fest im Koͤnigl. Edikt d. d. 1. Mai 1786 der 8.80. Nr. 4. hinſichtlich des 

Zeugeneides eines Juden feſt, daß der Schwörende die Tephilin in die Hände nehmen 
ſollte, ſo SS es in Vorausſetzung, daß der größte Theil der iſraelitiſchen Glaubensge⸗ 
noſſen ſolche beſitzen, hier beim Fahneneid auch ſein Bewenden haben. Weil aber, wie 
die hohen Miniſterien ſehr weiſe zu bemerken geruhen, der gemeine Haufe von Pflicht, 
Geſetz und Religion nicht immer die wahren Begriffe hat, ſo ſchlage ich folgende Ermah⸗ 
nungsformel, welche allenfalls in deutſchen und jüdiſchen Lettern abgefaßt und mit der 
unterſchrift des Rabbiners verſehen ſein koͤnnte, vor, die dem ſchwörenden jüdiſchen Mi⸗ 
litair vor Ableiſtung des Eides im Namen des Rabbiners vorgeleſen werde: 
„Wiſſe! daß dieſer Eid durch Ausſagen aller Rabbinen eben ſo heilig und bündig 
iſt, als wäre er in der Synagoge und in Gegenwart der Thora vollzogen worden, 
und nichts kann die Strafe des Allmaͤchtigen abwenden, wenn er verletzt werde. 
Auch ohne dieſen Eid iſt die iſraelitiſche Nation von Gott beſchworen, dem König, 
unter dem fie Schuß finden wird, treu zu fein, und iſt es ein heiliges Gebot der 
Propheten und der Talmudiſten, ſeiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu dienen. 
Salomo ſagt: habe Ehrfurcht vor Gott und dem König. In den moraliſchen 
Sprüchen unſerer Weiſen heißt es: Bete für das Wohl und Glück der Regierung. 
Die Talmudiſten ſagen, die Geſetze und Verordnungen der Regierung ſind ſo heilig 
und buͤndig, als unſere Religionsgeſetze zu erachten. So groß nun das Verbrechen 
an ſich ſelbſt ſchon iſt, wenn man die Pflichten des Staats und der Religion durch 
untreuheit verletzt, fo unendlich größer wird es, und die Strafe des Himmels iſt 
unausbleiblich, wenn dieſe Pflichten noch bei dem heiligen Namen Gottes beſchwo⸗ 
ren werden, und man nachher meineidig werde.“ 

Die Formel des Fahneneides ſelbſt kann ungefaͤhr wie folget lauten: \ 
„Ich ſchwöre, ohne die mindefte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nach mei⸗ 
„nem etwanigen darin legenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nach dem 
„Sinne des Allmächtigen und deſſen Geſalbten, unſeres theuren Königs, bei dem 
„Namen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. ſ. w.“ 

Pflichtmäßig gebe ich hiermit dieſe meine Meinung gutachtlich ab und verharre ꝛc. 

Berlin, den 1. Aug. 1818. Meyer Simon Weyl. 


y) Hierauf erging die K. O. an den Kriegsminiſter v. 30. Okt. 1819. 


Ich genehmige hiermit den mir von Ihnen vorgeſchlagenen Soldateneid für die juͤdi⸗ 
ſchen Glaubensgenoſſen, wonach der gewoͤhnliche chriſtliche Soldateneid beizubehalten und 
nur der Anfang deſſelben nach dem Vorſchlag des Vice-Ober⸗Landrabbiner Weyl in 
folgender Art abzuändern iſt: | 

„Ich ſchwöre ohne die mindeſte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nach mei: 
„nem etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nach 
„dem Sinne des Allmächtigen und deſſen Geſalbten unſers theuren Königs bei dem 
„Namen des heiligen allmaͤchtigen Gottes, daß ich treu u. ſ. w.“ 

Auch die Schlußworte „durch Jeſum Chriſtum“ wegzulaſſen ind. Ich trage Ihnen 
auf, deſſen Anwendung zu verfügen, und durch das Miniſterium für den Kultus eine 
zweckmaͤßige Vorbereitung zur Ableiſtung dieſes Eides in einer gottesdienſtlichen Ver⸗ 
ſammlung zu veranlaſſen. Berlin, den 30. Okt. 1819. 

d (gez.) Friedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminiſter G. L. v. Boyen. 


J) R. des Kriegs⸗Min. v. 1. Dec. 1819. 

Die Feſtſetzung einer Eidesformel für die moſaiſchen Glaubensgenoſſen, wenn ſie zum 
Militairdienſt verpflichtet werden, hat nach den darüber ſtattgehabten Verhandlungen 
zu einem Bericht an des Königs Majeſtät Veranlaſſung gegeben. 

Mittelſt Allerh. K. O. v. 30. Okt. c. haben Allerhöchſtdieſelben den vorgeſchlagenen 
Soldateneid für die jüdiſchen Glaubensgenoſſen genehmigt, wonach der gewöhnliche 
chriſtliche Soldateneid beibehalten und nur der Anfang deſſelben, nach dem Vorſchlage 
des Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Weyl in folgender Art abzuändern iſt: 

„Ich ſchwöre ohne die mindeſte Hinterliſt und Nebengedanken, auch nicht nach einem 
„etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung der Worte, ſondern nach dem 
„Sinne des Allmächtigen und deſſen Geſalbten, unſers theuren Königs, bei dem 
„Namen des heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. ſ. w.“ 
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auch die Schlußworte: 
„durch Jeſum Chriſtum ꝛc.“ 
wegzulaſſen find. 

Dieſe Eidesformel wird daher bei Vereidung der Juden zum Militairdienft künftig 
anzuwenden ſein, und iſt der Herr Staatsminiſter des Kultus erſucht worden, wegen der 
in der K. O. zugleich angeordneten Vorbereitung zur Ableiſtung des Eides in einer got⸗ 
tesdienſtlichen Verſammlung die nähern Verfügungen zu treffen. ` 

6) Das Formular zur Vorbereitung zum Eide, welche in Verfolg vorſte⸗ 
henden Cirkulairs ſämmtlichen Truppentheilen mitgetheilt worden, lautet: 

„Wiſſe, daß dieſer Eid nach den Ausſagen aller Rabbinen eben ſo heilig und buͤndig 
iſt, als wäre er in der Synagoge und in Gegenwart der Thora vollzogen worden, und 
nichts kann die Strafe des Allmächtigen abwenden, wenn er verletzt werde.“ 

„Auch ohne dieſen Eid iſt die ifraelitifche Nation von Gott beſchworen, dem Könige, 
unter dem ſie Schutz finden wird, treu zu ſein, und iſt es ein heiliges Gebot der Prophe— 
ten und der Talmudiſten, ſeiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu dienen. Salomo 
ſagt: Habe Ehrfurcht vor Gott und dem Koͤnig. In den moraliſchen Sprüchen unſe⸗ 
rer Weiſen heißt es: Bete für das Wohl und für das Gluck der Regierung. Die Tal: 
mudiſten ſagen, die Geſetze und Verordnungen der Regierung ſind ſo heilig und bündig, 
als unſere Religionsgeſetze zu erachten. So groß nun das Verbrechen an ſich ſelbſt 
ſchon ift, wenn man die Pflichten des Staats und der Religion durch Untreuheit ver⸗ 
letzt, ſo unendlich größer wird es, und die Strafe des Himmels iſt unausbleiblich, wenn 
dieſe Pflichten noch bei dem heiligen Namen Gottes beſchworen werden, und man nach⸗ 
her meineidig werde.“ | 

) Schreiben des K. General⸗Majors und Brigade: Kommanbdeurd von 
Thiele an die K. Reg. in Berlin. 

Eine K. Hochlöbl. Reg. benachrichtige ich auf die geehrte Zuſchrift v. 7. v. M. ganz 
ergebenſt, daß ich den Kommandeuren meiner Brigade das Formular zu der Vereidigung 
der in den Militairdienſt tretenden jüdiſchen Glaubensgenoſſen, fo wie zu der vorherge: 
henden Vorbereitung mit der e mitgetheilt habe, zu jeder ſolchen Vereidigung 
einen Offizier oder Unteroffizier, wenn kein Offizier dazu disponibel ſein ſollte, als Zeu⸗ 
gen zu kommandiren, ſo daß es keines Atteſtes des Rabbiners über die richtig abgehal: 
tene Vorbereitung bedürfe. Berlin, den 5. Aug. 1820. 

(Heinemann Bd. 1. S. 310. und Anh. 59.) 


d) Die Vereidung jüdiſcher Medizinal-Perſonen. 
aa) Die Vereidung der Medizinal-Perſonen im Allgemeinen erfolgt 
gleichfalls nach der K. O. v. 5. Nov. 1833 und giebt die Cirk. Verf. des 


Min. der G., U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) v. 18. Juli 1840 an ſämmt⸗ 


liche K. Reg. die Norm an. (V. M. Bl. 1840. S. 308.) 
bb) Was nun die Abänderung bei Vereidung jüdiſcher Medizinal⸗Per⸗ 
ſonen anlangt, ſo beſtimmt das R. deſſelb. Min. (Eichhorn) v. 9. Dec. 1841. 
In Verfolg der Verf. v. 18. Juli 1840 die Vereidung der Medizinal⸗Perſonen be⸗ 
treffend, beſtimme ich hinſichtlich der Vereidungsformel für juͤdiſche Medizinal⸗Perſonen 
auf Veranlaſſung erfolgter Anfragen, daß | 

1) als Eingangsformel des, von den jüdiſchen Medizinal⸗Perſonen gleichfalls nach 
Vorſchrift der oben genannten Verf. abzuleiſtenden Berufseides, der Anfang des, 

durch die ältere Cirk. Verf. v. 10. Nov. 1825 vorgeſchriebenen Formulars: „Ich 
ꝛc. ſchwöre bei — Adonai — dem Gott Iſraels, einen leiblichen Eid,“ jedoch mit 
Weglaſſung des Zuſatzes: „nicht nach meinem Sinne, ſondern nach dem Sinn der⸗ 
jenigen, die mich ſchwören laſſen,“ beizubehalten iſt. 

2) Die Schlußformel des Eides iſt zu faſſen: „Dies ſchwöre ich, fo wahr mir Gott 
helfe, und wenn ich meinen Eid übertrete, ſo mögen mich, der mir geſchehenen War⸗ 
nung gemäß, alle nach göttlichen und menſchlichen Geſetzen über ſolche Untreue und 
Entheiligung des göttlichen Namens verhängten Strafen treffen. 

3) Vor der Vereidigung ſelbſt iſt dem Schwoͤrenden die Verwarnung nach der, der 
Cirk. Verf. v. 10. Nov. 1825 beigefügten Formel zu halten. 

(V. M. Bl. 1841. S. 339.) 


cc) Das vorſtehende R. und das Schreiben des Min. des Kultus v. 10. 


Nov. 1825 beſtimmen die vorzuhaltende Verwarnung: 
Ew. Excellenz beehre ich mich, die mir mittelſt Schreibens v. 24. Jan. c. mitgetheil⸗ 
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ten Berichte und Verhandlungen, betreffend die Abfaſſung einer angemeſſenen Verwar⸗ 
nungs- und Bekräftigungs-Formel bei den Vereidigungen jüdiſcher Aerzte und Wund⸗ 
ärzte, mit dem ganz ergebenſten Bemerken zuruͤckzuſenden, daß ich die von dem Vice⸗ 
Ober⸗Land⸗Rabbiner Weyl entworfene Verwarnungsformel in der Art, wie aus ber An⸗ 
lage hervorgeht, berichtigt, für zweckmäßig erachtet und daher deren Gebrauch bei vor: 
kommenden eidlichen Verpflichtungen jüdiſcher Medizinalperſonen angeordnet habe. 


Verwarnungs- Formel. 


Vor der Vereidigung der juͤdiſchen Aerzte und Wundärzte. 

Wiſſe! daß dieſer Eid, welchen Du jetzt im Begriffe ſteheſt abzulegen, nach den Ver⸗ 
ordnungen unſerer ſeligen Weiſen und Rabbiner vor der chriſtlichen Obrigkeit und am 
aue Orte eben ſo heilig und bündig iſt, als würde er Deinen Glaubensge— 
noſſen in der Synagoge und in Gegenwart der Thora abgelegt. Denn der Allmächtige, 
deſſen Namen Du vor aller Welt heilig halten ſollſt, iſt allgegenwärtig und ſeine Herr— 
lichkeit thronet überall, daher nichts der Strafe des Allwiſſenden Dich entziehen und ſie 
von Dir abwenden kann, wenn Du Deinen Eid je verletzen ſollteſt. Aber auch ohne 
bieten Eid find die Sfraeliten von Gott beſchworen, ihrem Nächſten in jeder und beſon⸗ 
ders in Lebensgefahr nach Kräften beizuſtehen. Denn es heißt in der Thora (Leviticus 
Kapitel 19. V. 16.) | 1 

„ſtehe nicht zurück bei der Gefahr Deines Nächſten, ſpricht der Ewige!“ 
Heilig und erhaben iſt Dein Beruf, denn des Ewigen, von dem es heißt: 
„Ich der Ewige bin Dein Arzt“ (Exodus Kapitel 15. V. 26.) 
und ferner: 
„Ich kann tödten und beleben, kann verwunden und auch heilen.“ (Deuteronomion 
Kapitel 32. V. 39.) 

Abgeſandter hiernieden biſt Du zum Heil der Menſchen, daher bleibe den Worten Dei⸗ 
nes Herrn treu und laſſe ſeine Lehren Dir zur Richtſchnur Deines Wandels dienen. 
Auch nach den Lehren unſerer ſeligen Weiſen und Rabbiner, und nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des Joreh Deah (Kapitel 336.) iſt es die heiligſte und verbindlichſte Pflicht 
eines Arztes oder Wundarztes, einem jeden kranken Menſchen ohne die geringſte Aus— 
nahme, er ſei arm oder reich, und ohne die geringſten menſchlichen Nebenabſichten nach 
feinem beſten Wiſſen und Willen und Kräften Huͤlſe zu leiſten, wenn er aber ſolche ver⸗ 
weigert oder ſich ihr zu entziehen ſucht, ſo iſt er einem Blutvergießer gleich. 

Wenn nun ſchon hierdurch die geringſte Verletzung der Dir vermoͤge Deines Standes 
und Berufs nach dem Willen Gottes obliegenden Pflichten dem Ewigen ein Gräuel iſt, 
um wie viel ſtrafbarer würde es jetzt fein, da Du bei dem heiligen Namen Gottes ſchwoͤ⸗ 
reſt, dieſe Pflichten getreu zu erfüllen und mithin, ſobald Du dieſem Schwur entgegen 
handeln follteft, Dich eines Meineides ſchuldig machen würdeſt, den der Gott der Gerech—⸗ 
tigkeit nicht unbeſtraft läßt. 


Eid eines jüdiſchen chirurgi. 

Ich N. N. ſchwoͤre bei "1" dem Gotte Iſraels einen leiblichen Eid, nicht nach mei: 
nem Sinn, ſondern nach dem Sinn derjenigen, die mich ſchwören laſſen, zu Gott dem 
Allmächtigen, daß, nachdem ich zum Wundarzt ꝛc.; dies ſchwoͤre ich ohne alle etwanige 
andere Auslegung und Deutung dieſes Eides, weder gegenwärtig noch in der Zukunft 
annehmen zu wollen, und ſoll mich nichts davon entbinden, vielmehr mögen auf den 
Uebertretungsfall die Strafen uͤber mich kommen, welche mir aus der A. G. O. für die 
Uebertreter der Eide bekannt gemacht worden ſind. | 

(Juſtizminiſt. Akt. Gen. J. Nr. 24. Vol. I. fol. 98. 99. und 47. Ann. X. S. 825.) 


e) In Betreff der Vereidung jüdiſcher Lehrer ſ. Abſchnitt XII. 


II. 


Verhältniß der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft zu den 
chriſtlichen Kirchengeſellſchaften. 
A. Im Allgemeinen beſtimmen hierüber die $$. 36 —38 Tit. 11. Thl. II. 
des A. L. R.: 
§. 36. Mehrere Kirchengeſellſchaften, wenn fie gleich zu einerlei Religionspartei ge: 
hören, ſtehen dennoch unter ſich in keiner nothwendigen Verbindung. 


$. 37. Kirchengeſellſchaften durfen fo wenig als einzelne Mitglieder derſelben einander 
verfolgen oder beleidigen. 


§. 38. Schmähungen und Erbitterung verurſachende Beſchuldigungen müſſen durch⸗ 
aus vermieden werden. 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. — Den ganzen Staat betr. 105 


B. Beiträge der Juden für chriſtliche Kirchen ſyſteme. 

1) Das L. R. ſchreibt Thl. II. Tit. 11. §§. 260. 261 vor: 

9. 260. Wer innerhalb eines Kirchſpiels feinen ordentlichen Wohnſitz aufgeſchlagen 
hat, iſt zur Parochialkirche des Bezirks eingepfarrt. 

9. 261. Doch ſoll Niemand bei einer Parochialkirche von einer andern, als derjenigen 
Religionspartei, zu welcher er ſelbſt ſich bekennt, zu Laſten oder Abgaben, welche aus der 
Parochialverbindung fließen, angehalten werden, wenn er gleich in dem Pfarrbezirke 
wohnt, oder Grundſtücke darin beſitzt. 

Und A, 872: 

Wenn der Beſitzer eines an ſich zehntbaren Grundſtückes für ſeine Perſon wegen Ver⸗ 
ſchiedenheit ſeines Religions⸗Bekenntniſſes von Entrichtung des Zehnten frei iſt, ſo 
ruht inzwiſchen das Zehntrecht, und es kann während dieſes Beſitzes keine Verjährung 
wider die Kirche oder den Pfarrer anſangen. 

2) In ſpezieller Beziehung auf die Juden disponiren, mit dieſen $$-, 
welche nur auf andere recipirte Kirchengeſellſchaften bezogen wurden, im 
Widerſpruche: 

a) das E. v. 11. März 1812 im $. 15., daß die Juden gehalten, alle 
den Chriſten gegen den Staat und die Gemeinde obliegenden bürgerlichen 
Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolgebühren gleiche 
Laſten wie andere Staatsbürger zu tragen. 

Ganz ebenſo beſtimmt 
p) Der $. 20 der V. v. 1. Juni 1833 wegen des Judenthums im Groß: 


herzogthum Poſen ). 

e) Die V. v. 30. Aug. 1816 wegen Verwaltung des Patronatrechts über 
chriſtliche Kirchen auf ſolchen Gütern, die ſich im Beſitzthume jüdiſcher 
Glaubensgenoſſen befinden, ſagt endlich im §. 5, — vergl. dieſelbe oben — 
daß die Juden als anfäßige Dorfs⸗ oder Stadtgemeinde» Mitglieder von 
ihren Grundſtücken, gleich andern chriſtlichen Beſitzern, zur Erhaltung der 
Kirchen⸗Syſteme beizutragen verpflichtet ſind, da dieſe ſonſt, wegen der An⸗ 
ſiedelung der jüdiſchen Staatsbürger Gefahr laufen, einzugehen. e 

d) Mit Bezug auf vorſtehende Geſetze beſtimmt die Cirk. Verf. des Min. 
d. G., U. u. M. Ang. (Eichhorn) v. 25. Febr. 1842 an die K. Oberpräſi⸗ 
denten der Provinzen Preußen, Pommern, Brandenburg, Schleſien, Sach⸗ 
ſen und Poſen, wegen Heranziehung der Juden zu Beiträgen für chriſtliche 
Kirchenſyſteme. 

Es find über die Auslegung des E. v. 11. März 1812 $. 15. der V. v. 30. Aug. 1816 
Nr. 5. und der V. v. 1. Juni 1833 $. 20., ſowie über den Umfang, in welchem Jüdische 
Einwohner, insbeſondere jüdiſche Grundbeſitzer, zu Beiträgen für die chriſtlichen Kirchen⸗ 
ſyſteme herangezogen werden können, Zweifel entſtanden, und habe ich durch mein Cir⸗ 
kular⸗Schreiben v. 17. Mai v. J. die gutachtlichen Aeußerungen ſaͤmmtlicher Königl. 
Oberpraſidien, in deren Bezirk die angeführten Geſetze zur Anwendung kommen, hierüber 
veranlaßt. 

Die Vergleichung dieſer eingegangenen Nachrichten hat folgendes Reſultat ergeben. 

1) Das E. v. 11. März 1812 $. 15. und die V. v. 1. Juni 1833 $. 20. verpflichtet 
die jüdiſchen Einwohner im Allgemeinen, gegen den Staat und die Gemein de ihres 
Wohnorts alle den Chriſten obliegenden bürgerlichen Pflichten zu erfüllen, und, mit 
Ausſchluß der Stolgebühren, gleiche Laſten wie andere Einwohner zu tragen. 

Unter der „Gemeinde des Wohnorts“ kann, dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
zufolge, und wie die in dem E. v. 11. März 1812 gebrauchte Bezeichnung: „buͤrger⸗ 
liche Pflichten“ beweiſet, nur die bürgerliche Gemeinde des Wohnorts verſtanden 
werden. In dieſem Sinne find auch die in Rede stehenden Geſetze bisher Tat durchgän⸗ 
gig ausgelegt worden. Eine Verpflichtung der jüdiſchen Einwohner, zu den Laſten der 
an ihrem Wohnorte befindlichen chriſtlichen Kirchenſyſteme beizutragen, kann da: 
her aus dieſen Verordnungen nicht hergeleitet werden, und der an einzelnen Orten att: 
findende Gebrauch, die jüdiſchen Einwohner auch zu den, nach Klaſſen- oder Gewerbe⸗ 
ſteuer auf die Parochianen unmittelbar umzulegenden kirchlichen Abgaben heranzuziehen, 


— — — 


1) Vergl. auch Abth. II. Abſchnitt XI. XII. XIII. 


—— VLßP— 
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entbehrt der geſetzlichen Begründung, ſofern nicht ein ſpezieller Rechtstitel fuͤr dieſe 
Art und Weiſe des Verfahrens nachgewieſen werden kann. 

Iſt dagegen die Unterhaltung der kirchlichen Syſteme eine Pflicht der bürgerlichen 
Ortsgemeinde, fo können die juͤdiſchen Ortseinwohner ſich den Beiträgen zu den bürger⸗ 
lichen Kommunalbeduͤrfniſſen, die kirchlichen Bedürfniſſe mit einbegriffen, nicht entziehen, 
da ſie nach Vorſchrift der G. v. 11. Maͤrz 1812 und 1. Juni 1833 gegen die bürger⸗ 
liche Kommune dieſelben Laſten zu entrichten haben, wie die chriſtlichen Einwohner, 
und eine Befreiung der juͤdiſchen Einwohner dadurch nicht herbeigefuͤhrt wird, daß nach 
der Ortsverfaſſung ein Theil der bürgerlichen Gemeinde-⸗Einkünfte zum Beſten der chriſt⸗ 
lichen Kirchen verwendet wird. 

2) Handelt es ſich aber um eine Abgabe, welche von den Pflichtigen unmittelbar 
an die chriſtlichen Kirchenſyſteme zu entrichten iſt; ſo kann die Heranziehung von Juden 
zu dieſen Laſten nur in dem Maße erfolgen, als die auch für das Großherzogthum Poſen 
in geſetzlicher Kraft beſtehende V. v. 30. Aug. 1816 dies geſtattet. Dieſe V. legt nur 
den jüdiſchen Grundbeſitzern eine Beitragspflicht in folgender Weiſe auf: 

daß die Juden, als anſäͤßige Dorfs⸗ oder Stadt⸗ Gemeindeglieder, von ihren 
Grundſtücken, gleich andern chriſtlichen Beſitzern, zur Erhaltung der 
Kirchenſyſteme beizutragen verpflichtet ſind, da dieſe ſonſt, wegen der Anſiedelung 
der jüdiſchen Staatsbürger, Gefahr laufen, einzugehen. 

Hieraus folgt: | 

a) daß die jüdiſchen Grundbeſitzer, gleich jedem dritten Beſitzer, zur Entrichtung ſolcher 
Abgaben und Leiſtungen an kirchliche Inſtitute verpflichtet ſind, welche in der Eigen⸗ 
ſchaft einer dinglichen Laſt auf ihren Grundſtücken haften, und als ſolche im Hy⸗ 
pothekenbuche eingetragen ſind, oder welche doch nach feſtſtehendem Ortsherkommen 
von allen Grundftüden zu entrichten find; 

b) daß die jüdiſchen Grund beſitzer aber auch zu ſolchen kirchlichen Laſten, namentlich 
zu Baubeiträgen, verpflichtet ſind, welche ganz oder zum Theil, nach Maßgabe des 
Grundbeſitzes, in der Gemeinde vertheilt werden. 

Die V. v. 30. Aug. 1816 beſchränkt die Beitragspflicht der jüdiſchen Grundbe⸗ 
ſitzer nicht bloß auf die im ſtrengen Sinne des Worts dinglichen Leiſtungen, ſon⸗ 
dern verpflichtet dieſelben von ihren Grundſtücken in demſelben Maße, in wel⸗ 
chem chriſtliche Beſitzer derſelben beizutragen haben wuͤrden; den juͤdiſchen Grund⸗ 
beſitzern fallen daher auch diejenigen Parochial⸗Abgahen zur Laſt, welche nach 
Häuſern, Hufen, Höfen, oder nach dem Grundſteuer-Betraͤge, auf die in der Paro⸗ 
chie beguͤterten Grundbeſitzer umgelegt werden, und iſt dieſe, aus den Worten des 
Geſetzes ſich ergebende Auslegungsweiſe auch in einzelnen Spezialfaͤllen auf ergan⸗ 
gene Beſchwerde von des Königs Majeſtät gebilligt worden. 

Ew. ꝛc. erſuche ich, die Königl. Regierungen Ihres Oberpräſidialbezirks von dieſen 
Ergebniſſen der angeſtellten Unterſuchung in Kenntniß zu ſetzen, und dieſelben zu veran⸗ 
laſſen, in allen den Fällen, in welchen auf die allgemeinen Vorſchriften des E. v. 11. 
März 1812 $. 15, der V. v. 30. Aug. 1816 Nr. 5, und der V. v. 1. Juni 1833 8. 20. 
zurückgegangen werden muß, hiernach zu verfahren. 

(V. M. Bl. 1842 S. 62.) 


4) In Schleſien ſind nach der daſelbſt geltenden Zehntverfaſſung Juden 
von Entrichtung des Dezems nicht befreit. So wurde durch das Urtel 
des Geh. Ob. Tribunals v. 28. Sept. 1839 erkannt, welches die bei— 
den früheren Urtel beſtätigte. 

Das kanoniſche Recht ertheilt in C. 10. 12. 14. 18. 20. 25.26.31 —33. 
X. de decimis (III., 30.) dem Klerus ein allgemeines Zehentrecht über alle 
Güter und Früchte, und insbeſondere der Parochialkirche in ihrem ganzen 
Bezirk. Obgleich, nachdem in Folge der Reformation verſchiedene chriſt⸗ 
liche Religionsparteien entſtanden waren, durch den Weſtphäliſchen Frieden 
beſtimmt wurde, daß demjenigen Pfarrer der betreffenden Religionspartei 
der Dezem gebühren ſolle, welcher ſich am 1. Jan. 1624 im Beſitz des 
Zehntrechtes befunden habe, ſo iſt in Schleſien doch immer der Beſitz des 
Zehntrechtes nur von den katholiſchen Pfarrern gegen alle übrigen Reli— 
gionsparteien ausgeübt worden. Dieſer Beſitz wurde auch durch die Präs 
liminarartikel des Friedenstraktates d. d. Breslau den 11. Juni 1742 Ger, 
zialartikel VI. garantirt, und erſt durch das Ed. v. 3. März 1758 hob 
Friedrich der Große den Parochialnexus in Schleſien auf und beſtimmte: 
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daß bei Veränderung des diesfälligen Ortspfarrers die ſogenannten 
Zehntabgaben der damit belaſteten Grundſtücke von Perſonen eines 
andern Glaubensbekenntniſſes fernerhin nicht weiter entrichtet werden 
dürften. 

Durch K. O. v. 6. Febr. 1812 wurde jedoch feſtgeſetzt: 

daß die von den gegenwaͤrtigen Beſitzern der den Pfarrern pflichtigen 
Grundſtücke zu entrichtenden Zehnten und andern Parochialabgaben 
auch bei den Veräußerungen dieſer Grundſtücke an Perſonen eines an⸗ 
deren Glaubensbekenntniſſes, der Pfarre unveränderlich verbleiben, und 
daß die gegenwärtig wegen der Verſchiedenheit des Glaubensbekennt⸗ 
niſſes des Grundſtückbeſitzers ruhenden Zehntabgabe⸗ Verpflichtungen 
wieder in volle Wirkſamkeit treten, auch in derſelben unabänderlich 
bleiben follten, ſobald ein Beſitzer von dem Glaubensbekenntniſſe des 
Pfarrers, deſſen Pfarre der Zehnt urſprünglich gebührte, wieder ein⸗ 
trete. 

Allein die K. O. v. 16. Juni 1831 beſtimmte, daß die Schleſiſche Zehnt⸗ 
verfaffung ganz fo, wie fie nach der Ordre v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 
1812 beſtanden, allgemein wieder hergeſtellt werden ſolle. 

Sich auf dieſe Beſtimmung v. 16. Juni 1831 und die K. O. v. 3. März 
1758 ſtützend, verweigerte der jüdiſche Staatsbürger X., welcher mehrere 
dezempflichtige Ackerſtücke beſaß, die fernere Entrichtung des Dezems an den 
katholiſchen Pfarrer. Der Letztere klagte die Rückſtände ein und trug darauf 
an, über die fernere Verbindlichkeit des K., Dezem von feinen dem Zehnt⸗ 
recht unterworfenen Ackerſtücken zu entrichten, zu erkennen. 

Das Geh. Ober-Tribunal ſagt in feinem Erkenntniſſe dem Weſent⸗ 
lichen nach: Bis zur K. O. v. 3. März 1758 war die Dezempflichtigkeit 
allgemein, und dieſe K. O. änderte hierin nichts zum Beſten der Juden, 
ſondern, wie die erläuternde Kurrende v. 8. deſſ. Mon. und Jahres unzwei⸗ 
deutig zu erkennen giebt, zum Beſten der evangeliſchen Eingepfarrten, 
indem ſie verordnete: 

daß diejenigen Abgaben an Zehnten, Garbenbroden und dergleichen, 
fo die evangeliſchen Eingepfarrten denen katholiſchen Pfarrern zeithero 
entrichten müſſen, zum Nutzen und Beſten der Unterthanen gänzlich 
wegfallen ſollen. 

In der K. O. und Kurrende v. 3. und bezugsweiſe v. 8. März 1758 war 
hiernach nur von den herrſchenden Religionsparteien im Staate, von den 
Mitgliedern der wirklichen Kirchengeſellſchaften, die Rede. Zu dieſen aber 
haben die Juden weder jemals im Preußiſchen Staate gehört, noch gehören 
ſie jetzt dazu. Niemals haben die Juden mit Chriſten in einem Parochial⸗ 
nexus gelebt. Für ſie konnte daher auch, wie dies die mehr erwähnten Ver⸗ 
ordnungen v. 3. und 8. März 1758 bezweckten, kein Parochialnerus aufge: 
hoben werden, und ſie können mithin zum Nachtheil des urſprünglich berech⸗ 
tigten Pfarrers daraus keinen Vortheil ziehen, daß zwiſchen andern, nämlich 
chriſtlichen Religionsparteien, der Parochialnexus aufgehoben worden iſt. 
Offenbar ſind daher, wenn Juden zehntpflichtige Grundſtücke akquirirt, den 
Pfarrern, der K. O. v. 3. März 1758 ohngeachtet, jura parochialia hin- 
ſichts der Juden faloirt geblieben. Bleibt daher, da gegenwärtig die K. O. 
v. 16. Juni 1831 die alte Schleſiſche Zehntverfaſſung, wie ſie nach der 
Ordre v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 1812 beſtanden, allgemein wieder 
hergeſtellt hat, die K. O. und die Kurrende v. 3. und 8. März 1758 fort: 
während die Grundlage der Entſcheidung, ſo frägt ſich nur noch, ob das 
Ed. v. 11. März 1812 von Einfluſſe hierauf ſei. 
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Implorant (Verklagter) behauptete in dieſer Beziehung, daß, da die Ju⸗ 
den durch dieſes Ed. den Chriſten in allen Fällen gleichgeſtellt worden, in 
welchen ſolches nichts Abweichendes enthalte, man annehmen müſſe, daß 
der Geſetzgeber die Abſicht gehabt habe, durch die Ordre v. 16. Juni 1831 
auch die Juden in Betreff der Entrichtung des Dezems den Chriſten völlig 
gleichzuſtellen, wenigſtens hätte es in Betreff dieſes Punktes einer ſpeziellen 
Aufhebung der früheren in Betreff der Juden ergangenen Geſetze bedurft. 
Dieſes letztere Argument ſpricht aber gegen den Imploranten. Gerade 
weil die K. O. v. 16. Juni 1831 die Ordre v. 3. März 1758 unbedingt 
wieder herſtellt, ohne wegen der Juden etwas Beſonderes zu beſtimmen, 
muß die Ordre von 1758 unbedingt befolgt und dafür angeſehen werden, 
als habe die dazwiſchen ergangene Ordre v. 6. Febr. 1812 gar nicht exiſtirt. 
Auch das Ed. v. 11. März 1812 redet dem Imploranten nicht das Wort. 
Nach F. 14 deſſelben ſollen zwar die einländiſchen Juden, als folche, mit bes 
ſonderen Abgaben nicht beſchwert werden, dagegen aber nach §. 15 gehalten 
ſein, alle den Chriſten gegen den Staat und die Gemeine ihres Wohnorts 
obliegende bürgerliche Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolge— 
bühren gleiche Laſten, wie andere Staatsbürger, zu tragen. Hieraus iſt 
alſo nicht zu entnehmen, daß die Schleſiſchen Juden hinſichts der hier ftrei- 
tigen Dezempflichtigkeit durch jenes Ed. v. 11. März 1812 günſtiger ge⸗ 
ſtellt worden ſeien. Auch die gegen den Imploranten ſprechende Verord— 
nung wegen Verwaltung des Patronatsrechts v. 30. Aug. 1816 iſt durch 
die K. O. v. 16. Juni 1831 nicht aufgehoben worden. 

Eine gleiche Beſorgniß, wie fie hier angedeutet worden, würde den Pfarrs 
einkünften drohen, wenn man die K. O. v. 3. März 1758 jetzt ausdehnend 
auf die Juden anwenden wollte, und ſo lange daher dafür keine ausreichende 
geſetzliche Beſtimmung ergangen, muß es bei der früheren Verfaſſung vers 
bleiben. | 

Der F. 261. Tit. 11. Th. II. des A. L. R. (f. oben) kann auf die vor: 
liegende Frage keinen Einfluß haben, da es ſich hier um eine vor Einführung 
des A. L. R. in Schleſien geſtändlich beſtandene Verfaſſung handelt, welche 
die K. O. v. 16. Juni 1831 ausdrücklich herſtellt. 


C. Verhältniſſe, den Uebertritt zum Chriſtenthume betr. ). 

AA. Beförderung des Uebertritts. 

1) Das A. L. R. beſtimmt Thl. II. Tit. 11.: 

$. 43. Keine Religionspartei ſoll die Mitglieder der andern durch Zwang oder liſtige 
Ueberredungen zum Uebergange zu verleiten ſich anmaßen. 

$. 44. Unter dem Vorwande des Religionseifers darf Niemand den Hausfrieden ſtdͤ⸗ 
ren oder Familienrechte kränken. | 

Mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen und F. 4. des Tit. 2) nimmt Vers 
lin den mit Recht ans), daß eine zudringliche Art, die Juden zur Annahme 
der chriſtlichen Religion zu überreden, für ſtrafbar als eine Beunruhigung 
wegen ihrer Religionsmeinungen zu erachten ſei. 

Daß jedoch Proſelytenmacherei kein kriminalrechtlich zu ahndendes 
Verbrechen ſei, ſprach das Erkenntniß des O. L. G. zu Hamm v. 13. Juni 
1827 aus. (Simons Rechstſpruͤche Bd. 1. S. 377.) | 


— 


1) Nach Hoff mann ſind vom Jahre 1822 bis 1840 Zweitauſend Zweihundert Ju⸗ 
den zum Chriſtenthume uͤbergetreten. Staats⸗Zeitung 1842 Nr. 141. 


2) Siehe denſelben oben S. 78. 
Ki ©. 135, a. a,. O. 
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2) Geſellſchaften zur Beförderung des Chriſtenthums unter 
den Juden. 

a) A. Beſtätigung der zu Berlin errichteten Geſellſchaft zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden. Vom 9. Febr. 1822. 

Die mit der Anzeige vom 1. d. M. eingereichte Grundverfaſſung der Geſellſchaft zur 
Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden, enthält nur ſolche Beſtimmungen, 
die dem löblichen Entzwecke entſprechen; Ich billige ſie daher und mit ihnen dieſen Ver⸗ 
ein vollkommen und ertheile demſelben hierdurch Meine landesherrliche Beſtätigung. 

Berlin, den 9. Febr. 1822. Friedrich Wilhelm. 


An den Verein zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 


Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 


Unter dieſem Namen hat ſich auch hier aus freiem Antriebe ein Verein gebildet, der 
mit den in London und Frankfurt am Main bereits beſtehenden Geſellſchaften 
dieſer Art die Verbreitung chriſtlicher Erkenntniß unter den Juden beabſichtigt. Ueber 
die Stiftung dieſes Vereins und die Grundſaͤtze, nach welchen derſelbe feinen heiligen 
Zweck zu verfolgen gedenkt, ſprechen nachſtehende Aktenſtücke: 


1. 
Vorwort. 

Die Geſellſchaft, welche ſich in Berlin zur Beförderung des Chriſtenthums unter den 
Juden gebildet hat, vereinigt ſich zu einem Zwecke, der mit den Vorſchriften des Evan⸗ 
geliums zu vollſtändig übereinſtimmt, als daß ſie eine Rechtfertigung ihrer Beweg⸗ 
gründe für nöthig halten dürfte. Jeſus Chriſtus, der Erloͤſer, befahl ſeinen Jüngern 
in der letzten Unterredung vor feiner Himmelfahrt: das Evangelium zu predigen allen 
Voͤlkern, aber — „anzuheben zu Jeruſalem.“ 

Dieſe Geſellſchaft tritt zwar in die Fußſtapfen der Bibelgeſellſchaft, und will den 
Wirkungskreis jener ſchönen Stiftung auf gewiſſe Weiſe noch erweitern, iſt aber nichts 
deſtoweniger eine beſondere für ſich beſtehende Vereinigung, deren Bemühungen zunächſt 
darauf gerichtet ſein müſſen, diejenigen Vorurtheile und Verblendungen zu zerſtoͤren und 
ſolche falſche Auslegungen des Alten Teſtaments zu berichtigen, welche bisher die Maſſe 
des jüdiſchen Volkes verhindert haben, in Jeſu Chriſto ihren Meſſias, den Sohn Gottes 
und den Gründer ihrer künftigen Herrlichkeit und ihres Heiles zu erkennen. | 

Wir widmen uns dieſem Vorhaben mit deſto größerem Eifer, da mit feinem Gelin⸗ 
gen auch jene Scheidewand fallen wird, welche anjetzt noch die Intereſſen, Neigungen 
und Geſinnungen unſerer Israelitiſchen Mitbuͤrger von den unſrigen trennt. 


Eine große Anzahl frommer Perſonen und — was zu feiner großen Ehre gereicht — 


beſonders des geiſtlichen Standes, hat ſich bereits mit entſchiedenem Eifer dem Werke 
der Bekehrung der Juden gewidmet. Dieſe mögen hier zuerſt die Verſicherung unſerer 
Achtung und unſers Dankes leſen. Weit entfernt, ihnen hinderlich ſein zu wollen, 
wünfchen wir vielmehr ihrem Beiſpiele zu folgen, und erbitten uns ihren Beiſtand, 
ihren Rath und die Erlaubniß, uns ihrem ſchoͤnen Werke anſchließen zu duͤrfen. 

Wir haben eingeſehen, daß eine Vereinigung Vortheile gewährt, welche von den Be⸗ 
mühungen Einzelner nicht erwartet werden können; immer aber werden wir uns gluͤck⸗ 
lich ſchaͤtzen, wenn es uns nur gelingt, das Gebäude zu erweitern und zu vervollkomm— 
nen, zu welchem ſie den Grund gelegt haben. 

Wir behaupten weder neue Wahrheiten noch neue Pflichten entdeckt zu haben. Die 
wahre chriſtliche Religion iſt immer dieſelbe geweſen und bleibt immer dieſelbe; allein 
wir halten den gegenwärtigen Augenblick für beſonders geeignet zu einer allgemeinen 
Verkündigung ihrer ewigen Wahrheiten an die Nachkommen Abrahams, die noch immer 
irregehen in der Wuͤſte und durch Blendwerk getäuſcht, mit geſchloſſenen Augen wan⸗ 
deln mitten im Lichte. 

Unſere Unduldſamkeit und unſer Verfolgungsgeiſt hat die Bruͤder Jeſu Chriſti nach 
dem Fleiſche und feiner Apoſtel, jenes auserwählte Volk Gottes dem das Geſetz und die 
Propheten gehoͤren, dem die Verheißungen gegeben ſind und welches der Wächter war 
der alten Offenbarungen, ſeit Jahrhunderten vom Wege des Heils zurückgeſtoßen. 
Wie konnten wir hoffen, daß die Juden, fo lange ein ſolcher Geiſt alle chriſtliche Liebe 
gegen ſie erſtickte, wirklich in uns die Beſitzer des einigen wahren Glaubens erblicken 
wurden, daß fie glauben koͤnnten, der Sohn Gottes habe wirklich uns jene allgemeine 
dene Liebe gepredigt, an deren Stelle ſie nur Haß und Verfolgung gewahr 
wurden? ? 

Durch Gottes Gnade hat dieſer Geiſt anjetzt Geſinnungen Platz gemacht, die auf alle 
Weiſe ein Werk beguͤnſtigen, das unſere Väter mit keiner Wahrſcheinlichkeit des Erfolgs 
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hätten unternehmen koͤnnen. Wir aber duͤrfen hoffen, daß die Zeit gekommen ſei, wo 
wir den Israeliten unſere alte Schuld der Dankbarkeit entrichten koͤnnen. Strecken wir 
ihnen denn unſere Arme entgegen, und indem wir zuerſt ſie um Vergebung bitten wegen 
der grauſamen Unduldſamkeit, die wir gegen ſie geübt, werden wir ſie auch bewegen, 
auf ihren Knieen und in reuigem Schmerze denjenigen um Vergebung zu bitten, wel: 
chen der heidniſche Krieger für den Sohn Gottes erklärte, waͤhrend ihre Väter ihn an 
das Kreuz der Schmach und des Todes hefteten. 

Die Stimme Gottes ſagt uns, daß die ganze Erde einſt die Herrſchaft Jeſu Chriſti 
anerkennen ſoll, daß vor allen die Kinder Israels ihn ſuchen werden in aufrichtiger und 
bitterer Reue; daß nur nach ihrer Bekehrung die aller übrigen Völker werde vollendet 
werden; ja daß vornehmlich die Israelitiſchen Chriſten jener allgemeinen Bekehrung 
als Muſter und Werkzeug dienen ſollen. Welche dringendere und heiligere Pflicht haben 
wir alſo zu erfüllen, als die: das Evangelium in ihre Hände zu geben? denn aus un: 
ſern Händen, von den Nachkommen bekehrter Heiden, ſollen ſie es erhalten 
(Jeſ. 61, 5. Roͤm. 11, 30. 31). Wie dürfen wir einer Pflicht uns entziehen wollen, 
die ſo deutlich ausgeſprochen, ſo wichtig, ſo heilig iſt; ja auf deren Erfuͤllung Gott einen 
beſondern Segen hat legen wollen? Er verkündigt die ſchrecklichſte Rache denen, die 
jemals als Feinde Israels ſich beweiſen werden, ſelbſt in ſolchen Zeiten, wo ſeine Rache 
auf Jakobs Nachkommen laſtet. Er erklärt, da er redet von ſeinem alten Volke: „Er 
wolle fluchen dem, der ihm fluche;“ aber er erklaͤrt auch: „Er werde ſegnen den, der es 
ſegne.“ 

Haben aber wir Chriſten uns den Juden genähert, ſo ſind auch ſie wiederum uns näher 
gekommen. Jener Geiſt der Gel und jener Zuſtand von Bildung, der einen gro: 
ßen Theil der Israeliten in Deutſchland auszeichnet, macht ſie empfaͤnglicher, als ſie 
ehemals waren, fuͤr die Sprache der Wahrheit, und geneigter, ſie aus unſerm Munde 
zu vernehmen. 

Fromme Chriſten in Deutſchland haben ſich bis jetzt zu ihrer Betruͤbniß faſt ausge⸗ 
ſchloſſen geſehen von jenem Felde der Heidenbekehrung, wozu nur Seefahrende Natio⸗ 
nen unmittelbaren Zugang haben. Mögen ſie ſich tröſten, indem ſie ihre Blicke auf jene 
Millionen des alten Volkes Gottes richten, die unter ihnen oder in ihrer unmittelbaren 
Nachbarſchaft wohnen. Und keiner andern Nation ſtehen ſo wirkſame Hülfsmittel zu 
Gebote, um anjetzt das Werk der Bekehrung zu beginnen, als dem evangeliſchen Deutſch— 
lande. Ihm ſcheint die herrlichſte und heiligſte Ernte aufbewahrt zu fein, die je gott⸗ 
ſeliger Betriebſamkeit ſich dargeboten hat. So wollen wir uns denn reinigen von dem 
Vorwurfe, ja von dem Verbrechen, daß dieſe Millionen unter uns oder an unfern Tho⸗ 
ren wohnen, ohne daß je ein überlegter Verſuch gemacht worden iſt, fie dem Kreuze zu: 
zuführen, an welchem ihre Väter den Meſſias opferten. Dieſes Feld iſt uns eigen, und 


es verlangt nur Arbeiter. Nach der beſtimmten Kenntniß, die wir von dieſer Angeles 


genheit haben, können wir nicht zweifeln, daß der Boden die Saat des goͤttlichen Wor⸗ 
tes mit Begierde aufnehmen werde. Die Nachrichten aus dem alten Polen ſind ent— 
ſcheidend in dieſer Hinſicht. Die Juden ſcheinen überzeugt, daß eine wichtige Veraͤn— 
derung in ihrem Daſein ſich vorbereite, und geneigt, dazu die Hände zu bieten. 

Außer dem frühern Callenbergiſchen Inſtitut in Halle, giebt eine Geſellſchaft, die ſeit 
einigen Jahren in London fuͤr dieſen Zweck ſich gebildet hat, uns ein Beiſpiel zur Nach⸗ 
ahmung. Achtungswerth durch Zahl und Eigenſchaften ihrer Mitglieder und von on: 
ſehnlichen Geldbeitraͤgen unterſtützt, ermuntert ſie uns zu brüderlicher und chriſtlicher 
Nacheiferung. Nach ihrem Vorbilde haben zahlreiche Geſellſchaften durch ganz Groß— 
brittanien ſich gebildet, und in den vereinigten Staaten von Nordamerika, im Koͤnig⸗ 
reiche der Niederlande, ſelbſt in Calkutta iſt man dem Beiſpiele gefolgt. Ja, mit 
Freude haben wir erfahren, daß ſchon in Frankfurt a. M. eine aͤhnliche Vereinigung 
ſich gebildet hat. Moͤge denn dieſe Freude nicht unfruchtbar ſein für uns und für die 
Ehre unſers Herrn. Die Stimme der Menſchen ruft uns zu dieſer Arbeit und ſie iſt 
mächtig in ihrem Rufe; denn diesmal iſt ſie der Wiederhall der Stimme Gottes. 

Die Blindheit, womit Israel geſchlagen iſt, dauert freilich noch fort, damit Gottes 
Weiſſagung erfüllt werde; allein durch feine unendliche Barmherzigkeit koͤnnen wir zum 
Theil die Werkzeuge werden zu ihrer Befreiung aus dieſem jammervollen und mitleids⸗ 
würdigen Zuſtande, damit ſie verſöhnet werden mit ihrem Schöpfer und theilhaftig der 
Erlöſung durch das Blut Jeſu Chriſti. 

So wollen wir denn eilen, ſtatt einer Religion, die, wie ſie jetzt gelehrt wird, weder 
zur wahren Liebe Gottes noch zur wahren Tugend 75 75 ihnen diejenige zu verfündigen, 
die allein dem gefallenen zur Wiedererlangung des Heiles aus ER Kraft unfähigen 


Menſchen die Pforte des Himmelreichs öffnet, die mit dem tiefen Verderben unſerer 
Natur uns zugleich die Nothwendigkeit der Erlöfung fühlen und begreifen laͤßt; die uns 
leitet im Glück, ſtuͤet und troͤſtet im Ungluͤck, die uns den Schöpfer und die Menſchen 
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lieben lehrt, und welche endlich dem demüthigen Chriſten die Gewißheit einer himmliſchen 
und ewigen Gluͤckſeligkeit ertheilt, weil durch Jeſu Chriſti Sieg dem Tode die Macht 
genommen und das Leben und unvergaͤngliches Weſen an das Licht gebracht worden iſt. 

Unſre beſtimmte und unerſchütterliche Abſicht bei dieſem Unternehmen iſt übrigens: 
nie und in keinem Falle andere als geiſtliche Mittel zur Beförderung der Sache, welcher 
wir dienen, anzuwenden. Wir werden zwar der beſondern Wohlthaͤtigkeit Einzelner 
niemals Hinderniſſe in den Weg zu legen ſuchen, aber wir find feſt überzeugt, daß eine 
Geſellſchaft, wie die unſrige, ſich nicht auf Bewilligung einzelner Geldunterſtützungen 
einlaſſen darf, ohne dem Zweck ihrer Stiftung weſentlich entgegen zu handeln. 

Wir ſchließen dieſe Darſtellung unſrer Anſichten und Geſinnungen mit dem demüthigen 
Gebete zu Gott, daß er die bisherige Verſaͤumniß ſeines Werkes gnaͤdig uns Wa 
und demſelben anjest in unſeren ſchwachen Händen fein Gedeihen ſchenken wolle, zur 
Verherrlichung feines eingebornen Sohnes, Jeſu Chriſti. 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 


2. 
Grundverfaſſung 
der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 


1. Unter dem Namen: Geſellſchaft zur Befoͤrderung des Chriſtenthums unter den 
Juden, iſt in Berlin ein Verein geſchloſſen fuͤr den Zweck, welchen dieſer Name ſelbſt 
anzeigt. 

2. So wie dieſe Geſellſchaft einen rein chriſtlichen Zweck hat, ohne alle irdiſche Neben⸗ 
abſichten, ſo wird ſie auch nur ſolche Mittel waͤhlen, die dieſes Zweckes, und der Wahr⸗ 
heit, die verbreitet werden ſoll, allein würdig ſind. Nie wird die Geſellſchaft durch 
irdiſche Vortheile, welche fie Juden vom Uebertritt zum Chriſtenthum hoffen ließe, Pro: 
ſelyten anlocken; ſondern wie der Herr und feine Apoſtel, durch Belehrung fie ber Wahr⸗ 
heit zu gewinnen ſuchen. 

3. Sie wird dazu alle Mittel anwenden, welche Erfahrung ſchon bewaͤhrt hat, oder 
in der Folge ſie lehren wird; ſie wird vor allem ſich angelegen ſein laſſen, die heiligt 
Schrift, ſonderlich das neue Teſtament und demnaͤchſt auch ſolche religioͤſe Schriften 
unter den Juden zu verbreiten, welche geeignet find, dieſelben zu der Ueberzeug ung zu 
bringen, daß Jeſus der Meſſias iſt, auf den die Verheißungen und Weiſſagungen des 
alten Teſtaments hindeuten, und in welchem ſie erfüllt worden ſind; auch uͤberall und 
wenn es nothwendig und zweckmäßig erfunden werden ſollte, durch Miſſionare und Agen⸗ 
ten dahin wirken, daß dieſe Ueberzeugung bei den erweckten Juden ſchriftgemaͤß begründet 
und ausgebildet und dieſelben zum wahren Glauben an Chriſtum, als den eingebornen 
Sohn Gottes gebracht werden, fo wie dieſer Glaube in dem apoſtoliſchen Glaubense 
bekenntniß ausgeſprochen und von der evangeliſch-chriſtlichen Kirche gelehrt wird, und zu 
allen Zeiten in der wahren chriſtlichen Kirche gelehrt wurde. 

4. Mitglieder der Geſellſchaft ſind alle die, welche ſie mit einem übernommenen 
Geldbeitrage von jährlich einem Thaler zum mindeſten unterſtuͤtzen. Wer weniger zu 

eben übernimmt, oder ohne beſtimmte Uebernahme einzelne Beiträge ihr giebt, wird von 
ihr als Wohlthäter dankbar anerkannt und genannt werden. 

5. Die Geſellſchaft laßt ihre Angelegenheiten durch ein Komité verwalten, welches für 
jetzt die zuerſt vereinigten und als ſolche hier unterzeichneten Mitglieder ſind. 

6. Es wird dies Komite einen Praͤſidenten, einen oder mehrere Vicepräfidenten, dann 
eine Anzahl Direktoren, wie das Beduͤrfniß dieſe beſtimmen wird, einen Schatzmeiſter 
a r drei oder auch mehrere Sekretaire haben, und aus dieſen Be⸗ 

en beſtehen. 

7. Das Komits behält fi vor: Ehren Mitglieder zu erwählen und aufzunehmen, 
welche den Berathungen des Komité beiwohnen koͤnnen, und gleich den Direktoren 
Stimme haben. 

8. Die Geſellſchaft wird ſuchen, außerhalb Berlin Zweiggeſellſchaften zu ſtiften, und 
mit ähnlichen Geſellſchaften, die für ihren Zweck ſchon beſtehen oder geſtiftet werden 
koͤnnten, in Verbindung zu treten. 

9. Das Komite wird in der Regel monatlich Einmal von dem Präfidenten, oder in 
deſſen Abweſenheit von dem aͤlteſten anweſenden Vicepräſidenten, verſammelt werden. 
So wie aber der Präfidirende die Verſammlung auch ausſetzen mag, fo wird er hingegen 
das Komite außerordentlich verſammeln, wenn die Geſchäfte es nöthig machen, oder 
wenn ein Direktor einen Antrag zu machen hat, der keinen Aufſchub leidet. | 

10. Der Schagmeifter beforgt die Einnahme und Ausgabe, und wenn ſolche etat⸗ 
mäßig gemacht iſt nach dem Beſchluſſe des Komité auf Anweiſung des Präfidenten von 
einem Sekretair mit unterzeichnet. 


— 
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11. Die Sekretaire haben Protokolle über die Verhandlungen jeder ordentlichen oder 
außerordentlichen Sitzung des Komits oder der ganzen Geſellſchaft zu führen. N 

12. Wenn eine Stelle im Komits erledigt wird, wählt das Komits einen Nachfolger, 
und zwar der Direktoren, Schatzmeiſter und Sekretaire aus den Mitgliedern der Geſell⸗ 
ſchaft; des Praͤſidenten aber und der Vicepräfidenten aus den Mitgliedern des Komite, 
durch Mehrheit der Stimmen, bei deren Gleichheit der Präfident entſcheidet. 

13. Es verfteht ſich, daß alle Mitglieder des Komite ihre Geſchäfte unentgeldlich ver⸗ 
richten, und ſo wie das Komité mit billiger Ruͤckſicht auf ihre Verhaͤltniſſe ſolche 
vertheilt. b 

14. Alle Jahre wird in der Regel eine allgemeine Verſammlung der Geſellſchaft ftatt 
haben, in welcher Bericht uͤber die Wirkſamkeit und Fortſchritte ertheilt wird; welcher 
Bericht nachher, nebſt der dargelegten Rechnung der Einnahme und Ausgabe, gedruckt 
und den Mitgliedern und Wohlthaͤtern zugeſchickt wird. 

15. Jedes Mitglied hat das Recht, dem Komite Vorſchläge und Anträge zu machen, 
welche es berathen und den Beſchluß dem Vorſchlagenden mittheilen wird. = 

Berlin, den 1. Febr. 1822. 

v. Witzleben, Theremin, Nicolovius, Roſe, v. Meyern, Anton Graf 

Stollberg-Wernigerode, Ancillon, Beckendorf, Bormann, Brunne⸗ 

mann, Couard, Marheinicke, Nikolai, Ritſchl, Roſenſtiel, Schmalz, 
Schulze, Ziehe, Dietrich, Focke, Tholuck, Haack, Broſe, Elsner. 


3. 
Comité 
der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 


Präfident. 

Herr von Witzleben, Generalmajor und General-Adjutant, Direktor des 3. Depar⸗ 
tements im Kriegsminiſterio, hinterm Gießhauſe Nr. 2. vu: 
Vice-Praͤſidenten. | 
Herr Nicolovius, wirklicher Geheimer Ober⸗Regierungsrath, Leipzigerſtraße Nr. 61. 
Herr Theremin, Hofprediger, Behrenſtraße Nr. 69. 
Anweſende Ehrenmitglieder. 

Herr von Meyern, Großh. Badenſcher Charge d’aflaire, 
Sir George Roſe, Großbrittaniſcher Geſandte. 
Herr Graf Anton Stollberg-Wernigerode. 

Direktoren. | 
Herr Ancillon, wirklicher Geheimer Legationsrath, Werderſche Markt Nr. 4. Herr 

Beckendorf, Geheimer Ober-Regierungsrath, Behrenſtraße Nr. 69. Herr Bor: 

mann, Lieutenant, Alexanderſtraße Nr. 61. Herr Brunnemann, Prediger, 

Heilige Geiſt-Kirchhof Nr. 5. Herr Couard, Prediger, Landsberger Straße Nr. 40. 

Herr Marheinicke, Dr. und Profeſſor, Taubenſtraße Nr. 3. Herr Nicolai, 

Konſiſtorialrath, Kloſterſtraße Nr. 64. Herr Ritſchl, Konſiſtorialrath, Biſchof⸗ 

ſtraße Nr. 5. Herr Roſenſtiel, Geheimer Ober-Finanzrath, Leipzigerſtraße Nr. 4. 

Herr Schmalz, Geheimer Juſtizrath, Georgenſtraße Nr. 17. Herr Schulz, 

Prediger, Neue Schoͤnhauſerſtraße Nr. 29. Herr Ziehe, Garniſonprediger, Kom⸗ 

mandantenſtraße Nr. 3. 

Sekretaire. 
Herr Dietrich, Stadtrath, Schleuſe Nr. 6. Herr Focke, Juſtizrath, Jeruſalemer⸗ 

ſtraße Nr. 1. Herr Tholuck, Profeſſor, Letzteſtraße Nr. 56. 

Bibliothekar. 
Herr Haack, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 11. 
Schatzmeiſter. 
Herr Broſe, Bangquier, Kloſterſtraße Nr. 87. 
Vice⸗Schatzmeiſter. 
Herr Elsner, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 40. 

Saͤmmtliche obengenannte Mitglieder des Komits der Geſellſchaft zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden und beſonders die Schatzmeiſter der Geſellſchaft, 
nehmen Beiträge fuͤr den Zweck derſelben an, welche von außerhalb kommend unter dem 
Rubro: „Geſellſchaft zur Befoͤrderung des Chriſtenthums unter den Juden“ erbeten 
werden. Außerhalb Berlin werden ſich nachgenannte Perſonen mit Annahme von Bei⸗ 
tragen gern befaſſen. 

In Angermuͤnde, Herr Apothekbeſitzer Bolle. In Altona, Herr Kaufmann 
J. C. Bahre. In Arnswalde, Herr Uhrmacher Marth. In Barth bei Stral⸗ 


Staatsrechtl. Vethältn. der J. — Den ganzen Staat betr. 113 


ſund, Herr v. Mevius. In Bachmann bei Memel, Herr Inſpektor Rhenius. 
In Bunzlau, Herr Oberlehrer und Prediger Henning. In Breslau, Herr Kauf: 
mann Starck. In Brenke nhofswalde, Herr W. Lange. In Kottbus, Herr 
Tuchfabrikant Zeidler jun. In Danzig Herr Dr. Med. Reinicke. In Dargun, 
Herr Broſemann. In Eisleben, Fraͤulein v. Polenz. In Freyſtadt in 
Schleſien, Herr Salzinſpektor Clauſſen. In Goͤrlitz, Herr Polizeiſekretair 
Schneider. In Grimma, Herr Amts⸗Steuer⸗Einnehmer Fuͤllkrus. In Glas⸗ 
hagen, Herr Lehrer Drews. In Goldberg in Schleſien, Herr Lederhaͤndler Huͤb— 
ner. In Glogau, Herr Paſtor Koͤhler. In Glindenberg bei Wolmirnädt, 
Herr Prediger Müller. In Heubuden bei Marienburg, Herr David Epp, Lehrer 
der Mennonitene Gemeinde, In Hirſchberg in Schleſien, Herr Senator Hillmer, 
In Königsberg in Preußen, Herr Prediger Ebel. In Liegnitz, Herr Diakon 
Anſorge. In Magdeburg, Herr Ferd. Silldorf. In Märkiſch⸗Fried⸗ 
land, Herr Oberprediger Gauffe. In Neiden burg in Preußen, Herr Oettinger. 
In Neudresden bei Sonnenburg, Herr Lehrer Jahr. In Neuſalz a. O., Herr 
Geheimerath Hillmer. In Neuwied, Herr Kaufmann Keetmann. In (Marg⸗ 
grabowa) Oletzko in Litthauen, Herr Kreis⸗Juſtiz⸗Amtmann Horn. In Orlof: 
ferfeld, Herr D Bergtholdt. In Poſen, Herr Juwelier Ahlgreen. In Sei⸗ 
denberg, Herr Magiſter Kley. In Soldin, Herr Maurermeiſter Liebenow. In 
Stettin, Herr Stadtrath Ledourx. In Stralſund, Herr Paſtor Koch, Herr 
Kaufmann Franck. In Wernigerode, Herr Paſtor Seegem und. In Weſel, 
Herr Kaufmann Hövel. (G. S. 1823. S. 117.) l a 

b) Allerh. K. O. v. 26. Febr. 1822, die bewilligte Portofreiheit für die 
Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden betr. 

Ich habe auf das Geſuch v. 21. d. M. der Geſellſchaft zur Verbreitung des Chriſten— 
thums unter den Juden fuͤr die Korreſpondenz derſelben die erbetene Portofreiheit be⸗ 
willigt, und den Präfidenten des General⸗Poſt⸗Amts, Geh. Staatsrath Nagler, da— 
nach angewieſen. | | 
Berlin, den 26. Febr. 1822. 

Friedrich Wilhelm. 
An den Comité der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Juden. 
(G. S. 1823. S. 125. n I 

c) Allerh. Beſtätigung der für die Tochtergeſellſchaften zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden gegebenen Beftimmungen; und die be: 
willigte Portofreiheit betr. v. 11. April 1823. 

Ich will die von der Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums unter den Zus 
den mit der Vorſtellung v. 2. d. M. eingereichten, für die Tochtergeſellſchaften, welche 
ſich ihr anſchließen, entworfenen Beſtimmungen hiemit beſtaͤtigen, und habe die erbetene 
Portofreiheit auch für dieſe Tochtergeſellſchaften bewilligt, und demgemäß den Gene: 
ral⸗Poſtmeiſter Nagler angewieſen. 

Berlin, den 11. April 1823. 
Friedrich Wilhelm. 
Beſtimm ungen 
Über das Verhaͤltniß der Berlinifchen Geſellſchaft zur Beförderung des Chriſtenthums 
unter den Juden zu ihren Tochtergeſellſchaften. 
9. 1. Das Verhältniß der Hauptgeſellſchaft zu den Tochtergeſellſchaften zur Befoͤr⸗ 
derung des Chriſtenthums unter den Juden beruht 

auf gemeinſames geordnetes Zuſammenwirken der ganzen Geſellſchaft, und auf Er⸗ 

haltung des reinen durch die Statuten ausgeſprochenen chriſtlichen Sinnes in der 
Geſammtthatigkeit; ferner 
auf Einheit in den Unternehmungen der einzelnen Geſellſchaften untereinander, 
und auf Uebereinſtimmung in den Formen und Mitteln zur Erreichung des Einen 
großen Zwecks, den ſie ſich vorgeſetzt haben, 

| ben, endlich einen Ueberblick der Thätigkeit und Wirkſamkeit aller Ge⸗ 
e sing 

d. 2. Jede Geſellſchaft, welche für den Zweck, den die Hauptgeſellſchaft hat, fich bi: 
det, und ſich dem angegebenen Verhältniß gemäß an dieſelbe anſchließt, wird von ihr als 
Tochtergeſellſchaft durch ſchriftliche Erklärung anerkannt, und macht ſich zu fol⸗ 
genden Bedingungen verbindlich: 

a) ihre Statuten der Hauptgeſellſchaft zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, und 
die Namen der Mitgliedek des Ausſchuſſes anzuzeigen; 


b) diejenigen Mittel, welche fie anwenden will, vorher der Hauptgeſellſchaft anzuge⸗ 
ben, und über ihren Werth das Gutachten derſelben zu erwarten, als: Wahl der 
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Miſſionarien, Verbreitung von Schriften, oder andere bisher noch unbekannte 
Huͤlfsmittel zur Erreichung des gemeinſamen Zweckes; 

c) ſich allen Anordnungen und Maßregeln zu unterziehen, welche die Hauptgeſellſchaft 
noch ins Kuͤnftige zu beſchließen für zweckmäßig erachten moͤchte, mit Rückſicht auf 
Oertlichkeit, Zeit und Umſtände. EI | 

$. 3. Jede ſich in anderen Formen verbindende Geſellſchaft, als die unſrigen find, aber 
zu demſelben Zweck, iſt Schweſtergeſellſchaft, deren Wirken die unſrige eine er⸗ 
freuliche Theilnahme widmen wird: jedoch ſind fie nur durch gefällige Benachrichtigun⸗ 
gen, und beliebige Mittheilungen ſich gegenſeitig zugethan, ohne weitere Verbindlichkeit. 

$. 4. Jede Tochtergeſellſchaft nimmt an den Rechten, Privilegien und Wohlthaten der 
Hauptgeſellſchaft Theil, als: Portofreiheit, Führung eines eigenen Siegels u. ſ. w.; 
auch darf ſie im Nothfall Unterſtützung, Vertretung und jeden Vortheil, welchen eine 
Gemeinſchaft gewährt, von derſelben gewaͤrtigen. | 

$.5. Um endlich einen genauen Ueberblick der Thätigkeit und Wirkſamkeit der ganzen 
Geſellſchaft zu erhalten, ſo werden die einzelnen Tochtergeſellſchaften jährlich einen Be⸗ 
richt über ihre Unternehmungen und über ihren damaligen Zuſtand der Hauptgeſellſchaft 
einreichen. Dieſer Bericht muß enthalten: ö | 

1) eine Angabe der Zahl der Mitglieder der Tochtergeſellſchaft mit namentlicher Auf⸗ 
führung der Mitglieder ihres Ausſchuſſes; 

2) eine Darſtellung ihrer Thaͤtigkeit in dem verfloſſenen Jahre; | 

3) eine Berechnung der Einnahme und Ausgabe, mit einer Rachweiſung des gegen⸗ 
waͤrtigen Kaſſenbeſtandes; a 

4) eine Angabe des Vorraths von Schriften, welche zur Vertheitung vorhanden ſind. 

Dieſe Jahresberichte müſſen gegen Ende des Dec. eines jeden Jahres eingehen. 
Berlin, den 5. Febr. 1823. n 
Das Komits der Geſellſchaft zur Befoͤrderung des Chriſtenthums unter den Juden. 
(G. S. 1823. S. 125.) | 
d) R. der K. Min. der G., U. und Med. Ang., ſo wie des J. (v. Al⸗ 
tenſtein, v. Schuckmann) v. 17. Mai 1827 an die K. Reg. zu Münſter. 
Uebertritt der Juden zum Chriſtenthume. | 
Die unterzeichneten Min. eröffnen der K. Reg. auf Ihren die Judentaufen betr. Be⸗ 
richt v. 3. März d. J., daß die Verf. v. 25. Sept. 1810 nach dem Inhalte der Allerh. 
K. O. v. 12. Sept. v. J.) allerdings für aufgehoben zu erachten iſt, da die Abſicht 
Sr. Maj. des Koͤnigs dahin gehet, den Juden durch Rückſichten, welche aus ihren buͤr⸗ 
1 Verhältniſſen hergenommen find, den Uebertritt zur chriſtlichen Kirche in Folge 
efferer religidfer ueberzeugung nicht zu erſchweren. Dagegen bleibt die Verpflichtung 
des die Taufe verrichtenden Geiſtlichen, durch gründlichen Unterricht dafuͤr zu ſorgen, 
daß der zu taufende Jude hinreichende Kenntniß der Lehren der chriſtlichen Religion er⸗ 
langt habe, wie dies in der Cirk. Verf. v. 7. Dec, 1819 sub 1—4 angeordnet i 2), ſte⸗ 
hen. Durch die Befolgung dieſer Vorſchrift wird mit Vermeidung jedes Gewiſſenszwan⸗ 
ges am zweckmäßigſten auf Vermeidung von Mißbraͤuchen hingewirkt werden. 
(Ann. XI. Nr. 53.) 9 
BB. Veränderung der Familiennamen beim Uebertritt. 
In Betreff der Annahme oder Veränderung der Familiennamen bei dem 
Uebertritte zum Chriſtenthum beſtimmte 
aa) die K. O. v. 13 Mai 1822, mitgetheilt durch R. des Min. d. Inn. 
v. 24. Mai 1822. und Publ. der K. Reg. zu Stralſund v. 7. Juni 1822, 
daß das gedachte Min. die von den zum Chriſtenthume übertretenden Ju⸗ 
den bei der Taufe anzunehmenden Familien Namen beſtätigen dürfe, es alſo 
nicht, wie die K. O. v. 15. April 1822 ) es in Betreff von Namens verän⸗ 
derungen überhaupt vorſchrieb, hierbei der K. Beſtätigung bedürfe. 
(Ann. VI. S. 375.) | * | 
bb) R. des K. Min. des Ian, (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. 
Pol.⸗Präſidium zu Berlin. Annahme anderer Familien⸗Namen der zum 


Chriſtenthume übertretenden Juden. 
Dem K. Pol. Präfidio wird auf den Bericht v. 17. v. M. eröffnet, daß dem aus 


1) Beide Beſtimmungen find nicht öffentlich bekannt gemacht. 
2) Auch dieſe Verf. iſt nicht gedruckt erſchienen. 
2) Siehe oben bei den polizeilichen Verhältniſſen. 


Staatsrechtl. Verhältn. der J. — Den ganzen Staat betr. 143 


Breslau gebuͤrtigen Israeliten N. N. zwar unbedenklich geſtattet werden kann, bei Ge⸗ 
legenheit des von ihm beabſichtigten Uebertritts zum Chriſtenthume einen andern Fa⸗ 
milien⸗Namen anzunehmen, dazu jedoch ein ſolcher gewählt werden muß, welcher nicht 
bereits — wie dies bei dem Namen „Muller“ und ähnlichen der Fall iſt — von gar vie⸗ 
len Familien geführt wird; was⸗ſchon an ſich als ein Uebelſtand anzuſehen iſt. 

(Ann. IX. S. 107.) ir. e No eu ‚aus 5 

(C. Iſt die Bedingung in Verträgen oder Teſtamenten, daß ein Jude 
nicht zum Chriſtenthume übertreten dürfe, von Gültigkeit? 

1), Diele Frage war ſchon vor Promulgation des A. L. R. ſehr ſtreitig!) 
und das Geh. Ob. Trib. erachtete in einem Erk. v. 28. Sept. 1807, wo 
der zur Entſcheidung kommende Fall aus einem vor Erlaß des L. R. errich: 
teten Teſtamente (vom Jahre 1774) originirte, dieſe in demſelben enthal⸗ 
tene Bedingung für gültig) | 

2) Allein ſchon die K. O. v. 4. Nov. 17868) entſchied, daß die in legt: 
willigen Verordnungen mit Zuwendung einer Erbſchaft, eines Vermächtniſſes 
oder eines andern Vortheils verbundene Bedingung, bei der jüdiſchen Reli 
gion zu beharren, oder nicht zur chriſtlichen Religion überzugehen, für nicht ge⸗ 
ſchrieben oder unverbindlich zu erachten. 7 

3) Die Vorarbeiten zum A. L R. enthalten hierüber Folgendes: 

Anfaͤnglich wollte man folgende Beſtimmungen in das neue Geſetzbuch aufnehmen: 
Gewiſſensfreiheit kann durch keinen Vertrag eingeſchraͤnkt werden, und ſind daher 
alle dahin abzweckende Verträge, mit Inbegriff der Verabredungen über Veränderung 
oder Beibehaltung einer Religion durchaus nichtig. 
In der Folge glaubte man dieſe Beſtimmung dahin modificiren zu muͤſſen, 
daß, wenn die Aenderung oder Beibehaltung eines Religions-Bekenntniſſes zur Bes 
dingung eines dagegen vertragsmaͤßig eingeraͤumten Vortheils gemacht worden, ohne 
Erfuͤllung dieſer Bedingung aus dem Vertrage nicht geklagt werden könne 
Man räumte alſo der conditio de mutanda vel non mutanda religione allerdings 
eine gewiſſe Gültigkeit ein. Nun aber griff Suarez die Sache wieder auf, und äus 
ßerte ſich folgendermaßen daruͤber: 
Es iſt von allen Seiten her zugegebener Satz, daß Gewiſſensfreiheit durch keine Ver⸗ 
träge eingeſchraͤnkt werden koͤnne. Daraus folgt unmittelbar, daß ſich Niemand durch 
Verträge zur Annehmung oder Beibehaltung einer Religion verpflichten koͤnne. Oben 
im Titel von Willenserklaͤrungen iſt der Grundſatz angenommen: Alles, wozu ſich 
Jemand nach den G. nicht verpflichten darf, kann einer Willenserklärung als Bedin⸗ 
gung nicht beigefügt werden. Iſt dieſer Satz richtig, fo folgt weiter, daß die conditio 
de retinendu, eben fo wie die de mutanda relig'one pro impossibili zu achten ſei. 
Ob eine ſolche conditio impossibilis die Willenserklärung vitiire, oder ob fie pro 
non adjeeta geachtet werde, iſt oben im Generaltitel zur näheren Beſtimmung, nach 
den verſchiedenen Arten der Willenserklaͤrungen ausgeſetzt Nach bisheriger Theorie 
macht conditio impossibilis den Kontrakt, welchem ſie beigefuͤgt worden, null; in 
ultimis voluntatibus wird fie pro non adjeeta erachtet ..... Nach vorſtehender 
Theorie ift die conditio de mutanda und die de retinendu religione, impassibilis; 
fie vitiirt alſo den Kontrakt. Daraus folgt, daß nicht nur ... ohne Erfüllung der 
Kondition nicht geklagt werden Tonne? ſondern uberhaupt, daß aus einem ſolchen 
Kontrakt gar nicht, auch nicht, wenn die Bedingung erfüllt worden, geklagt werden 
koͤnne. Es folgt ferner, daß, wenn der Kontrakt ob impossibilitatem conditionis 
null iſt, derjenige, der etwas daraus gezahlt oder geleiſtet hat, ſolches ... conditione 
SINE causa, ob turpem causam repetiren könne. Und dieſe Theorie harmonirt voll⸗ 
kommen mit dem allgemeinen Grundſatz, daß Niemanden Motive gegeben werden ſol— 
len, in einer ſo wichtigen Sache, als die Religion iſt, gegen ſeine Ueberzeugung zu 
handeln, id est zu heucheln. Denn kann ein ſolcher Kontrakt gar keinen efleetus;pro: 
duciren, fo wird ſich auch Niemand durch angebotene Vortheile verleiten laſſen, eine 
Religion gegen ſeine ueberzeugung anzunehmen oder beizubehalten, weil er weiß, daß 
er zum Genuß dieſer Vortheile doch nicht gelangen, und im Beſitz derſelben niemals 
ſicher ſein kann. 70 n. | 7200 


1) Hymmens Beiträge Bd. V. S. 144. | 

3) Dieſer Rechtsfall iſt mit den vollftändigen Erk. in Mathis Monatsſchrift Bd. 4. 
S; 237—297 und Bd. 5. S. 137—148 abgedruckt. 

) N. C. C. Tom. VIII. S. 197. Rabe Bd. 1. Abth. 7. S. 530. 
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Aebnlich drückte ſich Klein bei dem Titel von letztwilligen Verordn. aus, indem er ſagt: 
daß man die Veränderung der Religion für ſchädlich halt, kann wohl nur daher kom⸗ 
men, weil man vorausſetzt, daß ſolches aus eigennügigen Beweggruͤnden geſchehe. 
Beibehaltung der väterlichen Religion iſt ſo wenig eine Tugend, als die Veränderung 
derſelben ein Laſter iſt. Das erſtere geſchieht gewohnlich aus Traͤgheit oder Indiffe⸗ 
J ;rentismus, und beides ſehr oft aus Eigennutz. Kur die Beweggründe ſind es alſo, 
welche die Beibehaltung oder Veränderung der Religion loͤblich oder ſchaͤndlich ma⸗ 
chen. Ich begreife alſo nicht, warum es nur ſchaͤndlich fein ſoll, die Religion aus Ei: 
gennutz zu verändern, und warum der nämliche Vorwurf nicht auch den treffe, der die 
Religion, in welcher er erzogen iſt, aus Eigennutz heuchelt. Ich gebe zwar zu, daß es 
© eine lobenswerthe Beſcheidenheit Tei, wenn der Zweifler, aus Furcht, Aergerniß zu ge⸗ 
ben, feine Zweifel da, wo er keine Belehrung hoffen kann, zurückhalt; aber ich finde 
es gleich niederträchtig, Geldes wegen die Religion zu heucheln oder zu verlaͤugnen. 
» Nicht, als ob ein Menſch, der Zweifel gegen einige Artikel ſeiner Konfeſſion hat, da⸗ 
(rum gleich von der Gemeine abtreten muͤſſe ... Aber wenn ein Proteſtant in ſeinem 
Herzen katholiſch wäre oder umgekehrt, fo wäre es ſchaͤndlich, wenn er die Religion 
nicht verändern wollte. | | 
Hiernach wollte Suarez die verſchiedenen Wirkungen der conditio de mutanda vel 
retinenda religione genau beſtimmen, man begnuͤgte ſich indeſſen in der Folge mit den 
allgemeinen Vorſchriften des Landrechts I. 4. 55. 9. 136— 138. I. 5. 58. 227. 228. 1. 
12. 8.63. — Es erhellt übrigens aus den vorſtehenden Xeußerungen der Redaktoren, 
was mit dem F. 9 gemeint iſt, die K. O. v. 12. Juni 1804 hat denſelben auch ſchon 


Aa 


` früher fo deutlich gefunden, daß fie eine nachgeſuchte Deklaration zuruͤckgewieſen hat. 


(G eſetzreviſion, Motive zu §. 9. des Entw. S. 17—23.) 

4) Das A. L. R. ſelbſt entſchied die Frage Thl. 1. Tit. 4. §. 9, ferner 
Tit. 8. §. 9 136. Tit. 12. §. 63 und Thl. II. Tit. 11.88. 1. 2, welche 
sub 7 zu vergleichen ſind, nicht vollkommen deutlich; wohl iſt dies aber in 


einer Beziehung | 

5) durch die K. O. v. 12. Juni 1804 nebſt R. v. 16. ej. geſchehen, wo⸗ 
nach der Mebertritt oon der jüdiſchen zur chriſtlichen Religion, die dem Ue⸗ 
berlebenden mittelſt Teſtaments überlaſſene Nutznießung der mit einem Fi⸗ 


deikommiß belegten Erbſchaft, nicht aufhebt. 

Mein lieber Großkanzler von Goldbeck! Auf Euren Bericht v. 6. d. M., uͤber die an⸗ 
bei zurückgehende Eingabe des Juſt.⸗Kommiſſarius ꝛc., worin derſelbe im Auftrage eini⸗ 
ger Erben des verſtorbenen .... und in Bezug auf den 9. Art. des Teſtaments des 
letzteren, darauf anträgt, daß Ich ſelbſt eine allgemeine geſetzliche Entſcheidung daruͤber 
geben moͤge, ob ein Nutznießer oder Anwärter des Fideikommiſſes, wenn er jetzt zur chriſt⸗ 
lichen Religion uͤbergeht, dieſerhalb vom Fideikommiſſe ausgeſchloſſen werden koͤnne, 
oder ob ihm die Nutzung und Anwartſchaft dieſes Fideikommiſſes dennoch nach wie vor 
gelaſſen werden muͤſſe? gebe Ich Euch hierdurch zu erkennen, wie Ich aus den von Euch 
angezeigten Gründen mit Euch darin vollig einverſtanden bin, daß es der erbetenen Ent⸗ 
ſcheidung um deshalb nicht bedarf, weil die Frage, welche dadurch außer Streit geſetzt 
werden ſoll, bereits durch die Landesgeſetze klar und deutlich entſchieden iſt. Ich SE 
mige daher nicht nur, daß Ihr den .. . dahin beſcheidet, daß, da der in Frage ſeiende 
Fall in den Geſetzen zum Vortheil ſeiner Konſtituenten beſtimmt entſchieden ſei, es der 
Abfaſſung und Promulgation des ſpeziellen, dieſe Frage für ſeine Konſtituenten entſchei⸗ 
denden Geſetzes nicht bedürfe, ſondern trage Euch auch auf, den betr. Gerichtshöfen, um 
ſich künftig in vorkommenden Fällen darnach zu achten, davon Kenntniß zu geben, indem 
Ich es Euch uͤberlaſſe, in Gemäßheit deſſen, das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Charlottenburg, den 12. Juni 1804. 
Friedrich Wilhelm. 


6) R. v. 16. Juni 1804. | 
Der Juſtiz⸗Kommiſſarius ... hat in der abſchriftlich beigehenden Immediat⸗Vor⸗ 
ſtellung v. 9. v. M. auf eine allgemeine gefegliche Entſcheidung darüber angetragen: 
z ob ein Nutznießer oder Anwarter des von dem verſtorbenen errichteten Fideikommiſſes, 
de wenn er jetzt zur chriſtlichen Religion übergeht, dieſerhalb von demſelben ausgeſchloſſen 
h ee ds oder ob ihm die Antwartſchaft auf daſſelbe nach wie vor gelaſſen wer⸗ 
en müſſe. 

Da wir inzwiſchen auf den von dem Großkanzler deshalb erforderten und erſtatte⸗ 
ten, abſchriftlich gleichfalls anliegenden Bericht v. 6. d. M., mittelſt der gleichfalls in 
Abſchrift beigehenden K. O. v. 12. d. M., feitzufesen geruht haben: daß, da der in 
Frage ſeiende Fall in den G. zum Vortheil des .. ntſchieden ſei, es der Abfaſſung und 


Promulgation des ſpeziellen, dieſelbe für die letztern entſcheidenden G. nicht beduͤrfte; ſo 
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laſſen Wir Euch ſolches zu Eurer Nachricht und Achtung bekannt machen, und befehlen 
Euch in etwa vorkommenden Fällen Euch danach sententionando zu achten. 

Berlin, den 16. Juni 1804. ? fi 
Auf Sr. K. Maj. allergnädigften Spezial⸗Befehl. 


N. A. Bd. 4. S. 86. — Rabe Bd. 8. S. 101. Nuien.n 
7) Der in dieſer K. O. erwähnte und zum Verſtändniſſe derſelben erfor⸗ 
derliche Immediat⸗Bericht des Juſt. Min. v. Goldbeck v. 6. Juni 1804 


lautet dahin: | | 

Der Juſtiz⸗Kommiſſarius ꝛc. hat im Auftrage einiger Erben des verſtorbenen Schuß: 
juden ꝛc. Ew. K. Maj. in der anbei allerunterthäniaft zuruͤckgehenden Eingabe v. 9. d. 
M. éi 9. Art. des Teſtaments abfchriftlich eingereicht, in welchem unter andern verord⸗ 
net ift: | | 1 a 

daß den ernannten Fiduciarien freiſtehen ſolle, einen zur Sukzeſſion kommenden, be⸗ 

reits aufzunehmenden Fiduciarium, wenn derſelbe die moſaiſchen G. oder gar die Re⸗ 

ligion ſeiner Väter verlaſſen ſollte, auf eine zeitlang, und wenn derſelbe ſich binnen 

zwei Jahren nicht gebeſſert habe, vom Fideikommiſſe ganzlich auszuſchließen. 

Der ꝛc. nimmt aus dieſer Dispoſition des Erblaſſers, in ſeiner gedachten Vorſtellung 
und dem derſelben beigefügten Promemoria, welche ich Ew. K. Maj. anliegend gleich⸗ 
falls allerunterthäniaft zuruͤckuͤberreiche, die Beſorgniß her, daß beim Eintritt eines ſol⸗ 
chen Falles, welcher theils durch den Uebertritt der geſchiedenen Ehefrau ꝛc. zur chriſtli⸗ 
chen Religion ſchon vorhanden ſei, theils annoch eintreten werde, die Fiducigrien ſich für 
berechtigt halten duͤrften, ſolche gegen die Uebertreter derſelben zur Wirklichkeit zu brin⸗ 
gen. Das einzige Mittel, ſeine Konſtituenten dagegen ſowohl, als gegen den ihnen dar⸗ 
aus entſtehenden Schaden durchaus ſicher zu ſtellen, glaubt er nur in Ew. K. Maj. 
Allerh. unmittelbaren Entſcheidung daruͤber zu finden, HAAS 

ob ein Nutznießer oder Anwarter des Fideikommiſſes, wenn er jetzt zur chriſtlichen Re⸗ 

ligion uͤbergehe, deshalb von demſelben ausgeſchloſſen werden koͤnne oder nicht. 

Er bittet daher allergehorſamſt um die Ertheilung derſelben und hat in dem er⸗ 
waͤhnten Promemoria die Gründe entwickelt, aus welchen er dafür hält, daß ſolche nicht 
anders als verneinend ausfallen duͤrfte. Ew. K. Maj. mir ertheilten Allerh. Befehl 
zufolge, nehme ich keinen Anftand, darüber den erforderten Bericht allergehorſamſt hier⸗ 
mit zu erſtatten, und bemerke zu dem Ende zuvörderſt, wie es der gebetenen Allerh. Ent⸗ 
ſcheidung mir um deshalb nicht zu beduͤrfen ſcheint, weil die Frage, welche dadurch 
außer Streit geſetzt werden ſoll, bereits durch die Landesgeſetze meines Erachtens klar 
und deutlich entſchieden iſt. Zur Unterſtuͤtzung dieſer Behauptung gehe ich zuvoͤrderſt, 

1) davon aus, daß der verſtorbene ꝛc. in ſeinem Teſtamente nicht etwa den Verluſt 
an der Nutznießung des von ihm geſtifteten Fideikommiſſes beim Uebertritt des einen 
oder des andern der Percipienten zur chriſtlichen Religion beſtimmt vorſchreibt, ſondern 
vielmehr die Entſcheidung daruͤber der Willkühr der Fiduciarien anheimſtellt. Es iſt 
alſo "gegenwärtig die Rede von einer, in künftig etwa vorkommenden Fällen erſt zu er⸗ 
wartenden Entſcheidung dieſer Fiduciarien, und dies vorausgeſetzt, ſcheint es keinem 
Zweifel unterworfen zu ſein, daß die Beurtheilung der Rechtsbeſtändigkeit der letztern 
nur nach den Landesgeſetzen erfolgen könne und daß in ſofern dieſe ſolche einſchränken 
oder in ſofern fie zum Nachtheil des zur hrifilichen Religion uͤbergetretenen Nutznießers 
ausfallen ſollte, für ungültig zu erklären, die ernannten Schiedsrichter ſich darnach zu 
achten ſchuldig ſind, und im entgegengeſetzten Falle dem Ausſpruch derſelben keine ver: 
bindliche Kraft bewilligt werden duͤrfte. Es ſchreibt aber IB 
2) das A. L. R. im 11. Titel des 2. Theiles und 1. und 2. A8. ganz beſtimmt vor: 
daß die Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und goͤttlichen Dingen, der 

Glaube und der Gottesdienſt kein Gegenſtand von Zwangsgeſetzen ſein können und 
den Een eine vollkommene Glaubens: und Gewiſſensfreiheit geſtattet wer: 
* ez b Win zer ` 
es verordnet ferner im 8. Tit. des 1. Thl. A. 9 und 136, Da anıa 
daß Gewiſſensfreiheit durch keine Willenserklärung eingeſchränkt werden, und daß 
dasjenige, was ſelbſt kein Gegenſtand einer Willenserklärung ſein kann, Niemandem 
als eine Bedingung auferlegt werden koͤnne, Wë 
und es wird endlich im 12. Tit. des angeführten Thl. in Verbindung mit dieſer letztern 
Vorſchrift d. 68 beſtimmt feſtgeſetzt: num 
daß alles, was nach den G. einer Willenserklärung als guͤltige Bedingung nicht bet: 
gefügt werden dürfe, wenn es in letztwilligen V. einem Erben oder Legatario gleich⸗ 
wohl auferlegt; worden, fuͤr nicht beigefügt angeſehen werden ſolle. | 

Hiernach ift es denn alfo | nia OI 

J) klar, daß die ꝛc. Fiduciarien, in ſofern ſie bei dem Uebertritt eines oder des on: 


von Goldbeck. 
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dern derſelben zur chriſtlichen Religion, ihn deſſenohngeachtet vom Fideikommiß ausſchlie⸗ 

ßen wollten, dieſe ihre Entſcheidung offenbar den angefuͤhrten Landesgeſetzen zuwiderlau⸗ 

fen, mithin null und nichtig und ohne rechtsgültige Wirkung für den von ihnen Ausge⸗ 

ſchloſſenen ſein würde. | . N 78 
Der einzige Zweifel dagegen könnte 

4) nur darin geſucht und gefunden werden, daß das Teſtament des verſtorbenen 
worauf ſich die jetzt in Frage kommende Befugniß der Fiduciarien gründet, ſchon den 
23 Okt. 1774 errichtet iſt. ö . 

Meines Erachtens wird nun zwar derſelbe dadurch, daß dem oben angeführten zufolge 
jetzt erſt eine Entſcheidung erfolgen ſoll und eben deshalb nur nach den Landesgeſetzen er⸗ 
folgen kann, hinlänglich widerlegt. Allein die Intereſſenten koͤnnen ihn auf feinem 
Werthe oder Unwerthe beruhen laſſen, ohne deshalb für ihre Gerechtſame etwas fürch⸗ 
ten zu duͤrfen; denn in den gemeinen, zur Zeit des errichteten Teſtaments, beſtandenen 
Rechten iſt die Frage, | * 

ob ein Teſtator befugt ſei, den Abfall von der väterlichen Religion an einen Verluſt 

zeitlicher Güter zu knüpfen, Cainin Yun i 
durch kein G. beſtimmt entſchieden, ſondern nur die Rechtslehrer ſtreiten darüber, von 
welchen einige die bejahende, andere die verneinende Meinung behaupten. Bei einem in 
dieſer Beziehung entſtehenden Rechtsſtreite würde man alſo zum Behuf der Entſcheidung 
deſſelben immer auf die Vorſchrift des 9. 9. des Publ. Pat. v. 5. Febr. 1794 zurückkom⸗ 
men muͤſſen, nach welcher, ) 

wenn die auf den ſtreitigen Fall anzuwendenden G. dunkel und zweifelhaft find, der: 

jenigen Meinung der Vorzug gegeben werden ſoll, welche mit den Vorſchriften des L. 

R. übereinſtimmt: | 
und es würde alſo darnach die Entſcheidung zum Vortheil der zur chriſtlichen Religion 
übergetretenen Fideikommiß⸗Intereſſenten keinen Augenblick zweifelhaft fein koͤnnen. 

Eben aus dieſem Mangel einer geſetzlichen Beſtimmung der gemeinen Rechte ruͤhrte es 
her, daß der Prozeß der Geſchwiſter ... wider die Gebruͤder .. . beten der ... in ſei⸗ 
nem Promemoria erwähnt, im Jahre 1786 in der Reviſionsinſtanz, mit Aufhebung der 
beiden, die erſteren beguͤnſtigenden Erk. des Kammergerichts, vom Ob. Trib. zum Vor⸗ 
theil der letzteren entſchieden wurde. Eben ſo wenig haben 


5) die Fideikommiß⸗Intereſſenten von der in dem Promemoria des . angeführten 
K. O. v. 20. Okt. 1786, theils in Hinſicht auf die Dispoſition des . 2. des angefuͤhr⸗ 
ten Publ.⸗Pat., theils um deshalb zu fürchten, weil die, die erſte erläuternde und naͤ⸗ 
her beſtimmende Allerh. K. O. v. 4. Sept. d. J. ausdrücklich feſtſetzt: | 

daß von nun an in allen von Erblaſſern juͤdiſcher Nation künftig zu errichtenden, fo 

wie in den noch nicht publizirten Teſtamenten und andern letztwilligen Dispofitionen, 

die mit Zuwendung einer Erbſchaft, eines Vermaͤchtniſſes oder andern Vortheils ver⸗ 
bundene Bedingung, wenn der Erbe oder Legatarius bei der juͤdiſchen Religion be⸗ 
harren, oder wenn er zur chriſtlichen Religion nicht uͤbergehen wuͤrde, für nicht ge⸗ 
ſchehen und unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbſchaft oder Legat demjeni⸗ 
gen, welchem ſie zugedacht worden, ohne daß derſelbe an dieſe Bedingungen gebunden 
ſei, verabfolgt und gelaſſen werden Tote," Lu m au 
- Zen wenigſten kann denſelben aber endlich, wie der ... in feinem Promemoria be⸗ 
uͤrchtet, 
6) ein Vortheil daraus erwachſen, daß nach dem Inhalte des Teſtamentes 

alle Streitigkeiten zwiſchen den Fiduciarien, welche die Auslegung und Ausuͤbung 

deſſelben, das Fideikommiß und überhaupt den Nachlaß betreffen, ſchlechterdings nicht 

vor Gericht gebracht werden duͤrfen, ſonderu lediglich nach Mehrheit der Stimmen 
der Fiduciarien ſelbſt mit Zuziehung eines ſogenannten Schiedsrichters juͤdiſcher Na⸗ 

tion abgemacht und entſchieden werden müffen! `" © d 

Denn wie groß auch immer die Macht des Teſtatoris in Uebertragung der Befug⸗ 
niß zur Auslegung ſeines letzten Willens ſein mag, niemals kann ſie ſich dahin erſtrecken, 
eine Beſtimmung oder eine Entſcheidung derſelben, welche dem klaren Buchſtaben des 
G. zuwiderläuft, dergeſtalt gültig machen, daß davon kein Rekurs an die vorgeſetzte ge⸗ 
richtl. Behörde ſtattfinde. Was endlich die erwähnten Schiedsrichter juͤdiſcher Nation 
betrifft, welche dabei zugezogen werden ſollen, ſo wuͤrde der Ausſpruch derſelben, in: fo: 
fern er gegen ein klar entſcheidendes Landesgefetz gerichtet waͤre, nach naͤherer Beſtim⸗ 
mung der G. O., im $. 172. des 2. Tit 1. Thls. geradezu nichtig fein, und den ausge⸗ 
ſchloſſenen Fideikommiß⸗Intereſſenten ſtuͤnde zufolge des A. 174 frei, ſich nach eröffnetem 
Ausſpruche ſofort an den ordentlichen Richter zu wenden. 

Aus dieſen Gründen ſtelle ich demnach Ew. K. Maj. anheim, ob der ... auf ſein Ge⸗ 
ſuch dahin zu beſcheiden ſein duͤrfte: 

daß, da der in Frage ſeiende Fall in den G. zum Vortheil feiner Konſtituenten be⸗ 


* 
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ſtimmt entſchieden ſei, es der Abfaſſung und Promulgation des ſpeziellen, dieſe Frage 
für feine Konſtituenten entſcheidenden Geſetzes nicht bedürfe. 
(N. A. Bd. 4. S. 86. Rabe. Bd. 8. S. 197.) 

8. Die Geſetzreviſoren folgern aus den sub Nro. 3 mitgetheilten 
Materialien zum Landrecht, daß die Redaktoren die Abſicht gehabt hätten, 
die Bedingung, die Religion zu ändern oder nicht zu ändern, als eine mo⸗ 
raliſch unmögliche anzuſehen, welche einen Vertrag vitiire, und in letztwil⸗ 
ligen Verordnungen als nicht beigefügt zu erachten fei. Dieſelbe Anſſcht 
ſei auch vor und nach dem Erſcheinen des A. L. R. (K. O. v. 4. Nov. 1786 
und 12. Juni 1804 ſ. oben) Allerhöchſten Orts als die richtige anerkannt 
worden. In Rückſicht auf das Trib.⸗Erk. v. 28. Sept. 1807 (ſ. oben), 
welches das Gegentheil der Beſtimmung der K. O. v. 4. Juni 1804 ange⸗ 
nommen hatte, äußert ſich der Reviſor dahin: 

In den eingeſehenen Relationen iſt ausgeführt, daß zwiſchen den Bedingungen die 
Religion zu ändern und nicht zu ändern, ein weſentlicher Unterſchied ſeiz daß im 
Leben das Letztere die Regel, das Erſtere die Ausnahme bilde; daß ein Religionswechſel 
meiſtens aus gewinnfüchtigen Abſichten erfolge und daher ſchon an und fuͤr ſich etwas 
Gehäſſiges habe; daß man aber eben deswegen um fo weniger Veranlaſſung finden 
könne, einen Erblaſſer in der Befugniß zu beſchraͤnken, demjenigen, welchem er gewiſſe 
Vortheile zuwende, einen Beweggrund an die Hand zu geben, die Religion ſeiner Väter 
nicht gewiſſenlos zu verlaſſen. — Dann iſt weiter ausgeführt, daß der §. 9. Tit. 4. 
Th. I. des A. L. R., welcher blos der Gewiſſensfreiheit erwähnt, keineswegs nothwen— 
dig auf das Glaubensbekenntniß bezogen werden muͤſſe; daß Gewiſſensfreiheit und öffent: 
liches Glaubensbekenntniß ganz verſchiedene Dinge ſeien; ja daß das beſtehende Geſetz 
Einſchränkungen der Gewiſſensfreiheit kenne; wenn man dabei alle von dem Glaubens- 
bekenntniß abhängige zeitliche Vortheile berückſichtige, fo gebe die Religionsänderung 
nach $. 108. Tit. 1. Th. II. des A. L. R. einen Grund des Rücktritts vom Ehegelöb⸗ 
niß, und in ſofern ſich jüdiſche und chriſtliche Religion gegenuͤberſtehen, ſogar einen 
Eheſcheidungsgrund; F. 36 u. 715 1. c.: fo habe ferner das Kloſtergeluͤbde, wenn es 
nicht als nichtig angefochten werden könne, und ſelbſt in dieſem Falle hinſichtlich der 
Nutzungen fuͤr denjenigen, der nicht ferner daran gebunden ſein wolle, den Verluſt ge⸗ 
wiſſer dem Kloſter zugefallenen Vortheile zur Folge; A. L. R. Th. II. Tit. 11.88.1178. 
1179. 1201. 1206— 1209. Der Hauptentſcheidungsgrund des Erkenntniſſes v. 28. 
Sept. 1807 ift indeß darin geſetzt, daß das frühere Reviſionserkenntniß in eben derſel⸗ 
ben Moſes Iſaak Fliesſchen Fideikommiß⸗Sache v. 28. Sept. 1786 durch die K. O. v. 
20. Okt. 1786 ausdrücklich gebilligt worden, und in der K. O. v. 4. Nov. 1796 nur fuͤr 
künftig zu errichtende oder doch noch nicht publizirte Teſtamente verordnet ſei, daß die 
in Rede ſtehende Verbindung fuͤr nicht geſchrieben zu achten. 

Wir wiſſen gegen die angeführten Gründe nichts Beſſeres anzuführen, als was ſchon 
die Verfaſſer des A. L. R. geſagt haben: Wenn es ſchaͤndlich iſt, um zeitlicher Vortheile 
willen feine Religion zu ändern, und wenn es gleich ſchaͤndlich iſt, aus Rückſicht auf ſol⸗ 
chen Gewinn zu einem andern Glaubensbekenntniß überzugehen, oder gegen ſeine Ueber⸗ 
zeugung bei dem bisherigen zu bleiben, ſo darf eine dahin abzielende Willenserklärung 
vom Geſetzgeber nicht geſchützt werden, und als Bedingung betrachtet, muß ſie den mo⸗ 
raliſch unmöglichen beigezaͤhlt werden. Weil man aber die Faſſung des Textes nicht 
zweifellos gefunden hat, fo haben wir im g. 9 unſeres Vorſchlags ſchlechthin geſagt: 
Willenserklaͤrungen, durch welche Jemand zur Annahme oder Beibehaltung einer ge⸗ 
wiſſen Religion verpflichtet werden ſolle, ſeien nichtig. Der Gewiſſensfreiheit, wovon 
in den 88. 1—4. Tit. 11. Th. II. des A. L. R. die Rede iſt, glaubten wir außerdem 
hier nicht erwähnen zu duͤrfen; denn dieſelbe iſt, ſofern man lediglich an das geiſtige 
Leben des Menſchen denkt, etwas Inneres, und kann nur ein Gegenſtand der Geſetz⸗ 
gebung werden, in ſofern etwas äußerlich Erkennbares hinzutritt. Dies aber beſteht, 
ſo weit davon civilrechtliche Folgen abhängig gemacht werden können, eben darin, daß 
ſich Jemand zu der einen oder andern Religion öffentlich bekennt. 

(Geſetzrev. a. a. O. Mot. zu g. 9 des Entw. S. 17-23.) 
9) Auch Graͤvell 1), Bielitz?) und Bornemann) verneinen obige 


Frage. 


1) Generaltheorie der Verträge S. 6. Note + 
2) Kommentar Bd. 1. S. 4. 411. 
2) Rechtsgeſchaͤfte S. 89. Syſtem Bd. 1. S. 287. Note, 
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DD. Ob der Uebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur chriſtlichen Religion 
einen Eheſcheidur gegrund abgebe, darüber vergl. Th. II. Abth. II. Ab⸗ 
ſchn. I. Kap. I. sub I. | | 


EE. Einfluß des Uebertritts zum Chriſtenthum auf die 
Privat⸗Rechts Verhältniſſe des Konvertiten. 

Aus dem allgemeinen Satze, daß der Jude durch ſeinen Uebertritt zum 
Chriſtenthume in ſtaats⸗ und privatrechtlicher Beziehung vollkommen gleiche 
Rechte mit den chriſtlichen Staatseinwohnern erlangt, wurde 

1) der nachfolgende Rechtsſatz gerechtfertiger, der durch die drei gleich— 
lautenden Erkenntniſſe des Stadtgerichts zu Marienwerder v. 18 April 
1826, des erſten Senats des O. L. Ger. zu Marienwerder v. 23. Dec. 
1826 und des Geh. Ob. Trib. v. 28. Nov. 1827 ausgeſprochen wurde: 
Wenn jüdiſche Eheleute, welche nach den für fie geltenden jüdiſchen Ritual: 
geſetzen, mithin nicht in Gütergemeinſchaft lebten, zur Zeit ihres Uebertritts 
zum Chriſtenthume, an einem Orte wohnen, wo die Gütergemeinſchaft für 
chriſtliche Eheleute ihres Standes gilt; ſo wird durch dieſen Uebertritt Ge⸗ 
meinſchaft der Güter unter ibnen eingeführt. 

(Simon u. v. Strampff Rechtsſpruͤche Bd. 2. S. 283289.) x 


2) Das Juſtizmin. hat dieſelbe Anſicht in dem R. v. 3. Jan. 1810 


entwickelt. 


Friedrich Wilhelm, König ꝛc. Unfern ꝛc. Auſ die in Eurem Berichte v. 9. Dec. pr. 
auſgeſtellten beiden Fragen, welche ſich auf einige aus dem Uebertritte von der juͤdiſchen 
zur chriſtlichen Religion entſtehende rechtliche Folgen beziehen, ertheilen Wir Euch hier⸗ 
mit den Beſcheid: | | L Le E 

1) Was zuerſt die auf eheliche Guͤtergemeinſchaft ſich beziehende Frage betrifft, fo iſt 
allerdings in Beziehung auf die bei der Einſchreitung der Ehe entſtandenen Rechte der 
Uebertritt juͤdiſcher Eheleute zur chriſtlichen Religion eben ſo anzuſehen, als ob dieſelben 
ſich erſt neuerdings an dem Orte ihres Aufenthalts als chriſtliche Eheleute niedergelaſſen 
hätten, weil das, was im $. 352. Tit. 1. Th. I. des A. L. R. von der Veränderung des 
SEN gefagt wird, nach §. 353 auch von der Veränderung des Gerichtsſtandes 
gelten ſoll. ` 

An vielen Orten wird durch die Veränderung der Religion wirklich auch der Gerichte: 
ſtand verändert; aber wenn auch eine ſolche Veränderung des perſönlichen Gerichts⸗ 
ſtandes nicht eintritt, iſt doch mit dieſer Veränderung gerade diejenige Verſchiedenheit 
der Rechte verbunden, in deren Rückſicht die Veränderung des Gerichtsſtandes von Fol⸗ 
gen iſt. Es muß daher das jüdiſche Ehepaar bei der Religionsveränderung eben das 

eobachten, was die Geſetze bei der Veränderung des Wohnſitzes vorgeſchrieben haben. 


2) Was die vor Annahme der chriſtlichen Religion erlangte Großjährigkeit betrifft, ſo 
kann ein ſchon vor dieſer Religionsveränderung erlangtes Recht durch dieſelbe nicht wie⸗ 
der ruͤckgaͤngig werden. Daher findet auf dieſen Fall die Vorſchrift des 8, 104 der Ein⸗ 
leitung zum A. L. R. keine Anwendung, denn die Großjaͤhrigkeit iſt keine auf das Ju⸗ 
denthum beſchränkte Eigenſchaft, und was einmal waͤhrend des Judenthums erworben 
worden, geht durch die Ablegung deſſelben nicht verloren. Es bleibt alſo der, welcher 
während des Judenthums großjaͤhrig geworden iſt, großjaͤhrig, wenn er auch nach ſei⸗ 
nem uebergange zur chriſtlichen Religion ſich noch in einem Alter befindet, in welchem er, 
wenn er in der chriſtlichen Religion verharret wäre, noch minderjaͤhrig fein wuͤrde. 

Hiernach habt Ihr das dortige Stadtgericht zu beſcheiden. Sind ꝛc. 

(Juſtizmin. Akt. A. 3300. Rev. Pens. 15. Nr. 1. Vol. 4. fol. 3.) 


III. 


Verhältniſſe der jüdiſchen Religions geſellſchaft gegen 
ihre Mitglieder. 


A. Umfang des gemeinſamen Kirchenverbandes. 


In der jüdiſchen Kirche beſteht keine äußere allgemeine Vereinigung, ſeit 
der Sanhedrin, die höchſte geiſtliche und weltliche Behörde zu Jeruſalem 


Staatsrechtl. Berhälm. d. J. — Den ganzen Staat betr. 194 


mit dem Staate ſelbſt aufgelöſt wurde und die ſpäteren ſtellvertretenden Pa⸗ 
triarchen aufhörten 1). * | er 

1) In Betreff der Diſtrikte, in welchen die jüdifchen Glaubesverwantten 
zu einem gemeinſamen Kirchenverbande gewieſen ſind 2) beſtimmte ſchon die 
Konfirm. v. 20. Mai 1714 8 18, ſpäter die Gen Priv. v. 1730. §. 18 
und von 1750. 88. 30. 31. 5), daß den Juden keine Trennungen geſtattet 
ſein ſollten. Gegenwärtig disponirt hierüber: a b. | 

a) das R. des Min. d. Inn. v. 17. Jan. 1817, mitgetheilt durch Publ. 
der K. Reg. zu Liegnitz v. 14. März 1817. Los reißung jüdiſcher Ge: 
meinden von dem gemeinſamen Kirchenverbande. 

Von dem K. Min. d. Inn. iſt auf den von den Repraͤſentanten der israelitiſchen Ge- 
meinde zu Groß⸗Glogau gemachten Antrag: ſaͤmmtliche juͤdiſche Familien Liegnitzſchen 
Regierungs-⸗ Departements der Synagoge zu Glogau zuzuordnen, und ihnen gewiſſe 
Verpflichtungen zu derſelben aufzulegen, mittelſt R. d. d. den 17. Jan. d. J. dahin ent⸗ 
ſchieden worden, daß, wenngleich den juͤdiſchen Glaubensgenoſſen in Hinſicht der ſtaats⸗ 
buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe mit den übrigen Unterthanen gleiche Rechte beigelegt worden, 
des Königs Maj. dennoch zu erkennen geruht hätten: daß Loßreißungen von dem ges 
mein ſamen Kirchenverbande und Anlegung beſonderer Synagogen, fo wie getrennter 
Gemeinden, nicht ſtattfinden ſollen; beſonders aber neue Schulen und Synagogen nicht 
errichtet werden durfen. Dabei fol jedoch einzelnen Familien nicht verwehrt fein, bei 
Veraͤnderung des Aufenthalts, von So bisberiaen Synagoge Déi zu trennen, und zur 
neuen Synagoge des anderweit gewählten Aufenthalts⸗Orts uͤberzugehen, ohne daß eine 
Verbindlichkeit der Theilnahme an den gemeinſamen Kirchenlaſten des erſten verlaſſenen 
Orts verbleibt, wogegen wegen der fruͤhern Theilnahme und das aus derſelben etwa ent⸗ 
ſpringenden Anſpruchs der Weg Rechtens den verlaſſenen juͤdiſchen Gemeinden offen 

t 


D — 


durch bekannt gemacht. (Ann. I. S. H. 1. 157.) N N 
b) R. der Reg. zu Liegnitz, erſte Abth. v. 6. Mai 1821 an die Aelteſten 
und Beiſitzer der Judengemeinde zu N. N. | 
Es gehört allerdings zur kirchlichen Ordnung, daß ein jeder im hieſigen Regierungs⸗ 
bezirk wohnende Jude ſich zu einer vom Staate genehmigten Synagoge halte 
Indeſſen ſind die Juden, welche außerhalb N. N. wohnen, nur dann als zur dortigen 
Synagoge gehoͤrig zu betrachten, wenn fie nicht durch glaubhafte Atteſte, nachweiſen 
koͤnnen, daß ſie ſich zu einer andern Synagoge halten. In einem ſolchen Falle ſind die 
im hieſigen Regierungsbezirk wohnhaften Juden verbunden, ſich bei Verehelichungen 
entweder von dem Rabbiner zu N. N. oder von deſſen Bevollmaͤchtigten trauen zu laſſen, 
oder wenn fie einen fremden Rabbiner zur Trauung erwählten, doch die üblichen Trau⸗ 
gebuͤhren an die Synagoge zu N. N. zu entrichten ). Wir überlaffen den Aelteſten, 
die außerhalb N. N. wohnenden Juden des hieſigen Reg. Bezirks von dieſer Vorbeſchei⸗ 
dung auf die Eingabe v. 25. April: d. J. in Kenntniß zu ſetzen. br St 
— (Heinemann I. S. 409.) | D eat, A 
c) R. der Min. der G., U. u. M. Ang. u. des J. (Eichhorn) v. 25. Juni 
1842 an die K. Reg. zu Cöslin. Eintrittsgeld bei Aufnahme in die Ge⸗ 
meinde. e. | (ter E 
Der K. Reg. theilen wir beigehend eine Vorſtellung des jüdiſchen Kaufmanns N. zu 
N. vom 30. April d. J., in welcher derſelbe ſich darüber beſchwert, daß die früher dort 
anſäſſig geweſenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiſtige Genoſſenſchaft und die 
Theilnahme an den damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittsgeld von 150 
Kthl. geſtatten wollen, und ihm fuͤr das Aufgebot zu feiner Trauung die Summe von 
10 Kthlr. abfordern, zur Berichtserſtattung mit. | 
Wir bemerken dabei, daß, wenngleich von Staatswegen bis jetzt eine Einmiſchung 
in die Kultus: Angelegenheiten der Juden nicht ſtattfindet, doch auch nicht zugegeben 
werden kann, daß die Aufnahme eines Juden in eine juͤdiſche Synagogen-Gemeinde zu 
„I Veral. die hiſtoriſche Einleitung. 
) Die Parochien der chriſtlichen Kirche. L. R. II. 11. 8. 237. 
d GG A. tom. V. III. Nro. 31. 33. H 
4) Diele Verfügung Debt im Widerſpruche mit den R. v. 23. Maͤrz 1815, 10. Nov. 
1823, 10. Nov. 1823, 17. Febr. 1840 u. 24. April 1821, welche unten zu ver: 
gleichen ſind. P | KI in Jos 


eht. 
Den altteſtamentariſchen Glaubens⸗Genoſſen wird dieſe hohe (sic) Beſtimmung hier⸗ 


. 
di 
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Gelderpreſſungen benutzt werde, wie es in dem vorliegenden Falle zu geſchehen ſcheint. 
Die K. Reg. hat daher die jüdiſche Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, welches 
Eintrittsgeld bisher obſervanzmaͤßig oder einem bereits beſtehenden Gemeindebeſchluſſe 
gemäß gezahlt worden iſt, oder, wenn ein ſolches bisher nicht feſtgeſetzt geweſen, derſel⸗ 
ben aufzugeben, durch einen zu faſſenden Beſchluß ein Eintrittsgeld zu hoͤherer Geneh⸗ 
migung vorzuſchlagen, wonaͤchſt die K. Reg. daſſelbe mit Ruͤckſicht auf das der juͤdiſchen 
Gemeinde gehörende, fuͤr den Kultus benutzte Grund- und Kapitalvermögen zu prüfen 
und darüber unter gutachtlicher Aeußerung hieher zu berichten hat. 

Uebrigens wird die Judengemeinde, auch wenn der ꝛc. R. nicht in die religtöfe Ge: 
meinde eintreten ſollte, polizeilich anzuhalten fein, den Leichen feiner Familie Grabftätten 
anzuweiſen, und im Falle er oder jemand aus ſeiner Familie zu heirathen beabſichtigt, 
das Aufgebot gegen Entrichtung angemeſſener, noͤthigenfalls von der K. Reg. feſtzu⸗ 
ſtellenden Gebuͤhren zu vollziehen. Berlin, den 25. Juni 1842. 

(V. M. Bl. 1842. S. 259.) 

d) K. O. v. 30. April 1837 mitgetheilt durch R. der Min. d. G., U. u. 
M. Ang., fo wie des Inn. u. d. Pol, (v. Altenſtein. v. Rochow.) v. 19. Juli 
1837 an ſämmtliche K. Reg., ſowie abſchriftlich an das K. Polizeipräſi⸗ 
dium hierſelbſt. Eidesleiſtungen der Juden in den Orts Synagogen. 

Da; Falle vorgekommen find, daß die Judenſchaften denjenigen ihrer Glaubensge⸗ 
noſſen, welche nicht zu ihrer Geſellſchaft gehörten, die Ableiſtung des Eides nach jüdi⸗ 
ſchem Ritus in ihren Synagogen und die Aſſiſtenz ihrer Kultusbeamten dabei nicht haben 
geſtatten wollen, ſo hat das Staatsminiſterium ſich bewogen gefunden, deshalb an des 
Königs Maj. zu berichten, worauf Allerhöchſtdieſelben die in der extraktweiſe beigehen⸗ 
den K. O. (Anl. a.) enthaltene Vorſchrift zu ertheilen gnädigſt geruht haben. Dieſe 
Anordnung möge die K. Reg. den Judenſchaften zur Nachachtung bekannt machen, Be 
auch durch das Amtsblatt publiziren und auf deren Befolgung halten. 

a 


Extrakt. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 6. d. M., ſetze Ich nach dem Antrage 
deſſelben feſt, daß die Judenſchaft jedes Orts ſchuldig ſein ſoll, bei Eidesleiſtungen ihrer 
Glaubensgenoſſen, wenn ſie auch nicht zur Synagoge des Orts gehören und zu den 
Koſten des Gottesdienſtes daſelbſt nichts beitragen, den Gebrauch ihrer Synagoge und 
die Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine billige, von der Polizeibehärbe 
des Orts feſtzuſetzende Vergütung für das Lokal und gegen vorſchriftsmaͤßige Remu⸗ 
neration der Rabbiner ꝛc. unweigerlich zu geſtatten. 

Berlin, den 30. April 1837. 
Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsminiſterium. 

(Ann. XX. S. 673.) 

2) In Betreff des Privatgottesdienſtes f. oben I. sub B. DD. 3. 

B. Ordnungen über Form und Feier des Gottesdienſtes. 

1) Das A. L. R beſtimmt Th. II. Tit. 11. (. 46 —49.: 

9. 46. Wegen der äußern Form und Feier des Gottesdienſtes kann jede Kirchengeſell⸗ 
ſchaft dienliche Ordnungen einfuͤhren. | 

6. 47. Dergleichen Anordnungen muͤſſen jedoch dem Staate zur Prüfung, nach dem 
§. 13 1) beſtimmten Grundſatze vorgelegt werden. om 

$. 48. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit andern Polizeigeſetzen gleiche 
Kraft und Verbindlichkeit. 

F. 49. Sie koͤnnen aber ohne Genehmigung des Staats nicht verändert, noch wieder 
aufgehoben werden. 0 

2) Daß vorſtehende Beſtimmungen auch maßgebend ſind bei Einfüh⸗ 
rung allgemeiner Synagogen Ordnungen für jüdiſche Gemeinden, beſtimmt 
das R. der Min. d. G., U. u. M. Ang., des Inn. (v. Altenſtein, v. Schuck⸗ 
mann) v. 11. März 1822 an die K. Reg. zu Arnsberg. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht v. 28. Januar e. wegen Einfüh⸗ 
rung einer allgemeinen Synagogen⸗Ordnung für die israelitiſchen Gemeinden der Graf⸗ 
ſchaft Mark eröffnet, daß Sie ſich lediglich darauf zu beſchränken hat, denjenigen (einzel: 
nen israelitiſchen Gemeinden, welche darauf angetragen werder, nachzulaſſen, innerhalb 


) Daß nichts gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten. 
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der durch das A. L. R. Th. II. Tit. XI. eg, 46 ff. feſtgeſtellten Grängen, Synagogen 
Ordnungen in Vorſchlag zu bringen, deren Prüfung: und Beftätigung, fofern fie den 
berührten Geſetzes⸗Vorſchriften entſprechen, Ihr uͤberlaſſen bleibt. (Ann. V. ©. 116.) 


C. Religisſe Zucht. 
1) Allgemeine Beſtimmungen. 


Das L. R. verordnet Th. II. Tit. 11. 88. 45 und 50—57 1). 


8. 45. Keine Kirchengeſellſchaft iſt befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgeſetze wider 
ihre ueberzeugung aufzubringen. | 

9.50. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft iſt ſchuldig, ſich der darin eingefuͤhr⸗ 
ten Kirchenzucht zu unterwerfen. 
9. 51. Dergleichen Kirchenzucht ſoll blos zur Abſtellung öffentlichen Lergerniſſes ab: 


zielen. 
$. 52. Sie darf niemals in Strafen an Leib, Ehre, oder Vermoͤgen der Mitglieder 
ausarten. 
§. 53. Sind dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung der Ordnung, Ruhe und Sicher⸗ 
heit in der Kirchengeſellſchaft nothwendig: ſo muß die Verfuͤgung der vom Staate ge: 
ſetzten Obrigkeit uͤberlaſſen werden. 
8. 54. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Verachtung des 
Gottesdienſtes und der ee He zu erkennen geben, oder andere in ihrer An⸗ 
dacht ſtören: ſo iſt die Kirchengeſellſchaft befugt, dergleichen unwuͤrdigen Mitgliedern, 
ſo lange ſie ſich nicht beſſern, den Zutritt in ihre Verſammlungen zu verſagen. 
§. 55. Wegen bloßer, von dem gemeinen Glaubensbekenntniſſe abweichender Mei: 
nungen, kann kein Mitglied ausgeſchloſſen werden. D. | 
6. 56. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausſchließung Streit entſteht: ſo gebuͤhrt 
die Entſcheidung dem Staate. 4 , | 
Ei, So weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtheilige Folgen für die buͤrger⸗ 
liche Ehre des Ausgeſchloſſenen verbunden ſind, muß vor deren Veranlaſſung die Ge⸗ 
nehmigung des Staats eingeholt werden. | | 
Es iſt in Beziehung auf dieſe landrechtlichen Beſtimmungen zu bemerken, 
daß wenn es zweifelhaft erſcheinen könnte, ob dieſe für die herrſchenden 
Kirchengeſellſchaften gegebenen Beſtimmungen auch auf die geduldeten an⸗ 
zuwenden, doch wenigſtens in jedem Falle die Rechte der letzteren in dieſer 
Beziehung keine größeren ſein können, als ſie vom Staate den herr⸗ 
ſchenden K. Geſellſchaften eingeräumt ſind. 
2) Insbeſondere wegen Sektirungen vergl. oben sub J. C. AA. Seite. 
3) Ueber das Recht, Mitglieder von der Gemeinde auszuſchließen, oder 
ſie in den Bann zu thun, ſind 
a) die ad 1 gegebenen Beſtimmungen zu vergleichen. 
b) Ueber den Sinn derſelben wird ein ſehr beſtimmtes Licht durch die bezüg⸗ 
lichen Vorarbeiten zum Landrecht verbreitet, welche das N. des Juſt. Min. 
an das Min des Cult. v. 16. Aug. 1824 mittheilt. | 
Dieſe ergeben im Weſentlichen Solaendes: 
Den vier (oben mitgetheilten) A8, 54 bis 57 incl. entſprechen die 90. 44 bis 46 des ge: 
druckten Entw. zum Allg. Geſetzbuche Th. I. Abth. II. Tit. 6. pag. 394, welche lauten: 

9. 44. Einzelne Kirchengeſellſchaften können unwürdige Mitglieder von ihrer Ge: 
meinſchaft ausſchließen. e 

9. 45. Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubensbekenntniſſe ahweichender Meinun⸗ 
gen, kann kein Mitglied ausgeſchloſſen werden. 

9. 46. Wenn über die Rechtmaßigkeit der Ausſchließung Streit entſteht, ſo gebuͤhrt 
die Entſcheidung dem Staate. 

Hierzu bemerkte Suarez: 
ed d aus dem 3. Bande ber Abſchrift von Suarez Reviſion der Monitorum. 

01. . e 

ad $. 4446. Einige Monenten wollen den Kirchengeſellſchaften das hierin liegende 

Jus excommunicandi gar nicht geſtatten. Andere verlangen nähere Beſtimmungen, 


— — — — — 6 — 


1) Vergl. die vorhergehenden 89. oben aub. B. 1. 
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was unwürdige Mitglieder ſind. Ad prius liegen die meiften Einwendungen wohl in 
einem Mißverſtaͤndniſſe des Worts Kirchengeſellſchaft. Das kann man füglich 
wohl nicht geſtatten, daß irgend eine einzelne Kirchengeſellſchaft berechtigt ſein ſollte, 
eins ihrer Mitglieder dergeſtalt auszuſchließen, daß auch keine andere Geſellſchaft von 
ihrer Religionspartei ihn admittiren duͤrfe. Wenn die Gemeinde des Kirchſpiels A. 
einen ausſchließt, ſo kann ſie der Gemeinde des Kirchſpiels B. nicht wehren, denſelben 
dennoch bei ſich zu admittiren. Aber der einzelnen Kirchengemeinde kann man dies jus 
excludendi ſo wenig als anderen Geſellſchaften nehmen. Pon. ergo ſtatt „Kirchen⸗ 
geſellſchaft“ Kirchengemeinde. 

Verſchiedene Monenten wollen die Ausuͤbung dieſes juris excludendi bloß dem Staate 
uͤberlaſſen. Dazu iſt aber kein Grund. Genug, daß dem Excluno nach $. 46 der Re⸗ 
kurs an den Staat offen ſteht. Wenn immer beim Staat geklagt werden müßte, ſo 
würde oft ein unnoͤthiges und ſchaͤdliches Aufſehen entſtehen. Was diejenigen Monen— 
ten betrifft, welche nähere Beſtimmungen verlangen, was ein unwuͤrdiges Mitglied ſei, 
fo koͤnnte man ihnen zu Gefallen wohl folgende Erklarung beifügen: Vid. d. U. 


Auf Grund dieſer Bemerkungen wurden die 88. 54. 55 dahin gefaßt: 
(Auszug aus den Materialien zum A. L. R. Bd. 82. pag. 186.) Ch 
A 54. Einzelne Kirchengemeinden koͤnnen unwürdige Mitglieder von ihrer Gemein⸗ 
ſchaft ausſchließen. | | e; | 
$. 55. Dies gilt beſonders von denjenigen, die durch öffentliche Handlungen eine Ver: 
achtung des Goktesdienſtes und der Religionsgebräuche zu erkennen geben und andere in 
ihrer Andacht gefliſſentlich ſtören. g 


Die gegenwärtige Faſſung der A. 54. 55 aber erfolgte auf das folgende 
Monitum v. Grolmanns (IX. Bd. 83. pag. 157): 2 398 
9. 54. Was ſoll das heißen? Unwürdige Mitglieder von der Gemeinſchaft der Kir: 
chengemeinde ausſchließen? Doch nicht ihnen die Kirchen zuſchließen, ſie herausweiſen 
oder ſie vom Abendmahle abweiſen. Iſt jemand ein unbeſonnener Stoͤrer der Ruhe und 
Ordnung der Gemeinde, ſo ſind dagegen andere Geſetze, und der Staat ſtraft ihn. vid. 


$. 87. (Juſt. Min. Gen. A. B. 3848. L. R. Nr. 23. fol. 41.) , 


c) Eben fo ift analog das folgende Geſetz, welches ſich auf eine gleich⸗ 
falls nur geduldete Religionsgeſellſchaft bezieht, von Wichtigkeit. 


R. v. 10. Juni 1803. Es iſt ein Vergehen gegen die beſtehende Staats⸗ 
verfaſſung, wenn eine Mennoniten⸗Gemeinde ihre ſich dem Kanton unter⸗ 
werfenden Glaubensgenoſſen aus ihrer Kirchengeſellſchaft ausſchließt. 

Nach einer dem Großkanzler von dem General-Direktorio zugekommenen Anzeige habt 
Ihr ein Bedenken darüber si au 10 997 10 ZC 

ob, wenn eine Mennoniten⸗Gemeinde ihre Glaubensgenoſſen, die ſich dem Kanton un⸗ 
ferwerfen, aus ihrer Kirchengeſellſchaft auszuſchließen ſich anmaßet, dies als ein Verge⸗ 
hen gegen die beſtehende Staatsverfaſſung angeſehen und beſtraft werden koͤnne? Es 
kann indeſſen die affirmative Beantwortung und Entſcheidung deſſelben nicht zweifelhaft 
fein, da in einer ſolchen Ausſchließung offenbar die Abſicht liegt, den landesherrlichen Ver: 
ordnungen geradezu entgegen zu arbeiten und ſolche in Abſicht aler Glaubensgenoſſen 
unanwendbar zu machen. Es werden durch eine ſolche Handlung allerdings die Anord⸗ 
nungen des Staates gehaͤſſig gemacht; die Buͤrger des Staates zur Widerſetzlichkeit 
dagegen veranlaßt und zu Mißvergnuͤgen, Unzufriedenheit und Auswanderung verleitet. 
Das A. L. R. beſtraft im 5: 151. Tit. 20. Thl. II. ſchon den mündlichen und ſchriftlichen 
frechen unehrerbietigen Tadel oder Verſpottung der Landesgeſetze und Anordnungen im 
Staate und die Erregung des Mißvergnuͤgens und der Unzufriedenheit der Bürger, 
welche ſich einzelne Unterthanen zu Schulden kommen laſſen, und es kann alſo wohl um 
fo weniger Bedenken haben, das thätliche Verfahren der Mennoniten-Gemeinde oder 
ihrer Vorſteher, wodurch ſögar eine offenbare Widerſetzlichkeit gegen die Anordnung des 
Staats beabſichtigt wird, ſtrafbar zu halten. Die Strafe wird vielmehr dadurch ver⸗ 
größert, daß ſich eine ganze Religionsgeſellſchaft zu einem ſolchen Vergehen verbindet. 

Die Religion kann nie zur Entſchuldigung eines Vergehens gegen die allgemeinen An 
ordnungen des Staates gereichen. Sobald das Gewiſſen einzelner Mitglieder der Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft die Befolgung der letztern zulaͤßt, darf die Geſellſchaft ihren Gehorſam 
nicht ahnden. (N. A. Bd. 4. S. 148. Rabe Bd. 7. S. 471.) 


Man vergleiche über die Entſtehungsgeſchichte und Anwendbarkeit dieſes 
R. das Erk. des Cr. Senats des Kammergerichts v. 24. Jan. 1818, in 
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welchem ausgeführt wird, daß die Ausſchließung eines Mitgliedes aus der 
Religionsgeſellſchaft, oder die verweigerte Wiederaufnahme deſſelben nicht 
ſtrafrechtliche, ſondern nur civilrechtliche Folgen haben kann. FE 

itzig 3. Bd. 1. S. 377425.) , 

d) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang. fo wie des Inn. (o. Altenſtein, 
v. Schuckmann) v. 21. Mai 1827 an die K. Reg. zu N. N. Verfahren 
rückſichtlich des von der Judenſchaft einzelnen Mitgliedern derſelben aufer— 
legten Bannes. | | 

Nach der Beſchwerde ber N. N. ſchen Eheleute zu N. N. darüber, daß fie von der da: 
ſigen Judenſchaft mit dem Banne belegt worden, hat die K. Reg. Ihr diesfälliges Eins 
ſchreiten verweigert, weil es zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
nicht noͤthig ſei. Wenn aber das hier, da die Stadt N. N. die Verfaſſung des Groß: 
herzogthums Poſen theilt, annoch zur Anwendung kommende General-Juden-Reglement 
für Sud: und Neu-Oſtpreußen v. 17. April 1797 den Rabbinern Kap. IV. Ab. 3—5. 
jede eigenmächtige Verhangung eines Bannes u. dergl. unterſagt !), fo darf von Staats⸗ 
wegen eine Uebertretung dieſes Geſetzes nicht geduldet werden. Die K. Reg. wird daher 
hierdurch angewieſen, den beſtimmten Vorſchriften dieſes Regl. durch den Erlaß der nö— 
thigen Verfügung an die Judenſchaft zu N. N. Folge, und hierdurch der Beſchwerde der 
N. N. ſchen Eheleute Abhülfe zu verſchaffen. (Ann. Al. S. 411.) 

e) Gutachten des Vice-Ober Landrabbiner Weyl v. 23. Febr. 1824 über 


einen Fall des auferlegten Bannes. 

Auf die von dem Kaufmann Herrn D. Z. H. d zu W. ...en gegen mehrere Mit: 
glieder der übrigen dortigen iſraelitiſchen Gemeinde gefuͤhrte Beſchwerde und angebrachte 
Provokation ertheile ich den darüber verhandelten Akten gemäß zur gutachtlichen Ent: 
ſcheidung nach jüdiſchen Ritual-⸗Geſetzen wie folget: 

1) Daß der Provokant D. Z. H. . d verpflichtet iſt, eine ſchriftliche Erklärung da⸗ 
hin auszuſtellen, | 
daß er am 23. Sept. v. J. lediglich durch unzuverſchiebende Geſchäfte verhin⸗ 
dert worden iſt, in die damalige Gemeinde-Verſammlung zu kommen, und 
daß dies nicht aus ungerechten und unedlen Abſichten geſchehen ſei, 
und dieſe Erklärung zu den Gemeinde⸗Akten aſſervirt werde. 
Demnaͤchſt sis tn a 
2) daß die Provokaten, die zeitigen Vorſteher und die übrigen Mitglieder der jüdiſchen 
Gemeinde zu W......n verbunden find, den Fol. 22. b. ihres Gemeinde-Buches be: 
findlichen Beſchluß v. 23. Sept. 1823 aufzuheben, und zwar dadurch, daß unter 
U. th demſelben vermerkt und von ihnen unterſchrieben werde, 

, daß der quaſtionirte Beſchluß wieder aufgehoben werde, da ſolcher nach der 
gegenwärtigen Entſcheidung den juͤdiſchen Ritual-Geſetzen entgegen iſt, und 
daß beſonders in Anſehung der Wahl des Herrn D. 3. D........d zum Vor⸗ 
ſteher keine Ausnahme gegen die andern Mitglieder, ſondern mit gleichem 

Rechte, und daß uͤberhaupt jede künftige Wahl eines Vorſtehers niemals nach 
einer beſtimmten Reihefolge, ſondern lediglich in einer Verſammlung der Ge— 


meinde nach der Mehrheit der Stimmen und der Qualifikation des Kandida— 


teen ſtattfinden ſoll. 
Die Koſten dieſes Verfahrens tragen die folgenden 9 Mitglieder der Gemeinde (hier 
folgen die Namen), ein jeder derſelben mit Je in solidum, und der Provokant mit Ae, 


Wer Gründe und Geſchichts⸗ Erzählung. 

Am 23. Sept. v. J., als am Dienſtag den 18. Tischri, den Aren Tag des juͤdiſchen 
Laube hütten⸗Feſtes anno 584 der kl. juͤdiſchen Zeitrechnung, verſammelten ſich die juͤdi⸗ 
ſchen & emeinde⸗Mitglieder zu W.. . n angeblich um unter andern Gemeinde⸗Sachen be: 
ſonders einen neuen Vorſteher zu wählen, und die Gemeindelaſten und Ausgaben zu 
repartiren. Es wurde auch das dortige Mitglied D. 3. H. d dazu eingeladen, er 
erſchien aber auf ihm geſchehene mehrere Aufforderungen und ſelbſt dann nicht, als er 
von dem damaligen Vorſteher S. B. en ſchriftlich bedroht wurde, daß, wenn er nicht 
erſchiene, er von der Gemeinde ausgeſchloſſen und fuͤr die Folge nicht mehr als Mitglied 
derſelben beachtet werden ſolle. Es wurde hierauf von den verſammelten Gemeinde: 
Mitgliedern folgender Beſchluß in das Gemeinde-Buch fol, 22. b. als: 


— 


1) Fuͤr Poſen iſt dies Regl. ſchon durch die Verfaſſung des Herzogthums Warſchau 
aufgehoben geweſen und gewiß durch die V. v. 1. Juni 1833. Es enthält mits 
in hin die Annahme obigen R. über deſſen Gültigkeit einen Irrthum. 


a — — ——— — 


— — 


— — 
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„Herr D. Z. H. ,d hat durchaus nicht zur Gemeinde kommen wollen, daher 
„haben ſämmtliche Mitglieder beſchloſſen, daß der ꝛc. H. ech gegenwärtig, da die 
„Reihe an ihn hält, Vorſteher zu ſein, nunmehr nicht eher Vorſteher werden kann, 
„bis einſtmal Herr B. n Vorſteher iſt, alsdann koͤmmt wieder die Reihe an ihn, 
„und kann alsdann nach dem ältern Beſchluß wieder Vorſteher werden.“ 

W. ...n, am 23. Sept. 1813. | EA 
Unterſchrift von 9 Mitgliedern, ` 

vermerkt und unterſchrieben. | 

Außer diefem aber wurde auch dem Schaͤchter unterſagt, ihm kauſcher Fleiſch zu ver: 
kaufen und für ihn zu ſchaͤchten. 

Auf die desfallſige Beſchwerde des ꝛc. H. d bei dem dortigen Polizei⸗Bürger⸗ 
meiſter wurde jedoch auf des Letztern Befehl die Verordnung an den Schächter wieder 
aufgehoben. Es beſchwerte Héi nun aber der ꝛc. H... .d zuvörderſt bei der K. Reg. 
über das Verfahren der Gemeinde, wurde aber von jener mittelſt Berf. v. 29. Nov. v. J. 
an die dortige Juſtiz⸗Behoͤrde, und von dieſer laut Dekret v. 15. Dec. v. J. an mich 
verwieſen. F 

Mit feiner desfallſigen Provokation v. 18. v. M. hat der ꝛc. D.D ein Originals 
Billet des Vorſtehers v. 23. Sept. v. J., welches in jüdiſch⸗deutſchen Lettern verfaßt iſt, 
wie folgt lautet: | 

„Herrn H. .d hierſelbſt. Die ſaͤmmtliche Gemeinde ift hier zuſammen und fehlt 
„es bloß an Ihnen. Sie werden doch wohl nicht verlangen, daß zehn Männer auf 
„einen warten ſollen?“ | 
„Es ift bei der Gemeinde nun befchloffen, wenn Sie nicht ſogleich erſcheine n 
„ſo find Sie von jetzt an aus unſerer Mitte ausgeſchloſſen und konnen nicht 
„mehr als Mitglied betrachtet werden.“ 
W. ...n, den 23. Sept. 1823. 
S. B.. n, 
als Vorſteher, in Gegenwart der ganzen Gemeinde. 
zugleich auch Abſchrift ſeiner Eingabe bei der K. Reg. v. 4. Okt. v. J. und der Klage 
beim K. Stadtgericht v. 12. Dec. v. J. überreicht. 

In den beiden Letztern hat er angeblich ſein Ausbleiben aus der Gemeinde-Verſamm⸗ 
lung am 23. Sept. v. J. damit entſchuldigt, daß er an dieſem Tage wegen erhaltener 
Einquartierung in ſeinen Häuſern ſehr beſchaͤftigt und dadurch verhindert wurde, zur 
Verſammlung zu gehen. In der Erſtern beſchwert er ſich nur, daß durch den Beſchluß 
der Gemeinde v. 23. Sept. c. und deſſen Vermerkung in dem Gemeinde-Buche: 

1) er ſehr beleidigt ſei, 
2) für ſeine Nachkommen eine Schande entſtehen wuͤrde, 
3) muͤſſe er den Rang nach Herrn A. W. ...en haben. 

In der desfallſigen Replik der Provokaten, welche am 3. d. M. eingegangen iſt, be— 
ſtreiten dieſelben zwar nicht, daß das vorbemerkte Billet an den Provokanten und der 
Vermerk in dem Gemeinde-Buche erfolgt ſei, fie halten dies aber für keine Beleidigung, 
ſondern glauben ſich lediglich in Ausübung ihres Rechtes zu befinden. Gänzlich beftrei- 
ten ſie aber, daß der Provokant durch Geſchäfte, beſonders aber durch Einquartierung 
verhindert worden wäre, noch weniger hätte er ihnen dies angezeigt. Auf Erfordern 
überſandten ſie auch unterm 15. d. M. ſowohl das Gemeinde-Buch als auch ein vol. 
Akten, enthaltend mehrere die dortige Gemeinde betreffende Verhandlungen und Skrip— 
turen. Nach der nahern Prüfung derſelben hat ſich nun auch die Beſchwerde des Pro— 
vokanten vollkommen gerechtfertiget befunden. 

Denn ſowohl das ganze Schreiben des Vorſtehers S. B. en, als auch der Eingang 
des Beſchluſſes und Vermerks v. 23. Sept. . in dem Gemeinde-Buche ergiebt ſchon in 
ſeiner Faſſung, daß die damaligen verſammelten Mitglieder der Gemeinde den Provo⸗ 
kanten wegen ſeiner verweigerten Erſcheinung in der Verſammlung beſtraft haben. Dazu 
waren und find fie aber weder nach den jüdiſchen Ritual-Geſetzen noch nach den Landes⸗ 
Geſetzen überhaupt und noch weniger in der Art, wie es geſchehen iſt, berechtigt. Denn 
wie nach Vorſchrift des Choschen hamischpat Kap. 4. §. 1. Anmerkung Kap. 7. 
$. 12. und Kap. 163., fo wie nach 88. 44—45. Tit. 6. Thl. 11. A. L. R., ſo iſt eine 
Geſellſchaft nur dann zu einem ſolchen Strafrecht gegen ihre Mitglieder berechtigt, wenn 
ihnen dieſe Befugniß durch die Geſellſchafts-Statuten und die vorgeſchriebenen Geſetze 
zugeſtanden iſt. Dies iſt aber weder behauptet worden, noch iſt es wirklich der Fall. 
Es ſind vielmehr, wie ſich ergeben hat, bis jetzt überhaupt keine geordneten Statuten bei 
der jüdiſchen Gemeinde zu W......n vorhanden und mithin auch nicht einmal ein Recht 
zu einer Strafe wegen des angeblich ungehorſamen Ausbleibens des Provokanten vor— 
handen. 

Noch weniger aber waren die Provokaten berechtigt, dem Provokanten eine Strafe, 
ohne ihn vorher gehört zu haben, zu diktiren, die nicht allein für ihn und feine Nachkom⸗ 
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men eine Ehrenkränkung enthält, ſondern die auch eine Beſchraͤnkung ſeines geſellſchaft⸗ 
lichen Rechts involvirt, welches ſelbſt durch einen Beſchluß der Stimmen-Mehrheit nach 
$. 68. b. c. und den angeführten Stellen des Chosen hamischpat nicht geſchehen kann. 

Nach dieſen Geſetzen iſt eine Verſammlung nur berechtigt, von denjenigen Gemeinde— 
Angelegenheiten, die das allgemeine Intereſſe betreffen, auch im Fall, daß einige 
Mitglieder nicht in derſelben erſchienen, das Nöthige durch Stimmen-Mehrheit feſtzu⸗ 
ſetzen, wobei die Ausgebliebenen ſich den gefaßten Beſchluß gefallen laſſen müſſen. Sie 
können aber nicht, ſobald es lediglich das Vermögen: oder Ehren-Recht eines Einzelnen 
betrifft, Richter in ihrer eigenen Sache ſein. 

Es hätten die Provokaten daher auch, wenn ſie glaubten, daß der Provokant unrecht 
gehandelt und Strafe verwirkt habe, nicht eigenmächtig den Provokanten ſtrafen, ſondern 
den vorſchriftsmäßigen Weg Rechtens einſchlagen müſſen. 

Aber auch der Beſchluß ſelbſt, daß die Vorſteherſtelle nach einer beſtimmten Reihefolge 
unter den Mitgliedern angenommen und vorgeſtanden werden ſoll, kann nicht als den 
juͤdiſchen Obſervanzen gemäß gebilliget werden. 

Denn abgeſehen davon, daß dies gegen den, in der Verhandlung v. 16. Okt. 1821") 
enthaltenen Beſchluß der Provokaten und dem Herkommen bei anderen Gemeinden läuft, 
ſo iſt es auch an und fuͤr ſich nicht gut ausführbar, und wuͤrde nur zu Streitigkeiten in 
der Gemeinde Anlaß geben. Denn es laͤßt ſich niemals ſchon jetzt im Voraus beſtimmen, 
ob das Mitglied, an das die Reihe kommen ſollte, die Vorſteherſtelle zu verwalten, ſich 
dazu rechtlich qualiſiziren würde. Tritt nun der letzte Fall ein, ſo würde man genöthigt 
fein, daſſelbe zu exkludiren, und dies würde eine Beleidigung fein und nur Streit und 
Zwieſpalt verurſachen. 

Es iſt nun hiernach einerſeits klar, daß der Beſchluß der genannten Verſammlung v. 
23. Sept. v. J. den geſetzlichen Rechten entgegen iſt, und ſie verbunden ſind, denſelben 
wieder zu annulliren, welches hier nur durch einen anderweitigen Vermerk geſchehen 
kann, da es eines Theils unſchicklich fein würde, wenn ſich in dem zum öffentlichen Glo: 
ben beſtimmten Gemeinde⸗Buche ausgeſtrichene Stellen befinden ſollten, andern Theils 
aber auch die Aufhebung und den Widerruf jenes Beſchluſſes eine ausdrückliche und deut⸗ 
liche Erklärung erfordert, wenn der beabſichtigte Zweck, daß dem Provokanten ſeine 
Rechte wieder unbeſchraͤnkt wie vormals zugeſtanden ſind, erreicht werden ſoll. 

Anderſeits aber, jo war es dennoch ein Verſehen des Provokanten, daß er fein Aus: 
bleiben aus der Verſammlung am 23. Sept. v. J. nicht durch eine ſchriftliche Anzeige 
an den Vorſteher entſchuldigt hat, welches er aus Achtung gegen die Verſammlung, und 
da er beſonders geſtandlich dringend aufgefordert worden iſt, ſowohl nach juͤdiſchem Ri: 
tual, als nach den allgemeinen Landesgeſetzen verbunden war. Dies iſt aber von ihm, 
wie die Provokaten behaupten, und von ihm nicht abgeſtritten worden iſt, nicht geſche⸗ 
hen. Er hat alſo die Veranlaſſung zu dem qu. irrthümlichen Beſchluſſe gegeben. 

Es kann darum auch den Provokaten keine bloße Abficht, ihn zu beleidigen, vorgewor⸗ 
fen werden, ſondern fie haben den Beſchluß nur aus Irrthum und in ihrer Meinung le⸗ 
diglich zum Wohl des Allgemeinen gefaßt. 

Es muß daher auch der Provokant dies noch jetzt thun und die Erklärung abgeben, 
daß er wegen nicht aufzuſchieben geweſener Geſchäfte in der Verſammlung v. 23. Sept. 
v. J nicht hat erſcheinen können, und mußte er deshalb auch „'stel der Koſten tragen, 
da er und die Provokaten 10 Perſonen ſind, und einem jeden ein Theil des unrichtigen 
Verfahrens zur Laſt fallt. Aus denſelben Gruͤnden auch find die übrigen Mitglieder der 
Gemeinde, welche in der Verſammlung am 23. Sept. v. J. nicht zugegen waren, und 
den Beſchluß nicht mit unterſchrieben haben, zu keinem Beitrag zu den Koſten verbun⸗ 
den, und noch weniger kann und darf dies aus der Gemeindekaſſe geſchehen. Es recht⸗ 
fertiget ſich daher die Entſcheidung überall, wie geſchehen ꝛc. 

(Heinemann I. S. 351.) 
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) „Bei Führung unferer Gemeinde⸗Sachen tft zeither viel Streitigkeit entſtanden, 
„wodurch ſo mancher gute Zweck vereitelt und niemals dahin gebracht werden 
„konnte, daß fammtliche Mitglieder einſtimmig wurden. Wir Lie daher bes 
„ſchloſſen, daß jede Sache, fie mag Namen haben, wie fie wolle, fo unſere Ges 
„meinde-Sachen betrifft, jedesmal nach Mehrheit der Stimmen feſtzuſetzen und 
„ſoll nachhero auf die Proteſtation einzelner Mitglieder nicht gehört werden.“ 

„Dieſes iſt unſer aller Wille und bekräftigen ſolches mit unſerer eigenhaͤndigen 
„Unterſchrift.“ 
W. een, den 16. Okt. 1821. 


Unterſchrieben von 7 Mitgliedern. 
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D. Aufbringung der Koſten für die religiöfe Verbindung. 


AA. Umfang der Bedürfniſſe, für welche die Gemeinde 
zu ſorgen. 0 % I 
Zu den Gemeindebedürfniſſen gehören außer den aufzubringenden Koſten 
für die Synagoge und für die Gemeinde-Beamten und unter Umſtänden 
für die Schul⸗, Armen: und Krankenpflege — ſ. Abſchn. XII. XIII. — 
insbeſondere auch: N | 

1) Das gemeinſame Badehaus für die jüdifchen Frauen. 

Schreiben der Kurmärkiſchen Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer an den 
Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Herrn Weyl und Aſſeſſoren in Berlin. | 

Die K. Kammer fertigt dem Stellvertreter des Rabbi Weyl und deſſen Affefforen 
das abſchriftlich anliegende Schreiben der K. Pommerſchen Kriege: und Dom. Kammer 
zu Stettin v. 7. v. M. u. J. nebſt deſſen Anlagen mit dem Auftrage zu, gutachtlich über: 
die Streitigkeit, welche in der jüdiſchen Gemeinde zu Stargard über die Beitrags: 
pflichtigkeit aller Glieder derſelben zu einer allgemeinen Badeanſtalt entſtanden iſt, zu 
berichten, giebt jedoch dem ꝛe. Weyl und deſſen Aſſeſſoren hiermit zu erkennen, daß es 
bei der Unmöglichkeit, in kleinen Städten Badeanſtalten der gedachten Art einzurichten, 
nicht durchaus nothwendig zu ſein ſcheint, daß eine ſolche Badeanſtalt vorhanden, und 
daß es ferner für rathſam zu halten ſei, zur Erleichterung der ärmeren Familien, in An: 
ſehung ihrer zweifelhafte judiſche Ritual-Geſetze fo wenig ſtrenge als moglich auszulegen, 
indem in Relig ionsſachen derjenige Zwang am meiſten vermieden werden muß, welcher 
ohne unmittelbar auf die Sittlichkeit berechnet zu ſein, mehr die Bequemlichkeit, wenn 
gleich bei einer übrigens nuͤtzlichen Sache, wie das Baden iſt, beruͤckſichtiget, welches der 
Arme auf einem wohlfeileren Wege bewirken konne. Die Anfragen haben der ꝛc. Weyl 
und deſſen Aſſeſſoren bei der Berichtserſtattung zuruͤck zu reichen. 

Berlin, den 6. Jan. 1806. a 

Königl. Kurmaͤrkſche Kriegs- und Domainen⸗Kammer. 


Antwortſchreiben des Vice Ober⸗Land⸗Rabbiners und der Aſſeſſoren. 


Ew. K. M. ermangeln wir nicht, über den unter der Stargardſchen Judengemeinde 
obwaltenden Streitpunkt in Betreff der auf gemeinſchaftliche Koſten zu entrichtenden 
Anſtalt zum warmen Baden dem Rescripto clementissimo v. 6. Jan. e. zufolge, wie 
hiermit geſchieht, gutachtlich zu berichten. 

Gern wuͤrden wir der uns von Allerhochſtdenenſelben ertheilten Anweiſung zum Beſten 
der aͤrmeren Klaſſe in Auslegung eines etwanigen dunkeln Geſetzes ſo wenig ſtrenge als 
moglich zu fein, und demnach auch im casu subtracto wo moͤglich zur Vermeidung 
einer Auflage zu urtheilen, nachgelebt haben, wenn nicht hier der Fall eingetroffen waͤre, 

daß gerade wider ein poſitives Geſetz gehandelt werden ſollte. 

Wir muͤſſen daher dem Gutachten des Pommerſchen Provinzial⸗Rabbiners v. 24. Nov. 
d e beipflichten und unſer allerunterthänigſtes unmaßgebliches Gutachten dahin 
abgeben: a 
„daß die Errichtung einer Badeanſtalt eine gemeinſame Angelegenheit betrifft, wes⸗ 
halb der impetrirenden Majoritat zu deferiren wäre. 

Das Baden der Ehefrauen in Quellwaſſer unmittelbar nach der Reinigungss Periode 
iſt nicht, wie die negirende Minorität vermeint, eine Ceremonie, ſondern weſentliches mos 
ſaiſches Geſetz. Die eheliche Pflicht darf zufolge dieſer Vorſchrift nach jener Periode 
durchaus und unter keinerlei Umftänden geleiftet werden, wenn die Ehefrau ſich nicht 
zuvor in Quellwaſſer gebadet und ſich bis über die Scheitel-Haare untergetaucht habe. 
Die Uebertretung dieſes Geſetzes iſt nicht allein fündlich, ſondern es hat ſogar einen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die politiſchen Verhältniſſe eines aus dergleichen geſetzwidrigen Um⸗ 
armung erzeugten Kindes, und berechtigt den Ehemann, auf Scheidung von ſeiner Ehe— 
frau, welche ſich des Bades nach dieſer periode nicht bedient hat, anzutragen und ihr 
ſelbſt die Illata vorzuenthalten. Eben ſo iſt der dabei auf ein gewiſſes Maß beſtimmte 
Waſſerſtand ein nothwendiges Erforderniß, ſo wie daß ein Sachverſtändiger (Schrift⸗ 

gelehrter) ſolchen von Zeit zu Zeit revidire. | 

Es iſt daher einleuchtend, daß bei bewandten Umftänden eine dergleichen Anſtalt in 
aedibus privatis unausführbar ſei, und kann daher bei Beobachtung jener (moſaiſchen) 
Geſetze nicht anders als eine ſolche Anſtalt offentlich und folglich auf gemeinſame Koſten 
angelegt werden. N 

Daß das Waſſer durchaus erwaͤrmt ſein muß, iſt allerdings kein nothwendiges geſetz⸗ 
liches Erforderniß, allein da das Klima der hieſigen Gegend ſchon mehr an die kaͤltere 
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als heißere Zone graͤnzt, der größere Theil der Jahreszeit das kalte Baden unangenehm, 
mehrere Monate aber unmoͤglich macht, ſo wuͤrden bei Ermangelung einer Anſtalt zum 
Waͤrmen des Waſſers, zum Theil uͤble Folgen fuͤr den Geſundheits-ZJuſtand der Baden: 
den, noch mehr aber Uebertretung des fo weſentlichen Geſetzes zu erwarten ſein. Hierzu 
kommt noch, daß die Anlage zum Erwärmen des Quellwaſſers gar nicht beſonders koſt⸗ 
ſpielig iſt, und etwa mit 100 Rthlrn. recht gut beſtritten werden kann, eine Summe, 
welche bei der uns beiwohnenden Lokalkenntniß des Vermögens⸗Zuſtandes der Stargard— 
ſchen Juden⸗Gemeinde, beſonders da ſolche nur ein fuͤr alle Mal geleiſtet werden darf, 
für dieſelbe gar nicht fuͤhlbar iſt; wie uns denn nach eben dieſer Lokalkenntniß bewußt 
iſt, daß die diſſentirenden Mitglieder mehr aus Bank: und Streitſucht, als aus Intereſſe 
dieſen Prozeß unter ſich anhaͤngig gemacht haben. 

Wir halten uns noch verpflichtet, den von Allerhoͤchſtdero Hochlöblichen Pommerſchen 
Kammer gerügten Widerſpruch auszugleichen. Das Erwärmen der Quelle geſchieht, 
wie in dem Gutachten des erwähnten Provinzial⸗Rabbiners vorgetragen, vermittelſt 
deſſen, daß durch eine Pumpe aus der Quelle Waſſer in eine geheizte eiſerne Röhre ge⸗ 
leitet, welches Waſſer ſodann wieder erwärmt, in die Quelle zuruͤckläuft, wo der Mecha⸗ 
nismus ſo angebracht iſt, daß die Quelle, des Auspumpens ungeachtet, immer den erfor⸗ 
derlichen Waſſerſtand behält, durch Hinzukommen der durch die Röhre geleitetes Waſſer 
aber das Quellwaſſer temperirter wird. 

Wir fuͤgen aber hinzu, daß die Koſten des Heizens, ſo wie das Honorarium der Frau, 
welche beobachtet, daß die Badende ſich gehörig untergetaucht habe, von dem Indivi⸗ 
duum, das ſich des Bades bedient, jedesmal geleiſtet werden müſſe; hierüber waltet 
aber keine Streitigkeit ob, und iſt aus dem Gutachten qu. zu erſehen, daß das Bad da⸗ 
ſelbſt, ſo wie an allen Orten, wo dergleichen Badeanſtalten ſind, an eine ehrbare Ma⸗ 
trone verpachtet iſt, welche neben der Auſſicht auch die Heizung beſorgt, und dafür von 
den jedesmal Badenden ein von den Aelteſten zu beſtimmendes Honorar erhaͤlt. 

Exolich reichen wir auch in der Anlage dem erhaltenen Befehle gemäß das Reſkrip⸗ 
tum der Pommerſchen Kammer, ſo wie das uͤberſetzte Regulativ und das oft angeführte 
Gutachten des Provinzial⸗Rabbiners im Original zurück. 


In tiefſter Ehrfurcht erſterben wir ꝛc. ꝛc. 
Berlin, den 10. April 1806. | | 


Ueber denfelben Gegenſtand: 
Ja) Requiſitions⸗Schreiben des K. Stadtgerichts zu Nauen an den Vice: 


Ober: Landrabbiner Meyer Simon Weyl in Berlin. 0 
Die hieſige Judenſchaft iſt in einem wider einige Mitglieder der hieſigen Judenſchaft 
befangenen Prozeß daruͤber ſtreitig: 
ob es uͤberall Herkommens iſt, daß die zur Judengemeinde gehörigen ſämmtlichen 
Familien zur Unterhaltung des allgemeinen Badehauſes Beiträge geben müffen, fie 
moͤgen ſich des Bades bedienen oder nicht; oder ob nur diejenigen dazu beizutra⸗ 
gen verpflichtet ſind, die ſich deſſelben wirklich bedienen. 
Kläger haben deshalb auf das Sentiment des Ober-Landrabbiners Herrn Meyer 
Simon Weyl provocirt, und erſuchen Dieſelben wir daher hierdurch ergebenſt 
uns Dero Gutachten hierüber gefaͤlligſt bald zukommen zu laſſen. 


Nauen, den 14. Febr. 1810. 
Das Stadtgericht hierſelbſt. 
b) Gutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. | 
In Erwiederung der geehrteften Zuſchriſt des Königl. Hochlöbl. Stadtgerichts zu 
Nauen v. 14. et prnes. b. 19. v. M., betreffend die Anfrage: 
ob ein zur jüdiſchen Gemeinde gehörender Hausvater zur Unterhaltung des ge⸗ 
wöhnlichen jüdiſchen Badehauſes, auch wenn er ſich ſolches nicht bedienen will, mit 
den übrigen mit beitragen muß? | 
diene ich hiermit gutachtlichſt zur Antwort, wie 
ſowohl nach den allgemein beſtehenden Obſervanzen, als auch nach den juͤdiſchen 
Ritual⸗Geſetzen, 
„ Choschen hammischpat, Kap. 163. §. 32. 

Niemand der jüdiſchen Hausväter von Beitragung zu den Koſten der unterhaltung 
des jüdiſchen Badehauſes, auch wenn er Wittwer waͤre, oder, weder er, noch ſeine 
Frau ſich ſolches zur Zeit bedienen follte, ausſchließen könne; fo wie die Koſten des 
Badehauſes überhaupt zu den allgemeinen Gemeindekoſten gehören, wozu die ganze 
Gemeinde ohne Ausſchluß kontribuiren muß; und es mich befremdet, wie ein jüdi⸗ 
ſcher Hausvater gegen dieſe allgemeine Usance und Pflicht ſich opponiret. 

Dieſes habe ich pflichtmäßig zu berichten nicht unterlaſſen. ꝛc. dc. 

Berlin, den 5. Maͤrz 1810. 
(Heinemann I. ©. 332.) 
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2) Der Lehrer zum Religions⸗Unterricht der Kinder der Gemeinde. 

Vergl. das Gutachten des Vice. Ober⸗Landrabbiners Weyl v. 16. Mai 
1815 sub BB. Win 

3) Der Begräbniß platz. 

Das Kirchhofs- und Begräbnißweſen. 

a) Die jüdiſche Beerdigungsgeſellſchaft in ihrem Verhältniſſe zur allge⸗ 
meinen Gemeinde. 

Das Kirchhofs⸗ und Begräbnißweſen wird in den jüdiſchen Gemeinden 
getrennt von dem übrigen Gemeindeweſen verwaltet. Es beſteht an allen 
Orten, wo ſich eine zahlreiche Gemeinde befindet, eine beſondere Beerdi⸗ 
gungs⸗Geſellſchaft aus den Gemeindegliedern, die eigene Statuten und eine 
eigene Kaſſe hat, und ihre Geſchäfte freiwillig und ohne Remuneration vers 


ſehen. 

Es ſprechen hierüber: re 2 
aa) das R. v. 14. Aug. 1829 und 14. Mai 1830 und 24. März 1842, 
welche sub b. zu vergleichen ſind. 

bb) Die ſchiedsrichterliche Entſcheidung des Bice⸗Ober⸗Landrabbiner 
Weyl v. 26. Juni 18121). | 

Auf die von dem Herrn E. J. M. und Konſorten zu F. und der dortigen Beerdigungs⸗ 
Geſellſchaft gegenſeitig erhobenen, und von beiden Theilen zu unſerer gutachtlichen Ent⸗ 
ſcheidung geſtelten verſchiedenen Beſchwerden und Anfragen haben wir nach vorher ein⸗ 
geholten beiderſeitigen Erklärungen, wie folgt, entſchieden: 1 
I. Daß die dortige Beerdigungs⸗Geſellſchaft berechtigt iſt: 

1) von den De. und Ascendentea und beſonders aus dem Nachlaſſe eines dort verſtor⸗ 
benen Einwohners und Mitgliedes der Gemeinde oder deſſen Familie für die Grab⸗ 
ftätte, den Sarg und das Beerdigen der Leiche auf dem dortigen Kirchhofe Nach⸗ 
ſtehendes, als: 1 

a) So, die verftorbene Perſon über 20 Jahr alt geworden — zwei Thaler 
ourant, fe | 
b) wenn ſolche aber unter 20 bis 13 Jahre excl. alt war — Einen Thaler und 
zwoͤlf Groſchen Courant, | 8 
e) desgleichen von 13 bis 3 Jahren excl. — Einen Thaler Courant, und 
d) von 3 Jahren und darunter — Sechszehn Groſchen Courant, wobei es bei 
allen von n. bis d. incl. erwähnten Fallen keinen Unterſchied macht, von 
welchem Geſchlecht die Leiche iſt, und endlich 
e) außerdem für jede Leiche ohne unterſchied des Alters und Geſchlechts ein 
Bettkiſſen, | 
zu fordern und zu verlangen, und zwar, daß ſolches noch vor der Beerdigung der 
Leiche entweder roſp. baar und in natura an die Vorſteher der Beerdigungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft berichtiget, oder dafür ein angemeſſenes bewegliches Pfand beſtellet, und den 
gedachten Vorſtehern behändiget werde, und 
von den De- und Ascendenten; und aus dem etwanigen Nachlaſſe einer dort ver⸗ 
ſtorbenen fremden, nicht aus der Familie eines dortigen Mitgliedes der Gemeinde 
angehörenden, oder etwa von einem andern Orte dorthin zum Begraben bringenden 
Leiche, für die Grabſtaͤtte, den Sarg und das Beerdigen derſelben eine nach Maß⸗ 
gabe und den Verhältniſſen des Nachlaſſes und verbliebenen Vermögens deſſelben 
von den Vorſtehern und eventualiter durch die Stimmenmehrheit der Beerdigungs⸗ 
Geſellſchaft feſtzuſetzende angemeſſene und billige Verguͤtigung und Zahlung in 
baarem Gelde oder Beſtellung eines fichern. beweglichen Pfandes auf Höhe derſelben 
vor der Beerdigung der Leiche zu fordern und zu verlangen, und bevor weder dies geſche⸗ 
hen, noch die adıl feſtgeſetzten Verbindlichkeiten erfüllt ſind, iſt die Beerdigungsgeſell⸗ 
ſchaft nicht verpflichtet, die Leiche zur Grabſtätte zu bringen, demungeachtet dürfen 
dennoch nicht die etwanigen nächſten Anverwandten der Leiche oder ſonſt Jemand 
die Leiche, ohne Einwilligung der Vorſteher der Beerdigungs⸗Geſellſchaft, er) 


2 


— 


mächtig und allein auf dem dortigen Kirchhofe der Gemeinde begraben, oder ſi 
den Anordnungen der benannten Vorſteher widerſetzen, vielmehr Letzteren ‚überall 
genuͤgen, und ſich alles dieſe Widerſprechenden gaͤnzlich enthalten müſſen. 


1) Vergl. auch in den Jahrbüchern der Preuß. Monarchie pro 1798 II. S. 240. 
die Vorſtellung der Todtengräberzunft in Königsberg. 
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3) In beiden Fällen aber, wenn die Descendenten oder Ascendenten ber verſtorbenen 
Perſon des Vermögens nicht find, oder der Nachlaß des Defuncti nicht hinreicht, 
die ad 1. und 2. feſtgeſetzten Begräbnißkoſten zu beſtreiten, oder die Sicherheitsbe⸗ 
ſtellung dafür zu leiſten, ift die Beerdigungs⸗Geſellſchaft verbunden, die Leiche auf 
dem dortigen Kirchhof unentgeldlich zu beerdigen. 

Wenn aber wider Verhoffen be 

4) Die Beerdigungs-Geſellſchaft, nachdem den Beſtimmungen sub 1. und 2. genüg 
iſt, aus einer oder der andern Urſache, dennoch die Beerdigung der Leiche verweigern 
ſollte, ſo ſind nicht nur die nächſten hinterbliebenen Anverwandten und Freunde der 
verſtorbenen Perſon und deren etwa noͤthige Gehülſen berechtiget, in den Schranken 
der herkömmlichen Ordnung, ſelbige auf dem dortigen Gemeinde-Kirchhof, ohne daß 
der Beerdigungs⸗Geſellſchaft ein Widerſpruchsrecht zuſteht, zu begraben, ſondern 
Letztere ſind auch verbunden, jenen alle die zur Beerdigung nöthigen dort vorhande⸗ 
nen Geraͤthſchaften ohne Ausnahme herzugeben und auszuhändigen. Dahingegen 

5) die dortige Beerdigungs-Geſellſchaft keinesweges verbunden iſt, und eben ſo wenig 
dazu gezwungen werden kann, ein Mitglied der dortigen oder einer andern Gemeinde 
ohne Anſehen der Perſon in ihre verbundene Geſellſchaft daſelbſt auſzunehmen, 
wenn daſſelbe ſich hierzu nach ihren Statuten nicht qualifizirt, oder nach der Mehr: 
heit der Stimmen der Geſellſchaft dazu für nicht qualifizirt erachtet wird, und 
gleichmäßig iſt die gedachte Beerdigungs-Geſellſchaft berechtiget, ein bereits in 
ihrer Geſellſchaft aufgenommenes Mitglied nach den Beſtimmungen ihrer Statuten 
entweder mit einer Geldſtrafe zu belegen, oder daſſelbe wieder zu entlaſſen und zu 
exmittiren. 

II. Daß det ꝛc. S. S. daſelbſt verbunden, fuͤr die Beerdigung ſeiner am 16. Nov. p. 
verſtorbenen Tochter 

1) den Vorſtehern der Beerdigungs⸗Geſellſchaft fuͤr das Begräbniß 

a) Zwei Thaler Courant, und 
b) ein Beltkiſſen, 
reſp. zu zahlen und zu behaͤndigen; 

2) die durch ſein bewirktes Beerdigen der Leiche und eigenmächtiges Verfahren dabei 
an der Thuͤre des Kirchhofes und an den Beerdigungs-Geraͤthſchaften entſtandene 
Beſchaͤdigung zu verguͤtigen, und ſolche in den vorigen Stand wieder herzuſtellen; 

3) ſobald aber dies alles von ihm bewirkt und berichtiget worden, ihm alsdann fein de⸗ 
ponirtes Pfand zurückzugeben iſt. 

III. Daß außer den Vorſtehern der Beerdigungs-Geſellſchaft annoch zwei Männer 
als Vorſteher und Repräfentanten der Gemeinde, und zwar wenigſtens einer der 
nicht in der Sterbegeſellſchaft aufgenommenen Mitglieder nach der Stimmen— 
mehrheit der ganzen Gemeinde zu waͤhlen, und ſobald dies geſchehen, ſelbigem 
von den zeitigen Vorſtehern der Beerdigungsgeſellſchaft die allgemeine Verwal: 
tung des Gemeindeweſens ſowohl, als auch insbeſondere die der Synagoge, der 
Armenkaſſe u. ſ w. übertragen, und von dieſem nach den allgemein eingeführten 
Grundſätzen verwaltet werde, aber nicht, wie bisher geſchehen, die Verwaltung 
dieſer Geſchaͤfte, mit denen des Vorſtehers der Beerdigungs-Geſellſchaft kombi⸗ 
nirt bleibe. Uebrigens beide Theile die hierdurch entſtandenen Koſten zur Hälfte 
zu tragen und ſich dieſerhalb gegenſeitig zu berechnen gehalten. 


Gründe. 


Die ſämmtlichen in den hieſigen Koͤnigl. Landen befindlichen Einwohner des moſai⸗ 
ſchen Glaubens machen eine vom Staate geduldete Religions-Geſellſchaft, und die an 
einem jeden Orte befindlichen Mitglieder derſelben eine Kommune oder Gemeinde aus, 
der nicht nur in Anſehung der Ausübung ihres Gottesdienſtes und ihrer Gebräuche, fon- 
dern auch im Betreff der Kirchenrechte, der Verwaltung des Armenweſens, der Synagoge 
und der Beerdigung, und der ſonſt dazu gehörigen Guͤter, eine beſondere Autonomie ver⸗ 
ſtattet, weshalb auch jetzt noch nach dem neuern Landes⸗Edikt v. 11. März c. nichts ge⸗ 
ändert, ſondern nach dem $ 39. deſſelben die Beſtimmungen darüber noch vorbehalten 
worden ſind, daher entſcheiden in dergleichen Sachen lediglich ſowohl die bis jetzt beſtandenen 
ah und Zeremonial⸗Geſetze der Juden, als die herkoͤmmlichen Gebrauche und Ob— 
ervanzen. 

Es beſteht nun bei allen juͤdiſchen Gemeinden, ſelbſt im Auslande, die Einrichtung, 
daß die Verwaltung der Synagoge und des uͤbrigen Gemeinde- und Armenweſens, von 
der des Begräbniß⸗ und Kirchhofsweſens und den Kaffen derſelben getrennt, und von 
verſchiedenen Vorſtehern verwaltet werden. Eben ſo iſt es an allen Orten, wo eine 
zahlreiche Gemeinde eriſtirt, Ob ſervanz, daß eine beſondere Beerdigungs-Geſellſchaft 
aus den Mitgliedern der Gemeinde beſteht, die ihre eigene Statuten und eine beſondere 
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Kaffe hat, und wo die Verwaltung des Kirchhofs- und Begraͤbnißweſens von ihren Vor⸗ 
ſtehern und Mitgliedern derſelben allein beſorgt und verwaltet wird. 

Dieſelbe macht aber demungeachtet keine alleinige Korporation aus, und kann nicht 
als eine für ſich beſtehende moraliſche Perſon, ſondern nur als ein Mitglied der ganzen 
Gemeinde betrachtet werden, die lediglich dieſes Geſchaͤft aus Religionseifer unentgeldlich 
übernommen hat, daher darf ihr Intereſſe nicht dem der Gemeinde entgegen fein, viels 
mehr haben ſie gar kein anderes Intereſſe, als das der ganzen Gemeinde, daher auch alle 
Rechte und Gerechtigkeiten, die ſie bereits erworben haben, oder noch acquiriren mögen, 
ſie nur zum Wohl der ganzen Gemeinde erhalten und erwerben. Hiernach leuchtet es 
von ſelbſt ein, daß der juͤdiſche Kirchhof an einem Orte nicht das alleinige Eigenthum 
der daſelbſt eriſtirenden Beerdigungs⸗Geſellſchaft iſt, ſondern der ganzen dortigen juͤdi⸗ 
ſchen Gemeinde gehört. Hiermit ſtimmen auch die Allgemeinen Landesgeſetze uͤberein und 


beſonders ſchreibt der 
$. 183. Tit. II. Th. II. des A. L. R. 
ausdrücklich vor: 

„Kirchhoͤfe oder Gottesäͤcker und Begraͤbnißplätze, welche zu den einzelnen Kirchen ge: 

„hören, ſind, der Regel nach, das Eigenthum der Kirchengeſellſchaft.“ 

Die Statuten der Beerdigungs-Geſellſchaft find nur für die Mitglieder derſelben, und 
fuͤr die Gemeinde nur in ſofern, als ſolche das gemeinnuͤtzige Wohl betreffen und dem 
nicht entgegen ſind, verbindlich. Es iſt daher jedes Individuum der Gemeinde, wenn es 
auch kein Mitglied der Beerdigungs⸗Geſellſchaft iſt, den Statuten derſelben, welche das 
allgemeine Beſte, die religiöfen und herkoͤmmlichen Obſervanzen bezwecken, unterworfen. 

Hierzu gehört nun unſtreitig die Bezahlung der Grabſtätte und des Sarges, ſo wie die 
Ordnung und gewöhnliche Zeremonie bei der Beerdigung einer Leiche. Erſtere haben 
keine allgemeine Beſtimmungen, und ſelbſt Letztere weichen an manchen Orten von ein⸗ 
ander ab, und beruhen auf keinen beſtimmten Grundſaͤtzen, ſondern hängen lediglich von 
dem Inhalt der Statuten der Beerdigungs-Geſellſchaft und der Verfaſſung eines jeden 
Orts ab; jedoch im Betreff der erſtern können nur, beſonders in Hinſicht der ſämmtlichen 
Mitglieder der Gemeinde und ihrer Familien, die ſchon beſtehenden und von der ganzen 
Gemeinde ſanctionirten Statuten und herkoͤmmlichen Gebräuche ſtattfinden und verbind⸗ 
lich fein, und die Beerdigungs⸗Geſellſchaft darf darin keine Aenderung ohne Einwilli⸗ 
gung der ganzen Gemeinde oder deren Repräſentanten vornehmen, und daher um ſo 
weniger bei demjenigen Individuo der Gemeinde, das nicht Mitglied der Beerdigungs⸗ 
Geſellſchaft iſt, eine Ausnahme von der Regel machen; fondern ſie muß vielmehr, ſobald 
dem, was ſie nach den einmal feſtſtehenden Statuten zu fordern berechtiget iſt, genuͤget 
worden, die Beerdigung einer Leiche auf dem Kirchhofe der Gemeinde geſtatten, und ent: 
weder das Beerdigungs⸗Geſchaͤft ſelbſt vornehmen, oder es den naͤchſten Anverwandten 
und Freunden des Verſtorbenen uͤberlaſſen, und dieſen nicht nur die Grabſtätte, ſondern 
auch die im Beſitz habende zur Anfertigung des Grabes und der Beerdigung nöthige Ge⸗ 
raͤthſchaften hergeben. Es hat jedoch die Beerdigungs⸗Geſellſchaft darin ſtets die freie 
Wahl, und muß es dieſerhalb ihrer alleinigen Erklärung überlaffen bleiben. 

Das Gutachten vom 30. März 1807 iſt nur dahin zu verſtehen, daß, wenn noch nichts 
deshalb feſtgeſetzt worden, oder es die Leiche eines Fremden, nicht zu den Mitgliedern der 
Ortsgemeinde und deren Familie Gehörenden betrifft, es von der alsdann erfolganden 
Beſtimmung der Beerdigungs-Geſellſchaft abhängt, nicht aber, wie hier der Fall iſt, 
wo bereits in den Statuten die Beſtimmungen daruͤber feſtſtehen. Ferner iſt es aber an 
allen Orten bei der juͤdiſchen Gemeinde, ſelbſt an einem Orte, wo keine beſondere Beer— 
digungs⸗Geſellſchaft exiſtirt, herkömmliche Obſervanz, daß aus dem Nachlaſſe des Ver: 
ſtorbenen, oder von den hinterbliebenen vermoͤgenden De- oder Aſcendenten die Begraͤb⸗ 
niß⸗Gebühren, und das, was ſonſt etwa noch beſtimmt iſt, entweder ſofort und noch vor 
der Beerdigung der Leiche bezahlt und gegeben, oder dafür ein angemeſſenes bewegliches 
Unterpfand beſtellt wird; ſo wie es auch hingegen wieder überall allgemeiner Gebrauch 
und eine Obſervanz iſt, daß von einer in Armuth verſtorbenen Perſon, wo weder der 
Nachlaß derſelben dazu hinreicht, noch die De- oder Aſcendenten des Vermögens ſind, 
jenes zu leiſten, die Leiche unentgeldlich begraben werden muß. — Jedoch iſt alles Vor⸗ 
angeführte, außer — bis auf den letztern Fall, nur hinſichts eines Mitgliedes der Orts⸗ 
Gemeinde und deren Familie und Zugehörigen daſelbſt, nicht aber auf eine etwa an dem 
Orte verſtorbene, dort nicht einheimiſch geweſene Perſon, oder gar auf eine, von einem 
andern Orte zur Beerdigung bringende Leiche, anwendbar, ſondern dann hängt die Be⸗ 
ſtimmung der Begräbniß⸗Gebühren lediglich von dem Gutachten der Vorſteher oder der 
Mehrheit der Stimmen der Beerdigungs-Geſellſchaft, und wo dergleichen nicht exiſtirt, 
von dem Gutachten der von der Gemeinde zu dem Begräbniß-Geſchaͤft gewaͤhlten Vor⸗ 
ſteher und eventualiter von der Mehrheit der Stimmen der Gemeinde ab; indeß muß 
auch hierbei die Billigkeit nie aus den Augen geſetzt, und die Forderung darf nicht zu 
hoch, ſondern nach Maßgabe des verbliebenen Vermoͤgens gemacht und beſtimmt werden. 
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Es iſt nun in F. eine dergleichen Beerdigungs⸗Geſellſchaft errichtet, die ihre beſonde⸗ 
ren Statuten und Verordnungen hat, die Verwaltung der hierzu gehoͤrenden Geſchaͤfte und 
der Kaffe ift aber bis jetzt mit den der Synagoge und des Armenweſens der dortigen Gemeinde 
combinirt geweſen. Hierdurch entſtanden nun ſo manche Inkonvenienzen und Inconſe⸗ 
quenzen, die auch natürlich entſtehen mußten, da die Beerdigungs-Geſellſchaft ſehr oft 
das Intereſſe der uͤbrigen Gemeinde-Mitglieder, welche nicht in ihre Korporation aufge⸗ 
nommen waren, alterirte, weil keine befondern Repraͤſentanten der Letztern exiſtirten, 
die ihre Rechte wahrnehmen konnten. Es kann daher auch die pag. 46 der alten Sta⸗ 
tuten und des Kaſſen-Buchs feſtgeſetzte Beſtimmung, daß die Vorſteher der Beerdigungs— 
Geſellſchaft zugleich Vorſteher der Gemeinde ſein ſollten, nicht berückſichtiget werden. 
Denn der Erfolg lehrt es, daß Animofität und Perſönlichkeit ſich einmiſchten, und das 
durch ſowohl der religiöfe Zweck verfehlt ward, als auch fogar ein Öffentlicher Auftritt 
entſtand, die Mitglieder der Geſellſchaft und die der Gemeinde, welche nicht in jene out: 
genommen ſind, ſich gegenſeitig beleidigten, und einer des andern Rechte alterirte, wie 
dies in dem concreten Falle mit der Beerdigung der am 16. Nov. a. p. verſtorbenen 
Tochter des S. S. ſich bewaͤhrt hat. 


Beide Theile haben ſich vielſeitig dieſerhalb beſchwert, beide haben aber die Graͤnzen 
ihrer Gerechtſame überſchritten. Denn nach der bereits vorangeſchickten Ausführung 
war die Beerdigungs-Geſellſchaft von dem S. S. nach den in ihren Statuten §. 4 und 

5 beſtimmten Sägen, nicht mehr als 2 Rthlr. Courant und ein Bettkiſſen für die Grab⸗ 
ſtaͤtte und Beerdigung ſeiner verſtorbenen Tochter zu fordern berechtiget, und noch weni⸗ 
ger durfte fie ihm, wenn er zur Berichtigung dieſer Forderung bereit war, die Grabftätte 
und die alleinige Beerdigung auf dem Kirchhofe verweigern. Denn Letzterer iſt, wie oben 
ausgefuhrt worden, felbft wenn fie ſolchen auch auf ihren Namen acquirirt hätten, ben: 
noch das Eigenthum der ganzen dortigen Gemeinde, welches noch um ſo mehr daſelbſt 
der Fall iſt, wo die Verwaltung des Gemeindeweſens ſtets mit der Beerdigungs-Geſell⸗ 
ſchaft vereiniget geweſen, und alle Verhandlungen im Namen der Judenſchaft ge⸗ 
ſchloſſen, wie dies zum Theil das Protokoll v. 21. Dec. 1782 ergiebt; daher kann es gar 
nicht releviren, daß dieſe Verhandlung von den Vorſtehern und Mitgliedern der Geſell— 
ſchaft geſchehen, weil ſelbige auch zugleich Vorſteher des Gemeindeweſens waren, und 
überdies nirgends hervorgeht, daß ſie blos nomine der Beerdigungs⸗Geſellſchaft gehan⸗ 
delt und für dieſe allein den Kirchhof acquirirt haben. Aus eben dieſem Grunde kann 
die Geſellſchaft auch hier nicht aus einer possessione continua und Verjährung durch 
Beſitz nach den allgemeinen Landes⸗Geſetzen ein Recht verlangen, denn eines Theils mon: 
gelt es der Beerdigungs-Geſellſchaft an einem eigenthümlichen Beſitztitel, und andern 
Theils befindet ſich dieſelbe auch nicht in dem alleinigen Beſitz des Kirchhofs. Daß ſel⸗ 
bige bis jetzt die Beerdigung der Leichen allein darauf vorgenommen, kann als eine Be⸗ 
ſitzergreifung deſſelben nicht geachtet werden, da es notoriſch iſt, daß dieſe Handlungen 
von derſelben nicht aus einer vorhergegangenen Verpflichtung der uͤbrigen Mitglieder der 
Gemeinde, ſondern nur aus religiöſen Abſichten vorgenommen, und ihnen von den an— 


dern überlaſſen worden. 
A. L. R. Thl. I. Tit. 7. 8.106. 

Hiervon abgeſehen, fo war die dortige Beerdigungs-Geſellſchaft auch ſelbſt nach ihren 
eigenen Statuten weder ein Mehreres von dem ꝛc. S. S. zu fordern, noch ihm die al⸗ 
leinige Beerdigung ſeiner verſtorbenen Tochter auf dem dortigen Kirchhofe zu verweigern 
berechtiget. Denn der ic. S. S. war vormals ein Mitglied der Geſellſchaft, und iſt nur 
nach dem Beſchluß v. 24. Okt. a. p. aus derſelben zur Strafe ſeines ungebührlichen Be⸗ 
tragens bei der Beerdigung der Leiche des Iſrael exmittirt worden. Hierdurch iſt der 
Vorſchrift des $. 13. der Statuten hinlänglich genüget, indem daſelbſt auf dieſen Fall 
nur die Alternative feſtgeſetzt ift, daß das Mitglied der Geſellſchaft entweder ausg eſto⸗ 
ßen, oder beſtraft, d. h. mit einer Geldbuße belegt werde. Da nun das Erſtere ge⸗ 
ſchehen, ſo konnte das Andere nicht weiter angewendet werden, noch weniger konnte die 
Geſellſchaft aus dem §. 16. der Statuten, wenn fie den ꝛc. S. S. als ein fremdes in die 
Geſellſchaft nicht aufgenommenes Mitglied detrachtete, ein Recht hierzu herleiten. Denn 
eines Theils, ſo hat Meter $. in dieſer Hinſicht für die nicht in ihrer Geſellſchaft ſeiende 
Mitglieder der Gemeinde keine verbindende Kraft, andern Theils aber, ſo iſt daſelbſt auch 
nur alternativiſch beſtimmt, daß entweder eine Geldbuße erlegt werde, oder der Geſell⸗ 
ſchaft freiſtehe, ſich mit Beerdigung der Leiche nicht zu beſchäftigen; auf dieſen Fall aber 
Niemandem das Recht benommen iſt, die Leiche ſeines Angehoͤrigen allein und ohne 
Huͤlfe der Geſellſchaft zu beerdigen, und es iſt nicht beſtimmt, daß dieſe die Grabſtelle ver: 
weigern könne. 


Von der andern Seite aber involvirt das Verfahren des S. S. bei der Beerdigung 
ſeiner Tochter eine eigenmaͤchtige und ungerechte, wenigſtens eine irreligiöſe Nen det 
Er hätte vor der Beerdigung ſeiner verſtorbenen Tochter entweder den Vor ehern der 
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Beerdigungs⸗Geſellſchaft, oder einer dortigen Gerichtsperſon ein Pfand auf Höhe der von 
erſterer gemachten Forderung mit Vorbehalt ſeiner Rechte beſtellen, die Beerdigung der 
Leiche in Ruhe abwarten, und alsdann, wie bz geſchehen, feine Beſchwerden anbringen 
und ausführen können, wodurch alle gewaltthätige Handlungen und der öffentlich da⸗ 
durch gegebene Aerger vermieden worden wäre; er ift deshalb auch die hierdurch entſtan⸗ 
dene Beſchaͤdigung an der Thür des Kirchhofes und an den Beerdigungs-Geräthſchaften 
zu verguͤtigen ſchuldig. 

Es hat daher, um für die Folge dergleichen Auftritte und Streitigkeiten zu evitiren, 
überall, wie geſchehen, entſchieden und fo feſtgeſetzt werden müſſen. Uebrigens rechtferti⸗ 
get ſich der Koſtenpunkt dadurch, daß beide Theile gleiche Veranlaſſung zu den Beſchwer— 
den gegeben haben. 

So geſchehen Berlin, den 26. Juni 1812. 
Vice⸗Ober⸗Landrabbiner und Aſſeſſores 
Meyer Simon Weyl, Simon Joachim, L. Hurwitz. 
(Heinemann I. S. 337.) 


b) Verpflichtung der Begraͤbniß⸗Geſellſchaften zur Aufnahme aller jüͤdi⸗ 
ſchen Leichen und deren Tarif. 
aa) R. des Min. des Inn. v. 2. Dec. 1817 an die Aelteſten der jüdiſchen 


Synagoge zu Inowraclaw. 

Es iſt über die von Ihnen bei dem unterzeichneten Min. unterm 11. Aug. darüber 
angebrachte Beſchwerde: 

daß nach einer Verf. der K. Reg. zu Bromberg die Beerdigungs⸗Geſellſchaft der iſrae⸗ 

litiſchen Gemeinde zu Inowraclaw aufhoͤren ſollte, 
von gedachter Behoͤrde Bericht erfordert worden. 

Aus demſelben ergiebt ſich, daß von der K. Reg. gar nicht die Aufhebung der ge⸗ 
dachten Beerdigungs-Geſellſchaft ausdrücklich angeordnet iſt, ſondern nur ein Tarif re⸗ 
gulirt werden ſoll, nach welchem die jedesmaligen Beerdigungs-Koſten zu bezahlen ſind, 
welches auch nothwendig iſt, indem dadurch jeder hierunter bisher ſtattgefundenen Will⸗ 
kühr fuͤr die Folge vorgebeugt werden wird, und wobei es daher ſein Bewenden behaͤlt. 

(Heinemann J. S. 345.) , 

bb) R. des Min. d. Inn. v. 14. Aug. 1829 an die K. Reg. zu Bromberg. 

Von dem juͤdiſchen Glaubensgenoſſen N. zu N. wird in der urſchriftlich angebogenen 
Eingabe v. 2. d. M. uͤber Gelderpreſſungen geklagt, welche ſich die daſige juͤdiſche Sterbe⸗ 
zunft bei Beerdigung nicht zu ihr gehoͤrig geweſener Mitglieder der Judengemeinde er⸗ 
laube. Nun ſtimmt zwar das Min. mit dem der Beſcheidung der K. Reg. v. 11. v. M. 
zum Grunde liegenden Prinzip uͤberein, daß die Indenſchaft eines Orts eine Privatge⸗ 
ſellſchaft iſt, über deren Verhaͤltniſſe, wenn Streit zwiſchen den Mitgliedern und der 
Geſellſchaft entſteht, der Richter zu entſcheiden hat. Allein dieſes Prinzip kann nicht ſo 
weit ausgedehnt werden, daß man dieſen Geſellſchaften auch Mißbräuche geſtatten kann, 
welche bedeutende polizeiliche Uebelſtaͤnde zur Folge haben, und das Privat-Eigenthum 
der Einzelnen der Willkuhr preisgeben können. Zu dieſen Mißbräuchen gehört nun un— 
ſtreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdigungen, zu deren Erlegung der 
orthodoxe Jude gezwungen wird, wenn er ſich auf der einen Seite aus Gewiſſenhaftig⸗ 
keit nicht zu entſchließen vermag, die Vorſchriften des Ritual⸗Geſetzes unbeobachtet zu 
laſſen, auf der andern Seite aber gleichwohl die Leiche fortſchaffen muß, und bis zur 
Beerdigung richterliche Entſcheidung nicht einholen kann. In dem Bericht v. 12. Nov. 
| 1817 iſt die K. Reg. felbft von dieſem Grundſatze ausgegangen, hat die Feſtſetzung von 
0 Beerdigungs-Tarifen fuͤr die Juden fuͤr nothwendig angeſehen, und iſt unterm 2. Det. 
ejusd. a. deshalb das Noͤthige zu verfügen autorifirt worden. 

Hiernach mag denn die K. Reg. auch im vorliegenden Falle und in allen künftigen 
das Noͤthige Nennen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nach 
dem jüdiſchen Ritual⸗Geſetze zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, 
und die Leichen innerhalb der dazu geſtatteten Zeit zu Grabe gebracht werden müſſen. 
Dabei kann den Beerdigungs⸗Zuͤnften, wenn fie etwa wegen des prätendirten Eigen: 
thums an dem Begraͤbnißplatze höhere Forderungen für die Grabſtelle machen zu koͤnnen 
glauben, „ werden, dieſe Forderung nach dem Begräbniß vor dem gid: 
ter geltend zu machen, wenn nicht eine guͤtliche Einigung ſtattfindet. Allein es kann 
ihnen nicht geſtattet werden, vor dem Begraͤbniß irgend eine, nach dem Ritual-Ge⸗ 
ſetze nothwendige Handlung einer ſolchen Forderung wegen zu unterlaſſen, oder dafuͤr 
eine höhere als die tarifmaͤßige Gebühr zu erheben. 

Von dem, was die K. Reg. hiernach verfuͤgt, moͤge dieſelbe Anzeige erſtatten, und die 
Beſchwerde wieder einreichen, den Beſchwerdeführer aber beſcheiden. 

(Ann. XIII. S. 558.) 
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cc) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 14. Mai 1830 an die K. Reg. 


zu Oppeln. 

Zur Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 11. Maͤrz d. J., die Theilnahme der ſich in ei⸗ 
ner Stadt anſiedelnden fremden Juden an dem Begraͤbnißplatze der daſelbſt ſchon beſte⸗ 
henden Judengemeinde betr., wird der K. Reg. anliegend in Abſchrift eine unterm 14. 
Aug. v. J. auf eine ähnliche Veranlaſſung an die Reg. zu Bromberg erlaſſene Verf. mit 
dem Bemerken Wi deer daß hienach der von Ihr vorgetragene Fall einſtweilen, und 
bis die künftige Geſetzgebung ſich näher über die Sache ausſpricht, regulirt werden mag. 
Jedem Juden den Beitritt zur Begräbniß⸗Sozietäͤt zwangsweiſe anzufinnen, iſt geſetz⸗ 
lich nicht zulaͤſſig. (Ann. XIV. S. 349.) 

dd) Die R. v. 29. April 1833, 27. Febr. und 3. Juni 1840 vergl. 
oben, erſteres sub I. C. BB. 3. b., letztere Abſchnitt IX. 

ee) R. des Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 24. März 1842 
an den Vorſtand der jüdiſchen Religions⸗Geſellſchaft zu N. 

Dem Vorſtande der jüdiſchen Religions⸗Geſellſchaft ertheile ich auf das Geſuch v. 3. 
Okt. v. J., in Betreff der Beſtattung der nicht zu derſelben gehoͤrigen juͤdiſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen, Nachſtehendes zum Beſcheide. 

Die erſte Bedingung, welche jeder in einem Orte ſich anſiedelnden Judengemeinde ge⸗ 
macht wird, iſt in allen Fallen die Anſchaffung eines Begräbnißplatzes, auf welchem 
ſaͤmmtliche, im Orte verſtorbene Juden beerdigt werden koͤnnen. Die Polizei hat ſich 
nicht darum zu bekümmern, auf weſſen Koſten ein ſolcher Platz angeſchafft worden, viel⸗ 
mehr in allen Fällen, wenn ein Jude im Orte ſtirbt, deſſen Beerdigung auf dem juͤdi⸗ 
ſchen Gottesacker zu verlangen und noͤthigenfalls zu erzwingen. Denn, ſo wenig eine 
Kommune angehalten werden kann, einen beſonderen Begräbnißplag für die einer juͤdi⸗ 
ſchen Beerdigungs⸗Geſellſchaft nicht beigetretenen Juden anzuſchaffen, ſo wenig geſtat⸗ 
tet es Sitte, Anſtand und die den Todten ſchuldige Pietät, es dem Zufalle zu überlaſſen, 
wo eine jüdiſche Leiche beerdigt werden ſoll. Eben fo wenig geſtattet es die religiöſe Sitte, 
einen chriſtlichen Armen⸗Gottesacker auch zur Beerdigung von Juden zu gebrauchen. 

Wenn ſich in einzelnen Orten juͤdiſche Begraͤbnißgeſellſchaften bilden, ſo muß auch die⸗ 
fen die Aufnahme aller jzüdiſchen Leichen auf dem Platze aufgegeben werden, auch wenn 
die Familie des Verſtorbenen nicht zu der Geſellſchaft gehoͤrt. Cs wird ihnen dann aber 
geftattet, einen Tarif zu entwerfen und zur Genehmigung einzureichen, und darin, nach 
Maßgabe der Koſten, welche die Anſchaffung und Unterhaltung erfordern, und des Rau⸗ 
mes für eine Grabſtelle, angemeſſene Saͤtze feſtzuſtellen. Wenn aber gegenwaͤrtig die 
dortige Judenſchaft von Jedem, welcher ſich ein Anrecht auf den Beerdigungsplatz ver⸗ 
ſchaffen will, ein Eintrittsgeld von 105 Rthlr, verlangt — eine Summe, die der Aer⸗ 
mere gar nicht aufzubringen im Stande iſt — und wenn dieſelbe für eine fremde Leiche 
die Sätze von 100 Rthlr., 70 Rthlr. und 50 Rthlr. fordert, ſo eignen ſich dergleichen 
Sätze nicht zur Genehmigung, vielmehr laufen ſolche Vorſchlage lediglich auf eine ta⸗ 
delnswuͤrdige Gelderpreffung hinaus. Es bleibt daher der Judenſchaft lediglich uͤber⸗ 
laſſen, den Tarif fuͤr Mitglieder der Geſellſchaft und für Fremde nach obiger Anſicht zu 
reguliren und die Genehmigung der K. Reg. einzuholen. Bis dahin, daß dies geſchehen, 
wird nach wie vor die Beerdigung jeder jüdiſchen Leiche, noͤthigenfalls durch polizeiliche 
Mittel, erzwungen, und der Judenſchaft uͤberlaſſen werden, die Entſchaͤdigung Tor die 
Grabſtelle von den Hinterbliebenen im Rechtswege nachzuſuchen. 

(V. M. Bl. 1842. S. 63.) 5 | 

ff) Uebliche Koſtenſätze der Begräbnißgeſellſchaften. ) 

Gutachten des Vice Ober⸗Land⸗Rabbiner Weyl, v. 16. Nov. 1817, 

a) Anfrage des Landraths zu Frankfurt a. O. beim Vice⸗Ober⸗Landrab⸗ 


biner M. S. Weyl in Berlin. ge: 
Ew. Wohlgeboren gebe ich mir die Ehre, anliegend das aus 1 Bande und 7 Blättern 
beſtehende Aktenſtück mit dem ergebenſten Erſuchen zu überſenden, 
mir Dero Gutachten darüber gefaͤlligſt baldigſt unter Rückſendung der Akten zu⸗ 
kommen zu laſſen, 
ob es möglich ſei, daß die Kirchhofs⸗Vorſteher fuͤr die Grabſtelle des Kindes einer 
Dienſtmagd 15 Thlr. zu nehmen berechtigt ſein koͤnnen. 
ueberhaupt bitte ich, mich zu benachrichtigen, wie es dort wegen der Grabesplaͤtze ge⸗ 
halten, und was dafuͤr bezahlt wird, auch in welchen Fällen dafür eine größere oder ge: 
ringere Abgabe entrichtet werden muß. 
Frankfurt a. d. O., den 29. Okt. 1817. 
K. Landrath und Polizei⸗Direktor. 
Hauſchteck. 
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5) Gutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. 


In Gemaͤßheit Ew. Aufforderung vom 29. v. M. die Beſchwerde des Herrn L. F. 
Namens der unverehelichten H. S. über die dortigen jüdiſchen Kirchhofs⸗Vorſteher, we⸗ 
gen angeblich fuͤr ihr verſtorbenes Kind zu viel gezahlten Beerdigungs-Gebuͤhren betr., 
beehre ich mich, Ew. sub remissione der desfalſigen Akten Folgendes gutachtlich zu 
berichten. 


Im Allgemeinen machen die Beerdigungs⸗Geſellſchaften der juͤdiſchen Gemeinden, 
nach den jüdiſchen Ritual⸗Geſetzen, eine freiwillige, aus Religionseifer zu dieſem wohl⸗ 
thaͤtigen und religioͤſen Zwecke ſich verbindende Komite der Gemeinde jedes Ortes oder 
Parochie nach dem Sinne des g. 237. Tit. II. Thl. II. A. L. R. aus. Ihr allein iſt 
das Kirchhofs⸗ und Begraͤbnißweſen jedes Orts, wo dergleichen Geſellſchaften errichtet 
find, abgeſondert von dem übrigen Gemeinde⸗Weſen, übertragen. Wenn daher der Kirch: 
hof ſelbſt, übereinſtimmend mit den Vorſchriften des L. R. d. 183. ibid. das Eigenthum 
der ganzen jüdiſchen Gemeinde jedes Orts iſt, ſo ſtehet dieſer, namentlich deren Vorſte⸗ 
hern, nicht nur die Anordnung des Zeremoniels vor und bei der Beerdigung der Leichen, 
ſondern auch die Verwaltung deſſelben in vollem Maße und eben ſo zu, als wären ſie 
von der ganzen Gemeinde gewählt, und haben in dieſer Hinſicht die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten eines Pfarrers und Kirchenvorſtehers (6 453. 553. 619. 1. Cé Ge haben 
daher dieſelben das Recht und dle Verpflichtung wie jene (8. 423 und 667 ibid.) die nach 
den Statuten einer Orts⸗Geſellſchaft und Gewohnheiten — welche hier allein entſchei⸗ 
den, da keine nach $. 425 ibid. beſtimmte Taxordn. des Staats vorhanden ift — einge: 
führte Gebuͤhren und Stellgelder für Begräbnißplätze zu verlangen. 


In der Regel iſt in dieſen Statuten der Beerdigungs-Geſellſchaft eines jeden Orts eine 
desfalſige Taxe hinſichts der Einwohner des Orts uud ihrer Familien, welche juͤdiſche 
Glaubensverwandte find, angeordnet und feſtgeſetzt, doch ift ſich dieſe nicht überall gleich. 
Selbige heruhet auf herkoͤmmlichen Obſervanzen jedes Orts und Beſchluͤſſen der Ge: 
meinde oder auch nur der Geſellſchaft allein. 


Allgemein iſt es Gebrauch, daß für die Leiche, welche eigenes Vermoͤgen oder vermoͤ— 
gende De⸗ und Aſcendenten zuruͤckläßt, mehr als fuͤr ſolche, wo dies nicht der Fall iſt, 
jedoch nach den in der Taxe beſtimmten Sätzen gegeben werden muß. 


Eben ſo allgemein iſt auch die Gewohnheit, daß hinſichts fremder, ſich nur momentan 
an einem Orte aufhaltender Perſonen, ſowohl in Anſehung ihrer ſelbſt als ihrer unmit⸗ 
telbaren Zugehoͤrigen, kein beſtimmter Satz und keine Taxe vorhanden iſt, ſondern es 
von der Beſtimmung der zeitigen Vorſteher der Geſellſchaft allein abhängt, was ſie für 
die Beerdigung der Leichen verlangen, in ſofern der Nachlaß des Verſtorbenen ſich dazu 
qualifizirt, oder die De- und Aſcendenten vermoͤgend ſind. 


Die Beurtheilung und Entſcheidung hieruͤber iſt das alleinige Recht und die Pflicht 
der gedachten Vorſteher, wozu ohne Ausnahme die verftändiaften, rechtlichſten und reli⸗ 
giöfeften der Geſellſchaft gewählet werden, und bei welchen Billigkeit und unparteiiſches 
Verfahren vorausgeſetzt und erwartet wird. Glaubt indeß Jemand, daß in einem oder 
anderem Falle ihm von dieſen zu viel geſchehen ſei, ſo kann er auf das Urtheil eines 
Ausſchuſſes der Geſellſchaft, allenfalls unter Vorſitz des Rabbiners des Orts, provoziren. 

Ein Geſinde jüdiſchen Glaubens gehört nun zwar rückſichtlich der Beerdigung ſelbſt, 
ſowohl nach jüdiſchem Ritus, als auch nach den Landesgeſetzen zu der Parochie der jüidi: 
ſchen Orts-Gemeinde, wo es in Dienſten ift, das heißt, daß die Gemeinde oder die Be: 
erdigungs⸗Geſellſchaft, demſelben, oder deſſen Angehörigen den Begraͤbnißplatz nicht ver: 
ſagen duͤrfe. Es koͤnnen aber von demſelben, wenn es nicht ein eingebornes, ſondern von 
einem fremden Orte dahin gekommenes, und dort nicht wohnhaftes Mitglied iſt, die 
willkuͤhrlichen Gebühren und Stellgelder, wie von einem andern Fremden, nach der vor: 
bemerkten Beſtimmung genommen werden. 

Im vorliegenden Falle alſo, wo nach der eigenen Anzeige des Herrn F., und nach An⸗ 
gabe der H. S., ihr Beſchwängerer, Vater des verſtorbenen und beerdigten Kindes, ein 
vermögender Mann iſt, von dem ſie auch nach den G. die dies ſallſigen Begraäbniß⸗Koſten 
erſtattet verlangen kann, 

a (J. 84 des erſten Anhanges zum A. L. R.) 

ſie ſelbſt auch nicht als eine ganz arme Perſon betrachtet werden kann, da ſie den Betrag 
von ihrem fruͤheren Dienſtlohn entnommen und berichtigt hat; fo koͤnnen auch die dor: 
tigen Vorſteher der Beerdigungs⸗Geſellſchaft, ihres Verſehens willen, nach den Grund— 
ſätzen der Ritual: oder Landes⸗Geſetze nicht getadelt, noch weniger zur Zuruͤckgabe des 
bereits zur Kaſſe gezahlten Geldes angehalten werden. Es muß ihr vielmehr überlaſſen 
bleiben, blos im Wege der Guͤte durch beſcheidenes Anſuchen und Vorſtellungen bei den 
Vorſtehern ſolches zu bewirken. 
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Dieſes iſt es, was ich pflichtmäßig und gutachtlich zu berichten mich veranlaßt gefun⸗ 
den, und ſtelle die ferneren Verf. deshalb Ew. ꝛc. ergebenſt anheim. 


Berlin, den 16. Nov. 1817. 
Der Vice⸗Ober⸗Landrabbiner 
0 Meyer Simon Weyl. 
(Heinemann I. S. 347.) 


c) Transport jüdiſcher Leichen. 
R. des Min. des Inn. v. 1. Sept. 1818 an die Aelteſten der jüdiſchen 


Gemeinde zu Königsberg in Preußen. | 

Es wird Ihnen auf Ihre Eingabe vom 19. v. M., worin Sie darauf antragen, zu 
verfuͤgen, daß diejenigen juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, welche auf dem Lande oder in 
Städten ſterben, wo kein juͤdiſcher Todtenacker iſt, nach dem naͤchſten Ort, wo ſich ein 
ſolcher befindet, transportirt werden duͤrfen, zum Beſcheid eroͤffnet, daß dieſerhalb eine 
allgemeine Verf. nicht erlaſſen werden kann. | 

Sobald indeß die Erlaubniß zu dem Transport einer Leiche bei der Orts-Polizei-Be⸗ 
hoͤrde in ſolchen Fällen nachgeſucht wird, wo in Hinſicht auf Geſundheits Polizei nichts 
Erhebliches entgegenſtehet, und namentlich die Leiche noch nicht von der Verweſung an— 
gegriffen, oder der Todte nicht etwa an einer anſteckenden boͤsartigen Krankheit geſtor— 
ben iſt, wird die Erlaubniß auch nicht verweigert werden. 

Uebrigens müſſen ſich die Juden-Gemeinden in den Staͤdten, wo noch kein beſonderer 
Begräbnißplatz für dieſelben vorhanden iſt, dergleichen beſchaffen. (Annal. II. S. 728.) 

BB. Art der Repartition der Gemeindebedürfniſſe unter 
die Gemeindeglieder. m 

1) Rückſichtlich der Landestheile in denen das A. L. R. gilt, verweiſt Th. II. 
Tit. 11. F. 20 in Betreff der Rechte der geduldeten Religionsgeſellſchaften 
auf Th. II. Tit. 6. §. 11 ff., nämlich auf die Rechte der erlaubten Pri- 
vatgeſellſchaften. Dieſe haben unter ſich die inneren Rechte der Kor⸗ 
porationen und Gemeinden. Die Beſtimmungen, welche für die letzteren 
gegeben ſind, kommen daher zur Anwendung bei Entſcheidung aller inneren 
Rechtsverhältniſſe der Judengemeinden, insbeſondere alſo auch bei Entſchei⸗ 
dungen über die Art der Repartition der Gemeindebedürfniſſe unter die De 
meindeglieder. Jene Beſtimmungen ſind nun enthalten in den folgenden 
FF. 11— 15 und 25 80. Tit. 6. Th II. L. R. 

$. 11. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder erlaubter Geſellſchaften unter fich, 
werden nach dem unter ihnen beſtehenden Vertrage, in deſſen Ermangelung, nach den 
fuͤr die verſchiedenen Arten ſolcher Geſellſchaften ergangenen beſondern Geſetzen, und wo 
auch dieſe nicht entſcheiden, nach dem Zwecke ihrer Verbindung beurtheilt. 

$. 12. Bei Handlungen, woraus Rechte und Verbindlichkeiten gegen Andere entſte⸗ 
hen, werden fie nur als Theilnehmer eines gemeinſamen Rechts, oder einer gemeinſamen 
Verbindlichkeit betrachtet. 

$. 13. Dergleichen Geſellſchaften ſtellen im Verhältniſſe gegen Andere, außer ihnen 
keine moraliſche Perſon vor, und können daher auch, als ſolche, weder Grundſtücke, 


noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwerben. 


§. 14. Unter fich aber haben dergleichen Geſellſchaften, fo lange fie beſtehen, die in: 
neren Rechte der Korporationen und Gemeinden. (F. 25 can. 

$. 15. Es kann daher ein ausſcheidendes Mitglied von dem Geſellſchaftsvermoͤgen nur 
2 Ss einen Antheil fordern, als das Mitglied einer Korporation und Gemeinde dazu 
erechtigt iſt. 

§. 25. Die Rechte der Korporationen und Gemeinden kommen nur ſolchen vom Staate 
genehmigten Geſellſchaften zu, die ſich zu einem fortdauernden gemein nuͤtzigen Zwecke 
verbunden haben. h 

J. 26. Die Verhaͤltniſſe und Rechte der Korporationen und Gemeinden find haupt: 
ſächlich nach den bei ihrer Errichtung geſchloſſenen Vertraͤgen, oder ergangenen Stif— 
tungsbriefen; nach den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzeſſionen; und nach 
—— in der Folge unter Genehmigung des Staats abgeſaßten Schlüſſen zu beur— 
theilen. 

$. 27. Die ſolchergeſtalt beſtimmten Rechte und Pflichten der Geſellſchaft und ihrer 
Mitglieder, Io wie die wegen des Betriebes der gemeirfchaftlichen Angelegenheiten ge: 
troffenen Einrichtungen, machen die Verfaſſung dieſer Korporation aus. 

9.28. So weit dadurch der Zweck der Geſellſchaft, und ſolche Mittel, ohne welche 
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* nicht erreicht werden kann, beſtimmt ſind, gehoͤren dieſelben zur Grund⸗ 
verfaſſung. 

. 29. Grundverfaſſungen koͤnnen nur in ſoweit geändert oder abgeſchafft werden, als 
die Korporation ſelbſt aufgehoben werden kann. 

8. 30. Auch andere Verfaſſungen kann die Korporation eigenmaͤchtig, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung des Staats, nicht abaͤndern. 


$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen durch einen nach Mehrheit der Stims 
men abzufaſſenden Geſellſchaftsſchluß, unter Approbation des Staats, erfolgen können, 
iſt nach den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 


$. 32. Bei der Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Verſammlungs⸗ 
geſetzen einer Geſellſchaft, finden die allgemeinen Regeln von Auslegung der Verträge, 
Geſetze und Privilegien uͤberhaupt Anwendung. 

8. 33. Doch iſt dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Geſellſchaft, fo weit 
dieſelbe ihrer Grundverfaſſung und den allgemeinen Geſetzen des Staats nicht wider⸗ 
ſpricht, vorzuͤgliche Rückſicht zu nehmen. 

F. 34. Soll über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erklä⸗ 
rung fuͤr die Zukunft abgefaßt werden: ſo kann dies nur durch Schluͤſſe der Korporation 
unter Genehmigung des Staats, geſchehen. 

$. 35. Kann kein ſolcher Schluß zu Stande kommen: oder betrifft die Sache Rechte 
und Pflichten der Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt dieſes Erklaͤrungsrecht 
nur allein dem Staate zu. 

$. 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch ſolche Deklaration in feinen ſchon 
erworbenen Befugniſſen gekraͤnkt ſei: ſo muß ihm darüber rechtliches Gehör verſtattet 
werden. 

$. 37 Jedes in die Korporation neu eintretende Mitglied unterwirft fich eben dadurch 
den Verfaſſungen derſelben. 

F. 38. Von deren Beobachtung, fo weit es dabei auf Grundverfaſſungen ankommt, 
können auch einzelne Mitglieder niemals befreit werden. 

8.39. In wiefern aber Korporationen, oder deren Vorgeſetzte, einzelne Mitglieder 
von andern zur Grundverfaſſung nicht gehoͤrenden Verbindlichkeiten und Laſten dispen⸗ 
ſiren . haͤngt von den beſondern Einrichtungen einer jeden Art der Korporatio⸗ 
nen ab. 

F. 40. So weit die Verfaſſung einer Korporation aus den bisher (§. 26 — 36.) ange⸗ 
gebenen Quellen nicht zu beſtimmen iſt, muß auf die wegen der verſchiedenen Arten der 
Korporationen ergangenen beſondern Geſetze Ruͤckſicht genommen werden. 

$. 41. Wo auch dieſe nichts Näheres beſtimmen, da treten nachſtehende allgemeine 
Vorſchriften ein. | 

F. 42. Jedes Mitglied einer Korporation iſt ſchuldig, feine Handlungen dem gemeins 
ſchaftlichen Zwecke gemaͤß einzurichten, und zur Erreichung deſſelben mitzuwirken. 

§ 43. Die Korporation iſt berechtigt, Mitglieder, welche dieſem Zwecke vorſaͤtzlich, 
oder ſonſt beharrlich, zuwider handeln, auszuſtoßen. 

$. 44. Sie kann aber dieſe Befugniſſe nur unter Aufſicht des Staats, und nach den 
von ihm vorgeſchriebenen Geſetzen ausüben. 

8. 45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre Mitglieder kann einer Korporation nur 
wegen Vergehungen, die von den Mitgliedern in dieſer Eigenſchaft begangen worden, 
und nur in ſofern zukommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdruͤcklich verlie⸗ 

en hat. 
0 F. 46. Aber auch in dieſem Falle muß die Korporation, bei Ausübung ihres Straf: 
Ge die in den Geſetzen allgemein vorgefchriebene Ordnung und Verfahrungsart 
eobachten. 

§. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfügungen die Berufung auf die vom Staate 
angeordneten Richterftühle Statt. 

F. 48. Die Korporation hat das Recht, neue Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beſtim⸗ 
mung des Staats aufzunehmen. | 

$. 49. Rechte und Vorzüge, welche einer Korporation oder Gemeinde vom Staate 
beigelegt ſind, kommen der Regel nach allen gegenwaͤrtigen und künftigen Mitgliedern 
derſelben zu ſtatten. 

$. 50. Doch können auf Vorrechte, welche nur der ganzen Geſellſchaft, als einer mo 
raliſchen Perſon betrachtet, verliehen ſind, einzelne Mitglieder fuͤr ihre Perſonen, und 
in ihren Privatangelegenheiten, keinen Anſpruch machen. 

$. 51. Die innern Angelegenheiten einer Korporation werden durch Berathſchlagun⸗ 
gen und Schlüſſe der Mitglieder angeordnet. 

§. 52. Bei gewöhnlichen Vorfaͤllen, und in den ein für allemal dazu beſtimmten 
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wehen ee entſcheidet der Schluß der in dieſer Verſammlung gegenwärtigen Mit⸗ 
glieder. 

§. 53. Bei außerordentlichen Vorfaͤllen, deren Verhandlung in den Stiftungsgeſetzen 
den ordinairen Verſammlungen nicht beigelegt iſt, müſſen ſaͤmmtliche Mitglieder aus: 
druͤcklich eingeladen werden. 

$. 54. Iſt bei der Einladung zu ſolchen außerordentlichen Verſammlungen zugleich 
der Gegenſtand der Berathſchlagung angezeigt worden: fo. können die erſcheinenden 
Mitglieder, ohne Rückſicht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß abfaſſen. 

§. 55. Iſt aber eine ſolche ausdruͤckliche Bekanntmachung des Gegenſtandes der Be: 
rathſchlagung nicht geſchehen: fo müſſen wenigſtens zwei Drittel der Mitglieder gegen— 
wärtig ſein, wenn ein Schluß zu Stande kommen ſoll. 

$. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig geſchehen, oder in dem Falle des 9. 55. nicht 
die erforderliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig geweſen: fo iſt ein dennoch abge: 
faßter Schluß nichtig. 

$. 57. Es iſt hinreichend, wenn die Einladung an dem gewöhnlichen Wohnorte eines 
jeden Mitgliedes, auf die in der Prozeßordnung vorgeſchriebene Art, inſinuirt wird. 

9. 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen bekannten Aufenthaltsort verändern, ohne 
den Vorſtehern der Korporation Nachricht zu geben, wo ſie anzutreffen ſind, iſt die Kor⸗ 
poration beſonders einzuladen nicht ſchuldig. 

$. 59. Eben das gilt wegen ſolcher Mitglieder, die ihren Wohnſitz aus der Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen die Ein⸗ 
ladung in vorkommenden Faͤllen gerichtet werden ſolle. 8 

$. 60. Abweſende Mitglieder koͤnnen den Verſammlungen auch durch Bevollmaͤchtigte 
beiwohnen. 

$. d Dergleichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliede der Korporation aufges 
tragen werden. 

9. 62. Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden nach der Mehrheit der Stimmen ab: 
gefaßt. 

$. 63. Bei vorhandener Stimmengleichheit gebührt die Entſcheidung derjenigen Be⸗ 
hoͤrde, der es ſelbſt zukommt, die Schlüffe der Korporation zu beftätigen. 


$. 64. Zu neuen Beiträgen, die weder in der Stiftungsverfaſſung, noch in den allge⸗ 
meinen Geſetzen des Staats gegründet ſind, iſt die Einwilligung aller Mitglieder erfor⸗ 
derlich. 

9. 65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Erfüllung des Zwecks der Korporation, 
oder einer von ihr vorhin ſchon rechtsgültig übernommenen Verbindlichkeit nothwendig: 
ſo muß auch in dergleichen Angelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der Stim⸗ 
men ſich unterwerfen. | 

$. 66. In keinem Falle koͤnnen neue Anlagen ohne Vorwiſſen und Genehmigung des 
Staats gemacht werden. 

$. 67. Was von neuen Beiträgen vorordnet iſt, gilt auch von Erhöhung der bisher 
nur gewöhnlichen. 

$. 68. Geſellſchaftliche Rechte, welche nicht ſämmlichen Mitgliedern, ſondern nur 
Einem oder dem Andern unter ihnen, als Mitglieder, zukommen, können denſelbeu, 
wider ihren Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, oder einge⸗ 
ſchraͤnkt werden. 

$. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, ſondern nur Einem oder etlichen Mitgliedern, 
neue Laſten oder Verbindlichkeiten aufgelegt werden ſollen. 

$. 70. Auch die Verwaltung und Nutzung des der Korporation zuſtehenden gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögens wird durch Schlüffe der Korporation angeordnet. 

8. 71. Die Verwendung muß zur Beförderung des gemeinſchaftlichen Beſten der Ge: 
ſellſchaft, und zur Erreichung ihres Endzwecks geſchehen. 

g. 72. Derjenige Theil des Geſellſchaftsvermögens, wovon die Nutzungen für die 
einzelnen Mitglieder beſtimmt find, muß nach den Rechten des gemeinſamen Eigenthums 
behandelt werden. (Th. 1. Tit. 17. Abſchn. 1.) 

$. 73. Die Korporation iſt nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitglied, oder auch 
ein Fremder, ihr zu einem gewiſſen beſtimmten Zwecke zugewendet hat, ohne deſſen Ge⸗ 
nehmigung einen andern Gebrauch zu machen. 

$. 74. In wiefern aber bei veränderten Umftänden der Staat, nach dem Ableben 
des Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben könne, iſt nach dem §. 193 
vorkommenden Grundſatze zu beurtheilen. 

$. 75. In allen Fallen, wo dergleichen Verfügung getroffen werden ſoll, muß die noch 
beſtehende Korporation mit ihrem Gutachten zuvoͤrderſt darüber vernommen, und von 
dieſem Gutachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewichen werden. 
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$. 76. Auch von den zur Erreichung des Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgeſchriebe⸗ 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmaͤchtig nicht abgehen. 
8. 77. Der Staat ſelbſt ift, dieſe Mittel und Einrichtungen abzuändern, nur alsdann 
berechtigt, wenn klar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht erreicht werden koͤnne, oder 
gar verfehlt werden wuͤrde. 

$. 78. Sind dabei Verordnungen zu Gunſten gewiſſer beſtimmter Perſonen gemacht: 
fo kann davon, ohne die Einwilligung oder vollftändige Entſchaͤdigung ſolcher Perſonen, 
nicht abgegangen werden. 

$. 79. Iſt in dem Falle, wenn die Einrichtungen des Stifters nicht buchſtablich be: 
folgt würden, einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung gewidmete Sache oder 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilligung bie: 
ſes Dritten nicht Statt. 

$. 80. Werden die von dem Stifter gemachten Einrichtungen ſchon zu der Zeit, da 
die Stiftung errichtet, und der Korporation aufgetragen worden, zweckwidrig befunden: 
ſo muß der Korporation die Annahme einer ſolchen Stiftung nicht geſtattet werden. 


2) Ueber die von den vorſtehenden Geſetzen abweichende Obſervanz 
der Juden bei Vertheilung ihrer Gemeindebedürfniſſe ſpricht ſich das nach: 
folgende Gutachten des Vice⸗-Ober-Land-Rabbiners Weyl v. 16. Mai 


1815 aus: 


a) Requiſitionsſchreiben des Magiſtrats zu Schievelbein. 

Die hieſige Gemeinde moſaiſcher Religion hat einſtimmig zur Regulirung ihrer An⸗ 
gelegenheiten Vorſteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die ſeit dem 
K. Ed., die buͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden betr, hieher gezogen ſind, gewaͤhlt. 
Dieſe Vorſteher haben ſich den 30. v. M. mit Zuziehung des unterzeichneten Bürger⸗ 
meifter P.. verfammelt, um ein jedes Mitglied dieſer Gemeinde zu ſchaͤtzen, damit die 
noͤthigen Ausgaben fuͤr das künftige halbe Jahr beſtritten, und auch der Schulmeiſter 
und Koller beköſtiget werden kann. Denen Vorſtehern wird hierdurch das Zeugniß ge: 
geben, daß die Abſchaͤtzung auf ſehr billig ruhenden Grundſätzen geſchehen iſt. Es giebt 
aber in dieſer Gemeinde zwei oder drei einzelne Mitglieder, die ſich dem, von den Vor: 
ſtehern auf Pflicht und Gewiſſen abgefaßten Beſchluſſe, aus Neigung zum Widerſpruche, 
widerſetzen wollen, obgleich Unterzeichneter ſowohl als die Vorſteher vollkommen über: 
zeugt ſind, daß keinem Einzigen zu viel geſchehen iſt, ſondern blos das allgemeine Wohl 
bezweckt worden. Hauptſaͤchlich ift darauf geſehen worden, daß ein tüchtiges Subjekt 
zum Unterricht der Juden im Judenthum, zum Vorleſen und Vorſingen in der Syna⸗ 
goge und zum Schächten engagirt worden; dieſes Subjekt muß aber auch von der gan⸗ 
zen Gemeinde, da kein anderer Fond dazu da iſt, natürlich bekoͤſtiget und beſoldet wer⸗ 
den. Es giebt in dieſer Gemeinde zwar einzelne Mitglieder, die die mehreſten Kinder 
zur Schule ſchicken, allein aber auch ſehr arm ſind, dieſe muͤſſen doch wohl von den 
Andern, wie es Pflicht iſt, übertragen werden; allein, wie geſagt, es giebt einige, die 
dieſes nicht beherzigen, und dem von den Vorſtehern abgefaßten Beſchluſſe nicht ge⸗ 
nuͤgen wollen. g 

Ew. Hochehrwürden wird daher ganz gehorſamſt erſucht, dem unterzeichneten Magi⸗ 
ſtrat mit umgehender Poſt gefälligſt anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder der Gemeinde ſich 
dem Beſchuſſe der Vorſteher nicht auch in Berlin und andern Orten, wo Israeliten 
wohnen, willig unterwerfen muͤſſen; denn von einem Armen mehr zu nehmen, als es 
feine Kräfte erlauben, würde ja offenbar Sünde fein. Sogar haben ſich die widerſpen⸗ 
ſtigen Mitglieder geäußert, einen ſeparaten Schächter zu halten und ſich von der Ge 
meinde loszureißen. 

Sobald mir Ew. Hochehrwuͤrden Ihr Gutachten über dieſe Gegenftände gegeben ha- 
ben werden, wird der unterzeichnete Magiſtrat die Vorſteher der Gemeinde bei einer jeden 
Sache, die auf Billigkeit beruhet, zu vertreten wiſſen. 

Schievelbein, den 2. Mai 1815. Der Magiſtrat. 


An den Vice⸗Ober⸗Land⸗Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Gutachtliches Antwortſchreiben des Vice-Ober-Landrabbiners. 

Auf Ew. ꝛc. mir ſehr geehrtes Schreiben v. 9. d. M. in Betreff der von einzelnen 
Mitgliedern der dortigen moſaiſchen Gemeinde, gegen die von den Vorſtehern ihnen auf— 
erlegte Laſten gemachten Widerſprüche, erwiedere ich ergebenſt Folgendes: 

Im Allgemeinen iſt es Ritualgeſetz, und war auch ſtets Obſervanz, daß die Armen in 
einer israelitiſchen Gemeinde nicht nur von allen Beitraͤgen befreit, ſondern die Beduͤrf⸗ 
tizen noch unterſtuͤtzt werden. Um aber wiſſen zu koͤnnen, wer in einem kleinen Orte 
vermoͤgend oder unvermoͤgend iſt, wurde ſonſt, und vor Emanirung des Edikts v. 
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11. Marz 1812, immer der bei der, alle drei Jahre Statt gehabten Verſammlung der Land⸗ 
Judenſchaft, wegen Entrichtung des Schutzgeldes und anderer Königl. Abgaben, geſche— 
henen Vermögenſchaͤtzung jedes Schutzjuden und des ihm auferlegten Beitrages, zur 
Norm genommen, und ſind danach die ſtaͤdtiſchen Gemeindelaſten repartirt worden. Da 
dies nun durch die vorangezogene Verordnung ceſſirt hat, und ein Landesgeſetz über den 
Kultus der Israeliten noch nicht vorhanden iſt, ſo müſſen nach meinem ergebenſten Da— 
fuͤrhalten auch noch die jüdiſchen Ritualgeſetze entſcheiden. Nach dieſen aber gehoͤren 
auch die Koſten eines Lehrers zum Unterricht der Kinder der Gemeinde in der Religion, 
der Thora und dem Talmud zu denjenigen Kommunelaſten derſelben, die von den reichen 
Hausvätern allein getragen werden muͤſſen. Hinſichts aber um zu beſtimmen, wer 
vermögend oder ganz unvermoͤgend iſt, oder wie viel ein jeder beitragen ſolle, ſo iſt es 
bis jetzt Gebrauch geweſen, daß die Gemeinde in 3 Klaffen, naͤmlich: 1) ganz reiche, 
2) bemittelte, und 3) arme getheilt und von jeder Klaſſe nach Verhaͤltniß der Zahl der 
Gemeindeglieder ein oder mehrere Hausvaͤter durchs Loos gezogen wurden, und daß die 
dergeſtalt herausgekommenen Perſonen die Schätzungs⸗Kommiſſion ausmachten, deren 
Beſtimmungen ſich die Gemeinde unterwerfen mußte. Es muß natuͤrlich dieſer Kom— N 
miſſion, und nachdem ſie unter Handſchlag verſichert hat, ohne Intereſſe und Rückſicht, 
und nicht einſeitig zu ſchätzen, der Etat der Ausgaben der Gemeinde vorgelegt werden. 
Auch duͤrfen unter der Schaͤtzungskommiſſion nicht zwei oder mehrere ſolcher Anver⸗ 
wandten ſich befinden, die nach dem Ritualgeſetze kein Zeugniß einer gegen den andern 
ablegen dürfen. Die Schaͤtzung der von der Kommiſſion felbft zu leiſtenden Beiträge 
aber uuß, ſobald dieſe mit der Schaͤtzung der übrigen zu Stande iſt, von drei andern 
aus den 3 Klaſſen der Gemeinde durchs Loos zu waͤhlende Perſonen erfolgen. 

In keinem Falle aber koͤnnen ſich einzelne Mitglieder von der Gemeinde losreißen, und 
eine beſondere Gemeinde ausmachen wollen. 

Indem ich nun die fernere Verfügung und Regulirung Ew. ꝛc. anheimſtelle, verharre 
ich c. Berlin, den 16. Mai 1815. 

(Heinemann I, 330.) 


3) Koch bemerkt in Betreff des vorſtehenden Gutachtens: 

Die Meinung des Vice-O.-Land⸗Rab. Weyl, wonach die Repartition bei Mangel eines 
Landesgeſetzes über den Kultus noch nach den juͤdiſchenRitualgeſetzen geſchehen ſoll, ſteht 
mit der Beſtimmung in dem G. v. 11. Maͤrz 1812, daß die Juden den allgemeinen 
Landesgeſetzen unterworfen ſein ſollen, im Widerſpruch. Die Frage: wie viel ein jedes 
Glied der Geſellſchaft zu den Laſten beizutragen hat, betrifft keine Glaubensangelegen⸗ 
heit, und wird auch durch kein Ritualgeſetz entſchieden. Dieſes zeigt Weyl ſelbſt auch in 
der weitern Entwickelung ſeiner Anſicht, indem er bei der Schaͤtzung die Juden in 3 
Klaſſen, namlich: 1) reiche, 2) bemittelte, 3) arme, getheilt wiſſen will. Dies iſt die 
alte Eintheilung nach dem Generaljudenreglem. v. 1750, welches gaͤnzlich abgeſchafft iſt. 
An deſſen Stelle treten die allgemeinen Landesgeſetze, welche hinlängliche Entſcheidungs⸗ 
normen enthalten. Die Rit. G. Choschen hamischpat c. 4 $. 1. Anm. cap. 7. f. 
12. u cap. 168 ſtimmen mit $. 68. Tit. 6. Th. II. des A. L. R. darin, daß jeder Ge 
meindebeſchluß nach der Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt wird, überein. 

(Die Juden, S. 210.) | 

4) Die vorſtehende Anſicht iſt vom Standpunkte des erkennenden Rich⸗ 
ters aus vollkommen richtig. Wenn gleich es nämlich den jüdiſchen Gemeinden 
unbenommen bleibt, ſich nach den bei ihnen üblichen Sätzen für ihre Ge⸗ 
meindebedürfniſſe zu beſteuern, ſo lange ſie hierüber unter ſich einig ſind, ſo 
hat doch ein jedes Gemeindemitglied ein klagbares Recht darauf, nur nach 
den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen für die Gemeindebedürfniſſe bet, 
zuſteuern und der Richter wird, ſo bald er in den Fall kommt, hierüber zu 
entſcheiden, dieſe Entſcheidung nicht aus den Obſervanzen der jüdiſchen Ge⸗ 
meinden, ſondern aus den allgemeinen Landesgeſetzen nehmen. 

Von dieſen Geſichtspunkten gehen denn auch in einem Specialfalle die 
Erkenntniſſe des Landgerichts zu M. v. 6. Nov. 1829 und des Ob. L. G. 
zu Marienwerder v. 1831 aus. 

Der unverheirathete jüdifche Kaufmann O. in M. hatte ſich geweigert, zu den Gemeinde: 
laſten der Judenſchaft beizutragen. Auf die gegen ihn angebrachte Klage der Juden⸗ 
ſchaft war er jedoch dazu in 1. Inſtanz verurtheilt. Auf die dagegen eingelegte Appel⸗ 

| lation erging folgendes Urtel: 

In Sachen des Kaufmanns O. in M. Beklagten und Appellanten, wider die israeli⸗ 
tiſche Gemeinde daſelbſt Klägerin, und Appellatin, 


— emgeet 


142 Staatsrechtl. Verhältn. d. J. — Den ganzen Staat betr. 


Erkennet der I. Senat ꝛc. den Akten gemäß für Recht: 
daß formalia appellätionis richtig, und in der Sache ſelbſt gent ent in a qua des 
K. Landgerichts in M. de publicato d. 6. Nov. 1829 lediglich zu beſtätigen, und 
Appellant in Tragung und respective Erſtattung der Koſten der zweiten Inſtanz, 
fo wie in Erlegung einer Succumbenzſtrafe von 4 Rthlr. zu verurtheilen. 


V. R. W. 


Grunde, 

Appelant ift verurtheilt, vom Aug. 1826 ab, bis zum Tage, wo er aufhört Mitglied 
der klagenden Gemeinde zu fein, einen jährlichen Beitrag von 10 Kthlr. zur Beſtreitung 
der Gemeindeausgaben zu bezahlen. 

Er glaubt ſich dazu nicht verpflichtet, weil 

1. nach ſeiner Behauptung in M. keine Judengemeinde exiſtirt. Dies iſt unrichtig, 
denn Ausweis der Akten des Magiſtrats in M. hat die dortige Judenſchaft eine eigene 
Synagoge und einen Kirchhof, beſoldet einen juͤdiſchen Schullehrer und Schlaͤchter, 
wählt ſich einen Vorſteher, der vom Magiſtrate beftätigt wird. Dieſe Umftände bewei⸗ 
fen hinlänglich die Exiſtenz einer juͤdiſchen Gemeinde. Darauf aber, ob dieſe Gemeinde 
ſchriftliche Statuten beſitzt und ob dieſe vom Staate beftätigt find, kommt es bei der 
Frage: ob eine jüdiſche Gemeinde exiſtirt? nicht an. 

2. Er behauptet, nicht Mitglied der Gemeinde zu ſein. Dies iſt ebenfalls unrichtig. 
Denn eine Kirchengeſellſchaft iſt nach 9. 11. Tit. 11. Th. 2 des A. L. R. eine Religions⸗ 
Geſellſchaft, welche ſich zur oͤffentlichen Feier des Gottesdienſtes verbunden hat. So 
wie jeder chriſtliche Einwohner eines Ortes ein Mitglied derjenigen Kirchengemeinde 
wird, in welcher er feinen Wohnſitz aufſchlaͤgt, fo wird auch der juͤdiſche Staatsbürger, 
welcher in einer Stadt feinen Wohnſitz wählt, Mitglied der dort befindlichen Juden: 
gemeinde, denn das Generalprivilegium fuͤr die Judenſchaft in Preußen v. 17. April 
1750 verordnet im §. 31: 

„Wir wollen auch fernerhin, daß die ſämmtlichen in unſern Städten wohnenden 
Schutzjuden in Religionsſachen es mit der ganzen juͤdiſchen Gemeinde halten und keiner 
davon ausgeſchloſſen, noch die geringſte Trennung verſtattet werden ſoll. 

Appellant bekennt ſich zum moſaiſchen Glauben, und hat ſich als Kaufmann in M. 
ſeit 1826 niedergelaſſen. Iſt er ſchon hierdurch Mitglied der dortigen Gemeinde gewor⸗ 
den, ſo hat er außerdem ſeinen Eintritt in die Gemeinde dadurch ausdruͤcklich erklaͤrt: 
daß er geſtändigermaßen am Gottesdienſte in der Synagoge Theil genommen, ja ſogar 
im Jahre 1828 und 1829 einen eigenen Platz in der Synagoge gemiethet hat. Auch 
hat ihn der Magiſtrat zu allen Verhandlungen über Angelegenheiten der jüdiſchen Ge: 
meinde vorgeladen. 

Appellant behauptet, daß er ſich von der juͤdiſchen Gemeinde losgeſagt habe, und be: 
zieht ſich auf die Verhandlung v. 26. Okt. 1826 in den Magiſtratsakten, in denen er 
dei Regulirung der Beiträge zu den Koſten der neuerbeuten Synagoge erklaͤrt hat: 

daß ein unverheiratheter Mann nicht zugezogen werde. Es ſpringt in die Augen, 
daß dieſe Erklärung nicht den Willen, aus der Gemeinde auszuſcheiden, ſondern einen 
Widerſpruch, bei den Verhandlungen zugezogen zu werden, enthaͤlt. 

Nach 8, 110. Tit. 11. Th. II. des A. L. R. muͤſſen weltliche Mitglieder der Kirchen⸗ 
geſellſchaft, ſo lange ſie ſolche bleiben, zur Unterhaltung der Kirchenanſtalten, nach den 
Verfaſſungen der Geſellſchaft, beitragen. 

Appellant will nur um deshalb von jedem Beitrage befreit ſein, weil er unverheirathet 
iſt. Er bezieht ſich auf das Atteſt der Vorſteher der israelitiſchen Gemeinde in Elbing 

bisher bei der israelitiſchen Gemeinde in Elbing der Gebrauch noch nicht eingeführt 
iſt, von unverheiratheten Männern zum Bedarfe der jahrlichen Ausgaben der Gr: 
meinde eine Beiſteuer zu erheben. 

Allein mit Recht wendet die Appellatin ein, daß dies Atteſt über die Verhältniſſe der 
jüdiſchen Gemeinde in M. nichts enthalte. Sie beſtreitet, daß bei ihr dieſer Gebrauch 
exiſtirt, und da nun nirgends in den Geſetzen ein Unterſchied zwiſchen verheiratheten 


und unverheiratheten Mitgliedern jüdiſcher Gemeinden in Beziehung auf ihre Verpflich⸗ 


tung zu Beiträgen gemacht iſt, ſo muß das Verlangen des Appellanten als unbegruͤndet 
zuruͤckgewieſen werden. 

Was nun das Quantum des geforderten Beitrages betrifft, ſo hat die Appellatin nicht 
nur den Betrag der jährlichen Ausgaben, ſondern auch das Quantum des jährlichen 
Beitrages der übrigen Gemeindeglieder von 60, 40 und 20 Kthlr. angegeben und be⸗ 
hauptet, daß der dem Appellanten durch einen mündlichen Beſchluß der Gemeindemit⸗ 
4 e WE Beitrag von 10 Rthlr. feinen Verhältniffen als Kaufmann anges 
meſſen ſei. 
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Appellant hat gegen das Quantum durchaus keine Einwendungen gemacht, und ſchon 
um deshalb mußte dieſes nach dem Antrage der Appellatin feſtgeſetzt werden. Ueberdies 
iſt ein Beſchluß der Gemeinde v. 4. Dec. 1830 beigebracht, welcher den Beitrag des 
Appellanten auf 10 Kthlr. feſtgeſetzt, und wenigſtens für die Zukunft nach 88. 52, 65 
und 69. Tit. 6. Th. II. des A. L. R. verbindlich iſt. 

Sententia a qua war hiernach zu beftätigen, woraus nach §. 6 und 49. Tit. 23. der 
A. P. O. der Koſtenpunkt und die Succumbenzſtrafe ſich rechtfertigt. 

(Akten des O. L. G. Marienwerder O. 21. de 1831. Koch a. a. O. S. 211.) 

CC. Art der Einziehung der Gemeindebeiträge von den Mit— 
gliedern, welche ſich den Gemeindebeſchlüſſen nicht unter— 
werfen. 

Der Staat geht auf die inneren jüdiſchen Gemeindeverhältniſſe überall 
da, wo ſie keine Korporationsrechte haben, nur in ſoweit ein, als dies aus 
polizeilichen Gründen geboten iſt, da er dieſe Gemeinden lediglich als erlaubte 
Privat: Gefellfchaften betrachtet. Dies tritt auch bei Einziehung rückſtändiger 
Beiträge zu den Gemeindebedürfniſſen Seitens einzelner Mitglieder hervor. 
Der Staat enthält ſich hierbei jeder adminiſtrativen Einſchreitung im Intereſſe 
der Gemeinde und es findet mithin rückſichtlich jener Rückſtände keine admini⸗ 
ſtratibe Exekution Statt, wie dies zu Gunſten anderer Gemeinden der Fall iſt, 
vielmehr muß die jüdiſche Religionsgeſellſchaft in ſolchen Fällen gegen die 
Widerſpänſtigen den Weg Rechtens beſchreiten und die Verpflichtung des 
Reſtanten aus den oben mitgetheilten Geſetzen nachweiſen. Anders iſt dies 
da, wo die Judengemeinden Korporationsrechte haben.!) Dieſe Lage der 
Sache iſt in mehrfachen Miniſterial⸗Entſcheidungen anerkannt. Es beſtim⸗ 
men insbeſondere hierüber die im Abſchn. IX. gegebenen R., namentlich 
die R. v. 23. Juli 1824, das v. 30. Nov. 1826, 22. Sept. 1827, 25. Nov. 
1831, 27. Febr. 1840, 3. Juni 1840 und 8. Sept. 18402). 


Zweites Kapitel. 
Von den Mitgliedern der jüdiſchen Religions-Geſellſchaft. 


I: Die Beamten der jüdiſchen Religions-Geſellſchaft. 

A. Allgemeine Beſtimmungen. | 

Die von den jüdiſchen Religionsgeſellſchaften zur Feier ihrer Religions⸗ 
handlungen beſtellten Perſonen genießen als ſolche keine beſonderen perſön⸗ 
lichen Rechte 3). Das L. R. II. 11. §. 20 ſagt hierüber wörtlich: 

„Die von ihr (der geduldeten Religionsgeſellſchaft) zur Feier ihrer Reli⸗ 
gionshandlungen beſtellten Perſonen genießen, als ſolche, keine beſondern 
perſönlichen Rechte.“ 

Demgemäß erachten die nachfolgenden R. die jüdiſchen Verwaltungs⸗ 
beamten ſelbſt in den Territorien nicht für mittelbare Staatsdiener, wo 
die Juden wirkliche Korporationen bilden. | 
d 15250 Min. d. Inn. (v. Meding) v. 27. Mai 1842 an die K. Reg. zu 

oſen. 


1) Vergl. hierüber die Zufäge zu $. 2 des G. v. 1. Juli 1833. 
) In Betreff der Lage der Sache in den Territorien, wo die Gemeinden Korpora⸗ 
tionsrechte haben, ſ. das R. v. 14. Jan. 1842 ad $. 2 des G. v. 1. Juni 1833. 
2) Nach dem aͤlteren Preußiſchen Rechte, nach welchem die Juden politiſche Korpora⸗ 
tionen bildeten, war es den Judengemeinden zur Pflicht gemacht, vor Rabbinen 
und Aelteſten die gebührende Achtung zu haben und den zu ihrem Amte gehören: 
den Anordnungen derſelben Folge zu leiſten. Auch hatten dieſelben das Recht 
zur Beſtrafung der Uebertreter in Ceremonienſachen. Eirk,. v. 22. Mai 1775. 
(N. C. C. T. I S. 133.) | 


! 
) 
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Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 30. v. M. eroͤffnet, daß die Frage: ob juͤdiſche 
Verwaltungsbeamte als mittelbare Staatsdiener anzuſehen? ſchon früher zwiſchen den 
Min. des J. und der Juſtiz zur Verhandlung gekommen, und, wie die in Abſchrift bei: 
folgende, an die Verwaltungs-Beamten der Juden-Korporation zu N. ergangene Be— 
ſcheidung v. 19. Mai 1840 (Anl. a.) ergiebt, übereinſtimmend verneinend beantwortet 
worden iſt. Hiernach hat daher die K. Reg. auch Ihrerſeits zu verfahren. 

Berlin, den 27. Mai 1842. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. v. Meding. 


CH 


Bei Ruͤckgabe ber Anlagen der Eingabe v. 23. März d. J. wird den Verwaltungs: 
Beamten der iſraelitiſchen Korporation zu N. eröffnet, daß Ihre Beſchwerde gegen die 
Verfügungen des K. Land- und Stadtgerichts zu Oſtrowo und des O. L. G. zu Poſen 
als unbegruͤndet zuruͤckgewieſen werden muß. Dieſe Verfuͤgungen gruͤnden ſich darauf, 
daß die Bittſteller als öffentliche Beamte nicht angeſehen werden koͤnnen. Hiermit kann ich, 
ſo wie der Herr Staatsminiſter v. Rochow, mich nur einverſtanden erklaͤren. Und daraus 
folgt, daß denſelben auch das Recht nicht zuſtehen kann, bei Beleidigungen in Ausuͤbung 
ihrer Funktion auf fiskaliſche Unterſuchung anzutragen. Es bleibt denſelben vielmehr 
nur uͤberlaſſen, ihre Genugthuung im Wege des gewöhnlichen Injurien-Prozeſſes zu 
ſuchen. Berlin, den 19. Mai 1840. ) 

Der Juſtiz⸗Miniſter. Mühlen. 


An die Verwaltungsbeamten der iſraelitiſchen Korporation zu N. 
und Abſchrift an das Koͤnigl. O. L. G. zu Poſen zur Nachricht. 
(V. M. Bl. 1842. S. 187.) 

B. Die Vorſteher oder Aelteſten der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft ). 

Allgemeine Normen über die Wahl und den Wirkungskreis der Juden: 
älteften find nicht vorhanden. In Beziehung auf Berlin beſtimmte für 
frühere Zeiten hierüber die Reſol. v. 18. Juni 17502). So wenig dieſe 
jedoch, als die ſpätere Inſtruktion, des Verhaltens der Aelteſten und Vor⸗ 
ſteher der Judenſchaft zu Berlin v. 28. März 17553) iſt zur Zeit noch von 
Intereſſe, da ſich dieſelben auf das General-Juden-Privilegium von 1750 
beziehen, welches die Judenſchaften als Korporationen vorausſetzt. Dage— 
gen ergiebt ſich der Wirkungskreis der gegenwärtigen Judenälteſten aus den 
folgenden Schreiben: 


1) Schreiben der Königl. Polizeis Intendantur zu Berlin an den Vice: 
Ober⸗Landrabbiner Meyer Simon Weyl daſelbſt. 

Es ſind zu Frankfurt an der Oder Judenaͤlteſte gewaͤhlt worden, dieſe wuͤnſchen eine 
Inſtruktion über die ihnen obliegenden Pflichten und Befugniſſe zu haben. Das Poli⸗ 
zei⸗Direktorium hat mich in dieſer Beziehung um Auskunft erſucht, ob und welche Ins 
ſtruktionen für die hieſigen Judenälteſten eriftiren. Ich erſuche Sie daher, mir baldmoͤg⸗ 


lichſt über dieſe Angelegenheit das Erforderliche und eventualiter die exiſtirende In⸗ 


ſtruktion abſchriftlich mitzutheilen. Berlin, den 14. Jan. 1817. 


Antwortſchreiben des Vice-Ober⸗Landrabbiners. 

Ew. Königl. Wohllöbl. Polizei-Intendantur erwiedere ich hiermit auf deſſen geehrtes 
Anſchreiben v. 14. d. M. wie folgt: 

Die Funktion der hieſigen Aelteſten beſtehet darin, 

1) die Finanz⸗ Angelegenheiten der Gemeinde, in fofern ſolche den kirchlichen Verein 
betreffen, zu verwalten, die Einnahmen und Ausgaben, welche beide nach feſtſtehen⸗ 
den Prinzipien beſtritten werden, durch Rendanten und Vorſteher beſorgen zu laſſen; 

2) die Verordnungen, welche die Synagoge betreffen, um die herkömmlichen Anord— 
ee aufrecht zu erhalten, unter ihrer obern Leitung refp. zu erlaffen und zu ver: 
anlaſſen; 

3) e n über die von der Kommune unmittelbar zu unterhaltenden Armen: 
nſtalten; 

4) die Ertheilung ihrer (der) Genehmigung zu den Aufgeboten in der Synagoge; 


— 


1) Vergl. auch die einzelnen Abſchnitte der zweiten Abtheilung. 
) Heinemann J. S. 369. ie N 5 
) Heinemann I, S. 364. und 369. datirt fie irrthuͤmlich von 1655. 
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5) die Anſtellung ſämmtlicher Offizianten und Kirchendiener der Gemeinde, wo jedoch, 
wenn es die Wahl eines Rabbiners und Ober-Kantors betrifft, die Zuſtimmung 
eines Ausſchuſſes aus der Mitte der ganzen Gemeinde erforderlich iſt; 

6) E den Staatsbehoͤrden über Kommunal: Angelegenheiten unmittelbar zu kor⸗ 
reſpondiren; 

7) Atteſte jeder Art, welche Gemeinde: Mitglieder betreffen, in ſofern ſolche bei den 
AE Behörden zu irgend einer Legitimation dienen, in glaubhafter Form aus: 
zuſtellen; 

8) bei außerordentlichen Fällen, fie betreffen kirchliche oder Geld⸗Angelegenheiten, ver: 
anlaſſen fie eine Verlooſung von 27 Hausvaͤtern aus der Gemeinde; den durchs Loos 
herausgekommenen wird der Fall vorgelegt und welche alsdann darüber durch ab: 
ſolute Mehrheit der Stimmen entſcheiden. 

Die Aelteſten find im Ganzen die exekutive Gewalt und die Repraͤſentanten der Ge 
meinde, nach beſtehenden Vorſchriften oder Herkommen, welche ſie, wie §. 9. ) beſagt, 
nicht überſchreiten können, und fo dürfen fie auch keine neue Schulden negoziren. 

Alle drei Jahre geſchiehet eine neue Wahl der Xelteften und Vorſteher der Gemeinde. 
Die Wahl geſchiehet ſchriftlich. Ein jedes beitragende Gemeinde-Mitglied iſt hierzu be⸗ 
rechtigt und hat nach vorangegangener Aufforderung der Aelteſten den Stimmzettel offen 
bei dem Beglaubten bis zu dem feſtgeſetzten Tag abzuliefern. Die Mehrheit der Stim— 
men beſtimmt die Wahl, und die Genehmigung geſchiehet von der Königl. Regierung. 
Die Alten koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. Aus hinreichenden Gründen kann auch ein 
jeder das Amt ablehnen. | 

Ich hoffe, daß Ew. Wohlloͤbl. Intendantur diefe Anzeige genügen wird, und bemerke 
noch ergebenſt, daß ich vorſtehende Nachrichten nur aus vieljähriger Erfahrung zuſam⸗ 
mengetragen habe, daß mir aber keine Verfaſſungsurkunde bekannt ſei, worin ſich die 

| Funktionen der Aelteſten nach ihrem ganzen Wirkungskreiſe aufgezeichnet befinden. 
Berlin, den 20. Jan. 1817. 
(Heinemann I. S. 262.) 


| 
2) Schreiben des Magiſtrats zu Spandau. / 
| 


Es hat feit einiger Zeit beftändig bei der hieſigen juͤdiſchen Gemeinde ein Streit übe 
die Fähigkeit einzelner Mitglieder, die bei Feier der Feſte vorkommenden kirchlichen Aem⸗ 
ter zu verwalten, ſtattgefunden, und es hat ſich zuletzt der Vorſteher der jüdiſchen Ges 
meinde J. an uns gewendet, und um Entſcheidung einer Streitigkeit gebeten, die wegen 
Co des Neujahrs⸗ und Verſöhnungsfeſtes vorgefallen iſt. Seine Klage hat folgenden 

nhalt: 

Am 17. Aug. d. J. ließ J. die Gemeinde ſich verſammeln, und erklärte ihr, daß, wenn 
die bevorſtehenden Feiertage in feinem Beiſein vollfuͤhrt werden ſollten, er zu den beiden 
Neujahrstagen nur Einen, zu dem Verſohnungsfeſte aber zwei Vorſaͤnger verſchaffen 
wollte. In dieſer Verſammlung erklärte der H.... J.... (nach den Worten des J. g der 
Jüngſte der Gemeinde, und nur als ein halbes Mitglied erſt ſeit einem halben Jahre) 
gegen dieſen Vorſchlag: wir können ſolches Geld erſparen, indem wir beide dieſes Kirchen: 
amt verrichten können; ich gebe dazu nicht 2 Gr., er, der J. g koͤnne ihn darauf dreiſte 
verklagen, und die übrigen Gemeindeglieder ſtimmten dieſer Erklärung bei. 

Der J. g war damit nicht zufrieden, weil der H.... J.., ſich zum öftern religions⸗ 
widrig betragen habe, und erklärte, daß er unter dieſen Umftänden die Hauptfeiertage in 
Berlin zubringen werde, worauf ihn die Gemeinde verließ. 

Acht Tage vor dem Feſt kam De... J.... zu J. g und ſagte, er wäre zu Ihnen nach 

Berlin geweſen, habe Ihnen die Sache vorgeſtellt, habe ſeine Religionsvergehen bereuet, 
und mündlich von Ihnen die Erlaubniß zu oben bemerkten Verrichtungen erhalten. 

Der 3..9 hat ſich darauf bei Ihnen nach der Wahrheit erkundigen laſſen, und erfah: 
ren, daß aus Spandow niemand bei Ihnen geweſen ſei. 

„Der J. g hat hierauf die Feiertage in Berlin, feine Frau aber hier begangen, nachdem 
die Gemeinde ich dennoch einen Vorſaͤnger aus Berlin hat kommen laſſen, und es ver: 
langt die Gemeinde von dem I..g nunmehr einen Koſtenbeitrag von 1 Rthlr. 12 Gr. 
9 Pf. Courant. 


— — ͤ kZN—— — 


1) Der „Norm für die ſämmtlichen Mitglieder des Adminiſtrations⸗ 

| Korps der jüdiſchen Gemeinde in Berlin.“ Dieſe von der Gemeinde 
ſelbſt ausgegangene Verfaſſung iſt im Jahre 1792 auf Veranlaſſung des dem Ge⸗ 
neral⸗Direktorium erſtatteten Berichts in Betreff der General:Reform der Zu: 
denſchaft von dem größten Theile der jüdiſchen Hausväter in Berlin beſchloſſen 
und unterſchrieben worden. Ein großer Theil derſelben iſt ſeit 1812 außer An⸗ 
wendung gekommen. 


10 
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Bei näherer Vernehmung des J. g hat derſelbe das religionswidrige Betragen des 

H.. .. J... das Nähere dahin angegeben . & 
er habe vor kurzer Zeit auf einer Auktion am Sonnabend Sachen gekauft, auch am 
Sonnabend Karten geſpielt und Tabak geraucht. 

Die Gemeinde hat bei ihrer Vernehmung behauptet, der J. g habe drei Vorſänger ver⸗ 
langt, das fei ihr zu theuer geweſen, und darum habe fie gewollt, daß J.,g und H.... 
J.. .. das Vorſingen verrichteten, und nur zur langen Nacht noch ein Vorſaͤnger ange: 
i werden ſollte. Die Wahrheit dieſer Behauptung hat der J. g jedoch nicht ein: 

eraͤumt. 
? Der H.... J..., hat bei feiner Vernehmung die ihm vom Jag gemachten Beſchuldi⸗ 
gungen wegen ſeines religionswidrigen Betragens zugeſtanden, hat aber wiederum den 
J. g beſchuldigt, daß er vor ungefähr 17 Jahren bei dem Brauer Hanſche ein Schmalz: 
brod gegeſſen habe, und vor etwa zwei Jahren beim Gaſtwirth Riefenſthal an einem 
Sonnabend mit Licht durch den Saal gegangen ſei. ab 

Der 3..g hat dem widerſprochen, und ſich die Abhörung der genannten Perſonen ge: 
fallen laſſen, die aber, wenn die Vernehmung wirklich erfolgte, ſchwerlich davon noch et⸗ 
= wiſſen würden, indem dergleichen Vergehen den Chriſten nicht genug auffallen 

oͤnnen. | 

Die ganze Sache ſcheint ſich nach unſerm Urtheil um die Fragen zu drehen: 

1) ob dem J. g als Vorſteher der jüdiſchen Gemeinde auch die Veranſtaltungen des 
Gottesdienſtes obliegen, und ob die Gemeinde verpflichtet iſt, den Anordnungen des 
J. g zu folgen? | | 

2) ob die dem Heu. J. zur Laft gelegten, und von ihm eingeräumten Religionsver⸗ 
gehen ihn zur Verrichtung ber kirchlichen Gefchäfte, und in Specie des Vorſingens 
unfähig machen? 

Es betreffen dieſe Fragen den jüdiſchen Kultus; wir haben daher den Streit nicht 
entſcheiden wollen, und erſuchen Sie demzufolge ganz ergebenft 

uns gefälligft davon zu unterrichten, was in dieſer Sache nach juͤdiſchen Religions⸗ 
Geſetzen Rechtens ſei, | 
damit wir in dieſen und ahnlichen Fallen diejenigen hieſigen juͤdiſchen Gemeindeglieder, 
welche ſich der Ordnung widerſetzen, zurechtweiſen können. 

Bei dieſer Gelegenheit erſuchen wir zugleich um gefälligſte Auskunft, unter welchen 
Bedingungen es einem hieſigen Juden erlaubt iſt, nicht mit der hieſigen Gemeinde, ſon⸗ 
dern mit einer auswaͤrtigen zu halten, damit wir Streitigkeiten, die wegen ihrer Bei⸗ 
tragspflichtigkeit zu hieſigen Gemeinde⸗Ausgaben entſtehen, darnach beurtheilen können. 

Spandow, den 10. Dec. 1819. Der Magiſtrat. 

An den Ober⸗Landrabbiner Herrn Weyl Hochehrwürden zu Berlin. 


Antwortſchreiben des Vice Ober⸗Landrabbiners. 

Einem Hochedlen Magiſtrat zu Spandau erwiedere ich hiermit auf Dero gefälliges 
wach dag 10. Dec. v. J. in Betreff der Zwiſtigkeiten der dortigen juͤdiſchen ‚Ge: 
meinde, daß, 

ad 1. fo obliegen allerdings die Veranſtaltungen des Gottesdienſtes dem Vorſteher, 
und müſſen feine besfallfigen Anordnungen, wenn nicht die Mehrheit der Gemeinde⸗ 
Stimmen, und zwar ohne ben Geſetzen zu widerſprechen, dagegen iſt, befolgt werden. 

ad 2. So iſt der H.... J. .., da er die ihm zur Laſt gelegten Gigen etgcbe und 
beſonders der öffentlichen Entweihung des Sabbaths eingeräumt hat, und, wie es 
ſcheint, nicht laͤugnen konnte, nach juͤdiſchen Geſetzen zur Verrichtung des Vorbetens 
fo lange unfähig, bis er die Vergehen bereuet, ſolche nicht, wiederholt zu begehen 
verſpricht und eine ihm auſerlegte Buße uͤberſtanden hat, welches aber bei dem 
Mr J. , wie ich hier ausdrücklich bemerke, bis jetzt nicht geſchehen iſt. 

Was übrigens die Abſonderung eines Gemeinde⸗Mitgliedes, um es mit einer auswaͤr⸗ 
tigen Gemeinde zu halten, betrifft, fo jſt dieſes, ohne rechtlichen Grund, den jüdiſchen Ges 
fegen gemäß unerlaubt. Berlin, den 7. Maͤrz 1820. 


C. Die Rabbiner. 

1) Ihre Wahl, Konfirmation, Stellung zum Staate und: 
„ eg im Allgemeinen. 

ierüber ſprechen ſich die folgenden R. aus, welche, ſich größtentheils 

auch auf Die übrigen Gemeinbe-Benmteh beiehnknk. 

a) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 24. April 1821 an die K. Reg. 
zu Bromberg. Verhältniſſe der jüdiſchen Rabbiner und ſonſtigen Syna⸗ 
gogendiener. F mar | | 
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Jüdiſche Rabbiner und ſonſtige Synagogendiener können nicht zur Kategorie ſolcher 
kirchlichen Beamten gezählt werden, deren Qualifikation von den geiſtlichen Oberbehoͤr⸗ 
den des Staats zu beurtheilen iſt. Die Rabbiner insbeſondere ſind nichts weiter, als 
Geſetz⸗ und Schriftkundige, von denen ſich die Juden Belehrung über die Auslegung der 
Cer monial⸗Geſetze ertheilen, auch Trauungen und andere religiöſe Handlungen vor⸗ 
nehmen laſſen können, ohne irgend verbunden, zu ‚fein, ſich derſelben zu dem einen oder 
dem anderen Behuf zu bedienen !). Hieraus folgt, daß die Konfirmation und Beauf⸗ 
ſichtigung ſolcher jüdiſchen Synagogendiener Seitens der Staatsbehoͤrden nur den Zweck 
ahen kann, zu verhüten, daß keine in landespolizeilicher Hinſicht untaugliche, etwa des 
Leſens und Schreibens, der deutſchen oder polniſchen Sprache unkundige oder ruͤckſicht⸗ 
lich ihrer Sittlichkeit verdaͤchtige Subjekte gewählt werden. | un 08 4 
Dies wird der K. Reg. auf E an das Min. der geiſtl. Ang. und an das unterzeich⸗ 
nete Min. gemeinſchaftlich gerichteten Bericht v. 1. v. M. zu Ihrem Verhalten bemerk⸗ 
lich gemacht. (Ann. V. S. 367.) | 
D 2 5 , WG dain ag (eg 18 eme 8 
b) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 14. Febt. 1823 an die K. Reg. 
zu Breslau. Anſtellung und Beftätigung jüdiſcher Rabbiner und Ges 
meinde⸗Beamten. | ee e WE 
Im urſchriftlichen Anſchluſſe wird der K. Reg. ein Geſuch der Aelteſten und Vorſteher 
der dortigen Judengemeinde v. 2. d. M. um Beltätigung der von letzterer gewahlten 
Rabbiner mit dem Bemerken uͤberſandt, daß von Ihrer Seite bei dem Min. des J. kein 
dieſe Angelegenheit betreffender Bericht, worauf Sie der Vorbeſcheidung noch gewaͤrtig 
fein koͤnnte, eingegangen iſt. | „ hat aid srhloi 
Hiervon abgeſehen muß der K. Reg. bemerklich gemacht werden, daß es nach laͤngſtens 
erfolgter Aufhebung des General-Juden-Reglements an einer geſetzlichen Befugniß für 
die Staatsbehörden ermangelt, Judenſchaften in Anſehung der Wahl und Anſtellung der | 
Rabbiner und anderer ihrer Beamten zu befchränten, den einzigen Fall ausgenommen, | 
wo polizeiliche Ruͤckſichten die Einmiſchung der Behörden in dieſe Gefellfhafts = Angeler | 
genheit der Juden rechtfertigen möchten. . N | 
Wenn demnach die von der dortigen Juden⸗Gemeinde erwaͤhlten Rabbiner der obrig⸗ | 
keitlichen Beftätigung jetzt nicht mehr bedürfen, fo nimmt das Min. nicht Anſtand, die 
K. Reg. zu veranlaſſen, die Aelteſten und Vorſteher dieſer Gemeinde durch Zuruͤcknahme 
der unſtatthaften Inhibition der Zuziehung der erwählten Rabbiner zu den gottesdienſt⸗ 
lichen Gebräuchen der Juden klaglos zu ſtellen, und, wie dieſes geſchehen, anzuzeigen. 
(Ann. VII. S. 847.) 


o R. des K. Mig. des J. (Köhler) v. 14. März 1823 an die K. Reg. 


— 


zu Bteslau, in derſelben Angelegenheit. 


d ? 4 R H ? fei ZA u 


Das unterzeichnete Min. kann die Anſichten, welche die K. Reg. in Ihrem dem K. 
Min. der G., U. u. M. Ang. unter dem 18. April v. J erſtatteten Berichte, wegen der 
Wahl der Rabbiner bei der dortigen jüdiſchen Gemeinde entwickelt hat, nicht theilen, und 
muß uͤberdem der Meinung ſein, daß der Gegenſtand dem Reſſort des zuletzt genannten 
Miniſterii nicht angehöre, da Juden: Rabbiner keine Jugendlehrer find, als Reli⸗ 
gionslehrer im Sinne der chriſtlichen Geiſtlichen aber, da fie einen geiſtlichen Charak- 
ter in dieſem Sinne gar nicht haben, noch viel weniger angeſehen und behandelt werden 
nnen. | ; 11203 D 
‚Wenn die K. Reg. Sich von der jetzigen Eigenſchaft und den Obliegenheiten der Rab⸗ 
biner näher unterrichten will, ‚fo mag Sie von dem Inhalte des gelegentlich erforderten, 
abſchriftüch angeſchloſſenen Gutachtens des hieſigen Judenſchafts-Aelteſten Gumbertz 
v. 7. Dec. 1820 Kenntniß nehmen. | Ä 26 U eee eee 
Je weniger das unterzeichnete Min. ſich bewogen finden kann, den Juden⸗Rabbinern 
AE einen anderen Einfluß auf die Judenſchaften und deren einzelne Mitglieder zuzu⸗ 
geſtehen, als in dieſem Gutachten eines der Verhältniſſe kundigen Mannes angedeutet 
iſt, deſto noͤthiger ſcheint es, es bei der Verf, v. 14. v. M. ‚für jetzt und künftig bewen⸗ 
den zu laſſen, weshalb die K. Reg. Ihr Verfahren danach abzumeſſen hat. 
Uebrigens wird Derſelben auf den Ber. v, 2. d. M. nur noch bemerklich gemacht, daß 
aus polizeilichen Gründen der Anſtellung jlidifcher Gemeinde» Beamten, aus Inlaͤn⸗ 
dern nur in dem Falle nicht ſtatt zu geben iſt, wenn die Wahl auf Subjekte von aner⸗ 
kannt ſchlechtem Rufe und anſtößigem Lebenswandel fallen moͤchte, deren Wirkſamkeit 


eege . 


i) Siehe hierüber auch Thl. 1. Abth. N. bie R. v 23. März 1825, 10 Nob. 
1823, 17. Febr. 1840 und 12. Jan. 1837. 
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in den ihnen zu übertragenden Aemtern dem Gemeinweſen Gefahr drohen, oder zu aͤrger⸗ 
lichen Auftritten Anlaß geben koͤnnte. (Ann. VII. S. 848.) 


d) R. deſſelben Min. (Köhler) v. 24. Juli 1823 über denſelben Gegen⸗ 


ſtand an dieſelbe Behörde. 

Die K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 4. d. M., betr. die Grängen des 
Ihr zuſtehenden Oberauſſichtsrechts in Angelegenheiten des juͤdiſchen Gemeindeweſens 
Nachſtehendes bei Ruͤckſendung der urſchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 

Unter den Juden beſteht keine politiſche, ſondern bloß eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchen⸗Geſellſchaft betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den bloß geduldeten, 
und genießen mithin nach der Vorſchrift des Allg. Landrechts Thl. II. Tit. XI. 
$. 20. nur die Befugniſſe erlaubter Privat⸗Geſellſchaften (Tit. VI. 88. 11. und ff.). 
Die K. Reg. hat ſich demnach in die Gemeinde- Angelegenheiten der Juden überall nur 
in ſofern einzumiſchen, und Ihren Unterbehoͤrden die Einmiſchung in ſelbige zu geſtatten, 
als ſolches in Anſehung der Angelegenheiten erlaubter Privat⸗Geſellſchaften nach den 
Beſtimmungen des A. L. R. zuläffig, oder aber aus polizeilichen Rückſichten nothwendig 
erſcheint. (Ann. VII. S. 322.) | | 
ei R. des Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenſtein, Köh⸗ 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denſelben Gegenſtand an dieſelbe Behörde. 

Die Anſichten, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Juli v. J. bezuͤglich auf die 
kirchlichen Angelegenheiten der Juden entwickelt hat, koͤnnen nicht genehmigt werden. 

Im Allgemeinen iſt ſtets der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß Juden⸗Gemeinden nicht 
zu den vom Staate ausdruͤcklich aufgenommenen Religions-Geſellſchaften, welche als 
ſolche die Rechte privilegirter Korporationen een (A. L. R. Thl. II. Tit. 11. §. 17) 
zu zählen, ſondern bloß als geduldete Geſellſchaften anzuſehen find. (idem $. 20.) 
Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend wird die K. Reg. ſich überzeugen, daß die Ver⸗ 
haͤltniſſe der juͤdiſchen Religions⸗Geſellſchaften überall nicht nach der für chriſtliche Kir: 
chen und für die bei denſelben angeſtellten Geiſtlichen gegebenen Geſetzes-Vorſchriften 
beurtheilt werden koͤnnen. | 

Dies vorausgeſchickt wird der K. Reg. in Anſehung der einzelnen Gegenftände, wovon 
d Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Folgendes er: 

net. 5 

Wie es rückſichtlich des Aufgebotes und der Trauung bei juͤdiſchen Ehen zu halten iſt, 
ergiebt ſich ganz unzweideutig aus dem $. 25 des Ed. v. 11. März 1812. Nach den 
Beſtimmungen dieſes §., welcher die Anwendbarkeit aller Vorſchriften des A. L. R. in 
Betreff der bei der Abſchließung chriſtlicher Ehen zu beobachtenden Förmlichkeiten auf 
juͤdiſche Ehen gänzlich ausſchließt, iſt ſich allein zu achten. Insbeſondere kann nicht die, 
Rede davon fein, die Vorſchriften im 2. Theile 1. Titel, welche Parochial⸗Verhältniſſe, 
ingleichen die Rechte und Verpflichtungen chriſtlicher Pfarrer, bezüglich auf das Aufge⸗ 
bot und die Trauung bei chriſtlichen Ehen betreffend, auf Juden anzuwenden. 

Der Staats⸗Behörde muß es genuͤgen, ſich davon zu verſichern, daß Ehen unter Ju— 
den nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (welche die Stelle des 
Aufgebotes vertritt), und daß ſie mittelſt des Zuſammentritts unter dem Trauhimmel, 
verbunden mit dem feierlichen Anſtecken des Ringes (anſtatt der Trauung) abgeſchloſſen 
werden. Im uebrigen hat fie ſich darum, wer die Bekanntmachung in der Synagoge 
verrichtet, in welcher Form ſie vorgenommen, und was etwa ſonſt bei der die Stelle der 
Trauung vertretenden Foͤrmlichkeit beobachtet wird, nicht zu bekuͤmmern. 

Daß es zu dem Abſchluſſe jüdiſcher Ehen eines Rabbiners gar nicht bedarf, und was 
überhaupt von dem Einfluſſe und den Geſchaͤften der Rabbiner zu halten iſt, hieruͤber 
iſt die K. Reg. durch die R. des Min. des J. v. 14. Febr. und v. 14. März c. a. hin- 
länglich beſchieden, weshalb darauf lediglich verwieſen wird. Aus dieſen R. wird ſie 
ſich überzeugt haben, daß die Juden⸗Rabbiner nicht ſo angeſehen werden duͤrfen, als haͤt⸗ 
ten ſie in Anſehung des jüdiſchen Kirchenweſens diejenigen Verpflichtungen auf ſich, 
welche das A. L. R. den chriſtlichen Pfarrern auflegt. 

Uebrigens hat die von der K Reg. bei dieſer Gelegenheit zu erkennen gegebene Unbe⸗ 
kanntſchaft mit den, in der Verordnung des verſtorbenen Staatskanzlers v. 25. Juni 
1812 posit. 4. enthaltenen beſtimmten Vorſchriften wegen Führung der (die Stelle der 
Kirchenbuͤcher bei den chriſtlichen Gemeinden vertretenden) Verzeichniſſe von Geburts-, 
Heiraths⸗ und Sterbefaͤllen bei den Juden befremden muͤſſen. Indem die K. Reg. auf 
dieſe Vorſchriften aufmerkſam gemacht und angewieſen wird, ſich darnach genau zu ach⸗ 
ten, glauben wir, bezüglich auf die Aeußerungen am Schluſſe Ihres Berichtes wegen des 
von Ihr noch nicht beſtätigten Rabbiners, auf die oben angeführten R. des Min. des 
J. v. 14. Febr. und v. 14. März v. J. Bezug nehmen zu können. 

(Ann. VII. Heft 4. Nr. 63.) 
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f) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 29. Juli 1825 an die K. Reg. 
zu Erfurt. Wahl der für kirchliche Verrichtungen und religiöſe Gebräuche 
der Juden zu beſtimmenden Individuen. | Va 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 10. d. M., be: 
treffend die Vereidigung des Doktors N. N. als Erfurter Staatsbürgers, eroͤffnet, daß, 
da die juͤdiſche Religion im Preußiſchen Staate bloß geduldet wird, und die Bekenner 
derſelben keine kirchlichen Offizianten haben, welche als ſolche von der Obrigkeit anzuer⸗ 
kennen oder zu beftätigen wären, die Wahl der Perſonen, deren die Juden⸗Gemeinde ſich 
zu ihren kirchlichen Verrichtungen oder ſonſtigen religiöfen Gebraͤuchen, wie namentlich 
bei Eidesleiſtungen, bedienen wollen, lediglich ihnen ſelbſt zu überlaſſen iſt, und daher 
auch nur die Gemeinde⸗Vorſteher oder Aelteſten Auskunft darüber geben koͤnnen, welche 
Individuen ihres Glaubens 55 dergleichen Verrichtungen geeignet und reſp. zu gebrau— 
chen find. (Ann. IX. S. 657.) 

g) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang., ſo wie des J. (v. Alten⸗ 
ſtein, v. Schuckmann) v. 13. Okt. 1826 an den Rabbiner N. N. Den 
Juden⸗Gemeinden ſteht die Wahl derjenigen Perſonen zu, deren ſie ſich zu 
ihren religiöſen Verrichtungen bedienen wollen. 

Die unterzeichneten Min. eröffnen Ihnen auf Ihre Vorſtellung v. 1. Sept. d. I., 
daß Ihr Geſuch, Sie zum Ober-Rabbiner von Preußen zu ernennen, nicht zuläſſig iſt, 
denn da die juͤdiſche Religion im Preußiſchen Staate blos geduldet wird, ſo haben die 
Bekenner derſelben keine kirchliche Offizianten, welche als ſolche von der Obrigkeit zu be⸗ 
ſtätigen oder wohl gar zu ernennen waͤren. 


Die Wahl der Perfonen, deren die Juden⸗Gemeinden ſich zu ihren religiöſen Verrich⸗ 
tungen oder ſonſtigen religiöſen Gebraͤuchen bedienen wollen, bleibt lediglich ihnen ſelbſt 
uͤberlaſſen. (Ann. X. S. 1036.) 


2) Beſondere Rechte und Pflichten der Rabbiner. 


a) In Betreff der Trauungen. 

Hierüber iſt der zweite Theil Abth. 1. Kap. 2. zu vergleichen, die Ehe 
der Juden betreffend. 

b) In Anſehung der Beerdigungen. 

Vergl. oben den ſiebenten Abſchnitt Kap. 3., die Beerdigung der Juden 
in medizinal-polizeilicher Beziehung betreffend, und im zehnten Abſchnitt 
Kap. 1. sub III. D. AA. A das Kirchhof⸗ und Begraͤbnißweſen be: 
treffend. 

c) In Anſehung der Glaubwürdigkeit ihrer Atteſte. 


aa) Ueber jüdiſche Ritualfälle war nach der früheren Verfaſſung durch 
das R. v. 16. Aug. 1773!) feſtgeſetzt, daß in allen Fällen, wo es auf Be: 
ſtimmung eines jüdiſchen Ritus in Ehe- und Erbfolge⸗Sachen ankommt, 
der Rabbi und Aſſeſſores mit der eidlichen Vernehmung ad Articulos zu 
verſchonen, dieſelben vielmehr über die ihnen vorgelegte Fragen der Parteien 
ein glaubhaftes Atteſt zu ertheilen ſchuldig, und damit die Wiederholung 
des Eides in jedem einzelnen Falle vermieden werde, ein für allemal zu ge- 
men AS Ausfertigung dergleichen Zeugniſſe in Eid und Pflicht zu neh⸗ 
men ſeien. 
P Gegenwärtig haben die Rabbiner nach der G. O. das Recht, wenn fie 
über derartige Verhältniſſe als Sachverſtändige abgehört werden ſollen, und 
ſie wegen der dabei nöthigen genauen Ueberlegung die Abgebung eines 
ſchriftlichen Gutachtens wünſchen 2), letzteres auf Grund einer ihnen zu dem 


— —ͤ—ͤ—ñ—— 


1) C. C. March. 1773. S. 543. Ni 


2) Dies war der Grund, wegen deſſen die Ober-Landrabbiner und Affeffores der 
Berliner Judenſchaft gegen ſofortige Abgabe eines Zeugniſſes in derartigen Sachen 
ſich erklärten, in Folge deſſen das oben gedachte R. v. 16. Aug. 1773 erſchien. 
Vergl. erſtere Eingabe bei Heinemann I, S. 372 ff.) 
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ſch des Ohitächten zn efiredten habe abzugeben 1). 
bb) Daß die Rabbiner aus der Zeit vor 1812 noch Erbeslegitimations⸗ 
Atteſte ausſtellen können, bemerkt das R. des Kammergerichts v. 18. Sept. 


Zwecke von dem Inſtruenten zu ertheilenden Inſtruktion, auf welche Punkte 


1815 an das Stadtgericht zu Berlin. 
Dem K. Stadtgericht remittiren wir die mit dem Ber. v. 25. v. M. eingereichten Do⸗ 
kumente in der A—ſchen Hypothekenſache und eröffnen ihm dabei: 

Der Vice⸗Oberlandrabbiner und die Aſſeſſoren find allerdings berechtiget, noch jetzt, 
auf den Grund der bei ihnen vor dem Ed. v. 1812 verhandelten Erbtheilungs⸗ 
Akten, Legitimations⸗Atteſte auszuſtellen, da ſie ſich im Beſitze der Akten befinden, 
und brauchen die Erben ſich nicht auf einen nochmaligen Nachweis ihres Erbrechts 
zur Erlangung eines Legitimations⸗Atteſtes Seitens des Kammergerichts einzu: 
laſſen, dagegen müffen die Verhandlungen, wodurch Erbtheile cedirt und aufgege: 
ben ſind, in der Ausfertigung vorgelegt und verlautbart werden. 

(Heinemann I. S. 376.) SEHR u. 
d) In Anſehung ihrer Remuneration für Offizialaſſiſtenz bei abzuleiften- 
den Eiden bemerkt 
aa) das R. des Juſt. Min. v. 6. Mai 1833 an das K. O. L. Ger. zu 
Ratibor. | 


Dem K. O. L. G. wird auf den Bericht v. 23. v. M. zum Beſcheide ertheilt, daß die 
Rabbiner und Juden-Beglaubte, welche nach den beſtehenden Geſetzen bei Abnahme 
eines Judeneides zugezogen werden müſſen, als Beamte einer bloß geduldeten Religions⸗ 
Gefeufchaft/ . 7 ue d a | u 
ent aire $..20. Tit. 11. Thl. 2. des A. L. R., 
nicht zu den Staatsbeamten gehoͤren. Sie haben daher auch in dieſer Beziehung keine 
Verpflichtung, den Aufforderungen der Gerichte zu genügen, wenn ihnen nicht die, in der 
Sporteltaxe ausgeſetzte Entſchädigung für die ihnen durch Abnahme eines Indeneides 
allemal entſtehende Verſaͤumniß gewaͤhrt wird. AR 
Der Juſtizminiſter hat daher ſchon bei anderer Gelegenheit nachgegeben, daß dieſe 
Verſäumniß⸗Koſten in unvermoͤgenden Unterſuchungsſachen, gleich andern ‚baaren Aus: 
lagen, aus dem Criminalfonds entnommen werden dürfen, Aer 

Auch in armen Prozeßſachen gehören die Gebühren des Rabbiners und des Juden: 
Beglaubten bei Abnahme eines Judeneides zu den baaren Auslagen, welche gleich der, 
den Zeugen zu gewaͤhrenden Entſchädigung, aus der Salarienkaſſe des betreffenden Ge 
richts entnommen werden muͤſſen. | d 

Da jedoch in einem ſolchen Falle nur die niedrigften Saͤtze der Allgemeinen Gebühren: 

Taxe bewilligt werden koͤnnen, und es überhaupt nicht angemeſſen ift, dergleichen Gebüh⸗ 
ren, welche principaliter von den Parteien eingezogen werden muͤſſen, aus der Salaxien⸗ 
kaſſe vorzuſchießen, Te Eönnen ſolche überhaupt nur dann bezahlt werden, ) 

a) wenn fie von den Parteien zur Salarienkaſſe eingezogen, oder durch Koſtenvorſchuß 

gedeckt worden, oder DÉI 19 N ö 

p) wenn das Unvermoͤgen der Parteien, ſolche zu zahlen, feſtſteht. 


bb) Das R. des Min. des J. u. d. P. v. 8. Nov. 1838. 

Auf Ew. Exc. Ber. v. 11. v. M. erwiedere ich, bei Rückſendung der Anlage, daß bei 
der Vereidung jüdiſcher Rekruten von einer für den Rabbiner zu zahlenden Remunera⸗ 
tion gar nicht die Rede ſein kann, da jener Akt eine Offizial⸗Handlung iſt, welche jeder, 
dem die öffentliche Funktion ‚übertragen worden, unentgeldlich verrichten muß. Die 
Allerh. K. O. v. 30. April v J. (Ann. Jahrg. 1837. S. 673.) kann für die diesfällige 
Forderung des Ober-Rabbiners N. nicht angezogen werden, da ſie von Eidesabnahmen 
in ſolchen Angelegenheiten ſpricht, in welchen die Parteien Gebühren zu entrichten haben, 
keinesweges aber von unentgeldlich zu verrichtenden Offizial- Handlungen. 

Die K. Reg. dortſelbſt mag daher den ꝛc. N. mit ſeinem Antrage abweiſen, und ih 
dabei bemerklich machen, daß von einem aͤhnlichen Anſpruche eines andern Rabbiners bis 
jetzt hier nichts bekannt worden iſt. (Ann. X XII. S. 1040.) 


e) In Anſehung ihrer Abgaben. 
Es iſt bereils oben sub J. gezeigt, daß die Rabbiner, als ſolche, keine be⸗ 


1) A. G. O. I. 10. f. 59. 
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ſondere perſönliche Rechte haben, mithin auch keine Befreiung von Abgaben 
genießen können. Es deſtimmen dies noch insbeſondere: 

aa) Rückſichtlich der Staaks Petſonal- Steuern die R. des Gen. Direk⸗ 
tors der Steuern v. 23. Juni 1842 und 30. Dec. 1841, welche unten beim 
eilften Abſchnitt — Abgaben der jüdiſchen Schullehter — gegeben ſind. 

bb) Rückſichtlich dieſer und der Kommunal:Abgaben die R. des Min. 
des J. ur d. P. (Köhler) v. 8. Okt. 1835 an die Verwaltungs⸗Beamten 
der jüdiſchen Korporation zu Czarnikau. Vergl. daſſelke Adth. 2. 
Abſchn. III. 

D) In Betreff der Verhältnſſſe der ſonſtigen Synagogendiener 
vergl. das R. v. 24. April 1821 oben sub III. I. a. S. und über de- 
ren Gebühren bei Trauungen Thl. II. Abth. I. Kap. 2. von Trauungen. 

E) Die jüdiſchen Gelehrten. 


+ E ` 


Vergl. über ihre Aſſiſtenz bei Ableiſtung von Eiden den Thl. II., Abſchnitt 
den Eid betreffend. 

F. Die jüdiſchen Schlächter (Schächter). 3 

1) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang. und des J. (v. Altenſtein, 
v. Schuckmann) v. 6. Mai 1826 an die jüdiſchen Handelsleute N. N. 

Den Handelsleuten N. N. wird in Beſcheidung anf ihre Eingabe v. 31. Aug. v. J. 
eröffnet, daß die Anſtellung qualificirter Schächter kein Gegenſtand der Fürſorge obrig⸗ 
keitlicher Behörden ift, indem die Beobachtung der juͤdiſchen Religionsgebraͤuche nur als 
Gewiſſensſache angeſehen werden kann. (Ann. X. S. 356.) JN We | 
2) Doch dürfen nuch dem R. des Min, des J. v. 11. Juli 18127) auch 
die jüdiſchen Gemeinden keinesweges den Schlächter anſtellen, pielmehr kann 
dies, wie bei jedem anderen Gewerbtreibenden, nur von der Staatsbehörde 
ausgehen. 


3) Verf. der Reg. zu Potsdam v. 25. Jan. 1813. 

„Es bedürfen die jüdiſchen Schächter keines Gewerbeſcheines, wenn fie bloß ad actum 
ritualem des Schächtens durch den Konſumenten oder durch einen Fleiſcher zugezogen 
werden; ſie müſſen ſich aber bei Vermeidung der Strafe des ſechsfachen Betrages der 
ge Steuer damit verſehen, wenn fie zugleich das Schlachten und den Fleiſchver— 
auf treiben. N 

Diejenigen Schaͤchter, welche nicht zugleich Fleiſch verkaufen, dürfen nicht eher ſchäch⸗ 
ten, als bis die Ablenken A und ihnen een it. Im dh leg 
werben fie mit der Strafe des Konſumenten gleich den Fleiſchern belegt. 

Hiernach haben ſich die Polizei- und Steuerbehörden, ſo wie die jüdiſchen Schächter 
zu achten. (Kurm. Amtsbl. 1813. S. 51.) | 

4) Verf. der Reg. zu Potsdam v. 8. Aug. 1813. wei pp 
Die im Amtsblatte Nr. 6 unterm 5. Febr. d. J. sub Nr. 49. A. P. 1926. November 
bekannt gemachte Verordnung, wegen der Gewerbſteuer der Zon Schaͤchter, wird 
ach der Beſtimmung der Königl. Abgabenſcktion v. 24. März d. J. dahin deklarirt, 
daß dieſe Schächter, wenn ſie pe als Schlächter, und wenn fie Fleiſch verkaufen, 
als Fleiſcher ſteuerpflichtig find. (Kurm. Amtsbl. 1813. S. 388.) 

G. Beſchneider. — TR 8 

Die R. des Min. des K KE man | 818, mitgetheilt durch V. der 
Reg. zu Muͤnſter b. 18, Juni 1819, ſo vie das Publ. der ch zu Brom: 
berg v. 8. Sept. 1824 und das R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. und 
= 7 und des J. v. 20. Dec. 1830, vergl. im ſiebenten Abſchnitt Kap. 3. 
sub II. 


— — — — 


1) S. daſſelbe oben. 
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II. 
Von den ſonſtigen Mitgliedern der jüdiſchen Religions; 
Geſellſchaft. 


Von den Rechten und Pflichten derſelben handeln die folgenden $$. 27. 
bis 31 und 108 — 112. Tit. 11. en II. des A. L. R. 

$. 27. Sowohl oͤffentlich aufgenommene, als bloß geduldete Religions: und Kirchen⸗ 
geſellſchaften muͤſſen ſich in allen Angelegenheiten, die fie mit andern bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaften gemein haben, nach den Geſetzen des Staats richten. 

9. 28. Dieſen Geſetzen find auch die Obern und die einzelnen Mitglieder in allen Vor⸗ 
fallen des bürgerlichen Lebens unterworfen. 

$. 29. Soll denſelben wegen ihrer Religionsmeinungen eine Ausnahme von gewiſſen 
a zu ſtatten kommen, ſo muß dergleichen Ausnahme vom Staate ausdrücklich zu 
gelaſſen ſein. 

$. 30. Iſt dieſes nicht geſchehen, fo kann zwar der Anhänger einer ſolchen Religions- 
meinung etwas gegen ſeine Ueberzeugung zu thun nicht gezwungen werden. 

9. 31. Er muß aber die nachtheiligen Folgen, welche die Geſetze mit ihrer unterlaſſe⸗ 
nen Beobachtung verbinden, ſich gefallen laſſen. 

$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengeſellſchaft haben das Recht, ſich der 
Anſtalten der Geſellſchaft zu ihren Religionshandlungen zu bedienen. 

$. 109. Sie muͤſſen ſich aber dabei den bei dieſer Geſellſchaft eingefuͤhrten Ordnungen 
und Verfaſſungen unterwerfen. 

9. 110. So lange fie Mitglieder der Geſellſchaft bleiben, muͤſſen ſie zur Unterhaltung 
der Kirchenanſtalten nach den Verfaſſungen der Geſellſchaft beitragen. 

9. 111. Nur der Staat kann beſtimmen, zu welcher der verſchiedenen Kirchengemein⸗ 
den ſeiner eigenen Religionspartei jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglied ge⸗ 
rechnet werden ſoll. 

9. 112. Auch iſt der Staat berechtigt, jedem Einwohner zur Beobachtung ſolcher 
äußern Kirchengebraͤuche und Einrichtungen derjenigen Religionspartei, zu der er ſich 
bekennt, in ſoweit anzuhalten, als davon vermoͤge der Geſetze die Beſtimmung oder Ge⸗ 
wißheit buͤrgerlicher Rechte abhaͤngt. 


Drittes Kapitel. 


Von den Gütern und dem Vermögen der jüdiſchen Relis 
gions-⸗Geſellſchaften. 


J. 


Von dem Vermögens⸗Erwerb Seitens jüdiſcher Religions⸗Geſellſchaften 
| im Allgemeinen. 


1) Ueberall, wo die jüdiſche Religionsgeſellſchaft keine Korporation bils 
det, iſt fie als ſolche nicht fähig, ohne ſpezielle Erlaubniß des Staates Ver⸗ 
mögen irgend einer Art zu erwerben, ſondern es kann dies nur die Ges 
ſammtheit der einzelnen Mitglieder der Geſellſchaft . Anders verhalt ſich 
dies in Betreff derjenigen jüdiſchen Religionsgeſellſchaften, denen, wie dies 
im Großherzogthum Poſen der Fall, die Rechte einer Korporation ausdrück⸗ 
lich beigelegt ſind. Allein auch dieſe können Vermögen nicht ohne Ein: 
willigung der vorgeſetzten Behörde erwerben — L. R. II. 6. $. 83. — und 
insbeſondere ſind auch ſie in Betreff des Erwerbes von Gebäuden zu got⸗ 
tesdienſtlichen Zuſammenkünften an die ausdrückliche Erlaubniß des Staates 
1 Es beſtimmt hierüber ganz allgemein §. 24. Tit. 11. Thl. II. 
L. A $ 


1) L. R. II. 6. 5. 13. Dergleichen (erlaubte Privat-) Geſellſchaften koͤnnen als 
ſolche weder Grundſtücke noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwer⸗ 
ben. Vergl. hierüber Abſchn. X. Erſtes Kap, I. BB. 2. 


Fee 
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„Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann das Eigenthum ſolcher (zu gottes⸗ 
dienſtlichen Zuſammenkünften beſtimmten) Gebäude dë befondere Erlaubniß des 
Staats nicht erwerben.“ 


2) Das R. des Min. d. J. (Köhler) v. 27. Mai. 1817 an d. K. Reg. 


zu Liegnitz bemerkt hierüber: 

Der K. Reg. zu Liegnitz wird auf Ihren Bericht v. 10. d. M., worin Sie anfraͤgt: 
ob jüdiſche Kirchengeſellſchaften, als ſolche, hund insbeſondere Synagogen, Vermoͤ⸗ 
gen zu religidfen Zwecken erwerben können? 

zum Beſcheide eröffnet, daß, da die juͤdiſchen Gemeinden im Beſitz von Synagogen find, 
und daher in dieſer Hinſicht Grund⸗Eigenthum haben, im Allgemeinen auch nachgegeben 
werden kann, daß fie zu religioͤſen Zwecken gemeinſames Vermögen erwerben und erhal⸗ 
ten können; in welcher Art auch des Königs Majeſtät der hieſigen Judenſchaft aus: 
drücklich zu bewilligen geruht haben, Grundſtücke zur Erweiterung des alten Synago⸗ 
gen⸗Gebaͤudes käuflich zu acquiriren. (Ann. 1. H. 2. S. 127). 


Ein juriſtiſches Prinzip iſt in dieſem R. nicht zu erkennen. Der Be⸗ 
ſitz von Synagogen gründet ſich allemal nach §. 24. 1. c. auf beſondere, 
der Kirchengeſellſchaft ertheilte Erlaubniß des Staates ), eben fo der ers 
wähnte Erwerb von Grundſtücken zur Erweiterung eines alten Synagos 
genbaus und es iſt juriſtiſch nicht abzuſehen, wie aus ſolcher beſonderen Er⸗ 
laubniß die allgemeine Berechtigung der Kirchengeſellſchaft folgen 
fol, zu religiöſen Zwecken gemeinſames Vermögen zu erwerben. Daher 
wird auch kein Gericht den Beſitztitel von Grundeigenthum, welches die 
Geſammtheit der Mitglieder einer jüdiſchen Religionsgeſellſchaft erworben, 
auf den Namen der Geſellſchaft, ſtatt auf den der einzelnen Mitglieder ein⸗ 
tragen. Es beſtimmt in dieſer Beziehung vollkommen richtig 


3) das R. v. 8. Jan. 1836. 


Der Beſitztitel von Grundſtuͤcken darf nicht auf die Firma einer Handlungs- oder auf 
den Namen einer anderen erlaubten Privatgeſellſchaft, welche keine Korporation bildet, 
ſondern nur auf den Namen der Mitglieder der Geſellſchaft, als ein gemeinſchaftliches 
Eigenthum derſelben eingetragen werden. Dies iſt im §. 13. Tit. 6. unzweideutig 
ausgeſprochen, und der §. 199 A. L. R. I. 17. ſteht nicht entgegen, und hebt den §. 13. 
eit. nicht auf, indem derſelbe nur feſtſetzt, daß Grundſtücke, die auf den Namen aller 
Geſellſchaften eingetragen find, in dem Verhältniß zu fremden Perſonen nicht für ein 
Eigenthum der Geſellſchaft angeſehen werden koͤnnen. Daraus folgt aber nicht umge⸗ 
kehrt, daß ſolche Grundſtücke auf den Namen der Geſellſchaft als ſolcher, ſondern nur, 
daß ſie auf den Namen ſaͤmmtlicher Geſellſchafter eingetragen werden muͤſſen. 
Daß die vom Staate genehmigten Korporationen, nicht aber die blos erlaubten Privat⸗ 
geſellſchaften, Grundſtücke auf ihren Namen erwerben dürfen, rechtfertigt ſich auch; denn 
bei jenen, nicht bei dieſen, müffen Aenderungen der Grundverfaſſung zur Kenntniß des 
Staates, und ſoweit fe auf Grundſtücke Bezug haben, des Hypothekenrichters gebracht 
werden, wodurch jede einſeitige Rechtsverletzung der einzelnen Mitglieder in Ruͤckſicht 
der Grundſtücke unmöglich gemacht iſt; auch fällt bei jenen durch den Austritt oder Tod 
alter, oder den Eintritt neuer Mitglieder nicht, wie bei dieſen, eine Beſitzveraͤnderung 
vor, und es bedarf daher auch keiner Legitimation in dieſer Hinficht. 

(Jahrb. Bd. 47. S. 368. Gräff Bd. 10. S. 46.) 


4. Anders verhält es ſich mit dem Beſitztitel der auf Grund ſpezieller 
Erlaubniß von einer jüdiſchen Religionsgeſellſchaft erworbenen Grundeigen⸗ 


thums. Wird nämlich der Beſitztitel einer Synagoge allerdings auf die Na⸗ | 


men der jädiſchen Kirchengeſellſchaft zu berichtigen fein und nicht auf den der 
einzelnen Mitglieder derſelben: ſo iſt dies doch eben nur die Folge der, der 
Kirchengeſellſchaft ertheilten, ausdrücklichen Erlaubniß dieſer ſpeziellen Acqui, 
ſition, alſo die Beilegung einer Korporations⸗Eigenſchaft in Bezug auf 
das betreffende Gebäude. In dieſer Beziehung beſtimmt das R. d. Min. 
d. Juſt. (Mühler) v. 31. Dec. 1840. 


— —— ¹1ꝶ—ᷣkͤ u nn 
— 


D Vergl. über das Recht, Synagogen aufzubauen Abſch. X., erſtes Kap. sub I, DD. 
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In der angeſchloſſenen Vorſtellung v. 10. d. M. beſchweren ſich die Vorſteher der 
Judengemeinde zu N. daruͤber, daß das ꝛc. Gericht daſelbſt, unter Zuſtimmung des 
K. O. L. G., ſich weigert, bei dem von der gedachten Gemeinde mit landesherrlicher 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundſtuͤck N. 404 den Be: 
ſitztitel für die Judengemeinde als ſolche zu berechtigen, denſelben vielmehr nur für die 
einzelnen Mitglieder der letztern eintragen will. 

Die Beſchwerde erſcheint, unter Vorausſetzung der Richtigkeit des faktiſchen Vortra⸗ 
ges, allerdings begruͤndet. 

Die dem Ed. v. 11. März 1812 unterworfenen Judengemeinden gehören unſtreitig 
zu den geduldeten Kirchengeſellſchaften (§. 20. Tit. 11. Sch II. A. L. R.). Als ſolche 
koͤnnen ſie gottesdienſtliche Zuſammenkuͤnfte in gewiſſen, dazu beſtimmten Gebaͤuden 
halten, das Eigenthum dieſer Gebäude aber nicht ohne beſondere Erlaubniß des Staa⸗ 
tes erwerben (8. 23 und 24 a. a. O.). Daraus folgt von ſelbſt, daß wenn dieſe Er⸗ 
laubniß — wie im vorliegenden Falle geſchehen iſt — ertheilt worden, das Eigenthum 
der gedachten Gebaͤude auch nur von der Geſellſchaft als folcher, und nicht von 
den einzelnen Mitgliedern derſelben erworben worden iſt, mithin auch der Beſitztitel nur 
fuͤr die Geſellſchaft berichtigt werden kann, da die Beſitztitelberichtigung nur zur Kon⸗ 
ſtatirung des Eigenthumserwerbes dient. Zwar koͤnnen in der Regel blos erlaubte Ge⸗ 
ſellſchaften als folche keine Grundſtuͤcke auf den Namen der Geſellſchaft erwer⸗ 
ben, ſondern die Erwerbung geſchieht nur für ſämmtliche Geſellſchafter und auf deren 
Namen muß auch der Beſitztitel berichtigt werden (§§. 13 und 17. Tit. 6 a. a. O. — 
R. v. 8. Jan. 1836, Jahrb. Bd. 47. S. 368). Dazu bedürfen die Geſellſchafter je⸗ 
doch keiner beſonderen Erlaubniß des Staats, vielmehr iſt eine ſolche nur bei Korpora⸗ 
tienen erforderlich (. 83 a. a. O.). Wenn deſſen ungeachtet geduldete Kirchengeſell⸗ 
ſchaften, obgleich ſie nur die innern Rechte der Korporationen genießen (F. 14 a. a. O. 
und A. 20. Tit. 11 a. a. O.), das Eigenthum der zu. gottesdienſtlichen Zuſammenkuͤnf⸗ 
ten beſtimmten Gebaͤude nur mit beſonderer Erlaubniß des Staates ſollen erwerben koͤn⸗ 
nen, ſo folgt daraus doch nicht, daß auch der Erwerb fuͤr die einzelnen Mitglieder von 
der Erlaubniß des Staates abhängt, vielmehr nur, daß durch die landes herrliche Er⸗ 
laubniß ausnahmsweiſe die Geſellſchaft als ſolche befähigt wird, Grundeigen⸗ 
thum zu erwerben und demgemäß den Beſitztitel fuͤr ſich berichtigen zu laſſen. Im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle würden nicht nur die geduldeten Kirchengeſellſchaften in Beziehung 
auf den Erwerb von Grundeigenthum härteren Bedingungen unterworfen ſein, als an⸗ 
dere erlaubte Geſellſchaften, da die Mitglieder der letztern ohne Erlaubniß des Stadtes 
Eigenthum an Grundſtücken erwerben können, ſondern es wurden auch die zu gottes 
dienſtlichen Zwecken beſtimmten Grundſtuͤcke als Privateigenthum der einzelnen ein⸗ 
getragenen Mitglieder der Gemeinde und demnach als Erekutionsobjekte für die Schul⸗ 
den der eingetragenen Beſitzer angeſehen werden müſſen, was der Allerh. Ordre v. 26. 
Okt. d. J. (Inſt. Min Bl. S. 340) widerſprechen würde. 

Hiernach wird das K. O. L. G. angewieſen, dem oe, Gericht zu N., wenn ſonſt kein 
Bedenken entgegenſteht, die Berichtigung des Beſitztitels bei dem Eingangs gedachten 
Grundſtuͤck N. 404 für die Judengemeinde daſelbſt aufzugeben. | 

Berlin, den 31. Dec. 1840. Der eo 

ühler. 


An das Königl. O. L. G. zu N. III. 10072. J. 7. Vol. 5. 


Beilage. 

Die hieſige jübifche Gemeinde, deren Vorſteher wir find, hat mit Genehmigung des 
Staates das in hieſiger Stadt belegene Grundſtück Nr. 393 gekauft und zur Synagoge 
eingerichtet. Eben fo hat fie einen eigenen Begräbnißplatz eigenthuͤmlich erworben. 
Von beiden Grundſtüͤcken iſt der Beſitztitel auf den Namen der hieſigen Judengemeinde 
berichtigt worden. | 

Dieſe Synagoge entſprach nicht mehr dem Beduͤrfniß der Gemeinde, und es wurde 
eee zum Verkauf dieſes Gebäudes und zum Ankauf des Grundſtücks Nr. 404 
nachgeſucht. 

Mittelſt der Allerh. Kab. Ordre v. 18. Juli 1838 iſt dem Antrage auch deferirt und 
der Gemeinde der Ankauf des Grundſtuͤcks Nr. 404, ſo wie die Einrichtung deſſelben zu 
einer Synagoge und zur Lehrerwohnung geſtattet worden. ö 

Der Kaufkontrakt iſt in Gefolge dieſer Allerh. Genehmigung abgeſchloſſen und dem 
hieſigen Koͤnigl. ze. Gericht zur Berichtigung des Beſitztitele tingereicht worden. 

Die genannte Behörde verweigert aber die Berichtigung des Beſitztitels auf den Na⸗ 
men der Gemeinde, und will denſelben nur auf den Namen der einzelnen Mitglieder 
derſelben berichtigen. 

Wir ſtellten dem hieſigen ꝛc. Gericht vor, daß von dem Grundſtuͤck Nr. 393 und von 
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dem Begräbnißplatze der Beſitztitel für die Gemeinde berichtigt worden ſei, allein unſere 
Vorſtellung wurde unberudfichtigt zurückgewieſen. 

Die Anſicht der Hppothekenbehörde erſcheint uns nicht gerechtfertigt, denn die Allerh. 
Kab.⸗Ordre v. 18. Juli 1838 geſtattet den Ankauf des erwähnten Grundſtücks und die 
Einrichtung deſſelben zu einer Synggoge, nicht den Mitgliedern der hieſigen jüͤdiſchen 
Gemeinde, ſondern der Gemeinde ſelbſt als ſolcher. | 

Dieſe Allerh. Kab.⸗Ordre ſtimmt auch mit den Beſtimmungen des 9. 24. Tit. 11. 
Thl. II. des A. L. R. überein, welcher verordnet: | 

„Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann aber das Eigenthum ſolcher Gebäude, 
ohne beſondere Erlaubniß des Staates, nicht erwerben.“ 
woraus folgt, 
daß, wenn die Genehmigung von Seiten des Staates ertheilt iſt, auch eine blos 
geduldete Kirchengeſellſchaft das Eigenthum von Gebaͤuden erwerben kann. 
Kann aber eine blos geduldete Kirchen delt aft mit Genehmigung des Staats ‚Eigen: 
thum erwerben, ſo muß auch der Beſigtitel von dieſem erworbenen Eigenthum für ſie 
— als ſolche — berichtigt werden können, da der Beſitztitel nur die Eintragung der 
ſtattgefundenen Erwerbsart in das Hypothekenbuch iſt. 

Ohne mit ſeinen eigenen Anordnungen in Konflikt zu gerathen, kann der Geſetzgeber 
nicht von einer Seite geſtatten, daß die Gemeinde — als ‚Solche —Eigenthum erwerbe, 
und von der andern Seite verweigern, daß ihr über den ſtattgefundenen Erwerb des 
Eigenthums die im Geſetz angeordnete hypothekariſche Beſcheinigung ertheilt werde. 

Dieſe Gruͤnde trugen wir dem Koͤnigl. O. L. G. zu N. im Wege des Rekurſes vor, 
ſind aber aide falls aus dem Grunde zuruͤckgewieſen, weil die juͤdiſche Gemeinde keine 
Korporation lde, und weil die Verleihung der Rechte einer ſolchen aus der Allerh. 
Kab.⸗Ordre v. 18. Juli 1838 nicht a men ſei. 

Bei dem hohen Intereſſe, welches dieſe Angelegenheit fuͤr uns hat, wagen wir, die 
Beurtheilung dieſer zwiſchen uns und den Behoͤrden obwaltenden differenten Anſichten 
ur Entſcheidung Ew. Exellenz ganz unterthänigſt vorzulegen. 
gur he fferkgung Unferer Wicht erlauben wir uns, ei gußer den oben angeführ⸗ 
ten Gruͤnden folgende hinzuzufügen. ug 

J. Hat die Allerh. Kab.⸗Ordre v. 18. Juli 1838 ganz unbedingt der Gemeinde den 
Ankauf des Hauſes Nr. 404, zur Einrichtung einer Synagoge, erlaubt; 

II. unterliegt es keinem Zweifel, daß den Judengemeinden im Großherzogthum Poſen 
durch das Geſetz vom Jahre 1833 nicht größere Rechte haben eingeräumt werden ſollen, 
als den Judengemeinden in den alten Provinzen, welche nach dem Geſetz v. 11. März 
1812 das Preuß. Staatsbürgerrecht erworben haben. Die Judengemeinde im Groß⸗ 
herzogthum Poſen wird aber in Bezug auf ihre kirchlichen Verhältniſſe als Korporation 
betrachtet, und wurde daher, wenn die Anſicht der hieſigen Hypothekenbehoͤrde als be⸗ 
gründet erachtet würde, offenbar vor den Judengemeinden der alten Provinzen bevor⸗ 
zugt ſein, da jene Eigenthum, dieſe aber ein ſolches nicht erwerben können. 

SCH ſolche Anomalie kann aber unmöglich in der Intention des Geſetzgebers gegrün: 
det fein. | on. | 

III. Iſt in der Allerh. Kab.⸗Ordre v. 26. Okt. d. J. ausdrücklich beſtimmt worden, 
daß Synagogen und Begräbnißplätze der Judengemeinden nicht suit hasta geſtellt wer: 
den konnen. Nach der Intention des hieſigen ꝛc. Gerichts iſt das von uns erkaufte und 
zu einer Synagoge eingerichtete Grundftüd Nr. 404 nur das Privateigenthum der ein⸗ 
zelnen Mitglieder unſerer Gemeinde, und als ſolches müßte es ſogar fuͤr die Schulden der 
einzelnen Mitglieder als Gegenſtand der Exekution dienen können, da das Vermögen 
der Privaten dem Verkehr nicht entzogen werden kann. 

In ſofern wuͤrde ſich mit dieſen vom Koͤnigl. ꝛc. Gericht aufgeſtellten Grundfägen 
jene Allerh. Kab.⸗Ordre nicht in Einklang bringen Laffen. | 

„Offenbar hat derſelben aber die geſetzlich motivirte Anſicht zum Grunde gelegen, daß 
die Synagoge ein Eigenthum der Gemeinde —als ſolcher — iſt, und daß es daher nicht 
dem gewohnlichen Verkehr unterworfen ſein darf. 

5 Iſt dieſe Annahme richtig, dann unterliegt es auch keinem. Bedenken, daß der Beſitz⸗ 
titel für die Gemeinde von dieſem Grundſtuͤck berichtigt werden muß. 

Wir erlauben uns, dabei zugleich zu bemerken, daß bei allen uͤbrigen Gerichtshoͤfen 
und auch früher beim hieſigen ꝛc. Gericht darüber kein Zweifel obgewaltet hat, daß der 
Beſitztitel für die Gemeinde berichtigt werden kann, und daß die in der Verf. v. 21. 
Marz v. J. aufgeſtellte Anſicht nur das Erzeugniß einer ſceptiſchen Erörterung iſt. 

Wenn Ew. Excellenz geruhen, dieſe Gründe einer Prüfung geneigteſt zu unterwer⸗ 
fen, und erwaͤgen, welche Verwirrung bei den e und in der Gemeinde 
ſelbſt mit der Zeit entſtehen muß, wenn der Beſitztitel für mehr als hundert Perſonen 


berichtigt werden muß, fo werden Hochdieſelben unſere Bitte gerechtfertigt finden; 


— a — — 


156 Staatsrechtl. Verhältn. d. J. — Den ganzen Staat betr. 


das ꝛc. Gericht hierſelbſt anzuweiſen, daß es den Beſitztitel von dem in hieſiger 
SC unter N. 404 belegenen Grundſtück auf den Namen der Judengemeinde 
erichtige. 

Sollten Ew. Exellenz aber die Anſicht des ꝛc. Gerichts fuͤr gerechtfertigt erachten, 
dann bitten wir ehrfurchtsvoll, uns in Bezug auf die Synagoge, aus Ruͤckſicht der uns 
bedrohenden Nachtheile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszuwirken. 

N. den 10. Dez. 1840. Die Vorſteher der hieſigen jüdifchen Gemeinde. 

N. 


N. N. N 
(Juſt. Min. Bl. 1841. S. 34—36.) 


5) Die Subhaſtation von Synagogen und Begräbnißplätzen ft 
verboten durch die K. O. v. %6. Okt. 1840. 


Ichl finde, im Einverſtändniſſe mit den in Ihrem Ber. v. 9. d. M. entwickelten 
Gruͤnden, die Beſchwerde der Judenſchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und ermächtige 
Sie deshalb, die Aufhebung der vom dortigen Stadtgericht verfügten unſtatthaften Sub⸗ 
haſtation der Synagoge und des Begraͤbnißplatzes der Supplikanten zu verfügen. 

A 


R Friedrich Wilhelm. 
den Staats- und Juſtiz⸗Miniſter Mühler. 
(J. M. Bl. 1840. S. 340. V. M. Bl. 1840. S. 487.) 

Der Rechtsgrund dieſer K. O. iſt in einer zweiten durch R. v. 27. April 
1840 mitgetheilten K. O. v. 14. April 1840, durch welche die Subhaſta⸗ 
tion über ein Familienbegräbniß aufgehoben wird, dahin angegeben, daß 
Begräbnißplätze überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen ſind. 

(J. M. Bl. 1840. S. 143. V. M. Bl. 1840. S. 154.) 


6) Die Stände in den Synagogen. 


a. Dieſe Stände ſind als Immobilien zu betrachten und als ſolche eintra— 
gungsfähig in das Hypothekenbuch. 

aa. R. v. 18. Mai 1804, betr. die Realgerichtsbarkeit über die 
Stände in den Judenſchulen. 


In den mehrſten Orten der hieſigen Provinz ſind die Stände in den Judenſchulen 
Eigenthum ber Beſitzer und verkäuflich. Ihr Werth iſt ſehr verſchieden und ſchwebt in 
den Mittelſätzen von 100 bis 1000 Gulden, auf dem Lande aber oft unter 100 Gulden; 
Sie haften: 

1) ER d der Judenſchaft des Orts für die Staats- und andere judenſchaftliche 
Abgaben des Beſitzers. Die Judenſchaft ſieht ſich oft genöthigt, wenn ſie den 
Beſitzer nicht in Nahrungsverfall bringen will, damit lange nachzuwarten, aber 
eben dieſe Judenſchaft hat auch 

2) hin ES wieder für baare Anlehen Konſenſe zur Verpfändung dieſer Stühle 
gegeben. | 

ei lange nun die juͤdiſche Gerichtsbarkeit beftand, haben wir hiervon keine weitere 
Notiz genommen, als daß wir im Falle eines Konkurſes verordnet haben, es müſſe der 
Verkauf unter Mitwirkung des Konſensrichters geſchehen, es müffen ferner die nach oben 
unter 1 und 2 etwa darauf haftenden Pfandrechte mit Zuziehung des Konkurskurators 
verifizirt, ſodann aber nur ber Reſt des Erlöſes an die Konkursmaſſe abgeliefert werden. 
Dieſe Maßregel ſchien uns gleich richtig, man mochte die Sache nach den geſetzlichen 
Vorſchriften von handhaften Pfändern oder nach denjenigen von Immobilien unter einer 
ſremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber die jüdiſche Gerichtsbarkeit aufgehoben wurde, glaubten wir dieſe 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu muͤſſen, über welche ein Hypothekenbuch bei 
dem Richter des Orts zu führen iſt. Die juͤdiſchen Gemeinden aber, beſonders die zu 
Ansbach und Fürth, haben gegen dieſe Anſicht der Sache Beſchwerden gefuͤhrt, und 
behaupten: 

d He Schulſtaͤnde hätten keineswegs die Qualität von Rechten, welche Immobilien 
gleich zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Fauſtpfaͤndern, da ſie durch den Vorſchuß der Schule in dem Beſitze 
der Korporation als ſolcher, wären, welcher ſie fuͤr die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durch die Korporation fremden Gläubigern Konſenſe ertheilt werden, ſo ſei 
dies blos eine Verſicherung daß die ihnen prinzipaliter verpfändete Sache nicht eher 
zuruͤckgegeben werden ſolle, als bis auch der fremde Gläubiger befriedigt worden, 
und ein Konſens des Debitoris in dieſe Maßregel. | 

4) Sollten die Grundfäge von Immobilien auf dieſe Stühle angewandt waren, fo 
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würden fie, wenn gleich oben ad 1 angegebene Pfandrecht in rubr. II. eingetra⸗ 

gen würde, dennoch nicht hinlänglich geſichert fein, weil fie ſodanngn 

a) in Anſehung der Zeit durch die Vorſchrift der A. G. O. Thl. I. Tit. 50. 
8 357—358 gebunden wären, 

b) der Beſitzer ohne ihr Borwiſſen fremde Schulden auf den Stuhl eintragen laſ⸗ 
ſen könne. 

Endlich werde 

5) den Beſitzern durch die gerichtliche Aufnahme der Kontrakte bei Beſitzveränderungs⸗ 

fällen eine unnoͤthige Laſt aufgelegt. 

Ob uns nun gleich alle dieſe Gründe nicht überzeugen, fo ſcheint es doch, als koͤnnten 
dieſe Schulſtände fuͤglich auch für die Zukunft in Anſehung der jüdiſchen Laſten und Ab: 
gaben, als Fauſtpfänder betrachtet werden. Dies koͤnnte auch fuͤr die Fälle gelten, 
in welchen die Judenſchaft einem fremden Gläubiger ein Nachpfandrecht zuſtehen wollte; 
jedoch werden wir, um etwanige Mißbraͤuche zu verhuͤten, anordnen: 

daß in dieſem Falle ein ſchriftlicher Pfandkontrakt durch den perſönlichen Richter 
des Verpfaͤnders aufgenommen werden muͤſſe. f 

In Konkursfaͤllen, denn bei dieſen iſt allein die Frage von Nutzen, würde ſodann das 
Geſchäft nach geſetzlichen Vorſchriften von Fauftpfändern zu behandeln fein. 

Wir erbitten uns allergnädigſte Belehrung, um danach die fernern Maßregeln treffen 
zu können. Ansbach, den 5. Mai 1804. 


Die Regierung. 


Auf die vermittelſt Ber. v. 5. d. M. geſchehene Anfrage wegen der Realgerichtsbarkeit 
über die Stände in den Judenſchulen beſcheiden Wir Euch, daß, da es offenbar auf 
einer Fiktion beruht, die Staͤnde in den Judenſchulen zur Klaſſe derjenigen Mobilien 
zu zählen, welche ohne wirkliche Aushändigung an den Gläubiger, als Fauſtpfand ver⸗ 
pfändet werden koͤnnen, welches bekanntlich zur Erleichterung des Commertii und der 
Banquegeſchaͤfte nur bei einigen Gegenſtänden dieſer Art durch die V. v. 16. Juni 1785 
nachgelaſſen worden, es zweckmäßiger iſt, ad ductum der Hypothekenordnung Tit. 1. 
$. 15. S. 5., über dieſe Stühle eigene Hypothekenbücher zu führen, in der zweiten Ru: 
brik zu bemerken, daß ihr Werth nach der Provinzialverfaſſung prinzipaliter der Juden⸗ 
ſchaft des Orts fuͤr Staats⸗ und andere Abgaben verhaftet ſei, und alsdann dieſe Ver⸗ 
pfaͤndungen, Einräumung des Vorzugsrechts und dgl. lediglich nach den Grundſätzen 
des L. R. und der Hypothekenordn. zu beurtheilen, da die Gruͤnde der Judenſchaft, wie 
Ihr ſelbſt anführt, weder überzeugend, noch den geſetzlichen Vorſchriften angemeſ⸗ 
fen find. (N. Archiv Bd. 4. ©. 116. Rabe Bd. 8. S. 54.) 


bb. Die Beſtimmung des vorſtehenden R. iſt jedoch in Folge des R. des 
Juſt. Min. (v. Kircheiſen) v. 5. Jan. 1813 an das Kammergericht nicht 
zur Ausführung gekommen. 

Dem K. Kammergerichte wird auf den, uͤber die Beſchwerde der Aelteſten der Juden⸗ 
ſchaft zu Frankfurt a. d. O., wegen der, von dem daſigen Land- und Stadtgerichte be⸗ 
abſichtigten Eintragung der Sitze oder Stände in der Synagoge ad Rescriptum v. 
* pr., unter dem 23. Nov. ej. a. erſtatteten Ber., hierdurch zum Beſcheide 
ertheilt: l 

daß, da die Schulftände und Sitze der Juden in den Synagogen bis jetzt weder 
hier, noch in Frankfurt a. d. O. in das Hypothekenbuch eingetragen worden, dieſe 
Eintragung auch gegenwärtig zu unterlaſſen iſt. | 

Das K. Kammergericht hat daher die beabſichtigte Einrichtung eines Hypothekenbuchs 
über dergleichen Sitze einzuſtellen, auch das Stadtgericht zu Frankfurt a. d. O. zu in⸗ 

ruiren, von der zum Zwecke der Eintragung von der daſigen Judenſchaft erforderten 
Einreichung eines nach den Nummern der Schulſtände anzufertigenden Verzeichniſſes 
der Eigenthuͤmer derſelben, abzuſtehen. (Jahrb. Bd. 2. S. 187.) 


b. Daß die von Vermiethung der Kirchſtellen chriſtlicher Kirchen han⸗ 
delnden Ab, 676 — 685. Tit. 11. Thl. II. des L. R. ) auf Stände in den 


ö ͤ ͤeB!J'.———˙¹ ` BI 


1) Dieſe AR, lauten: 

8. 676. Wo die der llen hergebracht iſt, da gebuͤhrt ſel⸗ 
bige den GE. genre ee Dar E E | 
$. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an Fremde zum Gebrauch 
uͤberlaſſen; doch haben die Erſtern den Vorzug. 

% 678. Die Vorſteher koͤnnen die hergebrachten Kirchenſtellengelder ohne Bes 
willigung der Eingepfarrten nicht erhöhen. 
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Judenſchulen nicht Anwendung finden, bemerkk das R. v. 23. Okt. 1829, 
welches oben im neunten Abſchnitt gegeben iſt. (sub I. 5.) 


Eilfter Abſchnitt. 
Das jüdiſche Schulweſen . 
Erſtes Kapitel. 
Das Verhältniß des Staates zum jüdiſchen Schulweſen. 
ka 
Verhältniß des Staates zum jüdiſchen Schufwefen' im 
Allgemeinen. 

Da der Staat im Allgemeinen die jüdiſche Religionsgeſellſchäft nur 
als eine erlaubte Privatgeſellſchäft anſtaht, ſo miſcht Déi die Verwaltung 
in deren Stteitigkeiten, wie oben, Abſchnitt IX. dargeſtellt worden nur 
für den Fall, wo dies von Polizei wegen behufs Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Ordnung nöthig iſt und überläßt die Schlichtung von 
Streitigkeiten, ſofern darauf von dem einen oder andern Theile provocirt 
wird, den richterlichen Behörden. Dies Prinzip iſt nun aber auch in Be⸗ 
treff der Schulangelegenheiten in einigen Min. R. ausgeſprochen. So 

1) in dem R. des Min. d. Inn. v. 3. Nov. 1820 2). Ferner: | 

2), R. d. K. Min. d. J., ſo wie ber G., U. ꝛc. Ang. (v. Schuckmann, 
v. Kamptz) v. 22. Sept. 1827 an die E: Reg. zu Münden. Aufbringung 
der Untethaltungskoſten für jüdiſche Schulen. FER | | 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff des juͤdiſchen Elementar⸗ 
Schulweſens hierdurch eröffnet, daß, da die juͤdiſchen Schulen jederzeit nur als Privat: 
Anſtalten gelten koͤnnen, es den Mitgliedern der jüdiſchen Gemeinden lediglich uͤberlaſ— 
fen bleiben muͤſſe, in welcher Art ſie die Koften zur Unterhaltung dieſer Schulen auf: 
bringen wollen. | | As} 

Können fie ſich darüber nicht unter ſich in Güte einigen, fo muß die Sache zur richter— 
lichen Entſcheidung gelangen. (Ann. XI. Nr. 54. S. 120.) 


— 


§. 679. Das Vermiethen der Kirchſtellen ſoll niemals nach Art einer öffent: 

lichen Verſteigerung geſchehen. | 
„680. Bei neu errichteten Kirchen muß die Vertheilung der Stellen von den 

Vorſtehern, unter Beiſtimmung des Patrons oder Kirchenkollegii und Genehmi⸗ 
gung der geiſtlichen Obern, nach Klaſſen, oder durch das Loos beſorgt werden. 

9. 681. Wo nach beſondern Verfaſſungen Kirchſtellen geiffen Perſonen oder 
Familien erblich verliehen ſind, da können die Eigenthuͤmer dieſelben an Andere 
e und zum Gebrauch einräumen; auch ſie auf ihre Nachkommen 
vererben. | 

$. 682. Dagegen können fie das Eigenthum weder unter Lebendigen, noch 
von Todeswegen, an Andere übertragen. s. * an Ain! 

$. 683. Menn der Eigenthuͤmer einer ſolchen Stelle ohne Nachkommen ſtirbt, 
oder die Parochie verläßt: ſo fallt die Stelle an die Kirche zurük. 

$. 684. Kirchſtühle, die Jemanden in Rückſicht feiner Würde oder feines 
Amts angewieſen ſind, können von ihm an Andere auf keine Weiſe überlaffen 
werden. 

$. 685. Kirchſtühle, die einem Haufe oder Gute für beſtändig zugeſchlagen 
find, gehen mit dieſem Grundſtuͤck zugleich auf jeden Beſitzer deſſelben, auch 
wenn er einer andern Religionspartei zugethan iſt, über. 

1) Ausführliche Mittheilungen über die jüdiſche Freiſchule zu Berlin enthalten die 
von Zeit zu Zeit im Druck erſchienenen Nachrichten von derſelben z: B. „Eilfte 
Nachricht von dem Zuſtande der jüdiſchen Freiſchule in Berlin, womit zur oͤffentl. 
Prüfung ꝛc. einladet Lazarus Bendavid, jetziger Direktor der Schule.“ 

| Berlin, 1818. 

2) S. daffelbe oben Abſchn. IX. aub. II. 
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3) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 4. Sept. 
1835 an den Prediger N. N. 

Da die jüdiſche Elementarſchule zu N. von Juden und für Juden ausſchließlich ge⸗ 
gründet iſt, ſo darf die K. Reg. dieſelbe nach dem Beſchluſſe des K. Staatsmin. v. 


10. Mai 1830 nur als Privatſchule anſehen, und als ſolche zwar beaufſichtigen, in ihre 


Verfaſſung aber nicht eingreifen. Die K. Reg. zu Liegnitz hat daher auch keine Mittel 
das Fortbeſtehen der gedachten Anſtalt herbei zu führen und zu erzwingen, und fie kann 


mithin auch von hier aus nicht, wie Sie beantragen, veranlaßt werden, zur Beſchaffung 
des den Lehrern N. N. gebührenden Gehalts ergreifende Maßregeln zu treffen. Es muß 


vielmehr den Lehrern überlaſſen werden, ſich wegen ihres Gehalts an die Aelteſten der 
Judenſchaft zu wenden, von welchen ſie zu Lehrern der Gemeinde berufen ſind. 
(Ann. XIX. S. 731.) 

Das in dieſen Reſkripten und einigen unten folgenden R. beiläufig ausge⸗ 
ſprochene Prinzip kann jedoch in Betreff der Schulangelegenheiten in keiner 
Art gebilliget werden. Man bemüht ſich vergebens den Grund zu finden, mg 
rum der Staat ſich des, auf Bildung der künftigen Generationen ſo eins 


flußreichen, Oberaufſichts⸗Rechtes über die jüdiſchen Schulangelegenheiten 


begeben will, da er darin unmöglich liegen kann, daß dem Staate die Bil⸗ 
dung der Juden gleichgültig erſcheine. In der That widerſprechen aber auch 


dieſe R. den betr. allgemeinen Geſetzen und erſcheinen demgemäß nicht von 


Gültigkeit:). 8 
Oberaufſicht des Staates auf das jüdiſche Schulweſen. 
1) Behörden, welche dieſe Oberaufſicht führen. 


a) Die jüdischen Elementarſchulen find zunächſt, wie alle andere Elemen⸗ 


tarſchulen, theils da wo das A. L. R. gilt, unter die Aufſicht des chriſtlichen 
Predigers des Ortes geſtellt 2), theils unter die der ſtädtiſchen Schulkom⸗ 
miſſionen und der Bezirks⸗Schul⸗Inſpektoren ?). 

Das A. L. R. verordnet Thl. II. Tit. 12. 88. 1217. 47. 48. 


§. 12. Gemeine⸗Schulen, die dem erſten Unterrichte der Jugend gewidmet ſind, ſte⸗ 


hen unter der Direction der Gerichtsobrigkeit eines jeden Orts, welche dabei die Geiſt⸗ 
lichkeit der Gemeinde, zu welcher die Schule gehoͤrt, zuziehen muß. 

9. 13. Die Kirchenvorſteher einer jeden Gemeinde, auf dem Lande und in kleinen 
Städten, Io wie in Ermangelung derſelben, Schulzen und Gerichte, ingleichen die Po: 


lizeimagiſträte, ſind ſchuldig, unter Direction der Obrigkeit und der Geiſtlichen, die 
Aufſicht uͤber die äußere Verfaſſung der Schulanſtalt, und über die Aufrechthaltung der 


dabei eingeführten Ordnung zu übernehmen. 

$. 14. Alle dabei bemerkte Mängel, Verſäumniſſe und Unordnungen muͤſſen ſie der 
Obrigkeit und dem Geiſtlichen, zur naͤhern Unterſuchung und Abſtellung, anzeigen. 

$. 15. Die Obrigkeit und der Geiſtliche müſſen Dé nach den vom Staate ertheilten 
oder genehmigten Schulordnungen achten; und nichts, was denſelben zuwider iſt, ei— 
genmächtig vornehmen und einfuͤhren. | 

§. 16. Finden De bei der Anwendung der ergangenen allgemeinen Vorſchriften auf 
die ihrer Aufſicht anvertrauete Schule Zweifel oder Bedenklichkeiten: ſo muß der geiſt⸗ 
e Vorſteher der dem Schulweſen in der Provinz vorgefegten Behörde davon Anzeige 

zachen. 

9. 17. Eben dieſer Behörde gebührt die Entſcheidung, wenn die Obrigkeit ſich mit 
dem geiſtlichen Schulvorſteher über eine oder die andere bei der Schule zu treffende Ans 
ſtalt oder Einrichtung nicht vereinigen kann. 

J. 47. Die Schulaufſeher müffen darauf Acht haben, daß der Schulmeiſter fein Amt 
mit Treue und Fleiß abwarte. | 

$. 48. Ihnen liegt es ob, unter Beiſtand der Obrigkeit, darauf zu ſehen, daß alle 


Kn det G. sub II. in den Kap. II. III. IV. die Bemerkung im Kap. V. 
sub 1. 8. 

2) L. R. II. 12. 8. 49. 

1) Vergl. die Eirk. v. 29. Juni 1838 und v. 11. Jan. 182318. 23 unter pag. II. und 


in Betreff der Schul⸗Inſpektionen den 8. 179 b. der St. O. von 1808, und $. 107 der 


neuen St. O. 


— 
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ſchulfähige Kinder, nach obigen Beſtimmungen (8, 43 seg.) erforderlichen Falls durch 
Zwangsmittel und Beſtrafung der nachlaſſigen Eltern, zur Beſuchung der Lehrſtunden 
angehalten werden. 

p) In höherer Inſtanz iſt das jüdiſche Elementarſchulweſen den Reg. uns 
tergeben, wie dies die Geſchäfts⸗Inſtr. für die Reg. v. 23. Okt. 1817. §. 18 
ergiebt!) und die obere Leitung in wiſſenſchaftlicher Hinſicht und in Bezie⸗ 
hung auf die innere Verfaſſung, ingleichen die Sorge für die Ausbildung 
der Elementar⸗Schullehrer den Provinzial⸗Konſiſtorien ?). 

c) Die höchſte Inſtanz find das Min. der G. und Med. Angel. und das 
Min. des Inn. vergl. Abſchn. X. Kap. I. sub I. B. CC. 2. 

2) Zwangspflicht der jüdiſchen Kinder zum Schul beſuch. 

a) Im Allgemeinen beſtimmen hierüber die AR. A3 —46 Tit. 12. Thl. II. 
des A. L. R. 

$. 43. Jeder Einwohner, welcher den noͤthigen Unterricht für feine Kinder in ſeinem 
Hauſe nicht beſorgen kann oder will, iſt ſchuldig, dieſelben nach zurückgelegtem Fünften 
Jahre zur Schule zu ſchicken. a 

§. 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geiſtlichen Schulvorſtehers 
kann ein Kind länger von der Schule zuruͤckgehalten, oder der Schulunterricht deſſelben, 
wegen vorkommender Hinderniſſe, fuͤr einige Zeit ausgeſetzt werden. 

F. 45. Zum Beſten derjenigen Kinder, welche wegen häuslicher Geſchäfte die ordi— 
nairen Schulſtunden, zu gewiſſen, nothwendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, nicht 
mehr ununterbrochen beſuchen können, ſoll am Sonntage, in den Feierſtunden zwiſchen 
der Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zeiten, beſonderer Unterricht gegeben werden. 

$. 46. Der Schulunterricht muß ſo lange fortgeſetzt werden, bis ein Kind, nach dem 
Befunde ſeines Seelſorgers, die einem jeden vernünftigen Menſchen ſeines Standes 
nothwendigen Kenntniſſe gefaßt hat. | 

Dieſe Beſtimmungen gelten nach der K. O. v. 14. Mai 1895 3) dem We⸗ 
ſentlichen nach auch in den Provinzen, wo das L. R. nicht gilt. 

b) Dieſelben ſind auch auf die jüdiſchen Kinder anzuwenden. 

aa) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 11. März 1825 an das K. Pol. 
Präſidium zu Berlin. Anwendung von Zwangsmitteln gegen jüdiſche Fa— 
milienhäupter, ihre Kinder zur Schule zu halten. f 

Das K. Pol.⸗Präſid. wird hiermit angewieſen, auf jedesmalige Anzeige der Aelteſten 
und Vorſteher der hieſigen Judenſchaft wider diejenigen juͤdiſchen Familienhaͤupter, 
welche der Vorſchrift des A. L. R. Th. II. Tit. XII. §. 43 nicht gehörig nachkommen, 
nach der Beſtimmung des $. 48. ibid. zu verfahren. (Ann. IX. S. 120). 

bb) Vergl. hierüber auch die Beſtimmungen des Kap. II. und wegen des 
Großherzogthums Poſen das Kap. VII. 

3) Kontrolle dieſes Schulbeſuches. 

a) Vergl. das R. des K. Min. d. J. v. 11. März 1825 an das Pol. 
Präſid. zu Berlin, vorſtehend sub 2. b. aa. 

b) Cirk. R. des K. Min. der G., U. und M. Ang. an ſämmtliche K. 
Reg., (v. Altenſtein) v. 10. Jan. 1826. Einſendung von Verzeichniſſen 
über den Schulbeſuch der jüdiſchen Kinder. 

Der K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die Verf. v. 15. Mai 18241), die Einrich⸗ 
tung des juͤdiſchen Schulweſens betr., hierdurch aufgegeben, vom Jahre 1826 ab all⸗ 
jährlich Verzeichniſſe über den Schulbeſuch der juͤdiſchen Kinder ihres Bezirks von den 
Behörden einzufordern, ſelbige in eine General⸗Nachweiſung zuſammenſtellen zu laffen, 
und "ag gw 1 mit dem Schluſſe des Monats Maͤrz hieher einzureichen. 

nn. 2 + * 


1) Vergl. den d. 18 oben Abſchn. X. Kap. I. sub I. B. CC. Siehe auch die An⸗ 
erkennung dieſes Grundſatzes in dem Publ. der Reg. zu Cöslin v. 11. Jan. 1823 
(unten Kap. II.). 

) C. 5. 6. 7. der Dienſt.⸗Inſtr. für die Prov. Konſiſtorien v. 23. Okt. 1817. (G. 
S. 1817. S. 237.) 

1) G. S. 1825. S. 149. 

4) ©. unten. 
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c) Publ. der K. Reg. zu Breslau, v. 6. Febr. 1826, in derſelben Ans 
gelegenheit. | | 

Von dem K. Min. der G., U. ꝛc. Ang., ift mittelſt R. v. 10. v. M. vom 1. Jan. 1826 
ab die Fuͤhrung von Verzeichniſſen über den Schulbeſuch der juͤdiſchen Kinder, welche 
alljährlich mit dem Schluſſe des Monats Febr. an uns eingereicht werden müſſen, an⸗ 
geordnet worden. Den Magiſträten der Orte unſers Reg. Bez., in welchen jüdiſche Fa⸗ 
milien leben, wird demgemäß hierdurch aufgegeben, dieſe Verzeichniſſe dergeſtalt anzu⸗ 
fertigen, daß aus ſolchen unter vier Kolonnen erſehen werden kann : 

a) wie viel juͤdiſche ſchulpflichtige Kinder vorhanden, 

b) wie viel davon die Schule ihres Glaubens beſuchen, 

e) wie viel durch eigene Schullehrer ihres Glaubens unterrichtet werden, 
d) wie viel die chriſtlichen Orts-Schulen beſuchen. 

In einer fünften Kolonne iſt endlich die Schul:Deputation zu Abgabe ihres Gutach⸗ 
tens uͤber den richtig inne gehaltenen Schulbeſuch der Kinder, und etwanigen ſonſtigen 
Bemerkungen zu veranlaſſen. 

Der Eingang dieſer Tabelle wird, wie oben bemerkt, alljährlich Ende Februar puͤnkt⸗ 
lich gewärtigt, und iſt daher mit der Anfertigung für das laufende Jahr ſogleich gou: 
ſchreiten. (Ann. X. S. 95.) 

d) Cirk. R. des K. Min. der G. und U. ꝛc. Ang. (v. Altenſtein) v. 
29. Juni 1827 an ſämmtliche K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Düffel- 
dorf. Die alljährlich einzureichenden Nachweiſungen von dem jüdifchen 
S chulweſen. | 

Die K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die wegen Einrichtung des jüdiſchen Schul: 
weſens unterm 15. Mai 1824 und 10. Jan. pr. erlaſſenen Cirk. Verf. hierdurch aufge⸗ 
fordert, die alljährlich einzureichenden, dieſen Gegenſtand betr. Nachweifungen künftig 
3 li Art einzurichten, wie es in dem (sub litt. a.) beiliegenden Schema vorgeſchrie⸗ 

en iſt. 
Berlin, den 29. Juni 1827. 
Min. ber G., U. und Med.⸗Ang. , 
pe v. Altenſtein. 
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(Ann. XI. S. 673.) 
4) Prüfung und Anſtellung der jüdiſchen Lehrer Seitens 
Au des Staates. | 
Hierüber ſ. das Kap. IV., die Verhältniſſe der jüdiſchen Lehrer betr. 
11 
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5) Beaufſichtigung der jüdiſchen Privaterziehung. 
Vergl. hierüber das Kap. III. 


6) Rechte jüdiſcher Schulanſtalten. 
Vergl. wegen des den Zöglingen der jüdiſchen Vereinsſchule zu Münſter 
ertheilten Rechtes in Betreff des Militairdienſtes das R. v. 19. Aug. 1840, 
oben Abſchnitt V. Kap. II. S. 54. 1 


Zweites Kapitel. 


Allgemeine, das jüdiſche Schulweſen betreffende Anord— 
nungen. 


Allgemeine, das jüdiſche Schulweſen betr. Geſetze, fehlen bis auf die betr. 
Beſtimmungen des G. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum Poſen, 
welche Kap. VII. zu vergleichen find. Das Ed. v. 11. März 1812 verſprach 
zwar im §. 39 Beſtimmungen wegen Verbeſſerung des Unterrichts der Ju: 
den, die aber nicht erſchienen ſind. Allgemeine Anordnungen, welche die 
zur Zeit beſtehende geſetzliche Beſtimmungen zuſammenfaſſen, ſind bisher 
nur von den Miniſterien und Reg. ausgegangen; es find dies folgende: 


Minifterial-Verfügungen. 
1) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 22. Sept. 


1823 an die K. Reg. zu Bromberg (bisher ungedruckt). 

Das Min. iſt ruͤckſichtlich der Anſicht der Königl. Reg. — in ihrem über die Ein- 
richtung des juͤdiſchen Schulweſens im dortigen Reg Bez. unter dem 3. d. M. erſtatte⸗ 
ten Ber. vollkommen damit einverſtanden, daß die Schulpflichtigkeit der jüdifhen Sin: 
der nach 8.43. Tit. XII. Thl 11. des A. L. R. unzweifelhaft iſt; daß ſonach die Juden 
noͤthigen Falls mit Strenge angehalten werden konnen, entweder dem Beduͤrfniß und 
den Vorſchriften des Staats entſprechende jüdiſche Elementar-⸗Schulen einzurichten und 
zu unterhalten, oder mit Ausnahme des Religions-Unterrichts gegen Erlegung der feſt⸗ 
geſtellten Beiträge ihre Kinder den chriſtlichen Orts ſchulen anzuvertrauen, wobei die 
Fürſorge für den Unterricht in der jüdiſchen Religion und in der hebräiſchen Sprache 
durch einen jüdiſchen Privatlehrer ihnen überlaffen bleibt, und daß endlich den einzelnen 
jüdiſchen Hausvätern, wo katholiſche und evangeliſche Schulen neben einander beſtehen, 
die Wahl überlaſſen werden muß, welcher von beiden Schulen ſie ſich anſchließen wollen, 
die Behörde aber, wenn fie ihre Erklärung hierüber, abzugeben verweigern, nach Maß: 
gabe der Umſtände entſcheidet, und noͤthigen Falls Zwangs-Maßregeln eintreten laſſen 
kann. Auch damit iſt das Min. einverſtanden, daß jüdiſche Grundbeſitzer, wenn ſie auch 
als ſolche zu der chriſtlichen Ortsſchule Beiträge leiſten muͤſſen, doch auch für die einzu⸗ 
richtende jüdiſche Schule den auf ſie fallenden Beitrag zu leiſten haben, da vorausgeſetzt 
werden muß, daß nach den im dortigen Reg. Bez. zur Anwendung kommenden G. den: 
felben nicht die unbedingte Befugniß zum Erwerb von Grundſtücken zuſteht, es vielmehr 
von dem Ermeſſen der Behörde abhängt, unter welchen Bedingungen ſie ſolchen geſtat⸗ 
ten will. Rathſam wird es aber bleiben, wo aus dergleichen Bedingung die Verpflich⸗ 
tung zu beſtimmten Präſtationen vorgeſchrieben wird, auch der letzteren Eintragung in 
das Hypothekenbuch zu veranlaſſen. Da auch die Vorſchrift des §. 24 Tit. 12 Thl. II. 
des A. L. R. nirgends aufgehoben iſt, ſo verſteht es fi von ſelbſt, daß auch juͤdiſche Win⸗ 
kelſchulen nicht geduldet werden koͤnnen, und daß, um zu erforſchen, ob einem jüdiſchen 
Lehrer die von einem tuͤchtigen Elementar⸗Lehrer zu fordernden Kenntniſſe und Fertig⸗ 
keiten nicht abgehen, jeder an einer jüdiſchen Schule anzunehmende Lehrer ſich einer Prüͤ⸗ 
fung unterwerfen muß, die jedoch auf ſeine Religion nicht erſtreckt werden kann. 

(Act gen. des Min. der G., u. und Med. Ang. Sekten ꝛc. S. Nr. 1. Vol. III. 
Nr. 16001 de 1823. Fr.) 

2) C. R. des K. Min. der G., U. und Med. Ang. Unterrichts ⸗Abthei⸗ 
lung (v. Kamptz) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu Breslau und an 
ſämmtliche andere K. Reg. (mit Ausnahme derer in den Rheinprovinzen), 
die Einrichtung des jüdiſchen Schulweſens betr. | 

Der K. Reg. wird ein Extrakt der unter heutigem dato an die K. Reg. zu Breslau 
erlaſſenen Verf., die Einrichtung des jüdiſchen Schulweſens betr. (sub Lit. a.) zur 
Nachricht und Nachachtung mitgetheilt. | 
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In welcher Art dieſelbe die darin enthaltenen Beſtimmungen auch im dortigen Reg. 

Bez. zur Ausführung gebracht, hat Dieſelbe N 3 Monaten einzuberichten. 

a. Extrakt. | 
Auch werden ſchwerlich die wohlwollenden Abſichten, welche man fir Verbeſſerung des 
ſittlichen und bürgerlichen Zuſtandes der Juden hegt, erreicht werden, wenn man dabei 
auf ein bereitwilliges Entgegenkommen von ihrer Seite warten will. 

Das dringendſte und nächſte Bedürfniß, für welches geſorgt werden muß, iſt eine an⸗ 
gemeſſene Einrichtung der für ſie beſtimmten Schulen. Von vielen Seiten wird anjetzt 
dieſe Sache zur Sprache gebracht; allein, wenngleich die Einſichtsvolleren unter den 
Juden ſelbſt darauf bezugliche Veranſtaltungen zu wuͤnſchen ſcheinen, fo laßt Déi doch von 
der größern Maſſe nicht hoffen, daß fie aus freier Entſchließung ſich zu Einrichtungen 
verſt ehen werde, die zum Zwecke haben, fie dem verwahrloſeten Zuftande zu entreißen, in 
welchem fie ſich befindet. Es wird vielmehr nöthig, von Seiten der Regierung mit Ernſt 
und Nachdruck zu verfahren, und die beſtehenden G. gewaͤhren dazu einen hinlänglichen 
Anhalt. Es kommt nur darauf an, daß folgende Punkte, nachdem ſelbige zur oͤffentli⸗ 
chen Kenntniß gebracht ſind, mit nachhaltigem Ernſt und nöthigenfalls durch ange⸗ 
meſſene Strenge ausgeführt werden: | | 

1) daß, wie (nach A. L. R. II. 12. J. 43.) jeder Einwohner, fo auch die Juden, welche 
den noͤthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht beſorgen koͤnnen, oder 
Go ſchuldig ſind, dieſelben nach zurückgelegtem fünften Jahre zur Schule 
zu ſchicken; ` 

2) daß auch die jüdifchen ſchulfähigen Kinder erforderlichen Falls durch Zwangsmittel 
und Beſtrafung der nachlaͤßigen Eltern, zum Beſuch der Schule angehalten mer 
den; (ebendaſelbſt §. 48.) | N 

3) daß die Juden, wo ſelbige eigene Schulen ihres Glaubens nicht eingerichtet haben, 
ihre Kinder in die oͤffentlichen chriſtlichen Schulen zu ſchicken verpflichtet ſind, in 
welchen dieſe jedoch dem Unterrichte in den eigentlich chriſtlichen Religions⸗Wahr⸗ 
fabi Ieh Willen beizuwohnen, nicht gezwungen werden koͤnnen: (ebenda: 
e + un 

4) daß die Prüfung und Beſtätigung der Lehr⸗ und Einrichtungs⸗Pläne auch der juͤ⸗ 
diſchen Schulen, fo wie die Prüfung der zum Gebrauch beſtimmten Schulbücher, 
und überhaupt die Aufſicht und Verwaltung des geſammten juͤdiſchen Schulweſens 
ganz in der Art erfolgt, wie dies durch die Gonfiftorial. und Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 
1817. im Allgemeinen regulirt worden iſt; e % 

5) beſonders, daß auch an den jüdifhen Schulen kein Lehrer angeſtellt wird, der nicht 
in einer Prüfung, die mit ihm, die Religionskenntniſſe ausgenommen, in ganz glei⸗ 
cher Art, wie mit einem Lehrer an einer chriſtlichen Schule der naͤmlichen Gattung, 
vorzunehmen iſt, als tüchtig zum Lehramte erfunden worden; (ebendaſelbſt F. 24.). 

6) daß die vorige Beſtimmung ſich auch auf die etwa ausſchließlich fuͤr den jüdiſchen 
Religionsunterricht zu beſtellenden Lehrer in ſoweit erſtreckt, daß zwar nicht ihre 
eigentlich jüdiſchen Religionskenntniſſe Gegenſtand der Prüfung fein, wohl aber up: 
terſucht werden ſoll, ob ſie die übrigen, von einem dem Lehrſtande gewidmeten Sub: 
jekte erwarteten Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten beſitzen; 

7) und endlich, daß auch diejenigen jüdiſchen Privatlehrer, welche Lehrſtunden in den 
Haͤuſern geben wollen, ihre Tuͤchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranſtaltenden 
Prüfung ausweiſen müſſen (ebendaſelbſt 8, 8.) und ohne eine, auf den Grund des 
von der kompetenten Prüfungsbehoͤrde ihnen über ihre hinlängliche Qualifikation 
ausgeſtellten Zeugniſſes, von der Prov. Reg. ertheilte Konzeſſion, nicht befugt ſein 
ſollen Lehrſtunden zu geben. N 

„Wenn nach obigen Beſtimmungen in allen Punkten ernſtlich verfahren, wenn alle jü⸗ 

diſchen Winkelſchulen geſchloſſen, wenn zugleich mit allen bis her noch nicht geprüften 
ldiſchen Lehrern die erforderliche Prüfung vorgenommen, und denjenigen, welche darin 
nicht beſteben, oder derſelben ſich zu unterziehen, ſich weigern, das Unterxichtgeben nicht 
weiter verſtattet, wenn alle ſchulfahige juͤdiſche Kinder in die Ortsſchulen eingewieſen, 
und die betr. Lokal⸗Behoͤrden zur puͤnktlichſten und aufmerkſamſten Ausführung der ar 
gebenen Vorſchriften angehalten, auch allgemeinere Reviſionen, um ſich von der Art 
der Ausführung zu überzeugen, vorgenommen werden, fo wird der wohlthätige Erfolg 
dieſer Anordnungen unfehlbar in kurzer Zeit ſich erweiſen. (Ann. VUL S. 467.) 


II. 
3 Regierungs⸗Publikanda. 
A) Für die alten Provinzen. e 
„ Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 6. April 1820. Elementarſchulen det 
lüdiſchen Slaubenögencffen. 
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Da die jüdiſchen Glaubensgenoſſen, welche das Staatsbuͤrgerrecht erhalten haben, hin⸗ 
ſichtlich ihrer Niederlaſſung nicht mehr auf beſtimmte Orte des hieſigen Reg. Depart. be: 


ſchränkt ſind, ſo werden nachſtehende, das juͤdiſche Elementar⸗Schulweſen betr. Feſt⸗ 


fegungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

1) Die in Betreff der Schulpflichtigkeit beſtehenden G. finden auch auf die moſaiſchen 
Glaubensgenoſſen Anwendung. Jüdiſche Eltern muͤſſen demnach ihren Kindern, 
vom 6. Jahre an, den allgemeinen Schulunterricht ertheilen laſſen. 

2) In chriſtliche Schulen dürfen jüdifche Kinder aufgenommen werden. Sie find aber 
von der Theilnahme an dem Religionsunterricht zu dispenſiren, und es bleibt den 
Eltern uͤberlaſſen, in welcher Art ſie ihren Kindern den jüdiſchen Religionsunter⸗ 
richt verſchaffen wollen. 

3) Wo eine juͤdiſche Gemeinde zahlreich genug iſt, eine oͤffentliche Schule zu gruͤnden 
und zu unterhalten, wird ihr dieſes nicht nur geſtattet, ſondern es iſt ſogar in dem 
SZ daß die chriſtlichen Ortsſchulen ſämmtliche am Ort vorhandene ſchulpflichtige 

udenkinder nicht aufnehmen können, von ihr zu verlangen: Die jüdifche Gemeinde 
iſt aber auch verpflichtet, die Schule hinlänglich zu dotiren, und die diesfälligen 
Koſten aufzubringen. Es darf kein juͤdiſcher Lehrer angeſtellt werden, der nicht 
durch vorgängige Prüfung feine Tüchtigkeit zum Lehramte nachgewieſen hat. Ueber 
jede zu gründende öffentliche Schule für juͤdiſche Kinder wird demnaͤchſt von den betr. 
Orts⸗Schulbehoͤrden beſonderer Bericht jährlich erwartet. b 

4) Das uͤber das Privat⸗Schulweſen uͤberhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812. S. 269) 
gilt auch von den juͤdiſchen Privatſchulen. 

8) Alle juͤdiſche, ſowohl öffentliche als Privatſchulen, ſollen wie die chriſtlichen ver⸗ 
waltet und beaufſichtigt werden. Sie ſtehen zunaͤchſt unter einem eigenen, von der 

juͤdiſchen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorſtande, bleiben aber der Auf⸗ 
ſicht der Orts⸗Schulbehoͤrde unterworfen, und dieſe iſt nicht nur berechtigt, mittelſt 
des Vorſtandes, alle ihr noͤthigen Nachrichten über die juͤdiſchen Schulen des Orts 
einzuziehen, ſondern auch verpflichtet, ſich von der Beſchaffenheit und dem Fort⸗ 
gange derſelben durch öftere Viſitationen in Kenntniß zu erhalten. 

6) Jüdiſche Winkelſchulen ſollen, ſo wie Winkelſchulen uͤberhaupt, nicht geduldet werden. 

Wir fordern die Schulvorftände, und namentlich die ſtaͤdtiſchen Schul⸗Deputationen 
auf, darauf zu halten, daß befolgt werde, was vorſtehend angeordnet iſt. 
(Ann. IV. S. 265.) f 


2) Publ. der K. Reg. zu Köslin v. 11. Jan. 1823. Schulunterricht der 


Kinder jüdiſcher Gemeinden. 

Zur Befolgung der in dem $. 39. des Ed. v. 11. März 1812 wegen der buͤrgerlichen 
Verbeſſerung der Juden in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beſtimmungen, und in 
Gemaͤßheit des $. 18. der Allerh. Inſtr. v. 23. Okt. 1817, wonach es Behufs unſerer 
Befugniß in Schulſachen auf die Verſchiedenheit der Religion und des Kultus nicht an⸗ 
kommt, ſetzen wir, in Betreff des Schulunterrichts juͤdiſcher Kinder in unſerm Verwal⸗ 
tungs⸗Bezirke, Nachſtehendes hierdurch feſt: 

F. 1. Jedes Judenkind iſt vom ſechſten Jahre an, bis zum vierzehnten, ſchulpflichtig. 

F. 2. Das Verzeichniß der ſchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von deren 
Vorſtehern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiſtrate, zur Mittheilung an 
die Schul⸗Deputation, zugeſtellt. Für die Richtigkeit und Vollſtaͤndigkeit dieſes Verzeich⸗ 
niſſes ſind die gedachten Vorſteher verantwortlich. | | 

9. 3. Alle jüdische Eltern find, in Folge der ihnen zugeſtandenen Rechte chriſtlicher 
Staatsbürger, verbunden, ihre ſchulpflichtigen Kinder in den für die allgemeine Mens 
ſchenbildung und das bürgerliche Leben nothwendigen Kenntniſſen und Fertigkeiten, ſo 
wie in der Religion und Sprache ihres Volks, unterrichten zu laſſen. 

$. 4. Diejenigen Eltern, welche nicht nachweiſen können, daß fie für den Unterricht ih⸗ 


rer Kinder, in einer öffentlichen jüdiſchen Schule oder durch einen vorſchriftsmaͤßig ges 


prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer ſorgen, muͤſſen ihre ſchulpflichtigen 
Kinder in die chriſtliche Schule des Orts ſchicken. Juͤdiſche Schulen dürfen dagegen 
keine chriſtlichen Kinder aufnehmen. 

F. 5. Die bisherigen jüdiſchen Winkelſchulen, d. h. alle Schulen, deren Lehrer oder 
Lehrerinnen weder geprüft find, noch unter gehöriger Aufſicht eben, werden vom 1. Okt. 
d. 3. an für aufgehoben erklärt und dürfen unter keinerlei Vorwand länger gedul⸗ 
det werden. 

$. 6. Jede juͤdiſche Schule muß von uns anerkannt und beſtaͤtigt fein. 

$. 7. Wenn daher eine jüdiſche Gemeinde eine Schule einrichten will, fo hat ſie dies 
zunächſt dem Magiſtrate der Stadt anzuzeigen, und dieſem liegt ob, unter Zuziehung der 
Schul⸗Deputation, darüber an uns gutachtlich zu berichten. 

$. 8. Dem diesfälligen Berichte muß beigefügt ſein: 1) ein Verzeichniß der Anzahl 


* 
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der ſchulpflichtigen Kinder der jüdiſchen Gemeinde; 2) eine Ueberſicht der zur Beſoldung 
des Lehrers und zur Unterhaltung der Schule überhaupt erforderlichen Koſten, unter 
Andeutung der Art, wie ſolche von den ſich zu dieſer Schule haltenden jüdiſchen Glau⸗ 
ben sgenoſſenaufgebracht werde; 3) eine Nachweiſung über das Schullokale, die Schul⸗ 
geräthe, Bücher und übrigen Unterrichtsmittel; 4) der vollſtändige Lehrplan der Schule, 
nebſt dem Gutachten der wiſſenſchaftlichen Mitglieder der ſtädtiſchen Schul⸗Deputation 
und 5) eine Anzeige der jüdifchen Gemeindevorſteher von der Wahl der Lehrer. 

$. 9. Der von der Gemeinde gewählte Lehrer muß ſich, Behufs der Pruͤfung ſeiner 
Fähigkeiten, Kenntniſſe und Fertigkeiten, zu gleicher Zeit bei uns melden, und die er⸗ 
forderlichen glaubwuͤrdigen Zeugniſſe über ſeinen ſittlich guten Lebenswandel, uͤber ſeine 
erfüllte Militairpflicht und über ſeine, bei einem jüdiſchen Rabbiner in dem Preuß. 
Staate bereits beſtandene Prüfung in der moſaiſchen Religion und der hebräifchen 
Sprache, einreichen. Nur auf den Grund jener Pruͤfung und dieſer Zeugniſſe kann er 
als Lehrer von uns beftätiget werden. Wer blos in der eigenthuͤmlichen Religion und 
Sprache des jüdiſchen Volkes Unterricht ertheilen will, wird zwar von der hier zu be⸗ 
ſtehenden Pruͤfung, welche allein den allgemeinen Schulunterricht zum Gegenſtande hat, 
befreit, muß aber gleichwohl die gedachten Zeugniſſe hieher einſenden. 

6. 10. Die für die chriſtlichen Schulen beſtehenden Geſetze, hinſichtlich der Unterrichts⸗ 
zeit, der Lehrgegenſtände, der Schulverſaͤumniſſe, der Schulzucht und der Ausſtattung 
der Schulen gelten auch von den juͤdiſchen Schulen, jedoch für letztere mit den in Ab⸗ 
Pi auf den Religions» und Sprachunterricht und die Schulferien nothwendigen Abs 
änderungen. 

$. 11. Die juͤdiſchen Kinder, welche eine chriſtliche Schule beſuchen, ſind von der 
Theilnahme an dem chriſtlichen Religionsunterrichte und den Bibellektionen befreit. 

§. 12. An den chriſtlichen Sonn- und Feſttagen fällt während des oͤffentlichen Got: 
tesdienſtes die Schule auch in den juͤdiſchen Gemeinden aus. | 

F. 13. Die Judenſchulen find der allgemeinen Orts⸗Schul⸗Behoͤrde untergeordnet, 
und es ſteht dieſer das Recht zu, von Allem, was den innern und &ußern Zuſtand 
ſolcher Schulen betrifft (mit Ausnahme des Religions- und hebräiſchen Sprach⸗unter⸗ 
richts) fi) in Kenntniß zu ſetzen und über die Befolgung der eingeführten Schulordnung 
zu éi Die Lehrer find. verbunden den Anordnungen der Behoͤrde pünktlich Folge 
zu leiſten. N * 

$. 14. Außer dem allgemeinen Orts⸗Schul-⸗Vorſtande kann jede jüdiſche Schule noch 
einen beſondern, aus einigen juͤdiſchen Hausvaͤtern beſtehenden, Vorſtand erhalten. 
Dieſem wurde vorzüglich die Aufſicht über die äußere Ordnung in der Schule und die 
Sorge fuͤr die Unterhaltung derſelben obliegen. Kein jüͤdiſcher Glaubensgenoſſe darf 
an der Verwaltung und Aufſicht über, eine chriftliche Schule Theil nehmen. 

Indem wir die vorſtehenden Beſtimmungen zur Kenntniß der Magiſträte bringen, 
weiſen wir dieſelben hiermit zugleich gemeſſenſt an, die juͤdiſche Gemeinde jedes Orts zu 
einer beſtimmten Erklarung über die Art, wie vom 1. Okt. d. J. an für den Schul⸗ 
unterricht ihrer Kinder geſorgt werden wird, aufzufordern. Die betr. juͤdiſchen Schul⸗ 
lehrer, gleichviel, ob ſie von der ganzen Gemeinde blos als Religions⸗ und Sprach⸗ 
lehrer, oder als wirkliche Schullehrer angenommen ſind, oder in einzelnen jüdiſchen 
Familien Unterricht ertheilen, find unſerer Beſtimmung unter 6.8 zufolge, anzuweiſen, 
daß ſie die erforderlichen Zeugniſſe innerhalb 3 Monaten durch den Magiſtrat ihres 
Wohnorts hieher einſenden, wonach dann Behufs ihrer Pruͤfung und Anſtellung als 
öffentliche Schullehrer die weitern Verfügungen zu gewärtigen ſind. Den Magifträten 
geben wir auf, die Erklarung der jüdiſchen Hausväter ſowohl, als die gedachten Zeug⸗ 
niſſe, und in dem durch 88. 7 und 8 angegebenen Falle auch die noͤthigen Nachweiſun⸗ 
gen mittelſt gutachtlichen Berichts unfehlbar binnen 3 Monaten hieher einzureichen, 
und auf die puͤnktliche Befolgung der obigen Vorſchriften 88. 1 bis 14 mit dem erforder⸗ 
lichen Ernſt und Nachdruck zu halten. (Ann. VII. S. 90.) | 


B. Für die Provinz Weftphalen. 
1) Vorläufiges Reg. der K. Requl. zu Arnsberg v. 27. Sept. 1822. 
Beaufſichtigung des Jugend⸗Unterrichts unter den Juden. | 


Wir haben vielfache Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß die allen Staatseinwohnern 
geſetzlich obliegende Verbindlichkeit, ihren Kindern wahrend der ſchulpflichtigen Jahre 
die ihnen nach ihrer menſchlichen und bürgerlichen Beſtimmung noͤthige Bildung mittelſt 
eines ordentlichen und regelmaͤßigen Schulunterrichts ertheilen zu laſſen, von den in 
unſerm Regierungsbezirk wohnenden Israeliten noch häufig entweder äußerft vernach⸗ 
läſſigt, oder dieſer unterricht ſolchen umherwandernden, und eigenmächtig aufgenommes 
nen, meiſtens auf ein halbes oder ganzes Jahr gedungenen Lehrern aus KEN Religionss 


Verwandten anvertraut wird, welche fo wenig nach ihrem ifittlichen Charakter, zald 
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nach ihrer Geſchicklichkeit zu Bildnern der Jugend geeignet ſind. — Wir haben daher 
ſowohl in der angegebenen Hinſicht, als auch um den nicht ſelten ſtattfindenden Strei⸗ 
tigkeiten der juͤdiſchen Hausväter eines Ortes über ihre Beiträge zum Unterhalt ihrer 
befondern Lehrer für die Zukunft zuvorzukommen, nöthig gefunden, vorläufig und bis zu 
etwa abändernder Beſtimmung durch das zu erwartende neue Schulgeſetz, nachfolgen⸗ 
des, von dem hohen Miniſterio der Geiſtlichen- und Unterrichtsangelegenheiten unter 
dem 29. v. M. genehmigtes Regulativ feftzufegen: 

1) die Eltern und Vorgeſetzten der israelitiſchen Kinder ſind in gleicher Art, wie die 


TE: 


chriſtlichen Einwohner verpflichtet, dieſelben von dem Eintritt in das ſchulpflichtige 


Alter an bis dahin, daß ſie nach dem Urtheile der Schulaufſeher die erforderlichen 


2) 


3) 


‚Kenntniffe und Fertigkeiten in den allgemeinen nöthigen Lehrgegenſtänden erlangt 


haben, in der Schule oder in einer der Schulen ihres Wohnorts ununterbrochen 
unterrichten zu laſſen, und daher auch dafür das feſtgeſetzte Schulgeld oder den 
ſonſtigen Beitrag zur Schulkaſſe zu entrichten, wofern ſie nicht glaubhaft nach⸗ 
weiſen, daß die Kinder von andern konzeſſionirten Private oder oͤffentlichen Lehrern 


gehoͤrig unterwieſen werden. 


Die Kinder der Israeliten dürfen in den chriſtlichen Schulen nicht angehalten wer: 
den, auch an dem chriſtlichen Religionsunterricht Theil zu nehmen; viel: 
mehr ſind dieſelben in den dazu beſtimmten Stunden entweder anderweit zu beſchäf⸗ 
tigen, oder auch auf das Verlangen ihrer Eltern aus der Schule zu entlaſſen. 

Den Israeliten bleibt es uͤberlaſſen, neden dem allgemeinen in den chriſtlichen 
Schulen ertheilten Unterricht, die Unterweifung ihrer Jugend in der jüdiſchen 
Religion, in den Gebräuchen ihres Gottesdienſtes und in der hebräifchen 
Sprache einem, nach dem Atteſt ihrer kirchlichen Vorgeſetzten dazu tuͤchtigen 


Lehrer ihrer Religion zu uͤbertragen, der ſich jedoch wegen ſeines ſittlichen Betra⸗ 
gens vor der Polizei-Obrigkeit des Kreiſes vorher gehörig auszuweiſen und deren 
Genehmigung zum Aufenthalt in der Gemeinde und zur Betreibung des bemerkten 


, 


Geſchaͤfts nachzuſuchen hat. 

Ein ſolcher jüdiſcher Lehrer iſt jedoch nur dann befugt, die Kinder ſeiner Glaubens⸗ 
genoſſen auch in den uͤbrigen Lehrgegenſtänden der Schule zu unterrichten, wenn 
er zugleich ſeine zureichende Tuͤchtigkeit hierzu entweder dadurch, daß er ſich einer 
förmlichen Prüfung bei der ſtadtiſchen Schulkommiſſion oder dem Schul-Inſpektor 
des Bezirks unterwirft, oder durch Zeugniſſe von einer inländiſchen Behörde über 
ſein wohlbeſtandenes Examen vorab nachgewieſen und auf den Grund des Zeug⸗ 
niſſes die Konzeſſion als jüdiſcher Privatlehrer eine Schule zu eröffnen, bei 
uns nachgeſucht und erhalten hat. 

Auf ihn finden dann die Beſtimmungen über die Privatſchulanſtalten nach unfrer 
Bekanntmachung v. 8. Mai 1817 (Amtsblatt 1817. Nr 324) Anwendung. Die 
von einem ſolchen Lehrer unterrichteten Kinder find nicht verpflichtet, in chriſtliche 
Schulen zu gehen und an deren Lehrer Schulgeld zu entrichten. 


80 Die SC A8, Judenſchaft einer Stadt oder eines ländlichen Bezirks wird von 


dem 


wange zur chriſtlichen Schule, ſo wie von der Verpflichtung, Beiträge zum 
Bau und zur Unterhaltung derſelben und zur Beſoldung der chriſtlichen Lehrer zu 


lic Kite völlig frei, wenn dieſelbe eine beſondere Schulanftalt auf gemeinſchaft⸗ 


oſten mit unſerer Genehmigung errichtet und einen in vorbeſchriebener Weiſe 


liche 


georuͤften und tüchtig befundenen juͤdiſchen Lehrer, unter Zuſicherung eines aus— 


emmlichen und anſtändigen Gehaltes auf Lebenszeit, ordnungsmäßig beruft, ſobald 
der von den ſaͤmmrlichen juͤdiſchen Familien⸗Häuptern oder ihren Deputirten aus⸗ 
geſtellte und vom Lehrer angenommene Beruf unſere durch die ftädtifhe Schul— 


kommiſſion oder den Schulinſpektor nachzuſuchende Beftätigung erhalten hat. 


Sowohl die Schulen der nach $. 4. konzeſſionirten Privatlehrer, als der nach 
8. 5. förmlich angeſtellten judiſchen Gemeindelehrer ſind der Aufſicht der von uns 
angeordneten ftädtifchen Schulkommiſſionen und Bezirks⸗Schulinſpektoren unterwor⸗ 
fen, welche dieſe, gemaß der ihnen ertheilten Dienſt⸗Inſtruktionen auszuüben und 
insbeſondere auch dahin zu ſehen haben, daß die israelitiſchen Kinder regelmaͤßig 
die Schule beſuchen und die ſaumhaften Eltern zur Strafe gezogen werden. 


7) Hinſichtlich der jetzt in unferm Regierungsbezirk vorhandenen, von israelitiſchen 


Gemeinden eigenmächtig angenommenen Lehrer iſt nach vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen das Erforderliche binnen drei Monaten unfehlbar nachzuholen. Im Falle der 
Verſäumniß werden dieſelben als Winkellehrer angeſehen und wird ihnen ihr ferneres 
unbefugtes Schulhalten unter einer Polizeiſtrafe von fünf Thalern hierdurch verboten. 


Sowohl die Schulvorgeſetzten als die Polizeibehoͤrden haben forgfältig dahin zu ſehen, 
daß durch genaue Beobachtung dieſer Vorſchriften der beabſichtigte Zweck einer ange⸗ 
meſſenen Bildung der bisher ſehr verſaͤumten israelitiſchen Jugend erreicht werde. 


(Ann. VI. S. 661.) 


— — 
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Aus den in dieſem Jahre eingezogenen Nachweiſungen ſowohl der in unſerm Regie⸗ 
rungsbezirke vorhandenen ſchulpflichtigen juͤdiſchen Kinder, als auch der chriſtlichen und 
juͤdiſchen Lehrer, von welchen dieſelben Unterricht empfangen, haben wir zwar mit 
Wohlgefallen entnommen, daß ſeit dem Erlaſſe des die Beaufſichtigung des Jugend⸗ 
Unterrichts unter den Juden betreffenden Regulativs v. 27. Sept. 1822 eine beſſere, 
den geſetzlichen Vorſchriften und den Bedürfniſſen dieſer Staatseinwohner angemeſſe⸗ 
nere Ordnung im Allgemeinen eingetreten iſt. Indeſſen hat ſich doch auch aus jenen 
auſgeſtellten Ueberſichten ergeben, 

1) daß noch immer an mehreren Orten von ſolchen juͤdiſchen Lehrern Schule gehalten 
oder Privat⸗ Unterricht ertheilt wird, welche fo wenig die geſetzliche Pruͤfung ihrer 
Tuͤchtigkeit beſtanden, als auf den Grund derſelben die erforderliche Konzeſſion 
als Privatlehrer, oder die Beſtätigung ihrer Anftellung als ordentliche Lehrer jüdi⸗ 
ſcher Gemeinden, bei uns nachgeſucht und erhalten haben; , 

2) daß hin und wieder ſich noch jübifche Kinder befinden, welche weder in einer chriſt⸗ 
lichen noch in einer juͤdiſchen Schul- oder Pripatlehranſtalt den allen Landesein⸗ 
wohnern noͤthigen Unterricht empfangen. 

Wir ſehen uns daher bewogen, ſowohl die ſtaͤdtiſchen Schulkommiſſionen und Schul⸗ 
Inſpektoren, als auch die ſaͤmmtlichen Polizeibehoͤrden aufzufordern, ſo wenig gegen 
die unbefugten juͤdiſchen Lehrer als gegen diejenigen israelitiſchen Familien, welche ſich 
der Verſäumniß ihrer Kinder im Schulunterricht ſchuldig machen, eine ungebuͤhrliche 
Nachſicht ferner eintreten zu laſſen; vielmehr nach den Beſtimmungen des vorgedachten 
Regulativs und unſrer, wegen Beförderung eines regelmaͤßigen Schulbeſuchs unter dem 
25. Febr. d. J. erlaſſenen Verfuͤgung pünktlich zu verfahren. l | 
N Zur Vervollſtaͤndigung des erwähnten Regulativs wird auf höhere Veranlaſſung noch 
eſtimmt, | 

1 daß die etwa ausſchließlich für den jüdifchen Religionsunterricht zu beſtellenden 

Lehrer, des Atteſtes ihrer kirchlichen Vorgeſetzten ungeachtet, ſich noch einer Prü⸗ 
fung der betreffenden Schulbehörde zu unterwerfen haben, die zwar nicht ihre eigent⸗ 
lich jüdiſchen Religionskenatniſſe und Orthodoxie zum Gegenſtand haben, wohl 
aber dahin gerichtet ſein ſoll, zu unterſuchen, ob ſie die übrigen von einem dem 
Lehrſtande gewidmeten Subjekte erwarteten Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten beſitzen. 

2) Daß auch diejenigen jüdiſchen Privatlehrer, welche Lehrſtunden in den Häufern 
geben wollen, ihre Tuͤchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranſtaltenden Prüfung 
ausweiſen müſſen, und ohne eine, auf den Grund des von der kompetenten Prü⸗ 
fungsbehörde ihnen uͤber ihre hinlängliche Qualifikation ausgeſtellten Zeugniſſes 
von uns ertheilte Konzeſſion nicht befugt fein ſollen, Lehrſtunden zu geben. 

(Amtsbl. Arnsberg 1825. Nr. 623. S. 499.) | 

3) Das Publik. der K. Rea. zu Münſter, v. 12. Nov. 1823 iſt dem sub 
1 gegebenen v. 27. Sept. 1821 gleichlautend und bemerkt nur noch am 
Schluſſe: 

Ob es ſich gleich aus dem Vorgeſagten von ſelbſt verſteht, fehen wir doch noch nach⸗ 
drücklich hinzu, daß diejenigen Israeliten, welche ſich nach obigen Beſtimmungen dem 
Examen unterwerfen wollen, aber der deutſchen Sprache nicht hinlänglich kundig und 
darin zu unterrichten nicht im Stande ſind, in der Prüfung nicht beſtehen, und darum 
auch nicht für tüchtig zum Lehramte erklärt werden konnen. 

Die israelitiſchen Gemeinden und Schullehrer, ſo wie alle, die es ſonſt angeht, haben 
ſich hiernach gebuͤhrend zu achten, den Landraͤthen und Buͤrgermeiſtern wird es zur 
Pflicht gemacht, auf die Befolgung zu wachen und zu halten. (Ann. VII. S. 854.) 

4) Bekanntmachung der K. Regierung zu Minden v. 16. März 1825. 

Wir haben Veranlaſſung genommen, den gegenwärtigen Zuſtand des israelitiſchen 
Elementar⸗Schulweſens in unſerm Regierungsbezirk einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen, und dadurch die Ueberzeugung gewonnen, daß derſelbe mancher Verbeſſe⸗ 
rungen beduͤrftig, aber auch fähig ift, wenn nur die über das Schulweſen im Allgemei⸗ 
nen beſtehenden Landesgeſetze auf dieſen beſondern und in mehr als einer Hinſicht interef- 
ſanten Zweig deſſelben mit gehöriger Konſequenz und Aufmerkſamkeit angewendet werden. 

Geſtützt auf dieſe Gefege, namentlich auf das A. L. R. Th. II. Tit. 12. 85. 8 11. 
24. 43. 48 und die Regierungs-Inſtruktion vom 23. Oktober 1817, ſo wie mit Vor⸗ 
wiſſen und Genehmigung des K. Miniſterii der G., U. u. Med. Ang., verordnen wir 
daber, wie folgt. 

F. 1. Die Eltern, Vormünder oder ſonſtigen Pfleger israelitiſcher Kinder find ohne 
Ausnahme verbunden, dieſelben, ſobald fie das geſetzliche ſchulpflichtige Alter erreicht 
haben, einer autoriſirten öffentlichen Schule zum Unterricht zu üherweiſen, oder dar⸗ 
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zuthun, daß derſelbe Unterricht ihnen durch konzeſſionirte Privatlehrer ertheilt wird. 
Dieſe Schulpflichtigkeit dauert für beide Geſchlechter vom vollendeten 6. bis zum vollen⸗ 
deten 14. Jahr. Die Polizeibehoͤrde jedes Orts wird genaue Liſten der daſelbſt befind- 
lichen israelitiſchen Kinder dieſes Alters führen, und die Erfüllung der obgedachten 
Verbindlichkeit ihrer Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger genau kontrolliren, auch gegen 
die Saͤumigen mit angemeſſenem Zwange verfahren. 


§ 2. Die chriſtlichen öffentlichen Elementarſchulen, ſowohl Parochial- als Neben⸗ 
ſchulen, ſind verbunden, die ihnen durch die Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger etwa zu 
uͤberweiſenden israelitiſchen Kinder im ſchulpflichtigen Alter unweigerlich anzunehmen, 
und hinſichtlich des Schulgeldes, des Unterrichts und der Disziplin auf ganz gleichem 
Fuße mit den chriſtlichen Kindern zu behandeln, nur daß ſie, wider Willen der Eltern, 
Vormünder oder Pfleger, nicht gezwungen werden koͤnnen, weder an dem chriſtlichen 
Religionsunterricht oder Gottesdienſt Theil zu nehmen, noch an ihren eigenen Sabbath⸗ 
oder Feſttagen die Schule zu beſuchen. 

9. 3. Wenn die israelitiſchen Hausväter eines Orts es vorziehen, für ihre Kinder eine 
eigene öffentliche Elementarſchule zu unterhalten, ſo kann ihnen ſolches, auf gehoͤriges 
Nachſuchen, zwar geſtattet werden, jedoch immer unter folgenden Bedingungen: 

1) daß der von ihnen anzunehmende israelitiſche Schullehrer in einer durch die Regie⸗ 
rung anzuordnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspunkts, die⸗ 
ſelbe Qualifikation zu ſeinem Berufe darthue, welche bei einem chriſtlichen Ele⸗ 
mentar⸗Schullehrer erfordert wird, 

2) daß für den Unterricht deſſelben durch die Schulintereſſenten hinlänglich auskoͤmm⸗ 
lich geſorgt werde, um es ihm moͤglich zu machen feinem Berufe ausſchließlich oder 
doch hauptſächlich ſich zu widmen, 

3) daß ein paſſendes und beſtimmtes Unterrichtslokal von den Intereſſenten beſchafft 
werde, 

4) daß die Annahme des Schullehrers nicht auf beſtimmte Kontraktsfriſten, ſondern 
auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche letztere jedoch, ſobald der 
Lehrer einmal von der Regierung approbirt worden, niemals ohne Genehmigung 
der Regierung ſtattfinden darf. | 

$. 4. Alle gegenwärtig im Reg. Bez. beſtehenden öffentlichen israelitiſchen Elementar: 
Schulen follen nach den Beſtimmungen des vorſtehenden $. einer Reviſion unterzogen 
werden, von deren Reſultat es abhaͤngen wird, ob ſie fuͤr die Folge autoriſirt werden 
koͤnnen, oder aufhören müſſen. 

$. 5. Israelitiſche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder oder Pflege⸗ 
befohlnen auch durch Privatlehrer ihres Glaubens beſorgen laſſen. Letztere beduͤrfen 
aber dazu der ausdrücklichen Konzeſſion der Regierung, welche nur auf den Grund einer, 
durch dieſelbe zu veranlaſſenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswandels er: 
theilt werden kann. 

$. 6. Den israelitiſchen öffentlichen ſowohl als Privat⸗Schullehrern wird ausdruͤcklich 
hierdurch verboten, chriſtliche Kinder zur Unterweiſung anzunehmen. Etwa zuläſſige 
fan en von dieſer Regel koͤnnen nur mit beſonderer Genehmigung der Regierung 

attfinden. | | 

$. 7. Die von der Regierung zu, veranlaffenden Prüfungen ber israelitifchen Elemen— 
tariehrer follen darauf gerichtet werden, ob der Kanditat 

1) bereits im Genuſſe der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte fich befinde? 

2) einen bisher unbeſcholtenen Lebenswandel nachweiſen koͤnne? 

3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniſſe und Fertigkeiten beſitze? 

Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch kompetente Zeugniffe 
nachgewieſen werden. Hinſichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung durch einen 
Spezial⸗Kommiſſarius — in der Regel den nächſten Superintendenten — vornehmen, 
und vom Reſultat derſelben ſich zur weitern Entſchließung Bericht erſtatten. 


§. 8. Die Befugniß zur Ertheilung des moſaiſchen Religionsunterrichts an ſolche 
israelitiſche Kinder, welche ihren übrigen unterricht in einer chriſtlichen Schule empfan- 
gen, kann, auf gehoͤriges Anſuchen, ſolchen Subjekten von der Reg. ertheilt werden, 
welche, mit Nachweiſung des Beſitzes ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte und eines unbeſcholtenen 
Lebenswandels, ein Qualifikationsatteſt des betr. Ober⸗Rabbiners beibringen. | 

§. 9. Welcher israelitiſche Einwohner des Mindenſchen Reg. Bez. ſich kuͤnftig bei, 
gehen laſſen wird, ohne ausdruͤckliche Autoriſation der Reg. irgend einen — öffentlichen 
oder Privat⸗— Unterricht in Elementarſchulkenntniſſen zu erkheilen, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe von 1 — 5 Thaler, welche im Wiederholungsfalle gefhärft werden kann. 


9.10. Alle zur Aufſicht über die chriſtlichen Schulen verordneten Behörden find ver: 
pflichtet, berühren Schulviſitationen nicht nur in den chriſtlichen Schulen den daſelbſt 
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etwa unterrichteten israelitiſchen Kindern und ihrer zweckmaͤßigen Behandlung abſeiten 
des Lehrers und der Mitſchuͤler eine vorzügliche Aufmerkſamkeit zu widmen, fondern 
auch die innerhalb ihres Sprengels etwa befindlichen israelitifchen Elementarſchulen zu 
beſuchen, von dem Zuſtande derſelben, namentlich von der Zweckmäßigkeit ihres Lehr⸗ 
plans, ſoweit derſelbe nicht die Religion zum Gegenſtande hat, ſich zu uͤberzeugen, und 
së 3 vorgefundene Mängel oder Mißbraͤuche zur Abhülfe an die Regierung zu 
erichten. 
9. 11. Sämmtliche betreffende Kreis-, Diözeſan⸗ und Lokalbehörden werden mit 
e der gegenwaͤrtigen Verordnung, ſo weit es einen Jeden angeht, hierdurch 
eauftragt. 
Minden, den 16. März 1825. Königliche Regierung. 
(Mindener Amtsbl. 1825. Nr. 22.) 


C. Für die Rheinprovinz. 
Publ. des K. Oberpräſidiums zu Koblenz, (Ingersleben) v. 13. Sept. 
1824. Einrichtung des jüdiſchen Schulweſens in den Rheinprovinzen. 


Es iſt nothwendig gefunden worden, über die Einrichtung des juͤdiſchen Schulweſens 
in den Rheinprovinzen Folgendes feſtzuſetzen: 

§. 1. Alle Eltern und Pfleger israelitiſcher Kinder find gehalten, denſelben beim 
Eintritt des durch beſtehende Verordnungen feſtgeſetzten ſchulpflichtigen Alters einen 
ordentlichen und zweckmaͤßigen Elementarunterricht ertheilen zu laſſen, und dieſen ſo lange 
fortzuſetzen, bis entweder die Aufnahme in eine höhere Schule ſtattfinden kann, oder 
wenigſtens die allgemeine Bildung ſo weit gefördert iſt, als es überhaupt die Zulaſſung 
zu irgend einem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vorbereitung für daſſelbe 
erfordert. Dieſer Grad der Reife iſt durch ein Zeugniß der Orts-Schulbehoͤrde nachzu⸗ 
weiſen, und durch dieſes die Befreiung von einer fernern Schulpflichtigkeit bedingt. 

§. 2. Der Elementarunterricht israelitiſcher Kinder findet ſtatt entweder in einer 
der beſtehenden chriſtlichen Schulen des Wohnorts, oder bei Privatlehrern, oder in einer 
eigenen jüdiſchen Gemeindeſchule. 

Fuͤr jeden dieſer Faͤlle enthalten die folgenden Artikel die erforderlichen näheren Be: 
ſtimmungen. | 9 
$. 3. Der Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde jedes Orts ift gehalten, jahrlich Sechs 
Wochen vor der öffentlichen Schulpruͤfung eine Liſte aller israelitiſchen Kinder des Orts, 
oder des Gemeindeverbandes, vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Jahre einzu: 
reichen, und dabei für jedes derſelben die Schule nachzuweiſen, welche es beſucht. 

Die Orts⸗Schulbehörde hat dafür zu ſorgen, daß diejenigen Kinder, welche noch keine 
oder keine konzeſſionirte Schule beſuchen, in eine ſolche gewieſen, und die Vorſteher da⸗ 
von in Kenntniß geſetzt werden. | 

$.4. Jedes israelitiſche ſchulpflichtige Kind, fuͤr welches nicht nachgewieſen werden 
kann, daß es bei einem Eonzefitonirten Privatlehrer, oder in einer jübiihen Gemeinde⸗ 
Schule feinen Unterricht empfängt, iſt verpflichtet, die chriſtliche Bezirksſchule feines 
Wohnorts zu beſuchen, und zur Unterhaltung derſelben und ihrer Lehrer das übliche 
Schulgeld und alle diejenigen Beiträge zu zahlen, welche von den übrigen, zu demſelben 
Schulverbande gehörigen Kindern oder deren Eltern, gezahlt werden. 

6. 5. Den israelitiſchen Familienvätern ift dieſe Benutzung der Wohlthat des öffent⸗ 
lichen Unterrichts für ihre Kinder in chriſtlichen Schulen geſtattet, und die letztern ſind 
in Ermangelung einer eigenen juͤdiſchen Schule zur Aufnahme derſelben verpflichtet, 
ohne jedoch deshalb den erſtern einen Antheil an ihrer Verwaltung einzuräumen. 
8.6. Die israelitiſchen Kinder, welche chriſtliche Schulen beſuchen, find gehalten, 
ſich ganz nach der fuͤr dieſelben beſtehenden Ordnung zu richten; nur an ihren Sab⸗ 

aths⸗ und andern ihrer gebotenen Feiertage ſind ſie von Erfüllung derjenigen Vor⸗ 
ſchriften befreiet, die mit ihren für die Feier dieſer Tage gegebenen Religionsgeſetzen im 
Widerſpruch ſtehen. 

97. Auch dürfen israelitiſche Kinder in chriſtlichen Schulen wider ihrer Eltern Wil⸗ 
len nicht angehalten werden, an dem chriſtlichen Religionsunterrichte oder den religiöſen 
Erbauungen der Schule Theil zu nehmen. 

9. 8. Jedoch ſollen die für den jüdiſchen Religionsunterricht etwa eigens anzuneh⸗ 
menden juͤdiſchen Religionslehrer ihre Tuͤchtigkeit zu dieſem Gefhäfte nicht blos durch 
ein Zeugniß der Polizeibehoͤrde ihres Wohnorts über ihren unbeſcholtenen Lebenswandel, 
ſondern auch durch eine Prüfung in allen von einem dem Lehrſtande gewidmeten Sub: 
jekte erwarteten Kenntniſſen und Geſchicklichkeiten darthun, und ohne eine, auf den 
Grund dieſer Pruͤfung ihnen zu ertheilenden Konzeſſion auch den Religionsunterricht zu 
ertheilen, nicht befugt ſein. | 
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$. 9. Um mit dieſem Religionsunterrichte, der zugleich den Unterricht in der hebräiſchen 
Sprache in ſich begreift, auch den Unterricht in den übrigen Lehrgegenſtaͤnden der Schule 
verbinden zu dürfen, bedarf es einer beſondern Konzeſſion auf den Grund einer vorher: 
gegangenen vollſtändigen Prüfung, wenn dieſe nicht ſchon vor einer andern inländiſchen 
kompetenten Behörde erfolgt iſt, und durch ein genuͤgendes Zeugniß derſelben nachgewie— 
ſen werden kann. 

8. 10. Ein Gleiches gilt von allen juͤdiſchen Privatlehrern, auch von denen, welche in 
den Haͤuſern Unterricht geben wollen, und es haben die Ortsbehoͤrden genau darauf zu 
wachen, daß kein jüdiſcher Privatlehrer ohne dieſe, von der K. Reg. ſelbſt auszuſtellende 
Konzeſſion Unterricht, weder in, noch außer dem Hauſe ertheile, widrigenfalls nicht allein 
ſeine Schule ſogleich zu ſchließen, ſondern er ſelbſt auch noch in eine Polizeiſtrafe von 
Einem bis zu Fuͤnf Thalern zu nehmen iſt. | 

$. 11. Der vollftändige Unterricht ifraelitifcher Kinder bei einem konzeſſionirten Pri⸗ 
vatlehrer befreit von der Beitragspflichtigkeit für die chriſtliche Bezirksſchule. 

8. 12. Eben dies iſt der Fall, wenn ſämmtliche iſraelitiſche Bewohner einer Stadt, 
oder eines ländlichen Bezirks eine gemeinſchaftliche Schulanſtalt auf gemeinſchaftliche 
Koſten errichten, und dazu die Genehmigung der K. Reg. erhalten haben, welche jedes⸗ 
mal durch die Kreis-Schulbehörde oder reſp. ſtaͤdtiſche Schul-Kommiſſion nachzuſuchen iſt. 

5. 13. Die in einer ſolchen iſraelitiſchen Gemeinde⸗Schule anzuſtellenden Lehrer muͤſſen 
in ganz gleicher Weiſe, wie die Lehrer der chriſtlichen Schulen der nämlichen Gattung, 
jedoch mit Ausnahme der Religions-Kenntniſſe, vor einer kompetenten inländiſchen Be⸗ 
hörde geprüft und fähig befunden fein. 

$. 14. Die iſraelitiſche Gemeinde⸗Schule mit ihren Lehrern, wie auch die konzeſſionir⸗ 
ten Privatlehrer des moſaiſchen Glaubens ſtehen unter der Aufſicht der Orts-, Kreis: 
und Departements⸗Schulbehörden, und es bedürfen die Lehr- und Einrichtungsplaͤne der⸗ 
ſelben, und die zum Unterrichte beſtimmten Schulbücher eben ſo der Prüfung und Beſtä— 
tigung, ſo wie die Verwaltung des geſammten jüdiſchen Schulweſens eben ſo der Auf— 
ſicht und Leitung beier Behörden, wie dieſelbe für die chriſtlichen Schulen jedes Regie: 
rungs-Bezirks vorgeſchrieben iſt. 

8. 15. Den jüdifchen Schulen iſt es nicht geſtattet, chriſtliche Kinder in den Unterricht 
aufzunehmen. 

F. 16. Die naͤchſte unmittelbare Aufſicht über die juͤdiſche Gemeinde-Schule führt zwar 
ein, von den betheiligten iſraelitiſchen Familienvätern aus ihrer Mitte gewählter, und 
durch die Provinzial: Behörde beftätigter Schulvorſtand, ſedoch iſt ein von der Orts: 
Schulbehörde ernannter Kommiſſarius berechtigt, die Schule zu jeder Zeit zu beſuchen, 
und zur Aufrechthaltung der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften jede ihm noͤthige Aus⸗ 
kunft zu fordern, welche die iſraelitiſchen Schulvorſteher und die Lehrer der Schule ihm 
unweigerlich zu ertheilen haben. Auch iſt derſelbe zu der jahrlich zu haltenden oͤffent⸗ 
lichen Schulpruͤfung einzuladen, nach deren Beendigung er ſeinen Bericht uͤber die Schule 
an ſeine Behoͤrde zu erſtatten hat. 

8. 17. Die fammtlichen betreffenden Kreis- und Lokal⸗Behoͤrden find mit der Hand⸗ 
habung dieſer, von dem K. Min. der G. u. U. Ang. genehmigten Verordnung beauf⸗ 
tragt. (Ann. VIII. S. 842.) 


D. Für Poſen vergl. das Kap. V. 


Drittes Kapitel. 
Die jüdiſche Privaterziehung. 


1) Das A. L. R beſtimmt Thl. II. Tit. 12. ap 3—8. 

$. 3. Wer eine Privaterziehungs- oder ſogenannte Penſionsanſtalt errichten will, muß 
bei derjenigen Behoͤrde, welcher die Aufſicht uͤber das Schul- und Erziehungsweſen des 
Orts aufgetragen iſt, ſeine Tuͤchtigkeit zu dieſem Geſchäfte nachweiſen, und ſeinen Plan, 
ſowohl in Anſehung der Erziehung, als des Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

$. 4. Auch ſolche Privat, Schul: und Erziehungsanſtalten find der Aufſicht diefer 
Behörde unterworfen, welche von der Art, wie die Kinder gehalten und veroflegt, wie die 
phyſiſche und moraliſche Erziehung derſelben beſorgt, und wie ihnen der erforderliche un⸗ 
terricht gegeben werde, Kenntniß einzuziehen befugt und veroflichtet iſt. 
9. 5. Schaͤdliche unordnungen und Mißbraͤuche, welche fie dabei bemerkt, muß fie der 
dem Schul: und Erziehungsweſen in der Provinz vorgeſetzten Behörde zur nähern Prüs 
fung und Abſtellung anzeigen. 
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§. 6. Auf dem Lande und in kleinern Städten, wo oͤffentliche Schulanſtalten find, 
ke keine Neben- oder ſogenannte Winkelſchulen ohne beſondere Erlaubniß geduldet 
werden. 

$. 7. Eltern ſteht es zwar frei, nach den im zweiten Titel enthaltenen Beſtimmungen, 
den Unterricht und die Erziehung ihrer Kinder auch in ihren Häuſern zu beſorgen. 

$. 8. Diejenigen aber, welche ein Gewerbe daraus machen, daß fie Lehrſtunden in den 
Häuſern geben, muͤſſen ſich wegen ihrer Tuͤchtigkeit dazu bei der $. 3. bezeichneten Be⸗ 
hoͤrde ausweiſen, und ſich von derſelben mit einem Zeugniſſe darüber verſehen laſſen. 


2) Dieſe Verhältniſſe ſind demnächſt für die ganze Monarchie neu regu⸗ 
lirt worden durch die folgenden beiden Verordnungen, welche auch für die 
jüdiſche Privaterziehung maßgebend ſind, und durch welche alle frühere 
Beſtimmungen antiquirt worden ). 


a) Die K. O. v. 10. Juni 1834, betr. die Aufſicht des Staats über Pri⸗ 
vatanſtalten und Privatperſonen, welche ſich mit dem Unterricht und der 
Erziehung der Jugend beſchäftigen. 


Nach den Vorſchriften des A. L. R. haben Privatanſtalten und Privatperſonen, die 
ſich mit dem Unterrichte und der Erziehung der Jugend gewerbweiſe beſchaͤftigen wollen, 
bei derjenigen Behörde, welche die Aufficht über das Schul- und Erziehungsweſen des 
Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu dem Geſchäſte zuvor nachzuweiſen und das Zeugniß ber: 
ſelben ſich auszuwirken. Durch die Beſtimmungen des Gewerbe-Polizeigeſetzes v. 7. 
Sept. 1811 8%. 83—86 find die landrechtlichen Vorſchriften zum Theil abgeändert wor: 
den; da die Erfahrung jedoch ergeben hat, daß hieraus Mißbräuche und weſentliche Nach— 
theile fuͤr das Erziehungs- und Unterrichtsweſen entſtehen, ſo habe Ich Mich bewogen 
gefunden, die Beſtimmungen des Gewerbe⸗-Polizeigeſetzes, in ſoweit ſie die Vorſchriften 
des A. L. R. abandern, wieder aufzuheben, und das Erforderniß der nachzuweiſenden 
Qualiſikation für diejenigen Perſonen, welche Privatſchulen und Penſionsanſtalten er⸗ 
richten, oder ein Gewerbe daraus machen, Lehrſtunden in den Häuſern zu geben, in Ge⸗ 
mäßbeit der landrechtlichen Vorſchriften 88. 3. und 8. Tit. 12. 1. II. herzuſtellen und 
feſtzuſetzen, daß ohne das Zeugniß der ortlichen Aufſichtsbehoͤrde keine Schul- und Erzie⸗ 
hungsanſtalt errichtet, auch ohne daſſelbe Niemand zur Ertheilung von Lehrſtunden als 
einem Gewerbe zugelaſſen werden darf. Dieſe Zeugniſſe ſollen ſich nicht auf die Tuͤchtig⸗ 
keit zur Unterrichts⸗Ertheilung in Beziehung auf Kenntniffe beſchraänken, ſondern éi 
auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnungen in religioͤſer und politiſcher Hinſicht er: 
ſtrecken. Die betreffende Aufſichtsbehoͤrde ſoll indeß nicht befugt fein, ſolche Zeugniſſe 
für Ausländer auszufertigen, bevor die Genehmigung des Min. des J. u. d. P. erfolgt 
iſt. In welcher Art hierbei zu verfahren, haben Sie, die Miniſter der G u. U. Ang. u. 
d. Pol. gemeinſchaftlich zu berathen und über die den Lokalbehoͤrden zu ertheilende In⸗ 
ſtruktion ſich zu vereinigen. 

(G. S. pro 1834. S. 135.) 


b) Inſtr. des Staats min. v. 31. Dec. 1839, genehmiget durch K. O. v. 
24. Nov. 1839, mitgetheilt durch das Cirk. R. der Min. d. G, U. u. M. 
Ang., fo wie d. Pol. u d. J. (v. Altenſtein, v. Rochow) an ſämmtl. Reg. 
v. 18. März 1840. Beaufſichtigung der Privatſchulen und Erziehungsan⸗ 
ſtalten, der Privatlehrer, Erzieher ıc. 


1) 1) Rückſichtlich jüdiſcher Privatlehrer, die den Kindern der Juden in den Haͤu⸗ 
fern ihrer Eltern Unterricht geben, beſtimmt ſchon das R. des Min der G., 0. 
u. M. Ang. v. 15. Mai 1824, daß ſie ein Zeugniß uͤber die mit ihnen von der 
Behoͤrde veranſtaltete Prüfung beſitzen muͤſſen. (Ann. Bd. 8. S. 457.) 

2) Auszug aus einem Schreiben des K. Min. der G., U. u. M. Ang. (von 
Kamptz) d. d. 2 Juni 1828 an L. J. L. er in O. ... g. | 
Als juͤdiſcher Lehrer können Sie, weil Sie nicht in der Prüfung beſtanden, 
nicht angeſtellt werden. „Wenn jedoch Eltern ihre kleinen Kinder Ihnen zur 
„Beaufſichtigung anvertrauen wollen, und Sie auffordern, dieſen die juͤdiſchen 
„Gebote zu lehren, fo findet das Miniſterium dies zuläffig, da das Geſetz Ihnen 
„bei Ihrer mangelhaften Qualifikation nur verbietet, als eigentlicher Lehrer zu 
„fungiren. Die betreffenden Kinder müffen aber noch außerdem von dem Gin: 
„teitte des ſchulpflichtigen Alters an einen genuͤgenden allgemeinen Schulunter⸗ 
„richt genießen.“ (Heinemann Anh. S. 66.) 


172 Scaatsrechtl. Verhaͤltn. der J. — Den ganzen Staat betr. 


Abſchnitt J. 
Die Privatſchulen und Privat⸗Erziehungs anſtalten. 


Wo fie zuläffig find. 

$. 1. Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten follen nur da, wo fie einem wirk⸗ 
lichen Bedürfniſſe entſprechen, alſo nur an ſolchen Orten geſtattet werden, wo für den 
Unterricht der ſchulpflichtigen Jugend durch die öffentlichen Schulen nicht ausreichend 
geſorgt iſt. 

Erforderniſſe zur Anlegung von Privatſchulen und Privat-Erzie⸗ 

hungs-Anſtalten. 
a. Wiſſenſchaftliche Befähigung. 

$. 2. Diejenigen Perſonen, welche eine Privatſchule oder eine Privat-Erziehungsan⸗ 
ſtalt gründen, oder eine ſolche beſtehende fortſetzen wollen, haben zuvoͤrderſt ihre wiſſen⸗ 
ſchaftliche Befaͤhigung zur Leitung einer ſolchen Anſtalt ganz in derſelben Weiſe, wie die 
in öffentlichen Schulen anzuſtellenden Lehrer und Lehrerinnen, durch ein genügendes 
Zeugniß der betreffenden Pruͤfungsbehoͤrde darzuthun. Behufs der Erlangung eines 
ſolchen Zeugniſſes muͤſſen ſie nach der Klaſſe der Privatſchulen oder der Privat-Erzie⸗ 
hungsanſtalten, zu welchen die Anſtalt, welche fie anlegen oder fortſetzen wollen, zu rech- 
nen iſt, ſich den für die betreffenden oͤffentlichen Lehrer und Lehrerinnen geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Prüfungen unterwerfen, und ſollen alle Beſtimmungen, welche für die Prü- 
fung der Lehrer an offentlichen Schulen erlaſſen find, auch auf diejenigen Anwendung 
leiden, die eine ähnliche Privatſchule oder Privat-Erziehungsanſtalt zu leiten beab⸗ 


ſichtigen. 
b. Sittliche Befähigung, 

$. 3. Selbſt bei vollftändig nachgewieſener wiſſenſchaftlicher Befähigung ſoll die Grün: 
dung oder Fortſetzung von Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten nur ſolchen 
Perſonen geſtattet werden, welche bereits längere Zeit in ſolchen Verhältniſſen, die uͤber 
ihre ſittliche Befähigung für den Unterricht und die Erziehung der Jugend ein ſicheres 
Urtheil geftatten, gelebt haben, und über ihre Unbeſcholtenheit und ihren bisherigen Dr 
lichen Wandel von der Obrigkeit und dem Geiſtlichen des Orts, wo ſie ſich während der 
letzten drei Jahre aufgehalten haben, vortheilhafte Zeugniſſe beibringen können. 


Wie die Erlaubniß zur Anlegung von Privatſchulen und Privat: 
Erziehungsanſtalten nachzuſuchen. 

$. 4. Die Geſuche um Erlaubniß zur Anlegung oder Fortſetzung einer Privatſchule 
oder einer Privat⸗Erziehungsanſtalt ſind, unter Einreichung eines Lebenslaufs, der uͤber 
die Bildung, die wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung der Bewerber (8. 2 und 3.) 
ſprechenden Zeugniſſe und des Einrichtungsplans der fraglichen Anſtalt bei der Orts— 
Schulbehoͤrde anzubringen, welche die etwa noch erforderlichen Ermittelungen zu veran⸗ 
laſſen, an die K. Reg. uͤber das Geſuch zu berichten, und wenn demſelben kein Bedenken 
entgegenſteht, die Ausfertigung des Erlaubnißſcheins in Antrag zu ſtellen hat. 


Ertheilung der Erlaubniß, Dauer und Gültigkeit derſelben. 

$. 5. Findet die K. Reg. kein Bedenken, dem Antrage zu willfahren, fo fertigt fie, 
unter Beruͤckſichtigung der in den eingereichten Zeugniſſen enthaltenen Umftände, und 
mit genauer Beſtimmung der Gattung der Schule, welche dem betreffenden Bewerber zu 
eröffnen geſtattet fein ſoll, auf den Grund des eingereichten Plans den Erlaubnißſchein 
aus, und bringt den Inhalt deſſelben durch das Reg.-Amtsblatt zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß. Jede Erlaubniß zur Anlegung einer Privatſchule und Privat-Erziebungsanſtalt 
iſt widerruflich. Jeder zur Anlegung einer Privatſchule und Privat⸗Erziehungsanſtalt 
ertheilte Erlaubnißſchein iſt nur für den guͤltig, auf deſſen Namen er lautet. 

Wird eine Privatſchule oder Privaterziehungsanſtalt ſechs Monate hindurch nicht ge— 
halten, fo iſt zu ihrer Wiedereröffnung, falls nicht dringende Hinderniſſe, z. B. Krank: 
heiten, den Stillſtand der Anſtalt verurſacht haben, ein neuer Erlaubnißſchein erforderlich. 


Nähere Beſtimmungen in Betreff der zu ertheilenden Erlaubniß. 

$. 6. Perſonen, welche wegen Theilnahme an unerlaubten Verbindungen von ber An: 
ſtellung im Staatsdienſte ausgeſchloſſen ſind, darf die Gruͤndung oder Fortſetzung von 
Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten gar nicht, Ausländern aber nur nach vor: 
gängiger Genehmigung des Min. des J. u. d. Pol. geſtattet werden. Unverheiratheten 
Männern ſoll die Erlaubniß, eine Privatſchule oder eine Privat-Erziehungsanſtalt für 
die weibliche Jugend zu errichten, oder eine beſtehende Anſtalt dieſer Art fortzuſetzen, der 
Regel nach verfagt, und nur in beſondern, eine Ausnahme rechtfertigenden Fällen, nur 
mit ausdruͤcklicher Genehmigung des Min. ber G. u. U. Ang. ertheilt werden. Predi⸗ 
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ger und öffentliche Lehrer ſind als ſolche noch nicht zur Anlegung von Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungsanſtalten befugt; ſie beduͤrfen vielmehr hierzu einer beſondern Erlaub⸗ 
niß, die fie auf die im $. 4. vorgeſchriebene Weile nachzuſuchen haben. 
Beaufſichtigung der Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten. 

J. 7. Alle Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten ſind ganz ſo, wie die öffent: 
lichen Schulen derſelben Gattung, zunäaͤchſt der Aufſicht der Orts⸗Schulbehörde, und in 
höherer Inſtanz der Aufſicht der dem Schulweſen des Kreiſes und des Reg. Bez. vorge⸗ 
ſetzten Konigl. Behörden unterworfen. Dieſe Aufſicht ſoll ſich nicht bloß im Allgemeinen 
auf die Handhabung der Schulzucht und den Gang des Unterrichts, ſondern auch im Be⸗ 
ſondern auf die Einrichtung des Lehrplans, die Wahl der Hülfslehrer, der Lehrbücher 
und Lehrmittel, die Lehrmethode, Schulgeſetze, die Zahl der Schüler und ſelbſt auf das 
Lokale der Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten erſtrecken. Zeigen ſich in ſol⸗ 
chen Anſtalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, welche die Jugend verbilden können oder 
ihrer Sittlichkeit und Religiöfität Gefahr drohen, wird die Jugend vernachlaͤſſigt, oder 
iſt fie unfähigen und ſchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein folder Uebelſtand auf 
die Erinnerung der Orts⸗Schulbehoͤrde nicht abgeſtellt, fo iſt dieſelbe verpflichtet, auf eine 
unterſuchung bei der K. Reg. anzutragen, und die letztere ift befugt, nach Befinden der 
Umftände, den Erlaubnißſchein zuruͤckzunehmen und die Privatſchule und Privat⸗Erzie⸗ 
hungsanſtalt ſchließen zu laſſen. 

Jahresbericht über die Privatſchulen und Privat⸗Erziehungs⸗ 
R anſtalten. 

9. 8. Die K. Reg. hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuſtand der in ihrem 
Bezirke vorhandenen Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten, die wiſſenſchaft⸗ 
liche und ſittliche Qualifikation ihrer Vorſteher und Hülfslehrer, und die Zahl der, dieſen 
Privatanſtalten anvertrauten Jugend an das Min. der G. u. U. Ang. zu berichten. 


Verpflichtung der Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen 
und Privat⸗-Erziehungsanſtalten. 
8. 9. Die Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat: Erziehungs: 
anftalten find verpflichtet, ſich nicht nur nach dem Inhalte des ihnen ertheilten Erlaub⸗ 
nißſcheins, ſondern auch der für das Schulweſen überhaupt und fuͤr das Schulweſen ihres 
Orts insbeſondere ergangenen Vorſchriften auf das genaueſte zu achten. Sie dürfen nur 
ſolche Huͤlfslehrer und Hülfslehrerinnen, deren wiſſenſchaftliche und ſittliche Befaͤhigung 
auf die in den $. 2. u. 3, und wenn von Ausländern die Rede iſt, auf die im §. 6 vorge⸗ 
ſchriebene Weiſe anerkannt ift, wählen, und müſſen, fo oft fie Lehrer und Lehrerinnen 
entlaſſen, oder neue annehmen, der ihnen vorgeſetzten Orts-Schulbehörde davon Anzeige 
machen. Zu den von ihnen veranſtalteten offentlichen Prüfungen haben ſie die Orts⸗ 
Schulbehörde vorher einzuladen. Wollen ſie ihre Privatſchule oder Privat-Erziehungs⸗ 
anſtalt aufgeben, ſo ſind ſie verpflichtet, ſolches drei Monate vorher, unter Zuruͤckgabe 
ihres Erlaubnißſcheins, der Orts⸗Schulbehörde ſchriftlich zu melden. 


Beſtrafung etwaniger Unregelmaͤßigkeiten. 


8.10. Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtal⸗ 
ten, fo wie ihre Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen, können, wenn fie den aus ihrem Er⸗ 
laubnißſchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachkommen, von der Orts-⸗Schulbe⸗ 
hörde durch Verweiſe und von der K. Reg. durch Geldſtrafen bis zur Höhe von Zwanzig 
Thalern, und falls wiederholte Geldſtrafen unwirkſam bleiben, durch Entziehung des 


Erlaubnißſcheins beſtraft werden. 
in Warte: Schulen, 


5. 11. Warte- Schulen, welchen Kinder, die das ſchulpflichtige Alter noch nicht erreicht 
haben, anvertraut worden, ſind als Erziehungsanſtalten zu betrachten, und ſtehen als 
ſolche unter der Aufſicht der Otts⸗Schulbehörde. Die Anlegung ſolcher Warteſchulen ift 
nur verheiratheten Perſonen oder ehrbacen Wittwen zu geſtatten, welche von unbeſchol⸗ 
tenen Sitten und zur erſten Erziehung der Kinder gerignet, und deren Wohnungen ges 
fund und hinlänglich geräumig find, Die Orts⸗Schulbehoͤrde ertheilt die Erlaubniß zur 
Errichtung der Warteſchulen, und hat dahin zu ſehen, daß in denſelben die Kinder nicht 
länger als bis zum geſetzlichen ſchulfahigen Alter verbleiben. 

Schulen für weibliche Handarbeiten. 

8. 12. Schulen für die Anweiſung in weiblichen Handarbeiten ſtehen unter der Aufs 
ſicht der Orts⸗Schulbehoͤrde, welche die Erlaubniß zur Anlegung derſelben, vorzuͤglich mit 
Berückſichtigung der ſittlichen Unbeſcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch dahin 
za ſehen hat, daß Kinder, welche noch ſchulpflichtig find, durch Theilnahme der Unter: 
weiſung in Handarbeiten nicht am vorſchriftsmaͤßigen Schulbeſuche gehindert werden. 


— — — 
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Tranſitoriſche Verfuͤgungen wegen der bereits beſtehenden Privat— 
ſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten. 

$. 13. Perſonen, welche bereits Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten eröff⸗ 
net, aber hierzu die Erlaubniß noch nicht auf die in gegenwärtiger Inſtruktion vorge⸗ 
ſchriebene Art erlangt haben, muͤſſen ſich einer von der Orts⸗Schulbehörde zu bewirken⸗ 
den genauen Unterſuchung ihrer Lehranſtalten und nach Befinden der Umſtaͤnde einer noch 
mit ihnen ſelbſt vorzunehmenden Prüfung unterwerfen, und haben hiernaͤchſt zu gewaͤr— 
tigen, ob ihnen die Eclaubniß zur e ihrer Lehranſtalten wird ertheilt werden 
können oder nicht. Sie müſſen ſich zu dem Ende ſpaͤteſtens innerhalb vier Monate nach 
Bekanntmachung dieſer Inſtruktion bei ihrer Orts⸗Schulbehoͤrde melden, widrigenfalls 
nach Ablauf dieſer Friſt ihre Schulen von der Orts-Polizeibehörde ohne Weiteres aufge⸗ 
loͤſt werden. Die Orts⸗ Schulbehörden haben innerhalb der gedachten Friſt Verzeichniſſe 
aller noch nicht genehmigten Privatſchulen und Privat: Erziehungsanftalten an die vor⸗ 
geſetzte K. Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorſteher und Vorſteherinnen zu 
einer Pruͤfung vorzuladen ſein moͤchten, und welchen ſie in Erwaͤgung der zeitherigen 
Leitung ihrer Anſtalten erlaſſen werden koͤnne. 


Abſchnitt ll. 
Privatlehrer. 


Wie ſich Privatlehrer über ihre wiſſenſchaftliche und ſittliche Tuͤch— 
tigkeit auszuweiſen haben. 

9. 14. Perſonen, welche ein Gewerbe daraus machen, in ſolchen Lehrgegenſtänden, die 
zum Kreiſe der verſchiedenen öffentlichen Schulen gehören, Privatunterricht in Familien 
oder in Privatanſtalten zu ertheilen, ſollen ihr Vorhaben bei der Orts-Schulbehorde ans 
zeigen, und ſich bei derſelben über ihre wiſſenſchaftliche Befähigung durch ein Zeugniß der 
betreffenden Pruͤfungsbehörde, und über ihre ſittliche Tuͤchtigkeit für unterricht und Er: 
ziehung in derſelben Art ausweiſen, wie in den A8. 2. und 3 in Hinſicht der Vorſteher 
und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten vorgeſchrieben 
if. Wollen fie in Fächern, die nicht in den verſchiedenen öffentlichen Schulen gelehrt 
werden, Privatunterricht ertheilen, fo haben fie nur ihre ſittliche Tüchtigkeit für Unter: 
richt 100 Erziehung auf die im $. 3 verordnete Art bei der Orts: Schulbehörde näher 
darzuthun. 

Erlaubnißſchein für Privatlehrer. 


$. 15. Denjenigen Perſonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für den Unters 
richt und die Erziehung der Jugend nichts zu erinnern iſt, fol von der Orts-Schulbe— 
hörde ein, jedesmal für Ein Jahr gültiger, jedoch widerruflicher Erlaubnißſchein zur (re 
theilung von Privatunterricht, ſowohl in Familien als in Privatſchulen und Privat-Er⸗ 
ziehungsanſtalten unentgeldlich ertheilt werden; bei Ausländern iſt hierzu noch die vor— 
gängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol. erforderlich; die Orts-Schulbehörde 
hat dieſelbe in den geeigneten Fällen zunächft bei der vorgeſetzten K. Reg. in Antrag zu 
bringen. Perſonen, welche wegen Theilnahme an verbotenen Verbindungen von der An: 
ſtellung im Staatsdienſte ausgeſchloſſen ſind, iſt die Erlaubniß zur Ertheilung von Pri⸗ 
vatunterricht zu verſagen. 

V Ausnahmen. 


$. 16. Geiſtliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulanſtalten bes 
ſchaftigten Sprach-, Gefang:, Muſik- und Zeichenlehrer find für befähigt und befugt zu 
erachten, Privatunterricht in Familien und Privatſchulen zu ertheilen; ſie bedürfen hierzu 
keines beſondern Erlaubnißſcheins, und haben ihr Vorhaben bloß bei der Orts⸗Schulbe⸗ 
hörde anzuzeigen. Den Studirenden auf den Landes Univerſitäten und den Schülern 
der oberſten Klaſſe der gelehrten Schulen ſoll geſtattet ſein, ohne einen beſondern Er⸗ 
laubnißſchein Privatunterricht in Familien und in Privatanſtalten zu ertheilen, wenn ſie 
ſich über ihre wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung für Unterricht und Erziehung 
durch ein genügendes Zeugniß reſp. des Rektors der Univerſität oder des Direktors der 
— Schule, welche fie beſuchen, bei der Orts- Schulbehörde zuvor ausgewieſen 
haben. 


Beaufſichtigung der Privatlehrer. 
$. 17. Die Orts⸗Schulbehörde ſoll uͤber die Wirkſamkeit der Privatlehrer und Privat- 
lehrerinnen eine geregelte, den ortlichen Verhältniſſen anzupaſſende Aufſicht führen, bei 
Unregelmaßigkeiten, welche auf ein unſittliches Verhalten derſelben ſchließen laſſen, ſo 
wie, wenn in religioſer oder politiſcher Beziehung Bedenken entſtehen, ſich mit der Orte: 
Polizeibehoͤrde in Mittheilung ſetzen, und wenn der Verdacht ſich beſtätigen ſollte, die 
Erneuerung des im 9. 15 gedachten Erlaubnißſcheins verſagen, auch nach Befinden der 
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Umftände die Entfernung unfittlicher oder politiſch verdaͤchtiger Perſonen aus dem Lehr: 
ſtande bei der vorgeſetzten K. Reg. in Antrag bringen. | 


In wiefern Perſonen, welche Kinder aus mehreren Familien gemein⸗ 
ſchaftlich unterrichten, als Privatlehrer zu betrachten find. 

D. 18. Perſonen, welche Kinder aus mehreren Familien gemeinſchaftlich unterrichten, 
ſind als Privatlehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, wenn ſie 
in Gemäßheit eines Vertrags, gleichviel ob mit Einer Familie oder mit mehreren, jedoch 
nur mit beſtimmten einzelnen Familien, die Kinder derſelben in ebenfalls feſtgeſetzten 
Lehrgegenftänden gegen eine feſte Verguͤtigung unterrichten. fd; 


Abſchnitt III. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 


Befähigungsſchein fuͤr Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

F. 19. um das Eindringen unfählger oder unſittlicher Perſonen in das Erziehungsge⸗ 
ſchaͤft zu verhindern, ſollen diejenigen, welche in das Verhaͤltniß eines Hauslehrers oder 
Erziebers oder einer Erzieherin zu treten geſonnen find, ſich zuvor mit einem Erlaubniß⸗ 
ſchein der K. Reg. verſehen, in deren Bezirk ſie eine ſolche Stelle annehmen wollen. 

Erforderniſſe zur Erlangung eines Befähigungsſcheins. 

$. 20. Behufs der Erlangung eines ſolchen Erlaubnißſcheins haben fie über ihre bis⸗ 
herigen Verhältniſſe, insbeſondere aber über die Fleckenloſigkeit ihres ſittlichen und poli⸗ 
tiſchen Wandels, genügende Zeugniſſe mittelſt des Kreis-Landraths oder der Stadt-Poli⸗ 
zeibehörde an die K. Reg. einzureichen. | 

Ausfertigung des Befähigungsſcheins. 

F. 21. Die K. Reg. hat dieſe Zeugniſſe, beſonders diejenigen, welche ſich auf die bis⸗ 
herige ſittliche Führung beziehen, naber zu prüfen, und den Perſonen, gegen welche in 
ſittlicher und politiſcher Hinſicht nichts zu erinnern iſt, den Erlaubnißſchein dahin auszu⸗ 
fertigen, daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher oder Erzieherinnen kein Bedenken 
entgegenſtehe. Die Namen der Perſonen, welche einen ſolchen Erlaubnißſchein erhalten 
haben, find durch das Reg.-Amtsblatt bekannt zu machen. | 


Verſagung des Erlaubnißſcheins. 


9. 22. Die K. Reg. iſt eben fo befugt, als verpflichtet, allen denen, welche wegen erwieſener 
Theilnahme an verbotenen Verbindungen von der Zulaſſung zu Staatsaͤmtern ausge— 
ſchloſſen ſind, oder ſich uͤber die Unbeſcholtenheit ihres bisherigen Lebenswandels nicht ge— 
nügend ausweiſen konnen, fo wie auch allen Ausländern, denen noch die Genehmigung 
des K. Min. des J. und der P. fehlt, fo lange, bis die etwanigen Bedenken vollſtaͤndig 
beſeitigt find, den zur Annahme einer Hauslehrerſtelle erforderlichen Erlaubnißſchein zu 
verſagen. 

Beaufſichtigung der Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

$. 23. Hauslehrer und Erzieher, die zugleich Kandidaten des Predigts oder des Schul⸗ 
amts find, bleiben, wie bisher, der Aufſicht der geiſtlichen Oberen, oder der dem Schul: 
weſen des Kreiſes vorgeſetzten Behoͤrde untergeordnet; Hauslehrer und Erzieher anderer 
Art, desgleichen Erzieherinnen, ſtehen unter der allgemeinen polizeilichen Aufſicht. 

$. 24. Eltern und Vormuͤnder, deren Kinder oder Muͤndel die öffentlichen Schulen 
nicht beſuchen, ſind in Folge der landrechtlichen Beſtimmungen verpflichtet, ſich auf Ver⸗ 
langen der Orts-Schul- und Polizeibehoͤrde darüber auszuweiſen, wie für den Unter: 
richt ihrer Kinder oder Mündel geſorgt iſt. 

Berlin, den 31. Dec. 1839. Königl. Staatsminiſterium. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. | 
v. Altenſtein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Laden⸗ 
berg. v. Alvensleben. v. Werther. v. Rauch. 
(V. M. Bl. 1840 ©. 94.) 


Wiertes Kapitel. 
Die jüdiſchen Schullehrer. | 
I. | 
Qualifikation, Anftellung und Vereidung derſelben. 
Eine Approbation der Qualifikation jüdiſcher Schullehrer war ſchon nach 
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älterem Preußiſchen Rechte nothwendig; es verfügte hierüber das Cirk. des 
General-Direktorii v. 9. Dec. 1775 an die Kammern ). 

Gegenwärtig beſtimmen: | 

1) Larüber, daß die Schullehrer nicht fremde Juden fein dürfen, die R. 
des K. Min. des J. v. 1. Okt. 1824 und 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu 
Erfurt. Vergl. dieſelben Abth. IV., Verhältulſſe der auswärtigen Juden. 

2) In Betreff der alten Provinzen. | 

a) Publ. der K. Reg. in Stettin v. 31. Dec. 1825. Prüfung jüdiſcher 
Lehrer. 


Es gehen von Seiten der jüdiſchen Gemeinden bei uns fortwährend fo oft Geſuche um 
Befreiung ihrer Lehrer von der vorſchriftsmäßigen Pruͤfung ein, daß wir uns dadurch 
zu der wiederholten öffentlichen Bekanntmachung veranlaßt finden, wie nach den erlaffe: 
nen allgemeinen Vorſchriften kein jüdiſcher dehrer von der Prufung, ob er die für ein dem 
Lehrſtande angehörendes Subjekt erforderlichen Fähigkeiten, Kenntniſſe und Fertigkeiten 
beſitze, entbunden werden kann; ſondern daß ſich ein Jeder, gleichviel ob er allein für den 


unterricht in der juͤdiſchen Religion und hebräiſchen Sprache, oder auch als Lehrer an 


einer ordnungsmäßig eingerichteten juͤdiſchen Schule angeſtellt iſt, ob die Kinder der Ge— 
meinde die chriſtlichen Stadtſchulen beſuchen oder nicht, der allgemeinen Prüfung zu un⸗ 
terwerfen hat, und daß ihm, falls er darin nicht beſteht, die Fortſetzung des Lehrgeſchaͤf⸗ 
tes durchaus nicht geſtattet werden darf. 

Die Magiſtraͤte werden beauftragt, dies den betreffenden Gemeinden und Lehrern in 
unſerm Namen zu eröffnen, und darüber zu halten, daß wir durch dergleichen Befreiungs⸗ 
geſuche nicht weiter behelligt werden, und daß unter keinerlei Vorwand ein Lehrer von 
einer Gemeinde angenommen werde, der die geſetzmaͤßige Prüfung nicht zuvor beſtanden, 
und von uns fuͤr wahl⸗ und anſtellungsfaͤhig erklärt worden iſt. Uebrigens verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß ein jeder Lehrer ſich auch über den Beſitz des Preußiſchen Staatsbür⸗ 
gerrechts gehoͤrig auszuweiſen hat. (Ann. IX. S. 1041.) 


b. C. R. des. K. Min. d. G., U. u. M. Ang. (v. Altenſtein.) v. 29. 
April 1827 an ſämmtliche K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Stettin. 


Anſtellung jüdiſcher Schullehrer. 


— — —⅛ 


2) Das betr. R. lautet: ö 
ꝛc. Mittelſt des bereits unterm 30. März c. an Euch erlaſſenen R., wegen 
Beſtallung der juͤdiſchen Schulmeiſter in den Staͤdten dortiger Provinz ſeid Ihr 
zwar dahin beſchieden worden, 
daß ſolche künftig nicht anders, als nach von hieraus eingeholter Approbation 
geſchehen ſoll; 
da aber die hieſigen Ober- und Aelteſte, Namens der ganzen Judenſchaft unterm 
26. m. pr. allhier vorgeſtellt haben: 
daß ſolche Verf. auch auf die unbeweibten Schulmeiſter, welche nur eine ge⸗ 
wiſſe Zeit an einem Orte bleiben dürfen, extendiret werde, 
ſo wird dieſelbe hiermit dahin naͤher deklarirt: 
daß nämlich nach Vorſchrift des General⸗Juden⸗Reglements nur die beweibten 
Maͤdchen⸗Schulmeiſter, welche daſelbſt Art. 3 unter die publiken Bedienten 
gerechnet werden, an den Orten, wo dergleichen ſtattfinden, von hieraus gleich 
andern publiken Bedienten approbirt werden müſſen; 
mit den unbeweibten andern Schulmeiſtern aber, welche von der Judenſchaft eines 
Orts zum Unterricht ihrer Kinder angenommen werden, und nicht länger als drei 
Jahre an einem Orte bleiben dürfen, iſt es nach dem angeführten Artikel des 
General⸗Juden⸗Reglements hinfuͤhro dergeſtalt zu halten, | 
daß dieſelben zwar bei Euch angezeigt werden müſſen, es jedoch in ſolchem 
Fall nur eines Erlaubniß⸗Zettels von Euch bedarf, und ſind dafür, neben dem 
8 en: Stempelbogen a 4 gGr., worauf folder zu ertheilen ift, nur 
gGr. zu erlegen. 
Wenn hingegen ein Schutzjude fuͤr ſich allein einen unbeweibten Schulmeiſter an⸗ 
nimmt, und in feinem Haufe ihm Lohn und unterhalt giebt, iſt derſelbe bloß als 
ſein Domeſtique anzuſehen und dergeſtalt zu behandeln. 
Ihr habt Euch alſo hiernach in vorkommenden Fällen zu achten und ſolcher⸗ 
wegen das Nöthige weiter zu verfügen. S 
"AN. C. C. Tom. V. e. S. 369. No. 58. de 1775. Rabe Thl. I. Abth. VI. S. 145.) 
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Der K. Reg. wird hierneben (sub lit. a.) Abſchrift eines von der K. Reg. in Stet⸗ 
tin eingereichten Entwurfs zu einer an die Magiſträte und Schuldeputationen ihres 
Bezirks zu erlaſſenden, von dem Miniſterio zweckmaͤßig befundenen Verfuͤgung, betr. 
die Anſtellung jüdiſcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, auch in ihrem Verwal⸗ 
éi age eine ähnliche Verordnung unter den dort etwa noͤthigen Modifikationen zu 
erlaſſen. | 

ds. 


um dem willkuͤhrlichen Verfahren, welches bei Anſtellung der jüdiſchen Lehrer bisher 
ſtattgefunden hat, und dem häufigen Wechſel dieſer Lehrer vorzubeugen, werden, auf den 
Grund der beſtehenden Geſetze und früheren Verordnungen, insbeſondere mit Bezug auf 
unſere Bekanntmachung v. 30. Aug. 1824 und auf unſere C. Verſ. v. 3. Dec. 1822 
folgende Beſtimmungen hierdurch feſtgeſetzt: 

1) Es darf kein Lehrer bei einer jüdiſchen Gemeinde angeſtellt werden, ohne zuvor 
über feine Tüchtigkeit dazu in einer mit ihm zu veranſtaltenden Prüfung ſich aus: 
zuweiſen, und zu feiner Annahme unfere landesobrigkeitliche Genehmigung und Be: 
ſtätigung nachgeſucht und erhalten zu haben. 

2) Die betreffende juͤdiſche Gemeinde hat ſich dieſerhalb zunächſt an den Magiſtrat der 
Stadt zu wenden, und ihrem diesfälligen Geſuche: 

a) Nachweis des Staatsbürgerrechts des gewaͤhlten Lehrers 

b) einem von ihm ſelbſt in deutſcher Sprache verfaßten Lebenslauf, 

e) die erforderlichen Zeugniſſe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 
und uͤber die Vorbereitung zum Schulamte insbeſondere, 

d) die Zeugniſſe der Ortsbehoͤrde und des jüdiſchen Gemeindevorſtandes über bis⸗ 
herigen unbeſcholtenen Lebenswandel; ferner 

e) das Wahlprotokoll und 

1) ein genaues und vollftändiges Verzeichniß der, mit der fraglichen Lehrerſtelle 
verbundenen Einkuͤnfte 

beizufügen. 

3) Der Magiſtrat hat dieſe Angaben und Nachweiſe ſorgfältig zu prüfen, erforderli⸗ 
chen Falls darüber genaue Nachforſchungen zu halten, und dann das Geſuch der 
Gemeinde nebſt den ſaͤmmtlichen Beilagen ($. 2. a—f.) mittelſt gutachtlichen Be⸗ 
richts an uns einzureichen. | 

4) Wenn auf den Grund diefes Ber. und der von uns mit dem Gewählten veranſtal⸗ 
teten Pruͤfung unſere Genehmigung zu der Anſtellung deſſelben erfolgt iſt, ſo hat 
die betreffende Gemeinde über die äußeren Bedingungen dieſer Anſtellung einen 

ſchriftlichen Vergleich mit ihm abzuſchließen, und denſelben durch den Magiſtrat 
an uns zur Genehmigung einzureichen. 

6) Der auf dieſe Weiſe Gewählte, Geprüfte und anſtellungsfähig Erklärte darf jedoch 
nur proviſoriſch auf 1, 2 oder 3 Jahre angeſtellt werden, und hat nach Ablauf die⸗ 
ſer Friſt eine feſte Anſtellung nur alsdann zu erwarten, wenn von dem betreffen⸗ 
den juͤdiſchen Schul- und Gemeinde-Vorſtande und von der ihm vorgeſetzten Stadt: 
Schul⸗Deputation feine Amtstüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten uns dann 
vor, nach den Umſtänden entweder eine abermalige Prüfung oder ſofort die feſte 
Anſtellung zu verfuͤgen. 

6) Die Gemeinde darf fo wenig vor als nach Ablauf des abgeſchloſſenen Kontrakts 
den einmal angenommenen Lehrer nach Willkuͤhr wieder entlaſſen, ſondern ſie ſoll 
vielmehr verpflichtet fein, uns davon bei Ablauf der feſtgeſetzten Friſt auf vor: 
ſchriftsmäßigem Wege Anzeige zu machen, damit wir dann die Gruͤnde der ge— 
wuͤnſchten Entlaſſung des Lehrers pruͤfen und demgemaͤß darüber entſcheiden. 

7) Es ſoll zwar jedem Lehrer frei ſtehen, ſeine Stelle auch vor Ablauf des mit ihm 
abgeſchloſſenen Kontrakts niederzulegen; aber er hat dabei die Vorſchriften des 
A. L. R. Thl. 2. Tit. 10. §. 97. u. Thl. 2. Tit. 6. 8.175. u. F. 176. genau zu 
beruͤckſichtigen. j 8 

8) Die juͤdiſchen Gemeinden follen ermächtigt fein, in den von nun an mit ihren Leh⸗ 
rern zu ſchließenden Vergleichen als Bedingung der Anſtellung feſtzuſetzen, daß ſie 
nur zu Oſtern und Michaelis, und nachdem ſie drei volle Monate vor dem einen 
oder dem andern Termine ihren bevorſtehenden Abgang, unter Anführung der 
Gruͤnde, ſchriftlich angezeigt haben, entlaſſen werden können, es ſei denn, daß die 
durch ihren Abgang erledigte Stelle früher beſetzt werden kann. 

9) Die Gemeinde muß die erwaͤhnte Anzeige an den Magiſtrat gelangen laſſen, welcher 
ſie dann unverzuͤglich an uns zu weiterer Entſchließung einreichen wird. 


10) Wird hierauſ der Abgang des Lehrer von uns genehmigt, ſo muß die Gemeinde ſich 


angelegen ſein laſſen, einen andern geeigneten Lehrer auszumitteln, und falls er 
die vorſchriftsmaͤßige Prüfung noch nicht beſtanden haben ſollte, denſelben ſogleich 
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auffordern, dieſe Pruͤfung zunächſt bei dem Superintendenten der Synode naächzu⸗ 
ſuchen, damit bis dahin, wo der Lehrer abgehen wird, der neue gewaͤhlt und an⸗ 
geſtellt werden kann. 

11) Det oben g. 4 erwähnte Kontrakt iſt von dem betreffenden juͤdiſchen Gemeinde: und 
Schulvorſtande, ſo wie von dem Lehrer ſelbſt und von der Stadtſchul⸗Deputation 
zu vollziehen, und von dem Magiſtrate Behufs der Beftätigung an uns einzüreis 
chen. Nur diejenigen Lehrer, welche eine definitive oder feſte Anſtellung erhals 
ten, en? auf unſere ausdrückliche Beſtimmung mit einer förmlichen Vokation 

verſehen 

12) Die obigen Feſtſetzungen erſtrecken ſich auch auf die ausſchließlich fuͤr den juͤdiſchen 
Religtons⸗unterricht zu beſtellenden Lehrer. | | 

Wir machen dem Magiſtrate und der Schuldeputation hierdurch zur Pflicht, auf 
die Befolgung der vorſtehenden Beſtimmungen ſtreng zu halten, und zu dem Zwecke 
ſolche der dorkigen jüdiſchen Gemeinde ſowohl, als dem betreffenden jüdiſchen Leh⸗ 
rer in unſerm Namen bekannt zu machen. Daß dieß geſchehen, hat der Magiſtrat 
binnen 14 Tagen anzuzeigen, und dieſer Anzeige zugleich das gehoͤrig vollzogene 
Einkuͤnften⸗Verzeichniß der dortigen juͤdiſchen Lehrerſtelle, wenn daſſelbe noch nicht 
mit unſerer Beſtätigung verſehen ſein ſollte, beizufügen. Unter dieſem Verzeich⸗ 
niſſe iſt zugleich zu bemerken, bis zu welchem Zeitpunkte die proviſoriſche Anſtellung 
des jetzigen juͤdiſchen Lehrers von uns genehmigt worden iſt. 

Von dem Einkünften⸗Verzeichniſſe ſowohl, als von dem oben gedachten Kon⸗ 
trakte iſt jedesmal eine beglaubigte Abſchrift zu unſeren Akten mit einzuſenden. 

Stettin den ten 

Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung für die Kirchen- und Schul⸗Verwaltung. 

(Ann. XI. S. 432.) 

c) Bekanntmachung der K. Reg. zu Breslau, v. 12. Febr. 1833. Das 
bei Anſtellung jüdiſcher Lehrer zu beobachtende Verfahren. 

Um dem willkuͤhrlichen Verfahren, welches bei Anſtellung der jüdiſchen Lehrer bisher 
ſtattgefunden hat, und dem haͤufigen Wechſel dieſer Lehrer vorzubeugen, werden auf 
den Grund der beſtehenden Geſetze und früheren Verordnungen, insbeſondere mit Be: 
zug auf unſere Bekanntmachungen v. 29. Sept. 1820 und v. 28. Juni 1824, das jü⸗ 
diſche Schulweſen betreffend, welche hierdurch von Neuem in Erinnerung gebracht wer⸗ 
den, folgende Beſtimmungen hierdurch feſtgeſetzt ). 

Wir veranlaſſen daher die Magiſträte und Schul⸗Deputationen hierdurch, auf ſtrenge 
Befolgung der vorſtehenden Beſtimmungen zu halten, und in vorkommenden Fällen ſo⸗ 
wohl die jüdiſchen Gemeinden, als die Bewerber um juͤdiſche Lehrerſtellen, aufmerkſam zu 
machen. (Ann. XVII. S. 107.) 5 

3) In Anſehung der Provinz Weſtphalen. 

a) Vergl. die Bekanntmachung der K. Reg. zu Arnsberg v. 22. Juli 
1825, oben Kap. 2. sub II. B. | 

b) Cirk. der K. Reg. zu Arnsberg v. 29. Juni 1838 an die Schul:Ins 
ſpektoren und Schul⸗Kommiſſionen des Departements. 

Wir finden uns veranlaßt, ſaͤmmtliche Schul-Inſpektoren und ſtädtiſche Schul⸗Kom⸗ 
miſſionen auf die, §. 6 unferer, die Beaufſichtigung des Juden-Unterrichts unter den 
Juden betreffende V. v. 27. Sept. 1822 aufmerkſam zu machen, nach welcher ſowohl 
die jüdiſchen Privatlehrer, als die foͤrmlich angeftellten jüdiſchen Gemeindelehrer der Auf: 
ſicht der ſtädtiſchen Schul⸗Kommiſſionen und Bezirks⸗Schul⸗Inſpektoren unterworfen 
ſind, welche dieſe, gemäß der ihnen ertheilten Dienſt⸗Inſtruktion auszuüben und insbe⸗ 
ſondere auch dahin zu ſehen haben, daß die iſraelitiſchen Kinder regelmäßig die Schule 
beſuchen und die ſäumhaften Eltern zur Strafe gezogen werden. Dieſer Verordnung 
zufolge weiſen wir dieſelben hierdurch an, bei Gelegenheit der Viſitation chriſtlicher 
Schulen auch von den juͤdiſchen Kenntniß zu nehmen, und auch über dieſe mit den zu 
erſtattenden ſummariſchen Jahresberichten eine beſondere Anzeige einzureichen. 

(Kameral. Zeit. 1838. S. 1142.) 

e) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang., fo wie des Inn. (v. 
Altenſtein. Köhler, in Vertretung.) v. 12. Juni 1828 an die K. Reg. zu 
Münſter. Wahl und Anſtellung jüdiſcher Religions- und Schullehrer. 

Die unterzeichneten Min. bic: es nicht zuläßig, dem Antrage ber K. Reg. in dem 
Ber. v. 21. April c. gemäß, die Juden zu verpflichten, ihre Religionslehrer auf Lebens⸗ 


1 Es find dies faſt wörtlich dieſelben Beſtimmungen die durch das R. v. 29. April 
1827 (sub b.) mitgetheilt worden und werden dieſelben daher hier weggelaſſen. 
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zeit zu wählen und anzuſtellen, und in dieſem Gegenſtande überhaupt über die in der 
C. Verf. v. 15. Mai 1824 beſtimmten Gränzen hinaus einzugehen, nach welcher auch 
die ausſchließlich fuͤr den jüdiſchen Religions-Unterricht zu beſtellenden Lehrer in einer 
Prüfung darthun ſollen, ob fie, abgeſehen von den eigentlich jüdiſchen Reliaionskennt⸗ 
niſſen, die uͤbrigen von einem Lehrer zu fordernden Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten be⸗ 
ſitzen. Sofern aber der Religionslehrer auch wirklicher Schullehrer ſein ſoll, ſo ſteht 
der K. Reg. eine beſtimmte Einwirkung auf ſeine Anſtellung durch Ertheilung oder Ver⸗ 
ſagung der Konzeffion zu. Wenn bei den zu dieſem Behuf anzuſtellenden gefeamäßigen 
Pruͤfungen mit der nöthigen Strenge in Abſicht der ſittlichen und wiſſenſchaftlichen 
Qualifikation verfahren wird, fo werden die von der K. Reg. befürchteten Webelftände 
und Nachtheile nicht eintreten können. (ef. die V. wegen Beaufſichtigung der Privat⸗ 
Schulen v. 11. Aug. 1818 in den Ann., Bd. 3. S. 150.) | 

Bei den ſogenannten jüdiſchen Gemeindeſchulen, d. h. ſolchen Schulen, welche die jü= 
diſchen Gemeinden auf gemeinſchaftliche Rechnung anlegen, iſt ruͤckſichtlich der Bedin⸗ 
gungen ihrer Konzeſſionen nach Maßgabe der C. Verf. v. 29. April pr. zu verfahren. 

In Betreff der etwa erforderlichen Beitreibung der Beiträge zur Erhaltung des Leh— 
rers iſt ebenfalls die Einmiſchung der Verwaltungsbehörde nicht ſtatthaft, da auch dieſe 
auf gemeinſchaftliche Koſten geführten Gemeinſchulen nicht den Charakter, öffentlicher 
Schulen haben, ſofern die Juden immer nur als eine geduldete Sekte zu betrachten ſind. 

(Ann. XII. S. 417.) 

4) In Anſehung der Rheinprovinz. 

a) V. der K. Reg. zu Trier v. 30. Juli 1827. d 

Da durch die Verf. des K. Min. d. U. Ang. v. 1. Juni v. J. verordnet worden ift, 
daß ſämmtliche chriſtliche Elementar-Schullehrer nach ihrer erſten Prüfung in der Re— 
gel nur auf drei Jahre und erſt nach einer abermaligen Prüfung definitiv angeſtellt wer— 
den ſollen; ſo wird auf den Grund eines R. des gedachten Min. v. 29. April c. hin⸗ 
ſichtlich der israelitiſchen Schullehrer Folgendes verfuͤgt: 

1) Die juͤdiſchen Schullehrer werden kuͤnftighin nach der erſten, vor den Kommiſſarien 
der Regierung, wohlbeſtandenen Prüfung nur auf 3 Jahre, und erſt nach einer 
abermaligen Prüfung, von welcher die Regierung nur bei einer ausgezeichneten 
Amtsführung dispenſiren wird, definitiv angeſtellt. | 

2) Keine juͤdiſche Schulgemeinde darf aber einen proviſoriſch angeftellten Lehrer wirklich 
entlaſſen, ſondern der für die Schule ernannte Kommiſſarius hat 3 Monate vor 
dem Ende der feſtgeſetzten Zeit, wenn der Angeſtellte bis dahin die abermalige Prü⸗ 
fung noch nicht beſtanden hat, uͤber die Entlaſſung oder Beibehaltung deſſelben 
durch die vorgeſetzte landrathliche Behörde an die Reg. zu berichten. 

3) Es ſteht zwar jedem jüͤdiſchen Lehrer frei, feine Stelle auch vor Ablauf der feſtge⸗ 
ſetzten Zeit niederzulegen, jedoch nur zu Oſtern und Michaelis, und nachdem er 3 
volle Monate vor dem einen oder dem andern Termine hiervon dem der Schule 
vorgeſetzten Kommiſſarius die ſchriftliche Anzeige gemacht hat. Der letztere wird 
dieſe Anzeige ſogleich an die Regierung gelangen laſſen. 

4) Dieſe Beſtimmungen erſtrecken ſich auch auf die ausſchließlich für den juͤdiſchen Re⸗ 
ligionsunterricht angeſtellten, Lehrer. . 

Die betreffenden Behoͤrden werden beauftragt, dieſe Verordnung zu befolgen und übe 
die Beachtung derſelben zu wachen. Trier, den 30. Juli 1827. | 
(Trier. A. Bl. 223.) Königl. Regierung. 


b) C. V. der K. Reg. zu Aachen an ſämmtiliche Landräthe v. 12. Juni 


1834. Vereidung der Lehrer. | 

Das K. Min. d. G., u. u. M. Ang. hat auf eine Rüdfrage des H. Oberpräſiden⸗ 
ten der Rheinprovinz ſich dahin entſchieden, daß es bei denjenigen Lehrern, welche nur 
verſuchsweiſe auf ein Jahr, oder auf eine andere beſtimmte Zeit angeſtellt ſind, reſp. 
angeſtellt werden, einer foͤrmlichen Eidesleiſtung nicht bedürfe, vielmehr an deren Statt 
eine Verpflichtung mittelſt Handſchlages zur Erfüllung der übernommenen Verpflich⸗ 
tung und zur Treue gegen des Königs Majeftät hinreiche. | | 

Ueber jede ſolche Verpflichtung muß jedoch ein Protokoll aufgenommen, und dieſelbe 
nunmehr bei allen derartigen noch unverpflichteten Lehrern nachgeholt werden. 

Zugleich hat ſich der H. Oberpräſident veranlaßt gefunden, bei dem K. Min. d. G., 
U. u. M. Ang. über die Vereidung der mennonitiſchen und iſraelitiſchen Lehrer anzu⸗ 
fragen, worauf Hochdaſſelbe entſchieden hat, daß die Vereidung der mennonitiſchen 
Lehrer nach den Vorſchriften der V. v. 11. März 1827 zu verfahren, und in gleicher 
Art den jüdiſchen Lehrern der Eid nach den Formen ihrer Religionspartei abzunehmen 
fei. Wir bemerken Ihnen hierbei, daß dabei fortwährend das früher vorgeſchriebene 
Formular feinem Inhalte nach zu gebrauchen iſt ace. (Ann. XVIII. S. 404.) 
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5) In Anſehung des Großherzogthums Pofen. , 
a) R. d. K. Min. d. G., U. u. M. Ang. fo wie des Inn. an die K. 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo es an Ge⸗ 
legenheit fehlt, zu erledigten juͤdiſchen Schullehrerſtellen tüchtige Subjekte innerhalb 
des Großherzogthums Poſen, auszumitteln, auch aus andern Provinzen der Monarchie 
für den Lehrſtand qualifizirte jüdiſche Glaubensgenoſſen zu den gedachten Stellen beru⸗ 
fen werden dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleichen Fallen 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beſtimmte Lehrämter eingeſchränkt werden 
und kann nicht über dieſe Dauer hinaus ſtattfinden; gleichwie fie denn überhaupt nur 
als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten iſt. 

(Neugebaur, Volksſchulweſen. S. 292.) 
b) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. v. 13. Juli 1827 an das 


K. Konſiſtorium und Schulkollegium der Provinz Poſen. | 

Das Min. kann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schulkollegii in dem 
Bericht v. 13. Mai «, jüdiſche Glaubensgenoſſen an dem Unterrichte in den Schulleh⸗ 
rer⸗Seminarien der Provinz Poſen Theil nehmen zu laſſen, nicht fuͤglich eingehen, da 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verſuche dieſer Art faſt unter allen Bedingungen 
dem Mißlingen ausgeſetzt ſind. Wenn daher die Zahl der lehr- und anſtellungsfähigen 
iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen im Großherzogthum Poſen dem Bedürfniſſe der vorhan⸗ 
denen Schulen nicht genügt, ſo muß darauf Bedacht genommen werden, dergleichen in 
andern Provinzen und Anſtalten bilden zu laſſen '). 

(Neugebaur, Volks ſchulweſen Nr. "au ©. 297.) 


| | Rechte der jüdiſchen Lehrer. 

1) Vergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten der jüdt> 
ſchen Religionsgeſellſchaft Abſchn. X. Kap. II. sub J. 

2) Insbeſondere rückſichtlich jüdiſcher Lehrer beſtimmen in Anſehung 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben: 

a) Das R. des K. Min. des Inn. an den Magiſtrat zu Berlin, vom 


12. Jan. 1825. 

Dem Magiſtrat wird in Beſcheidung auf die Anfrage vom 4. d. M. eröffnet, daß von 
einer Befreiung der jüdiſchen Religions-Lehrer von öffentlichen und Kommunal⸗Laſten 
überall nicht die Rede fein kann, weil die Juden⸗Gemeinden, welche nach dem A. L. R. 
keine ausdruͤcklich aufgenom menen Kirchengeſellſchaften ausmachen, ſondern blos tolerirt 
werden, und eben deshalb nicht als privilegirte Korporationen zu betrachten ſind, keine 
oͤffentliche, noch weniger aber bevorrechtete Beamte haben können. 

(Ann. IX. G. 145.) 
b) Das R. der Min. d. G., U. u. Med. Ang. und d. Inn. v. 10. Nov. 1834 


an die K. Reg. zu Bromberg. 

Auf die in dem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. J. geſtellte Anfrage, wegen Be⸗ 
freiung der jüdiſchen Schullehrer von den öffentlichen und Kommunal-Laſten und Abgas 
ben, gereicht derſelben zum Beſcheide, daß hierin durch die V. v. 1. Juni v. J. (G. S. 
S. 66 sgg.) keine Abänderung gegen das bisherige Verhältniß eingetreten ift. Der $. 10 
der Verordnung, in feinem Zuſammenhange mit dem vorhergehenden $., ſtellt nur in der 
Beziehung den Öffentlichen Schulanſtalten die mit Genehmigung des Staats, nach ei⸗ 
nem beſtimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollſtändig qualifizirten, und durch 
die Reg. beftätigten Lehrern beſetzten jüdiſchen Schulen, ohne weitere Unterſcheidung 
gleich, daß durch die Anhaltung der jüdiſchen Kinder zu einer jeden ſolchen Schule, die 
im $. 9 den juͤdiſchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erziehungs⸗ 
pflicht fur erfüllt angenommen werden ſoll, im Gegenſatze zu den, als zweckgenuͤgende 
Anſtalten fuͤr den allgemeinen Elementar⸗unterricht überall nicht zu achtenden bloßen 
jüdiſchen Bet⸗ oder Winkelſchulen. In ihrer ſonſtigen eigenen Qualität bleibt das Ver⸗ 


hältniß jeder jüdiſchen Schule das bisherige, naͤmlich einer Privatſchule, wenn ſie von 


der jüdifchen Gemeinde nach bloßem Uebereinkommen unter ſich, ohne eine obwaltende 
Veranlaſſung im Geſammt⸗Intereſſe des Schulweſens am betr. Orte, und nur unter ge⸗ 
nehmigender Konzeſſion der K. Reg. errichtet worden iſt, unterſchieden dagegen von 


) Leider fehlt ſogar die Angabe der Gründe fuͤr eine Beſtimmung, deren geſetzliche 
Baſis nicht erſichtlich, da den Juden die Wohlthat, an den allgemeinen Unterrichts⸗An⸗ 
ſtalten des Staats Theil zu nehmen, nirgend geſetzlich abgeſprochen iſt. 


Staatsrechtl. Verhältn. der J. — Den ganzen Staat bete. 181 


ſolchen beſondern Fällen, wo die Anlegung einer eigenen Schule, für die juͤdiſchen Ein⸗ 
wohner eines Orts oder Bezirks als beſondere Schulſocietät, wegen geeigneter Lokal-um⸗ 
ſtände durch die K. Reg. ſelbſt angeordnet iſt, und wo alsdann eine ſolche Schule aller⸗ 
dings den andern oͤffentlichen Ortsſchulen in allen Verhältniffen gleich ſteht. Wegen der 
für Falle der letztern Art zu beobachtenden Grundſaͤtze wird die K. Reg. übrigens auf 


die mit nächſtem bevorſtehende allgemeine Inſtr. verwieſen. (Ann. XVIII. S. 1058.) 


c) R. der Min. des Inn. und der Pol. und der G., U. und Med. Ang. 
(v. Rochow, v. Ladenberg) an die K. Reg. zu Bromberg v. 12. Juni 1840. 

Die unterzeichneten Min. koͤnnen, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 25. April d. 
J. hierdurch eröffnet wird, den Antrag derſelben auf Befreiung der jüdiſchen Schulleh⸗ 
rer von den öffentlichen und Kommunal-Laſten und Abgaben nicht für ſtatthaft erachten. 
Die diesfällige Befreiung der chriſtlichen Schullehrer beruht auf ſpezieller Verordnung, 
wodurch die bis zum Jahre 1806 genoſſenen Immunitäten wieder hergeſtellt worden. 
Jüdiſche Lehrer haben die fraglichen Bevorrechtungen zu keiner Zeit gehabt; es iſt daher 
auf fie die Immunitäts⸗Beſtimmung nicht zu beziehen. (V. M. Bl. 1840. S. 221.) 


d) R. des Gen. Steuer⸗Direktor (Kühne) v. 28. Juni 1842 an die K. 
Reg. zu Frankfurt. Klaſſenſteuerpflichtigkeit jüdiſcher Lehrer. 

Die dem Lehrſtande zugeſtandene Befreiung von den Perſonalſteuern beſchränkt ſich 
auf die Lehrer der chriſtlichen Konfeſſionen an öffentlichen Schulen. Die Cirk. Verf. v. 
30. Dec. v. J. handelt, wie aus dem ee derſelben deutlich hervorgeht, nur da⸗ 
von, ob und in welchem Maße die, ihres perſoͤnlichen Standes wegen von der Klaſſen⸗ 
ſteuer befreiten Geiſtlichen und Schullehrer, zu welchen letzteren die jüdiſchen Lehrer 
alſo nicht zu zählen, klaſſenſteuerpflichtig find, wenn fie, außer dem Einkommen aus ih⸗ 
ren geiſtlichen und Schulaͤmtern, noch ſonſtiges Einkommen beziehen ꝛc. 

(V. M. Bl. 1842. S. 289.) 


e) Die vorſtehend in Bezug genommene Cirk. Verf. des Fin. Min. und 
des Min. der G., U. und Med. Ang. (Gr. Alvensleben, Eichhorn) v. 
30. Dec. 1841 an ſämmtliche K. Reg. lautet: 


Es ſind Zweifel darüber erhoben worden, ob und in welchem Maße die ihres perſön⸗ 
lichen Standes wegen von der Klaſſenſteuer befreieten Geiſtlichen und Schullehrer, wenn 
ſie außer dem Einkommen aus ihren geiſtlichen und Schulämtern ſonſtiges Einkommen 
beziehen, zu dieſer Steuer heranzuziehen ſind. ) 

Wir ſehen uns veranlaßt, der K. Reg. dieferhalb Folgendes zu eröffnen: 

1) der Beſtimmung des $. 2. d. des Klaſſenſteuer⸗G. v. 20. Mai 1820 analog, wird 
die Befreiung von der Klaſſenſteuer der ihres perſönlichen Standes wegen dieſer 
Steuer nicht unterliegenden Geiſtlichen und Schullehrer nur dann aufgehoben, 
wenn ſie ſelbſt, oder die in ihren Haushaltungen lebenden Angehoͤrigen, auf ande⸗ 
ren als den Dotal-Grundſtücken Landwirthſchaft oder aber Gewerbe betreiben. 

2) Der Beſitz von Häuſern und Gärten außer den Dienſt⸗Grundſtücken, von Kapitals 
und beweglichem Vermoͤgen, der Genuß von Renten, Geld- und Natural⸗Präſta⸗ 
tionen, von Einkommen aus anderen Aemtern verpflichtet Geiſtliche und Schulleh⸗ 
rer nicht zur Klaſſenſteuer. | 

3) Der Beſitz von Grundſtücken (ohne Rückſicht auf deren Größe), welche von den 
Geiſtlichen und Schullehrern, oder von den in ihren Haushaltungen lebenden An⸗ 
gehoͤrigen nicht ſelbſt bewirthſchaftet, alſo z. B. durch Zeitverpachtung benutzt wer⸗ 
den, hebt die Klaſſenſteuer⸗Freiheit gleichfalls nicht auf. 

4) Die Steuerpflichtigkeit tritt auch dann nicht ein, wenn die ſelbſtbewirthſchafteten 
Grundſtücke unerheblich, oder deren Benutzung von der Art iſt, daß der Begriff ei⸗ 
ner ſelbſtſtändigen Landwirthſchaft darauf nicht Anwendung findet. Ob eine felbft- 
ſtändige Landwirthſchaft vorhanden iſt, muß in den einzelnen vorkommenden Fäl⸗ 
len, wo darüber Zweifel ftattfinden, nach den obwaltenden Verhaͤltniſſen von den 
Veranlagungs⸗Behörden, beziehungsweiſe der K. Reg., geprüft und feſtge⸗ 
ſtellt werden. RI 1690 

5) Als Gewerbe, deren Betrieb Geiſtlichen und Schullehrern die Klaffenſteuer-Frei⸗ 

| GH le find nur diejenigen anzuſehen, von welchen Gewerbeſteuer zu ent⸗ 
richten iſt. 

6) Steht hiernach die Klaffen⸗Steuerpflichtigkeit eines Geiſtlichen und Schullehrers 

feſt, ſo beſtimmt ſich das Maß der Steuer nach den allgemeinen geſetzlichen Veran⸗ 
lagungs⸗Grundſätzen. Unvereinbar hiermit würde es fein, wenn bei der Bemeſſung 
des Klaſſen⸗Steuerſatzes ſteuerpflichtiger Geiſtlichen und Schullehrer das Einkom⸗ 
men aus dem geiſtlichen oder Schulamte bei der Beſteuerung unberuͤckſichtigt bliebe. 

Die K. Reg. wird beauftragt, dieſe Beſtimmungen durch das Amtsblatt zur öffent; 
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lichen Kenntniß zu bringen, und deren Beachtung Seitens der Klaſſenſteuer-Veranla⸗ 
gungsbehörden zu uͤberwachen. (V. M. Bl. 1842. S. 35 —36.) 


Fünftes Kapitel. 
Aufbringung der Koſten zur Erhaltung der Schule. 
1 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Das A. L. R. ſchreibt Thl. II. Tit. 12. Ab 29 — 38 vor: 

F. 29. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, liegt die Un: 
terhaltung der Lehrer den ſämmtlichen Hausvaͤtern jedes Orts, ohne Unterſchied, ob ſie 
Kinder haben, oder nicht, und ohne Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes ob. 

F. 30. Sind jedoch für die Einwohner verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes an Einem 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: ſo iſt jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrers von ſeiner Religions partei beizutragen verbunden. 

$. 31. Die Beiträge, fie beſtehen nun in Gelde oder Naturalien, müſſen unter die 
Hausväter nach Verhältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen billig vertheilt, und von 
der Gerichtsobrigkeit ausgeſchrieben werden. 

$. 32. Gegen Erlegung dieſer Beiträge find alsdann die Kinder der Kontribuenten 
von Entrichtung eines Schulgeldes fuͤr immer frei. 

F. 33. Gutsherrſchaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Unterthanen, welche 
zur Aufbringung ihres ſchuldigen Beitrages ganz oder zum Theil auf eine Zeitlang un⸗ 
vermoͤgend ſind, dabei nach Nothdurft zu unterſtuͤtzen. 

F. 34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeiſter-Wohnungen muß, 
als gemeine Laſt, von allen, zu einer ſolchen Schule gewieſenen Einwohnern ohne Un— 
terſchied getragen werden. 

$. 35. 23 trägt das Mitglied einer fremden zugeſchlagenen Gemeinde zur Unterhal⸗ 
tung der Gebaͤude nur halb ſo viel bei, als ein Einwohner von gleicher Klaſſe an dem 
Orte, wo die Schule befindlich iſt. 

§. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müſſen die Magifträte in den 
Städten, und die Gutsherrſchaften auf dem Lande, die auf dem Gute oder Kämmerei⸗ 
eigenthume, wo die Schule ſich befindet, gewachſenen oder gewonnenen Materialien, ſo 
weit ſeibige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwendig find, unentgeldlich ver: 
abfolgen. 

§. 37. Wo das Schulhaus zugleich die Kuͤſterwohnung iſt, muß in der Regel die Un⸗ 
terhaltung deſſelben auf eben dieſe Art, wie bei Pfarrbauen vorgeſchrieben iſt, be— 
ſorgt werden. 

$. 38. Doch kann kein Mitglied der Gemeinde, wegen Verſchiedenheit des Religions⸗ 
bekenntniſſes, dem Beitrage zur Unterhaltung ſolcher Gebaͤude ſich entziehen. 

2) In Betreff der franzöſiſchen Geſetzgebung ſiehe unten das R. v. 
18. Mai 1840. | 

3) Dieſen allgemeinen Vorſchriften entgegen Hr man, davon aus⸗ 
gehend, daß die jüdiſche Religionsgeſellſchaft eine Privat⸗Geſellſchaft 
ſei und daß ſich demgemäß der Staat nicht um die Art zu kümmern 
habe, wie die Koſten zu deren Unterhaltung aufzubringen, dies viel⸗ 
mehr als eine reine Privatangelegenheit zu betrachten 1), — zu der unrichti⸗ 
gen Konſequenz gekommen, daß nun auch die jüdiſchen Schulen als Privatan— 
ſtalten zu betrachten und es den Mitgliedern der jüdiſchen Gemeinden ledig⸗ 
lich zu überlaſſen, in welcher Art ſie die Koſten zur Unterhaltung dieſer 
Schulen aufbringen wollen. Dieſe Folgerung iſt nur aus einer Verwechſe⸗ 
lung der Kirche mit der Schule zu erklären, die aber in der vorliegenden 
Beziehung gar nichts gemein haben. Der Preußiſche Staat giebt Glau⸗ 
bensfreiheit, aber nicht Unwiſſenheitsfreiheit; er duldet die jüdiſche Religion, 
erſtreckt aber auch auf die Juden den Schulzwang. Hieraus allein ergiebt 
ſich hinreichend, daß es in allen den Fällen, wo jüdiſche Schulen nach dem 
allgemeinen Staatsorganismus geboten find — L. R. II. 12. $. 302), — 


— ze 1 


) Vergl. hierüber oben Abſchn. X. Kap. I. sub III. D. CC. 
2) S. sub 1. 
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es auch lediglich Sache der Staatsverwaltung iſt, ganz wie bei den chriftli- 
chen Schulen, die nöthigen Anordnungen zur Herbeiſchaffung der Geldmittel 
zu treffen und dies nicht von dem Belieben der einzelnen Gemeindeglieder ab⸗ 
bängig zu machen. 

Dem entgegen ſprechen ſich insbe ſondere die R. v. 3. Nov. 1820, 
22. Sept. 1827 und 4. Sept. 1835 aus; (S. über deren Werth oben 
Kap. I. sub I. 1—3. S. 159 und die daſelbſt gegebene Einleitung) fo wie 
die sub II. 1—3 folgende R., welche insbeſondere dem $. 14 des Ed. v. 
11. März 1812 zuwider, die Juden als ſolche, mit beſonderen Abgaben be⸗ 
legen. Dagegen haben die sub III. gegebenen neueren R. v. 24. März 1838 
und 18. Mai 1840 das richtigere Prinzip theilweiſe, d. h. für Territorien, 
wo franzöſiſches Recht gegolten, anerkannt, nachdem die V. v. 1. Juni 
1833 für das Großherzogthum Poſen, deſſen geiſtig zurückſtehenden Juden 
unzweifelhaft keine größere Rechte verliehen werden ſollten, als den übrigen 
Juden des Preuß. Staates, — im $. 10 die jüdiſchen Schulen ausdrücklich 
für öffentliche anerkannt, welche Eigenſchaft ihnen die oben bezeichneten 
R. abſprechen. ` | | 


Beiträge der Juden zu den chriſtlichen Elementar⸗Schulen. 
1) R. des K. Min. der G., U. ꝛc. Ang., Unterrichts Abthl. (v. Kamp) 
v. 2. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Danzig. Kommunal⸗Beiträge der 


Judengemeinden zu den Ortsſchulen. 

Wenn die K. Reg. in dem, wegen Berichtigung der Gehalts⸗Rückſtaͤnde der Stadt: 
ſchullehrer zu Stargardt unterm 31. v. M. erſtatteten Ber. unter andern erwaͤhnt, daß 
die Judengemeinde daſelbſt in Folge der Errichtung einer eigenen Schule von den Bei⸗ 
trägen für die ſtaͤdtiſche Schule entbunden feis fo muß das Min. vorausſetzen, daß dabei 
nur vom Schulgelde die Rede ſei. Dieſes kann allerdings jederzeit nur von den El⸗ 
tern der wirklich die Stadtſchule beſuchenden Kinder gefordert werden, und fällt bei de⸗ 
nen weg, die nach der ihnen freiſtehenden Wahl ihre Kinder im Hauſe, oder in irgend 
einer andern Schule, unterrichten laſſen. Anders hingegen verhalt es ſich mit den Kom⸗ 
munal⸗Beiträgen für die Ortsſchulen, welche in Ermangelung oder bei eintretender 
Unzulänglichkeit des anderweitigen Schul⸗Einkommens, namentlich auch des Schulgel⸗ 
des, der Vorſchrift BR. 29. seg. Th. I. Tit. 12. des A. L. R. gemäß, von den Haus voͤ⸗ 
tern des Orts in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder der Kommune, und mithin ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf wirkliche Benutzung der Schule, geleiſtet werden müſſen. Von der Verpflich⸗ 
tung zu dieſen Beitragen fuͤr die Stadt⸗Schule koͤnnen die jüdiſchen Einwohner niemals 
befreit werden, da ſie als eine bloß geduldete Sekte keine beſondere öffentliche Schule 
fuͤr ſich errichten koͤnnen, in dem einzigen Falle einer Modifikation der Kommunalpflicht 
durch das Religions⸗Verhältniß aber, deſſen der $. 30. 1000 eit. erwähnt, ausdrücklich 
gemeine, d. h. oͤffentliche Schulen für die verſchiedenen Glaubenspartheien vor⸗ 
ausgeſetzt werden. In ſofern hiervon im vorliegenden Falle abgewichen ſein ſollte, hat 
die K. Reg. dieſerhalb Remedur zu treffen. (Ann. XI. S. 676.) 

2) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 28. Jan. 
1828 an die K. Reg. zu Poſen (bisher ungedruckt). 

Aus dem Berichte der ꝛc. v. 13. v. M. das jüdiſche Schulweſen in N. N. betr. geht in 
Verbindung mit der demſelben zum Grunde liegenden Vorſtellung der Aelteſten der Ju⸗ 
denſchaft zu N. N. v. 30. Aug. v. J. nicht deutlich genug hervor, aus welchen Gründen 
und in welcher Art die Aelteſten eine veränderte Einrichtung ihres Schulweſens wuͤnſchen. 

Nach den G. ſteht bekanntlich feſt, daß die von jüdiſchen Gemeinden als nur gedulde⸗ 
ten Religions⸗Geſellſchaften eingerichteten Schulen niemals andere als die Rechte von 
Privatſchulen in Anſpruch nehmen koͤnnen, daß aber die Benutzung oder Einrichtung 
und unterhaltung von Privatſchulen niemanden, weß Glaubens er auch ſei, von dem 
verhältnißmäßigen feſten Beitrage für die öffentlichen Kommunal⸗Schulen befreit. 

Verlangen demnach die Aelteſten der Judenſchaft zu N. N. die Einrichtung einer eige⸗ 
nen öffentlichen Schule für ihre Gemeinde, ſo kann ihnen hierin auf keine Welſe ge⸗ 
willfahrt werden und eben ſo wenig iſt es der allgemeinen Regel zufolge ſtatthaft, daß 
ſie um eine eigene Privatſchule auf Rechnung der Gemeinde errichten zu können, von den 
allgemein auf alle Orts⸗Einwohner zu vertheilenden feſten Beiträgen zur Erhaltung 
der offentlichen Kommunal⸗Schule dispenſirt werden. Die Bedingungen zur Errichtung 
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einer Juͤdiſchen Gemeinde-Schule müſſen von den über ſie wie über alle Privatſchulen 
Aufſicht fuͤhrenden Behörden vielmehr dahin geſtelll werden, daß die Jüdiſche Gemeinde 
durch kontraktmäßige Uebereinkunft ihrer Mitglieder einerſeits unter ſich und anderer: 
ſeits mit den anzuſtellenden Lehrern die Aufbringung und reſp. Verwendung der dazu er⸗ 
forderlichen Koſten ſichern und zwar ganz unabhängig von den außerdem zu entrichten— 
den, geſetzlichen Beiträgen für die oͤffentliche Ortsſchule. Iſt dies geſchehen und quali: 
ficirt ſich ferner die ordnungsmäßige Einrichtung der Schule und die Perſon der fuͤr die: 
ſelbe von der Juͤdiſchen Gemeinde vocirten Lehrer zur Konzeſſionirung, fo darf dieſe von 
der betr. Behoͤrde nicht verweigert werden. 


Wenn aber die Juͤdiſche Gemeinde zu N. N. aus Privat-Mitteln ſolchergeſtalt ihr 
Schulweſen zu organiſiren nicht im Stande iſt; fo fragt es ſich zuvörderſt, ob die be: 
ſtehenden Jüdiſchen Privatſchulen daſelbſt, deren Unternehmer doch auch konzeſſionirt 
ſein muͤſſen, ihr mit Grunde nicht genuͤgen, entweder, weil ſie den vorſchriftsmaͤßig an 
den Elementar⸗ unterricht zu machenden Forderungen nicht entſprechen oder weil ſie zur 
Aufnahme ſaͤmmtlicher ſchulfähigen Kinder, während dieſelben auch in der Ortsſchule 
nicht untergebracht werden koͤnnen, nicht ausreichen. 


Im erſteren Falle hat die ꝛc. ex officio darin Remedur zu treffen; der zweite Fall 
aber muß, in fofern er die Ortsſchule, d. i. die öffentliche Kommunal⸗Schule angeht, 
einer ſorgfältigen Prüfung unterzogen und event. zu einer ſchleunigen Abhuͤlfe darin 
vorgeſchritten werden. 


Denn ordnungsmaͤßig ſoll jede oͤffentliche Kommunal⸗Schule dem Beduͤrfniſſe ſaͤmmt⸗ 
licher Orts⸗Einwohner vollſtaͤndig genügen und es iſt namentlich durchaus ungeſetzlich, 
wenn etwa, weil die öffentliche Schule zur Aufnahme aller ſchulfahigen Kinder nicht 
ausreicht, die Kinder Jüdiſcher Eltern hierbei den Kindern chriſtlicher Eltern auch nur 
im mindeſten nachgeſtellt werden. 


Nun läßt ſich in allen gewöhnlichen Faͤllen nicht erwarten, daß die Erweiterung einer 
für das allgemeine Beduͤrfniß des Orts nicht ausreichenden Schule mit mehreren Schwie— 
rigkeiten und namentlich Koſten verknuͤpft ſein werde, als die Anlegung einer zweiten 
ganz beſonderen Schule; denn vereinigte Mittel erleichtern in der Regel die Erreichung 
des Zwecks. Es darf deswegen, ſelbſt wenn ſämmlliche Orts-Einwohner darin ein Ab- 
kommen mit einander treffen wollten, auch eine hiernach freiwillige Trennung etwa der 
Juͤdiſchen Einwohner von den chriſtlichen, damit jeder Theil feine oͤffentlichen Schulbei⸗ 
träge zur Errichtung und Erhaltung einer abgeſonderten reſp. Öffentlichen und Pripat⸗ 
Schule verwende, in allen gewöhnlichen Fällen nicht genehmigt und es muß alfo in dem 
vorliegenden Falle, ehe an weitere Maßregeln irgend gedacht werden kann, alles ange— 
wendet werden, die Stadtſchule BE E Zen ſämmtlicher ſchulfaͤhigen Kinder in geeig— 
neten Stand zu ſetzen. Die hierzu noͤthigen Mittel dürfen jedoch keineswegs, wie die ꝛc. 
meint, den Jüdiſchen Einwohnern von N. N. mehr zur Laſt fallen, als den chriſtlichen, 
ſondern find lediglich durch eine allgemeine verhältnigmäßige Vertheilung unter ſämmt— 
liche Orts⸗Einwohner nach ihrem Vermögen aufzubringen. Dagegen verſteht ſich aber 
auch wiederum von ſelbſt, daß in dem Lehrplan der Öffentlichen Kommunalſchule Feines: 
weges der Juͤdiſche Religions⸗unterricht mit eingeſchloffen und hierzu ein oͤffentlicher 
Juͤdiſcher Religionslehrer angeſtellt werden kann, da der juͤdiſche Religions-Unterricht 
unter keiner Bedingung Gegenſtand des öffentlichen Unterrichts iſt, ſondern allein der 
Privat⸗Veranſtaltung der dabei Intereſſirten überlaſſen bleibt. 


Sollte ſich inzwiſchen bei genauer Prüfung ergeben, daß die noͤthige Erweiterung der 
öffentlichen Schule zu N. N. nach den oͤrtlichen Verhältniſſen für jetzt wirklich unmoͤg— 
lich, namentlich etwa nur durch einen die Kraͤfte der Orts-Kommune offenbar uͤberſtei⸗ 
genden Aufwand erreichbar wäre und daß die wirkliche Ausſchließung der Juͤdiſchen Kin⸗ 
der zur Zeit als allein aus fuͤhrbares Auskunftsmittel übrig bleibe, fo iſt dies der einzige 
Fall, fuͤr welchen ausnahmsweiſe geſtattet werden kann, daß der Juͤdiſchen Gemeinde 
gegen Unterwerfung unter jene Ausſchließung die Entrichtung ihrer Beiträge für die öf— 
fentliche Schule Behufs der Anlegung einer eigenen erlaſſen werde. Doch aͤndert dieſe 
nothgedrungene Maßregel weder den Charakter der einzurichtenden Jüdiſchen Schule 
als Privat⸗Schule, noch darf ſolcher Zuſtand des Schulweſens anders, als nur interi⸗ 
miſtiſch geduldet werden; es darf vielmehr die Genehmigung dazu nur mit dem aus— 
druͤcklichen Vorbehalte ertheilt werden, daß dieſe Einrichtung ſowohl nach den Anträgen 
der Intereſſenten als inſonderheit nach dem Gutbefinden der Aufſichts⸗Behoͤrde ſofort 
wieder aufgehoben werden kann, wenn die oͤrtlichen Umftände eine günftigere Geſtalt ag: 
winnen und es moͤglich wird die ganze Kommune wiederum in der ordnungsmaͤßigen 
Weiſe an die oͤffentliche Kommunalſchule zu weiſen und zu deren Unterhalt zu verpflichs 


ten, weil die Eriſtenz und Fortdauer dieſer überall bei Leitung der ganzen Angelegenheit 


das vornehmſte Ziel bleiben muß. Hiernach hat die ꝛc. die Atteſte der Judenſchaft zu 


— 


ke di, 
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N. N. auf die Borſtellung v. 30. Aug. v. J. zu beſcheiden und die erforderlichen Schritte 
zu thun, um die geſetzliche Befriedigung der Judenſchaft baldmoͤglichſt zu bewirken. 
(Akt. des Min. der G., U. und Med. Ang. Pofen. Secten S. 1. Vol. 1.) 


3) R. des K. Min der G., U. und Med. Ang., Unterrichts⸗Abtheilung 
(v. Kamptz) v. 30. Juni 1828 an die K. Reg. in Poſen, in derſelben Ans 
gelegenheit. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 22. v. M., das jüdiſche Schulweſen betr., hier: 
durch eröffnet, daß es keinesweges einer neuen geſetzlichen Beſtimmung bedarf, um die 
in der uͤber dieſen Gegenſtand erlaſſenen Verf. v. 28. Jan. c. ausgefuͤhrten Grundſätze 
zu rechtfertigen, und daß eben ſo wenig dieſelben mit den allegirten fruͤhern Verf. des 
Miniſterii, wenn dieſe richtig aufgefaßt werden, im Widerſpruche ſtehen. Die Cirk. Verf. 
v. 15. Mai 1824 beſchaͤftigt ſich in der allegirten Stelle gar nicht mit der in dem vorliegenden 
Berichte angeführten geſetzlichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Kommunalſchulen, 
ſondern mit der davon ganz verſchiedenen Verpflichtung der Eltern, ihren Kindern auf 
irgend einem zweckmaͤßigen Wege den gehörigen Unterricht zu verſchaffen. Zur Erfuͤl— 
lung dieſer Verpflichtung können ſich die Eltern, ſo wie der öffentlichen Schulen eben ſo 
auch der Privatſchulen, der Annahme von Hauslehrern, oder jedes ſonſtigen, den Zweck 
erfüllenden Mittels bedienen, und daher hat auch die gedachte Verf. die Verpflichtung 
der jüdiſchen Eltern, ihre Kinder in die chriſtlichen Schulen zu ſchicken, nur in der Vor: 
ausſetzung ausſprechen können, daß ſie nicht eigne Schulen ihres Glaubens haben, und 
ſich vorkommenden Falls über den ſtattfindenden ordnungsmaͤßigen Unterricht ihrer Kin— 
der in denſelben ausweiſen, ohne daß aber durch dieſe Gegenuͤberſtellung der Charakter 
aller jüdiſchen Schulen, als bloßer Privatanſtalten, hat tangirt werden konnen und ſol⸗ 
len. Eben ſo iſt auch in der Verf. v. 4. April pr. die Gemeindeſchule, zu deren Errich— 
tung die juͤdiſche Gemeinde zu Inowraclaw in Stelle der früher ordnungswidrig daſelbſt 
beſtandenen Winkelſchulen angehalten worden, nur im Gegenſatze zu den letztern mit der 
Benennung einer öffentlichen Schule bezeichnet, keinesweges aber der Kommunal-Schule 
zur Seite geſtellt worden. 


Die Verpflichtung aller derjenigen Eltern aber, die ſich für den Unterricht ihrer Kin: 
der der häuslichen Information oder einer Privatſchule bedienen, neben dem diesfaͤlligen 
Aufwande auch die Kommunal⸗-Schulbeiträge unverändert fort zu entrichten, folgt von 
ſelbſt daraus, daß dieſe Beiträge Kommunallaſt, und gar nicht von den einzelnen Fällen 
wirklicher Benutzung der Kommunal-⸗Schule abhängig find, wie dies $. 29. Thl. 2. Tit. 
12. des A. L. R. wörtlich ausſpricht, und ſelbſt diejenigen Mitglieder der Kommune, die 
keine Kinder haben, deſſen ungeachtet zu dieſen Beitragen verpflichtet, mit denen nur das 
ſtatt derſelben an vielen Kommunal⸗Schulen noch beibehaltene Schulgeld, als eine aller: 
dings nur bei wirklicher Benutzung der Schule zu gewaͤhrende Leiſtung, nicht verwech— 
ſelt werden darf. 

Von einer Bedrückung der juͤdiſchen Gemeinden durch die Anwendung dieſes Grund— 
ſatzes kann keinesweges, und noch viel weniger von einer Benachtheiligung derſelben ge= 
gen chriſtliche Kommunal-Mitglieder die Rede fein. Denn wo die Kommunal-Schule 
nach dem Syſtem des A. L. R. durch allgemeine Kommunal-Beitrage unterhalten wird, 
fteht nach $. 32. Le gegen Entrichtung derfelben jedem Kontribuenten das Recht einer 
übrigens koſtenfreien Benutzung der Schule für den Unterricht feiner Kinder zu, und es 
kommt alſo nur auf die jüdiſchen Eltern ſelbſt an, ſich ſtatt des Unterrichts ihrer Kinder 
in eigenen Privatſchulen jenes Rechtes zu bedienen, um dadurch den doppelten Aufwand 
zu vermeiden. Daß in denjenigen ſeltenen Fällen, wo die Kommunal-Schule nicht alle 
Kinder des Orts aufnehmen, und wegen beſonderer Lokalſchwierigkeiten die dazu nöthige 
Erweiterung derſelben nicht bewerkſtelligt werden kann, den juͤdiſchen Gemeinden allen⸗ 
falls durch beſonderes Abkommen die einſtweilige Befreiung von den Kommunal-Schul⸗ 
Beiträgen Behufs der Beſchaffung des Unterrichts für ihre Kinder in eigenen Privat: 
ſchulen nachgegeben werden kann, hat das Miniſterium bereits in der Verf. v. 28. 
Jan. c. erklärt, wiederholt aber nochmals, daß dergleichen Bewilligung zur Vermeidung 
der ſonſt unausbleiblichen Unordnung im oͤffentlichen Schulweſen durchaus nur in wirk⸗ 
lich dringenden Nothfällen nur als temporairer Nothbehelf und nur mit diesfälliger aus: 
druͤcklicher Belehrung aller Intereſſenten, namentlich auch der unter ſolchen Umftänden 
ſich etablirenden juͤdiſchen Schullehrer ftattfinden darf. Wo ſich die juͤdiſchen Kommu⸗ 
nal⸗Mitglieder außer ſolchen Fällen, alſo nur aus eigenem Gutbefinden, fuͤr ihre Kinder 
eigener Privatſchulen bedienen wollen, konnen fie es keinesweges unbillig finden, rückſicht⸗ 
lich der Kommunal⸗Schulbeitraͤge in der naͤmlichen Weiſe nach obigem Grundſatze bes 
handelt zu werden, wie demſelben auch chriſtliche Eltern, die fuͤr ihre Kinder aus irgend 
einem Grunde, ſtatt des Beſuches der Kommunal⸗Schule, einen anderweitigen Unterricht 
wahlen, ſich unterwerfen muͤſen. (Ann. XII. S. 418.) | 


186 Staatsrechtl. Verhältn. d. J. — Den ganzen Staat betr. 


| III. 
Beiträge der Civilgemeinden zur Unterhaltung der jüdiſchen 
Schulen. 


1) R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. u. des J. u. d. Pol. v. 24. März 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 


Auf den Ber. der K. Reg. v. 8. Okt. v. J., die Reklamation der jüdiſchen Gemeinde 
in N. gegen die Heranziehung ihrer Mitglieder mit Koftenbeiträgen: zu dem dortigen 
neuen Schulbau betreffend, ſind die unterzeichneten Min. mit der Verpflichtung der juͤdi⸗ 
ſchen Einwohner zu N. zu den fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Kommunallaſt, un: 
ter der Vorausſetzung einverſtanden, daß die Errichtung der beſondern, am benannten 
Orte beſtehenden jüdiſchen Schule, eine auf dem eigenen Beſchluſſe der jüdiſchen Einwoh⸗ 
ner beruhendes Unternehmen, und die chriſtliche Ortsſchule als öffentliche Unterrichtsan— 
ſtalt ebenfalls fuͤr die jüdiſchen Glaubensgenoſſen noch mit beſtimmt iſt. Wäre hingegen 
die Anordnung der jüdifchen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anſtalt des Ortes, 
von der K. Reg. ſelbſt, unter Abſonderung der jüdiſchen Einwohner zu einer beſonderen 
Schulgemeinde ausgegangen, wozu übrigens im vorliegenden Falle die ortlichen Um: 
ftände richtiger Weiſe, namentlich in Betracht der von der K. Reg. erwähnten geringen 
Zahl der jüdiſchen Familien, nicht ſcheinen angethan geweſen zu ſein, ſo würden der jüdi⸗ 
ſchen Gemeinde die Beſtimmungen des A. L. R. Thl. II. Tit. 12. $$. 30. und 34 zu 
Statten kommen, wonach bei Exiſtenz mehrerer gemeiner Schulen für die Einwohner 
verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes an einem Orte jeder Einwohner nur zur Unterhal⸗ 
tung der Schule ſeiner Religionspartei beizutragen hat. In dieſem Fall müſſen daher 
die jüdiſchen Einwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der chriſtlichen Schule 
bis dahin befreit bleiben, wo ſie durch die, nach Anzeige der K. Reg. im Werke befind⸗ 
liche Wiederaufhebung ihrer Schule in den allgemeinen Schulverband des Ortes werden 
zurückgetreten ſein. (Ann. Bd. 22. S. 111.) 


2) R. der Min. der G., U. u. Med. Ang. u. des J. u. d. Pol. (v. Alten⸗ 
ſtein, v. Rochow) v. 18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Koblenz. 


Die unterzeichneten Min. können ſich, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 1. v. M. 
(Anlage a.), 
betreffend die Verpflichtung der Civilgemeinden, zur Unterhaltung der juͤdiſchen 
Schulgemeinden beizutragen, 
hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwickelten Anſichten nur einverſtanden er⸗ 
klären. Was insbeſondere die jüdiſche Schule in Gemünden betrifft, fo beanſprucht die: 
ſelbe mit Recht eine Unterſtützung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleiche Rechte 
mit den chriſtlichen Schulen des Ortes, da ſie nach dem Berichte der K. Reg. als eine 
öffentliche betrachtet werden muß, in ſofern ſie lediglich im Intereſſe der beiden chriſtlichen 
Schulen, welche zur Aufnahme der jüdiſchen Kinder nicht den erforderlichen Raum dar⸗ 
bieten, als ausſchließlich juͤdiſche Schule organiſirt ift. 


a 


Der Vorſteher der juͤdiſchen Gemeinde zu Gemünden, N., ift bei uns mit dem Geſuche 
eingekommen, einen verhältnigmäßigen Theil der Beſoldung des jüdiſchen Schullehrers 
auf die dortige Gemeindekaſſe zu legen, und ſucht dabei den Umſtand geltend zu machen, 
daß die Juden gleich wie die Chriſten Staatsbürger feien und als ſolche gleiche Staats⸗ 
und Kommunallaſten zu tragen hätten. 

Da die Gemeinden, in welchen ſich beſondere jüdiſche Schulen befinden, bisher zu den 
Unterhaltungskoſten derſelben nichts beigetragen haben, ſo ſcheint es uns von der einen 
Seite bedenklich, dem Geſuche des ꝛc. N. zu willfahren, von der anderen Seite aber hart, 
die Juden von den gleichen Rechten auszuſchließen, wo ſie gleiche Pflichten haben. Wir 
ſehen uns daher veranlaßt, Ew. Exc. um hochgeneigte Entſcheidung der vorliegenden 
Frage ehrerbietigſt zu bitten, und erlauben uns dabei auf folgende Verhältniſſe ganz ge⸗ 
horſamſt aufmerkſam zu machen. 

Die Juden haben auf dem linken Rheinufer geſetzlich alle Rechte der chriſtlichen Ein⸗ 
wohner und unterliegen lediglich den Beſchränkungen des Kaiſerl. Dekrets v. 17. März 
4808, welche ſich jedoch nur auf Niederlaffung in andern Deoartements und auf Gegen⸗ 
ſtaͤnde des Handels beziehen. In religiöfer Hinſicht ftehen fie unter einem in Bonn re⸗ 
ſidirenden ſogenannten Konſiſtorium. In Hinſicht ihrer Schulen ſind ſie nach der Fran⸗ 
zoͤſiſchen Geſetzgebung den Chriſten gleichgehalten, indem dieſe keine Konfeſſionsſchulen 
kennt, fondern nur gemeinſchaftliche Elementarſchulen, ohne Rückſicht auf 
Konfeſſion und ohne Einfluß der Geiſtlichkeit auf dieſelben. Faktiſch hat ſich jedoch — 
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wenigſtens in den Rheindepartements — die Sache ganz anders geſtellt, indem fortwäh⸗ 
rend Konfeſſionsſchulen beſtanden haben. 

Die Beſchränkungen der Juden nach Preußiſchen Staatsprinzipien beſtehen blos darin, 
daß ſie kein Amt bekleiden koͤnnen, und ohne ſpezielle Erlaubniß nicht in andern Provin⸗ 
zen und Diſtrikten, wo eine abweichende Geſetzgebung gilt, uͤberziehen duͤrfen. Es dürfte 
daher die Frage, ob ſie gleiche Berechtigung mit den Chriſten an den Gemeindekaſſen 
haben, im Allgemeinen zu bejahen ſein. In Beziehung auf die Beiſteuer zu den Schul⸗ 
laſten ſind indeſſen drei Fälle zu unterſcheiden: 

1) Es ſteht den Juden frei, ihre ſchulpflichtigen Kinder in die chriſtlichen Schulen zu 
ſchicken, und ſie thun es auch. In dieſem Falle zahlen ſie Schulgeld in gleichem 
Maße, wie die chriſtlichen Eltern, und ihre armen Kinder werden behandelt, wie 
die Kinder armer Chriſten. 8 

2) Es ſteht ihnen frei, ihre Kinder in chriſtliche Schulen zu ſchicken; ſie thun es aber 
nicht, ſondern ziehen es vor, einen eigenen Lehrer zu halten. In dieſem Falle 
können ſie unſeres Bedünkens keinen Anſpruch an die Gemeindekaſſe, weder zur Un⸗ 
terhaltung des Lehrers, noch zur Zahlung des Schulgeldes für arme Kinder machen. 
Sie ſind alsdann in gleichem Falle mit chriſtlichen Eltern, welche ihren Kindern 
Hausunterricht ertheilen laſſen, ohne von der Kommune dazu eine Unterſtuͤtzung zu 
erhalten. 

3) Sie ſind bereit, ihre Kinder den chriſtlichen Schulen des Orts zu uͤbergeben, dieſe 
können ſie aber aus Mangel an Raum, oder wegen zu großer Anzahl chriſtlicher 
Kinder nicht aufnehmen. In dieſem Falle iſt unſers Erachtens die betreffende Ge⸗ 
meinde verpflichtet, ihnen zur Unterhaltung einer eigenen Schule, da ſie dieſelbe zu 
errichten gezwungen ſind, nach Verhältniß der Bevölkerung, gleiche Rechte mit den 
chriſtlichen Konfeſſionen, und folglich gleiche Anſprüche auf verhältnißmäßige Unter⸗ 
ſtuͤtzung aus Kommunalmitteln angedeihen zu laſſen. 

Das letztere findet in Gemünden Statt, da weder die evangeliſche noch die katholiſche 
Schule Raum fuͤr die ziemlich zahlreichen Judenkinder hat. Es befinden ſich in Gemün⸗ 
den 22 juͤdiſche Familienvater. 

Schließlich erlauben wir uns noch die gehorſamſte Bemerkung, daß Gemünden in un⸗ 
ſerem Verwaltungsbezirke wohl bis jetzt die einzige jüdiſche Gemeinde ſein duͤrfte, bei 
welcher das unter Nr. 3 angegebene Verhaͤltniß ſtattfindet. 


Koblenz, den 1. Febr. 1840. 
Die Regierung, Abtheilung des Innern. 
An die K. Hohen Min. der G. u. U. Ang. u. d. Inn. u. d. Pol. in Berlin. 
(V. M. Bl. 1840. S. 97.) 


Sechſtes Kapitel. 
Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthum Poſen. 


Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthume Poſen iſt durch die V. v. 
1. Juni 1833 gleichfalls geordnet worden. Die betr. Vorſchriften bereits hier 
mitgetheilt und in dem das Großherzoathum Poſen betreffenden Abſchnitte 
hierher zurückverwieſen, damit das im Weſentlichen für den ganzen Staat 
übereinſtimmende jüdiſche Schulweſen an einem Orte dargeſtellt werde. 


1) Die bé 9— 13 der V. v. 1. Juni 1833 beſtimmen: 


$. 9. Die jüdiſchen Korporationen und insbeſondere ihre Verwaltungsbehörden find 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß es keinem ſchulfaͤhigen Kinde — vom 7ten bis zum zu: 
rückgelegten 14ten Lebensjahre — an dem gehörigen Schulunterrichte fehle. Sie find 
dafür verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohl Knaben als Mädchen, in dieſem 
Alter die öffentlichen Schulen vorſchriftsmäßig beſuchen, und zugleich verbunden, ganz 
dürftigen Kindern die nöthigen Kleidungsſtücke, das Schulgeld und die ſonſtigen Schul⸗ 
bedürfniſſe aus dem etwa dafur beſtehenden beſondern Fonds, in deren Ermangelung 
aber aus dem Korporations⸗Vermögen zu gewähren. 

$. 10. unter öffentlichen Schulen werden ſowohl die chriſtlichen, als die mit Genehmi⸗ 
gung des Staats nach einem beſtimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollſtändig 
qualifizirten und durch die Regierung beftätigten jüdiſchen Lehrern beſetzten jüdiſchen 
Schulen verftanden. Jedoch kann der Privat⸗unterricht der Kinder, mit ausdrücklicher 
Genehmigung der Regierung, den Eltern ausnahmsweiſe geſtattet werden. 
. 11. Für den beſonderen Religionsunterricht der jüdiſchen Kinder zu forgen bleibt 
jeder Gemeinde vorbehalten. Jedoch ſollen auch als Religionslehrer nur ſolche Perſo⸗ 
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nen zugelaſſen werden, welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaub— 
niß erhalten haben. 

e Die Lehrſprache beim Öffentlichen Unterrichte in den jüdiſchen Schulen ift die 
deutſche. 

$. 13. Nach vollendeter Schulbildung der juͤdiſchen Knaben haben die Verwaltungs: 
Behörden der Korporationen dafür zu ſorgen und ſind dafür verantwortlich, daß jeder 
Knabe irgend ein nuͤtzliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtal⸗ 
ten einem hoͤhern Beruf widme, und daß keiner derſelben zu einem Handel oder Ge: 
werbsbetrieb im Umherziehen gebraucht werde. Dieſer Verbindlichkeit ſollen ſie durch 
die mit den Vätern oder Vormündern zu treffenden Verabredungen zu genügen ſuchen; 
wenn aber durch dieſe der Zweck nicht zu erreichen iſt, ſo haben ſie ſich an den Kreis⸗ 
Landrath zu wenden, welcher die Vaͤter oder Vormünder (letztere unter Vernehmung mit 
der obervormundſchaftlichen Behoͤrde) anhalten ſoll, die Knaben einer Wiſſenſchaft oder 
Kunſt, oder dem Landbau, oder einer nützlichen Handarbeit, oder der Fabrikation, oder 
einem beſtimmten Handwerke, oder dem Handel, von feſten Verkaufsplätzen aus, zu be: 
ſtimmen. (G. S. 1833. S. 67.) 


2) Inſtr. des K. Ober⸗Präſidii zu Poſen v. 14. Jan. 1834. Art. 14. 15. 


Art. 14. Oeffentlicher Jugend- unterricht. Nach geſchehener amtlicher Ein⸗ 
ſetzung der Gemeinde⸗Vorſteher find dieſelben anzuhalten, Liſten über die vorhandenen 
ſchulpflichtigen Kinder ($. 9 des Gef.) anzulegen und fortlaufend zu führen, die Eltern 
aufzufordern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu ſchicken und Abſchriften jener Liſten 
den betreffenden Schullehrern mitzutheilen. Die Schullehrer haben die ausbleibenden 
Kinder in ihre Schul-Verſäumniß-Liſten aufzunehmen und dieſe in den gewoͤhnlichen 
Terminen der Orts⸗Polizeibehoͤrde zu übergeben, damit gegen diejenigen Eltern, deren 
Kinder die Schule ohne gehörige Entſchuldigungsgründe verfäumen, die im Allgemeinen 
feſtſtehenden Strafen vollſtreckt werden. i 

Um aber den Schulbeſuch der jüdischen Kinder ganz befonders zu kontrolliren und zu 
befördern, werden die Kreis-Landraͤthe zu verpflichten ſein, dieſem Gegenſtande eine vor— 
zügliche Aufmerkſamkeit zu widmen und der Regierung periodiſch die Schul-Verſaumniß⸗ 
und Straf⸗Liſten Hinſichts der jüdiſchen Kinder einzureichen. 

Die Kinder armer Eltern ſind als ſolche von den Vorſtehern den Schullehrern beſon— 
ders zu bezeichnen und die letztern haben ſich mit den Vorſtehern in fortdauernder Ver— 
bindung zu erhalten, damit die erforderliche Unterſtützung an Schulgeld, Bekleidung und 
an anderem Schulbedarf pünktlich gewährt werde. In Faͤllen, wo dieſem Verlangen der 
Schullehrer nicht Folge geleiſtet wird, haben die letztern der betreffenden Polizeibehörde 
davon Anzeige zu machen, welche alsdann berechtigt iſt, mit polizeilichen Zwangsmaß— 
regeln gegen die Vorſteher reſp. gegen die Eltern einzuſchreiten. 

Die Regierungen werden eine Reviſion des iſraelitiſchen Schulweſens in allen Theilen 
vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorſchriften von Zeit zu zeit durch die Kreis: 
Landräthe, Schul-Inſpektoren und die auf amtlichen Bereiſungen befindlichen Departe— 
ments-Räthe kontrolliren laſſen. 

Art. 15. (Entlaſſung aus dem oͤffentlichen Unterrichte unter der Be— 
dingung der Wahl eines erlaubten Erwerbszweiges.) Bei den Schulen 
iſt ein gleichmaͤßiger periodiſcher, am beſten halbjähriger, Prüfungstermin, zur eventuellen 


Entlaſſung der, während des jedesmaligen Zeitabſchnittes, in das normalmäßige Alter — 


das zurückgelegte 14te Jahr (J. 9 des Gef.) — getretenen Schulkinder feſtzuſetzen, und 
mit vorbehaltener Befugniß der Orts-Schulbehoͤrde, nach ihrem billigen Ermeſſen bei 
motivirenden, beſondern Umftänden und vorauszuſehender wirklicher Reife des betreffen: 
den Schulkindes, die Zulaſſung zur Prüfung auch für ſolche Kinder, welche das vierzehn: 
jährige Alter in dem nächſtfolgenden Zeitabſchnitte erreichen, auf Anſuchen ihrer Eltern 
nachzugeben. N 

Die Prüfung wird vor dem Schul⸗Inſpektor des Kreiſes, oder nach Erforderniß der 
Lokalität von einem von der Regierung anderweitig aus den Geiſtlichen des Orts oder 
der Nachbarſchaft zu beſtimmenden Kommiſſarius abgehalten, deſſen pflichtmaͤßiges Be⸗ 
finden hiernächſt darüber entſcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent— 
laſſung zu bewilligen, oder bei welchen eine noch fernere Fortſetzung des Schulunterrichts, 
Behufs Erfuͤllung der obigen Geſetzes-Vorſchriften, für nothwendig zu erachten iſt. Die 
letztern, bei eigentlich reifem Altern noch ungenügend unterrichtet befundenen Kinder ſind 
bis zum Nachweiſe ihrer beſſeren Befähigung in einem anderweiten Prüfungstermine, 
unter jederzeit gefchärfte Aufmerkſamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und der Orts— 
Schulbehoͤrde uͤber die regelmäßige Anhaltung zum Schulbeſuche zu ſtellen. 

Die im jedesmaligen Pruͤfungstermine als geeignet zur Entlaſſung befundenen Kinder 
werden dem Ortsvorſtande, Behufs der Feſtſtellung ihrer bürgerlichen weitern Beſtim⸗ 
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mung und zur eventuellen Ertheilung eines Zeugniſſes uͤber ihre ordnungsmaͤßige Ent⸗ 
laſſung aus dem Schulunterrichte, überwieſen. Sie werden jedoch nicht eher aus den 
Liſten der ſchulpflichtigen Kinder geſtrichen und ſind mithin nicht eher von den Be— 
ſtimmungen der Art. 14 befreit, als bis die Schulabgangszeugniſſe ertheilt worden ſind. 
Die Vorſteher haben zu dieſem Ende die betreffenden Individuen und deren Eltern und 
Vormünder vor ſich kommen zu laſſen und gemeinſchaftlich mit ihnen feſtzuſtellen, wel⸗ 
chen erlaubten Broderwerb die erſtern nunmehr zu ergreifen haben. 
(Akten des Min. d. G., U. u. M. Ang. Poſen. Sekten. S. 1. Vol. II.) 

3) R. des K. Min. der G., U. u. M. Ang. an das Provinzial Schul⸗ 
Kollegium zu Poſen v. 10. Juli 1837. 

Auf den von dem K. Provinzial-Schul-Kollegio an das unterzeichnete und das K. 
Min. des J. u. der Pol. gerichteten, von letzterem zur reſſortmaͤßigen alleinigen Ver⸗ 
fügung hierher abgegebenen Bericht v. 24. Dec. v. I,, betr. die Beaufſichtigung der 
jüdiſchen Schulen in der dortigen Provinz durch die chriſtlichen Geiſtlichen, findet das 
unterzeichnete Min. gegen das von der dortigen K. Rez. beobachtete Verfahren in ſo— 
weit nichts zu erinnern, als es einen Grund der Billigkeit allerdings fuͤr ſich hat, den 
chriſtiichen Pfarrern eine moͤglichſte Vermittelung angemeſſener Remuneration für die 
Beaufſichtigung juͤdiſcher Schulen, beſonders bei einer dadurch entſtehenden erheblichen 
Vermehrung ihrer Mühwaltungen in den von einer ſtaͤrkeren Zahl juͤdiſcher Familien 
bewohnten Oertern angedeihen zu laſſen, in welchem letzteren Falle alsdann auch die 
Aufbringung der Remuneration von Seiten der juͤdiſchen Schul-Sozietaͤt die wenigſte 
Schwierigkeit findet. Ein unbedingter diesfälliger Anſpruch läßt ſich aber den Geift: 
lichen nicht einraͤumen, vielmehr wird außer den vorbemerkten Faͤllen einer beſonderen 
Billigkeits-Rückſicht das Beaufſichtigungsgeſchaͤft von ihren in gleicher Art, wie ver⸗ 
faſſungsmaͤßig bei den chriſtlichen Schulen und unter gleichen Bedingungen ruͤckſichtlich 
der dies fälligen Gebuͤhrenberechtigung zu übernehmen fein. 

Min. der G. ꝛc. Ang. 


(Akten des Min. d. G., U. u. M. Ang. Polen. Sekten. S. 1. Vol. II.) 

4. Cirk. der K. Reg. zu Poſen an ſämmtl. Landräthe v. 16. Jan. 1838. 

In der Anlage a. überſenden wir Ew. die Inſtr. für die Examinatoren der juͤdiſchen 
Kinder, welche die Schule verlaſſen und in das Berufsleben übertreten wollen, mit 
dem Auftrage: jeden Examinator und jede jüdiſche Schule Ihres Kreiſes mit einem 
Exemplar zu betheilen und die uͤbrig bleibenden Exemplare bei Ihren Akten zu behalten 

Zugleich fordern wir Sie auf, nicht nur darauf zu ſehen, daß der gedachten Inſtr. 
überall genau nachgelebt werde, ſondern auch vornehmlich daruͤber zu wachen, daß kein 
juͤdiſches Schulkind ohne ein Zeugniß der erlangten Reife die Schule verlaſſe, und die 
dawider handelnden Vaͤter und reſp. Vormünder zur Unterſuchung zu ziehen, und uns 
zur Beſtrafung anzuzeigen. 

Poſen, den 16. Januar 1838. Koͤnigl. Regierung. 


Anlage a. 


Nachdem nunmehr an allen den Orten, wo ſich jüdiſche Gemeinden finden, Examina⸗ 
toren für die jüdiſchen Kinder beiderlei Geſchlechts, welche die Schule verlaſſen und in 
das Berufsleben uͤbertreten wollen, beſtellt worden find, ordnen wir über die Bedingun⸗ 
gen, unter welchen die Entlaſſung der juͤdiſchen Kinder aus der Schule erfolgen darf, 
und uͤber ihre Prüfung Nachſtehendes an: 

§. 1. Der Zweck des Art. 15 der Ober-Praͤſidial⸗Inſtr. zur Vollziehung der A. V. 
v. 1. Juni 1833 in Betr. des Judenweſens in der Provinz Poſen angeordneten Pruͤfung 
der judiſchen Schulkinder, welche nach dem Antrage ihrer Eltern oder Vormuͤnder die 
Schule verlaſſen und in das bürgerliche Leben uͤbertreten ſollen, iſt zu ermitteln, ob dieſe 
Kinder diejenige Reife des Verſtandes und die Schulkenntniſſe erlangt haben, die zu 
ihrem bürgerlichen Fortkommen nothwendig find. Wenn gleich daher nach §. 9 der 
oben genannten allegirten A. V. die Schulpflichtigkeit mit dem zuruͤckgelegten 14. Jahr 
in der Regel aufhört, fo kann doch dieſe Beſtimmung den Examinator weder in der 
Weiſe binden, daß er ein Schulkind von der Entlaſſungsprüfung deswegen zurückweiſt, 
weil ihm noch etwa 2 — 3 Monate zu dem 14. Jahr fehlen, indem ausgezeichnete Ta⸗ 
lente oder beſondere Familienverhaͤltniſſe eine frühere Entlaſſung eines Kindes aus der 
Schule zuweilen nicht blos rathſam ſondern ſelbſt nothwendig machen; noch auch in der 
Weiſe, daß ein Schulkind blos darum weil es das 14. Jahr zurückgelegt hat, für ent: 
laſſungsfähig erklärt wird, indem es nicht auf das Alter und die Dauer des Schulbe⸗ 
ſuchs ſondern lediglich darauf abgeſehen iſt, daß der Forderung des Geſetzes (A. L. R. 
Th. II. Tit. 12. §. 46.) moͤglichſt vollſtändig genügt und der Schulbeſuch ſo lange fort— 
geſetzt werde, bis ein Kind nach dem Befunde ſeines Examinators die einem jeden ver⸗ 
nuͤnftigen Menſchen ſeines Standes nothwendigen Kenntniſſe gefaßt hat. 
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8.2. Zur Prüfung der jüdiſchen Kinder beiderlei Geſchlechts, welche die Schule vers 
laffen wollen, ſtehen nach der oben allegirten Ober⸗Präſidial⸗Inſtr. v. 14. Jan. 1834 
alljährlich 2 Termine feſt, von welchen der eine zwiſchen dem 15. und 30. April und der 
andere zwiſchen dem 15. und 30. Sept. ftattfinden muß. 

Der Tag der Prüfung wird mindeſtens 14 Tage vorher von dem Examinator ange⸗ 
fest und von demſelben dem Buͤrgermeiſter des Orts, dem Präfes des Korporations⸗ 
Vorſtandes und dem jüdiſchen Schulvorſtande, ſo wie den an der juͤdiſchen Schule ar⸗ 
beitenden Lehrern, den letztern mit der Aufgabe bekannt gemacht, ihre Schulkinder da⸗ 
von zu benachrichtigen und ſie aufzufordern, daß ſie ſich durch ihre Väter oder Vormün⸗ 


der ſofort bei dem Lehrer oder wenn mehrere Lehrer bei der Schule angeſtellt ſind, bei 


dem erſten Lehrer derſelben zur Pruͤfung melden. 
Juͤdiſche Familienvater die auf Dörfern wohnen, muͤſſen ſich wegen der Entlaſſungsprü⸗ 
fung ihrer Kinder und Pflegebefohlenen an den Examinator in der nachſten Stadt wenden. 
§. 3. Acht Tage darauf übergiebt der Lehrer der Schule oder reſp. der erſte von meh⸗ 
reren dem Examinator ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welche ſich zur Entlaſſungs⸗ 
Pruͤfung gemeldet haben, nach nachſtehendem Chema: 


Seine Seine 


Namen Jahr und Seine ſittliche Fortſchritte 
Namen und Tag der geiſtigen dé 8 In Bemers 
Nr.. des Stand des Geburt des Fähigkei⸗ während | Schul: kung. 
Kindes. Vaters. Kindes. ten. der kennt⸗ 


| Schulzeit. niſſen. 


Dieſem Verzeichniß iſt von jedem Kinde der Geburts- und der Impfſchein beizufuͤgen. 
Dieſes Verzeichniß und eine Ruͤckſprache mit dem Lehrer wird den Eraminator noch vor 
der Prüfung in den Stand ſetzen, zu beſtimmen, ob alle in dem Verzeichniß aufgeführ: 
ten Kinder zur Pruͤfung zuzulaſſen oder welche gleich vorweg abzuweiſen ſind. 

F. 4. Die Prüfung keit geſchieht ſowohl ſchriftlich als muͤndlich. Die ſchriftliche 
findet 2 Tage vor der mündlichen unter Aufſicht eines Lehrers ſtatt, der ſich aber jedes 
Einfluſſes auf die Prüfungsarbeiten zu enthalten hat und beſteht in der Anfertigung 
eines leichten und kurzen deutſchen Aufſatzes, deſſen Thema aus dem Ideenkreiſe der 
Examinanden zu nehmen iſt, da es hierbei nur darauf abgeſehen ſein kann, zu erforſchen, 
ob die Prüflinge die für den bürgerlichen Verkehr nothwendige Schreibfertigkeit erlangt 
haben, von 2—3 Exemplaren aus verſchiedenen Rechnungsarten, und einer deutſchen 
und lateiniſchen kalligraphiſchen und einer Zeichenprobe. Die Auſgaben werden von dem 
Examinator beſtimmt und die angefertigten Probearbeiten von ihm aufbewahrt. Zu 
der mündlichen Prüfung verſammeln Déi in dem Schullokal zu der vom Examinator be⸗ 
ſtimmten Zeit die $. 2. angegebenen Perſonen. 

um die Ucberzeugung zu gewinnen, daß die ſchriftlichen Probearbeiten ohne fremde 
Hülfe angefertigt ſind, beginnt die mündliche Prüfung mit einigen Fragen über die von 
einem jeden Pruͤflinge angefertigte ſtyliſtiſche Probearbeit und verbreitet ſich dann über 
ſaͤmmtliche in der Schule behandelte Unterrichtsgegenſtaͤnde. 

In Nachſtehendem deuten wir die Kenntniſſe an, welche ein Schulkind erlangt haben 
muß, um für entlaffungsfähig erklärt zu werden. 

a) Religionslehre. | 

1) Glaubenslehre, Daſein, Eigenſchaften, Vorſehung Gottes, fein Verhaͤltniß zu 
den Menſchen, des Menſchen Beſtimmung, Unſterblichkeit. Es iſt hierbei vor⸗ 
zuͤglich darauf zu merken, ob dieſe Wahrheiten blos mit dem Gedächtniß oder 

auch mit dem Verſtande gefaßt ſind. i 

2) Sittenlehre. Pflichten des Menſchen im Allgemeinen und ganz vornehmlich in 
feinen beſondern Verhaͤltniſſen und Beziehungen. 

Bibliſche Geſchichte des Alten Teſtaments, Geſchichte des juͤdiſchen Volks. 

b) Deutſche Sprache. Wortlehre, Satzlehre — mehr praktiſch als theoretiſch. 

e) Deutſches Leſen — richtig, fertig und mit richtiger Betonung. 

d) Gedanken⸗ und Zifferrechnen bis zur Reguladetri mit Brüchen (mit Einſchluß.) 

e) Geographie. Das Allgemeine von der Geſtalt und Beſchaffenheit der Erde, ihr 
Verhaͤltniß zur Sonne, ihre zwiefache Bewegung mit ihren Folgen; Meere, Haupt⸗ 
fluͤſſe, Hauptgebirge, Ueberſichtliche Kenntniß der Länder Europas, und fpeziellere 
des Vaterlandes. 

1) Geſchichte. Einige von den wichtigſten Begebenheiten. — Die vaterlaͤndiſche Geſchichte. 

g) Naturlehre. Die allgemeinen Eigenſchaften der Körpers die Lufterſcheinungen. 

h) Naturgeſchichte: Beſchreibung der wichtigſten Hausthiere, der wichtigſten Minera⸗ 
lien. Einige Kenntniß vom menſchlichen Körper und von der Geſundheitslehre. 
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D Formen⸗ und Raumlehre — das Allgemeinſte. 

k) Geſang. 

Anmerkung. Wenn der Unterricht im Geſange, in der Form- und Raumlehre, 
im Zeichnen und in der Geſchichte in der Schule nicht ertheilt worden iſt, ſo iſt von einer 
Prufung in dieſen Unterrichtsgegenſtänden, abzuſtehen und unerachtet dieſer Mängel das 
Entlaſſungszeugniß zu ertheilen. Es muß aber von dem Examinator darauf hinge⸗ 
wirkt werden, daß auch dieſe Lehrobjekte in den Öffentlichen Unterricht gezogen werden, 
wenn anders der Lehrer dazu die erforderliche Befähigung beſitzt. 

Die hebräiſche Sprache und der Talmud gehoͤren eben ſo wenig in den öffentlichen 
Unterricht als in die Entlaſſungs-Pruͤfung. Dagegen muß möglichſt ſpeziell in die 
Sittenlehre eingegangen und auf klare Begriffe gedrungen werden. 

$. 5. Nachdem nach beendigter Prüfung die Kinder entlaſſen find, wird über den 
Gang der Lrüfung und das Verfahren bei derſelben eine Verhandlung aufgenommen, 
von den Anweſenden unterſchrieben und von dem Examinator aufbewahrt. 

$. 6. Um den Examinatoren die Anfertigung der Zeugniſſe zu erleichtern, legen wir 
sub Lit. A. ein Chema bei, welches gleich während der Prüfung in den Kolonnen 3—14 
nach den Leiſtungen der Pruͤflinge in den angegebenen Lektionen mit der Nr. 1, 2 oder 
3 auszufüllen iſt. (ef. $. 7.) 

$. 7. Auf Grund dieſer Notizen ift gleich nach abgehaltener Prüfung für jeden Prüf: 
ling ein pflichtmaͤßiges Zeugniß über die erlangten Schulkenntniſſe von dem Examinator 
allein und zwar nach dem sub Lit. B. beiliegenden Schema auszuſtellen, mit dem 
Amtsſiegel zu bekräftigen und nebſt dem Geburts- und Impfſcheine (ek. $. 3.) dem 
Magiſtrat zuzufertigen. Die Cenſuren, mit welchem die Zeugniſſe zu verſehen, ſind 
nach einer zweifachen Kategorie zu ertheilen. 

a) Ein Zeugniß mit Nro. I. erhalten diejenigen Schüler, welche in der Prüfung gut, 

b) Nro. II. welche nur nothduͤrftig beſtanden haben. 

o) Ohne Zeugniß ab- und zu fortgeſetztem Schulbeſuch angewieſen, werden diejenigen 

Schüler, die eine mangelhafte Ausbildung an den Tag gelegt haben. 
Wir weiſen nicht nur die Examinatoren an, ſich nach den obigen Beſtimmungen genau 
zu achten, ſondern auch und ganz vornehmlich die Sermagifträte, mit aller Strenge 
darauf zu halten, daß die mit Zeugniſſen entlaffenen Knaben fofort einen ehrlichen Be: 
ruf ergreifen, die ohne Zeugniß zuruͤckgewieſenen Knaben und Mädchen aber die Schule 
ſo lange beſuchen, bis ſie, wenn auch nach mehrmals wiederholter Prüfung mindeſtens 
ein nul mit Nr. 2 erlangt haben. 


Es iſt unter keinen Umftänden zu geſtatten, daß ein jüdiſches Kind ohne Zeugniß die 
Schule verläßt. 
Poſen, den 16. Jan. 1838. Koͤnigl. Regierung. 
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B. 


No. 
N. N. älteſter Sohn (jüngſte Tochter) des hieſigen (Kaufmanns) N. N. 14 Jahr alt 
hat, nachdem er die jüdiſche Schule hieſelbſt — Jahre lang (regelmäßig) beſucht und 
ſich (ſtets gut) geführt hat, bei der am (Datum) abgehaltenen Prüfung ſo viel Reife 
des Verſtandes und ſo viel Schulkenntniſſe dargethan, daß er mit dem Zeugniß No. 1. 
l.) gut (nothduͤrftig) beſtanden aus der Schule hiermit entlaffen wird. 
rt — Datum 


d (Siegel) | Unterſchrift des Examinators. 
(Akt. des Min. d. G., U. u. M. Ang. Pofen. Sekten. S. 1. Vol. II.) 
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Zwölfter Abſchnitt. 
Das jüdiſche Armenweſen. 


Erſtes Kapitel. 
Die Armenpflege im Allgemeinen. 


1) Die Juden ſind in Betreff der Armenpflege lediglich als Mitglieder 
der allgemeinen politiſchen Gemeinde zu betrachten, ihre Armen mithin von 
letzterer gleichfalls zu verpflegen. !“) 


Es beſtimmt 
a) das A. L. R. Th. II. Tit. 19 in den AR 1 und 9— 16 wie folgt: 


$. 1. Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung und Verpflegung derjenigen 
Bürger zu ſorgen, die ſich ihren Unterhalt nicht ſelbſt verſchaffen, und denſelben auch 
von andern Privatperſonen, welche nach beſondern Geſetzen dazu verpflichtet find, nicht 
erhalten können. 

$. 9. Privilegirte Korporationen, welche einen beſondern Armenfonds haben, oder 
dergleichen, ihrer Verfaſſung gemaͤß, durch Beiträge unter ſich aufbringen, ſind ihre 
unvermoͤgende Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 

§. 10. Auch Stadt- und Dorfgemeinden muͤſſen für die Ernährung ihrer verarmten 
Mitglieder und Einwohner ſorgen. 

§. 11. In Anſehung der ausdrücklich aufgenommenen Mitglieder entſteht die Ver— 
bindlichkeit, ſobald die Aufnahme wirklich geſchehen iſt. 

$. 12. In Anſehung anderer Einwohner hingegen iſt nur diejenige Stadt- oder Dorfs 
gemeinde zur Ernährung eines Verarmten verpflichtet, bei welcher derſelbe zu den ges 
meinen Laſten zuletzt beigetragen hat. b 

$. 13. Nach den Grundfägen (8. 9— 12.) muͤſſen auch die Ehefrauen, Wittwen, und 
unverſorgten Kinder des Verarmten von den Korporationen und Gemeinden ernaͤhrt 
werden. 

§. 14. Die Vorſteher der Korporationen und Gemeinden ſind ſchuldig, ſich nach den 
Urſachen des Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundigen, und dieſelben der Obrigkeit, zur 
Abhelſung, in Zeiten anzuzeigen. 

$. 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unterhalt auf andere Art nicht 
verſchafft werden kann, muß die Polizeiobrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterſchied des 
Ranges und ſonſtigen Gerichtsſtandes derſelben, ſich annehmen. 

D 16. Arme, deren Verſorgung, nach obigen Grundſätzen, einzelnen Privatperſonen, 
Korporationen oder Kommunen nicht obliegt, oder von denſelben nicht beſtritten werden 
kann, ſollen durch Vermittelung des Staats in öffentlichen Landarmenhaͤuſern unter: 
gebracht werden. 


b) Auch nach franzöſiſchem Recht ſind die Juden, wie erwähnt, lediglich 
Mitglieder der allgemeinen Gemeinde, mithin auch in Betreff der Armen⸗ 
pflege demgemäß zu betrachten. f 


2) Die folgenden Reſkripte verfügen nach obigen Grundfäßen. 


a) R. des K. Min. d. J. u. d. Pol. (Köhler) an die K. Reg. zu Poſen 
v. 7. März 1831. 


Der in dem Bericht der K. Reg. v. 12. v. M. ausgeſprochene Grundſatz, daß den 
Judengemeinden im Großherzogthum Poſen die Ernährung ihrer Mitglieder obliegt, 
ſcheint, wie derſelben bemerklich gemacht wird, durchaus nicht richtig. — Zuvoͤrderſt läßt 
ſich ſchon gegen die Richtigkeit des Ausdrucks: „Judengemeinde“ ein Zweifel erheben, 
welcher jedoch, obwohl dieſer Ausdruck mehrmals gebraucht worden iſt, auf ſich beruhen 
mag. So viel ſcheint aber klar, daß die an einem Ort wohnenden Juden in der Orts— 


— — — — 4 ꝓäö ⁰ ꝗ 3 


1) Es ergiebt ſich dies auch in Beziehung auf die alten Provinzen noch beſonders aus 
den AR 14. 15 des Ed. v. 11. März 1812. 
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gemeinde keine beſondere politiſche Gemeinde bilden; ſie ſind vielmehr Mitglieder der 


Kommune ihres Wohnorts; ſie muͤſſen alle Laſten und Verbindlichkeiten der uͤbrigen 
Einwohner tragen, mithin auch die zur gemeinen Armenpflege erforderlichen Beitrage 
entrichten, und haben ſich auch dieſer Pflicht, ſo viel hier bekannt, weder im dortigen 
en noch in den übrigen Theilen der Monarchie entzogen, noch entziehen 

nnen. | 

Nun find aber Rechte und Pflichten Correlate, und der zu dem gemeinen Armen: 
Fonds beiträgt, hat auch das Recht im Verarmungsfalle daraus Almoſen zu fordern. 
Wenn die Juden deſſen ungeachtet dieſe Almoſen ſelten in Anſpruch genommen haben, 
ſondern von ihren Glaubensgenoſſen durch freiwillige Beiträge unterſtützt worden find, 
ſo haben doch darum die Glaubensgenoſſen dazu keine vollkommene Verbindlichkeit; und 
es würde umgekehrt nur alle freiwillige Wohlthaͤtigkeit laͤhmen, wenn man die letztere, 
wie im vorliegenden Fall die K. Reg. zu thun ſcheint, wie eine vollkommene Verbind⸗ 
lichkeit behandeln wollte. 

Dieſelbe wird hiernach angewieſen, Ihre an die unverehlichte Juͤdin N. N. zu Unruh: 
ſtadt, in Bezug auf ihr Geſuch, um Unterftüsung ihres alten Vaters und blodſinnigen 
Bruders erlaſſene Verfügung v. 12. v. M. abzuändern, nicht den Glaubensgenoſſen der 
Bittſtellerin, ſondern der politiſchen Gemeinde ihres Wohnorts die Pflicht der Almoſen⸗ 
Verabreichung an den Vater und Bruder derſelben aufzulegen, und wie dies geſchehen, 
binnen 14 Tagen berichtlich anzuzeigen, oder etwanige befondere Gegengründe in glei⸗ 
cher Friſt gutachtlich einzuberichten. (Ann. XV. S. 589.) 


b) R. deſſelben Min. an dieſelbe Behörde v. 14. Mai 1831. e 


Die K. Reg. hätte das in Ihrem Berichte v. 3. v. M. hinſichtlich der Verpflichtung 
der Juden, ihren verarmten Mitgliedern Unterhalt zu gewähren, allegirte Herzoglich 
Warſchauiſche Dekret v. J. 1808 durch Beifügung des Datums und des betr. Para⸗ 
graphen näher bezeichnen ſollen. Wahrſcheinlich hat Sie indeſſen das Geſetz de dato 
Pillnitz den 7. Sept. 1808 gemeint, welches die politiſchen Verſammlungen betrifft. 


In dieſem iſt aber von den Juden nicht die Rede; und wenn letztere auch faktiſch von 
dieſen Verſammlungen ausgeſchloſſen fein ſollten, fo würde doch daraus auf die Ver- 
bindlichkeit oder Nichtverbindlichkeit, zu den Koſten der Armenpflege beizutragen, gar 
nicht geſchloſſen werden konnen. | 

Das General: Zuden= Reglement v. 17. Aug. 1797 Kap. V.$. 1 legt den Juden die 
Verpflichtung auf, außer der Militairpflichtigkeit alle übrigen Laſten mit gleichen Schul⸗ 
tern zu tragen; folglich müffen fie auch zu den Kommunalbedürfniſſen, gleich den Chri⸗ 
Ba beitragen, und aus dem Kommunaleinkommen wird die Laſt der Armenpflege be: 

ritten. 

Eben deshalb muß ihnen denn auch, wenn es verlangt und nothwendig wird, das 
noͤthige Almoſen daraus gewährt werden. 5 

Daß beſondere chriſtliche milde Stiftungen hin und wieder vorhanden ſeien, relevirt 
nichts; denn dergleichen haben auch die Juden und zwar in ſo reichlichem Maße, daß 
es zu den Seltenheiten gehört, wenn einmal ein Jude auf Almoſen aus Kommunal- 
Fonds anträgt. | 9 

So lange daher nicht aus der Warſchauer Kommunalordnung oder aus einer fpeziel: 
len Verordnung etwas Anderes nachgewieſen iſt, muß es bei den, in dem R. v. 7. 
März d. J. aufgeſtellten Grundfägen bleiben. | | ` 

Wenn übrigens der ſpezielle Fall hinfichtlic der unterſtuͤtzung des Vaters und bloͤd⸗ 

ſinnigen Bruders der unverehlichten Juͤdin N. zu Unruhſtadt nach dem vorliegenden 

Berichte ſich erledigt zu haben ſcheint, ſo mag es dabei bewenden. | 
(Ann. XV. ©. 591.) 


e) Auch das bereits oben gegebene R. d. M. d. J. u. d. P. v. 25. Nov 
1831 — bemerkt in vorliegender Beziehung: | 


In Hinficht der Kranken: und Armenpflege gehören die Juden nach obiger Geſetzſtelle 
lediglich zur allgemeinen bürgerlichen Gemeinde, müffen zu dieſen Bedürfniſſen die⸗ 
ſelben Beiträge leiſten, und haben dafür das Recht, auch die unterſtuͤtzung ihrer Armen, 


und die Verpflegung ihrer Kranken von der Gemeinde zu verlangen. Wollen ſie nun 


ihre Armen reichlicher unterftügen, und ihre Kranken auf eine beſondere, ihren Reli⸗ 
gionsgrundſätzen entſprechende Art verpflegen laſſen, fo kann dies zwar ſehr willkom⸗ 
men, aber nur ein Gegenſtand des Privat⸗Uebereinkommens ſein, welchem beizutreten 
kein jüdiſcher Einwohner gezwungen werden kann. Wenn die Spritzen und Spritzen⸗ 
aͤuſer von den Korporationen der Kaufmannſchaft, der Innungen ꝛc. ꝛc. unterhalten 
werden müſſen, ſo werden auch die Juden zu dieſer Unterhaltung beizutragen haben, in 
ſoweit ſie Mitglieder dieſer Korporation ſind. 
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Als Juden aber Tonnen ſie nach AR 14. u. 15. des Geſetzes, ſelbſt wenn früher eine 
ſolche Verbindlichkeit beſtanden haͤtte, fernerhin nicht angezogen werden. 

Was die Unterſtützung armer Reiſenden und der Handwerkslehrlinge anlangt, ſo iſt 
die K. Reg, ſelbſt einverftanden, daß von einer Zwangsverbindlichkeit hierbei gar nicht 
die Rede fein kann. Aber auch in Hinſicht der Beſoldung des Rabbiners kann eine 
ſolche nicht eintreten. Denn, ganz abgeſehen davon, daß der Staat einer blos gebulde: 


ten Religionsgeſellſchaft es lediglich uͤberläßt, für ihren Gottesdienſt zu forgen, iſt auch 


nach der juͤdiſchen Religionsverfaſſung der Rabbiner nicht einmal ein zum Gottesdienſte 
nothwendiger Beamter, ſondern blos ein Geſetzes-Ausleger, welcher ſich mit denen, 
von welchen er gebraucht wird, über die dafuͤr zu fordernde Entſchaͤdigung ver⸗ 
ſtaͤndigen mag. 

d) R. d. Min. des J. v. 24. Nov. 1838. 

Die Rekursbeſchwerde der Gemeinde Klein⸗Drenſen v. 21. Sept. c., wegen der ihr 
auferlegten Verpflegung der Juden⸗Wittwe N., muß nach dem, was darüber auf Er⸗ 
fordern die K. Reg. zu Bromberg jetzt einberichtet hat, für unbegründet erachtet wer⸗ 
den. Denn da nach dieſem Berichte die N. in Klein⸗Drenſen, wo fie einen ſtehenden 
Handel betrieben, ein Domizil begründet und bisher fortgeſetzt hat, ſo liegt nach den 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften der dortigen Gemeinde allerdings die Verpflichtung 
ob, für die genannte Wittwe im Verarmungsfalle zu ſorgen. 

Durch das in Bezug genommene Judengeſetz v. 1. Juni 1833 wird die Weigerung 
der Gemeinde zu Leiſtung der Armenpflege im vorliegenden Falle nicht gerechtfertigt. 
Denn wenngleich darin beſtimmt iſt, daß nicht naturaliſirte Juden ihren Wohnſitz nicht 
auf dem Lande nehmen ſollen, ſo kann daraus doch nicht gefolgert werden, daß bereits 
dort wohnende Individuen dieſes Glaubens, zumal, wenn ſie ſich in einem huͤlfsbeduͤrf⸗ 
tigen Zuſtande befinden, andern ſtädtiſchen Gemeinden aufgebürdet werden koͤnnen. 
Voͤllig unſtatthaft iſt es aber, dergleichen Individuen einer Judengemeinde zu uͤberwei⸗ 
ſen, da die jüdiſche Korporation, als ſolche, zur Armenpflege geſetzlich nicht verpflichtet 
iſt, diefe vielmehr lediglich der bürgerlichen Kommune obliegt. 

Hiernach kann das unterzeichnete Min. die in der Sache ergangenen Verf. der Koͤnigl. 
Reg. zu Bromberg nur beſtätigen, und muß die Gemeinde Klein⸗Drenſen zur Unter: 
ſtützung der N. ſo lange für verpflichtet halten, bis dieſe Wittwe ſelbſt wieder fuͤr ihren 
nothdürftigen Unterhalt zu ſorgen im Stande iſt, oder ihre geſetzlich dazu verpflichteten 
Verwandten, welche die Gemeinde eventualiter im Rechtswege dazu anhalten mag, 
dafür aufkommen können. 


e) R. des Min. des J. u. d. P. v. 11. Juli 1838. 


Dem Magiſtrate wird auf ſeine Vorſtellung v. 12. v. M. erwiedert, daß ſeine Be⸗ 
ſchwerde gegen die Verfügung der K. Reg. zu Poſen hinſichtlich der Verpflichtung zur 
Unterſtützung der juͤdiſchen Armen ungegründet iſt. Die d. 9 Tit. 19. Thl. H. A. L. 
R. ausgeſprochene, nicht unbedingte, ſondern nur vorzuͤgliche Verpflichtung privilegirter 
Korporationen zur Ernährung ihrer unvermögenden Mitglieder ſetzt natuͤrlich voraus, 
daß kein anderer näher und unbedingt Verpflichteter vorhanden ſei. Ein ſolcher iſt aber 
dann vorhanden, wenn eine bürgerliche Gemeinde ihre Armen durch Beiträge aus der 
Kämmereikaſſe verſorgt, und die Mitglieder der beſondern Korporation, als Mitglieder 
der Stadtgemeinde, zu allen Bedürfniſſen der Stadt, gleich den andern Einwohnern, 
beitragen. Hierdurch erhalten ſie auch den unbeſchrenkten Anſpruch, an allen denjeni⸗ 
gen Anſtalten Theil zu nehmen, welche durch ihre Beiträge mit unterhalten werden, 
und es treten dann ohne allen Zweifel die $5. 10. ff. feſtgeſetzten Verbindlichkeiten der 
Gemeinden allenthalben in Wirkſamkeit. b 

Eine befondere re zu halten, Z hiernach die jüͤdiſche Korporation, da ihre 
Mitglieder zur ſtädtiſchen Armenkaſſe durch Abgaben zur Kommune beitragen, gar nicht 
verpflichtet, vielmehr berechtigt, ihre Armen der Stadt direkt zur uuterſtützung zu uͤber⸗ 
weiſen. Es wird daher lediglich von der Stadt abhaͤngen, ſich zu dieſer Uebernahme 
bereit zu erklären, in welchem Falle ihr ein Beitrag zur beſondern juͤdiſchen Armenkaſſe 
nicht angeſonnen werden wird, oder ſich mit der jüͤdiſchen Korporation wegen eines 
Beitrags der Stadt zur jüdiſchen Armenkaſſe zu vereinigen, und dabel die Bedingung 
zu ſtellen, daß nur die Korporation die Unterſtützung aller ihrer Armen übernehmen und 
die Stadtkaſſe aller diesfälligen Anſprüche entbunden werde. Doch muß hierbei immer 
bevorwortet werden, daß wenn die juͤdiſche Korporation in der Folge zur eigenen Er⸗ 
nährung ihrer Armen anßer Stande fein follte, die Saatsbehoͤrde ſich immer an die 
bürgerliche Gemeinde wuͤrde halten müſſen, wenn auch eine ſolche Uebereinkunft ge⸗ 


troffen wäre. Das Sicherſte für die Stadt bleibt es daher, ſich zur Unterſtützung der 
juͤdiſchen Armen zu erbitten, dagegen auch die Juden zu allen Leiſtungen der andere 
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Einwohner für die Armenkaſſe anzuhalten. In dieſem Falle wird es bloß von dem freien 
Willen der Juden: abhängen, ob fie noch eine beſondere Armenkaſſe unterhalten wollen, 
um ihre verarmten Glaubensgenoſſen über die geſetzliche Verbindlichkeit hinaus zu un⸗ 
terſtützen, vielleicht auch verſchämten Armen, welche ſich an die öffentliche Armenpflege 
nicht wenden wollen, zu Hülfe zu kommen. In dieſem Falle liegt aber der Stadt keine 
Verpflichtung ob, einen Beitrag zu dieſer befondern jüdischen: Armenkaſſe zu leiſten. 

(a. a. O. S. 793.) 


3) In Anſehung der Rechte der jüdifchen Krankenhäuser beſtimm 
das R. des Juſt. Min. an das K. Kammergericht v. 3. en. 
Verkauf der von den im Judenlazareth zu Berlin verſtorbenen Kranken, 
nachgelaſſenen Effekten. 


Auf Eure Anfrage v. 2. v. M. in Abſicht des Verkaufs der von den in dem hieſigen 
Judenlazareth verſtorbenen Kranken nachgelaſſenen Effekten wollen wir Euch zur Reſo⸗ 
lution nicht vorhalten: daß bei dieſer Anſtalt das nämliche An wendung 
findet, was der Charite deshalb durch die Verf. v. 11. Juli 1801 zu⸗ 
geſtanden worden. Wir genehmigen daher den Antrag der Vorſteher des jüdischen 
Lazareths, diejenigen Sachen, welche die in ihrem Lazareth verſtorbenen Kranken nach⸗ 
laſſen, ohne Zuziehung eines Auktionskommiſſarii lizitiren zu dürfen. 

(Mathis jur. Monatsſchr. Bd. 2. S. 265.) 


Zweites Kapitel. 
Von den jüdifchen Familien: und ſonſtigen milden Stiftungen. 
J. Allgemeine Geſetze. 


Die Stiftungen theilen ſich in ſolche, welche keine öffentlichen Zwecke ha⸗ 
en, ſondern ihre Beſtimmung in Familiengliedern oder beſtimmt genann⸗ 
ten Perſonen begränzen und in ſolche zu öffentlichen Zwecken. | 
ss 1) In Betreff der Erſteren disponirt das L. R. Thl. II. Tit. 4. in den 
D 21—38. 


$. 21. Unter Familienſtiftungen werden hier Anordnungen verſtanden, wodurch Je⸗ 
mand gewiſſe Hebungen von beſtimmten Grundſtücken oder Kapitalien fuͤr eine Familie 
ausſetzt und anweiſet. 

$. 22. Auch iſt für eine Familienſtiftung zu achten, wenn Jemand die Ausuͤbung ge⸗ 
wiſſer Vorrechte und Befugniſſe einer Familie verſchafft und zueignet. 

„27. Familienſtiftungen zu machen, iſt jeder Einwohner des Staats in ſoweit be: 
rechtigt, als er uͤberhaupt über ſein Vermoͤgen ſchalten kann. 

. 28. Dergleichen Familienſtiftungen koͤnnen durch Verträge, durch einſeitige Ver⸗ 
fügungen unter Lebendigen, und durch letzte Willens verordnungen errichtet werden. 

. 29. Dieſe Stiftungsurkunden ſollen kuͤnftig allemal vor dem ordentlichen perfön⸗ 
dt Richter des Stiftes verlautbaret, und demſelben zur Beſtätigung vorgelegt 

erden 

F. 30. Dieſe Verlautbarung muß, wenn fie der Stifter nicht ſelbſt ſchon bei ſeiner 
Cebengzeit bewirkt, durch den Vorſteher der zum Genuſſe der Stiftung berufenen Fa⸗ 
milie beſorgt werden. 

A 31. Der Richter ift ſchuldig, nach näherer Anweiſung der Geſetze, welche die ge⸗ 
richtliche Verfahrungsart in nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten vorſchreiben, darauf 
zu ſehen, daß dergleichen Urkunden deutlich und beſtimmt gefaßt, auch künftigen Zwei⸗ 
feln und Prozeſſen möglichft vorgebeugt werden. 

$. 32. So lange die Stiftungsurkunde nicht gerichtlich verlautbart worden, ſoll keine 
Klage daraus angenommen werden. 

33. Wird aber die Gültigkeit der Urkunde ſelbſt, vor oder nach Vertautbarung, 
angefochten: Io muß daruͤber rechtiiches Gehör verſtattet werden. 

F. 31. Die wegen einer ſolchen Stiftung den Familienmitgliedern zukommenden 
d'De und Pflichten, find lediglich nach dem Inhalte der Stiftungs⸗urkunde zu bes 

men. 


A 35. Bei entſtehendem Streite: in welcher Ordnung die Familienmitglieder zum 
Genuſſe der Stiftung gelangen ſollen, gilt die Vermuthung, daß der Stifter auf die Re⸗ 
dh der geſetzlichen Erbfolge, in Beziehung auf den gemeinſchaftlichen Stammvater der 
erufenen Familie Rückſicht genommen habe. 
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$. 36. Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich bezeichnete Familie zum Genuſſe der 
Stiftung berufen: ſo ſind diejenigen, welche den Familiennamen nicht führen, wenn 
ſie gleich ſonſt zur Verwandtſchaft gehoͤren, dennoch für ausgeſchloſſen zu achten. 

$. 37. Hat aber der Stifter in allgemeinen Ausdrucken, zum Beſten feiner Verwand⸗ 
ten, Nachkommen u. ſ. w. verordnet: ſo nehmen auch Verwandte weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts und die durch ſelbige zu der Familie gehören, an der Stiftung Theil. 

$. 38 Die Sorge für die Beobachtung der Stiftungsurkunde, und für die Aufrecht⸗ 
haltung der daraus der Vd zukommenden Rechte, liegt, wenn der Richter nichts 
Beſonderes darüber feſtgeſetzt hat, dem Vorſteher der Familie hauptſächlich ob. 

2) Rückſichtlich der Stiftungen zu öffentlichen Zwecken beſtimmt das 
L. R. II. 19. in den äh 32— 89, von denen die zunächſt hier intereſſiren⸗ 
den F. 32 —42 beſtimmen: 

$. 32. Armenhäuſer, Hofpitäler, Waiſen- und Findel⸗„ Werk: und Arbeitshäuſer ſte⸗ 
hen unter dem beſondern Schutze des Staats. 

$. 33. Werden dergleichen Anſtalten von neuem errichtet: fo muß das Vorhaben dem 
Staate zur Prüfung der Grundſaͤtze ihrer Verfaſſung angezeigt werden. 

5. 34. Doch ſollen diejenigen Behörden, denen dieſe Prüfung nach den verſchiedenen 
Verfaſſungen in den Provinzen obliegt, nur in Faͤllen, wo die Ausführung der Ver⸗ 
ordnungen des Stifters unmöglich oder gar ſchädlich ſein würde, diefelben zu verwer⸗ 
fen berechtigt ſein. 

$. 35. Außerdem kann jeder Stifter die innere Einrichtung ſolcher Anſtalten, die 
Aufſicht über dieſelben, die Beſtellung der Verwalter, die Reviſion und Abnahme der 
Rechnungen, nach Gutbefinden anordnen. 

9.36. So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle dieſe Befugniſſe dem Staate. 

$. 37. Auch ſolche Anſtalten, denen in der Stiftungsurkunde, oder ſonſt, eigene Auf⸗ 
ſeher vorgeſetzt ſind, bleiben dennoch der Oberaufſicht des Staats unterworfen. 

$. 38. Dieſe Oberaufſicht ſchraͤnkt ſich aber nur darauf ein, daß nach den vom 
Staate ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend genehmigten Verordnungen des Stifters ver⸗ 
fahren werde, und nichts einſchleiche, was dem Allgemeinen Endzwecke ſolcher Siftun⸗ 
gen zuwider ſei. | 

$. 39. Der Staat iſt alfo berechtigt, Viſitationen bei dergleichen Anſtalten zu veran⸗ 
laſſen, und die vorgefundenen Mißbräuche und Mängel, obigen Grundſaͤtzen (8. 38.) 
gemaͤß, zu verbeſſern. 

$. 40. ueberhaupt muß der Staat darauf ſehen, daß die Einkünfte der Armen: und 
anderer Verſorgungsanſtalten, zweck- und vorſchriftsmäßig verwendet werben. 

§. 41. Wird wegen veränderter Umftände die in der Stiftungsurkunde vorgeſchrie⸗ 
bene Verwendungsart unmöglich, oder gar ſchaͤdlich: fo muß der Staat die Güter und 
Einkünfte einer ſolchen Auſtalt zu einem andern, der wahrſcheinlichen Abſicht des Stif— 
ters ſo viel als moͤglich gemaͤßen, Gebrauche widmen. 

5. 42. Die vom Staate ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend genehmigten Armen: und 
andere Verſorgungsanſtalten haben die Rechte moraliſcher Perſonen. 


3) Die Oberaukſicht des Staates nun anlangend, verordnet 
a) das R. v. 6. Aug. 1798. 


Nachdem Euer Bericht v. 14. Juni c. betreffend die N. N'ſche Stiftung, welcher 
aber erſt den 26. Juli c. hier eingelaufen iſt, in dem Staatsrath unſeres Juſtizmini⸗ 
nifterii vorgetragen worden, fo werdet Ihr mit Zuruͤckſendung der beiden uͤberſandten 
Aktenſtücke hiermit auf Eure Anfrage in folgender Art beſchieden: Was 

überhaupt die Frage betrifft: 

ob und wie weit der Staat Familienſtiftungen zu ſeiner Oberauf— 

ſicht zuziehen, berechtigt und verbunden ift? fo iſt 

1) die Euch ſchon bei Gelegenheit der N Aiden Stiftung durch das R. v. 16. April 
1792 zur Pflicht gemachte Oberaufſicht des Staats auf Familien-Inſtitute aller⸗ 
dings nothwendig, und es muß 

2) bei denen ſeit dem 1. Jan. 1794 ſchon errichteten oder künftig anzuordnenden, das 
A. L. R. Thl. II. Tit. 4. 59.21—46 angewendet werden. 

3) Nur in Anſehung der näheren Modalitäten und Grenzen dieſer Oberaufſicht find 


Familienſtiftungen nicht ganz nach der bei Vormundſchaften oder Öffentlichen Jr 


menanſtalten nothwendigen Form zu behandeln, ſondern es muß in der Regel 
ſelbige auf die von der Fundation genommene allgemeine Kenntniß ſo lange ein⸗ 
geſchränkt bleiben, bis entweder Beſchwerden eines oder des andern aus der Fami 
lie über das Benehmen der Kuratoren ꝛc. nähere Unterfuhung erfordern — wie 
dies die am und unterm 24. März 1794 und 19. Mai 1794 in den Akten der 
N. N'ſchen Stiftung erlaſſenen Reſkripte ſchon feſtgeſetzt haben — oder die 
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unten beſtimmten Fälle einer Ausnahme von dieſer Regel eintreten. Mithin iſt 
es in der Regel hinreichend, daß jede Familienſtiftung dem Staate angezeigt, 
ſeine Beſtätigung daruͤber nachgeſucht und bei dieſer Gelegenheit darüber gepruͤft 
werde, ob gegen die Leges fundationis entweder nach den Geſetzen oder ex ratio; 
nibus salutis et utilitatis publicae etwas zu erinnern fei. 

Hierbei kommt es gar nicht darauf an, ob der Stifter die Stiftung dem beſondern 
Schutze des Staats empfohlen, oder von deſſen Aufſicht ausdrücklich ausgeſchloſſen 
hat oder nicht. Der Inhalt der Stiftungsurkunde kann alſo nur jenen Grund⸗ 
ſatz abändern, fo weit 

5) der Stifter eine weitere Einmiſchung in das Detail der Ausführung und Verwal⸗ 
tung, von Seiten des Staats gewuͤnſcht oder gebeten hat, welche ſich dann auf 
den Inhalt der Urkunde und auf das nach der Natur der Sache damit unzertrenn⸗ 
lich Verbundene einſchränkt. 

6) Eine zweite Ausnahme von obiger Regel muß dann gelten, wenn diejenigen, denen 
die beſondere Direktion oder Verwaltung nach der Fundation zuſtehet, ſich aus⸗ 
druͤcklich einer näheren und weitergehenden Oberaufſicht des Staats unterwerfen. 
Hierbei gilt jedoch in Abſicht ihrer Erklarung das oben Nr. 5. von der Stiftungs- 

urkunde Bemerkte. K 

7) Sollten ſich Kuratoren, Abminiftratoren ꝛc., welche nach der Regel Nr. 3. behan⸗ 
delt werden, ſolcher Unordnungen ſchuldig machen, daß ſie das in ſie geſetzte Ver⸗ 

trauen des Stifters nicht verdienen und die Erfüllung ſeines Willens dabei gefaͤhr⸗ 


4 


— 


det würde, ſo iſt der Staat auf davon erhaltene glaubhafte Kenntniß befugt und 
verpflichtet, die Anzeigen ſofort näher zu unterſuchen und fuͤr die Sicherheit des 
Inſtituts zu ſorgen, und es ſind ſodann nach der Analogie des A. L. R., Thl. II. 
Tit. 18. F. 6911), fo weit es auf die Vermoͤgens⸗Verwaltung ankommt, die in 
der Regel bei Vormundſchaften geltenden Grundſätze der Oberaufſicht anzuwenden. 
Jedoch dauert dieſe erweiterte Oberaufſicht des Staats nur ſo lange, als der Admi⸗ 
niſtrator oder Kurator ꝛc., welcher fie veranlaßt hat, dieſes Offizium verwaltet. 

8) Unter Beobachtung vorſtehender Grundſaͤtze bedarf es über die Frage ihrer Anwen⸗ 
dung keines foͤrmlichen Prozeſſes mit den Kuratoren ꝛc. von Seiten des Staats, 
ſondern es iſt die Behörde, welche die Oberaufſicht führt, ihren hiernach erlaſſe⸗ 
nen Verfuͤgungen ſo weit, wie jedes Vormundſchafts⸗Kollegium, den erforderlichen 
Nachdruck zu geben ermächtigt. Glaubt aber Jemand, dadurch ſich in ſeinen Rech⸗ 
ten beeinträchtigt, To bleibt m der Rekurs an das Juſtizminiſterium und geiſtliche 
Departement unbenommen, welches dann das Noͤthige hieruͤber beſtimmt oder, nach 
Befinden der etwa obwaltenden beſondern Umſtände, die Sache zur richterlichen 


. Entſcheidung verweiſet. (Rabe Bd. 5. S. 77. Auszug S. 342.) 
f b) R. v. 26. Aug. 1809. É 
Friedrich Wilhelm ꝛc. HN m (dp: 
0 ueber das Reſſort in Ruͤckſicht der Oberaufſicht uͤber Familienſtif⸗ 


tungen und andere milde Stiftungen iſt feſtgeſetzt worden: 
daß die Oberaufſicht und auch die Verwaltung, inſofern bei letzterer überhaupt eine 
öffentliche Behörde konkurrirt, der bloßen Familienſtiftungen, das heißt ſolcher, welche 
keine oͤffentlichen Zwecke haben, ſondern ihre Beſtimmung in den Familiengliedern 
oder beſtimmt genannten Perſonen begraͤnzen, auch ferner den Juſtiz⸗ und reſp vor: 
e mundſchaftlichen Behörden gebührt, weil die Geſetze überall, wo von einer Kuratel 
uͤber Privat⸗Vermoͤgen die Rede iſ, dieſe den Juſtiz⸗Behörden auflegen, und die Chers 
aufſicht über bloße Familienſtiftungen mit der Kuratel des Vermoͤgens der Minder⸗ 
jährigen und noch mehr der Abweſenden die hoͤchſte Analogie hat. 


a) Alle Siftungen zu öffentlichen Zwecken dagegen, als Armen⸗Stiftungen, Erzie⸗ 
hungs⸗ und Wittwen⸗Anſtalten, gehören unter die Aufſicht der Regierungen, unter 
il der oberſten Leitung des Min. des Inn., oder der Sektionen deſſelben für allgemei⸗ 
r⸗ nen Polizeikultus und öffentlichen Unterricht. 
Ihr habt daher die Aufſicht und Verwaltung uͤber die Familienſtiftungen unter 
18 Leitung des Juſt. Min. fortzuſetzen, alle übrigen, von Euch bisher abhängig gewe⸗ 
ſenen milden Stiftungen dagegen an die Regierung abzugeben und erwarten wir die 
id 
g Ze 
3 1) Dieſer §. lautet: „Wenn aus vorſtehenden Gruͤnden befunden wird, daß der 
n⸗ Vormund auch nur bei einem einzelnen Falle oder Geſchaͤfte, durch offenbare 
de Unordnungen, oder gar durch unredliches Verfahren, dem Vertrauen des Erb: 
ie laſſers zuwider gehandelt habe: ſo muß er ſich der Aufſicht des vormundſchaftli⸗ 
er | chen Gerichts durchgehende eben fo unterwerfen, als wenn keine ihn davon be⸗ 


ie freiende Verordnung des Erblaſſers vorhanden wäre, | 
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Einreichung eines Verzeichniſſes der unter Eurer Aufſicht oder Verwaltung bisher 
geſtandenen Stiftungen, mit der Anzeige des Zwecks derſelben, und ob ſie als Fami⸗ 
klien⸗ oder andere milde Stiftungen zu betrachten find 1). 

(Matthis Bd. 8. S. 321. Rabe Bd. 10. S. 138.) 


1) Die Geſetzreviſoren bemerken hierüber: 
| Das A. L. R. läßt, wenn die Anordnung des Stifters nicht etwas Anderes 
| herbeiführt, die Verwaltung der Stiftung den Anſtalten oder gewählten Vorſte⸗ 
| bern, enthält wegen einer Oberaufficht des Staats keine befonderen Beſtimmun⸗ 
| gen, und läßt die Gerichte außer der Errichtung der Stiftung nur bei Beftäti- 
| gung eines Beſchluſſes einſchreiten, welcher die bisherige Verwaltungsweiſe und 
| die Art der Verwendung der Einkünfte mobificirt (AA, 29. ff. 38. ff. h. t.) und 
veranſtaltet die Bevormundung der nicht gehörig vertretenen Familienglieder. 
Der Geſichtspunkt, von dem das A. L. R. ausgeht, iſt hiernach: d 
Aufrechthaltung des Inhalts der Stiftung, Autonomie der Familie bei der 
Leitung der gemeinſamen Angelegenheiten, Sorge für Beobachtung der 
Stiftungsurkunde zunächſt durch den Vorſteher der Familie. 
| Zunächſt äußerte auf dieſe Verhältniffe ein an das Oſtpreußiſche Staatsmin. 
erlaſſenes R. v. 6. Aug. 1798 (ſ. sub a.) Einfluß, welches bei Gelegenheit eines 
ſpeciellen Falles, Grundſatze über die Berechtigung und Verpflichtung des Staats 
zur Oberaufficht feſtſtellt. — Bis zur Organifation der Behörden im Jahre 
1808 wurden keine allgemeinen Verf. hieruͤber erlaſſen, und nur in verſchiedenen 
einzelnen Fällen die in dem R. v. 6. Aug. 1798 enthaltenen Grundſätze theil⸗ 
weiſe den Gerichten eröffnet. Da bisher eine große Anzahl von Stiftungen zu 
milden und gemeinnügigen Zwecken unter gerichtlicher Obervormundſchaft ſtan⸗ 
| den, ſo mußte hierin in Folge der anderweiten Reſſortbeſtimmungen der Behör⸗ 
| den eine Xenderung eintreten. Die V. v. 26. Dec. 1808, wegen verbefferter Ein⸗ 
richtung der Provinzial⸗Polizei und Finanz⸗Behorden (Rabe Bd. 9. S. 472.) 
| verwies im F. 10. die Stipendien⸗Sachen zum Geſchaͤftskreis der geiſtlichen und 
| Schul⸗Deputationen und ſonaͤchſt der Reg., wies die Verwaltung der inneren 
Kommunal⸗ und Korporations⸗Angelegenheiten im A 13. den Kommunen, So⸗ 
cietäten und Stiftungen, denen ſolches angehe, zu, behielt jedoch den Reg. die 
| polizeiliche Aufſicht über ſelbige vor. In der St. O. v. 19. Nov. 1808 (mit der 
| die neuere y. 17. Marz 1831. AR. 104. 112. 139. uͤbereinſtimmt) wurde im 6. 179 | 
i die Verwaltung oder Kontrolle der milden Stiftungen den Armendirektionen 
überwieſen, die obere Aufſicht aber im $. 189 den Reg. vorbehalten. In Folge 
dieſer Reſſort⸗Veränderungen, mit denen die Abtrennung der geiſtlichen Angele⸗ 
genheiten vom Juſtizdepartement zufammenfällt, wurde die Frage angeregt: 
welche milde Stiftungen an die Reg. abzugeben und welche den Juſtizbe⸗ 
hörden verbleiben ſollten; 
und zwiſchen dem Min. des Inn. und der Zuft. zur Erörterung gebracht. Jenes 
ſtellte in einem Votum v. 3. Juni 1809 die Anſicht auf: 
daß die Oberaufſicht und die Verwaltung (in ſofern bei letzterer überall eine 
| öffentliche Behörde konkurrire) aller bloßen Familienſtiftungen, d. h. ſolcher, 
welche keine öffentlichen Zwecke haben, ſondern ihre Beſtimmung in den Fa⸗ | 
| miliengliedern oder beſtimmt genannten Perſonen begrenzen, auch ferner den 
Juſtizbehörden gebühre, weil die Geſetze überall, wo von einer Kuratel Aber 
Privatvermögen die Rede fei, dieſe den Juſtizbehoͤrden auflegen, und die 
Aufſicht auf bloße Familienſtiftungen mit der Kuratel des Vermoͤgens der 
Minderjährigen und Abweſenden die höchfte Analogie zeige. 
Hiermit ftimmte der Juſt. Min. überein, und in Folge deſſen wurde an die 
Gerichte das R. v. 26. Aug. 1809 (ſ. sub b.) erlaſſen. Mit Ruͤckſicht hierauf 
/ wurde den Obergerichten durch ein R. v. 18. Febr. 1812. (Akt. F. 18. Vol. I. 
| fol. 126) die jährliche Einſendung von Tabellen über den Zuſtand der Familien⸗ 
ſtiftungen ihres Bezirks an das Juſt Min. und durch die R. v. 10. Febr. 1816 
| und 14. Febr. 1818. (Jahrb. Bd. 7. ©. 8. und Bd. 11. S. 9. Gräff Bd. 1. 
S. 176 und 177) den Untergerichten und Magiſträten an die Obergerichte out 
gegeben, welche Kontrollen indeß durch das R. v. 6. Oct. 1824 (Jahrb. Bd. 24. 
S. 294, Graff Bd. 3. S. 79—81.) wieder aufgehoben wurden. 

Gegen die erweiterte Aufſicht auf Familienſtiftungen wurden zwar von meh⸗ 
reren Gerichten Erinnerungen gemacht, und es wurde auszufuͤhren geſucht, daß 
das A. L. R. zwiſchen Familien und Armen⸗Anſtalten genau unterſchieden, jene 
der Verwaltung der Familien ganz überlaffen, und die Konkurrenz. des Richters 
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e) R. v. 12. Aug. 1836. Die Oberauſſicht über Familien⸗Stiftungen 

gebührt immer den Landes⸗Juſtiz⸗ Kollegien. | 50 
Dem K. O. L. G. wird auf den Ber. v. 31. Juli c. — die Oberaufſicht uͤber Fami⸗ 

lienſtiftungen betr. — hierdurch eroͤffnet, daß allerdings nur den Landes⸗Juſtiz⸗Kolle⸗ 


bei ihnen nur auf Anrufen eines Intereſſenten nachgelaſſen, bei dieſen aber eine 
genaue Kontrolle und Aufſicht vorgeſchrieben habe. Das Prinzip dieſer Verſchie⸗ 
denheit der Behandlung ward in der Pflicht des Staats, für die Bedürftigen zu 
ſorgen, geſucht, die dann andererſeits die Berechtigung involvire, die auch von 
Privaten zum Zweck der Armenunterſtuͤtzung errichteten Stiftungen einer genaue⸗ 
ren Kontrolle ſchon zu dem Ende zu unterwerfen, damit nicht durch die im Be- 
ſonderen geſchehende unzweckmäßige Verwendung die allgemeinen Intereſſen ge⸗ 
| fährdet würden. Es wurde ausgeführt, daß das R. v. 26. Aug. 1809 eine folche 
g Oberaufſicht nicht eingeführt habe, da daſſelbe die Aufficht nur, wenn fie vom 
Stifter angeordnet worden, nachlaſſe; daß aber die anbefohlene und nunmehr 
erlaſſene Tabellen⸗Einſendung den Zwecken ſpäterer ſpecieller Anordnungen, eine 
genaue Kontrolle auf Familienſtiftungen einzuführen, Iden um deshalb nicht 
habe genuͤgen können, weil fruͤherhin verordnet worden, daß man die von den 
Stiſtungsvorſtehern angezeigten Verhaͤltniſſe habe genauer kontrolliren, die Rech⸗ 
nungsabnahme gerichtlich vornehmen, die Dokumente zum Depoſitorium ziehen 
und die Sicherheit der den Stiftungen angehoͤrenden Aktiva habe prüfen ſollen. 
Es erging jedoch überallhin die Anweiſung, den fruͤher erlaſſenen Anordnungen 
gemaͤß, den Familienſtiftungen die nöthige Oberaufſicht nicht zu entziehen. Eine 
uͤbereinſtimmende generelle Verfuͤgung wurde jedoch nicht erlaſſen, und der Ge⸗ 
genſtand im legislativen Wege bisher nicht feſtgeſtellt. So iſt die Praxis der 
verſchiedenen Kollegien gegenwärtig noch nicht gleich fornnig» Kenntniß von den 
Familienſtiftungen wird zwar uͤberall genommen; dieſelbe beſchränkt ett 
einigen Orten auf Einforderund jährlicher kurzer Berichte von den Stiftungs-Ver⸗ 
waltern, beſteht aber andernorts in einer ſtreng durchgeführten, nach Art der 
Aufſicht der Vormundſchafts⸗Gerichte auf unbefreite Vormünder eingerichteten 
Kontrolle. ën) | 
Nachdem die durch ee der jährlichen Tabellen geübte Aufſicht aufge: 
hört, das Maß der Uebung derſelben aber nicht ganz gleichfoͤrmig porgeſchrieben, 
| den Gerichten vielmehr freiere Hand gelaffen war, kam dieſer Gegenſtand bei 
Gelegenheit eines wichtigen fpeeiellen Falles wiederum zur Sprache und mehrere 
| | each erhielten neuerlich die Anweiſung, die Oberaufſicht auf folgende Punkte 
z richten: 5 I | 
1 auf die zu verankaſſende Wahl eines Vorſtehers, wenn die Stiftung einen 
ſolchen nicht habe. Sodann ſollte Bedacht genommen werden, 
2) die ernannten Kuratoren, Direktoren, Adminiſtratoren se. der Stiftung zu 
verpflichten, fie zur gewiſſenhaften Befolgung der Stiftungsurkunde, und 
wenn über die Rechnungslegung in det letzteren nichts beſtimmt worden, dazu 
anzuweiſen, die Rechnung jährlich dem Vorſteher zu legen?; 
3) auf den Antrag des Letzteren auch die Reviſion, Abnahme und Decharge der 
Rechnung ſelbſt zu beſorgen: € 0 5 rn 
4) darauf zu ſehen, daß alle Angelegenheiten, die nicht zu den Gegenſtänden der 
bloßen Verwaltung zu rechnen ſeien, durch Familienſchluͤſſe geleitet würden 
5) auf eingehende Beſchwerden den Bericht des Vorſtehers, jedenfalls aber all 
jährlich einen Generalbericht einzufordern, worin derſelbe anzuzeigen habe 
a) ob und wann von dem Adminiſtrator Rechnung gelegt, was fur Erin‘ 
nerungen dagegen gemacht und ob fie erledigt worden; b) wie viel der reine Er⸗ 
trag der Stiftung betragen, und wie er nach dem Willen des Stifters ver⸗ 
wendet worden; «) einen Nachweis der Vermögensſubſtanz zu übergeben, 
? und d) anzuführen habe, ob die Adminiſtratoren ſich irgend etwas hätten zu 
Schulden kommen laſſen, was nach 8. 688 fla. A. . R. Th. II. Tit. 18. 
eine ſpecielle Aufſicht rechtfertigen wuͤrde; endlich | 
6) ſich dann erſt, wenn der zu 5. d. bezeichnete Fall eintreten ſollte, der naheren 
Aufficht zu unterziehen, eine Viſitation der Amtsführung der Stiftungsbeam⸗ 
ten zu veranlaſſen, und dabei nach den Vorſchriften 155 verfahren, welche den 
Vormundſchafts⸗Gerichten gegen die verwaltenden Vormünder gegeben u 


Dieſe Anweiſung iſt indeß nicht allen Gerichten mitgetheilt und ſo iſt die Be⸗ 
handlung der Stiftungen nicht uͤberall dieſelbe. 
(Geſetzreviſ. a. a. O. Mot. a. a. Oe zu 8h. 50—61. des E. S. 5357.) 


— 


| 
| 
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gien die Oberaufſicht über die Familienſtiftungen, fo wie über andere Stiftungen den 
Reg. gebührt. Auch iſt in dem Cirk. R. v. 28. Aug. 1809 ausdrücklich geſagt, daß das 
Kammergericht und die Obergerichte die Aufficht über die n ie unter Lei⸗ 
tung des Juſt. Min. fortzuſetzen haben. Wenn daher auch nach Befinden die Verwal⸗ 
tung, zufolge einer Beſtimmung des Stifters, dem Untergerichte überlaſſen werden kann, 
fo gehört doch die Ober-Aufſicht zum Geſchäftskreiſe des O. L. G. 

(Juſt. Min. Akt. I. 2900. — Gen, F. 18. Vol. 4. fol. 68. Erg. zu L. R. I. 


4. J. 38.) 
II. 
Anwendung der allgemeinen Geſetze auf die jüdiſchen 
Stiftungen. 


1) In den alten Provinzen. 

Nach der Emanation des Ed. v. 11. März 1812 wurden die Familien: 
ſtiftungen der Juden den übrigen gleichgeſtellt. Es beſtimmt hierüber das 
R. des Juſt. Min. (v. Kircheiſen) an das K. Kammerger. v. 16. Nov. 1816. 

Mit dem Ber. des K. Kammerger. v. 28. v. M. iſt die, von dem Vice⸗Ober⸗Land⸗ 
rabbiner Weyl, wegen der jüdiſchen Familien⸗Stiftungen geleiſtete Anzeige eingegangen. 
Dem Kollegio wird auf die dabei gethane Anfrage: ob daſſelbe auch von ſolchen Fami⸗ 
lien⸗Stiſtungen der Juden Kenntniß nehmen ſolle, welche nicht unter die Aufſicht der 
Stadtgerichte und Magiſtrate geſtellt ſind, hiermit Folgendes eröffnet: 

Bei den Verhaͤltniſſen, worin die Juden bis zum Jahre 1812 geſtanden haben, hat 
der Staat von ihren Familien⸗Stiftungen keine Notiz genommen, weil die Familien⸗ 
Verhaͤltniſſe und was darauf Beziehung hatte, unter die Oberaufſicht des Vice-Ober⸗ 
Landrabbiners und der Vorſteher der Judenſchaft geſtellt war. Es haben daher auch 
die Stadtgerichte und Magiſtrate keine Oberaufſicht auf die Familien⸗Stiftungen der 
Juden uͤben können. i 

Da indeß die Verhältniffe ganz verändert, und die Juden den chriſtlichen Unterthanen 
gleich geſtellt ſind, ſo tritt in Anſehung ihrer Stiftungen die polizeiliche Oberaufſicht des 
Staats in eben der Art ein, wie ſie auf die Stiftungen der Chriſten wirkſam iſt, und 
das K. Kammerger. hat daher von den Familien-Stiftungen der Juden, welche nach 
der V. v. 26. Aug. 1809 unter die Aufſicht der Gerichte geſtellt ſind, die erforderlichen 
Nachrichten einzuziehen, und ſolche in die jährlich einzureichenden Tabellen aufzuneh⸗ 
men, auch auf die Erhaltung der Stiftungen zu wachen. 

(Jahrb. Bd. 8. S. 242. Graͤff Bd. 4. S. 112.) 


2) In Betreff der neuen Provinzen muß man daſſelbe annehmen, in ſo⸗ 
fern nicht in dem einen oder anderen Territorium die Oberaufficht über die 
jüdiſchen Stiftungen den Rabbinern ausdrücklich überlaſſen war. 

Es bemerken hierüber: 


a) die Geſetzreviſoren in den Motiven zu dem revidirten Entwurfe des 


A. L. R. Thl. II. Tit. 4. 68. 111113. 

Die Familienſtiftungen der Juden wurden nach Emanation des Ed. v. 11. März 
1812 den übrigen gleichgeſtellt. Wo das Edikt nicht eingeführt iſt, läßt ſich eine Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen Regel nur da annehmen, wo dieſe Stiftungen ſich geſetz⸗ 
tich unter der geordneten Aufſicht der Rabbinate oder Syndikate befanden. Denn die 
K. O. v. 8. Aug. 1330 (G. S. ©. 116.) beſtimmt, daß die Verhaltniſſe der Juden in 
den in Rede ſtehenden Landestheilen, nach den Vorſchriften beurtheilt werden ſollen, 
welche bei der Beſitznahme der gedachten Provinzen als darin geſetzlich beſtehend vorge⸗ 
funden ſind. Beruht nun, wie mehrerenorts der Fall, das ſich Selbſtüberlaſſenſein der 
juͤdiſchen Stiftungen lediglich darin, daß die früheren Partikular⸗Geſetzgebungen den 
Stiftungen überall keine Aufmerkſamkeit geſchenkt hatten, ſo wird ſich die Anwendung 
der allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften dort nicht beſtreiten laſſen. Dagegen iſt aus 
dem in der K. O. aufgeſtellten Grundſatz das R. v. 4. Mirz 1831 gefloſſen, welches 
das Hofgericht in Arnsberg anweiſt, die juͤdiſchen Stiftungen den Rabbinern zu über: 
laſſen. Daſſelbe gründet ſich auf den geführten Nachweis (Akt. des De dart. von Arns⸗ 
berg Nr. 7. f. 67. 72.), daß die Kurkoͤllgiſche Judenordn v 28. Juni 1700 den Rabbi: 
nern die Verwaltung der teſtamentariſch oder vertragmäßig angeordneten Familienſtif⸗ 
tungen, Stiyendien und VBermihtniffe ousdräcklich übertra zen hatte. Daher iſt aber 
auch das R. lediglich auf den umfang des Herzogthums Weſtohalen zu beſchranken, und 
es bezieht ſich daſſelbe nicht auf die uͤbrigen, dem Hofgericht sbezirk inkorporirten Landes⸗ 
theile. (Geſetzrev. Pens. XVI. S. 69. Note 2.) 
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b) Dies angezogene R. v. 4. März 1831 an das K. Hofgericht zu Arnd» 
berg lautet: S 

Das K. Hofgericht wird auf den Bericht v. 19. Jan. d. J. autorifirt, von fernerer 
Ausübung der, den Gerichtsbehörden übertragenen Oberaufſicht über Stiftungen, in ſo— 
weit letztere Stiftungen der Iſraeliten find, ohne Unterſchied des Zwecks derſelben zu ab⸗ 
ſtrahiren, und ſolche den dazu berechtigten Familiengliedern und reſp. Rabbinern zu über⸗ 
laſſen; in Ruͤckſicht der nicht jüdiſchen Stiftungen muß es dagegen bei dem R. v. 16. Dec. 
1826 lediglich ſein Bewenden behalten. (Jahrb. Bd. 37. S. 76. Gräff Bd. 11 S. 167.) 

3) Anlangend die unter den Reg. ſtehenden öffentlichen milden Stiftuns 
gen der Juden beſtimmt in Anſehung der Aufbewahrung der 
Stiftungsfonds. 

Das R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Febr. 1830 an das K. 
Pol. Präſid. zu Berlin. 

Dem K. Pol. Präfid. wird auf die Anfrage v. 12. v. M., 

in Betreff der Verpflichtung deſſelben zur Aufbewahrung der Dokumente über die Ka⸗ 

pitalien der unter Seiner Oberaufſicht ſtehenden jüdiſchen milden Stiftungen, 
zum Beſcheide eroͤffnet, daß in den Fallen, in welchen der Fundator eigene Verwalter 
beſtellt hat, der die Oberaufſicht fuͤhrenden Behörde nicht die Pflicht obliegt, die Fonds 
aufzubewahren, da der §. 38. Tit. 19. Thl. 2. des A. L. R. dieſe Aufſicht 

„ir 
darauf beſchraͤnkt, daß den Verordnungen des Stifters gemäß verfahren werde, und 
nichts einſchleiche, was dem allgemeinen Staatszwecke zuwider iſt. 

Da nun die Aelteſten der Judenſchaft, unter deren Aufſicht die jüdiſchen Stiftungen 
ſtehen, in der Regel zuverläffige und ſichere Männer find, welche gewiß jeden zu befuͤrch⸗ 
tenden Schaden abwenden, oder noͤthigenfalls dafür aufkommen werden, auch ſich dem 
Vernehmen nach bis jetzt keine Urſache zur Klage über unangemeſſene Verwaltung, viel⸗ 
mehr ein ſehr vortheilhaftes Reſultat ergeben hat, übrigens aber die Judenſchaft über⸗ 
haupt als eine Privatgeſellſchaft betrachtet wird, um deren Vermoͤgen der Staat in der 
Regel ſich nicht bekümmert: ſo hat ſich das K. Pol. Praͤſid., wenn nicht ganz ſpezielle 
Veranlaſſung dazu vorhanden ſein ſollte, mit der Aufbewahrung der juͤdiſchen Stiftungs⸗ 


fonds nicht zu befaſſen. (Ann. XIV. S. 107.) 


Zweite Abtheilung. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den einzelnen Landes⸗ 
theilen des Preußiſchen Staates. 


Erſter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den alten 
Provinzen. 


Vorbemerkung. 


Ueber den Begriff, der mit der gebrauchten Bezeichnung der „alten Pro⸗ 
vinzen“ verbunden, iſt zu bemerken, daß hierunter diejenigen Beſtandtheiled er 
Monarchie verftanden find, welche derſelben durch den Tilſiter Frieden ver: 
blieben, für welche mithin das Ed. v. 11. März 1812 promulgirt 
worden iſt. 

Durch den Tilſiter Frieden v. 9. Juli 1807 wurden aber von Preußen 
getrennt: Die geſammten Tertitorien links der Elbe, ſo daß die Elbe die 
weſtlichſte Gränze der Monarchie wurde; es fielen ferner die Theile von Po— 
len, welche Preußen ſich in den Jahren 1793 und 1795 angeeignet, als Herzog⸗ 
thum Warſchau an den König von Sachſen; die Provinz Bialyſtock mit 
206 (JMeilen an die verbündete ruſſiſche Macht; Danzig mit einem Um: 
kreiſe von zwei Stunden wurde als Freiſtaat der Provinz Weſtpreußen ent— 
nommen, und der Kottbuſer Kreis kam an Sachſen. 

Etwa die Hälfte der Monarchie war verloren, und es waren alſo 

die Marken, mit Ausnahme des größten Theiles der Altmark 

(weftlich der Elbe) 

Schleſien, 

Pommern und 

Preußen, mit Ausnahme eines Theiles von Weſtpreußen, 
welche zur Zeit, als das Ed. v. 11. März 1812 gegeben wurde, die Mo⸗ 
narchie bildeten, und für welche es auch, wie durch K. O. v. 8. Aug. 1830 
feſtgeſetzt, mit Ausſchluß der durch den Pariſer Frieden wieder und neu er— 
worbenen Provinzen, gegenwärtig noch allein gilt!). 

Nach der jetzigen Eintheilung des Landes bilden dieſe Territorien: 

1) Die Provinz Brandenburg, mit Aue ſchluß der Lauſitz und des Kott— 

buſer Kreiſes; 


— — — 


1) S. S. 40. 


— — 
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2 von der Provinz Sachſen und reſp. dem Herzogthum Magdeburg die 


beiden Jerichowſchen Kreiſe 1); 

3) die Provinz Preußen, mit Ausnahme des Kulmer und Michelauer 
Kreiſes, der Städte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten; 

4) die Provinz Pommern, mit Ausſchluß von Neuvorpommern; 

5) die Provinz Schleſien, mit Ausnahme des dazu gehörigen Theiles der 
Ober⸗Lauſitz; 

6) in der Stadt Danzig und deren Gebiete gilt das Ed. v. 11. März 1812 
faktiſch feit deſſen Wiedervereinigung mit Preußen, und die K. O. v. 
B. April 1832 ſanktionirte dieſes Faktum. Das Nähere hierüber iſt 
im zweiten Abſchnitte mitgetheilt. 


Erſtes Kapitel. 


Einleitung. 
J. 
Hiſtoriſche Einleitung. 


Literatur). 


Die meiſten hiſtoriſchen Schriften ſind in den Noten betreffenden Ortes erwaͤhnt. 

Vergl. ferner: 

Beckmann, Hiſtoriſche Beſchreibung der Chur: und Mark⸗Brandenburg. Berlin, 
1751. 2. B. Fol. Thl. J. Kap. IX. S. 187232. 

Moͤhſen's Geſchichte der Wiſſenſchaften in der Mark Brandenburg. Berlin und 

Leipzig, 1781. gr. 4. S. 264 seg. und 514. 

König, Annalen der Juden in den Preußiſchen Staaten, beſonders in der Mark Bran⸗ 
denburg. Berlin, 1790. 

A. Zimmermann, Verſuch einer hiſtoriſchen Entwickelung der Maͤrkiſchen Staͤdte⸗ 
verfaſſungen. Berlin, 1837. Bd. 1. S. 326 erg. 

Friedländer, Aktenſtücke, die Reform der jüdiſchen Kolonien in den Preuß. Staaten 

e Berlin, 1793. 

F. A. Zimmermann, Geſchichte und Verfaſſung der Juden in der Provinz Schlefien. 

Breslau, Loͤwe, 1791. 


A. 


Die Geſchichte der Juden in den ältern Provinzen des 
| Staates, mit Ausnahme Schleſienss). 


Die Juden kamen wahrſcheinlich ſchon zu Ende des 12. Jahrh. in 
die Mark Brandenburg. Schon um 1243 fand eine Verbrennung derſel⸗ 
ben zu Belitz Datt, und das Kloſter zum heiligen Grabe verdankt um 
1287 einer zweiten Verfolgung ſeine Entſtehung ). Sie kommen 


1) Dieſe verblieben 1807 preußiſch. 

2) Die abhandelnden Schriften, welche das Preußiſche Judenweſen betreffen, ſ. bei 
der Literatur S. 29 flg., und die allgemeinen hiſtoriſchen Schriften bei der allg. 

biſtoriſchen Eipleitung S. 1. 

) Die Geſchichte der Juden in Schleſien hat mit der in den anderen Provinzen we: 

nig gemein. Auch nachdem Friedrich der Große Schleſien erobert, blieb Schle⸗ 

ſien bis zum Jahre 1808 in der Verwaltung iſolirt, und insbeſondere wurde auch 
das G. v. 17. April 1750 für die fammtlichen Lande mit Ausſchluß Schleſiens 
gegeben. Es iſt daher dieſe Geſchichte in einem beſonderen Kapitel gegeben. 
Bei jener erſten Abtheilung wurde Terlindens Darſteſlung zum Grunde gelegt. 

6) Belitziſche Geſchichten V. Bd. III. §. 9. IX. c, d, §. 2., Thl. IV. Bd. 2. 
Annalen der Juden S. 11. 
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zuerſt beſonders in den Städten der Altmark vor, wo ſie einen 
ausgebreiteten Handel führten. Insbeſondere waren ſie ſchon unter 
dem Aſkaniſchen Hauſe zu Stendal und Salzwedel zahlreich, 
genoſſen daſelbſt nicht allein den bürgerlichen Schutz, ſondern hatten 
auch erbliche Vorrechte, fo vermöge des Schutzbriefes, den ſie 1297 zu 
| Stendal erhielten, das Recht, willkührlich Zinſen zu nehmen, unterdeffen 
die chriſtlichen Kaufleute und Andere Geld auf Zinſen, oder, welches gleich— 
| bedeutend war, auf Wucher, auszuleihen verhindert waren, und in der Stadt 
| | 
| | 


| Brandenburg hatten fie nach dem Zeugniſſe einer Urkunde von 1315 
| das Bürgerrecht 1). Sie belafen bereits damals Synagogen in den 
| Städten. Schon im J. 1297 muß eine ſolche in Stendal geweſen fein, 
da die Markgrafen Otto und Conrad in der Judenordnung von die— 
ſem Jahre beſtimmen ), daß fie bei Prozeſſen den Eid öffentlich in ihrer 
Synagoge in deutſcher Sprache ſchwören ſollen, damit ſolchen alle Chriſten 
verſtehen könnten. Kein Jude durfte aber nach eben dieſem Geſetze in der | 
| Stadt Stendal wohnen, der nicht zehn Mark eigen beſäße. Das Kippen 
| und Wippen der Münzſorten wurde ihnen bei zehn Mark Strafe verboten. | 
| Zehnjährige Knaben ſollen ſchon Schutzbriefe erhalten. Die Juden follen 
als Bürger angefehen werden, und bei dem Zuſammenſchießen der Bürger: 
| ſchaft zu den landesherrlichen Abgaben mußte jede Judenfamilie einen En: | 
| lidum geben. Auch Markgraf Hermann führt in einer Urkunde von | 
13073) die Spandowſche Judenſchaft als Anfäßige und Eigen: | 
thümer an, wie denn überhaupt die Juden im Jahre 1320 in mehreren 


Städten der Mark Bürgerrechte genoffen €) A8 
| Unter der Regierung der Baierſchen Markgrafen wurden die Juden 
in der Mark Brandenburg noch mehr begünſtiget. Sie bewohnten in vie⸗ 


1) C. R. Hauſens Staatskunde der Preußiſchen Monarchie, Berlin 1789, Heft I. 

| S. 130. Reitemeier Geſchichte der Preußiſchen Staaten, 1. Theil, Frankfurt 

| a. d. O. 1801, S. 573—578. | | 

N ) Sie findet ſich in Lenz Brandenburg. Urkundenſammlung, 1. Thl. S. 149 u. f. 

| 2) Hiſtoriſche politiſche militairifche Beiträge, 3. Thl. 2. B. S. 424. | 

| 4) Beckmanns Topographie der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 9. S. 190. 

Vergl. auch S. 205. Note 5. b 

N | Gegen dieſe urkundlichen Zeugniſſe beginnt Ko ch fein Werk: „Die Juden im Preuß. 

| Staate“ zu Unrecht mit den Worten: „Weil die Juden als Fremde von jeher 

nicht Mitglieder einer freien deutſchen Gemeinde werden konnten ꝛc.“ und fügt 
in einer Note hinzu: „Seit den aͤlteſten Zeiten iſt nicht nachzuweiſen, daß die 
Juden irgendwo in Frankreich und Deutſchland zur Ortsgemeinde gehoͤrt haͤtten.“ 

Derſelbe Schriftſteller ſagt jedoch wenige Seiten weiter (S. 26. Note 7): „Ehe 
die Verfolgungen begannen, hatten die Juden unter den Merovingern 
unbeſchränkte bürgerliche Rechte“ und beruft ſich auf Renard, his- 
toire eiv. eccles. et litteraire de la ville de Nimes. I. Liv. II. p. 155., auf | 
Joſt, Bd. 6. S. 45. und Anh. Nr. 5., und Bangnot, les Juifs d’Occident, | 
II. 47, bemerkend, daß noch unter Karl dem Großen eins der Oberhäupter der 
Stadt Narbonne immer ein Jude geweſen ſei. | | 

Auch in Schleſien gehörten die Juden bereits im 14. Jahrh. an einzelnen Orten zur 
Ortsgemeinde. In dem beſtätigten Rechte der Stadt Schweidnitz v. Herzog Bolko 
d. d. 24. Juli 1323 beſtimmt derſelbe im J. 48., daß Juden, — es wäre denn 
auf fürſtlichen Befehl, — Nonnen und Wittwen kein Hof oder Erbe in der Stadt 
verkauft werden ſolle, wenn ſie nicht ſchon zuvor Erbe in derſelben hät- 
ten, weil von ſolchen Leuten der Stadt wenig Recht geſchehe, und im §. 49 l. c., | 
daß alle Juden, die in der Stadt eingeerbt wären, mit den andern Bürs 
gern ſchoſſen, Wachen thun und zu anderem Nit der Stadt helfen ſollten. Vergl. 
die Geſchichte der Juden in Schleſien von O. Wolff in den ſchleſſchen Provinz.⸗ | 
Blättern pro Sept., Okt., Nop. 1812. 3.304 ff. Laadgüter beſaßen fie ſchon 
im Anfange des 13. Jahrh. daſelbſt. Vergl. unten die hiſtor. Einl. in Betreff 
Schleſiens. | 
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len Städten eigne Häuſer und ganze Straßen, welche noch heutiges Tages 
Judenſtraßen oder Judengaſſen heißen. Die Markgrafen nutzten ſie 
bei Eintreibung ihrer Einkünfte und zogen, abgeſehen von dem Schutzgelde, 
auch durch die Zölle von den Juden bedeutenden Vortheil 1). Dafür wer: 
den fie in Urkunden von 1341, 1343 und 1344 „liebe Kammerknechte“) 
genannt, auch wohl „weiſe und beſcheidene Leute“, ein Titel, der das 
mals nur den Magifträten gegeben wurdes). Nichtsdeſtoweniger wurden 
fie als Kammerknecpte oft von den Markgrafen an Städte und Prisatpers 
ſonen verkauft, verpfändet und verſchenkt “). 


Der Markgraf Ludwig der ältere ertheilte ihnen in der Mark über 
der Oder, oder der heutigen Neumark, unter anderen Privilegien im Jahre 
1311 das Vorrecht, daß fie allein vor dem Richter des Orts, wo fie wohn: 
ten, ſollten belangt werden; von ſelbigen konnte ſich der Kläger, wenn jes 
ner nicht entſcheiden wollte, an die Landvögte und von dieſen an die 
Markgrafen ſelbſt oder deſſen Hofrichter wendens). 


— — j — EE 


1) Gerken, Cod. dipl. Brand. T. V. p. 102. 

2) „Fideles nostre camere servos“ in der unten erwähnten Verpfändung des 
Judenſchutzes fuͤr Müncheberg von 1353. 

2) Gerken, Fragment Marchic. T. IV. p. 102. Unter dem in den Urkunden 
vorkommenden Ausdruck: Juden, iſt jedoch nur der Judenzins zu verſtehen. 


) Gerken, diplomat. veier. marchiae Brandenburg. T. I. b. 4). Bed: 
manns Topographie der Mark Brandenburg. 1. Th. 9. Kap. S. 190. 
Schon im Anfange des 13. Jahrh. hatte Herzog Rudolph von Sachſen in Verbin⸗ 
dung mit dem Probſt Nikolaus von Bernau, und im J. 1322 die Makgräfin 
Agnes den Staͤdten Berlin und Koͤln den Judenſchutz in demſelben verliehen 
(Müller, Resol. XXIII No. 7.) und in der Mitte des 14. Jahrh. verpfaͤn⸗ 
dete ſolchen der Markgraf Ludwig dem Rathe zu Müncheberg und zu Berlin 
5 (Muͤnchebergſche Geſchichte S. IX.) Eben fo ſchenkten 1320 die Herzöge von 
Pommern der Stadt Prenzlau die Juden (Beckmann a a. O. S. 190. 
Prenzlauſche Geſchichte C. XV. d. 8. Gerken, Cod. dipl. S. 39.) 


5) Gerken, Cod. diplom. Brand. T. III. p. 230. 

Ein den Juden von dieſem Markgrafen Ludwig ertheilter Schutzbrief wird unter 
anderen von demſelben, als Kaiſer Ludwig, gegebenen in der Reliqu. manuseript, 
medii aevi J. VII. No. 7. S. 75 mitgetheilt (gegeben zu Stendal 1343). 
Er lautet deutſch: 

„Wir ꝛc. thun kund; daß wir den weiſen Juden, dem langen Moskyn, von Ra⸗ 
„thenow genannt, feiner Frauen Nechania und ihren Söhnen, Bennas Jacob 
„Gotze und Iſaac nebſt ihren Erben und Schwägern, unſern lieben Kammer⸗ 
„knechten, in unſerer Stadt Stendal wohnhaft, vor den übrigen Juden einen ge— 
„wiſſen Vorzug einzuräumen beſchloſſen haben, wogegen ſie uns jährlich zu St. 
„Martinstag fünf Mark Silbers puͤnktlich und treulich entrichten ſollen. 
„Wofür wir denn genannte Juden von jeder Art von Abgaben, Geldabforderung 
„oder Bede (exactionis, depecuniationis et precariae), fie mögen Namen has 
„ben wie ſie wollen, frei und ledig wiſſen wollen. Dergeſtalt, daß weder durch 
„uns noch unſere Amtleute oder Diener, noch die Buͤrger der genannten Stadt 
„von ihnen deshalb das geringſte gefordert noch beigetrieben werden ſoll, und ge⸗ 
„nannte Juden und ihre Nachkommen ruhig in erwähnter Stadt wohnen ſollen, 
„womit auch andere Bürger zufrieden ſind. Wir wollen auch, daß ſie gegen jede 
„Beleidigung getreulich geſchuͤtzt werden, und befehlen den Buͤrgermeiſtern der 
„genannten Stadt, jetzigen und kuͤnftigen, mehrbeſagte Juden bei allen buͤr⸗ 
„gerlichen Rechten in unſerm Namen eben ſo wie ihre eignen Buͤrger zu 

„ ſchirmen und zu ſchützen.“ 

Im Jahre 1356 gab derſelbe Ludwig der Römer, dem beſcheidenen Knecht 
Fritzel, ſeinem lieben — Kammerknecht und deſſen ehelichen Erben das Ambacht 
des Thurms zu Spandau zu einem rechten Erblehn auf ewige Zeit. Die Beleh⸗ 
nung iſt in Gegenwart vieler edlen Männer und Ritter ertheilt. Gerken, 
Cod. dipl. Brandenb. Tom. IV. p. 532. Hiſt. Beitr. 3. Th. 2. Bd. S. 317. 
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Unter demſelben Regenten endete jedoch diefe Erleichterung. Vom 
Jahre 1348 dis zum J. 1357 wüthete durch ganz Deutſchland die Peſt. 
Sie traf auch die Marken. Unwiſſenheit, Neid und Bosbeit ſchrieben dies 
hier wie überall — ſ. die allg. Einleitung — einer Vergiftung der Brun⸗ 
nen, der Luft, durch die Juden zu, und es wurde auf Grund deſſen ihre Ver⸗ 
folgung unter Genehmhaltung der meiſten Obrigkeiten beſchloſſen und mit 
gränzenloſer Barbarei durchgeführt ). Landvögte und Magiſträte zeigten 
ſich hierbei eben ſo eifrig, als thätig bei Einziehung ihrer Güter. Dies be⸗ 
ſtätigen mehrere Urkunden. Ine den meiſten Städten und auf dem Lande 
wurden die Juden erſchlagen und hingeworfen; Niemand wollte ſie begra⸗ 
ben, und ſie verurſachten nun nach dem Tode eine wirkliche Peſt, für deren 
Urſache man fie vorher ohne Grund ausgegeben hatte 2). 

Wenn gleich auch im funfzehnten Jahrhunderte die Begriffe von 
dem menſchlichen Werthe der Juden ſich wenig geändert und demgemäß ihre 
Behandlung nicht vortheilhafter für fie geworden s), fo ſcheint es doch, daß 
ſie unter dem Burggrafen Friedrich von Hohenzollern ſich in guten 
Umſtänden befunden, und es iſt wahrſcheinlich, daß ſie bei den damaligen 
vielfachen Räubereien und Aus ſchweifungen des Adels Gelegenheit gehabt, 
ſich Reichthümer zu erwerben, da der jüdiſche Geldverkehr in dieſer Periode 
von einem ausgebreiteten Umfange war, wovon ſich in den rathhäuslichen 
Archiven der märkiſchen Städte viele Beiſpiele finden 4). 

Daß die Juden bis hierhin ſeit ihrer Einwanderung in die Preußiſchen 
Staaten außer den Marken auch in andern Provinzen gleiche Fertſchritte 
gemacht hätten, erhellet nicht. In Pommern ſcheinen ſie wenigſtens keine 
ſolche Begünſtigung als in Brandenburg gefunden zu haben, und aus Alt⸗ 
Preußen waren die Juden durch ein ausdrückliches Verbot des deutſchen Or⸗ 
dens ganz ausgeſchloſſen 5). 

In den Marken wurden die erworbenen Reichthümer von Neuem ihr 
Verderben. Unter der ſonſt weiſen Regierung des Churfürſten Joachim 
gebrauchte man religiöfen Fanatismus wiederholt zum Vorwande, ihr Ver⸗ 
mögen einzuziehen. Die angeblich von einem Kirchendiebe an einen Juden 
verkaufte Monſtranz und eine von Letzterem in Stücke zerſchnittene Hoſtie, 
woraus Blut gefloſſen, diente zum Vorwande, acht und dreißig Juden zu 
verbrennen, zwei Juden, die ſich bekehrt hatten, zu enthaupten, und alle 
übrigen nach geſchworener Urphehde e) aue dem Lande zu treiben r). 

Der Churfürſt Joachim II., dem eine glänzende Hofhaltung und die 
Reichs feld marſchallswürde die Finanzen erſchöpfte, nahm jüdiſche Familien 
in ſeine Staaten wieder auf, welche ihm gegen den zu ertheilenden Schutz 


` — — 


— 


) Möh ſens Geſchichte der Wiſſenſchaften in der Mark Brandenburg S. 262. 
sé e Hauſens Staatskunde der Preußiſchen Monarchie, 11. Heft. 


) Merkwuͤrdig iſt die Stelle, welche in Markgraf Albrechts von Brandenburg 
Inſtruktion für ſeine Abgeordnete an die Judenſchaft im Reich zu Einbringung 
der Steuern, Schatzung und des goldnen Oſterpfennigs vom Jahre 1462 vor⸗ 
kommt, weil ſie die Denkart damaliger Zeit gegen die Juden, beurkundet. Der 
Archivarius Spieß hat ſie im Plaſſenburgiſchen Archive aufgefunden und im 
erſten Theile ſeiner diplomatiſchen Nebenſtunden S. 127. miigetheilt. 

) Beckmanns Beſchreibung der Mark Brandendurg, 1. Th. Kap. 10. S. 189. 

) Reitemeier, Geſchichte der Preußiſchen Staaten, Th. 1. S. 575. Kulmer 
R. Kab. 2. Tit. 5. Buch IV. p. 158. 

) Annalen der Juden in den Preußiſchen Staaten, Berlin 1790, S 52. 

) Mohſen Geſchichte der Wiſſenſchaften in der Ehurmark Brandenburg, S. 508. 
Engel Anna, marchic, p. 275. 
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verſprechen mußten, jährlich vierhundert Gulden zu bezahlen, und dreitau⸗ 
ſend Mark fein Silber in die Münze zu Berlin und Stendal zu liefern. 
Schon beim Beginne der folgenden Regierung des Churfürſten Johann 
Georg aber genügten die einem angeſehenen Juden Namens Lippold zur 
Liſt gelegten Verbrechen zu der im Jahre 1573 erfolgenden Vertreibung 
ſämmtlicher Juden. Sie mußten ihre Güter verkaufen, den Gerichten die In⸗ 
ventarien⸗ und Unterſuchungskoſten und die Abzugsgelder bezahlen und das 
Land abermals räumen 1). Dieſelben müſſen ſich im Laufe der Zeit wieder 
eingefunden haben; im Landtagsrezeß von 1653 verfpricht der große Ehur⸗ 
fürſt den Ständen deren Beſchränkung 2). Derſelbe ertheilte deſſenungeach⸗ 
tet unter dem 21. Mai 1661 3) funfzig Judenfamilien die Erlaubniß, ſich 
in der Churmark gegen ein gewiſſes Schutzgeld niederzulaſſen. Als ſich 
ihre Anzahl aber mehrte, beſchränkte er ihren Handel durch das Vers 
bot des Aufkaufs der Felle und Rauchwaaren bei Strafe der 
Konfis kation“), und durch das Verbot des Handels mit Silber, et gë 
ment, Bruchſilber und harten Gelde 5). Eine noch größere Einſchränkung 
erfolgte durch das Hauſir-Edikt vom 17. Aug. 1692, worin das 
Hauſiren der Juden auf dem Lande und in den Städten, ſowohl durch: fie 
ſelbſt als durch ihre Knechte, bei Verluſt ihrer Pferde, Wagen und Waaren 
unterſagt wurde. Erſt unter dem Churfürſten Friedrich dem dritten 
wurde durch die Cirk. Verordnung v. 13. Febr. 1699 den Juden verbo⸗ 
ten 7), künftig ohne Spezialkonzeſſion Häuſer oder Immobilien zu kaufen. 

Zu Ende dieſes ſiebzehnten Jahrhunderts hatte ſich auch in den 
Weſtphäliſchen Provinzen im Herzogthum Cleve und der Grafſchaft Mark 
die Anzahl der Juden ſehr vergrößert. Churfürſt Friedrich Wilhelm 
erneuerte ihr Geleit auf zwanzig Jahre, welches Churfürſt Friedrich der 
dritte auf eben fo viel Zeit ausdehnte. Von den hundert und funfzig 
Familien, welche nach dem Geleilspatente in beiden Provinzen vorhanden 
fein ſollten, fehlte aber damals der dritte Theil s). 

Mit dem Anfange des achtzehnten Jahrhunderts wurde eine all: 
gemeine Zählung der Juden in den Preuß. Staten vorgenommen, 
wobei ſich ihre Anzahl ſehr vermehrt fand. Außer der V. v. 26. 
Nov. 1700, wodurch die Zinſen feſtgeſtellt wurden, welche die Juden 
von ihren ausgeliehenen Geldern nehmen ſollten “), iſt beſonders das am 


1) Eine ausfuhrliche Nachricht hiervon und von Lippolds harten Beſtrafung fin⸗ 
det man in Moͤhſens Geſchichte der Wiſſeuſchaften in der Mark Brandenburg, 
Berlin und Leipzig 1781. gr. 4. S. 514 u. f. 

2) „Mit den Juden haben wir einen ſonderbaren Kontrakt ſchließen laſſen, vermöge 

deſſelben ihnen aller Handel und Wandel in unſern churfuͤrſtlichen Landen inter⸗ 
diciret, ohne allein in den publicis et solennibas nundinis, in welchen ſie doch 

dem bei magistratui Luch, ſich angeben ſollen, darüber denn, weil zu ſolcher Zeit 
alle commercia cui vis libera fein müffen, Niemand einige Klage und Beſchwe⸗ 
rung zu führen, wird Urſache haben. Im übrigen wollen wir Ihnen in Unſern Lan⸗ 
den keine ſi a domicilia noch auch Synagogen verſtatten. Würden ſie auch 
untuͤchtige Waaren feil hahen, oder Uheitas usura⸗ treiben, wollen wir ſolches 
mit Ernſt zu beſtrafen nicht uaterlaſſen.“ Landtagsrezeß v. 26. Juli 1653 Art. 2. 

3) Mylii Corpus Coustitut. Mas chic. Tom. V. 5. Abth. S. 121 u. f. 

1) Ed. v. 2. April 1680. Mylii Corp. Const. Marhic. T. V. Abth. I. S. 159. 

) Ed. v. 12. Jul 1683 und 18. Marz 1685. Ebendaſ. I. IV. Atzth. I. Cap. V. 
S. 1218 L. V. Cap. V. S. 124. 

e) Ebendaſ. I. v. Abth. II. Cap. VII. S. 507. 

*) Ebendaſ. T. V. Abth. V. Cap. III. S. 129, 196. 

*) Ann. der Juden in den Preuß. Staaten, S. 130. | 

») Mylii Corp, Constit. Marchic. T. II. Abth. I. S. 205. 219, 555, 


ki 
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7. Dec. 1700 bekannt gemachte Provinzial Reglement der Juden) 
zu bemerken. Wegen einer angeblichen Uebertretung der Bedingungen des 
Schutzes lies die V. v. 24. Jan. 1800 $. 1. „Gnade für Recht ergehen“ 
und beſtimmte nur, daß jede vergleitete Judenfamilie das Doppelte des 
jährlichen Schutzgeldes von 8 Rthtr bezahlen, und die unvergleiteten, außer 
Erlegung des doppelten Schutzgeldes für die ganze Zeit ihres Aufenthalts, 
aus dem Lande geſchafft werden ſollten. Es wurde ferner die Ber 
freiung vom Leibzoll aufgehoben und mußte die ganze Judenſchaft 
in solidum 3000 Rthlr. als Schutzgeld aufbringen. „Und dieweilen 
hiernachſt die vergleitete Familie vermöge des in Anno 1671 bei der 
erſten Rezeption gemachten Bedinges jährlich ein gar geringes, und 
nur 8 Rthlr. an Schutzgeld entrichtet haben, und dahingegen von dem 
Leibzoll befteiet geweſen, dadurch aber zu alleıhand Unterſchleifen Anlaß 
und Gelegenheit gegeben worden; alß haben wir, zumalen, da vorerwähn⸗ 
ter Beding nur auf 20 Jahre eingerichtet geweſen, ſothane Zeit aber längſt 
verfloſſen iſt, zu Verhütung aller Unterſchleife, die Freiheit von Leibzoll 
hiermit und Kraft dieſes gänzlich aufgehoben, das Schutzgeld aber von der 
geſammten Judenſchaft, bis zur hiernächſt erfolgenden fernern Verordnung 
auf 3000 Rthlr. jährlich geſetz', und zwar aus dieſem Fundament, weilen 
gewärtigen über 1000 Judenſeelen ſich allhier befinden. Wenn nur auf 
jedwede 1 Rihlr. zum Unterhalte gerechnet; fo thut ſolches jährlich in 52 
Wochen 52000 Rthlt., welches quantum fie außer einzigen Zweifel von 
dem Wucher, den Sie aus der Chriſten Vermögen ziehen, hernehmen, da: 
hingegen die obige 3000 Rthlr nicht einſten die Summe der gewöhnlichen 
Intereſſe & 6 pCent erreichet, von dem übrigen aber, fo fie gewinnen, und 
im Kaſten legen, oder ſonſt damit täglich wuchern, und wovon fie fi und 
die iprigen kleiden und ausſtatten, wird ſolchergeſtallt nichts gegeben, ſon⸗ 
dern es bleibet daſſelbe gänzlich befreiet, und können ſich alſo die vergleis 
teten Juden des quanti halber, wenn man der Sachen recht auf den Grund 
ſiehet, im geringſten nicht beſchweren u ſ. w.“ Die 3000 Rthlr. mußten 
in Dukaten, auf Einmal zu Michaelis, jährlich bezahlt werden. §. 3. I. c. 
In dem Regl. v. 7. Dec. 1700 ib. Nr. 12, wurde das Schutzgeld auf 
1000 Duk., in 2 Terminen zahlbar, feſtgeſtellt, und die Freiheit vom Leib⸗ 
zoll wieder hergeſtellt. 

Durch die V. v. 29. Juli 1702 2) wurde den Juden geboten, ſich alles 
Handels und Verkehrs mit jungen Leuten, ſo noch unter väterlicher oder 
vormundſchaftlicher Gewalt und Aufſicht ſtünden, zu enthalten; und durch 
das merkwürdige Edikt v. 28. Aug. 1703 3) wurde bei Verluſt des 
Schutzes den Juden geboten, ſich in ihrem gewöhnlichen Gebete Olenu 
oder Alenu läſternder und ſchaudernder Ausdrücke wider Jeſum, deſſen 
Lehre und deren Bekenner zu enthalten. Dies Edikt wurde von Fried⸗ 
rich Wilhelm des erften den 15. Jan. 1716 *) von neuem beſtätigt. 

Dieſer König erließ den 20. Mai 1714 ein neues Judenreglement“) 
und ordnete einen Oberälteſten der ganzen Judenſchaft den 27. Okt. 1714 
an. Ein ihnen zugedachtes Abzeichen mußten ſie mit 8000 Rthlr. abkau⸗ 
ken. — Specifikation zur Confirm. Privil. v. 20. Mai 1714. $. 32. 


— — 
I — 


1) Mylii Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. V. S. 135 u. f. 
14) A. a. O. Nr. 10. 

2) Ebendaſ. 1. V. Abth. V. ©. 122. 

1) Ebendaf. T. V. Abth. V. S. 141 u. f. 

4) Ebendaſ. T. V. Abth. V. S. 178. 198. 

) Ebendaſ. T. V. Abth. V. Cap. III. S. 139. 
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Die bemerkenswertheſten feiner Verordnungen find: 

Das Reglement, die Abführung der Präſtationen der Juden betr., v. 
16. März 1722 ); 

Das Edikt wegen Beſtrafung eines Juden, der wiſſentlich geſtohlene 
Sachen an ſich bringt v. 24. Dec. 1725 2); 


Das Edikt wegen Abſtellung des Betrugs der Juden in Wechſelſachen 
v. 8. April 1726 3)5 

Das wiederholentliche Hauſiredikt v. 2. Dec. 1727 9; 

Die Cirk. V. v. 24. April 1728, daß die Kammern von den Schutzjuden 
von Trinitatis d. J. an kein Schutzgeld ferner eintreiben ſollten, weil die 
ſämmtliche Judenſchaft an deſſen Statt, von dieſer Zeit an jährlich 15000 
Rthlr. überhaupt bezahlen, auch v. 1. Juni d. J. anſtatt der bisherigen 
Summe jährlich 4800 Rtlr. zur Rektrutenkaſſe entrichten müßte; (außerdem 
mußten ſie jährlich für 25000 Rthlr. Waaren aus dem Berliner Lagerhauſe 
entnehmen )); wegen des Schutz⸗ und Geleitgeldes der fremden Juden 
aber, desgleichen wegen der Trauſchein⸗ Silber-Kalender⸗Montispietatis⸗ 
Gelder es bei der alten Verfaſſung verbleiben ſolle ©); 

Demnächſt kam das General⸗Juden-Privilegium vom 29. Sept. 1730 
als erſtes Reglement für die Judenſchaft in allen K. Ländern 7). 

Es ergingen hierzu die 

Deklaralion des 3., 12. und 25. Artikels deſſelben vom 24. Dec. 
1730 8) und die 

Verordnung v. 22. Jan. 1730 “), wonach es nicht erlaubt fein fol, 
daß Juden ein eigenes Haus arfaufen oder auch nur auf ein Haus in frau- 
dem legis ſo viel Geld ausleihen, daß es kein Chriſt reguliren könnte, ſon⸗ 
dern es dem Juden, als Creditori in perpetuum, zum Beſitz überlaſſen 
werden müſſe. 

Friedrich des Großen Regierungsgeſckichte iſt auch in Beziehung 
auf die Juden merkwürdig. Die Vermehrung derſelben ſchien ihm dem 
Lande nicht vortheilhaft, und gleich zu Anfang ſeiner Regierung finden ſich 
daher ſchon viele Beiſpiele, wo der König die Ertheilung der Konzeſſionen 
und Privilegien für neuanzuſetzende und zu begünſtigende Juden zurück⸗ 
ſandte, ohne ſie zu vollziehen und oft dabei erklärte, daß er die Vermehrung 
derſelben durchaus nicht wiſſen wolle. Dieſes wurde auch ein Hauptbewe— 
gungs grund zur Reviſion des bisherigen Privilegiums der Juden und zur 
Publikation des „neuenirevidirten Generalreglements und Gene: 
ralprivilegiums“ v. 17. April 17501, welches das bis zum Jahre 


1) Mylii Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. V. Cap. III. S. 132. 187. 
162. 167. 
2) Ebendaſ. T. II. Abth. III. S. 143. 
2) Ebendaſ. T. II. Abth. II. S. 233. 
4) Ebendaſ. T. V. Abth. I. S. 7. 100. 115. | 
) Priv. v. 30. Okt. 1717. 8. 17. Die Neumaͤrk. 47 Familien follten dazu 8000 
Rthlr. beitragen. Dieſer Zwangsdebit verwandelte ſich ſpäter in eine baare 
Abgabe, wozu die Neumärk. Juden 500 Rthlr aufbrachten. Henkel v. Donners⸗ 
mark S. 62. Nr. 34. Vergl. Friedlaͤnder Aktenſtuͤcke S. 59. 
6) Mylii Corp. Constit. Marchie. T. V. Abth. I. Cap. III. S. 150. 
) Ebendaſ. T. V. Abth. V. Cap. III. S. 193. u. f. 
) Mylii Corp. Constit. Marchic. Cont. I. ©. 88. 
„) Mylii Corp. Constit. Marchic T. V. Abth. V. Cap. VI. S. 19. 
10) Nov. Corp. Constit. Marchicar. T. II. S. 117. 
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1812 gültige allgemeine Geſetz war ). Daſſelbe iſt im zweiten Ab⸗ 
ſchnitte gegeben. 

Unter den ſpäteren Geſetzen Friedrich des Großen ſind zu bemerken: 

Die Cirk. V. v. 31. Okt. 1750 worin gefaat, daß einer Schutzju⸗ 
denwittwe in dem neuen Reglement unter gewiſſen Bedingungen wieder 
zu heirathen zwar verſtattet werden, der zweite Mann aber, wenn die Frau 
ſtirbt, zu keiner zweiten Ehe ſchreiten, wenn er deshalb nicht eine Königl. 
Konzeſſion oder ein eigenes Privilegium auf ſich erhalten habe ); 

Die V. v. 28. Aug. 1752, wonach die in den Königl. Provinzen befind⸗ 
lichen Schutzjudenfamilien auf den Fuß eingerichtet werden ſollten, „daß ſie 
nicht nach der Zahl der Familien berechnet, ſondern vielmehr auf eine ge⸗ 
wiſſe Anzahl Köpfe feſtgeſetzt würden, alsdann die geringſten aus der Ju⸗ 
denſchaft, ihres bis dabin gehabten Schutzes ungeachtet, weg» 
geſchafft werden ſollten °). Als ſich deſſen ungeachtet die Juden 
ſtark vermehrten, wurde die vorher ergangene Verordnung, daß die jüdiſchen 
Familien mit ihren angeſetzten Kindern in einem Logis wohnen ſollten, 
durch eine allgemeine V. v. 1. März 1753 3) mit der Bedingung aufs 
gehoben, daß ſie dadurch nicht authoriſirt würden, mehr als einen Handel 
u treiben. - 

Das E. v. 25. Mai 1753 ordnete an, daß über den jährlichen Ab⸗ 
gang der Schutzjudenfamilien im Lande ordentliche Tabellen gehalten, 
in welchen bemerkt werden ſollte, wenn Schutzjir denfamilien abgehen wür⸗ 
den, oder deren Schutzbriefe wegen Verbrechen kaſſirt worden; auch müß⸗ 
ten die Commissarii locorum dafür verantwortlich ſein, daß ſich unter 
keinerlei Vorwande neue Judenfamilien in den Landſtädten einſchlichen 
und anſetzten 5). In gleichem Sinne verordnete der König bald darauf, 
daß, da wider ſeine Abſicht gegen die Vermehrung der Judenfamilien im 
Lande, den zweiten Männern der Schutzjudenwittwen, die nur ſo lange ein 
Schutzrecht haben, als ihre Frauen leben, dennoch verſtattet worden, nach 
dem Tode derſelben anderweit zu heirathen, ſolches künftig nicht verſtattet 
und in dergleichen vorkommenden Fällen beſonders darüber bei ihm ange⸗ 


fragt werden ſollte. 


1) Das revidiete General⸗Privilegium und Regl. vor die Judenſchaft im Koͤnig⸗ 
reiche Preußen, der Chur⸗ und Markbrandenburg, den Herzogthuͤmern und Sir: 
ſtenthuͤmern Magdeburg, Cleve, Hinterpommern, Croſſen, Halberſtadt, Min⸗ 
den, Cammin und Mors, ingl der Grat, und Herrſchaft Mark, Ravensberg, 
Hohenſtein, Teklenburg, Lingen, Lauenburg und Bütow, v. 17. April 1750. 
N. C. C. Tom. II. No. 65. p. 118 welches durch die Beilage zum Notif. Pat. 
v. 28. Febr. 1772 auch in Weſtpreußen eingeführt iſt (vergl. Beiträge zur 
Finanz⸗Literatur in den Preuß. Staaten. Ffurth 1781. Bd. I. S. 42. H. 8.) 
iſt erſt in Folge der Cab. Ordre v. 18. Juli 1756 im Drucke erſchienen. Die 
Judenſchaft hatte bei der Emanirung dieſes Geſetzes gebeten, daſſelbe nicht durch 
den Druck oͤffentlich bekannt zu machen, weil ſie daſſelbe für ſehr nachtheilig 
hielt. Man bewilligte anfänglich dieſes Geſuch und fertigte das Geſetz in Ab⸗ 
ſchrift den Landeskollegien, unterm 10. Dec. 1750, mit der Anweiſung zu, dar⸗ 
uͤber zu halten, jedoch Niemanden davon Abſchrift zu geben, welchen ſolches 
zu wiſſen nacht gebühre, noch weniger nachdrucken zu laſſen. Die Akademie der 
Wiſſen ſchaften wirkte aber mittelſt Immediatvorſtellung v. 8. Juli 1756 die 
Cab. Ordre v. 18. ejm. aus, wodurch der Abdruck in der Ediktenſammlung be: 
SR Wain N. C. C. M. a. a. O. No. LAN, Henkel von Donnersmark 

ote 68. 

2) Mylii Corp. Const. Machie. T. V. Abth. V. S. 175. 

>) Nov. Corp. Const. Marrhie. T. I. S. 67. 

4) Ebendaſ. T. I. S. 437440. 

) Ebendaſ. T. II. S. 120. 
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Noch ſind von den unter dieſer Regierung erfolgten, die Juden betreffen⸗ 
den Verordnungen du bemerken: 

Das E. v. 13. Jan. 1755, daß die Juden, wenn ſie ohne Pfand Geld 
ausleihen, an Zinſen nicht meht als ſieben von Hundert, und wenn ſie ein 
Pfand erhalten, nur ſechs von Hundert nehmen, die Chriſten und Juden 
aber, wenn ſie unter 10 Athlr. Geld ausleihen, wöchentlich nicht mehr als 
einen halben Pfennig von einem Thlr. nehmen ſollen 1). | 

Das E. v. 15. Jan. 1747 2) und Dekl. v. 10. Nov. 1777 3) die der 
Judenſchaft eines gemeinſchaftlichen Domiciliums obliegende Erſtattung be⸗ 
treffend, wenn ein Glied ihrer Gemeinde geſtohlene Sachen wiſſentlich kauft 
oder verhehlet oder zum Pfand annimmt. 

Die E. wegen Ableiſtung der Judeneide v. 25. April, 29. Mai 1760, 
20. Sept. 1783 4). 

Das R. die Statt habende Ausmiethung eines Juden durch den andern 
in feinem Quartiere betreffend v. 5. Sept. 1760 5). 

Die V., daß die Strafgelder von denjenigen, die über die erlaubte Zeit 
an einem Orte verbleiben, richtig eingezogen und eingeſandt werden ſollen, 
v. 16. Aug. 1762 ©). 

Die Dell des Art. 18. u. 28. des Generaljudenprivilegiums i in Anſe⸗ 
hung des den Juden nur für andere nachgelaſſenen Häuſerankaufs vom 
4. Juli 1763 7). 

Die Dekl. des Art. 5. des Generaljudenpribilegiums wegen Anſetzung 
der zweiten Judenkinder v. 11. Nov. 1763 8). 
wo V. die Anzahl der publiken Judenbedienten betreffend v. 19. Mai. 

7 9). 

Die V., daß, wenn es in Ehe- und Erbſchaftsſachen auf Beſtimmung 
eines jüdischen Ritus ankommt, Rabbi und Aſſeſſoren nur ein glaubhaftes 
Atteſt darüber ertheilen ſollen, v. 16. Aug. 1773 10). 

Die V., daß die Juden von den Aelteſten in Strafe genommen werden 
können, v. 22. Mai 1775 11). 

Die V. von der eingeſchränkten Annahme der Juden zum Unterricht in 
der chriſtlichen Religion, v. 20. Juli 1774 12). 

Das R. v. 8. Ckt. 1778, daß, wenn der ſich zu dieſem Unterrichte mel⸗ 
dende ein Dienſtbote iſt, die hiernach erforderlichen Atteſte wegen des uns 
ſträflichen Wandels von den Aelteſten mit unterſchrieben fein fol 18). 

Die Dekl. des Art. 3. wegen Beſtellung der jüdiſchen Schulmeiſter v. 
9. Dec. 1775 14). 

Die V. wegen der Judenbankerute, und daß dieſelben, wenn es zweifel⸗ 
haft, für muthwillig ſollen gehalten werden, v. 13. April 1775 16). 


—ͤ—— — — 


1) Nov. Corp. Const. Marchic. T. I. S. 731— 732. 
2) Mylıi Corp. Const. Marchic. Cont. III. S. 137. 
3) Nh. Corp. Const. Marchic. T. VI. S. 1049. 
4) Ebendaſ. T. II. S. 249. 426. T. VII. S. 2475. 
s) Ebendaſ. I. II. S. 461—464. 
) Ebendaſ. T. III. S. 155 — 158. 
7) Ebendaſ. T. III. S. 239.242. 
2) Ebendaſ. T. III. S. 1219— 1222. 
») Ebendaſ. 1. IV. ©. 877. 
H Ebendaf. 1. Ve. S. 543—544. 
11) Ebendaſ. T. Ve. S. 133. 134. 
12) Ebendaſ. T. Vd. S. 137. 
13) In Kegels Auszügen aus den Conſiſtorial⸗ gen, Berlin 1794. S 27. 
Toi Nov. God Const. Marche T. Ve. S. 369 
135) Ebendaſ. T. I. S. 911. T. Ve. S. 125. 


— 
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Die V., daß die Akquiſitionen der Häuſer und Grundſtücke bei 10 Rtlr. 
Strafe der Kameralbehörde binnen ſechs Monaten von Zeit der geſchehenen 
Acquiſition angezeigt werden ſollen, v. 5. Jan. 1776 1). 

Die V., das Schätzungsgeſchäft in Anſehung dieſer Judenhäuſer, v. 
5. Febr. 1776 2). 

Die V. wegen der überhand nehmenden fremden Betteljuden, v. 
2. Dec. 1780 >). 

Das Publikan dum, worin das Hauſiredikt v. 18. Jan. 1786 erneuert 
und geſchärft worden 7). 

Bei dem Tode Friedrich des Großen befanden ſich die Juden in 
einer viel blühenderen Lage, als in den vorhergegangenen Regierungsperio⸗ 
den. Ihre Vermehrung hatte überaus zugenommen, und der größte Theil 
von ihnen betrieb Geſchäfte, die nicht auf Wucher gegründet waren. 

Unter der Regierung Friedrich Wilhelm des zweiten beſtimmte die 
V. v. 7. Nov. 1786, daß die in Teſtamenten von jüdiſchen Erblaſſern ge⸗ 
ſtellte Bedingung des Verharrens des Erben oder Legatarius bei der jüdiſchen 
Religion für unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbſchaft oder Legat 
demjenigen, welchem fie zugedacht worden, ohne daß derſelbe an dieſe Bes 
dingung gebunden ſei, verabfolget und gelaſſen werden ſolle 5). Eine 
zweite V. v. 8. Okt. 1787 beſtimmte, was bei Eintragung der Juden⸗ 
häuſer zu beobachten 6) 

Zu Ende des Jahres 1787 baten die Oberlandes-Aelteſten der Juden⸗ 
ſchaften in ſämmtlichen Königl. Provinzen um Erlaſſung des erniedri⸗ 
genden und drückenden ſogenannten Leibzolles. 

Es wurde dies die Veranlaſſung eine eigene Kommiſſion niederzuſetzen, 
welche ſich von Deputirten der Judenſchaft Vorſchläge machen ließ, wie 
ihre bürgerliche Verfaſſung verbeſſert werden könnte. Nach einer ſorgfälti⸗ 
gen Unterſuchung aller Verhältniſſe wurde ſchon damals ein allgemeiner 
Reformplan entworfen. 

Zueiſt verlangte die niedergeſetzte Kommiſſion, in dem Zeitraume von 
1787-1789 von den Juden mehrere Nachweiſungen und Erläuterungen 
über ihre inneren Einrichtungen, frommen Stiftungen, Gemeindeſchulden, 
und andere Gegenſtände. 


1) Nov. Corp. Const. Marchic. T. VI. ©. 14. 182. 

1) Ebendaſ. T. VI. S. 22. 

2) Ebendaſ. T. VI. S. 3083-3093. Aehnliche waren früher in großer Zahl ers 
gangen: Ed. v. 20. Aug. 1650, v. 14. Dec. 1695, v. 20. Sept. 1704, v. 17. Okt. 
1712, v. 13. Nov. 1719, v. 10. Jan. 1724. Revid. Ed. wegen Abhaltung 
der fremden Betteljuden v. 3. Jan. 1737. Erneuertes und geſchärftes Ed. v. 
9. Febr. 1738, ſämmtl. in C. C. M. Tom. V. Abthl. V. c. 3. — Ed. wegen der 
uͤberhandnehmenden fremden Betteljuden v. 12. Okt. 1786. N. C. C. M. VI. 
p: 3084. Man ſieht nicht ein, bemerkt Koch ganz richtig S. 19, warum das 
naͤmliche Edikt immer wieder von neuem gegeben worden iſt. Als wenn die 
wiederholten Auflagen des Geſetzes und die erſchrecklichen Drohungen deſſel⸗ 
ben gegen die Uebertreter, der das Erſtemal mit vierzehntaͤgigem Gefängniß 
bei Waſſer und Brot beſtraft, und uͤber die Grenze gebracht, zum zweitenmal 
mal aber gebranntmarkt und wieder über die Gränze gebracht, und zum drittens 
mal gehängt werden ſollte, und dieſes vorher nicht einmal erfahren konnte, weil 
dieſes Geſetz den polniſchen Betteljuden in Polen vor der Ueberſchreitung der 
wc er nicht vorgeleſen worden fein wird, eine gute Graͤnzpolizei hätte ers 

n ſollen. | 

*) Nov. Corp. Const. Marchic. T. VIII. ©. 16. 

) L. c. T. VIII. S. 15— 17. 

) Ebendaſ. T. VIII. } 


É 
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Die nächſte Folge war die Aufhebung des Leibzolles durch V. v. 31. Dec. 
1787 (C. C. M. VIII. 150.) in Betreff der inländiſchen Juden und in 
Betreff der ausländiſchen, zur Frankfurter Meſſe kommender, durch die V. 
v. 4. Juli 1788 (C. C. M. VIII. 2142.) 1). | 

Eben fo wurde ihnen die gleichmäßig ungerechte und kleinliche Zug, 
nahme von Porzellain aus der Berliner Porzellainfabrik, welche mit ihren 
Verheirathungen und nachgeſuchten Konzeſſionen verbunden war, erlaſſen. 
Es erbot ſich nämlich die geſammte Judenſchaft gegen Ende des Jahres 
1787 wegen der rückſtändig auszunehmenden und zu exportirenden beträcht⸗ 
lichen Quantität Porzellain zu Erlegung der Summe von 4000 Rthlr. ein 
für allemal. Der König genehmigte dies durch V. v. 12. Febr. 1788 
und ertheilte den Juden die Freiheit, gleich den chriſtlichen Kaufleuten, den 
Handel mit Porzellain treiben zu dürfen 2). 

Eine fernere Folge jener Kommiſſion war das R. des Gen. Direktorii 
v. 18. Dez. 1789, wodurch den Juden zwar Ackerbau auf eigenen Gütern 
und Handwerke geſtattet werden ſollten 3), aber mit fo vielen Einſchrän⸗ 
kungen und Bedingungen, daß mit der andern Hand genommen wurde, 
was mit der einen gegeben war. Die Generaldeputirten der Judenſchaft 
machten dagegen ſehr gegründete Vorſtellungen, welche jedoch nur die Auf⸗ 
hebung eines andern ungerechten Geſetzes zur Folge hatte, indem das R. 
v. 5. Juni 1792 den jüdiſchen Gemeinden die Verbindlichkeit erließ, für 
die öffentlichen Abgaben ihrer Mitglieder ſolidariſch einzuſtehen. 

Der eben ausbrechende Revolutions krieg drängte die beabſichtigte Total⸗ 
reform der jüdiſchen Verhältniſſe in den Hintergrund, wirkte jedoch weſent⸗ 
lich ein auf die Geſtaltung der Verhältniſſe der Juden in den neuerworbe⸗ 
nen Provinzen, wie das Generalprivilegium und Reglement für die Juden in 


— —- 


1) Dieſen Zoll mußte jeder Jude, ſo oft er auf ſeiner Reiſe ein fremdes Territorium 
berührte, entrichten, was bei der früheren Zerſplitterung Deutſchlands, die auf 
einer Quadratmeile häufig mehrere Territorien zeigte, dem Aermeren oft uner⸗ 
ſchwinglich war. In den Klein ſchen Annalen der Geſetzgebung ꝛc. Bd. 7. 
S. 131 bis 169 führt ein Kriminalſall die Ueberſchrift: „Der Jude Nehemias 
Jehude Leib raubt, um den Leibzoll zu erſchwingen.“ Deſſen ungeachtet ſah 
Preußen die moraliſche Erniedrigung mit Recht als das größere Uebel an und 
hob den Leibzoll auf, wie es in der V. v. 31. Dec. 1787 heißt, damit die Israe⸗ 
liten „mehr von einer Erniedrigung, als von einer laͤſtigen Schatzung“ frei 
wurden. 

Während der Kaiſer Joſeph II. ſchon in den Jahren 1781. 1782. dieſen Leib⸗ 
Zoll gleichfalls abgeſchafft, und Baiern im J. 1799, folgten die anderen deut⸗ 
ſchen Staaten im Anfange dieſes Jahrhunderts; Sachſen erſt durch ein rufs 
ſiſches Gouvernements-Patent v. 28. Dec. 1813. 

Die ausführlichſte Darſtellung der betr. Verhaͤltniſſe enthält: Scheppler, 
über die Aufhebung des Judenzolls, nebſt einer ſkizzirten Geſchichte der Juden 
und ihrer Schickſale und ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe, beſonders in Deutſchland 
und einer moraliſchen, rechtlichen und politiſchen Beurtheilung der Abgabe des 
Leibzolls insbeſondere. Mit Urkunden. Hamm und Leipzig 1805. S. auch 
Kopp's Bruchſtüͤcke zur Erläuterung der deutſchen Geſchichte und Rechte. Got: 
ſel 1789. 4. S. 97—154. 

Bemerkenswerth iſt uͤbrigens, daß Preußen, in eigenthümlicher Ze; der 
Retorſion, von Neuem den Leibzoll in Beziehung auf Juden, die aus dem Koͤnig⸗ 


reiche Polen kommen, durch K. O. v. 11. Seot. 1823 deswegen eingeführt, weil Ruß: 
land den Judengeleitzoll durch eine V. v. 26. Nov. 1822 in dem Königreich Polen 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt hat. Vergl. hierüber Thl. J. Ahth. 4. 
„Verhaͤltniſſe der auswärtigen Juden zum Preuß. Staat.“ 

2) Ann. der Juden, S. 327. 

) Ebendaſ. S. 331. 332. 
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den Danziger Vorſtädten Hoppenbruch, Stolzenberg und Langfuhr, v. 9. 
Aug. 1793. (N. C C. M. T. V. d. 497.) und das General-Juden⸗Regle⸗ 
ment für Süd» und Neu⸗Oſtpreußen, v. 17. April 1797 (Ebd. Tom. X. 
p. 1031 u. Stengel IV. p. 180.) ergeben. 

Das bürgerliche Geſetzbuch zeigte demnächſt Einzelnen die Möglichkeit, die 
vollen Rechte der chriſtlichen Kaufleute zu erlangen 1). 

Die erträgliche Lage der Juden unter dieſer und der vorigen Regierung 
war genügend, bedeutende Männer unter denſelben hervorzurufen. 

Mit den weſenilichſten Wohltbaten für die Juden iſt dagegen die 
Regierung Friedrich Wilhelm des Dritten auf immer bezeichnet. 
Sie wurden im Laufe ſeiner Regierung Bürger. Zwar blieb der Verſuch, 
welchen im J. 1799 einige jüdiſche Hausväter machten, ſich dem Chriſten— 
thum auf gewiſſe Bedingungen anzuſchließen, ohne Erfolg 2), doch be— 
zeichnete ſchon das Reglement wegen Aufhebung der Verpflich— 
tung der jüdiſchen Gemeinden den durch Vergehungen ein— 
zelner Mitglieder zugefügten Schaden zu erleben und der 
dagegen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit zu tref— 
fenden Veranſtaltungen vom 18. Juli 1801 den Königlichen 
Sinn. Es war bis dahin nämlich in verſchiedenen Edikten und Ver⸗ 
ordnungen feſtgeſetzt, daß die Judengemeinden zum Schadenerſatz verpflichs 
tet ſein ſollten, wenn ein Mitglied derſelben einen Diebſtahl beginge, mit, 
ſentlich geftoblene Sachen verhehle oder zum Pfand annehme, und nicht 
Vermögens ſei, den entſtandenen Schaden zu erſetzen. Dutch jenes Geſetz 
wurde dieſe bisherige ſolidariſche Verpflichtung der Judengemeinden zur 
Erſetzung des von deren Mitaliedern durch Diebſtahl oder Diebeshehlerei 
verurſachten Schadens dergeſtalt auſgehoben, daß von der Zeit der Publi— 
kation dieſes Reglements an gerechnet, keine auf eine ſolche ſolidariſche Er— 
flattung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwiſchen den 
chriſtlichen und jüdiſchen Gemeinden obwaltende Unterſchied für aufgehoben 
geachtet, und die Frage: in welchen Fällen jüdiſche Hausväter für die Ver⸗ 
gehen ihrer Hausgenoſſen oder Dienſtboten einſtehen müſſen, nach eben 
den Grundſätzen, wie bei chriſtlichen Hausvätern beurtheilet und entſchie— 
den werden ſoll. 

Obgleich nun auch in Abſicht der Religionsverſchiedenheit der Juden 
weit mildere Grundſätze, als in früheren Zeiten walteten, und der Hiß 
gegen die Juden als Undeutſche nachlies, ſo galt doch immer noch der 


1) Einige erhielten General⸗Schutz⸗Privilegien und darin die Rechte chriſtlicher 
Kaufleute, womit zwar weſentliche Vorzuͤge aber doch keineswegs die Aufnahme 
in das volle Bürgerrecht verknüpft war (N. C. C. VI. 13.) Nur ſehr wenigen, 
z. B. i. J. 1791 dem Banquier Itzig, wurden foͤrmliche Naturaliſations-Pa⸗ 
tente ertheilt. 

Sendſchreiben einiger juͤdiſchen Hausväter an den Probſt Teller, Berlin 1799. 
Tellers Beantwortung des Sendſchreibens u. ſ. w. 1799. Es wurde jedoch der 
ſchon in dem A. L. R. Thl. 1 Tit. X I. F. 7. aufgeſtellte Grundſatz: „Jeder 
Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienſt nach Gutbeſinden anordnen,“ 
welcher in Anſehung der Juden ſchon früher in vollitindige Ausuͤbung gekom⸗ 
men war, nochmals wiederholt. Denn es heißt in dem R v. 5. Juni 1797 
„Alle Kirchen- und Synagogen- und Ritual⸗Coaction und Disciplin aber wird 
aufhoͤren muͤſſen, und dagegen jedem juͤdiſchen Hausvater uͤberlaſſen bleiben, wie 
er ſeinen Gottesdienſt und ſeine Handlungen, ſo weit ſie die Ritualgeſetze betref⸗ 
fen, einrichten will, zumal die Juden bei ihren zu vermehrenden Kahrungs⸗ und 
Erwerbsarten ſich fo vereinzeln mochten, daß viele außer der Lage eines gemein: 
ſchaftlichen Gottesdienſtes kommen werden.“ 


— 


| 
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Satz, daß die Juden das Bürgerrecht nicht erlangen und an 
den Vortheilen des Staats- und Privatrechts nur beſchränkt 
Theil nehmen könnten, ein Grundſatz, der immer noch auf die Ver: 
ſchiedenheit der Religion und den Haß gebaut war, welcher aus dem römi⸗ 
ſchen und kanoniſchen Rechte in die neueren Geſetze übertragen wurde. 
„Dieſer Satz wurde dem Prinzipe nach verworfen in Preußen's Regenera⸗ 
tions⸗Epoche. 

Die St. O. v. 19. Nov. 1808 gab bereits nach den Anſichten Einzel⸗ 
ner 1) den Juden das Recht, ſtädtiſche Bürger zu werden, und zu den 
obrigkeitlichen Aemtern in den Städten zu gelangen und das Ed. v. 
11. März 1812 ſprach die Aufnahme der Juden in den Staat aus, indem 
es ſie auch zu Staatsbürgern erhob. 


B. 
Die Geſchichte der Juden in Schleſien ), 


Die Juden genoſſen in Schleſien im 12. und 13. Jahrhundert bürger⸗ 
liche Rechte in und außer Gericht und beſaßen Landgüter 3). | 

Herzog Bolko I. ſagt in feiner im Jahre 12954) den Juden zu Schweid⸗ 
nitz ertheilten Urkunde, daß er den Juden alle Freiheiten und P ivilegien 


feiner Vorfahren beſtätigte, und in dieſer Beſtätigung finden ſich weder eine 
Einſchränkung des Heirathens noch ein Verbot Häuſer oder Güter zu 
beſitzen. 

Das Privilegium des Herzogs Heinrich zu Glogau vom Jahre 1299 iſt 
zum Theil wörtlich daſſelbe, und der Inhalt beider Urkunden iſt im ſchleſi⸗ 
ſchen Landrechte befindlich. Es ergiebt ſich aus denſelben, daß man kaum 
einen Unterſchied zwiſchen Chriſten und Juden machte. 

Der Eingang dieſer Urkunden lautet deutſch: 

Im Namen des Herrn. Amen. 

„Da die Geſetze und ſämmtlichen Rechte, welche die Fürſten aus göttli⸗ 

cher Gewalt geben, den Endzweck haben, daß dadurch die Ausgelaſſenheit 


1) Vergl. unten das R. v 27. Febr. 1809. l 

2) Wo nicht deſondere Schriftſteller citirt, ſind dieſe Mittheilungen aus Zimmer⸗ 
mann's Geſch. die Verfaſſung der Juden im Herzogthum Schleſien geſchoͤoft. 
Breslau 1791. Die Ausführlichkeit derſelben wird ſchon des Intereſſes 
willen gerechtfertiget ſein, welches die Vergleichung dieſer Zuſtande vor 
1812 mit den gegenwärtigen enthält, gleichzeitig aber werden dieſelben auch 
zur abſchreckenden Lehre dienen Tonnen, zu welchen Schritten eine Geſetz⸗ 
gebung gezwungen wird, die auf unnatürlicher Baſis ruht. Hätte der Staat 
die ungeheuren Kräfte, welche nöthig waren, um dieſe complicirte Geſetzgebung 
in Ausführung zu bringen, zur Verbeſſerung der Lage jener handvoll Juden in 
Schleſien — es waren deren im J. 1790 in ganz Schleſien 9000 — verwendet, 
ſo wurden ſchon bei der folgenden Generation alle dieſe Aus nahmegeſetze über: 
fluͤſſig. Statt deſſen entſittlichte eine auf Willkür und Habſucht gebaute Poli⸗ 
zeigeſetzgebung nicht nur immer mehr die Betroffenen, ſondern nothwendig auch 
das Heer der durch fie nöthig werdenden Beamten, da ſie der Beſtechung Thür 
und Thor oͤffnete. Daſſelbe gilt von der demnaͤchſt folgenden Darſtellung der 
Verhältniſſe der Juden in den übrigen alten Provinzen. 
Kloſe, von Breslau, dokumentirte Geſchichte giebt eine Urkunde Herzog Hein⸗ 
richs des Bärtigen vom Jahre 1204, in welcher zwei Juden, Joſeph und Kar⸗ 
chel, aufgeführt werden, die nahe bei Breslau Landguͤter beſeſſen; 1208 hatte 
ein Jude auch ein Dorf bei Trebnitz. 
Dieſe und die folgende Urkunde haben viel Aehnlichkeit und einen unverkennbaren 
Zuſammenhang mit der Judenordnung des Herzog Boleslav von Polen, da⸗ 
tirt vom Montage nach Mariä Himmelfahrt 1264. Erneuert wurde dieſelbe 
von Koͤnig Kaſimir dem Großen 1343. Vergl. dieſelbe bei Kortum, uͤber Ju⸗ 
denthum und Juden. Nürnberg 1795. 


8 
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der Menſchen in Schranken gehalten die Unſchuld ungekränkt erhalten, 
und dieſelbe gegen die Verläumdung der Gottloſen geſchützt werde: ſo iſt 
| auch billig, daß dasjenige, was durch das Anſehen der Fürſten als heilſam 
| feſtgeſetzt worden, nachgehends nie mehr von dem Frevel eines Menſchen 
| angefochten, oder umgeſtoßen werden darf. Demnach wollen Wir Bolko 
| von Gottes Gnaden Herzogs in Schlefien, Herr zu Fürſtenberg und zu 
Schweidniz, daß gegenwärtige Schrift zur Wiſſenſchaft Aller und Jeder 
gelangen, und es Niemanden unbekannt bleiben möge, daß Wir nach ge⸗ 
nauer Durchſicht derer Briefe und Privilegien ſowohl Unſers geliebten 
Bruders Heinrich Herzog in Schleſien, auch Herrn zu Breslau, als des 
Durchlauchten Fürſtens Heinrich Herzogs eben daſelbſt Weil. Unſers 
Vettern, welche dieſelben über das Recht und die Freiheit derer in ihrem 
Lande befindlichen Juden gegeben, entſchloſſen ſind, mit Vorbewußt der 
| unten aufgeführten Zeugen, auch denen unter Unſerer Botmäßigkeit ſtehen⸗ 
| den Juden ein Privilegium über ihre Gerechtſame und Freiheiten zu ertheis 
| len, fie, beſonders da fie unter Unſere Cammer gehören, und Unſers 
| Schutzes vorzüglich bedürfen, dadurch zu ſchützen, und fie Unferer Gnade 
| theilhaftig zu machen. Wir wollen alſo zu befferer Wiſſenſchaft und Bor; 
| forge einige in den Briefen befagten Unſers Bruders und Weiland Vet: 
ters Liebden enthaltene Gerechtſame der Juden hier von Wort zu Wort 
| erneuern, andere Unſerer Entſcheidung bis auf künftige Zeit vorbehalten, 
andere aber mit reiflicher Ueberlegung ſogleich erlauben, wie aus dem In⸗ 
| halt der Urkunde erhellen wird.“ 
| Die Urkunde Herzog Heinrichs III. zu Glogau, vom Jahre 1299 hat 
folgenden Eingang: | 
| Im Namen des Herrn. Amen. 


„Wir Heinrich von Gottes Gnaden Herzog in Schleſien, Herr zu Glo: 
gau, urkunden zu ewigen Zeiten. Nachdem von den Einrichtungen der 
Menſchen nichts zu einer rechten Vollkommenheit gelanget, ſondern die 
Willens⸗Meinungen und eingeführten Satzungen derſelben, wenn fie 
auch noch fo überlegt und vernünftig zu fein ſcheinen, einem Meere glei: 
chen, welches ſelbſt zur Zeit der größten Stille dennoch Stürmen und Uns 
gewittern ausgeſetzt iſt, ſo wird erfordert, daß dasjenige, worauf das Beſte 
ſowohl des Fürſten als der Unterthanen beruhet, öfters wiederholt und ers 
neuert werde, damit mittelſt dieſer Erneuerung die bereits bekannten Sa; 
chen noch bekannter werden, mehrern Glauben unter dem Volke, und eine 
deſto größere Fepigkeit erlangen. Daher bekennen Wir, und thun durch 
| gegenwärtige fchriftliche Zeugniß kund für jetzt und immer: daß Wir mit 
| Beiftand des Herrn, durch welchen die Könige der Erde herrſchen, von 
dem Sie alle ihre Gewalt haben, und deſſen Größe unermeßlich iſt, ver⸗ 
möge der Uns ebenfalls von ihm über verſchiedene Landſchaften und Völ⸗ 
I: ker ertheilten Macht nicht wollen, und zugeben, daß je einige Unferer Un: 
| terthanen, weſſen Standes und Würde fie auch fein, Mangel an guten 
| Geſetzen haben, und dadurch Abbruch an ihren Rechten und Gerechtſa— 
men leiden ſollen. In dieſer Abſicht ſind Wir auch entſchloſſen, denen 

Juden, die unter Unſerer Botmäßiakeit ſtehen, beſonders da ſie zu Unſe⸗ 
rer Cammer gehören, und Unſers Schutzes für allen andern bedürfen, Un⸗ 
| fere Gnade zuzuwenden, und erachten alfo für nöthig zu befferer Bekannt» 
\ machung, Wiſſenfchaft und Vorſorge, die Statuten und Privilegien ders 
ſelben, die Wir ihnen und wegen ihnen bereits in Unſern jüngern Jahren ' 
ertheilt haben, folgender Geſtalt, und zwar von Wort zu Wort, zu 
erneuern.“ 


——— — 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. in den alten Provinzen. 217 | 


Die nun folgenden in beiden Privilegien enthaltenen und bis auf einige 
Abweichungen gleichlautenden Artikel beſtimmten: 


| 1) In Klageſachen wider einen Juden ſoll niemal ein Chriſt allein, Ion, 
| dern ein Chriſt und Jude gegen den Juden Zeugniß ablegen. | 
2) Wenn ein Chriſt einen Juden zu Unrecht befchuldiget, daß er Pfän- 
der bei ihm verſetzt, fo kann ſich der Jude mit einem Eide recht: | 
fertigen. | 
3) Wenn ein Chriſt läugnet, daß er vom Juden auf fein Pfand nicht fo 
viel Geld empfangen, als derſelbe angiebt, fo fol es der Jude be: | 
ſchwören, der Chriſt aber ohne Widerrede bezahlen. | 
4) Ein Jude mag alles ohne Ausnahme ins Pfand annehmen, nur nicht 
naſſes oder blutiges Gewand, auch keine zur Kirche gehörigen | 
Sachen. | | 
5) Wenn bei einem Juden geſtohlene Sachen verfegt werden, der Jude 
aber beſchwört es, daß er dies nicht gewußt, ſo muß der Chriſt, dem 
dieſe Sachen gehören, ſolche mit Kapital und Zinſen einlöſen. 
6) Verliert ein Jude die bei ihm in Verſatz ſtehenden Pfänder durch 
Feuersbrunſt oder Diebſtabl, und er beeidiget es, daß er dabei zu: 
gleich um ſeine eigenen Sachen gekommen, ſo darf ihn Niemand in 
Anſpruch nehmen. | 
7) Kein Stadt oder Ortsrichter fol ſich in Rechtshändel, fo die Juden 
unter ſich ſelbſt führen, einiger Gerichtsbarkeit über dieſelben anma⸗ 
ßen, ſondern nur der Hoferichter, oder deſſen Subdeleairter. Ver⸗ 
fk ` brechen, fo die Perſon eines Juden betreffen, behält ſich der Fürft 
| zur eignen Entſcheidung vor. | 
| 8) Ein Chriſt, der einen Juden tödtet, fol aufs Härteſte beſtraft werden, 
und deſſen ganzes Vermögen dem Landesherrn verfallen ſein. 
9) Ein Chriſt, der einen Juden verwundet, ſoll zur fürſtl. Kammer eine 
Geldbuße zahlen, und den Verwundeten überdies noch wegen Hei⸗ 
lung und andern Koſten ſchadlos halten. Eben fo muß auch ein 
Chriſt, der einen Juden nur ſchlägt, dem Fürſten Strafe zahlen, 
dem Geſchlagenen aber Genugthuung geben. 
10) Niemand ſoll einem reiſenden Juden Hinderniſſe machen. Führt 
derſelbe mauthbare Sachen bei ſich, ſo darf er an den Mauthorten 
davon nicht mehr oder weniger zahlen, als ein anderer chriſtlicher 
Einwohner des Orts, wo der Jude ſich ſonſt aufhält. 
11) Die Juden dürfen von ihren Todten, die ſie von einem Ort zum 
andern ins Begräbniß führen, weder Mauth, Zoll, noch andere 
dergl. Abgaben entrichten. Zöllner, die ihnen etwas abfordern, ſind 
als Räuber zu beſtrafen. 
| 12) Chriſten, fo freventlich einen Juden: Kirchhof entehren, oder beſchädi⸗ 
| gen, ſollen als Beſchädiger der Kammergüter angeſehen, als ſolche 
beſtraft, und ihre Güter konfiscirt werden. Vergreift ſich ein Chriſt 
aber an einer Judenſchule, ſo iſt er dem Hoferichter in 2 Talent 
Strafe verfallen. 
13) Wenn ein Jude den andern verwundet, fo iſt der Thäter nach der 
Landes gewohnheit zu beſtrafen. 
144) Nur in wichtigen Dingen, die über 50löthige Mark ſich belaufen, fol 
ein Jude auf dem Rodal ſchwören; in geringern Sachen aber nur 
in der Schule. 


` 
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15) Gegen einen eines heimlichen Judenmords verdächtigen Chriſten ver: 
ſpricht der Fürſt noch ferner inquiriren zu laſſen, falls auch bei der 
erſten Unterſuchung gegen ihn nichts entdeckt worden. 

16) Gewaltthätigkeiten, fo Chriſten an einer Jüdin ausüben, find nach 
den Landes⸗ Satzungen zu beſtrafen. 

17) Kein Judenrichter darf eigenmächtig einen jüdiſchen Rechtshandel 
vor ſein Gerichte ziehen, wenn er nicht darum erſucht wird. Auch 
ſollen die Juden nirgends als in ihrer Schule gerichtet werden. 

18) Wenn ein Chriſt einem Juden nach abgelöſtem Pfand die Zinſen da— 
von länger als 1 Monat fchuldig bleibt, fo tragen dieſe Zinſen wie: 
der Zinſen. 

19) Juden ſollen in ihren Wohnungen Niemanden beherbergen. 

20) Wenn ein Jude auf Grundſtücke, oder Verſchreibungen der Edel⸗ 
leute ꝛc. Geld leihet, und das gethane Darlehn durch Brief und Sie: 
gel beweiſen kann, ſo ſoll er in die ihm verſchriebenen Fundos einge— 
wieſen, und bei ſeinem daran habenden Pfandrecht geſchützt werden. 
Ausgenommen der Schuldner reiniget ſich durch einen Eid, daß er 
das in der Verſchreibung enthaltene zu zahlen nicht verbunden. 

21) Ein Chriſt, der ein Judenkind entführt, iſt als ein Dieb zu beſtra⸗ 


fen. 

22) Wenn ein Chriſt ein bei einem Juden verſetztes Pfand binnen Jahr 
und Tag nicht einlöſet, ſo mag der Jude das Pfand, nachdem er es 
vorher beim Richter gemeldet und aufbieten laſſen, verkaufen oder zu 
ſeinem Nutzen verwenden. 

23) Juden dürfen an ihren Feſttagen wegen Zahlung und Pfandſachen 
nicht beläftiget werden. | 

24) Wer einem Juden ein bei demſelben verſetztes Pfand mit Gewalt 
wegnimmt, oder Unfug in deſſen Hauſe macht, iſt als ein Störer der 
landesherrlichen Kammergüter zu beſtrafen. 

25) Was ein Jude leihet, ſoll ihm in eben der Güte und Werth unweis 
gerlich zurückgezahlet werden. 

26) Die Juden dürfen keine Pferde anders als bei Taae und mit Zuzie⸗ 
hung einiger Zeugen zum Pfande annehmen. Wird ein geſtohlnes 
Pferd bei ihm im Pfande vorgefunden, und der Jude beeidiget es, 
daß er nichts darum gewußt habe, ſo iſt er unverantwortlich. 

27) Die Juden, fo falſche Geldſorten bei ſich führen, dürfen ohne Zuzie⸗ 
hung gerichtlicher Perſonen nicht aufgefangen werden. 

28) Wenn ein Jude zur Nachtzeit um Nothhülfe ruft, ſo ſollen ihm die 
benachbarten Chriſten beiſpringen bei Strafe von 30 Schillinge. 

20) 1) Es wird den Juden erlaubt, ungehindert alles zu kaufen, zu ver: 
kaufen, und das Brot anzuriechen. | 

30) Die wegen irgend eines Vergehens in Verhaft genommenen Juden ſoll 
der Richter des Orts nicht ſogleich richten und verurtheilen, ſondern 
fie nur bis auf landes herrliche Erkenntniß in ſicherer Verwahrung, 
bech ohne alle Schmach aufbehalten. 

31) Wenn Jemand einem Juden Geld abgeborget, und darüber Bürgen 
geſtellt hat, nachgehends aber die Schuld laͤugnet, fo müſſen es nebſt 
dem Schuldner die Bürgen ebenfalls beſchwören, daß derſelbe zur 
Bezahlung des Darlehns nicht verbunden ſein; widrigenfalls iſt der 
Hauptſchuldner zur Bezahlung der ganzen Schuld verbunden. 


1) Diefe 3 Artikel 29 31 befinden Dé im Privileaio Herzogs Bolko I. d. 1295, 
aber nicht im Privilegio H. Heinrichs III. d. 1299. 
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32) Niemand ſoll endlich, laut den päpſtlichen Satzungen, die Juden 
mehr beſchuldigen, als ob fie Chriſtenblut gebrauchten, weil ihre Ge: 
ſetze ausdrücklich gebieten: daß ſie ſich von allem Blute enthalten 
müſſen. Wird aber dennoch von einem Chriſten einem Juden ein 
Chriſtenmord Schuld gegeben, fo muß der Jude deſſen durch 3 Chris 
fen und 3 Juden überwieſen werden, und, wenn er überzeugt mot, 
den, mit einer dieſem Verbrechen angemeſſenen Strafe belegt werden. 
Wird aber der Jude durch die Zeugenausſage für unſchuldig erkannt, 
ſo ſoll der Chriſt wegen ſeiner Verläumdung eben die Strafe leiden, 
die ſonſt der Jude hätte aus ſteben müſſen ꝛc. | 

Die Juden wohnten, wo fie wollten, meift aber um die Höfe der Der, 
zoge, und gehörten auch unmittelbar zu ihrem Gerichtsſprengel; ſie hatten 
alſo in dieſem Punkte die Rechte des Adels und der Herzoglichen Bedienten 
wie dies ſowohl das Privilegium von 1295 für die Schweidnitzſchen, als 
von 1299 für die Glogauſchen Juden beweiſet; erſt ſpäter ſind ſie den Un⸗ 
tergerichten untergeben worden 1). 

Ueberall, wo ſich eine Gemeinde bildete, hatten fie Synagogen und Kirch: 
höfe, und faſt in allen beträchtlichen Städten, als Breslau, Oels, Glogau, 
Schweidnitz, Glatz, Liegnitz, Jauer, Neiſſe, Bunzlau, Wartenberg, Leob— 
ſchütz ꝛc. hatten fie Gemeindeälteſten, oder Meiſter, und trieben Urbar, 
das iſt bürgerliche Nahrung. Einen Beweis davon liefert eine Urs 
kunde der Herzogin Eliſabeth zu Liegnitz vom 5. December 1447, nach 
welcher ſie die Juden dem Mag. unterwarf. Die Worte derſelben lauten: 

„Geben und verleihen Wir Unſer herrſchaftlich Gericht, die Wir ge— 
habt haben über die Juden Gaͤßen, Schule, Häuſer ꝛc. zum Mits 
leiden zu ziehen, außer Moſche, Judenmeiſter, Jakob und Stenzeln, 
Maurern, ſo lange ſie leben, doch daß ſie in ihren Häuſern nicht mehr 
orbern, oder ſonſt was ofbringen der Stadt Urber zum Schaden ꝛc. “). 

Folglich hatten ſie dergleichen vorher, als ſie noch unter den herzoglichen 
Gerichten ſtanden, ausgeubt. Auch in dem Verzeichniß derer im Jahr 1453 
aus Schweidnitz vertriebenen Juden finden ſich Handwerker; eben fo durf— 
ten ſie in Oppeln bürgerliche Nahrung treiben. | 

In allen obengenannten Orten hatten fie ganze Gaſſen inne, und Schick⸗ 
fuß ſagt, daß vor 1454 die Juden im Fürſtenthume Schweidnitz Güter 
beſeſſen, auch Häuſer, Gärten und Wieſen gehabt. In Oels wurde bald 
nach Erfindung der Buchdruckerkunſt eine jüdiſche Druckerei angelegt. 

Die Gifchichte aller einzelnen Städte beſtätigt die Anſäßigkeit der Ju⸗ 
den und den freien Gebrauch ihrer Religions-Uebungen. 

Eine Folge war, daß die Juden in Anfeben ſtanden, und wohlhabend 
waren. Im Jahr 1328 erborgte Herzog Bolko III. zu Liegnitz ſich von 
einem Juden 8000 Gulden, für die damaligen Zeiten eine bedeutende 
Summe. 

1298 gaben die Juden zu Bunzlau ein freiwilliges anſehnliches Geſchenk 
zur Befeſtigung der Stadt. 

1341 wurde Löwenberg an den Juden Jacob zu Breslau um 165 Mark, 
und darauf im Jahre 1346 abermals an einen Juden um 2816 Thaler 
verſetzt. 

1465 mußten die Neißer Juden dem Biſchof zu Breslau 2000 Gul⸗ 
den zahlen. 
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Sie trieben in allen Städten, beſonders in Breslau, Wartenberg, Bunz⸗ 
lau, Glogau, Schweidnitz ꝛc. einen großen Handel nach Polen und Leipzig, 
= — diejenigen, die dem Bergwerk in Beuthen das Silber und Blei 
abkauften. 


Obſchon in dieſem Zeitraume die Kroniken einiger Vertreibungen der "Zu, 
den gedenken, ſo in den Jahren 1163 von Leobſchütz, 1226 und 1319 aus 
Breslau, wo der Pöbel die Schuld der Brände auf ſic ſchob, und ſie hie 
und da gedrückt wurden, wie z. B. im Jahr 1345 auf Verordnung König 
Johanns, alle Leichenſteine von den Juden⸗Kirchhöfen zu Breslau audges 
graben, und zur beſſern Befeſtigung der Stadt gebraucht wurden, was 
ebenſo zu Liegnitz geſchah: ſo wurde doch an eine allgemeine Verfolgung 
noch nicht gedacht, vielmehr ibre Gerechtſame geſchützt, wie denn König 
Karl IV. (Prag d. 8. Sept. 1347) den Breslauſchen Konſuln befahl: 


„Daß ſie den Juden auf ihre Klagen mit allem Fleiß und aus königli— 
cher Vollmacht zum Recht verhelfen ſollten; dagegen aber ſollten auch 
die Juden die allgemeinen Abgaben entrichten, und der Magiſtrat könnte 
ihre Kollekten erhöhen oder vermindern.“ 


Dieſer ſelbe König Karl IV. ſchenkte freilich bald darauf, den 7. Okt. 
1349, der Stadt Breslau nach einem großen Brande alle Häuſer und 
liegende Gründe der Juden nebſt ihren beiden daſelbſt gehabten Synagogen, 
ſchlug dieſe Beſitzungen auf 400 Mark an, und bedingte ſich dabei, daß 
Falls dieſe Immobilien höher als 400 Mark verkauft würden, der Ueber: 
ſchuß nebſt dem etwa in den Häuſern vergrabenen oder ſonſt gefunde— 
nen Gelde, Waaren, Kleinodien ꝛc. ohne Rückhalt in die K. Kammer 
ausgeliefert werden ſollte. Es ſcheint jedoch, daß dieſer Befehl nicht 
genau erfüllt worden; wenigſtens wohnten im Jahr 1350 noch viel Juden 
zu Breslau, als man die Schuld der Peſt auf ſie ſchob, indem ſie die 
Brunnen und Luft vergiftet hätten. Dieſe erſchlug der Pöbel. Wie: 
derum befahl derſelbe König Karl IV. 1350 den 21. Febr. den Konſuln 
zu Breslau: 


„Daß ſie alle diejenigen, welche Juden gemordet hätten, gefänglich ein⸗ 

ziehen, und ihnen ihr Recht anthun ſollten.“ 

Deſſenungeachtet wurden im Jahr 1360 am Tage Jacobi von Neuem 
viel Juden erſchlagen. 


Im Jahr 1419 erließ König Sigmund eine Verordnung: die Juden ges 
gen die Gewaltthätigkeiten der Chriſten zu ſchützen; dieſelben dauerten 
jedoch fort. So nahm man ihnen 1420 zu Jauer ihre Synagoge und 
baute 1438 an die Stätte derſelben eine Kirche. 


Alle dieſe Verfolgungen werden auch hier wiederum aus den damaligen 
Geldverhältniſſen vollkommen erklärlich. Der Fanatismus des Pöbels wurde 
benutzt, um die Fürſten von ihren jüdiſchen Gläubigern zu befreien. Die 
Zinſen, welche den Juden geſetzlich verſtattet waren, erklären leicht die 
Höhe der Schulden. | 

Die Herzogin Agnes von Schweidnitz z. B. verpflichtete ſich 1384 gegen 
einen Juden, ihm in beſtimmten Terminen 380 Mark zu zahlen; wenn ſie 
das nicht thun würde, ſo ſolle jede Mark wöchentlich einen halben 
Groſchen wuchern, alſo die Mark polniſcher Zahl zu 48 Groſchen, 
jährlich 26 Groſchen, oder über 54 Prozent Zinſen geben. Biſchof Conrad 
von Breslau (+ 1447), ein fo ausgezeichneter Schuldenmacher, daß fein 
Bißthum, ſonſt das goldene genannt, Niemand von ihm übernehmen 


Staatsrechtl. Verhltn. der J. in den alten Provinzen. 221 


mochte, weil es überlaſtet war, hatte bei einzelnen Juden zu Breslau, Neiſſe, 
Liegnitz, Oppeln, Kaliſch, Schweidnitz und Troppau einige tauſend Mark 
aufgeborgt und mußte, wenn er die beſtimmten Zahlungs-Termine 
nicht einhielt, von der Mark wöchentlich einen halben Groſchen zahlen!). 
Nach noch vielen andern Beiſpielen aus dieſer Zeit, z. B. in dem Schweid⸗ 
nitzer Stadtbuche, war der Zins von einem halben Groſchen wöchentlich für 
die Mark, oder von 54 Procent, bei den Juden der gewöhnliche, wos 
durch denn die Schulden der geldarmen Fürſten und Unterthanen ungemein 
ſchnell ſtiegen. So war Herzog Bolko der III. zu Münſterberg 1380 einem 
Juden Jacob zu Schweidnitz 1000 Mark (etwa 7500 Thlr.), Herzog Con⸗ 
rad der VII, der Weiße, einem andern daſelbſt 1384 an 1450 Mark (etwa 
10,875 Thlr.), Herzog Ruprecht von Liegnitz 1387 einem Dritten 600 
Mark (etwa 4500 Thlr.) ſchuldig, was in jenen geldarmen Zeiten große 
Summen waren. Herzog Wenzel von Liegnitz hatte 1354, wider Willen 
ſeines Bruders Ludwig und wider die mit demſelben geſchloſſenen Verträge, 
die Stadt Goldberg an einen Juden verſetzt. Herzog Ludwig ſagte deshalb 
dieſem Juden ab, fing ihn in der Stadt Liegnitz, führte ihn mit ſich nach 
Lüben und zwang ihn durch Hunger und Gefängniß, Goldberg unentgeld— 
lich abzutreten. Zwar nahm der erzürnte Wenzel die Gelegenheit wahr, und 
entzog ſeinem Bruder alle Einkünfte, die derſelbe aus dem Liegnitzſchen 
hatte, beſchädigte die Unterthanen deſſelben mit Raub und Brand; aber der 
Jude verlor, zu aller erlittenen Noth und Qual, ſein Geld 2). 


Dergleichen faktiſche Verhältniſſe geben genügende Aufklärung über die 
gegen die Mitte des 15. Jahrhunderts häufiger beginnenden Verfolgungen. 

Der bekannte ſchwärmeriſche Franziskaner⸗Mönch Johann Kapiſtran zog 
in den Jahren 1452 — 1455 in ganz Schleſien von Stadt zu Stadt, hielt 
auf den Märkten Reden an das Volk und bewog die Bürger in den meiſten 
Städten, ſich an den Juden zu vergreifen. Um hierzu einen Vorwand zu 
haben, beſchuldigte man die Juden allerlei Verbrechen, beſonders der Ent⸗ 
weihung der Hoflien. 

Auf Veranlaſſung Kapiſtrans wurden im Jahre 1453 zu Schweidnitz 
zehn Juden und ſieben Jüdinnen lebendig verbrannt; die übrigen mußten die 
Stadt verlaſſen; ihre Häuſer, Aecker, Gärten, Wieſen wurden ihnen ge⸗ 
nommen, und die Stadt erhielt unterm 26. Juni 1457 das Recht, keinen 
Juden mehr zu Schweidnitz zu dulden. 

In Breslau erſchien Kapiſtran im J. 1454 zum zweitenmal. Da er hier 
wegen der Juden⸗Verfolgung noch keinen erwünſchten Fortgang ſah, ſo 
predigte er von Neuem öffentlich und zwei Märchen von blutenden Hoſtien 
und geſchlachteten Chriſtenknaben erreichten ihren Zweck. Der im Rufe der 
Heiligkeit ſtehende Kapiſtran ſtellte dieſen Vorgang dem König Ladislaus 
vor, und wirkte von dieſem 1455 den Befehl aus: 

„daß alle Judenkinder, die über ſieben Jahr alt wären, ihren Eltern 

„weggenommen, getauft, und ſodann vollends von Chriſten erzogen, die 

„Juden, welche ſich des Verbrechens der Hoſtien⸗Schändung ſchuldig 

„gemacht, verbrannt, die übrigen aber ſämmtlich auf ewig des Landes 

„verwieſen werden ſollten.“ 

Nie wurde ein königlicher Befehl mit mehrerm Eifer vollzogen, als dieſer, 
an welchem Aberglaube, Blutdurſt und Raubſucht Antheil hatten. Ein und 


—— 


/ Kloſe II. 2. Thl. 71. Tzſchoppe und Stenzel, urkdb. S. 252 und Noten. 
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vierzig Juden zu Breslau, eine nicht geringe Anzahl derſelben zu Schweidnitz, 
Löwenberg ꝛc. endeten ihr Leben auf dem Holzſtoß; die übrigen mußten mit 
Hinterlaſſung ihres Vermögens Stadt und Land räumen; ihre Güter wur: 
den eingezogen, und, wie Eſchenloer ſagt, der dieſe Tragödie in ſeiner 
Breslauſchen Chronik S. 10— 12 beſchreibt, „denen gegeben, die es wenig 
zu des Königs Nutzen brauchten.“ Derſelbe ſetzt hinzu: 

„Die Breslauer erhielten vom Ladislaw ein Privilegium, daß zu ewigen 

„Zeiten kein Jude zu Breslau ſein ſoll. Aber ob dieſes göttlich ſei oder 

„nicht, ſetze ich auf Erkenntniß der geiſtlichen Lehrer.“ 

Bereits im Jahr 1402 war zu Glogau ein ähnliches Trauerſpiel aufge: 
führt worden, wo man viele Juden unter der Beſchuldigung, daß ſie eine 
geweihte Hoſtie gemißhandelt hätten, durch Feuer marterte, die übrigen 
aber aus der Stadt jagte !). 


In Neiße wurden die Juden vom Biſchof Peter II., der ſich laut ſeines 
Briefes an Kapiſtran von 1453 mit deſſen Juden⸗Verfolgung nicht be: 
faſſen wollte, ſondern die gänzliche Ausrottung und Mißhandlung derſelben 
verabſcheute, dennoch mit einer Geldſtrafe belegt und 1468 vertrieben. In 
Glaz jagte man fie 1492, mit Hinterlaſſung ihrer Häuſer, Grundſtücke ic. 
und, wie die Chronik ſagt, mit Verſpottung fort. Aus Frankenſtein und Leob⸗ 
ſchuͤtz wurden He gleichfalls fortgeſchafft, und der letztere Ort erhielt 1543 
ein Privilegium, keine Juden daſelbſt zu dulden. 

Auch die Herzoge zu Oels, Albrecht und Karl, verordneten im Jahr 
1505, „daß dieſe Feinde der chriſt ichen Religion wegen ihrem Wucher 
und Betrügereien aus allen ihrer Herrſchaft unterworfenen Städten und 
Dörfern fortgeſchafft werden ſollten.“ 

Der bisher ergangenen Verfolgungen ungeachtet, mußten ſich doch noch 
Juden hin und wieder in Schleſien erhalten haben, denn es erſchien im 
Jahre 1559 abermals ein Patent wegen Ausſchaffung der Juden, und den 
19. Juli 1571 wurden die Abgaben der Juden reaulirt; allein die Schle— 
ſiſchen Fürſten und Stände wirkten 1582 den 7. April vom Kaiſer Ru: 
dolph II. eine neue Verordnung aus: 

„Daß alle Juden mit ihren Weibern und Kindern aus ganz Schleſien 

„verbannt ſein ſollten.“ 

Doch wurde ihnen, welches ſonſt nicht geſchehen war, zugelaſſen: 

„vorher ihre etwa eigenthümliche Grundſtücke zu veräußern, ihr ſämmtli— 

ches Vermögen mitzunehmen, (ausgenommen die Widerſpenſtigen, wel: 

chen die Konfiskation deſſelben angedrohet wurde) auch auf die öffentli— 
chen Jahrmärkte der ſchleſiſchen Städte zu kommen, und daſelbſt, gleich 
andern chriſtlichen Marktziehern, freien Handel zu treiben.“ 

Dieſe Nachſicht wegen Beſuchung der Jahrmärkte gab Gelegenheit, daß 
ſich die Juden wieder in Schleſien einfanden. 


iſt, und dieſelbe jährlich am Frohnleichnamstag auf dem Altar am Rathhauſe 
öffentlich ausgeſtellt. So ſchreibt Zimmermann a. a. O. S. 24 im J. 1791. 
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ſchen Magiſtrats dahin um, daß derſelbe, als im Jahr 1630 einige jüdiſche 
Familien vom Kaiſer auf die Vorſtädte privilegirt wurden, ſelbſt den An⸗ 
trag machte, daß ſie in die Stadt ziehen möchten. Ja er verfocht 1689 
und 1699 die Rechte der Duldung der Juden in der Stadt gegen den kai» 
ſerlichen Fiskus. 

Zu Zültz und Glogau hatte ſich ebenfalls eine Gemeinde erhalten, die an 
beiden Orten 1627 und 1699 große Begünſtigungen bekamen; unterm 
12. Juni 1667 erhielten die Juden ein Privilegium, zu Dyhrenfurth eine 
jüdiſche Druckerei anlegen zu dürfen; in Oberſchleſien batten die Juden im 
Jahr 1656 nach dem Journal der Breslauſchen Kammer Einhundert 
Branntwein Urbars in Pacht. 

Die Verordnungen welche demnächſt wegen den Juden ergangen, ſind 
vorzüglich folgende: 

Vom Jahr 1628 d. 15. April: Oberamtliche Inſinuation, wie die außer 
Landes wohnenden, im Lande aber Gewerb und Handlung treibende Juden 
zur Kontribution zu ziehen. 

Eodem anno d. 30. Juni K. Ferdinands II. Privilegium für die Juden 
in Böhmen und Schleſien 1). 

1690 d. 29. Nov. Kaiſerl. R.: daß die Judenzeugen nicht durchgehends 
zu Ablegung eines Zeugniſſes, beſonders wider die Chriſten, in Processibus 
zugelaſſen, ſondern die zur Zeugen⸗Deponirung erforderlichen Requisita 
ratione der Juden mit aller Schärfe beobachtet, und die Subornation 
exemplariſch zu beſtrafen 2). 

1695 d. 30. Juni. Kaiſerl. R.: daß die zur katholiſchen Religion ger 
tretenen Juden ihr Handwerk, ſo ſie bei den Juden erlernet und getrie⸗ 
ben, ungehindert mit ihren Leuten treiben, und die Hof Freiheit genießen 
ſollen 3). 

1700 d. 18. Sept. Kaiſerl. Patent: daß die mit kaiſerl. Päſſen ver⸗ 
ſehenen Juden gegen alle Inſolentien und Thätlichkeiten geſchützt werden 
ſollen 9. 

1708 d. 29. Nov. Oberamtl. Patent: daß die Juden aus den Orten, 
welche fie zu halten nicht befugt find, vertrieben werden ſollen 5). 

1710 d. 17. Nov. Kaiſerl. R.: daß die von der Prager Appellation an 
die Juden ertheilte Remiſſiv⸗Schreiben in Wechſelſachen nicht mehr gelten 
ollen ). 

ö 1718 1721 d. 8. Mai. Oberamtl. Publikation: wegen des Juden⸗ 
Toleranz⸗Impoſts 7). 

1716. 1717. 1721. Oberamtl. Verordnung: daß keinem Juden Zölle 
verpachtet werden ſollen ö). 

1725 d. 8. Febr. Oberamtl. Kurrende wegen der den einländiſchen 
Juden unter gewiſſen Einſchränkungen erlaubten Hauſirung “). 

Eod. anno d. 10. Dec. Kaiſerl. Deklaration: daß das Verbot wegen 


1) Weingarten Fasc. Libr I. P. II. S. 336. Lünigs Reichs⸗Archiv P. Spec. 
Cont. I. No. 12. S. 206. 

1) Weingart. Vindem. judie. P. II. cap. 9. S. 458. 

3) Weingart. Hodaeporicon von Juden S. 253. 

4) Samml. ſchleſ. Privilegien Tit. 1. No. 70. S. 231. 

nt Ibid. Tit. 2. No. 80. S. 208. 

) Collect. Brachvogel. P. II. No. 111 S. 603. 

*) Marpergers ſchleſ. Kaufm. cap. 16. S. 705. 

) Collect. Brachvogel. P 4. S. 1239. 

) Ibidem P. 6. No. 306. S. 1744. 
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der den Juden unterſagten chriſtlichen Dienſtboten nur de Operibus servi- 
libus, nicht ader von freiwilligen kunſtmäßigen Handlungs- und Hand⸗ 
werks dien Ben zu verſtehen ſei ) 

1726 den 21. Okt. Oberamtl. Patent: daß in jeder Juden familie der 
älteſte Sohn für einheimiſch, die andern aber für fremde zu halten, und ſich 
nicht verheirathen dürfen 2). 

1728 d. 27, Juni. Oberamtl. Patent wegen des dem Johann Lode 
verpachteten jüdiſchen Impoſts auf 3 Jahre 2). 

1731 d. 21. Juni. Verlängerung dieſe: Pachtung auf anderweite 3 
Jahre 9). 

1730 d. 17. Nov. Oberamtl. Patent: wegen Verpachtung des jüdiſchen 
Perfonals und Juwelen-Acciſes an den Juden Joſeph Lazarus?) 

1738 d. 18. Juli. Oberamtl. Patent: wegen Aoſchaffung der Juden 
aus Schleſien und Erleichterung des polniſchen Commercii durch polniſche 
Handelsjuden. 

Die beſtimmten Abgaben der Juden find wahrſcheinlich erſt 1527 ent 
ſtanden, als Kaiſer Ferdinand I. die Steuerverfaſſung in Schleſien übers 
haupt einrichtete, wobei fie mit einer Perſonalabgabe belegt wurden. 

Als hierauf unterm 19. Juli 1571 eine Art Accife eingeführt wurde, fo 
ward dabei feſtgeſetzt: 

„Daß jeder Jude, der über 20 Jahr alt wäre, 2 Gulden, und der 
über 10 Jahr 1 Gulden jährlich geben ſollte.“ 

Desgleichen mußten die fremden Juden, ſo die Jahrmärkte beſuchten, 
1 Gulden erlegen. Doch betrug nach handſchriftlichen Nachrichten die 
ganze Einnahme von den Juden im Jahr 1580 nur 100 Thlr. ſchleſ. 


Kaiſer Ferdinand II. nutzte die Juden beſſer. Sie mußten ſeiner Armee 
in Ungarn, welche gegen Siebenbürgen gebraucht wurde, den Sold bezah— 
len, und ihm für ein Generalprivilegium, das er ihnen im Jahr 1628 ver⸗ 
lieh, ein anſehnliches Geſchenk geben. Im dreißigjährigen Kriege wurden 
fie vermöge der Fürſtentags-Schlüſſe zu einer Kopfſteuer von 20 Floren 
gezogen, die 1650 wieder aufhörte. 

Kaiſer Leopold wollte die ſchleſiſchen Juden⸗Revenüen, da fie ihm bisher 
wenig getragen, verpachten, und verlangte unterm 23. Febr. 1690 vom 
Oberamt zu Breslau ein Gutachten darüber; dies fiel jedoch dahin aus: 

Daß, weil die wenigen Abgaben, fo fie bisher entrichtet, von gar kei: 
nem Belange wären, beſonders aber die Waaren, fo fie führten, die 
Unterthanen zum Luxus verleiteten, auch durch ſie viel Geld außer 
Landes geſchleppt würde, die Juden ſämmtlich vertrieben, und nur die 
polniſchen Handelsjuden geduldet werden möchten. 


Der kaiſerliche Hof verpachtete deſſenungeachtet im Jahr 1713 die Lan⸗ 
desherrlichen Einkünfte von den ſchleſiſchen Juden an einen Juden, und 
erließ ein Ed., wodurch die bisherigen geringen Abgaben theils erhöhet, 
theils mehr dem Vermögen der Contribuenten angemeſſener eingerichtet 
wurden. 

Der Pächter verſtattete den Juden manche Freiheit, und die Juden nah⸗ 


men während dieſer Pacht in Breslau dergeſtalt zu, daß ſich die Kaufleute 


1) Collect. Brachvogel. P. 6. No. 325. S. 1823. 

2) Ibidem P. 4. No. 343. S. 1874. 

2) Schleſ. Privileg. Samml. Tit. II. No. 241. S. 646. 
4) Ibidem No. 278. S. 726. 

2) Ibidem Tit. II. No. 274. S. 716. 
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darüber beſchwerten. Sie erhielten die Erlaubniß, zwei aus ihrem Mittel 
zu erwählen, die auf das Eindringen der fremden Juden Acht haben ſoll— 
ten, woraus nachher das Judenamt entſtanden. 

Zu Anfang der Preuß. Reg. konnte das Kommiſſariat und die nachher 
errichtete Kammer, nicht ſogleich an die Einrichtung des Judenweſens dens 
ken und um wegen Nichterhebung der ordentlichen Gefälle die K. Kaffe 
ſchadlos zu halten, wurde vor der Hand ein Pauſch Quantum von 
der geſammten Judenſchaft in Schleſien gefordert. Unterm 6. Mai 
1744 erſchien eine Deklaration: wie es mit dem Judenweſen in Breslau 
gehalten werden ſollte, und den 15. Juni 1747 eine Verordnung, daß die 
Judengemeinden für die von ihren Glaubensgenoſſen verübten Diebſtähle 
einſtehen ſollten, was aber durch eine Deklaration v. 13. Oktober 1777 ge⸗ 
mildert wurde. 

Die Einnahme der jüdiſchen Gefälle geſchah zuerſt durch die Accisämter. 
Unterm 26. Dec. 1748 wurde eine Inſtruktion ausgefertiget, auf welche 
Art die Tagegebühren von den fremden Juden erhoben werden ſollten, und 
nachdem wegen beſſerer Einrichtung der Judenverfaſſung verſchiedene Bes 
rathſchlagungen gehalten worden, ward endlich unterm 2. Dec. 1751 das 
Juden: Reglement publizirt Y. 

Unterm 1. April 1755 endlich erſchien eine Inſtruktion für ſämmtliche 
Toleranzämter. 

Die Juden in Schleſien bildeten bis 1812 vier Gemeinden; drei ſtanden 
unter der Breslauſchen, und eine unter der Glogauſchen Kammer. 

Die drei erſtern waren: die zu Breslau, die zu Zültz und die Landge⸗ 
meinde. Die letztere die zu Glogau. Jede hatte ihre beſondere Einrich⸗ 
tung und Verfaſſung. f 


Die Breslauer Gemeinde anlangend, wurden die früheren Werords 
nungen aufgehoben durch die unten folgende K. O. von 1790. Unter erſteren 
zeichneten ſich als beſonders willkührlich aus, die bereits erwähnte königl. 
V. v. 15. Juni 1747, der zufolge die Judengemeinde verbunden war, bei 
Diebſtählen, die von ihren Glaubensgenoſſen verübt wurden, für den Erſatz 
derſelben zu ſtehen, was man faktiſch wegen der um des Handels nothwen— 
dig zu duldenden fremden Juden willen nicht ordentlich durchführte; ſo wie 
ferner die K. O. v. 6. Mai 1784, die aber nie zur Publikation gekommen, 
nach welcher bei Konkurſen die Aelteſten der Judenſchaft in Anſpruch ges 
nommen werden ſollten. 

Die Juden formirten eine Gemeinde und wählten ſich alle 3 Jahre Aelteſten, 
welche von der Kammer beſtätiget wurden. Dieſe Aelteſten verwalteten die 
Gemein⸗Kaſſe, gaben auf die Juden⸗Verfaſſung Acht, machten im Wege der 
Güte kleine Streitigkeiten ab, hatten die Aufſicht über die gottes dienſtlichen 
Schulen, und unter ihnen ſtand das Lazareth, das Begräbniß und das jü⸗ 
diſche Almoſenamt, welche ihre beſondern Vorſteher hatten. ` 


1) Reglement, wie es mit dem Toleranzweſen in Anſehung der Juden und der von 
denſelben an die K. Kaſſen abzugebenden Schutzgelder und andern Gebühren im 
Erzherzogthum Schleſien, excl. der beiden Städte Breslau und Glogau, ge: 
halten werden ſoll, v. 2. Dec. 1751. Demſelben iſt beigefuͤgt: eine Zë ’ 
für die Judentoleranzämter. Für Breslau galt eine beſondere „Deklaration, 
welchergeſtalt das in der Hauptſtadt Breslau uͤberhand genommene unnütze Ju⸗ 
denvolk, a dato publicationis, binnen 2 Mon. gedachte Stadt räumen, einige 
zum Münzweſen noͤthige wohlberüchtigte juͤdiſche Familien aber geduldet, und 
denſelben mit einigen wenigen Speciebus pon Waaren der Handel al grosso, 
en aber mit offenen Läden, verſtattet werden ſoll, v. 6. Mai 1744.7 

unten. 


15 


tf 
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Die Judengemeinde beſtand: 

1) Aus den Generalprivilegirten, das iſt: ſolchen jüdiſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen, die chriſtliche Rechte im Handel und Wandel in und außer 
Gerichten hatten, und deren Vorrechte erblich. 

2) Aus den Privilegirten, welche das Recht hatten, mit verſchiedenen 
in ihren Spezial:Privilegien enthaltenen Arten von Sachen zu handeln; ihr 
Vorrecht war nicht erblich, doch wurde auf ihre Kinder bei offenen Priviles 
giis Rückſicht genommen. 

3) Aus den Tolerirten, welche ebenfalls auf Lebenszeit ihr Recht, in 
Breslau zu wohnen, erhalten, deren Gewerbe aber eingeſchränkter als das 
der Privilegirten. 

4) Aus den ſogenannten Fixentriſten, welche nur auf eine beſtimmte 
oder unbeſtimmte Zeit zu bleiben die Erlaubniß hatten. 

5) Die Schutzgenoſſen entſtanden aus den ehemaligen Famuliz Perſo⸗ 
nen. Die Reichern der Nation hatten die Erlaubniß, ſich junge Handelsbediente 
anzunehmen: ſie wurden älter, und trieben endlich, ob zwar nur verborgen, 
eigenen Handel; dieſe Erlaubniß artete in eine Ertheilung der Toleranz von 
Juden an Juden aus. 

Alle fremden zur Stadt kommende Juden mußten ſich am Thore melden, 
und erklären: wie lange fie bleiben wollen; fie bezahlten 1 Reichsthaler 
Entree, die Weiber und Jungen aber 12 Ggr., wofür ſie die Erlaubniß hat⸗ 
ten, bis zum vierten Tage, zu Jahrmarktzeiten aber den ganzen Markt in 
Breslau zu bleiben. Juden aus Auras und Glogau hatten beſondere Sätze. 

Die Zulger und andere Landjuden⸗Gemeinden entrichteten eine beſtimmte 
jährliche Abgabe, Fix Entrée genannt, für die Erlaubniß, ſich entweder 
eine Ch Zeit aufhalten, oder ohne Entree zu Breslau ab- und zureiſen 
zu dürfen. 

Diejenigen fremden Juden, welche über die ihnen im Reglement verſtat— 
tete Zeit ſich in Breslau verweilten, mußten ſodann Tagegroſchen erlegen. 

Die aber, welche vor den Thoren übernachteten, laut V. v. 9. April 1750 
die Schlafkreuzer. 

Neu geordnet wurden dieſe Zuſtände durch die K. O. v. 21. Mai 1790: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von Preußen ꝛc. ꝛc. 

Das Glück und die Wohlfahrt eines jeden Unſerer Unterthanen zu befoͤrdern, iſt von 
jeher ein vorzügliches Augenmerk Unſrer Regierungs-Geſchaͤfte geweſen; zu bieten Un: 
terthanen gehören auch die, zur juͤdiſchen Religion ſich bekennenden Einwohner. Ob wir 
nun zwar wünſchten, dieſe Nation den uͤbrigen Staatsbürgern voͤllig gleich zu machen, 
und ſie an allen Rechten der Buͤrger Theil nehmen zu laſſen: ſo ſtehen dieſem Unſern 
Vorſatze doch Hinderniſſe entgegen, welche zum Theil in ihren religioͤſen Gebräuchen, 
zum Theil in ihrer ganzen Verfaſſung liegen, und die gaͤnzliche Ausfuͤhrung, wenig— 
ſtens vor der Hand, noch unmoͤglich machen 1). 

Um nun aber doch mit dieſer Nation ſowohl eine Verbeſſerung auzufangen, und die 
Annäherung an die übrigen Bürger, ſo viel wie möglich zu erleichtern, als auch einige 
eingeſchlichene Mißbräuche bei ihrer Gemein⸗Verfaſſung zu heben: ſo haben wir, beſon⸗ 
ders da die bisher erlaſſenen Verordnungen auf gegenwärtige Zeiten nicht mehr anwend— 
bar find, reſolviret, folgende nähere Vorſchrift: wie es mit dem Juden-Weſen in Bres⸗ 
lau zu halten, und was dabei beſonders zu beobachten iſt, ertheilen zu laſſen. 


Erſtens: 
Von der Duldung der Juden in Breslau uͤberhaupt. 

Da wegen des großen Commercii mit Polen, Rußland, der Ukraine ꝛc. in Breslau 
ſchon ſeit vielen Seculis Juden nicht allein geduldet, ſondern auch daſelbſt etablirt gewe⸗ 
ſen:, ſo wollen wir dieſer Nation noch ferner dieſe Freiheit geſtatten. Wenn aber ſeit ei⸗ 
niger Zeit eine große Anzahl unter allerlei Vorwand daſelbſt ſich eingeſchlichen, die zum 


— —— ä§ PyPẽ— — — 


1) Man erwartet nach dieſem pomphaften Eingange mindeſtens ein G. v. 11. Maͤrz 
1812 und findet Hatt deſſen eine engherzige Verordnung, welche ihr hauptſächliches Au: 
genmerk von Neuem auf den Geldbeutel der Juden richtet. 
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Schaden der chriſtlichen Kaufleute verſchiedene ihnen nicht zuſtehende Gewerbe getrieben, 
und zu mancherlei Beſchwerden Anlaß gegeben: ſo haben Wir wegen ihrer Anzahl, Dul⸗ 
dung und Gewerbe folgendes näher beſtimmet: | 

$. 1. Soll die geſammte Juden⸗Gemeinde zu Breslau, excluſive der General⸗Privile⸗ 
girten, nur aus Ein Hundert und Sechzig Stammvaͤtern beſtehen, und ſolche mit 


dem Namen: 

Breslauſche Schutz-Juden, 
belegt werden. Dieſe 160 Schutz⸗Juden find aus den bisher in Breslau geduldet gewe⸗ 
ſenen Privilegirten, Tolerirten, Firentriften und Schutz-Genoſſen auszumitteln; die 
alsdann noch übrig bleibenden aber auf Lebenslang, gegen eine mäßige Abgabe, zwar 
zu dulden; er können aber ſolche an den obigen 160 Stamm⸗Nummern keinen Antheil 
haben. Wegen der polniſchen Graͤnz-Juden iſt das Noͤthige im dritten Abſchnitt feſtgeſetzt. 

Die aus den tolerirten Fixentriſten und Schutzgenoſſen oder dem Fumulitio, zu die: 
ſem Stamm gewaͤhlten Perſonen, zahlen, da die Privilegirten die Erlaubniß und Frei⸗ 
heit theuer erkauft, jeder zur Gemein-Kaſſe nach Beſchaffenheit 50 bis 200 Thlr., aus 
welchem Fond die Stempel⸗Gebuͤhren und Kammer⸗Kanzleigelder für die auszufertigen⸗ 
den Schutzbriefe entrichtet, das übrige aber zur Entſchaͤdigung des, an Unſre Kaſſe be⸗ 
zahlten Porzellain-Geldes, der Gemein-Kaſſe gelaſſen werden ſoll. 

F. 2. Ein jeder dieſer 160 Schutz-Juden kann einen Sohn verheirathen, der das 
Recht haben ſoll, nach dem Tode ſeines Vaters deſſen Nummer zu acquiriren, den Toͤch⸗ 
tern aber wird das Heirathen indistinete nachgegeben; nur bleibt es bei dem Geſetz: 
daß die Trauſcheine bei unfer ꝛc. Kammer geſucht werden muͤſſen, welche das Heirathen 
mit ausländifchen Mädchen nur dann zugeben, und den Trauſchein ertheilen kann, wenn 
die Braut eine Mitgift von wenigſtens 3000 Thalern erhält. Wenn der zweite Sohn 
heirathen will, ſo kann ſolches nur unter folgenden Umſtänden nachgegeben werden: 


a) Wenn er die Stadt Breslau verlaſſen, und an einem andern Orte ſich etabli⸗ 
ren will; 


b) oder wenn feine Braut eine Stamm-Nummer beſitzt, folglich durch ſeine Helrath 
die Zahl der 160 nicht überſchritten wird. | 2 Dës: 

9. 3. Wenn ein Schutz⸗Jude ſtirbt und keine Kinder hinterläßt: ſo ſoll zwar deſſen 
Wittwe befugt ſein, zur zweiten Ehe zu ſchreiten, es kommt aber darauf an, ob ihr ver⸗ 
ſtorbener Mann ein eigenes, von ihm herſtammendes Anſetzungs-Recht beſeſſen habe, 
oder ob ſolches durch deſſen Frau, als naͤmlich die hinterlaſſene Wittwe, auf ihn gekom⸗ 
men ſei? Im letztern Falle fol die Witwe nicht eingeſchränkt werden, ſondern ihr frei⸗ 
ſtehn, nach ihrem Willen eine Verbindung eingehen zu konnen, die fie für gut findet; 
jedoch muß darauf geſehen werden, daß es ein geborner Breslauer, und wenigſtens ein 
Einlaͤnder iſt. 

Wenn aber das ihrem verſtorbenen Manne zugeſtandene Recht nicht von ihr, ſondern 
blos von ihm herruͤhret: fo fällt es einem von den Kindern, und wenn dieſe nicht vor⸗ 
handen, feinem Geſchwiſter zu. Und wenn entweder keine exiſtiren, oder ſie zu arm wä⸗ 
ren, davon Gebrauch zu machen; ſo kann alsdann eine ſolche Wittwe auf die durch den 
Tod ihres Mannes verloſchene Stamm-Nummer in ſoweit Anſpruch machen, wenn ſie 
außerdem, daß ſie Vermoͤgen beſitzt, und ihrem guten Ruſ ſonſt nichts entgegen ſteht, ſich 
bequemet, einen Eingebornen zu ehelichen. 

F. 4. Wo aber keiner von dieſen Umſtaͤnden obwaltet, ſo ſoll eine ſolche, durch den 
ohne Kinder oder dazu qualifizirende Geſchwiſter, abſterbenden Schutz⸗Juden vatant⸗ 
werdende Stamm-Nummer, zum Beſten der Breslauſchen Kinder, der Gemeinde anheim 
fallen, als welche auch, fo lange dieſe Nummer unbeſetzt bleibt, das für ſelbige zu bezah⸗ 
lende Schutzgeld aus der Gemeinkaſſe vorſchußweiſe bezahlen muß, und ſoll derjenige, 
welcher nachgehends dieſe Nummer wieder erhaͤlt, das von der Gemeinde, waͤhrend der 
Vacanz vorgeſchoßne Schutzgeld wieder zu erſtatten verbunden ſein. 6 

$. 5. Wenn die Gemeinde diefe vacant gewordene Nummer wieder beſetzen will: fo 
müſſen die Aelteſten denjenigen, welchem dies Beneficium zu Theil werden ſoll, der Ju⸗ 
den⸗Kommiſſion anzeigen, und dieſe, nach vorgegangener nähern Unterſuchung: ob ſich 
ſolcher dazu qualiſizire? die umſtände Unſrer Breslauſchen Kriegess und Domainen⸗ 
Kammer, welche den befundnen Umftänden nach entweder den Schutzbrief ausfertigen 
läßt, oder das Geſuch abſchlägt. Der vorzuſchlagende Schutz-⸗Jude muß indeſſen ein ge⸗ 
borner Breslauer fein, und wenigſtens ein Vermogen von 1000 Thlr. aufweiſen Tonnen, 

8. 6. In Anſehung der Wittwen und unvermögenden Juden, welche ſich zwar ihrer 
Abkunft nach zu einer Stamm⸗Nummer qualifiziren, wegen ihres dermaligen Unver⸗ 
moͤgens aber nicht zu dieſem Siechte gelangen konnen, fo ſoll, falls fie oder ihre Kinder 
zu Vermögen kommen, auf felbige bei entſtehenden Vacanzen vorzuͤglich Ruͤckſicht ges 
nommen werden. N 

§. 7. So viel nun die übrigen zu Breslau befindlichen Juden, es ſei unter welcher 
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Benennung es wolle, die zu denen 160 Familien nicht gehören, anlangen; ſo ſollen ſie, 
da ſie einmal ſchon dorten ſind, viele auch ein hohes Alter erreicht haben und nicht 
wiſſen würden, wohin fie ſich begeben ſollten, gegen Erlegung einer jahrlichen Abgabe 
Zeitlebens daſelbſt geduldet werden; welches auch mit ihren Wittwen eben ſo zu halten 
iſt. Die Kinder dieſer zu duldenden Juden aber ſollen ſich, ſobald als ſie herangewach⸗ 
ſen, wozu das Alter von 15 bis 16 Jahren hierdurch feſtgeſetzt wird: von Breslau weg⸗ 
begeben, weil fie auf die Duldung ihrer daſelbſt blos eingeſchlichenen Eltern keinen ges 
gründeten Anſpruch machen können, wobei zugleich feſtgeſetzt wird, daß keinem fremden 
Juden unter keinerlei Vorwand die ſogenannte Fix-Entree weiter akkordirt werden ſoll. 

8. 8. Dienſtboten und wirkliches Geſinde, fo in Lohn und Brod ſteht, ſoll einem je⸗ 
den der General-Privilegirten und der 160 Stamm⸗Familien nach ihrem wirklichen 
häuslichen Bedarf nachgegeben werden. Keins dieſer Dienſtboten aber gewinnt dadurch 
ein Recht, ſich als Schutz⸗Jude anſetzen zu koͤnnen; es ſei denn, daß ein dergleichen Ge: 
ſinde durch lange Jahre redlich und ehrlich gedienet, zu einigem Vermögen gekommen 
und willens wäre, eine ſolche Perſon zu ehelichen, welche ihrer Seits ein Anſetzungs⸗ 
Recht zu genießen hat; in welchem Falle nachgegeben werden ſolle, daß auch ein Dienſt⸗ 
bote Schutz⸗Jude werden kann. Zu dieſen Dienſtboten müſſen nur einländifche Juden 
und Juͤdinnen angenommen, und die jedesmalige Veraͤnderung dem Juden-Amte und 
Aelteſten angezeigt werden. Alles ſogenannte Famulitium, wo ein General oder ander 
rer Privilegirter Juden in Schutz genommen, ſie für Dienſtboten ausgegeben, ihnen 
verſtattet, einen eignen Handel zu treiben, und Abgaben von ihnen gefordert, wird hier⸗ 
mit und bei Strafe von zwanzig Dukaten für jeden unaͤchten Famulum ausdrücklich 
verboten; wovon die Hälfte dem Denunzianten, die andere Hälfte zu gleichen Theilen 
der Schleſiſchen Haupt-Armenhaus: und Jüdiſchen Lazareth-Kaſſe zugebilligt werden ſoll. 

§. 9. An Gemein⸗Bedienten werden, außer dem Xelteften und ihrem Syndico, noch 
3 Hochzeitbitter, 2 Gemeinboten, 2 Aufpaſſer, 1 Wirthſchafter; bei der Tauche 2 weib⸗ 
liche Gehülſinnen, 2 Hebammen, 6 Wärterinnen; bei dem Lazareth, außer den Vorſte⸗ 


hern, 1 Wirthſchafter, 20 Krankenwärter und Wärterinnen, 1 Aufſeher bei dem Be⸗ 
gräbniß und 4 Todtengraͤber; bei der Fleiſcherei, wenn die Judenſchaft ſelbſt ſchlachtet, 


einen Fleiſcher und die noͤthigen Aushauer; ſonſt aber, wenn fie vermiethet ift, 1 Diſtri⸗ 
buteur, 1 Kontrolleur, 2 Schaͤchter, 2 Ausäderer, 2 Lehrjungen, akkordirt. Die Zahl 


der Rabbinen und Schulbedienten ꝛc. richtet ſich nach dem jedesmaligen Bedarf, Anzahl 
der Schulen und ihrer Verfaſſung. Zu dieſen Gemeinbedienten müſſen fo viel als moͤg⸗ | 


lich Einländer und geborne Breslauer angenommen werden. 


Zweitens: 
, Von ihrer moraliſchen und bürgerlichen Verfaſſung. 

6. 10. Die Juden in Breslau bleiben, fo wie jeder andre Einwohner, der Gerichts— 
barkeit des Magiſtrats unterworfen, und werden bei Erbefällen nach den daſigen Sta—⸗ 
tuten, Gewohnheits-Rechten ꝛc. wie jeder bürgerliche Einwohner behandelt, die Ches 
ſcheidungen allein ausgenommen, welche nach den juͤdiſchen Geſetzen beurtheilt, die wirk⸗ 
liche Scheidung aber den Rabbinen und Xelteften zur Beobachtung des Ritualis übers 
laſſen werden. 


§. 11. Jeder in Breslau geduldete Jude muß in Zeit von 4 Wochen ſich einen Zuna— 
men wählen und dieſen Zunamen auf ſeine Kinder, wie bei den Chriſten, fortführen. 

§. 12. Sind alle Handlungsbuͤcher kaufmaͤnniſche Rechnungen, die Gemein- und 
Almoſen⸗Bücher mit deutſcher Schrift zu fertigen, und muß vom Jahre 1791 an kein 
Hebräiſches weiter geduldet werden. 

5. 13. Iſt ſchlechterdings nothwendig, daß in Breslau eine ordentliche, aus einigen 
Klaſſen beſtehende Unterrichtsſchule eingerichtet werde; bei dieſer Schule find vernünf— 
tige Lehrer anzuſtellen, die außer den Religionsgebräuchen den Kindern vorzüglich reine 
Moral, Menſchenliebe und Unterthanens Pflichten lehren, im Schreiben, Rechnen, 
Sprachen, Geographie, Geſchichte, Naturwiſſenſchaft ꝛc. Unterricht geben. Die Aus⸗ 


— 


führung dieſer Sache kann keine große Schwierigkeit haben, da die Judenſchaft ein eis ` 


genes Gemeinhaus beſitzt, und es an Platz dazu nicht fehlet. Die Unterhaltung der 


Lehrer muß aus der Gemein-Kaſſe und durch zu entrichtendes Schulgeld geſchehen. Wir 


überlaſſen der Breslauſchen Kriegs- und Domainen-Kammer die weitere Verfügung 
und Anordnung in dieſer Sache, welche vorzuͤglich darauf zu ſehen hat, daß bei dieſer 
Anſtalt brauchbare Lehrer angeſtellt werden, welche im Stande find, die kuͤnftige Gene⸗ 
ration zu nützlichen Buͤrgern des Staats zu bilden. 

6.14. Geben wir der Judenſchaft die Erlaubniß, die vielen zum Gottesdienſt bes 
ſtimmten Schulen völlig aufzuheben, und dagegen ein einziges zum öffentlichen Gottes» 
bienſt beſtimmtes Haus oder Schule zu erbauen oder einzurichten; damit die Judenſchaft 
nicht noͤthig hat, ihren Gottesdienſt zerſtreut und in Winkeln, ſondern oͤffentlich und 
gemeinſchaftlich zu halten. 
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5. 15. Dieſen 160 Schutz⸗Juden Io das Recht zuſtehen, ihre Söhne ſtudiren zu 2 
laſſen, allerlei mechaniſche Künſte zu treiben, zu maͤckeln, mit einländiſchen Fabriquen⸗ | 
Waaren, Juwelen, Gold, Silber, alten Kleidern, Pferden, und überhaupt mit allem 
dem zu handeln, was entweder den Juden zu fuͤhren nicht generaliter verboten iſt, als 

eeinlaͤndiſche Wolle, Garn, Flachs, Rothe, oder womit der Handel einer Innung per 

| Privilegium speciale, ausſchließungsweiſe verliehen worden, als Tuch ꝛc. Es ſoll 
den Juden ferner freiſtehn, als Tagelöhner zu arbeiten, und wird hiermit ausdrücklich 
feſtgeſetzt: daß niemand ihnen deshalb ein Hinderniß in den Weg legen ſoll. Uebrigens 
wird es Uns zum gnädigſten Wohlgefallen gereichen, wenn die chriſtlichen Handwerker 
freiwillig Juden⸗Jungen in die Lehre, und in der Folge in ihre Innung nehmen. 

9. 16. Die bisherigen Privilegirten, ohngeachtet ſie in Abſicht ihrer Familien unter 
die 160 Stamm⸗Nummern gehoren, werden bei ihren durch ihr Privilegium erlangten 
beſondern Gerechtſamen und Vorzügen gelaſſen, und, fo lange fie leben, dabei geſchütet. 

| Die Schammefen, Viehhändler, Mäkler und alte Kleiderhändler, Gemeinbediente ic. 

und überhaupt alle, die ein beſtimmtes Gefhäft haben, bleiben bei ihrem bisherigen 

Gewerbe, und wenn welche abgehn, ſollen die neuen Subjekte von denjenigen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden, die ſolches am beſten beurtheilen koͤnnen und dabei intereſſirt 
find; z. B. die Specerei⸗ und Waaren⸗Mäkler mit Beiſtimmung der Kaufmannſchaft, 
die Viehmäkler nach Vorſchrift der Viehmaͤkler-Inſtruktion ꝛc. die Entſcheidung in 
zweifelhaften Fällen und die Approbation bleibt Unfrer Breslauſchen Krieges- und Zo: 
mainen⸗Kammer uͤberlaſſen. Dieſe und alle andre zu einem beſondern Gewerbe ange: 
wieſene Juden muͤſſen dabei bleiben und ſich mit keinem andern Handel befaſſen. 

Die übrigen Schutz⸗Juden wählen ſich, wie ad $. 15 bereits erwähnt iſt, ein jeder in 
Abſicht ſeines Vermögens und Fähigkeit ein Gefchäfte, welches er treiben will. Eben 
dieſe Freiheit haben auch die Schammeſe, Maͤkler ꝛc., wenn ſie ihr Geſchaͤfte aufgeben 
wollen. Indeſſen bleibt jeder verbunden, wenn er etwas neues anfangen will, ſolches 
dem Juden⸗Amte und den Aelteſten anzuzeigen. 

Drittens: 
Von den öffentlichen Abgaben. 

F. 17. Die Abgaben der Juden betr.; ſo müſſen ſolche zu unſrer Domainen⸗Kaſſe für 
die Erlaubniß, ihre eigene Fleiſcherei zu treiben, Ein hundert Dukaten jährlich entrich⸗ 
ten: dann wird nach einer im Febr. jeden Jahres vorzunehmenden Klaffifitation, von 
Jedem eine ſeinem Gewerbe und Vermoͤgen angemeſſene Abgabe in Golde entrichtet. 
Dieſe Klaſſifikation geſchieht vom Judenamte, mit Zuziehung der Xelteften, und wird 
von unſrer Breslauſchen ꝛc. Kammer revidirt, und nach Beſchaffenheit der Umftände 

abgeändert oder approbirt. Zu dieſer Klaſſifikation werden alle dort wirklich gedulde⸗ 
ten Juden, exclusive der Generals Privilegirten, in ſofern ſie nach ihrem Privilegio 
keinen Kanon zu geben verbunden ſind, gezogen, keinesweges aber die fremden, des 

Handels oder ſonſt andrer Geſchaͤfte wegen ſich aufhaltenden Juden, mit welchen es nach 

den bisherigen Vorſchriften zu halten iſt, und von ihnen die gewöhnlichen Entree⸗Gelder, 

Schlafkreuzer ꝛc. nach den verſchiedenen umſtänden erhoben, und zur Judenamts⸗Kaſſe 

berechnet werden ſollen. Was die in Breslau ſich aufhaltenden polniſchen Graͤnz⸗Juden 

| betrifft: So ſoll von ihnen, da fie nicht den Brodyer und andern polniſchen Handels: 

Juden gleich zu achten, welche ferner von allen Abgaben frei bleiben, ein von der Bres⸗ 
lauſchen ꝛc. Kammer zu beſtimmendes Entree⸗Geld gegeben werden; es ſollen aber dieſe 
Juden nicht berechtigt ſein, ihre Weiber und Kinder nach Breslau zu ziehen, und nicht 
bet als in jüdiſchen Herbergen, auch auf einmal nicht länger als 4 Wochen zu 

eiben. 
F. 18. Die Paraphen⸗Gelder müffen nach Vorſchrift Unſers Stempel⸗Ed. und der 
jährlich aufzunehmenden Klaſſifikation erlegt und bezahlt werden. 

gd. 19. Der Servis ſoll ferner mit einem Pauſch⸗Quanto zur Breslauſchen Servis⸗ 

Kommiſſion bezahlt, dieſer Servis aber mit dem zur Gemeinkaſſe fließenden Ueberſchuß⸗ 
Quanto im Monat März von den Aelteſten und dreien Gliedern der Gemeinde repartirt 
und zur Approbation der ꝛc. Kammer eingereicht, und nach ſolcher Anlage monatlich 
auſgebracht werden. 
Viertens: 
Von der Gemein⸗Verfaſſung. 

8.20. Die General-Privilegirten und die 160 für Breslau beſtimmten Schutz⸗Juden 
machen die daſige Judengemeinde aus; dieſe haben die Erlaubniß, ſich aus ihrem Mittel 
einen Ober: und zwei Aelteſten zu wählen, ſolche werden befundenen Umſtaͤnden nach von 
Unferer 2c. Kammer angeftellt und vereidet, denen ein beſtaͤndiger Syndicus zugeſellt 
werden ſoll, welcher die Bücher und Protokolle führt. Ferner können ſie fünf Perſo⸗ 
nen aus den übrigen Gliedern beſtimmen, die den Ausſchuß der Gemeinde ausmachen, 
und bei wichtigen Dingen von den Aelteſten zugezogen werden muͤſſen, welchen letztern 
eigentlich die Pflicht obliegt, das Beſte der Gemeinde zu beſorgen, und auf alles Acht zu 
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haben, was zu ihrem Schaden gereichet. Dieſe Aelteſten bleiben drei, oder laͤngſtens 
fünf Jahre, dann aber wird eine andre Wahl vorgenommen; Sie beſorgen die innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, verwalten die Gemein-Kaſſe, und beobachten die Pflich⸗ 
ten nach ihrer beſonders vorgeſchriebenen Inſtruktion; damit aber bei ihren Geſchaͤften 
deſto größere Unparteilichkeit obwalte: So ſoll ein chriſtlicher Kommiſſarius angeſtellt 
werden, welcher den Seſſionen beiwohnt, und unter deſſen Direktion die innern Gemein: 
Angelegenheiten betrieben werden. Vorzüglich iſt dahin zu ſehen, 

$. 21. daß kein nach Breslau nicht gehoͤriger Jude ſich dahin einſchleiche und Verkehr 
treibe, worauf vorzüglich die Thorſteher, Schreiber und Acciſe-Officianten Acht haben, 
und keinen fremden Bettel= oder nicht nach Breslau gehörigen Juden, ohne hinlaͤngliche 
Legitimation, Toleranz⸗Zettel, oder Reiſepaß in die Thore einlaſſen muͤſſen. Sollte 
aber doch der Fall eintreten, und ein nach Breslau nicht gehöriger und verbächtiger Jude 
ſich in die Stadt ſchleichen: So iſt durch die Juden⸗Aufpaſſer ꝛc. genau zu vigiliren, 
und wenn der fremde nicht zu duldende, oder ſonſt verdaͤchtige einheimiſche Jude, auf 
die Vorſtellung der Aelteſten, die Stadt nicht verlaͤßt: ſo muß davon dem Judenamte 
Anzeige geſch⸗hen, welches entweder dieſen Juden zur Stadt hinaus bringen, oder wenn 
dabei noch beſondere, oder wohl gar der Eſpionerie verdächtige Umftände obwalten, der 
ꝛc. Kammer zur weitern Verfügung das Erforderliche ſofort vorſtellen muß. 

$. 22. Daß die Armenanſtalten gehoͤrig adminiſtrirt werden; zu dem Ende müſſen 
Armenvorſteher gewählt werden, denen die Almoſen⸗Kaſſe anzuvertrauen ift, dieſe aber 
muͤſſen, ohne ausdruͤckliche Aſſignation der Aelteſten, welche vom chriſtlichen Commiſſario 
mit zu unterzeichnen iſt, Niemanden Almoſen reichen, und wenn die Vorſteher in Er⸗ 
fahrung bringen, daß einer oder mehrere von denjenigen Perſonen, ſo Almoſen erhalten, 
dergleichen nicht mehr bedürftig ſind, oder ſterben: ſo müſſen ſie ſolches ſofort gehörig 
anzeigen, damit andere Arme die erledigten Unterhaltungsgelder empfangen koͤnnen. 
Ueber die eingenommenen und ausgegebenen Gelder müſſen die Almoſen⸗ Vorſteher jaͤhr⸗ 
lich eine Rechnung ablegen, und wenn ſolche gehörig durchgegangen, und ihre Richtigkeit 
8 worden, iſt ſie dem Ausſchuß der Gemeinde vorzulegen, und die Vorſteher zu 
dechargiren. 

$. 23. Das Lazareth und Begräbniß betr., fo kann dieſes füglich als eine zwiefache 
Verwaltung angeſehen werden. Einmal iſt es eine Stiftung der ſogenannten Brüder⸗ 
ſchaft, die wir in nichts beeinträchtigen, ſondern fie bei ihrer urſprünglichen Verfaſſung 
um ſo mehr belaſſen wollen, da ſie die Wartung der Kranken zum Zweck hat, und ihr 
Stiftungsbrief nichts Schlimmes enthält, Dann iſt die Lazareth- und Begraͤbniß⸗ 
Kaſſen⸗Adminiſtration, welche die durch die Bruͤderſchaft aufzubringenden Begraͤbniß⸗ 
gelder, freiwillige Kollekten und Begraͤbnißkoſten der nicht incorporirten, desgleichen 
einen Zuſchuß aus der Gemeinde erhält. Dieſe doppelte Verwaltung kann fernerhin 
verbunden bleiben, und ſie durch vier Vorſteher und vier Beiſitzer beſorgt werden, deren 
Wahl alle drei Jahre zwar nach dem Stiftungsbriefe geſchehen kann; da aber die ſaͤmmt⸗ 
liche Gemeinde, und alſo auch diejenigen, die nicht eigentlich zur Brüderſchaft gehoͤren, 
OO e Zuſchuͤſſe zu dieſem Inſtitut geben müſſen: fo ift nothwendig, daß zu den 
vier Vorſtehern zwei Mitglieder aus der uͤbrigen Gemeinde gewählt werden, welche zwar 
bei den Brüderſchaftsſachen keine Stimme haben und ſich in nichts meliren, ſondern ſol⸗ 
ches den zwei Brüderſchaftsvorſtehern und Beiſitzern allein uͤberlaſſen ſollen; bei dem 
eigentlichen Lazareth⸗ und Begräbnißweſen aber mit zur Verwaltung zugezogen werden 
müſſen. Die Beſtimmung der Taxen bei den Begraͤbnißkoſten der nicht in der Brüder⸗ 
ſchaft befindlichen Juden muß nicht einſeitig, ſondern mit Zuziehung der Aelteſten aus: 
gemittelt, und vorzüglich auf das Vermögen der Verſtorbenen, ob Kinder oder weit ent 
fernte Erben ꝛc. . Rückſicht genommen werden. 

Dieſe Vorſteher müſſen eine jährliche Rechnung legen, welche vom chriſtlichen Kom⸗ 
miſſario durchgegangen, von den Aelteſten gepruͤft, und dem Ausſchuß der Gemeinde 
vorgewieſen werden ſoll. Bei dieſer Reviſion iſt vorzüglich darauf zu ſehen, daß un⸗ 
nuͤtze Ausgaben vermieden, und die Gemeinde nicht mit zu großen Zuſchüſſen belaſtet, 
GE andern Seite auch dem Huͤlfsdeduͤrftigen nichts entzogen werde. 


$. 24. Da die Gemeinde, außer dem oben bemerkten Kanon, den jeder einzeln zahlet, 
noch anſehnliche Ausgaben zu beſtreiten hat, als die Silberlieferung, Salaria, Intereſ— 
ſen, Armengelder ꝛc., und ihr vorzüglicher Fond aus den Abgaben auf das Fleiſch und 
Federvieh beſtanden, dieſe Abgabe den Armen und denjenigen vorzuͤglich getroffen, der 
eine zahlreiche Familie hat, und ſich den jüdiſchen Geſetzen genau unterworfen, den 
Reichen bei einer weniger zahlreichen Familie wenig getroffen hat, aber auch nicht zu 
läugnen iſt, daß zu den Gemeinlaſten der Fremde mit beiträgt: fo haben wir ſowohl 
der Armuth, als auch der jüdiſchen Gemeinkaſſe zum Beſten, folgendes hiermit vor der 
Hand feſtzuſetzen für gut befunden: daß die bisherige Abgabe, welche vom Pfunde 
Fleiſch einen Sgl. betragen, auf die, Hälfte herabgeſetzt, und nur mit ſechs Denar be⸗ 
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zahlt werden ſoll. Da aber die Gemeinkaſſe den dadurch entſtehenden Ausfall nicht zu 
tragen vermag: So ſoll dieſer und alle fehlende Bebürfniffe inclusive des Oſtermehle, 
durch eine auf die ſaͤmmtlichen Mitglieder der Gemeinde, wozu auch die General-Pri⸗ 
vilegirten gehören, auszuſchreibende Abgabe aufgebracht werden. Dieſe Abgabe wird 
nach dem Vermoͤgen und Verkehr eines jeden entrichtet, und ſoll die Ausmittelung durch 
die drei Aelteſten und ſechs von der Gemeinde gewählten Schaͤtzer, und zwar allemal 
von dreien beſonders geſchehen, vom chriſtlichen Kommiſſario die Fraktion herausgezo⸗ 
gen, und wenn der Unterſchied dieſer drei Taxen zu groß iſt, durch Vereinigung der drei 
Parteien das wahre verhältnigmäßige Quantum beſtimmt werden. Dieſe Schätzungs⸗ 
Repartition wird Unſerer ꝛc. Kammer eingereicht, und dieſelbe nach Befinden der Um: 
ſtände approbirt. 

9. 25. Die Repartition des Betrags für Oſtermehl fällt auf den Grund des vorher⸗ 
gehenden §. 24 weg, zur Vertheilung des Oſtermehls ſelbſt aber ſind die Almoſenvor⸗ 
ſteher zuzuziehen, weil dieſe vorzuͤglich die Armen in der Gemeinde kennen muͤſſen. 

$. 26. Ueber dieſe zu erhebenden und auszuzahlenden Gemeingelder müffen die Vor⸗ 
ſteher jährlich eine Rechnung durch den Syndikum fertigen laſſen; dieſe wird dem chriſt⸗ 
lichen Kommiſſario übergeben, der fie nach Pflicht und Gewiſſen revidirt, ſolche alsdenn, 
nebſt dem darüber aufgenommenen Protokoll, einem Ausſchuß der Gemeinde, der wenig⸗ 
ſtens aus fünf ehrlichen und einſichtsvollen Männern beſtehen muß, vorlegt, und wenn 
dieſe mit der Rechnung zufrieden, und ſie für richtig annehmen, dann ſind die Aelteſten 
darüber zu quittiren; im Fall aber deshalb Streitigkeiten entſtehen: So muß Unſere 
Breslauſche Kriegs: nnd Domainen⸗Kammer den Fall entſcheiden. 

§. 27. Der chriſtliche Kommiſſarius iſt verbunden, jährlich eine Anzeige an die Bres⸗ 
lauſche Kriegs- und Domainen⸗Kammer vom Zuftande der Gemeinkaſſe und der Rech⸗ 
nungslegung zu machen, welcher mit darauf ſehen muß, daß die Schulden der Gemeinde 
nach und nach getilgt, und die Abgaben vermindert werden. 

Schluͤßlich befehlen wir unſerm in Schleſien dirigirenden Miniſtre, Unfrer Breskau⸗ 
ſchen Krieges⸗ und Domainen⸗Kammer, und allen denen, die dieſes Geſetz angehet, uͤber 
Unſerer Willens⸗Meinung feſt zu halten, es gehörig zu publiziren, und nicht zu verſtat⸗ 
ten, daß davon abgegangen werde. 

Gegeben Potsdam den 21. Mai 1790. Friedrich Wilhelm. 

(L. S.) Graf von Hoym. 
II 


Die Zültzer Gemeinde. 


Die Stadt Zültz hatte ſchon im Jahre 1562 eine beſondere jüdiſche Ge⸗ 
meinde. Als im gedachten Jahr das Fürſtenthum Oppeln durch das Ab⸗ 
ſterben des letzten Herzogs eine Domaine der Krone Böhmen wurde, ver— 
pfändete der Kaiſer die Herrſchaft Zültz an den Graf George Cbriſtian v. 
Proskau, und in dem deshalb gemachten Anſchlage werden auch die Ein⸗ 
künfte von der Judengemeinde zu Zültz aufgeführt. Desgleichen wurde, 
als Kaiſer Rudolph 1606 dieſe Herrſchaft den bisherigen Pfandinhabern 
verkaufte, denſelben auch die Zültzer Judengemeinde mit überlaſſen. 

Kaiſer Ferdinand II. begnadigte in den Jahren 1627 und 1628 ſowohl 
die Prager als ſchleſiſchen Juden dahin: daß ſie alle öffentliche ſchleſiſche 
Jahr⸗ und Wochenmärkte, gleich andern chriſtlichen Kaufleuten, zu beſu⸗ 
chen, und daſelbſt zu handeln die Erlaubniß haben, auch in den diesfälli⸗ 
gen Abgaben den Chriſten gleich geſchätzt werden ſollten. Die Zültzer Ju— 
denſchaft wirkte ſich unterm 17. Juli 1699 ein auf ſie allein gerichtetes 
Privilegium aus, welches mit jenem übereinſtimmt. 

Die Juden vermehrten ſich in Zültz ſehr bald, da die Grundherrſchaft 
alle fremde ankommende Juden aufnahm. Dies führte nach der Beſitz⸗ 
nehmung von Schleſien zu einem Prozeſſe mit dem K. Fiskus, welcher 
nach vielen Jahren zum Beſten des Dominii dahin entſchieden wurde: 

„Daß, da dem Grundherrn von Zültz die Toleranz der Juden daſelbſt 
*. derſelbe auch von ihnen Schutzgelden ꝛc. zu nehmen berech⸗ 
tiget ſei.“ 

Die Juden daſelbſt hatten ihr eigenes Gericht, aus Rabbinern, Rechts⸗ 
gelehrten und Aelteſten, die in Ehe: Erbſchafts⸗ und Peiſonal⸗Schuldſachen 


— 
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Recht ſprachen, und von deren Spruch an das Dominium appellirt, an das 
Oberamt zu Brieg aber revidirt wurde. 

Die Aelteſten wurden von der Gemeinde, fo wie die ſogenannten funf: 
zehn Mann, die den Ausſchuß der Gemeinde vorſtellen, gewählt, und erſtere 
vom Dominid ſowohl beſtätiget, als vereidet. 

Die Gewalt der Aelteſten beſtand außer dieſer Jurisdiktion, darin: daß 
ſie die Gemeinbedienten, als Schammeſſe, Kaſſirer, Fleiſcher ꝛc. ein- und 
abſetzen konnten, die Aufſicht auf Religion und Polizei hatten, und dafür 
ſorgten, daß die Abgaben richtig aufgebracht, und die nöthigen Ausgaben 
ordentlich beſtritten wurden. Auch mußten ſie das Geburtsbuch der dorti— 
gen Juden führen. 

Die Judengemeinde hatte ihre Gemeinkaſſe, woraus ſie alle Onera be— 
zahlte. Sie gaben einen feſtgeſetzten Kanon zur K. Domainen⸗Kaſſe, 
ferner die Silberlieferungszuſchuß⸗Gelder, mußten dem Dominio anſehn— 
liche Abgaben, dem Biſchof zu Breslau, der katholiſchen Geiſtlichkeit zu 
Zültz, und der Kämmerei zu Oppeln Zinſen entrichten. Dieſe Gelder 


brachten ſie theils nach den jährlich auf ihr Vermögen gemachten Schatzun⸗ 


gen, theils durch Auflagen aufs Fleiſch, auf die Tauche ꝛc. zuſammen, 
wozu auch die beſtändig außerhalb Zültz, aber von Zültz gebürtigen, oder 
von daher abſtammenden Juden beitragen mußten, weil fie mit den wirk— 
lichen Zültzer Juden in Anſehung des Heirathens ꝛc. gleiche Rechte ge— 
noſſen. 


III. 

Die Verfaſſung der Stadt- und Land-Juden in Schleſien war fol: 
gende: 

Dieſelben ſtanden unter den Toleranzämtern, deren es im Breslauſchen 
Departement ein und zwanzig, im Glogauſchen aber keine gab, weil die 
wenigen in einigen Städten daſelbſt wohnenden Juden nach Glogau ge— 
hörten. 

Die Toleranzämter im Breslauſchen waren folgende: 


a) In Oberſchleſien. 


1) Zu Beuthen: für die Juden im Beuthenſchen Kreis. 
2) Zu Coſel: für die im Coſelſchen Kreis. 
3) Zu Falkenberg: für die im Falkenbergſchen Kreis. 
4) Zu Gleiwitz: für die im Toſt⸗ und Gr. Strehlitzſchen Kreis. 
5) Zu Leobſchütz: für die im Leobſchützer Kreis. 
6) Zu Lublinitz: für die im Lublinitzer Kreis. 
7) Zu Nikolai: für die im Pleßenſchen Kreis. 
8) Zu Oppeln: für die im Oppelnſchen Kreis. 
9) Zu Ratibor: für die im Ratiborſchen Kreis. 
10) Zu Roſenberg: für die im Roſenbergſchen Kreis. 
11) Zu Zültz: für die im Neuftädtfchen Kreis. 
b) In Niederſchleſien. 
1) Zu Auras: für die in Auras und Dyhrenfurth. 
2) Zu Bernſtadt: für einen Theil des Oelsniſchen Kreiſes. 
3) Zu Ber für die im Brieg⸗ und Ohlauſchen Kreis. 


4) Zu Conſtadt, — N 
5) Zu Creuzburg, für die im Creuzburgſchen Kreis. 


6) Zu Feſtenberg: für einen Theil des Wartenbergiſchen Kreiſes, beſon⸗ 
ders die in der Herrſchaft Goſchütz. 
7) Zu Hundsfeld: für die in Hundsfeld und einigen Dörfern. 


P 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. in den alten Provinzen. 2353 


8) Zu Namslau: für die im Namslauſchen Kreiſe. 

9) Zu Oels: für die im Oels⸗Trebnitzer Kreiſe. 

10) Zu Wartenberg: für die im übrigen Wartenbergſchen Kreiſe, 

ſowohl in Städten als Dörfern, wohnenden Juden. 

Die Juden, welcher ſolchergeſtalt in Städten oder Dörfern (Breslau, 
Zültz und Glogau ausgenommen) wohnten, waren entweder Stamm- und 
Gewerbe-Juden, oder Famuliz⸗Perſonen. Die erſtern mußten dies Bene: 
fizium erwerben, und dafür 5 Rthlr. oder auch darüber, nach Befchaffen: 
heit ihres Gewerbes, zur Haupt-Manufaktur-Kaſſe 1) bezahlen. 

e ein dergleichen Stamm- oder Gewerbes Sude werden wollte, mußte 
darthun: 

„Daß er der Sohn eines bereits tolerirten einländiſchen Stamm⸗ 
Judens ſei.“ ! 

Oder wenn es ein fremder, worunter auch die von Zültz zu rechnen, weil 

das daſige Dominium auch fremde Juden aufnehmen konnte, beweiſen: 
Daß er 1000 Dukaten eigenes Vermögen mit ins Land gebracht. 2) 

Doch durfte ein ſolcher ausländiſcher tolerirter Jude ſeine verheiratheten 
Kinder nicht mit ins Land bringen?), auch erlangte ein fremder Jude nicht 
das Recht eines Stamm-Judens, wenn er die Tochter eines einländiſchen 
tolerirten Stamm-FJudens heirathete 2), ſondern ein ſolcher mußte vielmehr 
nach 6 Wochen das Land räumen. 

Jeder Stamm. Jude konnte ſich einige Famuliz-Perſonen halten: dies 
mußten Einländer fein, ausgenommen die Präceptores, wozu auch unvers 
heirathete Ausländer genommen werden konnten. 

r hatten das Vorrecht, ein eigenes Gewerbe treiben 
u dürfen. 

Die Oberſchleſiſchen Juden hatten die Erlaubniß, in Oberſchleſien, mit 
Einſchluß des Falkenberg ſchen Kreiſes, mit ihren Waaren hauſiren zu gehen, 
jedoch ohne die Städte Neuſtadt, Leobſchütz, Ratibor, Koſel, Oppeln und 
Neiße zu berühren, in welchen Städten das Hauſiren bei Konfiskation 
ihrer Waaren verboten war. 

Wegen des Hauſirens waren die ſpeziellſten Vorſchriften in den V. v. 
22. März 1756 und 8. April 1771 gegeben, ſowohl in polizeilicher Hin⸗ 
ſicht, als beſonders rückſichtlich der Waaren, mit welchen nur hauſirt mer, 
den durfte. Sie durften keine Waaren aus fremden Landen verſchreiben, 
ſondern mußten ſolche von Breslau nehmen und in Breslau oder Neuſtadt 
auch ſtempeln oder ſiegeln laſſen. 

Die ſämmtlichen Stamm⸗Juden hatten die Erlaubniß, Bier- und Brannt⸗ 
wein⸗Urbars, Fleiſchereien, Bäckereien, Meth:, Bier- und Branntwein— 
ſchank auf den Dörfern zu pachten, oder zu verwalten, auch Pottaſchſiede⸗ 
reien in Pacht zu nehmen ); im Jahr 1780 wurden ihnen zwar alle der: 
gleichen Pachtungen verboten, allein 17876) wieder nachgegeben und was 
ren auch hierfür eine große Maſſe von Förmlichkeiten und Abgaben vorge⸗ 
ſchrieben in den V. v. 21. Juni 1767, 20. Febr. und 24. April 1775 und 
28. April 1787. 


1) Laut Verordnung v. 4. Dec. 1763. 

2) Desgl. v. 1. April 1755. 

) Ebendaſelbſt, $- 11. 

) Laut Inſtr. v. 4. Okt. 1753 u. 22. Febr. 1778. 
5) Laut Ordre v. 13. Febr. 1769. 

6) Laut Ordre v. 28. April 1787. 
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In den Niederſchlefiſchen Kreiſen auf der deutſchen Oderſeite fanden 
dieſe Verpachtungen nicht Statt. 

Famuliz⸗Perſonen waren diejenigen Juden, die zwar im Lande geboren, 
denen aber nicht verſtattet, ein eigenes Gewerbe zu treiben, daher ſie denn 
mit Dienen ihren Unterhalt erwerben mußten. Sie waren den mannigfal⸗ 
tigſten Einſchränkungen unterworfen. 

Was die Einſchränkungen der Juden im Allgemeinen betrifft, ſo war: 


1) eine der vorzüglichſten: 
Daß kein Jude ohne Erlaudniß der königl. Kammer heirathen durfte, und 
nur die wenigſten Erlaubniß dazu bekamen. 
Schon unter öſterr. Reg. hatte man dies Mittel erfunden, ihre Vermeh⸗ 
rung zu verhindern; denn unterm 17. Okt. 1726 erging die Verordnung; 
„Daß nur ein einziger Sohn aus einer Familie als ein einheimiſcher an⸗ 
geſehen werden ſolle, und ſich verheirathen könne.“ 
Den Töchtern aber erlaubte man zu heirathen; hatte ein Vater mehr als 
einen Sohn, ſo mußten die übrigen das Land räumen. 


Während der Königl. Preuß. Reg. wurden wegen des Heirathens der 
Juden die V. v. 29. Sept. 1744, 19. März 1746, 7. Dez. 1750, 2. März 
1751, 1. April 1755, 4. Dez. 1763, 20. Aug. 1773, 26. Nov. 1778, 
28. April 1787 erlaſſen. 

Nach dieſen Verordnungen konnte: 

a) kein Jude, der fich verheitathen wollte, ohne vorgezeigten Trauſchein 
des Königl. Kammer⸗Direktorü von einem Rabbiner getraut werden. 

b) Der Trauſchein für den ſich verheirathenden Juden mußte durch das To⸗ 
leranz⸗Amt, worunter der Jude wohnt, bei der Königl. Kammer nachgeſucht 
und zugleich angezeigt werden: ob der Vater des Bräutigams und der 
Braut bereits ein verehelichtes Kind im Lande habe oder nicht, und ob dem 
Bräutigam oder der Braut, wenn ſie außer Landes heirathen, ein Heiraths⸗ 
gut mitgegeben werde ). 

c) Den Töchtern war das Heirathen, fie mochten ſchon verheirathete Brü⸗ 
der oder Schweſtern haben, nach der V. v. 17. Dec. 1788 nachgegeben. 

d) Auch der zweite und dritte Sohn konnte unter folgenden Bedingun⸗ 
gen heirathen: 

1) wenn er entweder eine Fabrike anlegte, oder 

2) eine wüſte Stelle in einer Oberſchleſiſchen Stadt retablirte, oder 

3) falls er auf dem Dorfe wohnte, 200 Thlr., in der Stadt aber wenig⸗ 

ſtens 500 Thlr. im Vermögen beſaß. 

e) Auch Wittwer und Wittwen, wenn ſie ſich zum zweitenmal verheira⸗ 
then, mußten den gewöhnlichen Trauſchein beſorgen. Desgleichen 

D fremde Juden, wenn fie ſich im Lande verheirathen. 

g) Die Trauungen von fremden Rabbinern waren unterſagt, es durfte 
ohne Conſens des Landrabbiners keine Trauung vorgenommen werden, der 
von jeder Heirath ein Douceur von 3, 4, auch mehrern Th.lern erhielt. 

h) Wenn Jemand wider dies Geſetz handelte, und fein Kind ohne Trau⸗ 
ſchein verheirathet, ſo mußten die Kammer⸗Gefälle davon doppelt bezahlt 
werden 2). 

i) Die Koſten für einen Trauſchein betrugen gegen 30 Thlr. und floſſen 
zur Chargen⸗, Stempel: und Manufactur: Kaffe, 


— —— 


1) Laut V. v. 30. Nov. 1762. 
2) Laut V. v. 19. Sept. 1744. 
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2) Eine andere Einſchränkung der Juden war: 

Daß ſie nicht überall geduldet werden. 

Im Reglement von 1751 8. 1 war feſtgeſetzt: daß an den Orten in Nie⸗ 
derſchleſien, wo keine Juden ehehin geduldet worden, und in Oberſchleſien 
an den Orten, die ein Jus prohibendi haben, auch ferner keine Juden ange⸗ 
nommen werden dürfen, und am 3. Okt. und 12. Nov. 1776 ward verord⸗ 
net, daß in ganz Niederſchleſien in den Städten und Dörfern auf der deut— 
ſchen Oderſeite (die Städte Breslau, Brieg und Glogau aus genommenen) 
keine Juden ihren beſtändigen Aufenthalt haben ſollen, bei Strafe von 100 
Reichsthalern, wovon der Dirigens die Hälfte bezahlen mußte. 

Wegen der Stadt Neiße, wo viel Juden wohnten, wurde unterm 8. Okt. 
1779 verordnet: 

a) daß die Juden ſämmtlich dieſe Stadt verlaſſen mußten. Nur den Ge: 

neralprivilegirten war der Aufenthalt daſelbſt geſtattet. 

b) Daß keiner ſich zu Neiße jemals wieder anſäſſig machen dürfe. 

c) Daß keinem Betteljuden der Eingang in den Thoren zu geſtatten. 

d) Daß nur an Jahrmarktzeiten die Handelsjuden dort geduldet wers 

den ſollten. 

e) Daß dergleichen Handelsjuden außer Jahrmarktzeit nur einen Tag 

in der Stadt bleiben und f 
D Niemand ſonſt als die Gaſtwirthe die Juden beherbergen dürfe bei 
Strafe von 20 Thlr. 


Damit ſich kein Jude ins Land ſchleiche, ſo ſollte, was die Dörfer betrifft, 
jedes Dominium oder Obrigkeit, wo ſich ein Jude einfindet, ſolches längs 
ſtens binnen 14 Tagen dem Landrath des Kreiſes melden, damit er, wenn 
es etwa ein fremder Jude oder in einem ſolchen Orte ſich niederließe, wo 
keine Juden geduldet, den Fall ſogleich der K. Kammer anzeigen könne. 
Wenn aber keines von beiden, und der Jude ein im Lande tolerirter, der 
ſeine Toleranz durch einen bei ſich habenden gedruckten Zettel, welchen er 
auf Reiſen immer mitſich führen mußte, erweiſen konnte, es auch an einem 
ſolchen Orte wäre, wo Juden wohnen, ſo mußte der Landrath den Namen 
des Juden, feine Familie, ſein Gewerbe, den Ort woher er kam ꝛc. in die 
Juden Tabelle aufzeichnen. Wenn das Dominium dem Landrath keine An⸗ 
zeige von der Ankunft eines Juden gethan, ſo ſollte das Dominium, wenn 
es ein fremder Jude, 20 Thlr., wenn ein einheimiſcher, 10 Thlr. Strafe 
erlegen, und es mußten die Dominia auch die Verſäumniß ihrer Wirth⸗ 
ſchafter und Gerichte hierin vertreten. 

Ein Gleiches war von den Magiſträten der accisbaren Städte zu beobach— 
ten, welche den Anzug eines Juden nach Verlauf von vierzehn Tagen der 
Kammer berichten mußten, widrigenfalls der Conſul dirigens und der Po— 
lizei⸗Vorgeſetzte in einer großen Stadt in eine Strafe von 10 Thlrn vers 
fiel, in einer mittlern in fünf, in einer kleinen in zwei Thlr. 


Der anziehende Jude war verbunden, ſich vierzehn Tage nach ſeinem 


Anzuge beim Toleranzamt des Diſtrikts zu melden, und fein Gewerbe ans 


zuſagen, damit das Toleranzamt die Abgaben ausrechnen, und Bericht ab⸗ 
ſtalten konnte. Der Jude, der ſich nicht meldete, ſollte, wenn er ein frem⸗ 
der, ſogleich arretirt, nach den Umſtänden ſeines Vermögens für jeden 
Monat, den er ſich ohne Meldung aufgehalten, 5 bis 6 Thlr. Strafe erles 
gen, und alsdann außer Landes geſchafft werden. War es ein einländiſcher 
Jude, fo wurde er für jeden Monat mit 3 bis 5 Tihlen. beſtraft, der jüdi⸗ 
ſche oder chriſtliche Wirth, der einen Juden verhehlet und ihn nicht der 
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Obrigkeit anzeigt, für jeden Monat mit fünf Thlr. an Gelde, oder falls er 
unvermögend, am Leibe beſtraft. Von dieſen Strafen bekam die Ars 
menhaus⸗Kaſſe 3, der Denunziant 3, und der, welcher die Unterſuchung 
gehabt, 3. 

Ohne erhebliche Urſache (als eine wichtige Urſache wird nur Diebſtahl 
und Betrug angeſehen, die auch durch Arretirung und Verhör bewieſen wer— 
den mußte) durfte kein Stammjude während des Etats-Jahres feinen Samu, 
lum entlaſſen; auch ein Stammjude ſelbſt durfte während des Etats-Jah⸗ 
res ſeinen Wohnort nicht verändern 1). 

Wenn ein Jude aus feinem Wohnorte reifete, mußte er feinen Toleranz— 
zettel bei ſich haben, oder wenn er ſeine Kinder verreiſen ließ, mußte er ſich 
vom Toleranzamt einen Reiſepaß für ſolche geben laſſen; denn wenn ein 
Juden⸗Polizeibereiter oder Landdragoner einen Juden ohne Zettel oder Paß 
fand, ward er als ein Ausländer angeſehen, und durch den Schub über die 
Gränze gebracht. 

Nicht nur das Vermögen der einheimiſchen Juden, wenn ſolche außer 
Landes zogen, oder ihre Kinder, beſonders die Mädchen, außer Landes 
verheiratheten, war dem Abſchoß unterworfen, ſondern auch die frem— 
den Juden, wenn ſie ein Jahr ſechs Wochen im Lande ge— 
wohnt und wieder abzogen, mußten von ihrem Vermögen 
den Abſchoß entrichten). 

3) Die Juden durften ohne beſondere Konzeſſion weder neue Schulen 
noch Kirchhöfe anlegen. 

4) Zu den beſtimmten Abgaben, alſo abgeſehen von den unbeſtimmten 
wie Trauſcheine und dergl., gehörten folgende: 

1) Der Toleranz⸗Impoſt, welcher für die Erlaubniß, daß ein Jude im 

Lande wohnen durfte, gegeben ward. 

2) Die Perſonal Actiſe. 

3) Die Nahrungs-Steuer ward vom Gewerbe und den Nahrung treiben: 
den Juden auf den Dörfern und in unaccisbaren Städten entrichtet, 
weil die in accisbaren Städten befindlichen Juden durch den Accis 
und Servis gleich andern Einwohnern getroffen wurden. 

Diefe drei Gattungen von Abgaben waren unter dem Namen Ka: 
non bekannt, und floſſen zur K. Domainen⸗Kaſſe. 

4) Von jedem jährlichen Reichsthaler dieſes Kanons wurde noch 1 Ggr. 
bezahlt, welcher für Anfertigung des Toleranz⸗Etats der Kammer: 
Kanzelei gebührte >). 

5) Der Silber⸗Lieferungs⸗Beitrag war urſprünglich keine Abgabe. 

Als es in den Jahren 1748 und 1749 bei der K. Münze an Sil⸗ 
ber gebrach, wurde unterm 27. Mai 1749 feſtgeſetzt; daß die ge⸗ 
ſammte Judenſchaft in Schleſien eine Anzahl Mark altes Silber für 
einen annehmlichen Preis zur K. Münze liefern ſollte. Es wurde 
deshalb eine Vertheilung gemacht, was die Juden zu Breslau, 
Glogau, Zültz und in der Provinz beitragen ſollten. Im Jahr 1751 
wurde erlaubt, daß ſtatt 1 Mark Silbers ein Reichsthaler an Gelde 
gegeben werden konnte. Indeſſen ſtieg der Preis zum Einkauf, der 
Verkauf aber blieb, und die Juden verloren bei dieſem Handel immer 
mehr. Nach erlangtem Frieden entſchloß ſich die geſammte Juden⸗ 


—— — m 


1) V. v. 20. Aug. 1776. 
2) V. v. 18. Sept. 1768. 
>») V. v. 14. April 1749 und 2. Juni 1776. 
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ſchaft, einen Entrepreneur anzunehmen, und wurde mit ihm einig: 
daß er das ganze Silber abliefern ſollte, ſie aber auf jede Mark, die 
ſie zu liefern hatten, ein Thlr. und 20 Ggr. Zuſchuß bezahlen wollten. 
Die Silber⸗Lieferung betrug zuerſt 1149 Mark, nach der V. v. 
9. April 1785 aber 768 Mark. 

6) Der Servis, welchen die Juden in den accisbaren Städten gleich 
andern Einwohnern nach Beſchaffenheit ihres Gewerbes entrich— 
ten mußten. 

7) Abgaben an die Grund⸗Obrigkeit, beſonders an die Kämmereien gleich 
andern Einwohnern, oder nach hergebrachter Gewohnheit an manchen 
Orten auch mehr. 

8) Gemein-Abgaben. Dieſe kamen nur zuweilen vor; worüber die Ael⸗ 
teſten Rechnung legen mußten. | 


Die Abgabe des Toleranz⸗Impoſts wurde nach dem Vermögen und Vers 
d eines Jeden gegeben, und beſtanden hierüber ſehr ausführliche Vor: 

riften. 

Der Perſonal⸗Acciſe waren alle Juden und Jüdinnen nebſt ſämmtlichen 
Kindern, die 15 Jahr und darüber alt ſind, unterworfen. 

Die zur Familie derer Stamm:Suden gehörige Perſonen, die das Alter 
Aë 15 Jahren erreicht, bezahlten fo wie Famuliz:Perfonen jährlich 2,3 und 

Thlr. 

Die dritte zum eigentlichen Kanon gehörige Abgabe war die Nahrungs⸗ 
Steuer, und wurde von den Stamm Juden des platten Landes entrichtet. 

Die Brau-Urbars⸗Pächter zahlten den dritten Theil ihres Toleranz⸗ 
Impoſts als Nahrungsſteuer. 

Die Bäcker jährlich 4 Rthlr. 

Die Schlächter — 4 — 

Die Krämer — 3, 4, 5 bis 6 Rthlr. 
Die Dorfläufer — 18 Ggr. 

Die Häusler — 12 Rthlr. 

Die Hausleute — 18 Ggr. 

Die armen Stamm- Juden und ſämmtliche Famuliz-Perſonen waren 
von dieſer Abgabe frei. 

Desgleichen waren die Juden, welche in der Druckerei zu Dyhren⸗ 
furth gebraucht wurden, von den beſondern Abgaben frei; der Inhaber der 
Buchdruckerei aber gab unmittelbar einen Kanon an die K. Domainen⸗ 
Kaſſe. 

Um dieſe Abgaben erheben zu können, waren die Toleranz-Aemter vers 
bunden, jährlich zu Anfang des Monat März die Juden zu ſchätzen, und 
jeden Juden mit Beſchreibung aller Umſtände, ſeiner und feiner Kinder 
Alter in ein Protokoll aufzunehmen. 

Die ausländiſchen Juden mußten für jeden Tag, den ſie ſich im Lande 
aufhielten, 4 Kreuzer an die in jeder acciſebaren Stadt befindlichen Tages 
Gebühr⸗Rendanten bezahlen, worüber durch die O. v. 26. Dec. 1748 und 
v. 28. Febr. 1776 verordnet wurde. 
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IV. 
Die Glogauſche Gemeinde. 


Dieſe Gemeinde ſtand unter dem daſigen Schloßamt. 5 
Ihre Verfaſſung wurde regulirt durch die K. O. v. 25. Mai 1743. 
Wir Friedrich ꝛc. ge g 

Thun kund jedermänniglich, und fügen hiermit zu wiſſen; Nachdem Uns die ger 
ſammte juͤdiſche Gemeinde Unſerer K. Stadt Groß-Glogau allerunterthänigft suppli- 
eando angelanget, und gebeten, die von denen glorwürdigſten Kaiſern und Koͤnigen in 
Boͤheimb, als Obriſten Herzogen in Schleſien Weiland Rudolpho II. Matthia, Ferdi⸗ 
nand MH. und III. Leopold I., Joſeph 1. und Karl XI. denenſelben verliehene, und kon⸗ 
firmirte Privilegien und Begnadigungen gleichfalls gnädigft zu renoviren, und zu be- 
ſtätigen, und dann nach allerunterthaͤnigſt eingekommenen Berichten bemeldete Juden— 
ſchaft zu Gros-Glogau ſothaner ihnen vorhin verliehenen Privilegien wirklich ſich zu 
erfreuen gehabt, ſelbige auch in Contribuendo das ihrige jedesmal gehörig beigetragen, 
und ſonſten ſich alſo verhalten, daß keine beſondere gegruͤndete und erwieſene Klagen 
wider fie vorgekommen; Als haben Wir in beſagter Supplifänten allerunthänigſte 
Bitte in Königlichen Gnaden auf nachſtehende Art und Weiſe gewilliget, und in ſoweit 
ihre alte Privilegia gnädigſt renoviret und beſtätiget. Wir Ge auch das, xenoviren, 
und beftätigen ſelbe hiermit wiſſentlich in Kraft dieſes Briefes als regierender ſouverai⸗ 
ner Obriſter Herzog in Schleſien alſo und dergeſtalt: daß mehr gedachte Juden, näm⸗ 
lich des Benedikt Iſrael Juden zu Groß⸗Glogau, deſſen Weibes und ihrer zwei Schwe— 
ftern der Kaiferin und Suſanng nachgelaſſenen Erben und Deſcendenten, fo wie ſich 
ſolche in einem uͤbergebenen Stammbaum dazu legitimirt haben, wie bishero alſo auch 
fordershin in erwähnter Unſerer K. Stadt Großs&logau wohnen, allda und ander: 
waͤrts im Lande hin und wieder nach denen bereits ergangenen, auch ſonſt etwa noch 
noͤthigen Veranlaſſungen mit allerlei zuläffigen und unverdächtigen Kaufmanns-Waaren, 
Ellen⸗ und Gewichtweis handeln, und mit ſolchem ihrem Gewerbe, gleich andern 
Kauf⸗ und Handelsleuten, ihre Nahrung ungehindert ſuchen koͤnnen, und mögen. Sie 
ſollen auch auf den Zoll-Staͤdten weder von Roß und Wagen noch ihren Perfonen zu: 
gethanen und allen ihren Waaren aller Orten zu Waſſer und Land keine mehrere Zölle, 
oder andere dergleichen Gebuͤhren als die Chriſten abgeben und zu entrichten ſchuldig, 
wie ingleichen ſowohl ſie als die Ihrigen, nebſt ihren habenden und von der alldaſigen 
Stadt vermöge des den 27. Januar 1636 getroffenen Kontrakts und darauf den ander: 
ten Sept. 1637 geſchehenen Ueberlaſſes derer erhandelten Häuſer keiner andern als 
Unferer alldortigen Schloß- und Landeshauptmannſchaftlichen Jurisdiktion, Botmäßig⸗ 
keit und Protektion unterworfen fein, und verbleiben. Nur allein in Geld- und ans 
dern Civil⸗ und Criminal-, wie auch in Wechſelſachen, ſollen dieſelben bei Unſerer 
Glogauſchen Oberamts-Regierung ihr Forum haben. 

Ferner verwilligen Wir gnaͤdigſt, und laſſen ihnen zu, daß dieſe Judenſchaft jähr— 
lich 300 Rindvieh, 300 Kaͤlber und 300 Hammel zu ihren Feſten, Hochzeiten und Be⸗ 
ſchneidungen, und zwar von erſterer Sorte jedes Quartal gleich viel, und von der letz⸗— 
tern nach eigenem Gefallen zu ſchlachten, die gerathene Hinterviertel entweder auszu⸗ 
aͤdern, und nach ihren Geſetzen eßbar zu machen, oder ſolche nebſt den ungerathenen 
nach eigenem Belieben an die Garniſon und Arme zu verkaufen, das übrige aber, und 
was die Juden außer dem akkordirten Quanto gebrauchen, müſſen dieſelbe alsdann nach 
Inhalt des Vergleichs v. 28. Mai 1740 von den Fleiſchern kaufen. 

Wir verſtatten ihnen auch ihren Platz und Ort zu ihr und der Ihrigen Begraͤbniß 
gegen der verakkordirten Verzinſung der jährlichen 60 Reichsthaler zu 24 Gar. gerechnet, 
welchem ſie Unſerm K. Amt Glogau jedesmal auf St. Michaelis Tag abzugeben haben, 
zu behalten und zu gebrauchen. N | 

Damit aber dieſe Juden zum Schaden Unſerer chriſtlichen Unterthanen ſich nicht weiter 
ausbreiten koͤnnen, fo wollen und gebieten Wir, daß Unſere Glogauſche Krieges- und 
Domainen⸗Kammer mehrere Familien, als dermalen in Glogau ſein, nicht aufnehmen, 
denen Juden keine Häuſer mehr in der Stadt ankaufen, wohl aber in den nächſtgelege⸗ 
nen Chriſtenhaͤuſern miethen laſſen ſollen; wenn aber ein Hauswirth erſtirbt, und die 
Judenſchaft darum gebührend anſuchet, kann dieſelbe einen Sohn aus dieſen obgedach⸗ 
ten Hauptſtämmen an deſſen ſtatt, nach Unterſuchung feines Lebens und Wandels, und 
wenn deſſelben Vater alles an Uns und die Gemeinde richtig allemal bezahlet hat, wie 
auch eine Tochter deſſelben, wenn ſie gleich einen ausländiſchen Juden geheirathet, auf⸗ 
nehmen, doch muß dieſelbe Unferer Krieges- und Domainen⸗Kammer vorhero kläaͤrlich 
ausweiſen, daß ſie wenigſtens 1000 Reichsthaler, wenn ſie die erſte ihres Vaters iſt, 
und 2000 Kthlr., wenn fie die andere iſt, ſo aufgenommen wird, entweder ſelbſt im Ver⸗ 
moͤgen haben, oder durch ihren Mann ins Land bringen. 


| 


* 
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Nachdem auch die Groß⸗Glogauſche Judenſchaft von der Natural⸗Einquatierung jeder⸗ 
geit befreiet geweſen, fo wollen Wir aus beſonderer K. Gnade es ebenfalls dabei laſſen, 
jedoch muß aber dieſelbe dasjenige, was an Servis auf ſie zu tragen kommt, richtig 
abfuͤhren, dagegen ſie von Steuern befreiet ſein ſollen, ſo lange die Stadt ſelbſt davon 
frei iſt, auch duͤrfen ſie die 200 Mark Glogauiſch, ſo ſie der Stadt beigetragen, ferner 
nicht bezahlen. 

Ueber dieſes haben Wir in ihre allerunterthänigſte Bitte ällergnädigſt gewilliget, und 
ſie von Abgebung alles desjenigen, was die Judenſchaft an die vorhero hier geweſene 
Landeshauptmannſchaft an baaren Gelde, Viktualien, und dergleichen, es habe Namen, 
wie es wolle, liefern müſſen, wie nicht weniger von Toleranz- und Perſonal-Acciſe⸗ 
Geldern gänzlich befreiet, auch ſoll dieſelbe für Konfirmation dieſer ihrer Privilegien 
nichts erlegen, da hingegen ſie ſich aber freiwillig offerirt, in Unſere K. Kaſſe jährlich 
als ein Schutzgeld 800 Reichsthaler in vier Ratis, und zwar a Ino Juni an zu rechnen, 
zu bezahlen, wollen Wir nicht allein allergnädigſt annehmen, und derſelben alle übrigen 
Praestationes und Abgaben erlaſſen, ſondern bemeldter Judenſchaft auch aus beſondern 
allerhoͤchſten Gnaden nach Inhalt des General-Privilegii d. d. 29 Sept. 1730, fo Wir 
den Juden in andern Unſern Landen ertheilt, erlauben, von kleinen Kapitalien unter 
500 Rthlr. 12 Prozent und von denen von 500 Kthlr. und drüber, fo ſolche ein Jahr 
und länger zinsbar ſtehen, 8 Prozent, und wenn fie Kleinigkeiten von Pfaͤndern bekom⸗ 
men, und unter 10 Rehlr. darauf leihen, wöchentlich einen Pfennig Zins von einem 
Rthlr. zu nehmen. Doch ſoll alle dieſe Unſere Begnadigung auf Unſer gnaͤdigſtes Be⸗ 
lieben und Wohlgefallen geſtellt fein, wie Wir dann Uns nach Beförderung der Um: 
ſtände und Zeiten noͤthige Verordnungen dieſer Judenſchaft wegen uͤber dasjenige, ſo 
bereits in Schleſien in vorigen Zeiten heilſam verordnet iſt, und unterdeſſen in ſo weit, 
als es dieſem nicht zuwider iſt, ſeine Guͤltigkeit haben ſoll, zu machen, nach Unſerer ſou— 
veraͤnen Macht und Gewalt vorbehalten. 

Und gebieten hierauf allen und jeden Unſerer Landeseinwohner und Unterthanen ꝛc. ꝛc. 
Zu Urkund ꝛc. So geſchehen und gegeben Berlin den 25. Mai 1743. 


Friedrich. 
Verzeichniß 

der im Jahre 1791 in Schleſien befindlich geweſenen Juden. 

Maͤnnl. Weiblichen Summa 
Geſchlechts. 

In der Stadt Breslau . . . 1167 1317 2484 

Zültz e ep 22 475 537 1012 

Glogau . 818 973 1791 


Summa 2460 2827 5287 
Zur Landgemeinde gehörten: 
die Juden 


in der Stadt Beuthen 58 57 115 
Nuts 37 8 6) 
nn 44 54 98 


enn 98 100 189 
Conſtade . 40 26 66 


Creuzburg. 7 12 19 
Pitſchen 6 8 14 
Hultſchin . 7 16 33 


Katſche n 14 13 27 
Guttentag Ap 43 79 


Lublinit eg. 11 11 22 
Namslauu . 19 20 39 
Reichthall 1 4 5 
Neiſſee 7 8 15 
Ziegenhalss . 3 3 6 
Beinſtadt — 49 51 100 
Hundsfeltd . 40 50 90 
Dells 10 12 22 


Opppelrn 12 12 24 
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Maͤnnl. Weilblichen Summa 
Geſchlechts. 
in der Stadt Krappitz 5 6 11 
Loslauuuu 38 35 73 
Nikola: 2 22 44 
Pleßßfe 21 26 47 


Ratibor 11 10 21 
Rybnik 29 27 56 
Sohrau -» 45 49 94 
KRofendag - - 38 32 70 
Landsberg 10 11 21 
Leſch niz 5 8 13 
Groß⸗Strehlitz 7 6 13 
Gleiwitz 37 40 Zë 
Peiskretſcham . 50 34 64 
S 23 27 50 
e 19 24 43 
Feſtenberg 45 42 87 
Wartenberg... 17 28 45 


Auf den Dörfern in Ober⸗Schleſien 
Wohnen 945 968 1913 

Summa der Land Gemeinde. . 1856 1923 3779 

Hierzu die 3 obigen Gemeinden . 2460 2827 5287 


R » —‚ e 
agoe 4316 4750 9066 
| 


Darſtellung der Verhältniſſe der Juden in den alten Provin⸗ 
zen, unmittelbar vor dem Ed. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend iſt mit der Geſchichte der Juden in Schleſien eine Darſtel⸗ 
lung ihrer Verhältniſſe vor dem Ed. von 1812 verbunden worden. Eine 
Darſtellung dieſer Verhältniſſe iſt nicht minder für die anderen alten Pro⸗ 
vinzen aus mehrfachen Gründen nothwendig. 

Einmal, weil das G. v. 11. März 1812, wie deſſen §. 28 noch beſonders 
beſtimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und dieſe daher 
auch jetzt noch nach den früheren Geſetzen und Zuſtänden beurtheilt wer⸗ 
den müſſen 1); dann aber, weil nach Anſicht der Behörden auch für die 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Territorien das frühere Hauptgeſetz, das Gen. 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1750, ſeine praktiſche Gültigkeit noch nicht 
verloren hat?) Es wird demgemäß jenes Geſetz v. 17. April 1750, wel⸗ 
ches einen vollſtändigen Ueberblick der früheren Zuſtände giebt, mitgetheilt 
und ſind in Noten zu demſelben die ſpäteren Veränderungen erwähnt, ſo 
weit ſich dieſelben auf das innere Staatsweſen beziehen ö). 


Revidirtes General⸗Privilegium und Reglement, vor die Judenſchaft im 
Königreiche Preußen, der Chur» und Mark Brandenburg, den Herzogthü⸗ 
mern und Fürſtenthümern, Magdeburg, Cleve, Hinter⸗Pommern, Croſſen, 

1) Vergl. über die praktiſche Wichtigkeit dieſer älteren Zuſtände, insbeſondere 
des Gen. Juden Priv. v. 17. April 1750 in privatrechtlicher Hinſicht Th. II. 
Abth. 1. Abſchn. III. 

2) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete R. des Min. des J. u. d. Pol. v. 
12. Mai 1840 — vergl. daſſelbe oben Abth. 1. Abſchn. X. Kap. I. sub I. B. 
DD. Seite 93 — bemerkt, daß die noch fortdauernde Gültigkeit des Juden⸗Regl. 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werden könne. Siehe hierüber das Weitere 
bei den Abſchnitten Poſen und Kulm und Michelauer Kreis. (III. Iv.) 

) Wegen des Privatrechts ſ. Th. II. 
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Halberſtadt, Minden, Camin und Mörs; ingleichen den Grat: und Herr⸗ 
ſchaften Mark, Ravens berg, Hohenſtein, Tecklenburg, Lingen, Lauenburg 
und Bütau v. 17. April 1750. | 

Wir Friedrich von Gottes Gnaden, König in Preußen, Markgraf zu Brandenburg, 
des heil. Römiſchen Reichs Erzkämmerer und Kurfürſt, Souverainer und Oberfter 
Herzog von Schleſien ꝛc. ꝛc. ic. 

(Erklärung der Urſachen zu anderweitiger Regulirung des Juden⸗ 
weſens.) Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: Nachdem Wir in Unſerm 
Königreiche Preußen, Kur- und Mark: Brandenburg, Herzog- und Fürſtenthümern 
Magdeburg, Cleve, Hinter-Pommern, Croſſen, Halberſtadt, Minden, Camin und 
Moͤrs, ingleichen denen Graſ- und Herrſchaften, Mark, Ravensberg, Hohenſtein, Teck⸗ 
lenburg, Lingen, Lauenburg und Buͤtow, beſonders auch in hieſigen Reſidenzien, bei be: 
nen darinen vergleiteien und geduldeten Juden, verſchiedene Mängel und Mißbraͤuche 
angemerket, inſonderheit aber gar eigentlich beobachtet haben, daß derſelben überhand 
nehmende Vermehrung nicht nur dem Publico, beſonders aber denen chriſtlichen Kauf⸗ 
leuten und Einwohnern ungemein Schaden und Bedruckung zugefuͤget, ſondern auch der 


Judenſchaft ſelbſt dadurch und durch Einſchleichung unvergleiteter, fremden und faſt 


nirgends zu Hauſe gehoͤrenden Juden, viele Beſchwerden und Nachtheil erwachſen; Wir 
aber aus allergnädigſter Landesväterlicher Vorſorge, alle und jede in unſerm Schutze 
ſtehende getreue unterthanen, ſowohl Chriſten als Juden, in beftändigen guten Weſen 
und Flor ihrer Nahrung und Gewerbe ſo viel immer moͤglich geſetzet und erhalten wiſſen 
wollen: Dannenhero nöthig gefunden, ſolche Vorkehrung zu machen, daß dieſe Unſere 
allergnädigſte Abſicht erreicht, zwiſchen der Chriſten- und Juden⸗Nahrung und Gewerbe 
Proportion geſtiftet, und insbeſondere durch unzuläßig erweiterten juͤdiſchen Handel und 
Wandel keinem von beiden zu nahe geſchehe. Zu welchem Ende Wir den Zuſtand des 
ganzen Judenweſens in Unſerm Koͤnigreiche und vorbenannten uͤbrigen Reichs-Landen, 
dazu gehoͤrigen jüdiſchen Familien, derſelben Nahrung, Handel und Wandel von neuem 
genau haben unterſuchen und Uns gewiſſe Vorſchläge thun laſſen, welche zu Erhaltung 
Unſers Endzwecks und damit verknüpften Wohlfarth der ſämmtlichen vom Handel und 
Wandel lebenden Landeseinwohner dienlich erachtet, zugleich aber auch die Gerechtigkeit, 
Billigkeit und gemeinſame Sicherheit zum Grunde haben, daraus ſodann ein eigenes 
Reglement und Verfaſſung des ganzen Judenweſens verfertigen und zum Stande brin⸗ 
gen laſſen; als ſetzen ordnen und wollen Wir hiermit und Kraft dieſes: 


(Das bisherige General-Privilegium und Reglement wegen des 
Judenweſens wird deklariret, und nach den gegenwartigen Umftänden 
eingerichtet.) Daß von nun an kein ander Juden-Privilegium oder Schutz⸗Brief 
in Unſerm Koͤnigreiche und obgedachten Unſeren Landen ſtatt haben und gültig ſein ſolle, 
als welches dieſem Unſern Neuen, nach der Ordre v. 7. Febr. 1749 revidirten und dekla⸗ 
rirten General-Privilegio de Anno 1730 in allen folgenden Punkten gemäß iſt. Sol: 
chemnach haben Wir 1 eg 


(Es follen keine andere Juden geduldet werden, als welche in des 
nen am Ende dieſes Reglements befindlichen Liſtenſtehen) in Gnaden und 
ein für allemal gut gefunden, und feſtgeſetzet, daß von nun an, ſowohl in Unſern Re⸗ 
ſidenzien als allen andern Haupt- und Land⸗Städten nicht mehr, als diejenigen ordent⸗ 
lichen und außerordentlichen Schutz-Juden⸗Familien, fo in denen am Ende dieſes Regle⸗ 
ments von jeder Provinz befindlichen Liſten sub Lit. A. et B. vergleitet, und ſammt 


ihren benoͤthigten feſtgeſetzten publiquen Bedienten, Kindern und Geſinde beiderlei 


Geſchlechts ſollen geſchuͤtzet und geduldet, die unvergleiteten Juden aber, worunter 
jedoch diejenigen nicht zu verſtehen, ſo Handels und Wandels oder anderer Negozien 
halber ab- und zu reifen, nirgend gelitten, vielweniger denſelben ein beftändiger Aufent- 
halt noch gewiſſer Sitz in Unſeren Landen verſtattet werden, als worauf ſowohl die 
Obrigkeit als Aelteſten jedes Orts genau Acht geben, und ſolche in Berlin ſowohl als in 
denen Provinzen denen Kriegs- und Domainen⸗Kammern und Steuer-Räthen bei Ver⸗ 
meidung willkührlicher Strafe jedesmals anzeigen muͤſſen; Wannenhero diejenigen Ju⸗ 
CH fo dergleichen unvergleitete bei ſich hegen, nachdrückliche Beahndung zu gewarten 
aben. 
III. 


(Verzeichniß derer erlaubten publiquen jüdiſchen Bedienten in Ber: 
0 A Wegen der publiquen Bedienten wird in hieſigen Reſidenzien, Berlin, folgendes 
eſtgeſetzt: 

1) Ein Rabbi oder ein Vice⸗Rabbi. 

2) Vier Beiſitzer. 
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3) Ein Ober- und Unter⸗Kantor mit feinen Baſſiſten und Diskantiſten, welche letztere 

aber unverehlicht ſein müſſen. mg 

4) Vier Klepper, davon der Eine dem Polizei-Direktorium zu Anmeldung der fremden 

Juden täglich aufwarten muß. 

5 Zwei Schulbedienten bei der Synagoge. 

Sechs Todtengraͤber, welche zugleich bei der Gemeinde mit aufwarten. 

7) Einen Kirchhofwächter. 

8) Drei Kollers. 

9) Drei Fleiſchhacker. 

10) Ein Scharn⸗Schreiber ſammt deſſen Controlleur. 
11) Drei Backer und ein Gar⸗Koch. 

12) Ein publiquer Geſetzſchreiber. 

13) Zwei Thorſteher mit einem Gehuͤlfen. 

14) Zwei Lazareth⸗Xufwaͤrter. 

15) Ein Medikus. 

16 Ein Bade⸗Bedienter mit einer Bade-Frau. 
17) Ein Feder⸗Vieh⸗Mäſter. 

18) Acht Kranken⸗Waͤrter. 

19) Zwei Ebraͤiſche Buchdrucker. 

20) Zwei Maͤgdchens⸗Schulmeiſter, fo beweibet. 

Dieſe und nicht mehrere ſollen, jedoch mit Approbation der Kriegs- und Domainen⸗ 
Kammer von den Judenaͤlteſten ſelbſt beſtellet, auch fo viel möglich einheimiſche arme 
Judengenoſſen dazu angelehret und genommen werden. 

(Was vor welche in anderen Städten fein follen.) An anderen Orten ſollen 
dieſe publique Bediente nach Proportion der juͤdiſchen Gemeinde, jedoch nicht uͤber 
zwei Todtengräber, in kleinen Staͤdten aber, oder wo wenig Juden vorhanden, nicht 
mehr als Ein Todtengräber, Ein Koller erlaubt ſein; und dieſe Proportion ſoll auch 
wegen der Schulmeiſter, ſo aber unverheirathet, nicht uͤber drei Jahre an einem Orte 
bleiben, noch im geringſten handeln müſſen, beobachtet werden 1). 

Zu Unterweiſung der Judentoͤchter, werden in Berlin, Königsberg, Halberſtadt, Halle 
und Frankfurt an der Oder, auch Stargard in Pommern, zwei publique und in andern 
Städten, wenn über 10 Juden⸗Familien darin ſind, Ein beweibter Schulmeiſter, in 
den übrigen Orten aber dergleichen gar nicht zugelaſſen. Wegen dieſer Schulmeiſter 
und ſich einfindenden fremden jüdiſchen Studenten und ledigen Verwandten, auch allen 
anderen ſonderlich Weibes-Leuten, welche ſich an einem Orte mit einigem Rechte auf⸗ 
halten zu koͤnnen vermeinen, wird es bei denen Kammern wegen der Zettul und Regiſter 
wie bei den Domestiquen gehalten, daß fie ſaͤmmtlich ohne von felbiger erlangten Kon— 
zeſſion und Zettul, wofür jedoch nicht mehr als 2 Ggr. dem Sekretario bezahlet werden 
ſoll, an keinem Orte, oder wenn es ihnen erlaubet, nicht über die nachgelaſſene Zeit 
bleiben müſſen, jedoch verſtehet ſich von ſelbſt, daß diejenigen Leute, die einer als ſeine 
Domestiquen in fein Lohn und Brod nimmet, darunter nicht mit verſtanden werden ?). 

IV. 

(Die Judenaͤlteſten ſollen den Kriegs- und Domainen-Kammern mo⸗ 
natlich eine Lifte der vorgefallenen Veränderung bei der Gemeinde ein⸗ 
ſenden.) Es müſſen zu dem Ende die Judenälteſten ſowohl in Berlin als in den Pro⸗ 
vinzen allemal in den erſten drei Tagen des Monats denen Krieges- und Domainen-Kam⸗ 
niern die, bei der Judenſchaft im vorhergegangenen Monate vorgefallenen Veränderuns 
gen an Getraueten, Gebornen und Geſtorbenen, unter des Rabbi und der Aelteſten, oder 
wo kein Rabbi noch Aelteſte vorhanden, des Vorſtehers Unterſchrift einſenden, und ſolche 
in eine Tabelle nach beigefuͤgtem Schemate verfaſſen. Die Lelteſten follen ſolches auch 
alle Jahre an das General⸗Direktorium mittelſt einer Tabelle ſowohl von Berlin als 
aus den Provinzien bewerkſtellen. 

e 

(Grundſätze fo bei Anſetzung der Juden beobachtet werden follen.) We 
gen Anſetzung der Juden ſollen hinkuͤnftig nachfolgende Grundſaͤtze feſtgeſetzet und De 
obachtet werden “); . 


1) Vergl. die Anm. zu Art. XII. 

2) Wegen der Maͤdchen⸗Schulmeiſter erging ſpäter das Cirk. v. 9. Dee. 1775. 
(B. C. C. V. Th. III. S. 269. 

2) Vergl. auch die Dekl. des Art. V. wegen Anſetzung der zweiten Judenkinder. 
11. Nov. 1763. C. C. C. III. S. 1219. der Judenſchutz begreift ein Bürgerrecht 


noch nicht in ſich. 
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1) (Eintheilung der itzo vergleiteten und geduldeten, in ordentliche 
und außerordentliche Juden.) Wird ein Unterſchied gemacht, unter denen 
ordentlichen Schutzjuden und denenjenigen, ſo außer der Ordnung auf Lebenszeit 
geduldet werden. Zu letztern gehoren die, fo eines Schutzſuden Wittwe geheirathet, 
oder ſonſt eine Konzeſſion erhalten haben, wie auch die Wittwen und übrige Kinder 
von der Familie, worauf bereits ein Kind angeſetzet, dergeſtalt, daß künftighin nur 
diejenigen für ordentliche Schutzjuden gehalten werden, (was ordentliche 
Schutzjuden ſein.) welche das Recht haben, ein Kind anzuſetzen, ſolchen behufs 
anitzo in der beſtimmten Zahl der ordentlichen Schutzjuden von Neuem aufgenom- 
men und der Liſte A. mit einverleibet worden. 

2) (Was außerordentliche Schutzjuden fein.) Die vorhin benannte goufe. 
ordentliche Juden aber ſind nicht befugt, ein Kind anzuſetzen, noch ihres Ortes auf 
ihr Recht zu verheirathen. 

Hiernaͤchſt muß das eine Kind, fo auf derer Eltern Schutzbrief angeſetzet mer: 
den will, ein Vermögen von 1000 Kthlr. wozu jedoch das tagliche Hausgeräthe und 
Kleidung ſammt ungewiſſen Schulden nicht zu rechnen, nachweiſen; imgleichen die 
jedes Orts gewoͤhnliche Jura zur Chargenkaſſe erlegen, und kan übrigens das an— 
geſetzte eine Kind, ſo lange der Vater lebet, kein Kind wiederum anſetzen; ſollten 
aber deshalb beſondere Umſtände vorkommen, ſo haben ſie ſich deshalb bei dem Ge— 
neral-Direftorio zu melden; wegen des zweiten Kindes aber bleibet es bei Unſerer 
bereits unterm 27. Okt. 1747 ergangenen und den 23. Mai 1749 wiederholten 
Kabinetsordre, daß ſolches hinkünftig in allen Unſern Landen gar nicht mehr ge— 
ſtattet werden ſoll. Dafern jedoch von den bereits vorhin angeſetzten Extraordi— 
nariis Jemand ein durch Abſterben, Wegziehen, oder auf andere Art vakant wer⸗ 
dendes Schutzprivilegium erlangen wollte, ſoll davon an uns berichtet, und zugleich 
wieviel er im Vermoͤgen habe, gehoͤrig unterſuchet, und mit angezeiget werden, da 
Wir Uns ſodann darüber allergnaͤdigſt entſchließen und zugleich die Chargen-Jura 
beſtimmen wollen. 

3) Soll Inhalts Unfer unterm 23. Mai 1749 allergenädigſt ertheilten Kab. Orb. die 
einmal nunmehro feſtgeſetzte Anzahl der Judenfamilien ohne Unſere allerh. Ordre 
nicht überſchritten, und es forthin darunter dergeſtalt gehalten werden, daß derje—⸗ 
nige Jude, welcher ein Privilegium hat, ſolches zuvorderſt nur für ſeine Perſon ge— 

nieße, jedoch auch die Freiheit habe, ſeine Kinder bei ſich zu behalten, ſo daß dieſe, 
ſo lange er lebet, ſeines Schutzes mit genießen, jedennoch aber keine beſondere 
Handlung vor ſich führen müſſen U. | 
4) Wenn derjenige Jude, fo ein Privilegium hat, mit Tode abgehet, fo fallet nach 
eben dieſer Unſerer allergenädigſten Ordre ſodann das Privilegium auf ſein älteſtes 
Kind, deſſen Brüder und Geſchwiſter aber, können keinen weiteren Schutz zur 
Handlung darauf genießen, wie den auch, wenn bei Lebzeiten ves Vaters die andern 

Kinder außer dem älteſten ſich hinfuͤro verheirathen, ſolche fort muͤſſen, und nicht 

| bei dem Vater bleiben, wenigſtens keine Handlung treiben können; was aber die 

| 


zweiten und dritten Kinder reicher Juden anbetrifft, wenn fie HREHT. zuſammen 
bringen, ſo können dieſe zwar nach Abſterben ihres Vaters von deſſen gehabten 
Schutze nicht profitiren; es ſollen aber dieſelben alsdann ſich gehörig melden, und 
um ein beſonderes Privilegium anſuchen, da Wir denn auf Unſeres General— 
Direktorii davon geſchehenen allerunterthaͤnigſten Bericht, darauf jedesmal beſon— 
ders reſolviren wollen, und muß ein ſolcher alsdann die für ein dergleichen Privi— 
legium geordneten Jura zur Chargenkaſſe erlegen. Uebrigens verſteht ſich von 
ſelbſten, daß die jeden Orts eingeborne, verarmten und abgelebten Eltern, gleich 
den Kindern bei jeder Familie geduldet werden. 

5) Es ſoll keinem ordlichen Schutz-Juden, wegen der darunter bishero begangenen 
Unterſchleife, künftig erlaubet ſein, ſeinem angeſetzten Kinde bei Lebzeiten ſeinen 
Platz abzutreten, weil daſſelbe ihm ohne das folget; ſollte aber ein alter Vater ſei⸗ 
nen Handel ganz niederlegen, und ſich des Gebrauchs ſeines Rechts begeben, oder 
andere beſondere Umſtände ſich dazu finden, fo ſoll darüber bei Unferm General: 
Direktorio angefraget werden, und im Falle es verſtattet wird, der alte Vater bei 
jedes Orts Obrigkeit feine Renunciation ausdrücklich ad acta geben. Noch ment: 
ger kann ein außerordentlicher Jude ſeinem Kinde den Platz abtreten, weil er kein 
Kind anſetzen kan, wie denn auch keinem Juden freiſtehet, mit ſeinem Privilegio 
bei Verluſt deſſelben zu handeln, und ſolches für Geld oder Schulden ohne Unſern 
Conſens an einen andern zu cediren. 


— — 


1) V. v. 1. Mai 1753. Die Eltern ſind nicht gezwungen, mit ihren angeſetzten 
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6) Denen ordentlichen Schutz⸗Juden aber, wird erlaubet, daß ſie bei ihren Lebzeiten 


7 
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Ein Kind, Sohn oder Tochter, worin fie aber die einmal getroffene Wahl hernach 
zu aͤndern nicht befugt ſein ſollen, auf ihren Schutzbrief anſetzen und dieſelben, wenn 
ſie ſich vorher gehörig legitimiret, heirathen laſſen moͤgen. Falls auch das ange⸗ 
ſetzte Kind, ohne wieder Kinder zu hinterlaſſen, bei des Vaters Lebzeiten abginge, 
ſoll dem Vater an deſſen Statt ein ander Kind in ſeinem Handel dergeſtallt mit 
aufzunehmen erlaubet ſein, daß ſolches nach ſeinem Abſterben in ſeine Stelle trete. 
Wann aber während dieſes anderweitig angeſetzten Kindes Leben, der Vater oer: 
ſtürbe, und jenes gleichfalls ohne Kinder abginge, fo können die übrigen Kinder 
weder auf des verſtorbenen Vaters noch Bruders Privilegium weiter ohne eine an= 
derweitige von Uns ertheilte Conceſſion angeſetzet werden. Auf der verſtorbenen 
Groß⸗Eltern Privilegia aber, können keine Enkel ſich anſetzen, wenn ihr Vater 
oder Mutter ſich wegbegeben. Stirbt ein Vater, und die Kinder wären noch nicht 
angeſetzet, oder unmündig, oder abweſend, ſo ſollen im erſten Falle ſie ſelbſt oder ihre 
Vormünder binnen 3 Monaten, im letztern Falle aber binnen Jahr und Tag wegen 
Conſervation des väterlichen Privilegii ſich bei denen verordneten Krieges- und 
Domainen-Kammern melden, und ſolches ad acta verzeichnen laſſen, dergeſtalt, 
daß wenn ſolches nicht geſchehen, ſie kein ferneres Recht an ihres Vaters Privile— 
gium haben, weiter fordern, noch genießen ſollen. Hätte der Vormund aber hier: 
bei etwas verſehen, ſoll dem Kinde nach deſſen Beſcheinigung bis es 25 Jahre er⸗ 
reichet, ſein Schutzrecht zu ſuchen, doch vorbehalten bleiben. Die Kinder derer— 
jenigen Schutzjuden der iezo nicht mit unter der Zahl der vergleiteten, ordentlichen 
Schutzjuden aufgeführet ſind, können auf ihrer ehemaligen Eltern Privilegium 
nicht noch angeſetzet werden 4). 

Wenn ein ordentlicher Schutzjude ſtirbet, und hat noch kein Kind angeſetzet, ver: 
bleibet der Wittwe, Namens des Schutzkindes der Platz zur Anſetzung ſo lange 
offen, dis ſolche erfolget, und kann, wenn ein Sohn vorhanden, keine Tochter ale: 
denn angeſetzet werden, es waͤre dann, daß der Bruder zum Vortheile der Schwe— 
ſter renunciiret und bereits großjährig ſei, oder der Vater vor feinem Abſterben en 
faveur der Tochter disponirt hätte. 

Uebrigens muß die Wittwe, wie bei Nr. 6 verordnet, ſich wegen Erhaltung des 
Rechts ihres Schutzkindes, binnen der beſtimmten Zeit bei den Krieges- und 
Domainen⸗ Kammern melden und ſolches ad acta verzeichnen laſſen. Wegen der 
uͤbrigen Kinder aber, und wenn das Schutzkind ſchon angeſetzet, imgleichen wenn 
der Mann nicht unter den ordentlichen Schutzjuden geſtanden, gehöret die Wittwe 
nur unter die Zahl der außerordentlichen Schutzgenoſſen 2). 


8) Fremden Juden ſoll in Unſeren Landen ſich anzuſetzen gar nicht erlaubet ſein; je— 


doch dafern ein ſolcher wirklich zehen tauſend Rthlr. Vermögen hätte, und 
ſelbige ins Land brächte, auch dieſes zugleich zuverläßig darthäte, ſoll bei Uns dar: 
über, und was alsdann an Chargen luribus zu erlegen ſei? angefraget met 
den. 


D Die zweiten Kinder der Juden, welche das geſetzliche Vermögen nachwei⸗ 
ſen und Genie zu Fabriken und Manufakturen haben, auch dergleichen Fabriken 
etabliren oder entrepreniren, welche im Lande noch gar nicht oder nicht genugſam 
vorhanden ſind, ſollten unter dieſen Bedingungen ſich gleich den erſten Kindern eben— 
falls im Lande anzuſetzen und um Ertheilung eines Schutzprivilegiums ordentli— 
cher Schutzjuden nachzuſuchen befugt ſein. Dieſes Schutzprivilegium wurde ihnen 
aber nicht eher ertheilt, bevor fie nicht ein Atteſt der Aelteſten der Judenſchaft 
beigebracht: daß ſie gehoͤrig bemittelt und dem Publiko nützlich ſeien, und daß 
durch ihre Anſetzung der intendirte Zweck wegen der zu etablirenden Fabriken 
werde befördert werden. (Cirk. v. 11. Nov. 1763 N. C. Const. March. 
T. III. S. 1219. R. v. 9. Jan. 1764 an die Clev⸗Märkiſche Kammer. 

Der Wittwe eines ordentlichen Schutzjuden, der ſchon ein Kind auf ſeinen 
Schutzbrief angeſetzt hat, welches nach deſſen Tode in ſeinem Platz tritt, war nicht 
verſtattet, ſich wieder an einen andern Juden, der noch keinen Schutz hat, zu 
verheirathen. , 

Iſt die nachgelaſſene Wittwe ſchon die zweite Frau des verſtorbenen Schutz⸗ 
juden, ſo ward ihr nicht verſtattet, einen ſonſt nicht vergleiteten Juden zu heira— 
then; und da das Extraordinarienrecht eines Schutzjuden mit feinem Leben auf: 
hört, ſo kann ſo wenig deſſen mit ihren Kindern nur geduldete Wittwe, als den 
zweiten Männern die Verheirathung nach ihrer Frauen Tode, mit welcher ihr 
Recht aufhoͤrt, wieder verſtattet werden. (R. v. 6. Jan. 1761.) 
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9) Denen Wittwen, fo keine Kinder aus erfterer Ehe haben, aber doch ſich gern wie: 
der verheirathen wollen, kan ſolches nicht anders nachgegeben werden, als daß ſie 
mit ihrem künftigen Manne einen Platz unter den außerordentlichen Juden erhal: 
ten, und der künftige zweite Mann ordentlicher Weiſe ein Schutzgenoſſe aus Koͤ— 
niglichen Landen und kein fremder ſei; es wäre dann, daß fie dociren konnten, wel⸗ 
chergeſtalt ſie durch eine Verheirathung an einen auswaͤrtigen ein anſehnliches 

Vermögen ins Land zoͤgen, alsdann deshalb bei Unferm GeneralsDirectorio anzu: 
fragen iſt, jedoch muß die Wittwe, wie ſonſt geſchiehet, in allen Fällen die 30 Rthlr. 
Chargen-Jura erlegen. 


Im Falle aber die Wittwe das Privilegium ſelbſt erhalten, und darauf ihren 
Mann geheirathet, dieſer aber ohne Kinder verſtürbe, ſo verſtehet ſich von ſelbſten, 
daß fie ihr habendes Recht auch auf einen zweiten Mann bringen könne 1). Wie 
denn auch denen Wittwen, die Kinder haben, das Heirathen gegen Erlegung 
30 Kthlr. zur Chargenkaſſe zwar erlaubet iſt, jedoch muß es nicht zum Nachtheile 
der Kinder aus erſter Ehe geſchehen, und bekommt ſolche Wittwe, ſobald das erſte 
Kind aus erſter Ehe angeſetzet, mit ihrem zweiten Manne nur einen Platz unter 
den Extraordinarien. 


10) Ein Verwandter kan niemals auf jemandes Privilegium angeſetzet, noch ange: 
nommen werden, weil die Privilegia ſich nicht auf Verwandte erſtrecken. Wann 
aber Jemand keine Kinder und doch ein anſehnliches Vermoͤgen hinterließe, ſo auf 
einen Fremden außerhalb Landes fallen und weggezogen werden durfte, muß er, 
wenn er etwa einen andern an Kindes Statt annehmen will, ſich dieſerhalb 
gehoͤrig melden, und darauf allergenaͤdigſte Reſolution gewärtigen. 


11) Diejenigen, welche ihren Sohn oder Tochter verheirathen und anſetzen wollen, 
müffen eine ſolche Schwiegertochter oder Schwiegerſohn erwaͤhlen, welche ein gu⸗ 
tes Vermögen haben, und zu deren Anſetzung und Mitgiften die Eltern ſich nicht 
erft um ihr eigenes Vermögen bringen duͤrfen; wie denn überhaupt kein Berlini— 
ſcher Schutzjude und deſſen Kinder männlichen oder weiblichen Geſchlechts, wenn fic 
ſich allhier anſetzen wollen, ſich anders als an einen Berliniſchen Schutzjuden oder 
deſſen Kind, oder doch wenigſtens aus einer der Koͤnigl. Provinzien buͤrtigen, ver— 
heirathen ſollen. Es ſoll auch kein juͤdiſcher Knecht eher eines andern Schutzjuden 
Tochter heirathen, bis er nicht wirklich drei Jahre außerhalb der Stadt, wo er ge⸗ 
dienet hat, geweſen, und daß ſolches geſchehen ſei, bei den Kriegs- und Domainen— 
Kammern richtige Zeugniſſe beigebracht babe; damit den Beſchwerden; daß der— 
gleichen Knechte ihrer geweſenen Herren Kunden an ſich zoͤgen, dadurch vorgebeu— 
get werde. Könnte inzwiſchen ein oder anderer derer Kinder eines wirklichen 
Schutzjudens ſich durch eine Heirath aus der Fremde glücklich machen, und ein an— 
ſehnliches Vermögen ins Land bringen, ſoll nach deſſen Erweiſe, auch dazu Er⸗ 
laubniß geſucht und dem Befinden nach ertheilet werden *). 


12) Publique Bediente, Pettſchierſtecher, Brillenmacher, optiſche Glasſchleifer, Mas 
ler und andere, welche ſich mit einer denen Juden erlaubten Profeffion ernähren, 
oder von der Judengemeinde Unterhalt bekommen, müſſen nicht nur keinen andern 
Handel als ihr erlerntes Gewerbe treiben, ſondern ſie koͤnnen auch nicht anders als 
außerordentliche Schutzjuden angeſehen und angeſetzet werden, mithin in ihr Privi⸗ 
legium kein Kind aufnehmen, es wäre dann, daß ſelbige zugleich oder vorhin ein 
Privilegium als Ordinarii erhalten, und ſich wegen Alters oder anderer Urfachen 
halber mit zu den Publiquen Bedienten gebrauchen laſſen, oder darunter bege⸗ 


— — . = — 


1) In dem letztern Falle dauerte aber das Schutzrecht des zweiten Mannes einer ſol⸗ 

5 chen Schutzjudenwittwe immer nur ſo lange, als derſelbe lebte und es war ihm 

nicht erlaubt, ſich auf das Schutzrecht ſeiner Ehefrau wiederum zu verheirathen, 

es ſei denn, daß vorher deshalb bei der oberſten Kameralbehoͤrde angefragt und 

ein ſolcher Schutzjude die ausdrückliche Genehmigung des Landesherrn erhalten 
hatte. R. an die Cleviſche Kammer v. 23. Dec. 1755. 

Das Recht der außerordentlichen Schutzjuden hoͤrte mit ihrem Leben auf, 
die Wittwen derſelben wurden indeſſen nach derſelben Tode mit ihren nachgelaſſe⸗ 
nen Kindern geduldet. Solchen Wittwen wird aber ſo wenig nach ihrem Tode, 
als ihren Männern der zweiten Ehe verſtattet, ſich auf ihren Schutzbrief wieder 
zu verheirathen. Gen. Direk. R. v. 6. Jan. 1761. 

) Hieruͤber beſtimmte fpäter noch das R. v. 18. Febr. 1791. 
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ben, und find dergleichen zu Vermeidung aller Unrichtigkeit unter den Ordinariis 
mit aufzuführen, unter den Bedienten aber nur remiſſive anzuſetzen D. 


13) Damit hinführo alle Unterſchleife, Erſchleichungen, heimliche und und unzuläßige 


Vermehrung der Familien deſtomehr vermieden werden; ſo ſoll keinem Juden eine 
Heirath verſtattet, noch einige Erlaubniß, ſich auf eine oder andere Art anzuſetzen, 
gegeben, noch derſelbe eher getrauet werden, als bis von den Krieges- und Domai⸗ 
nen⸗Kammern eine gründliche Unterfuchung mit Zuziehung des Offieii Fisei des⸗ 
falls geſchehen, und darüber ein, allen dieſen Grundſätzen und neuem General⸗Pri⸗ 
vilegio gemaͤßes Gutachten; wobei zugleich die wahren Umftände des anzuſetzenden 
Juden wegen feines erforderten Vermögens, ſammt deſſen Erweiſe in genaue Be: 
trachtung zu ziehen, ertheilet, und darauf ein Privilegium oder Konzeſſion ausge⸗ 
fertiget werden, und find zu dieſer Unterſuchung die jedesmaligen Judenälteſten 
mit zu adhibiren, die das Vermögen und die Auffuͤhrung eines jeden Juden am 
beſten kennen muͤſſen, auch für beides reſponſabel werden ). | 

Ehe ſolche erfolget, ſollen weder die Chargenjura noch Traugelder angenom⸗ 
men, am wenigſten durch bloße Erlegung der ſonſt geordneten Chargengelder Je⸗ 
mand angeſetzet, oder auf den erhaltenen Trauſchein, ohne daß er ſein Privilegium 
oder Konzeſſion vorgezeiget habe, von dem Rabbi, oder wem derſelbe ſolches auf— 
träget, bei der im Ed. v. 18. Aug. 1722 verordneten 1000 Rthlr. Strafe; ſo 
der jedes Orts konfirmirte Rabbi, als welcher dafuͤr ſtehen und ohne deſſen Wiſſen 


1) Die einmal geſetzmaͤßig beſtimmte Zahl der öffentlichen jüdiſchen Bedienten und 
Offizianten durfte nicht uͤberſchritten werden. 
R. v. 19. Mai 1767. (N. C. C. M. T. IV. S. 857.) 
Dieſe Zahl der öffentlichen Bedienten der Juden war folgendergeſtalt 
beſtimmt: Es ſollten nur beſtellt werden: | 
4) in den Städten, wo zweihundert Sudenfamilien find, 
zwei Beiſitzer, 
ein Oberkantor, 
ein Unterkantor, 
zwei Judenklepper, 
ein Schulbedienter, 
zwei Todtengraͤber, 
zwei Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
vier Krankenwaͤrter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter; 
2) in den Städten, wo einhundert Judenfamilien find, 
ein Beiſitzer, 
ein Unterkantor, 
ein Judenklepper, 
ein Todtengräber, 
ein Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
zwei Krankenwaͤrter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter. 
Ferner 
3) in den Städten, wo funfzig Judenfamilien ſind, 
eein Todtengräber, 
ein Keller, 
ein Krankenwärter und 
ein Mädchenſchulmeiſter. 
Endlich 
4) in den Staͤdten, wo nur zehn Judenfamilien vorhanden find, blos 
ein Todtengraͤber und | 
ein Keller. 
— durfte, als ein juͤdiſcher Bedienter, ohne Konzeſſion nirgends geduldet 
werden. 
R. v. 19. Mai 1767. (N. C. C. T. IV. S. 857.) u. R. v. 25. Aug. 1779. 
3) Hieruͤber wurden weitere Vorſchriften gegeben durch die R. v. 13. Sept. 1788 
und 16. Sept, 1795 (Eiſenberg u.] Stengel 11. S. 256.) | 
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und Willen Niemand, am wenigſten ein fremder Rabbi eine Trauung allhier ver⸗ 
richten muß, getrauet, auch derjenige, ſo ſich allhier trauen laſſen, ſeines Schutz⸗ 
rechts verluftig erkläbret werden; maſſen durch Erleg ung der Chargengelder allein 
ſich Niemand zur Heirath legitimiren kann, und es iſt ſolcherhalb ſchon an die 
Chargenkaſſe gehörige Verfügung geſchehen !); wie denn im uͤbrigen, es wegen der 
Trauung dabei verbleibet, daß ſolche nicht eher geſchehen muͤſſe, als bis der Ge⸗ 
wohnheit und denen jüdiſchen Geſetzen nach die Tnoim oder Eheſtiftung mit Con⸗ 
ſens der Aelteſten und des Rabbi, wenn es hier geſchiehet, zwiſchen den Verlobten 
zu Stande gebracht und wirklich abgefaſſet worden; und dieſes bei ebenmäßiger 
Vermeidung der bereits im Gen. Privilegio v. 20. Mai 1714. 9. 13. geſetzten Strafe 
der 1000 Rthlr. 5). 

Knechten, Maͤgden und andern Domeſtiken aber, wird zu heirathen gar nicht 
geſtattet, ſondern ſobald fie ſolches unternehmen, müſſen ſie nicht weiter geduldet 
werden. Wenn aber ein fremder Jude, ſo außerhalb Unſeren Landen wohnet, eine 
Judentochter heirathen, und ſich mit ſelbiger nach ſeiner Heimath ſodann begeben 
wollte, derſelbe kann, weil er keinen Schutz in Unſeren Landen verlanget, noch 
durch die Trauung erhält, auch ohne einen Trauſchein von dem Rabbi getrauet 
werden, es muß aber derſelbe ſodann nach vollzogener Heirath nicht länger als 
6 Wochen an dem Orte, wo die Schwiegereltern wohnen, wenn er aber keine 
Schwiegereltern allhier hat, nicht länger als vierzehn Tage verbleiben, ſondern 
nach ſolcher Zeit ſich unverzüglich an den Ort, wo er wohnen will, außer Unſeren 
Landen hinbegeben. In Entſtehung deſſen aber der fremde Jude nach Verfließung 
dieſer reſpektive ſechs Wochen und vierzehn Tage taglich einen Speziesdukaten zum 
Behufe des Potsdamſchen Waiſenhauſes erlegen, und ſolchen zu Berlin an das 
Polizei: Direktorium in anderen Städten aber an die Magiſträte zur Berechnung 
bezahlen muß. 


14) Der Erweis des Vermoͤgens ſoll dergeſtalt geführet werden, daß ein paar Juden⸗ 


Aelteſten ſo mit den Intereſſenten nicht verwandt, und ſonſt bei der Sache intereſ— 
ſiret find, zuſammt dem Rabbi das Vermögen, und worin es beſtehet, unterfuchen 
und deutlich anzeigen, ſodann daruͤber auf Pflicht und Gewiſſen unter ihrer eigen⸗ 
haͤndigen Unterſchrift ein Gezeugniß ertheilen, und darauf der ſich verheirathende 
oder anzuſetzende den nach juͤdiſchen Geſetzen und Gewohnheit anzurichtenden Kor: 
mulare und dabei üblichen Ceremonien, vorgeſchriebenen Eid vor der Obrigkeit je⸗ 
des Orts ablegen, und damit das angegebene Vermoͤgen ſammt deſſen wirklichen 
Eigenthume beſtärken. 4 | G-A. 

uebrigens muß ein jeder Jude, der ein Privilegium oder Konzeſſion erhalten, 
ſolche allezeit bei jedes Orts Obrigkeit in originalf produziren, und eine Abſchrift 
davon ad acta derſelben liefern, damit er in das Regiſter getragen werden könne, 
widrigenfalls er nicht für legitimiret angeſehen werden ſoll. 


15) Wegen des Abſchoſſes Toll denen Juden, welche aus dem Lande wegziehen wollen, 


— — 


und die alsdann ihren Schutzbrief abgeben müſſen, falls ſie nicht etwa ein großes 
hier im Lande erworbenes Vermögen von ö und mehr tauſend Rthlr. beſitzen, nichts 
abgefordert werden, welches ſich auch in Anſehung des zweiten Kindes eiae in 
ſofern es von hier weg muß, das Vermögen mag auch noch größer fein. Falls fie 
aber von hier Erbſchaft holen, müſſen fie davon dem Steeg den Abſchoß entrich⸗ 
ten, auch dazu was ſie vorhin an Mitgiftsgeldern empfangen, konferfren 3). 


1) Dies wurde wiederholt durch das R. v. 20. Sept. 1794 und auch den Juden 
ſelbſt bei 1000 Rthlr. Strafe verboten, ſich ohne Trauſchein trauen zu laſſen, 
auch fernere diesfällige Vorſchriften durch die R. v. 8. und 19. April 1766, 
24. Juli und 4. Juni 1766 und 5. Juni 1788 gegeben. | 

3) Aehnlich beftimmt das R. v. 25. Sept. 1798. Bei einem jeden Geſuche eines 
Juden, ſich in den Preußiſchen Staat niederlaſſen und trauen laſſen zu dür⸗ 
fen, iſt aber auch erforderlich, daß das geſetzmäßige Alter deſſelben nachgewieſen 
werde. Damtt aber das Alter der Juden männlichen und weiblichen Geſchlechts 
in einem ſolchen Falle mit Zuverläſſigkeit nachgewieſen werden kann, ſo muß in 
allen Städten, wo Judenſchaften find, unter Aufficht der Aelteſten und juͤdiſchen 
Gerichtsaſſeſſoren ein ordentliches Buch geführt werden, worin nicht nur der 
Beſchneidungstag der Söhne, ſondern auch der Geburtstag der Tochter, wel: 
chen die Eltern unmittelbar nach der Geburt anzuzeigen verbunden ſind, ver⸗ 
zeichnet wird. Die Extrakte aus ſolchen Buͤchern ſind gleich den Taufſcheinen 
der Chriſten gültige Beweiſe des Alters der Juden. Eirk. v. 16. Mai 1778. 

1) Wegen des Abſchoſſes beſtimmten fpäter noch die R. v. 22. Aug. 1761, 31. Dec. 
1765, 15. Sept. 1763, 9. Sept. 1766 und das Cirk. v. 18. Novbr. 1767. 

(N. C. C. III. 1179.) | 
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16) Die Kinder hier vergleitet geweſener, verſtorbener oder ſo heruntergekommener und 
ſonſt fo beſchaffener Juden, daß fie kein Recht zur Anſetzung haben, oder das erfor: 
derliche Vermögen nicht beſitzen, ſollen zwar wie deren Wittwen geduldet werden; 
wenn ſie aber zu mannbaren Jahren kommen, müſſen ſelbige ſich durchaus und bei 
Vermeidung der Austreibung nicht unterſtehen, für ſich ſelbſt zu handeln, ſondern 
entweder andern vergleiteten Juden dienen, oder von hier ſich wegbegeben, und 
anderwärts unterzukommen ſuchen, oder auch ſich auf ſolche Sachen ligen, daß ſie 
ſtatt abgehender oͤffentlicher jüdiſchen Bedienten angenommen werden können, und 
deſto weniger Fremde dazu aufzunehmen nöthig ſein. , 


VI. 


(Wegen Aufbringung des Schutzgeldes und anderer publiquen Ab⸗ | 
gaben wird es bei dem bisherigen modo colleetandi gelaffen.) We: 
gen Aufbringung des Schutzgeldes und anderer Publiquen- Abgaben, wird es bei dem 
bisherigen modo collectandi gelaſſen, und muß ſolcher allezeit nach dem befundenen 
Vermoͤgen eingerichtet werden, und davon außer den Schul: und Publiquen-Bedienten, 
Todtengraͤbern und Wehemüttern und dergleichen, weil dieſe ſämmtlich keinen Handel | 
treiben muͤſſen, kein einziger in Berlin wohnender Schutzjude befreiet fein 1). | 


€ 


1) In Betreff der Abgaben waren die Juden auf das Aeußerſte gedrückt. | 
Außer den Abgaben, welche fie mit andern Unterthanen gemein hatten, waren 
dieſelben ſowohl zur Zahlung gewiſſer allgemeinen jahrlichen Geldabgaben als 
auch zu einigen unbeſtimmten Geldpraͤſtationen verpflichtet. 


Zu den beſtimmten allgemeinen Abgaben gehörten: 
1) die Schutzgelder, dieſe wurden nach dem befundenen Vermögenszuſtande 
der einzelnen Juden von den Vorſtehern der Judenſchaft auf dieſelben aus: 
geſchlagen; 
2) die Silberlieferung. Hierzu mußte die ganze Judenſchaft in den Preußi⸗ 
ſchen Staaten beitragen und geſchah die Repartition auf die einzelnen Ju⸗ 
den nach dem Verhaͤltniſſe der Schutzgelder. | 
3) die Abgaben zur Kaffe des Montis pietatis wozu die Juden⸗ 
ſchaft nach dem Verhältniß des Schutzgeldes beitrug und die in den Hochzeit: | 
und Kindergeldern beſtandenz 


4) die Kalendergelder, welche fuͤr die ganze Judenſchaft im Lande 400 Ktlr. 
betrugen und an die Akademie der Wiſſenſchaften dafür bezahlt wurden, daß 
von derſelben die hebraͤiſchen Kalender jahrlich zum Gebrauch geliefert mur: 
den, wozu jede einzelne Judenſchaft nach dem Verhältniß der zu bezahlenden 
Schutzgelder beitragen mußte; desgleichen 


5) die Rekrutengelder, welche nach eben dieſem Verhältniß bezahlet wur⸗ 
den. (Gen. Judenprivilegium a. a. O. $. VI. R. v. 22. Nov. 1763, 
10. März 1764 und 18. Feb. 1766. R. v. 27. Jan. 1791.) 

Von dieſen Schutzgeldern und den übrigen öffentlichen Abgaben war kein 
Jude befreiet; nur den Schulz und öffentlichen Bedienten, den Todtengräbern, 
Wehmüttern und dergleichen, die gemeiniglich keinen Handel treiben durften, 
war eine Befreiung davon verſtattet. | | 

(Gen. Judenprivilegium $. VI. a. a. O.) 

Außer den beſtimmten Abgaben mußten die Schutzjuden auch noch unbe— 
ſtimmte Geldabgaben entrichten: für Beſtätigung der Wahl der 
Aelteſten jeder Gemeinde, an Stempel- und andern Gebühren bei 
Eheſtiftungen, Anſetzung des erſten oder zweiten Kindes, bei Trauſcheinen, Hei⸗ 
rathsdispenſationenz an Servis⸗Geleits- und Feuerſocietätsgeldern. 
Auch müſſen fie die Paragraphenſtempelg ebühren nach einer ſtrengern 
Klaſſifikation als andere Unterthanen leiſten. 

(Gen. Judenprivilegium $. V. n. 9.) 

Von den Judenkonzeſſionen wurden folgende Gebührenſaͤtze bezahlet: 
1) die Juden, welche inter ordinarios in den Liſten aufgeführt undidas, Recht 

Kinder anzuſetzen hatten, mußten 

für das erſte Kind ſo angeſetzt wird S 50 Rthlr. 
fürfdas zz weite 100 4 
bezahlen; 
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VII. 

(Kein Schutzjude ſoll ſich ohne Erlaubniß uͤber ein Jahr außerhalb 
ſeiner Heimath aufhalten oder ſein Platz vergeben werden.) Und 
da bishero angemerket worden, daß ein und anderer Schutzjude, welcher unter denen 
allhier vergleiteten ordentlichen Judenfamilien begriffen, ſich auswärts aufhält, ſolcher⸗ 


2) wird den Judenwittwen, welche Kinder haben, bie ſich auf das väterliche | 
Privilegium anfegen, erlaubt, ſich anderweit zu verheirathen, dergeſtalt, daß | 
eine ſolche Wittwe mit ihren künftigen Ehemanne einen Platz unter den Ex⸗ 
traordinariis bekömmt, ſo erlegt dieſelbe dafür 30 Rthlr. | 

3) eine Wittwe, welche das Privilegium zu ihrem ohne Kinder verſtor⸗ d 

| benen Manne gebracht und zur andern Ehe zu ſchreiten Erlaubniß er: | 


hält, 100 Rthlr. | 
4) wenn den Juden, welche nicht auf das Recht des erſten oder zweiten Kindes | 
angeſetzt werden, neue Schugprivilegien ertheilet worden, wird für ein Schutz⸗ d 
| privilegium in einer großen Stadt 500 Rthlr. 
in einer mittlern Stadt 300 e 
in einer ganz kleinen Stadt 200 3 


zur Chargenkaſſe in Dukaten bezahlet. | 
5) diejenigen Schutzjuden, welchen nachgegeben wird, ihre Privilegia von einem 
Orte zum andern zu transferiren, erlegen fuͤr dergleichen Translokation nach ` 


) einer großen Stadt 300 Rthlr. 
nach einer mittleren 150 : 
| nach einer kleinen 100 e 


| 6) für die beſonderen Konzeffionen zu einem Handel, z. B. mit Tuch und dergl., 
| werden die Gebühren jedesmal beſonders beſtimmt, ingleichen | 
7) wenn ein Jude mit einem fogenannten Generalprivilegio fih und feine Des | 
ſcendenten oder wohl gar Collatoralen in den Koͤnigl. Landen etabliren zu | 
koͤnnen oder anderen Vorrechten begnadiget wird. ** 
8) Die Juden-Aelteſten, Kaſſirer und Vorſteher zahlen, ſo oft ſie konfirmirt 


werden. 
ein alter pro confirmatione 1 Rthlr. 
ein neuer pro conſirmatione ? 
) g) ein Rabbi in großen Städten 0 : 
in mittlern Ke 
in kleinen 4 : 


Ein Schulmeiſter, Klapper und anderer Öffentlicher Bedienter zahlte von vor: | 
ftehenden kr die Hälfte | 
10) für die Konzeſſion zu einer hebraͤiſchen Buchdruckerei werden bezahlt 50 Athir. 
11) für die Konzeſſion eine Synagoge anzulegen 10 Rthlr. 
desgleichen Schule halten zu duͤrfen KE 
12) für die Konzeſſion von der feſtgeſetzten Anzahl Judenhaͤuſer eins zu acquiri⸗ 
ren, wird zur Chargenkaſſe bezahlet 15 Rthlr. 
oder ein halb pCt. von dem Kauſpretio oder Werth des Hau ſes und zwar in 
großen Städten das erſte, in mittleren und kleinen Städten der letztere 


Satz. | 

13) dieſe Sätze ſollen auch Statt haben, wenn ein Jude die Erlaubniß erhält, fein 
Haus an einen Chriſten zu verkaufen und dagegen ein anderes zu acqui⸗ 
riren. 

14) Dafern aber einem Juden die Konzeſſion ertheilt werden ſollte, über die feſt⸗ 
geſetzte Anzahl der Häuſer ein Haus zu beſitzen, fo werden die Gebühren da: 
für jedesmal beſtimmt. 

(Dieſe Gebührenfäge, ausſchließlich das sub Nr. 4, gründen ſich auf das 

revidirte Chargenkaſſenreglement v. 30. Mai 1765 in N. C. C. March. I. 

III. S. 867 und der Satz sub Nr. 4 auf die Direktorialverordnung an die 

Cleviſche Kammer v. 28. Jun. 1764.) 

Die Stempelgebühren find in Anfehung der Juden von den übrigen 
Stempelgebühren unterſchieden. Folgende Saͤtze find in dem erneuerten Stem⸗ 
peledikt v. 17. Sept. 1801 beſtimmt: 

Für Judenkonzeſſionen | 

eines Ausländers 20 Rthlr. 
eines einheimiſchen Ordinarii 15 ⸗ 
eines Extraordinarii 6 ` 


* 
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geſtalt aber, wenn er gleich das Schutzgeld erleget, doch zu verſchiedenen anderen ver⸗ 
fallenden Abgaben nichts beiträget, gleichwohl eine unter den außerordentlichen befind: 
liche Judenfamilie in die Zahl der ordentlichen zu rücken behindert; ſo ſoll hinfüro nicht 


Zum Hausankauf die Hälfte desjenigen Quanti, welches die Chargenkaſſe 
nimmt. 
Für die Konzeſſion eines Judenkläppers 
in großen Städten 2 Rthlr. 
in mittlern und kleinen Städten 1 : 
Judenſchulbediente und Krankenwaͤrter zahlen 
in großen Städten 12 Rthlr. 
in mittlern und kleinen B = 
(Erneuerte Verordnung über den Gebrauch des Stempelpapiers, der Bol: 
machten und wegen der ſonſt zu entrichtenden Stempelgebühren v. 17. Sept. 
1802 in N. C. C. March. T. XI. V 
Bei Eheſtiftungen werden die der Juden von den übrigen ebenfalls un: 


terſchieden. | 
Wenn nämlich ein Jude ſich verheirathet, fo muß vor Nachſuchung des 
W Trauſcheins der Stempel dazu bei dem Stempelrendanten des Orts gelöfet und 


der Bittſchrift beigelegt werden. | 
Der Stempel ift in dem gedachten Stempeledikte nach Beſchaffenheit ihrer | 

| Privilegien in nachfolgende acht Klaſſen vertheilt und darnach zahlen die Juden, 
| fie mögen ſich zum erſten oder zweiten Mal verheirathen, die Stempelgebühren 


folgendergeſtalt: 
1) Alle Generalprivilegirte oder die auf ein Generalprivilegium angeſetzet 
worden, | 20 Rthlr. 


2) desgleichen diejenigen, welche ein neues Schutzprivilegium erhalten, dergeſtalt, 
daß ſie auf die Liſte der ordentlichen Juden kommen und das Recht haben, 
Kinder anzuſetzen 20 Rthlr. 

| 3) ein Extraordinarius aber, der nur lebenslang den Schutz erhält 5 Athir. 

| 4) die auf das Recht des erften Kindes angeſetzt worden 


in großen Städten 10 Rthlr. 

in kleinen | 5 ⸗ 

5) die auf das Recht des zweiten Kindes angeſetzt worden 

in großen Staͤdten 20 Rthlr. 

| in kleineren die Hälfte | 10 = 
| 6) wird einer Judenwittwe, die Kinder hat, welche ſich auf das vaͤterliche Pri- 
| vilegium anfegt, erlaubt, ſich anderweit zu verheirathen, dergeſtalt, daß ſie 
mit ihrem kuͤnftigen Ehemanne einen Platz unter die Extraordinairen-Juden 
bekommt, zahlt dieſelbe ohne Unterſchied 5 Rthlr. 


7) dahingegen eine Wittwe, welche das Privilegium zu ihren ohne Kinder get. 
ſtorbenen Mann gebracht und zur andern Ehe zu ſchreiten Erlaubniß erhält, 
die Gebühren bezahlet, eben fo wie die auf das Recht des zweiten Kindes an: 
geſetzt worden, als | 


in großen Städten | 20 Kthlr. 
und in Eleineren die Hälfte 10 : 

8) die öffentlichen Bedienten 
in großen Städten . 
und in kleinern Bas 


Die Juden follen auch bei Loͤſung des Trauſcheins eine Quittung des Sten 
pelrendanten uͤber das bezahlte Stempelpapier beibringen: dieſe wird ihnen bei 
Aushändigung des Trauſcheins zurückgegeben und um ſelbigen umgeſchlagen. 

| Es machte bei Loͤſung dieſes Trauſcheins auch kein Unterſchied, ob die Juden, 
5 welche ſich trauen laſſen, im Lande bleiben oder nicht. (Erneuerte Stempelver⸗ 
ordnung v. 17. Sept. 1802. $. 28. R. v. 24. Dec. 1794. Generalverord⸗ 

nung v. 18. Aug. 1722.) 

In Anſehung der Handlungsbuͤcher der Juden verordnet das Stempel: 
edikt ebenfalls den ſogenannten Paraphenſtempel, mit welchen dieſel⸗ 
ben, nachdem fie vorher richtig foliiret, auf jedem Blatt des Hauptbuches und 

| zwar jedes Jahr einmal bedruckt werden, gegen Erlegung der zur Stempelkam⸗ 
mer zu entrichtendenden Summe, weswegen folgende drei Klaſſen beſtimmt 
ſind: 

In der erſten Klaſſe, wohin gehoͤren: 1) die ein Generalprivilegium haben 
oder darauf angeſetzt ſind; 2) die auf das Recht des zweiten Kinds angeſetzt 
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nur keiner der erften über ein Jahr lang, es wäre denn, daß er ſeines Commercii halber 
ohne Veränderung des Domicilii abweſend wäre, ohne erhaltene beſondere Erlaubniß 
ſich außerhalb ſeiner ordentlichen Heimath beſtaͤndig aufhalten, ſondern wenn ja dazu 
einer Erlaubniß erhalten, dennoch ſelbige nicht beſtändig noch uͤber drei Jahre dauern, 
und derſelben zu allen und jeden ſowohl offentlichen als andern bei der Judengemeinde 
ſeines Domicilii vorkommenden Abgaben ſchlechterdings beitragen, oder des Privilegit 
verluſtig erklähret werden; Niemand aber fürs kuͤnftige zugleich an zweien Orten unter 
dem Vorwande, zu den Anlagen zu kontribuiren, Schutzbriefe und den Effekt an zwei 
Orten Kinder anſetzen zu koͤnnen, genießen, ſondern ſolches hiermit ein für allemal ver⸗ 
boten fein, in ſofern Wir nicht en Io eur einer oder der andern Familie bereits ein on: 


deres befohlen, oder künftig noch befehlen ſollten ). 


— — 


— jükà— 


ſind; 3) die Fabriken haben; 4) die einen wirklichen Wechſelhandel in Papieren 
oder Geldſorten treiben 10 Rthlr. 

In der zweiten Klaſſe, die nicht zur erſten Klaſſe gehören, aber 1) doch Meſſen 
bereiſen; 2) welche Häuſer eigenthümlich und nicht antichretiſch befigen 5 Rthlr. 

In der dritten Klaſſe, die nicht zu den beiden erſteren Klaſſen gehören, aber 
1) einen offenen Laden haben; 2) auf Pfand leihen; 3) die überhaupt Handel 
treiben 2 Rthlr. 

Juden, die ein Handlungs⸗ und Pfandbuch zugleich halten, find nur zur Pa— 
raphirung des erſtern verbunden. | 
Von Juden, die in Gemeinſchaft handeln, wird von jedem allein der Para⸗ 

phenſtempel gelöſet; desgleichen, wenn ein Jude mehr als eine Handlung in 
Städten treibt, muß er davon gleich chriſtlichen Kaufleuten, die beſonders feſtge⸗ 
festen Paraphengebühren entrichten. 
(Erneuerte Stempelverordnung von 1802. §. 29.) 

Die Juden waren zwar von der vormaligen Verbindlichkeit fuͤr die ihnen zu er⸗ 
theilende Privilegien und Konzeſſionen, Porzellain aus der Berliner Porzellain⸗ 
fabrike zu nehmen und im Lande zu debitiren, oder außerhalb Landes zu exporti⸗ 
ren, ohne Auflegung eines andern Surrogats gänzlich befreiet, und ihnen auf 
gleichem Fuß, wie den chriſtlichen Kaufleuten, der Handel mit Berliniſchen Por: 
zellain verſtattet. | 

(Kabinetsdekl. v. 12. Febr. 1788 und Cirk. v. 27. Febr. 1788.) 

Dagegen waren ſie verbunden, eine Quantität einländiſcher Manufakturwaa⸗ 
ren zu exportiren, und die Templinſchen Mützen⸗, Strumpf⸗, Beutel⸗, Tuch⸗ und 
Blonden⸗Fabriken zu erhalten. 

(Direktorialreſkript v. 26. Juni 1766.) 

Die in den Städten beſtellten Krankenwaͤrter, fo wie die Judenſchul— 
meiſter und Kläpper duͤrfen zwar wegen des ihnen unterſagten Handels 
keine Privilegiengebühren, dennoch aber muͤſſen fie für ihre Konzeſſion zur Ri: 
krutenkaſſe in großen Städten 5 Rthlr, in mittlern 3 Rthlr. und in geringen 
Städten 2 Rthlr. bezahlen. Die Trauſcheinsg elder müſſen dieſelben gleich 
den andern Juden entrichten. | 

Die Bezahlung diefer Gelder muß geſchehen, ehe ſie den Dienſt antreten oder 
heirathen, und muͤſſen zu dem Ende die Quittung produziren. In jedem beſon⸗ 
dern Falle der Anſetzung dieſer öffentlichen Bedienten geſchieht die Anzeige bei 
der Kameralbehörde, und werden dieſelben in der Tabelle der von neuem verglei⸗ 
teten Juden aufgeführt. (Kabinetsordre an die Cleviſche Kammer v. 3. Juni 
1738. Reſk. v. 30. Juni 1738.) 

Früher hatten die Juden uͤberdies den Leibzoll zu entrichten, der durch 
K. O. v. 12. Dec. 1787 und das Cirk. v. 31. Dec. 1787 aufgehoben wurde. 
(N. C. C. VIII. 1650.) In Betreff der ausländiſchen Juden wurde er nur rück⸗ 
ſichtlich der zur Frankfurter Meſſe Reiſenden abgeſchafft. (K. O. v. 4. Juli 1788. 
N. C. C. T. VIII. S. 2142.) (Vergl. hierüber oben S. 210.) 

1) Ein Schutzjude, welcher ohne Erlaubniß aus dem Lande gegangen, ſoll, wenn 
ſein Aufenthalt unbekannt iſt, vermittelſt einer öffentlichen Ediktalcitation, um 
ſich wegen dieſer unerlaubten Handlung du verantworten, vorgeladen werden. 
(R. v. 17. Nov. 1794. N. C. C. T. IX. S. 2441.) 

Nur alsdann darf ein ordentlicher Schutzjude eine ſolche beſondere Erlaubniß 
zu feiner Abweſengeit nicht nachſuchen, wenn er ſeines Handels wegen bloß ab— 
weſend iſt, ſeinen Wohnort aber nicht veraͤndert. 

Die Abweſenheit eines jeden bloß des Handels wegen abweſenden Schutz⸗ 
juden muß bei der Kameral⸗Behoͤrde ordentlich angezeigt, und in den ge: 


— 
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VIII. 


(Die Juden ſollen ihre Praestationes quartaliter bezahlen und 
die ganze Judenſchaft dafür in solidum haften.) Die jahrlichen Schutz⸗ 
gelder ſowohl als die Chargenſervis-Kalender- und Montis Pietatis Gelder, ſollen 
Quartaliter richtig und unfehlbar, und zwar ſogleich mit Ende jedes Quartals, zu Un: 
ſeren Kaſſen bei Vermeidung wirklicher Exekution bezahlet werden, auch fuͤr ſolche Be⸗ 
zahlung die ganze Judenſchaft der refvektive Provinzien in solidum haften, und die 
Krieges: und Domainen-Kammern darüber mit Nachdrucke halten. 


IX. 


(Wie es mit den verarmten und auf den Banquerout ſtehenden Zu: 
den zu halten.) Zur Erreichung dieſes Zwecks ſollen die Zudenälteften und Vorfte: 
her jeder Provinz und Orts auf den Zuſtand derer ſaͤmmtlichen Juden ein beftändig 
wachſames Auge haben, und falls ſie merken ſollten, daß einer dergleichen dergeſtalt in 
Verfall ſeiner Nahrung geriethe, daß deſſelben Verarmung oder gar Banquerout zu 
beſorgen, einfolglich derſelbe zum gemeinen Beitrage der öffentlichen Laſten und Gebüh— 
ren bald untuͤchtig werden müßte, anderweitige Veranſtaltung bei denen Kollekten mo: 
chen, daß die Ausfälle verhütet und kein Abgang noch Reſte bei den jüdiſchen Abgaben, 
fo weit es die Koͤnigl. Kaſſen betrifft, entſtehen mögen. | 


. X. 


(Wie es zu halten, wenn ein Jude vorſätzlicherweiſe banquerout 
geworden.) Im Falle aber ein oder anderer dieſer Schutzjuden gar in einen vorſätz⸗ 
lichen und boshaften Banquerout verfiele, ſoll mit demſelben nach Dispoſition Unferer 
Edikten v. 14. Juli 1715, 4. Febr. 1723, 20. Mai 1736 und beſonders v. 25. Dec. 
1747 verfahren werden, dergeſtalt, daß wenn einer Unſerer Schutzjuden einen im gering— 
ſten verdächtigen Banquerout machen, und außer Standes ſich befinden wird feine Kre— 
ditores zu bezahlen, ſodann derſelbe nebſt allen denenjenigen, fo unter feinem Schuß: 
briefe fteben, oder daher angeſetzt worden, des Schutzes verluftig gehen, fein Schutzbrief 
gaͤnzlich kaſſiret werden, und dergeſtalt erloſchen ſein ſolle, daß auch ſolcher nicht einmal 
mit einer anderen und neuen Judenfamilie beſetzet werden dürfe. 

Wobei Wir Uns jedoch unterm 23. Jan. 1749 dahin deklariret, daß wenn ſich bei vorkom— 
menden dergleichen Fällen beſondere umſtände finden, die eine Mitigation verdienen möch— 
ten, Uns ſolche ſodann berichtet und Unſere alleranädiafte Reſolution daruͤber eingeho— 
let werden ſolle. Stürbe inzwiſchen ein dergleichen Fallit gewordener und verſchulde— 
ter Jude, ſoll es mit deſſelben Begraͤbniſſe nach Dispoſition des unterm 24. Dec. 1730 
dieſerhalb ergangenen Edieti declaratorii noch zur Zeit und bis auf andere Verordnung 
gehalten, und wofern die Eltern oder die Erben eines ſolchen vor deſſelben Begräbniffe 
unmoͤglich Rath ſchaffen, noch auch deshalb fo bald annehmliche Kaution ſtellen könn⸗ 
ten, wozu ſie doch zuvoͤrderſt mit allem Ernſte anzuhalten ſind, der verſtorbene Jude 
zwar begraben, jedoch aber deſſen Eltern oder Erben zu Bezahlung desjenigen, was 
Uns oder anderen Chriſten der verſtorbene Jude ſchuldig geblieben, durch prompte Exe— 
kution angebalten werden ſollen; dahero dann die Judenälteſten hierauf genaue Atten— 
tation zu nehmen, und wenn ſich einiger Verdacht zu dergleichen vorſätzlichen Banque- 
rout ereignet, es in Zeiten gehoͤrigen Orts anzuzeigen haben. 


XI. 


(Die Juden ſollen keine bürgerlichen Handwerke treiben.) Auf daß 
nun aber dieſe in Unferm Schutze ſtehende Juden hieſiger Reſidenzien ſowohl, als ander: 
wärts auch in Stand geſetzet und erhalten werden moͤgen, alle dieſe und andere ihnen 
obliegende Abgaben zu beſtreiten, ſich ehrlich zu ernähren und dem gemeinen Weſen 
nicht zur Laſt fallen, noch weniger denen chriſtlichen Kauf- und Handelsleuten, Manu— 
fakturiers, Fabrikanten und Handwerksleuten, gleich bishero zum Theile ganz unver— 
antwortlich ohne Konzeffion ſich anmaßen wollen, fo großen Eintrag und Abbruch in 
ihrer Nahrung und Gewerbe zu thun, ſelbige dadurch herunter zu bringen, und zu Ab: 
tragung derer oͤffentlichen Abgaben untuͤchtig zu machen; fo ſetzen ordnen und wollen 
Wir hiermit fernerweitig und ernſtlich: daß kein Jude ein bürgerlich) Handwerk trei⸗ 
ben, noch außer dem Pettſchierſtechen, Mahlen, Optiſchen-Gläſer-Diamant- und 
Stein⸗ Schleifen, Gold» und Silber ſticken, weiße Waare ausnähen, Krätz-Waſchen 
und andern dergleichen Gewerbe, wovon ſich keine Profeſſions-Verwandte und privile⸗ 


— 0. 


wöhnlichen vierteljährlich von den Steuerraͤthen einzureichenden Tabellen be: 
merkt werden. (rt, v. 4. Sept. 1776 in Nov. Corp. Const. March. T. 
VI. S. 361.) 
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girte Zünfte finden, ſich anmaßen, beſonders auch kein Bier brauen und Brandtwein 
brennen ſollen, jedoch koͤnnen ſie das Brandtweinbrennen bei denen von Adel, Beam— 
ten und anderen verrichten, nur daß dazu keine andere als vergleitete Juden und deren 
Kinder genommen werden ). 

Ermeldete Pettſchierſtecher aber muͤſſen ſich bei jedes Orts Obrigkeit eidlich verbinden, 
daß fie keine falſche Acciſe-, Zoll- und andere Koͤnigl. Siegel, noch weniger aber Muͤntz⸗ 
Stempel; fie fein von Unferen oder anderer Potentaten Gepräge oder nicht, bei Strafe 
der Karre und gaͤnzlichem Verluſte des Schutzes ſtechen oder verkaufen wollen. 

Jedoch müſſen diejenigen Juden, welche von Uns zur Errichtung gewiſſer Sorten von 
Fabriquen oder zum Verlage einiger Chriſten-Fabricanten beſondere Concessiones er⸗ 
halten haben, oder noch erhalten ce WT nach wie vor geſchützet werden. 


(Den ſelben wird das Gold- und Silber⸗Schmelzen verboten). We⸗ 
gen des Gold- und Silber⸗Schmelzens auch Scheidens, und daß kein Jude ſolches bei 
Leib⸗ und Lebens⸗Strafe anders als auf Unſeren Muͤnzen vornehme, bleibet es bei dem, 
was dieſerhalb in dem Ed. v. 1. Okt. 1718 ausfuhrlich und poenaliter verordnet iſt. 
Diejenigen Juden aber, welche ſich geluͤſten laſſen, gute goldene und ſilberne Muͤnzen 
umzuſchmelzen, zu beſchneiden oder gar außer Landes zu fuͤhren, oder ſchlechte verrufene 
und geringhaltige Münz⸗Sorten in Unſere Lande zu bringen, ſollen ohne Anſehung der 
Umſtaͤnde erſtlich des Schutzes in allen Unſeren Landen verluſtig ſein, und über dieſes 
an Haab und Gute, auch nach Befinden an Leib und Leben, Gan? denen alten Edikten 
und inſonderheit dem neueſten Ed. v. 17. Martii 1739 unabläffig geftrafet werden. Wie 
denn auch die Juden, fo gute goldene und ſilberne Münz-Sorten gegen ſchlechte verru— 
fene einwechſeln, umſetzen, damit wuchern und ſich ſolcher im Handel und Wandel aͤu— 
ßern, nach Einhalt des geſchaͤrften Muͤnz⸗Ed. v. 20. Januarıi 1744 angeſehen, und 
darnach ſowohl, als wenn ſie Unſerm Ed. v. 14. Febr. 1749 wegen der Dukaten 
zuwider handeln, von Unſeren fiskaliſchen Ni aaa in Strafe genommen werden follen. 

III. 

(Das Schlachten zur eigenen Conſumtion wird denen Juden vers 
ſtattet, wenn ſie bei Chriſtenſchlächtern das Vieh kollern). Das Schlach— 
ten wird denen Juden in ſoweit zu ihrer eigenen Conſumtion verſtattet, daß ſie ein 
Stuͤck Vieh auf den Viehmärkten einkaufen, aber bei den Chriſten⸗Schlaͤchtern durch eis 
nen ſogenannten Koller, doch ſo viel das große Rindvieh betrifft, nicht anders als in 
den publiken Schlachthäuſern, wo dergleichen vorhanden, ſchlachten, und wenn der 
Schnitt gerathen, dasjenige, ſo ſie davon gebrauchen, davon nehmen, das uͤbrige aber 
den Chriſten⸗Schlaͤchtern zum Verkaufe laſſen, auch ſowohl in dieſem Falle, als wenn 
der Schnitt nicht gerathen ſollte, vorher mit dem Schlächter wegen des Preiſes, wofür 
er das Fleiſch behalten wolle, handeln konnen; ſelbſt aber ſollen fie bei Verluſt des og: 
kollerten Viehes zum Vortheile der Armen kein Fleiſch an jemanden davon ablaſſen oder 
verkaufen, noch auch mit einlaͤndiſchem Viehe handeln, ihnen auch nicht Vieh auf dem 
Lande oder einlaͤndiſchen Jahrmärkten einzukaufen, und in die Städte zu bringen erlau— 
bet fein, und zwar ebenmäßig bei Confiskation des Viehes, fo fie eingekauft und hereins 
bringen wollen; jedoch find auch die Schlachter ſchuldig, ihnen kontraktmäßig genugfas 
mes und gutes Fleiſch zu liefern. 

Sollten aber ſowohl einheimiſche als auslaͤndiſche Handelsjuden mit Partheien Horn— 
oder andern Vieh, ſo ſie von auswärtigen Landen herein bringen, Unſere Städte und 
Meſſen betreiben wollen; ſo bleibet ihnen dieſes zu Beförderung des Viehhandels und 
der Zufuhr nach wie vor frei. 

Im Clev⸗Maͤrkiſchen, Mindiſchen und Halberſtaͤdtſchen bleibet es inzwiſchen bei dem⸗ 
jenigen, fo in Abſicht des Juden-Schlachtens von Zeit zu Zeit nachgegeben worden; wie 
denn auch in denen andern Provinzien, beſonders in Preuſſen, allwo denen Juden das 
Schlachten unter gewiſſen Bedingungen von Uns zugelaſſen worden, es noch zur Zeit 
und bis auf fernere Verordnung ſein en hat, 


(Mit wollenen Fabrique- und Manufalturen: Verlage, roher Wolle 
und dergleichen Garne follen fih die Juden in Berlin nicht bemen⸗ 
gen). Mit wollenen Fabriken und Manufakturen oder derſelben Verlag, roher Wolle 
und wollenen Garne aber ſollen ſich die Berliniſchen Schutz-Juden, ohne Unſere dazu 
erhaltene beſondere Konzeſſion, als deshalb fie ſich in gewiſſen Fällen bei Unſerm Genes 
ral⸗Direktorio zu melden haben, gar nicht vermengen, ſondern es bleibet darunter durch⸗ 
gehends bei dem wirklichen Inhalte des ergangenen Ed. v. 24. April 1737, vermoͤge 


— — 


1) Hierü ber ergingen weitere Beſtimmungen durch die R. v. 4. Juli 1787, 17. Mai 
und 18. Juli 1795. 
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welchen kein Schutzjude in hieſigen Reſidenzien einige Wolle, es ſei ein- oder au slaͤndi 
ſche, Schaar-, Rauf: oder Gerberwolle kaufen, Geld darauf leihen oder gegen Waar 
annehmen, noch auf eine oder andere Art, es habe Namen wie es wolle, einige Woll 
an ſich bringen, Verkehrung damit treiben, ſolche ſpinnen laſſen, Juden- oder Chriſten 
Fabrikanten halten, ſolche mit Wolle oder geſponnenem wollenen Garne verlegen, und 
wollene Waaren ſelbſt verfertigen, Weberſtuͤhle kaufen, von den Fabrikanten annehmen 
oder Geld darauf leihen, in dem widrigen Falle aber nicht nur die Wolle, das geſpon— 
nene wollene Garn, oder die daraus verfertigten Waaren imgleichen die Weberſtuͤhle 
und übriges Handwerkszeug konſisziret, ſondern auch der Jude, bei welchem dergleichen 
oder auch nur einige Sachen davon gefunden werden, oder deſſen, jedoch ohne Weitläuf 
tigkeit oder Form von Prozeß nur einigermaßen uͤberzeuget wird, wegen ſolcher Ueber 
tretung Unſerer Edicte anderen zum Exempel dem Befinden gemäß nachdruͤcklich und 
unnachbleiblich beſtrafet werden, als worauf Unſere Krieges- und Domainen-Kammer, 
Magiſtrat und Okficium Fixci mit allem Ernſte und Nachdrucke halten und dafuͤr al— 
lenfalls ſtehen ſolle; jedoch bleibet nach wie vorhin frei, die Sterbe- und Mertz-Felle 
auſzukaufen, die Wolle von gedachten Fellen abzubringen; fie muͤſſen aber bei unnach⸗ 
bleiblicher exemplariſcher Beſtrafung die bewolleten Felle und Wolle nicht außer Landes 
bringen, ſondern an die Fabrikanten M Städte verkaufen. 

Bier und Brandtewein unter ſich zu verſchenken iſt ihnen ferner 
erlaubet). Und da die Juden an ihren Sabbathen und Feſttagen kein Geld angrei⸗ 
fen, das Bier und Brandtewein aber bei den Schenken gleich bezahlen müffen; fo ſoll 
ihnen zwar erlaubet ſein, ferner Bier und Brandtewein unter ſich zu verſchenken, ſie 
muͤſſen aber in Berlin dazu vier in verſchiedenen Gegenden wohnende Juden ausmachen, 
und bei dem Polizei-Direktorio dahin vereiden laſſen, keinen als nur Juden davon et— 
was zu verkaufen, auch das Bier und den Brandtewein von Chriſten zu nehmen, kei— 
nesweges aber ſelbſt zu brauen oder zu brennen. 

(Mit andern als Kauſcher-Weine zu handeln iſt ihnen gar nicht er: 
laubet). Mit Weine aber muͤſſen ſie weder ins große noch ins kleine handeln, vielwe— 
niger ſolchen verſchenken. 

Zu ihrem eigenen Gebrauche aber ſtehet ihnen nach wie vor frei, den ſogenannten 
Kauſcher-Wein und Meeth auswaͤrts kommen und einer dem andern etwas abzulaſſen, 
den Meeth auch ſelbſt zu brauen. ein 


(Noch auch mit rohen Rinde und Pferdehäuten, rohem oder gefaͤrb— 
ten Leder und fremden wollenen Waaren weiter als ihnen unten be— 
fonders nachgelaſſen iſt). Mit rohen Rind- und Pferdehaͤuten, noch auch mit ro: 
hem oder gefärbtem Leder, es habe Namen wie es wolle, auch nicht mit fremden wollenen 
Waaren ſollen ſie weiter handeln, als ihnen ſolches in folgendem XVIII. Artikul beſon⸗ 
ders nachgelaſſen iſt, aber auf ſolchen Fall dennoch durchaus kein Waarenlager damit 
halten, noch dergleichen etwa uͤberkommendes Leder außer den Jahrmaͤrkten feil haben, 
und muͤſſen die Acciſe⸗Kammern ihnen ſolche nicht eher folgen laſſen, bis die Einbringer 
deſſelben die in ermeldetem folgenden Artikul erforderte Beſchaffenheit durch bündige 
Gezeugniſſe erweiſen oder allenfalls eidlich beſtaͤrken werden; wiewohl in denenjenigen 
Provinzien, worunter dieſerwegen beſonderer Umftände halber etwas mehreres durch Koͤ⸗ 
nigl. Höchſteigenhaͤndig unterſchriebene Ordres nachgegeben worden, es auch dabei fo: 
dann noch zur Zeit ſein Verbleiben hat. 

XVII. 

(Spezerei- und Gewuͤrzwaaren können fie vor andere Juden auf ge: 
wiſſe Art verkaufen). Was die Spezerei⸗ und Gewuͤrzwaaren betrifft, weil ſolche 
nach ihrer Religion ganz rein und von keinen Würmern bekrochen ſein müſſen; ſo wird 
ihnen zwar erlaubet, dergleichen Spezerei und Gewürz auch andere zur Speiſung dien: 
liche Waaren, welche durch Wuͤrmer verunreiniget werden können, als: Roſinen, Man— 
deln, Reiß, Senf, Kuͤmmel, Annis und dergl. vor andere Juden einzukaufen, welches 
ſich auch in Anſehung anderer Victualien als: Graupen, Grütze, Mehl ꝛc. fo mietig 
werden kann und ſodann von ihnen nicht zu gebrauchen ift, verſtehet, jedoch daß die Vic⸗ 
tualien allhier auf oͤffentlichem Markte von ihnen gekaufet werden, doch auch nicht wei: 
ter als zu eigenem Gebrauche. 

(Mit rohem Tobacke zu handelen, ſolchen ſelbſt zu fabriziren und 
Hoͤckerwaaren zu führen, iſt denen Juden verboten). Dahingegen muͤſſen 
auch die Juden nicht mit unfabrizirtem Tobacke handeln, noch weniger letztern ſelbſt To: 
briziren, auch ohne beſondere Konzeſſion keine Höckerwaaren, als Hering, Butter, Kaͤſe, 
eingewäflerten Stock⸗, Berger: oder Klippfiſch, Schollen, Salz, Seife, Licht, Eier, 
Schmeer, Hirſe, Linſen, allerlei Gruͤtze, Gerſten-Graupen, Ruͤben, Erbſen, Getreide 
im einzelnen, Gartenwerk, Obſt und dergleichen fuͤhren. 


| 
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XVIII. 

(Mit was für Waaren die Schutz-Juden eigentlich handeln können). 
Damit nun alle die unter Unſerm Schutze ſtehende Juden eigentlich wiſſen und auge— 
wieſen werden mögen, was ihnen vor Nahrung und Gewerbe zu treiben erlaubet; jo ſoll 
denenſelben mit folgenden zu handeln und Verkehr zu treiben nachgegeben fein, namlich: 
mit Drapd’or, Drapd’argent, reichen Etoffen und Bändern, ein- und auslaͤndiſchen 
geſtickten Waaren, Gold und ſilbernen einlaͤndiſchen in der Berliniſchen Koͤnigl. Geld⸗ 
und Silber: Manufaktur fabrizirten Treſſen, Touren, point dE'spagne, Gold- und 
Silber⸗Faden und Cantillen, desgleichen mit Jouwelen, Bruch-Gold und Silber, Lin⸗ 
gots, allerhand alten Taſchen-Uhren und dergleichen, ferner mit Geld-Wechſel und 
Pfändern, Geld-Mäkeln, Aufkaufe und Verkaufe von Häuſern und Gütern vor andere 
Leute, nicht minder mit allerhand Brabantiſchen, Holländiſchen, Schleſiſchen und Chur⸗ 
ſaͤchſiſchen weißen und ſeidenen Waaren, Kanten, Neſſeltuche und ganz weißen einlaͤn⸗ 
diſchen groben Futterkattun, einländifcher Leinwand, weißen Zwirn, Tafel- und Tiſch⸗ 
zeug, ganz und halb, ſonderlich auch einländiſchen ſeidenen Waaren, auch mit aus- und 
einländiſchem ungefaͤrbtem gar gemachten Leder, mit einlaͤndiſchem Sammet, dann mit 
allerhand hier im Lande ſabrizirten ganz und halbwollenen und baumwollenen Waaren, 
fie haben Namen wie fie wollen, wie auch mit denen in Unſeren Landen fabrizirten Katz 
tunen und Zitzen; ferner mit Pferden, rohen Kalb- und Schaffellen, Federn, Perüquen, 
Haaren, auch Kameel- und PferdesHaaren, Talg, Wachs und Honig, Polniſchen Waa— 
ren, Pelzwerke fo noch roh und unverarbeitet iſt; aber keinen neu verfertigten Kuͤrſch— 
ner⸗Waaren, in den Staͤdten wo Kürſchner wohnen, es wäre dann, daß ſie den Kuͤrſch— 
ner, von welchem fie die verfertigten Waaren zum Handel erkauft, ſofort benennen koͤnn— 
ten, die auch mit Thee, Kaffee, Chokolade und fabrizirten aus- und einlaͤndiſchen Schnupf⸗ 
und Rauch⸗Tabacke; ſo ſtehet ihnen auch noch frei, mit allerhand alten Kleidern, alten 
oder gebrauchten Meubeln, Haus- and Küchengeräthe, in summa mit allem demjenigen, 
was ihnen in vorſtehenden Artikeln nicht generaliter und specialiter verboten iſt, wenn 
es auch in dieſem Spezial⸗Artikul nicht ſpezifiziret noch eigentlich benannt ſein ſollte, zu 
handein, zu ſtutzen und ſonſt zu verkehren; doch alles dieſes nicht anders als in denen 
Häuſern und ihnen ordentlich zugeſtandenen Laden und Buden. | 

In Unſerm Koͤnigreiche Preußen aber bleibet es wegen der fremden und einlaͤndiſchen 
Juden Handlung bei der daſelbſt gemachten beſondern Verfaſſung; weil das Polniſche 
und Ruſſiſche Commercium daſelbſt noch zur Zeit ſowohl vom Chriſten- als Juden⸗ 
Handel abhaͤnget. 

Denenjenigen Schutz-Juden, welche von Uns beſondere Konzeſſion haben, in den 
Städten, worin ſie vergleitet ſind, oder wohnen, offene Laden und Buden zu halten, 


mithin ihre Waaren an dem Orte, wo ſie wohnen, oder auch auf öffentlichen Meſſen 


und Jahrmaͤrkten Stüͤck⸗ oder Ellenweiſe zu verkaufen, fol ſolches zwar noch ferner ere 
laubet ſeinz fie muͤſſen aber hinfuͤro fo wenig auf einlaͤndiſchen Meſſen und auf Jahr- 
maͤrkten, wie ſie ſich bisher zum Nachtheil der Chriſten-Kaufleute verſchiedentlich anma⸗ 
ßen wollen, vielweniger aber an denen Orten, wo ſie wohnen, mehr als jeder eine Bude 
oder Kram⸗Laden öffnen und darin verkaufen oder durch die ihrigen verkaufen laſſen; 


geſtalt denn auch keinem Juden freiſtehet, an einem andern Orte, als wo er wohnet, in 


Unſeren Landen außer Meß- oder Jahrmarktszeiten, da ihnen auf dem Markte eine ab⸗ 
ſonderliche Bude zu haben erlaubet iſt, wi offene Bude und Kram⸗Laden zu halten. 
IX 


(Die Juden ſollen bei Konfiskation der Waaren mit demjenigen 
nicht handelen, was ihnen hierin verboten). Gleichwie nun auf die vorher 
beſchriebene Art und Weiſe vor die Nahrung, Handel und Wandel der Schutz-Juden 
dergeſtalt geſorget worden, daß, wenn die zu duldenden Juden⸗Familien nur wollen, 
ſie genugſam im Stande ſein, ſich ehrlich und redlich zu ernähren, durchzubringen und 
ihre Abgaben richtig abzuführen; alfo befehlen Wir fernerweitig allergnädigſt und ernſt⸗ 
lich, daß die Juden ſich damit durchgehends begnügen, ihr Gewerbe allezeit ehrlich und 
redlich treiben und ſelbiges auf keinerlei Weiſe, und zwar bei Konfiskation der ihnen 
nicht zugetheilten Waaren überſchreiten. 

(Sollen in Städten außerhalb den Jahrmaͤrkten nicht hauſiren.) 
Zu dem Ende auch ſich nicht unterſtehen ſollen, unter was Vorwande es auch imme. 


ſein (gx mit den ihnen ausgemachten Waaren in Städten außerhalb den Jahrmärk⸗ 


ten zu hauſiren, in die Wirths- oder andere Häuſer mit oder ohne Waaren zu laufen, 


ihre Waare auszubieten oder anzupreiſen, ſondern ſie ſollen ſich durchgehends nach der 
Gewohnheit chriſtlicher Kaufleute betragen, nicht anders als gerufen, mit Waaren aus 
ihren Haͤuſern und Laden gehen, und außer denen durchaus nicht mit Waaren auf den 
Straßen ſich finden laſſen, maßen es hierunter ſchlechterdinges bei dem unterm 17. Nov. 
fend CC Hauſir⸗Edikte und denen darin wider die Uebertreter verordneten Stra— 
en verbleibet. 
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XX. 


(Keine fremden Juden und Judenjungen ſollen in Berlin Nahrung 
treiben t).) und da angemerket worden, daß viele Juden und Judenjungen aus ande: 
ren Unſerer Botmaͤßigkeit unterworfenen Städten und Provinzien Jahr aus Jahr ein 
und faſt tagtäglich ſich in Berlin aufgehalten, ſich untereinander mit ab und zugehen 
gleichſam abgeloſet, und durch heimlich und öffentlichen Handel ſowohl dem ganzen Pu: 
bliko als insbeſondere der ganzen Chriſtlichen und erlaubten Jüdiſchen Nahrung unge⸗ 
meinen Schaden verurſachet, zugleich auch Unſere Kaſſen durch allerhand Defraudirung 
und boshafte Praktiken betrogen und hintergangen haben; ſo ſetzen, ordnen und wollen 
Wir hiermit und Kraft dieſes, daß außerhalb denen hieſigen Jahrmärkten kein, nicht 
nach Berlin gehöriger Jude, er ſei auch ſonſt gleich in Unſeren Landen vergleitet oder 
nicht, mit anderen Waaren als mit Bruch-Gold und Silber in dieſe Stadt gelaſſen, 
auch außerhalb den Jahrmärkten kein dergleichen auswaͤrtiger Jude männlich oder weib— 
lichen Geſchlechts; jedoch die Rabbinen und Gelehrten ſo kein Verkehr haben, ausge— 
nommen, wenn er ſich nicht etwa ſtehenden Fußes durch ein Atteft der Juden-Aelteſten 
legitimiren kann, daß er als ein Negotiant hoher Potentaten, oder daß er durch einen 
ihn den fremden Juden ſelbſt und unmittelbar angehenden Prozeß vor Unfere hohe Lan— 
des⸗Gerichte unumgänglich hergezogen ſei, oder er hier Waaren einzukaufen hergekom⸗ 
men oder durchreiſen, oder zu den Feſttagen, Hochzeiten, Beſchneidungen und Beſuche 
ihrer Freunde ſich einfinden, und zwar die 4 letzten längſtens über 8 Tage in der Stadt 
Berlin nicht geduldet, oder aber vor jeden Tag, welchen er darüber in der Stadt blei⸗ 
ben ſollte oder wollte, einen Dukaten an Golde zum Potsdamſchen großen Waiſenhauſe 
zu erlegen angehalten werden?). (Sollen außer denen hierin ausgenomme— 
nen Fällen, wenn ſie über 24 Stunden in Berlin bleiben, 1 Spezies— 
Dukaten zum Pots damſchen Waiſenhauſe bezahlen.) Und da hierauf das 
Polizei⸗Direktorium Acht zu geben hat; ſo ſollen nicht allein die fremden Juden an eben 
dem Tage, da fie ankommen, von dem Juͤdiſchen Aufwärter bei felbigem gemeldet und 
von ihm dem fremden Juden angedeutet werden, daß wann er ſich über dieſe acht Tage, 
oder ihm ſonſt expreſſe nachgelaſſene Zeit aufhalten würde, er für jeden Tag einen Spe: 
zies⸗Dukaten vor das Potsdamſche große Waiſenhaus erlegen muͤſſe, es wäre dann, 
daß er durch ein Atteſt der Juden-Aelteſten bei dem Polizei-Direktorio eine fernere Dila— 
tion geſucht und erhalten hätte, welche ſonderlich denenjenigen ohne Schwierigkeit zu er⸗ 
theilen ift, die allhier Waaren einzukaufen Willens, und ſich binnen dieſer Zeit zu expe⸗ 
diren nicht im Stande geweſen, oder auch die blos zum Beſuche ihrer Anverwandten ſich 
aufhalten. 

Dieſer Aufwaͤrter muß zu dem Ende alle Morgen ſich bei dem Polizei-Direktorio eins 
finden, und einen ordentlichen taͤglichen Rapportzettel, worin die angekommenen und 
weggegangenen Juden aufgefuͤhret ſind, abgeben, und wenn der Juden-Aufwärter keine 
richtige Anzeigung thut, ſoll derſelbe dafuͤr ernſtlich geſtrafet und abgeſetzet werden. 

Im Koͤnigreiche Preußen aber bleibet es auch dieſerhalb bei der dortigen Verfaſſung. 


XXI. 


(Alle fremde Juden, fo nicht mit denen Poſten oder eigenen Fuhr— 
werke kommen, ſollen in Berlin nur in zwei Thoren ein und auspaſ— 
ſiren. Wie es damit in anderen großen Städten gehalten werden 
ſolle.) Es ſollen auch alle fremde Juden, die nicht etwa mit denen Poſten Extrapoſten 
oder eigen Fuhrwerk, ſondern zu Fuße und zu reiten kommen, zu Berlin in keinen ans 
dern Thoren als zum Prenzlauer und Halliſchen Thore einpaſſiren, auch in andern groͤ⸗ 
ßen Städten Unſers Königreichs und Lande fo viel moͤglich auch ſolche gewiſſe Ein- und 
Ausgänge verfüget, übrigens ordentlicher Weiſe kein ausländiſcher Jude eingelaffen wer: 
den, er habe denn ein Atteſt oder Paß produziret, wo er herkomme, und was die Urſache 
feiner Reife uud Anherokunft ſei? welches letztere in Ermangelung des Paſſes oder At— 
teſts er dem Aufwärter muͤndlich anzeigen, und dem Rapportzettel einverleibet mer: 
den muß. 


— — ir 


— 


1) Die fremden und durchreiſenden Juden mußten ſich bei Betretung der landes herr⸗ 
lichen Gränze das Geleite ablöfen, nämlich bei ihrer Ankunft an dem erſten 
Orte in den Preußiſchen Staaten bei der Obrigkeit, welche unter den Namen 
der Cenſur⸗-Kommiſſion angeordnet, anmelden, und von derſelben einen 
Erlaubnißſchein, worin die Zeit ihres Aufenthalts nicht über vier Wochen 
durfte beſtimmt werden, einlöfen. Reglement wegen Aufhebungder Verpflich⸗ 
tung der juͤdiſchen Gemeinden u. ſ. w. v. 18. Juli 1801. (N. C. C. M. T. X.) 

2) Aehnlich beſtimmt das Cirk. v. 16. Aug. 1762. N. C. C. III. 155. 
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XXII. 

(Wie es mit den Betteljuden zu halten fei n).) und gleichwie bereits viel⸗ 
fältig verordnet iſt, daß die Betteljuden nirgends über die Grenze gelaſſen werden fol: 
len; alſo wird nicht allein dieſes wiederholet, ſondern es ſollen auch dergleichen Bettel⸗ 
Juden, falls ſie ſich dennoch durch und ſonderlich bis an Unſere Reſidenzien ſchleichen 
ſollten, ſogleich in das am Prentzlauer Thore befindliche Armen⸗Juden⸗Haus gebracht, 
ihnen daſelbſt Almoſen gereichet, und ſie ohne weiter in die Stadt zu laſſen, Tages 
darauf wieder aus dem Thore gewieſen werden; und wenn ſie zu Feſtzeiten ſich in Menge, 
wie fie pflegen, hier ein finden, bleibet es bei der bisherigen Obſervanz, daß an das Ju⸗ 
den⸗Armen⸗Haus von dem Gouvernement ein Unteroffizier mit einigen Mann geſetzet 
wird. Dafern aber einige gelehrte Juden darunter, ſo in die Staͤdte wollen, haben die 
Juden⸗Aelteſten oder Vorſteher dieſelben dem Polizei-Direktorio und in den uͤbrigen Staͤd⸗ 
ten dem Polizei-Buͤrgermeiſter zuvorderſt anzuzeigen und Permiſſion dazu zu erlangen. 
Hierauf haben die von den Krieges- und Domainen-Kammern zu benennende Juden⸗ 
Thorſteher, und allhier ferner bie 7 beſonderen Juden, welche dieſelben zu Beobachtung 
des Hauſirens und Herumlaufens ſowohl einheimiſcher als fremder Juden, mit Zuzie⸗ 
hung der Juden-Aelteſten ausmachen werden, mit Acht zu geben, und nach der ihnen zu 
reichenden beſondern Inſtruktion zu verfahren, wobei Unfere in anno 1733 allergnaͤdigſt 
ertheilte Thorſteher⸗Inſtruktion, in ſoweit nachhero nichts geändert, zur Richtſchnur zu 
nehmen; was aber die Provinzien anlanget, haben die großen Staͤdte, wo viel Juden 
ſind, obiges ſo weit es ſich thun laſſen en zu beobachten. 

III. 


(Wie die handelnden fremden Juden zu Ja hrmarktszeiten bei der Ac⸗ 
ciſe traktiret werden ſollen). und damit auch die zu Jahrmarktszeiten einkom— 
menden ausländifchen Juden denen hieſigen durch Einbringung haufiger, oft durch aller: 
hand Praktiken erworbenen und ihnen wohlfeil zu ſtehen kommenden Waaren, in der 
Nahrung deſto weniger Eintrag und Abbruch thun moͤgen; ſo ſetzen, ordnen und wollen 
Wir ferner allergnadigſt, daß kein dergleichen mit Waaren zu Jahrmarktszeiten einkom⸗ 
mender ausländiſcher Jude von der ordinairen Handlungs- und Loͤſungs-Acciſe frei ſein, 
ſondern vielmehr bei der Berliniſchen Acciſe allezeit ſo angeſehen werden ſolle, als habe 
er für 50 Thlr., in den andern Landſtadten aber, als wenn er 25 Thaler eingebrachte 
Waaren wirklich verlofet hätte. Wie denn, er habe viel oder gar nichts verloſet, er dens 
noch von reſpective 50 Thlr. oder 25 Thlr. Waaren die Loͤſungs⸗Aceiſe erlegen, was er 
aber etwa darüber verloſet, jederzeit tarifmaßig verſteuern, ſolches alſo allemal getreu: 
lich anzeigen, oder in Konfiskation ſeines ganzen Krams hiermit verfallen ſein ſoll, als 
worauf die Berlinſchen und fammtliche Acciſe-Aemter; exclusive Preußen, allwo es bei 
der bisherigen Verfaſſung bleibet, insbeſondere Acht zu geben, und dieſerhalb die nöthi⸗ 
gen Anſtalten zu machen haben. gi A 


(Die Juden können Gelder auf richtige Pfänder ausleihen). Da auch 
das Geld⸗Verkehr insbeſondere zur Jüdiſchen Nahrung mit gehöret, fo bleibet zwar des 
nen Juden nach wie vor erlaubet, Geld auf Pfaͤnder auszuleihen, ſie müſſen aber von 
keinem Unteroffizier und Soldoten⸗Pfänder annehmen, oder etwas kaufen, wo fie nicht 
genugſam verſichert, daß ſolche derſelben rechtmaͤßiges Eigenthum auch keine Monti⸗ 
rungs⸗Stücken fein, und ſich allenfalls darüber einen Schein von dem Kommandeur der 
Kompagnie vorzeigen laſſen, darnechſt müſſen dle Juden überhaupt bei allen Verſetzun⸗ 
gen und Verkaufe wohl verſichert fein, daß die pfander nicht geſtohlen, oder von jungen 
Leuten ihren Eltern, oder von ungetreuem Geſinde ihrer Herrſchaft, als deshalb ſie ſich 
bei denen Eltern oder der Herrſchaft jedesmal erkundigen muͤſſen, heimlich entwandt und 
verſetzt worden; anderergeſtalt diejenigen Juden, derſelben Frauen oder Geſinde, derglei⸗ 

en angenommene Pfaͤnder nicht nur dem Eigenthuͤmer unentgeldlich herausgeben, 
ſondern, wofern fie Wiſſenſchaft gehabt, und deſſen rechtlich uͤberführet worden, daß das 
Pfand geftohlen, oder heimlich entwandt, ſollen dergleichen Pfänder-Inhaber gleich be 
nenjenigen, ſo wiſſentlich geſtohlne Sachen gekauft, nach dem Ed. v. 15. Jan. 1747 an⸗ 
geſehen und nicht nur vor ſich, ſondern auch vor ſeine Kinder, wenn ſchon ſolche ange⸗ 
ſetzet ſein, alles Schutzes verluftig gehen, die Schutzbriefe kaſſiret, er mit denen Seinigen 


— 


1) Ueber dieſen Gegenſtand beſtimmten ferner das ausführliche Ed. v. 12. Dec. 1790 
wegen der überhandnehmenden Betteljuden (N. C. C. VI. 3083), das Regl. v. 
18. Juli 1801 wegen Aufhebung der Verpflichtung der jüdifchen Gemelnden ꝛc. 
und der dagegen zur Erhaltung der oͤffentlichen Sicherheit zu treffenden Veran⸗ 
ſtaltungen (N. C C. X S. 393), das Cirk. v. 28. April 1791 (N. C. C. IX. 
S. 85) und die R. v. 4. April 1791 (N. C. C. IX. S. 69) und 31. März 1785 
(N. C. C. VII. S. 3051). 
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aus dem Lande geſchaffet, auch in ſolcher Familien Stelle keine andere wiederum ange⸗ 
ſetzet, überdem auch der Uebertreter angehalten werden, den völligen Werth der geftohle: 
nen oder verhehleten Sachen dem rechten Beſitzer, wie dieſer es allenfalls beſchworen 
möchte, zu bezahlen; wann er aber ſolches nicht thun kann, über den kaſſirten Schutzbrief 
und fortgeſchafften dazu gehoͤrigen Familie, die ſaͤmmtliche Judenſchaft des Orts ex 
Officio angehalten werden, den Werth der geſtohlenen oder verhehleten Sachen in sub- 
sidiam baar und ohne alle Widerrede dem beſtohlenen Eigenthümer zu bezahlen. 
Wannenhero die Juden ſelbſt ſich untereinander genau zu beobachten, und wahrzuneh⸗ 
men, auch wenn fie einen oder andern der ihrigen auf unrichtigen Wege betreffen foll- 
ten, ſolchen ſofort gehörigen Orts anzuzeigen haben; und iſt demnach die Judenſchaft, 
ſonderlich die Aelteſten ſchuldig, um allen Berdruß und Schaden vorzubeugen, diejeni- 
gen Diebeshehler und anderes liederliches Geſindel unter ihnen, ſo dieſelben entdecken, 
weg und aus dem Lande zu ſchaffen, worunter ihnen auf ihre Angabe alle hülfliche Hand 
geleiſtet werden ſoll. 

Uebrigens bleibet es wegen dem Kreditweſen in Abſicht der Militairperſonen bei denen 
zu Verhuͤtung der Schulden unterm 7. April 1744 und 4. Juli 1747 beſonders ergan⸗ 
genen Edikten. == 


(Wie es mit Einldfung und Verkaufung richtiger Pfänder zu hal: 
ten). Wann aber die Pfaͤnder durchgehends ihre Richtigkeit haben, und die darauf 
geborgten Gelder zu des Pfandeinſetzers Händen gekommen, oder mit deſſen Zufrieden- 
heit an einen andern Gläubiger deſſelbigen bezahlt worden; fo ſoll, wenn zur Einloͤ⸗ 
ſung deſſelben keine gewiſſe Zeit beſtimmt worden, der Pfandeinhaber ſo das Geld dar— 
auf geliehen, befugt ſein, ſolches Pfand nach Verlaufe eines Jahres und nachdem ſolches 
dem Einſetzer, wenn er anders zur Stelle iſt, bei Ablauf des Jahres zur Einloͤſung 
zuförderſt wieder angeboten worden, zu verkaufen und loszuſchlagen. In demjenigen 
Falle aber, wenn eine gewiſſe Zeit zur Einlöſung des Pfandes verabredet worden, folg— 
lich die verfließende Einloͤſungszeit dem Schuldner ſtatt des Gläubigers erinnert, und 
der Pfandeinſetzer nach Ablauf derſelben keine Anſtalt zur Einlöſung machet, alsdann 
ſtehet dem Pfandeinhabet frei, mit Verkaufe des Pfandes zu verfahren; Doch muß ſol— 
ches mit Vorwiſſen der Ober- oder Untergerichte, worunter der Pfandgeber gehoͤrt, und 
nachdem ſolches die zur Taxation eidlich beftellten Taxatoren gewuͤrdiget, entweder dem 
Glaͤubiger in des dazu berufenen Schuldeners Beiſein, wenn er aber nicht erſcheinet, 
auch bei deſſen Ausbleiben für die Taxe zugeſchlagen, oder falls er es nicht dafür anneh- 
men wollte, wie ſonſt gewöhnlich, gerichtlich durch einen Anſchlagszettel feil geboten, an 
den Meiſtbietenden verkauft, der bisherige Pfandinhaber ſammt den Gerichts: und 
Taxations⸗Gebühren, welche doch ganz geringe anzuſetzen, daraus bezahlet, und was 
nach Abzug des darauf geliehenen Kapitals, Intereſſen und Unkoſten übrig bleibet, dem 
e oder deſſelben Erben zurückgegeben, wenn die aber beide nicht zu finden, der 
Aeberſchuß gerichtlich deponirt, und ſolches durch den offentlichen Wochenzettel bekannt 
gemacht werden. | 

XXVI. 


(Sollen ein ordentliches Pfandbuch halten). Damit aber bei Ablöſung 
des Pfandes von dem Pfandeinſetzer ein mehreres an Pfand nicht abgefordert werden 
koͤnne, als er eingeſetzet hat; fo ſoll ein jeder Schutzjude, welcher Geld auf Pfand aus: 
leihet, ſchuldig ſein, ein ordentliches Pfandbuch zu halten, darin er durch den Pfand— 
einſetzer ſelbſt, oder einen fo er dazu geſtellt, und zwar in deutſcher Sprache und deut— 
ſcher Schrift, einſchreiben laſſen muß, wer der Pfandeinſetzer ſei, wobei er, wenn er ſei⸗ 
nen eigentlichen Namen nicht kund werden laſſen will, ſtatt deſſen ſich einiger willkühr⸗ 
lichen Buchſtaben bedienen mag, ſodann, was er eigentlich vor Stücke verpfaͤndet, es 
ſei denn, daß ſolche in des Juden Gegenwart verſiegelt übergeben worden, was er, wenn 
es in Silber, goldenen oder ſilbernen Münzen und Medaillen oder Juwelen beſtehet, 
vor Probe und Sorten zum Pfande eingeſetzet, wie hoch er ſolches Aftimiret, und wie 
viel Geld er darauf empfangen, und wie viel Intereſſen er zu geben verſprochen, auch 
an welchem Tage und Jahre ſolches alles geſchehen ſei. Auf daß aber ſolches Pfand: 
buch jederzeit öffentlichen Glauben habe, ſo ſoll ſolches von dem Stadtſchreiber einge— 
richtet, durch und durch paginiret, auf das erſte Blatt von dem Stadtſchreiber unter— 
ſchrieben, auf das letzte Blatt aber mit Faſſung eines Fadens, womit ſolches eingenaͤhet 
oder eingebunden, mit dem ordinaͤren Stadtſiegel geſiegelt an Gebühren aber dafür wei: 
ter nichts als Sechs Ggr. von dem Stadtſchreiber gefordert noch genommen werden. 

Wegen des niedergelegten Pfandes ſelbſt aber ſollen die Verleiher gehalten ſein, 
dem Pfandeinſetzer aus dem Pfandbuche eine Abſchrift unter ihrem Namen ausſtellen, 
oder wenn ſie ſelbſt nicht ſchreiben koͤnnen, die Abſchrift von einem andern oder dem 
Einſetzer ſelbſt nehmen laſſen, und nur ihre Namen oder ein Zeichen, oder ihr Petſchaft 
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aArunter ſetzen; auf welche Weiſe es auch zu halten, wenn mit dergleichen verſetzten 
Pfaͤndern etwas Veraͤnderliches vorfällt, als da nur ein Theil des darauf erhaltenen Gel⸗ 
des, oder die Zinſen von einer gewiſſen Zeit bezahlt werden, ſo allczeit allenfalls auch 
ins Pfandbuch zu notiren und Abſchrift davon zu ertheilen. 

Welcher Jude als Glaͤubiger dieſes nicht beobachtet, ſondern unterläſſet, und ſolches 
angezeiget würde, ſoll ſeines Darlehns Geif und das Pfand unentgeldlich heraus⸗ 
geben, das eigentliche Creditum aber dem Fiskus verfallen ſein, und hat die Obrigkeit 
ſonderlich bei entſtehenden Klagen die Pfandbuͤcher nachzuſehen, und die Mebertreter die⸗ 
ſer Verordnung in gehörige Strafe zu nehmen. 

XXVII. 

(Intereſſen und Zinſen, ſo die Juden zu nehmen befugt ſein ſollen.) 
Wenn ein Jude Gelder auf Wechſel ausleihet, ſoll er zwar bis auf andere Verordnung 
und nach dem Ed. v. 24. Dec. 1725, wenn der Wechſel unter oder auf 12 Monate ge⸗ 
ſtellet, 12 Prozent Zinſen zu nehmen ferner befugt ſein, wo es aber ein Kapital von 
100 Rthlr. und darüber betrifft und ſolches über ein Jahr lang zinsbar ſtehen ſoll, muß 
derſelbe bei Verluſt des Kapitals und der ſämmtlichen Zinſen nicht mehr als 8 Proz. 
nehmen, als wohin vorgedachtes Ed hiermit deklariret wird. 

Wenn auch ein Jude auf Pfand oder Hypothek bis 100 Thlr. leihet, ſoll ihm gleich⸗ 
falls nicht mehr als 8 Proz. Zinſen zu nehmen bei gleichmaͤßiger Strafe erlaubet ſein. 

Wenn aber ein Jude thalerweiſe auf Pfand Geld ausleihet, ſoll er zwar wenn das 
darauf geliehene unter 10 Thlr. iſt, woͤchentlich pro Thlr. 1 Pf. Zins, aber durchaus 
nicht annoch einiges Einſchreibegeld nehmen; es muß jedoch dieſes nicht laͤnger als ein 
Jahr dauern, und ſtehet nach Verfließung ſolcher Zeit dem Juden frei, falls es nicht will 
eingeloͤſet werden, das Pfand nach Anweiſung des §. XXV. zu verkaufen, oder mit dem 
Pfandeinſetzer von neuem auf woͤchentliche Pfennigzinſen zu ſchließen. 

Bei allen dieſen Fällen aber bleibet es bei Dispoſition der gemeinen Rechte, daß 
kein Jude von aufgeſchwollenen Zinſen bei Verluſt des alten Kapitals neue Zinſen neh⸗ 
men, oder ſolche zum Kapitale ſchlagen müſſe. Wie denn auch falls die Zinſen vom alten 
Kapital fo hoch aufſchwellen ſollten, daß fie demſelben in der Summa gleich kaͤmen, die 
Zinſen bis dahin gehemmet, und ferner nicht laufen müſſen, und dieſes bei Verluſt der 
ſaͤmmtlichen aufgeſchwollenen Zinſen, wovon die Haͤlfte unſerem Fiskus die andere 
Hälfte aber dem Potsdamſchen Waiſenhauſe zufallen ſoll. Und da verſchiedentlich 
daruͤber geklaget worden, daß die Juden die verſetzten Sachen entweder ſelbſt gebrauchen, 
oder zum Gebrauche verleihen, imgleichen von den verſetzten Stuͤcken ein oder anderes 
von Handen gekommen zu fein vorgeben; fo fol ſolches hinfüro ganz nicht mehr geſche⸗ 
hen, und wer dawider handelt des Pfandes verluſtig ſein. Wie Wir übrigens bereits 
durch das Ed. v. 8. April 1726 und deſſen darauf unterm 7. Jan. 1745 erfolgte Dekla⸗ 
ration verordnet, daß die von ſonderlich bedürftigen Chriſten und einfaltigen auch ſonſt 
ihren Sachen nicht wohl vorſtehenden Leuten ausgeftelleten Wechſel, darinnen von denen 
Juden ſtatt der Valuta oder Werthes allerhand Waaren in hohen Preis angeſchlagen, 
oder auf gleiche Art die vorhergehenden Wechſel erhohet, oder wohl gar darinnen mehr 
als empfangen, verſchrieben worden, keine Wechſelkraft haben, und wie die Juden da⸗ 
für angeſehen, auch dem Befinden nach ihres Privilegi priviret werden ſollen; alſo 
hat es dabei, und was daſelbſt noch abſonderlich wegen der Minderjährigen verfuͤget iſt, 
fein unausbleibliches ferneres Bewenden, wie fie denn auch ſonſt niemand mit unzuläßi- 
gem Wucher ruiniren, und beſonders von einigen Leuten welche noch unter der Eltern 
oder Vormuͤnder Gewalt ſtehen, ohne dieſer ihr Wiſſen keine Sachen erhandeln, noch 
ihnen auf dergleichen oder ohne ſelbige Geld leihen, oder ſtatt deſſen ihnen Waaren, bei 
deren Verluſt pro Fisco angeben müſſen. 

XXVIII. 

(Die Juden ſollen künftig keine eigene Häufer kaufen). Die Schutz⸗ 
juden, ſo keine eigene Haͤuſer haben, ſollen auch ohne beſondere vorher erlangte Conces- 
siones keine kaufen, ſondern wenn ſolches heimlich geſchiehet, der Kauf an ſich null und 
nichtig fein. (In Berlin ſollen die 40 von den Juden beſeſſenen Dä: 
fer nicht vermehret werden.) Auch da ſich bei der im Auguſt 1747 geſchehenen 
Spezialunterſuchung befunden, daß 40 von den Juden als eigenthuͤmlich beſeſſenen Häu⸗ 
ſer in Berlin vorhanden; ſo ſoll es bei dieſer Zahl zwar verbleiben, und die Gerichte 
ſolche, wenn es von denen Vossessoribus verlanget wird, denen Gerichtsbuͤchern einver: 
leiben, dieſe Zahl aber niemals vermehret werden. Ehe und bevor von ſolchen vierzig 

aͤuſern, worunter jedoch die publiken Häuſer, als das Lazareth, die Synagoge und 
das dabei befindliche Haus, die Schule und die Kirchhofshäuſer nebſt denen beiden auf 
der Friedrichsſtadt am Wilhelmsmarkte und in der Friedrichsſtraße nicht mit begriffen, 
eines nicht wieder an einen Chriſten verkaufet wird, ſoll keinem Juden ein neuer Haus— 
kauf verſtattet, die Possessuree, der Häufer auch ſolche Leute fein, die bei extraordinairer 
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Einquartierung die Soldaten zu logiren oder auszumiethen im Stande ſein, und ſolches 
jederzeit bei jedem neuen Kauf von den Aelteſten nachgewieſen und atteſtiret, auch 
wenn hiernaͤchſt ſich ſolches anders befinden ſollte, fie dafür nachdrücklich beſtrafet, das 
Haus auch auf Anzeige der Serviskommiſſion vom Magiſtrate ſofort ſubhaſtiret und an 
einen Chriſten verkauft werden. Wofern auch ein Jude ein Haus kaufen möchte, wel— 
ches höher in der Servisanlage ſtünde, als der jüdiſche Verkäufer des vorigen Hauſes 
ehemals Servis entrichtet hat, ſo ſoll auf das neue Haus der bisherige Servis vor wie 
nach bleiben, und abgetragen werden, und der juͤdiſchen Anlage ſolches aecresciren, (In 
andern Saͤdten wo 5 Judenfamilien fein, ſoll nur einer davon ein Haus 
kaufen koͤnnen.) und in denen Provinzialſtaͤdten es nach Proportion der Judenfa⸗ 
milien in ſoweit ſie noch nicht auf Unſere daruͤber erhaltene Konzeſſion im Beſitz derſel⸗ 
ben ſind, und bis auf 5 Familien ein Haus u. ſ. w. nach Anzahl der Familien zu kaufen 
nachgegeben; wo aber in einer Provinzialſtadt noch kein Jude angeſetzet, auch ſolches 
ferner nicht, noch weniger ein Haus eigenthümlich zu beſitzen ohne Unſere Höchſteigen— 
haͤndige Verordnung erlaubet werden. ! 

Wuͤſte und neue Stellen zu bebauen, wird denen Juden wo fie geduldet werden, nach 
vorgaͤngiger Unterſuchung und darüber erhaltener Verordnung von der Kammer erlau— 
bet, nirgends aber follen dieſelben Freihäuſer, ingleichen keine öffentliche Wirtshaͤu— 
fer noch Brauhaͤuſer eigenthümlich anſchaffen, noch dergleichen oder andere weder 
unter dem Vorwande einer darauf erworbenen Hypothek-Konzeſſion, oder andern 
Kontrakts käuflich oder wiederkaͤuflich an ſich bringen, noch miethsweiſe bewohnen. 
Würde ſich auch ein Jude hinter Chriſten ſtecken, und demfelbigen in der Abſicht Geld 
vorſtrecken, daß er, der Chriſt, ein etwa zum Kaufe ſtehendes, dem Juden anſtaͤndiges 
Haus käuflich erſtünde, und hernach dem Juden mittelſt heimlichen Kontrakts einräumte, 


ſolches Haus alſo in der That aus chriſtlichen Händen brächte, ſo ſoll der Jude des auf 


ſolche Weiſe dem Chriſten vorgeſtreckten Kapitals und Zinſen verluſtig, und ſolche halb 


dem Potsdamſchen großen Waiſenhauſe, halb aber dem Denunzianten zufallen und 


gegeben werden. 
Landguͤter hingegen, wird denen Juden zu erkaufen und zu beſitzen, überall nicht 


geſtattet. 
XXIX. 
(Wegen der Wählung der Aelteſten und des Rabbi, wird es bei der 


bisherigen Verfaſſung und Einrichtung gelaſſen.) Anlangend die Wahl 
der Xelteften und des Rabbi oder Vicerabbi; fo laſſen wir es bei der bisherigen Verfaß— 


und Einrichtung, nach welcher zu Erwählung eines Rabbi aus den 3. Klaſſen der hie: 


ſigen Schutzjudenſchaft, naͤmlich: aus den Vermögenſten, Mittlern und armen Juden 
32 Männer, welche ſich über die Wahl des Rabbi dergleichen herausgenommen; zu Er— 
wählung der Aelieſten aber aus eben denen 3 Klaſſen 7 taugliche Männer, naͤmlich 3 
von der erſten, 2 von der zweiten und eben ſo viel von der dritten in Gegenwart der 
ſogenannten 15 Maͤnner, des Vicerabbi und der gelehrten Aſſeſſoren durchs Loos gezo⸗ 
gen, und daß fie keine wählen wollten, fo der Gemeinde vorzuſtehen nicht tuͤchtig, ver: 
eidet werden, welche die Aelteſten, gelehrten Aſſeſſoren, Armenvorſteher und Kaſſirer 
erwählen, ferner bewenden; und bleibet zur Zeit noch bei der Zahl von ſechs Aelteſten, 
welche alle 3 Jahre gewaͤhlet und nach Verfließung derſelben wieder andere erwaͤhlet, 
die geſchehene Wahl ſowohl des Rabbi als der Xelteiten Unſerm General-Ober-Finanz⸗ 
Krieges⸗ und Domainen⸗Direktorio jedesmal innerhalb acht Tagen bei Vernichtung 
der Wahl gemeldet, und darüber ſodann Unſere Konfirmation eingeholet werden. 

Bei Erwaͤhlung der Aelteſten auch Aſſeſſoren, Armenvorſteher und Kaſſirer aber ſoll 
allemal dahin geſehen werden, daß keine nahe Blutsfreunde: wie zum Exempel: Vater 
und Sohn oder Schwiegerſohn, noch auch zwei Bruͤder oder Schwaͤger im erſten Grade, 
zugleich dazu beſtellet, ſondern die ſechs Aelteſten nebſt denen gelehrten Aſſeſſoren, Ar— 
menvorſteher und Kaſſirer ſo wenig Connexion, als im gemeinen Leben möglich, mit 
einander haben mögen, und muß wenn jemand das Praͤdikat eines Oberälteſten haben 
ſollte, derſelbe ſich deshalb nichts vorzuͤgliches vor andern Aelteſten anmaßen; wie denn 
ein ſolches auch bei Erwaͤhlung des Rabbi oder Vicerabbi, und daß ſolcher womöglich 
ein Fremder oder doch wenigſtens ſonſt keine Connexion mit der Gemeinde habe, in 
Acht zu nehmen iſt. Gefiele auch der Gemeinde nach Verfließung der drei Jahre einen 
oder zwei der bisherigen Aelteſten von Neuem zu erwählen, und konfirmiren zu laſſen; 
ſo wollen Wir ſelbiger zwar darin fügen, es müſſen aber deshalb erhebliche Urſachen ſon— 
derlich angeführet werden, ohne welche ſolches nicht nachgegeben werden ſoll. 

Was im uebrigen eigentlich das Amt dieſer Zudenälteften fei, darüber wird ihnen eine 
beſondere Inſtruktion gereichet werden. 


XXX. 
(Die Juden werden bei ihrer Religion, Ceremonien, Synagoge und 
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was dem anhaͤngig geſchuͤtzet.) Gleichwie Wir nun alle biede Judenfamilien bei 
ihrer Religion und bisher üblichen jüdiſchen Gebraͤuchen und Geremonien überall aller⸗ 
gnaͤdigſt und nachdrücklich ſchuͤtzen, auch ihre zu Berlin, Königsberg, Halberſtadt, Halle 
und Frankfurt erbaute Synagogen nebſt denen Schulen in den uͤbrigen Provinzien, 
Kirchhoͤfen, und denen zu den Synagogen uud Kirchhöfen gehörigen kleinen Haͤuſern 
nochmalen hiermit von neuem konfirmiren wollen: Alſo muͤſſen ſie ſich auch bei Leib⸗ und 
Lebensſtrafe und gaͤnzlicher Verbannung ber ſämmtlichen Judenſchaft aus Berlin und 
übrigen Unfern Städten des Mißbrauchs des jüdiſchen Gebets ſo ſich anfänget Alehnu ꝛc. 
wie in dem Ed. v. 1703 und 1716 bereits ausfuhrlich und nachdrücklich verordnet iſt, 
im gleichen anderer Gebete von dergleichen Art, wie auch aller ungebuͤhrlichen uge 
ſchwelfungen bei ihren Feſten, ſonderlich dem ſogenannten Hamanns⸗ oder Primsfeſte, 
beftändig enthalten. Wenn auch verſchiedene Juden allhier ſich unterſtaͤnden, aen: 
mächtiger Weiſe in ihren Häufern Zuſammenkünfte und Privat⸗Betſtunden mit Ver⸗ 
ſammlung vieler andern Juden alt und jung zu halten; dieſes aber ſowohl Unfern vor: 
maligen Verfügungen und aller guten Ordnung zuwiderlauſt, als ſolches der Gemeinde 
ſehr anſtoßig iſt, auch ihrer gottesdienſtlichen Verſammlung in der Synagoge viel Ein⸗ 
trag thut: fo laſſen Wir es bei der dieſerbalb bereits unterm 2. Febr. 1745 wegen Ber: 
lin ergangenen Verordnung nochmals bewenden, daß ſolche Privatverſammlungen zum 
Beten eingeſtellt und Niemanden, als dem Wir ſolches beſonders verſtartet, auch ſonſt 
nicht mehr als zwei dergleichen Betſtunden in der Spandauiſchen Straße und eine in 
der Judenſtraße vor alte und kraͤnkliche Leute ſammt Kindern, weil ſolche zur Winters: 
zeit nicht wohl nach der Synagoge gehen koͤnnen, von Michaelis bis Oſtern in gewiſſen 
von denen Zudenälteften dazu ausgemachten Häufern zugelaſſen, und es dabei derge⸗ 
ſtalt gehalten werden ſolle, daß einestheils darin keine andere als abgelebte, alte und 
kraͤnkliche Juden und Kinder fo unter 12 Jahren find, ſammt einem und andern Schul⸗ 
meiſter ſich verſammeln, anderntheils keine andere Ritus, Ceremonien und Handlungen 
als nur diejenigen, welche bei dem Beten nöthig ſind, gebrauchet, und zugleich was in 
der Synagoge für die armen Juden und fonft geſammelt wird, beigetragen, auch die 
Zuſammenkunft jedesmal in einem Hintergebaͤude oder an einem ſolchen Orte gehalten 
werde, wo denen Nachbaren und ſonſt dem Publikum durch uͤberlautes Geſchrei keine 
ungemaͤchlichkeit zuwachſen koͤnne. 

Sollte ſich demohngeachtet ferner Jemand finden, der dieſer Verordnung zuwider der⸗ 
gleichen mit andern verſammelte Betſtunden eigenmächtiger Weiſe vor ſich hielte, ſoll 
derſelbe in 10 Rthlr. Strafe verfallen fein, und von denen Aelteſten darunter auf keine 
Weiſe nachgeſehen, ſondern ein ſolcher dem Magiſtrate ſofort angezeiget werden Y. 


| XXXI. 

(Wie die Schutzjuden in Religions» und Kirchenſachen ſich zu verhal⸗ 
ten). Wir wollen auch fernerhin, daß die fammtlichen in Berlin und anderen Unſeren 
Städten wohnenden Schutzjuden in Religionsſachen es mit der ganzen jüdiſchen Ge— 
meinde halten, und keiner davon ausgeſchloſſen, noch auch die geringſte Trennung darin 
verſtattet, ſondern die ſämmtlichen Glieder der jüdiſchen Gemeinde in ſothanen Religions— 
und Kirchenſachen denen Xelteften und dem Rabbi unterworfen bleiben, ſelbige auch, 
wenn ſie vermerken, daß unter der Judenſchaft etwas vorgehet, dabei Unſer und Unſers 
ganzen Staates höchſtes Intereffe verſiret, ſolches ſowohl für ſich, als auf Erfordern bei 


Verluſt aller ihrer Rechte, jedesmal wie ſie dazu in ihren Patenten und Inſtruktionen 


ſchon angewieſen, offenbaren ſollen. Wie denn ferner kein Schutzjude ſeinen Stand in 
der Synagoge ohne Konſens der Xelteften an Jemand, und niemals an einen Fremden 
verkaufen oder vertauſchen muß; und da ſolches mit derſelben Vorwiſſen geſchehen, muß 
dem Veräußerer dieſes Standes dafür eher kein Geld ausgezahlet werden, bis er zufoͤr⸗ 
derft fein etwa reſtirendes Schutz- Chargen- oder publique Kollekten⸗Geld bezahlet, oder 
dieferhalb ſonſt Richtigkeit gemacht zu haben, nachweiſen können. 

Fielen auch wegen der jüdifchen Ceremonien und Kirchengebräuche Streitigkeiten in 
der Synagoge ſelbſt vor, ſollen ſolche durch den Rabbi oder Vicerabbi und die Aelteſten 
erörtert, und abgethan, die Uebertreter dem Befinden nach mit leidlichen Geldbuſſen 
von ſelbigen belegt, mit dem Banne aber und Geldſtrafen fo über 5 Kthlr. austragen, 
ohne Vorwiſſen des Magiſtrats, gegen Niemanden verfahren, noch weniger ſolche vom 
Rabbi, er ſei allein oder mit denen Xelteften, Jemand auferleget, und in bürgerlichen 
Rechtsſachen von ihm keine eigentliche Erkenntniß und Rechtsverabſcheidung, weil dem 
Rabbi und Aelteſten keine eigentliche Jurisdiktion zuſtehet, angemaßet und unternom⸗ 
men, ſondern die Rechts ſachen an ihr ordentliches Juſtizforum verwieſen werden; jedoch 
laſſen Wir noch zur Zeit geſchehen, daß in Sachen, da Juden mit Juden zu thun has 
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ben, und die in ihren Ritus einſchlagen, als die jüdiſchen Ehepakta und deren Gültig: 
keit bei Konkurſen, Rechtskognition in Succeſſionsfällen, die blos nach den moſai⸗ 
ſchen Geſetzen bei ihnen entſchieden werden müſſen, wie auch andere gerichtliche Hand— 
lungen, wegen Teſtamenter, Inventarien, Beſtellung der Vormuͤnder, dem Rabbi und 
denen gelehrten Aſſeſſoren eine Art von rechtlicher Kognition nachgegeben werde, wie: 
wohl nur per modum arbitrii, wovon denen Parteien, wenn fie damit nicht zu: 
frieden, allzeit frei bleibet, ohne daß ihnen deshalb ein kurzes Fatale laufe, an Judi- 
cem ordinarium per modum simplicis querelue zu provoziren, und müffen anbei 
der Rabbi und Aſſeſſoren dafür ſtehen, wenn fie bei Inventarien, Theilungen, Beſtel⸗ 
lung der Vormünder nicht legal verfahren. Der Juden Eheſtiftungen, ſollen, wenn 
ſolche von den ſogenannten Beglaubten mit unterſchrieben, und die Intereſſenten ſelbe 
durch den bei ihnen uͤblichen Mantelgriff vollzogen, vor gültig angeſehen werden, ohne, 
daß die Unterſchrift des Rabbi allezeit noͤthig 1). 

Da auch geklaget worden, daß Rabbi und Aelteſten ein und anderen Juden, welcher 
nicht nach ihrem Sinne iſt, mit einem heimlichen Bann belegen; ſo wird ihnen ſolches 
bei ernſtlichem Einſehen verboten, und ſoll dergleichen heimlicher Bann allezeit an ſich 
null und nichtig ſein. ) 


1) Wegen der Gerichtsbarkeit über die Juden find ferner zu vergleichen G. O. 1. 2. 
$. 40. — Konfirm. v. 28. Mai 1714 (C. C. M. VI. Abth. II. S. 151). Be: 
ſcheid v. 5. Juni 1757. (N. C. C. II. 257), R. v. 16. Aug. 1773 (N. C. C. 
V. c. S. 543) und Cirk. v. 22. Mai 1775. (N. C. C. V. e. S. 133). Nach 
dieſen Beſtimmungen war die Gerichtsbarkeit über die Juden in den Preußiſchen 
Staaten nach Verſchiedenheit der Oerter und Provinzen durch Statute und Pros 
vinzialgeſetze beſtimmt. Wo es an ausdruͤcklichen Beſtimmungen ermangelte, 
da galt die Vermuthung, daß die Juden der ordentlichen Gerichtsobrigkeit durch 
welche der Staat die Gerichtsbarkeit über andere nicht eximirte Landeseinwoh— 
ner ausübt, unterworfen; es war jedoch dem Rab bi und den Judenaͤlte— 
teſten in Rechtsſtreitigkeiten der Juden unter einander, ſie mögen 
fremde oder einheimiſche ſein, und in Religions- und Kirchenſachen eine 
rechtliche Kognition nachgegeben. Dieſe Gerichtsbarkeit übten dieſelben aber, ver⸗ 
möge eines ihnen vom Staate verliehenen Privilegiums bloß in Sachen, 
wo Juden mit Juden zu thun haben, und welche in ihre juͤdiſche Gebräuche 
einſchlagen, als wegen der jüdiſchen Ehepakten und deren Gültigkeit bei Kon⸗ 
kurſen, wegen der Erbfolge, die blos nach moſaiſchen Geſetzen beſtimmt wird, 
desgleichen wegen der Teſtamente, Inventarien und Beſtellung der Vormuͤnder, 
als Schiedsrichter aus, den Parteien ſtand auch frei, ohne daß ihnen die 
Nothfriſt hierzu vorgeſchrieben iſt, über das Verfahren des Rabbi und der Juden— 
älteften oder Aſſeſſoren ſich bei dem ordentlichen Gerichte zu beſchweren. Für 
die Rechtlichkeit der von ihnen vorgenommenen Inventarien und Theilun— 
gen und der Beſtellung der jüdiſchen Vormuͤnder mußten ſie haften. Die 
Juden konnten auch von denſelben in den Bann gethan und in Strafe 
genommen werden. Die Reſſortbeſtimmungen anlangend, gehörten die Sa— 
chen, welche die Annahme und Verheirathung der Juden, die Ausfertigung 
ihrer Privilegien und Konzeſſionen, ſo wie die Wegſchaffung der unvergleiteten 
und ſonſt nicht zu duldenden Juden zu dem des Generaldirektorii und der Kriegs⸗ 
und Domainenkammer betreffen; die Streitigkeiten wegen des bei einem Haus: 
verkauf übertretenen Generaljudenprivilegii und die Beurtheilung 
über die Zuläſſigkeit der Juden häuſer zuakquiriren, desgleichen über 
die Gränzen ihres Handels *), die Kognition wegen Einſchleichens frem- 
der Betteljuden “), fo wie die Judentrauſchein ſachen *) vor die 
Kriegs- und Domainenkammer der Provinz. Injurien fachen der Juden 
wurden nicht zu den Polizeiſachen gerechnet, und gehörten vor die Regierung 1), 
nur die Injurienſachen nicht, wenn die Injurien in der Synagoge vorfallen, und 
gegen den Judenrabbi ausgeübt worden ++), 


*) Entfceibung der Jurisdiktionskommiſſion v. 6. Aug. 1762 in Kleine Ann. Bd. IX. 


) Ed. v. 12. Dec. 1780 in N. C. C. M. T. VI. S. 3083. R. an das ergericht v 
> a. April Gët N. C. 0. MT ix. . Ai Wi ge dch e 
e 0 K 0 J. 5 1763 in N. C. C. M. be In. S w 
) Entſcheidung der Jurisdiktionskommiſſion v. 29. Sept. 1769 und 21. Nov. 1769 i 
H Pine Ann., Bd. K 5 N 
4) R. v. 14. Juni 1764. 


V. S. 364. und 367. 
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Von denen in vorgedachten Fällen diktirten und fallenden Geldſtrafen, und denen 
täglichen zwei Thaler, welche ein im Banne ſtehender vermögender Jude ſo lange der 
Bann nicht aufgehoben, erlegen muß, ſollen zwei Drittel der Generalſtrafkaſſe und ein 
Drittel der juͤdiſchen Armenkaſſe zufließen, auch zu dem Ende jährlich eine richtige Spe⸗ 
zifikation davon, welche vom Rabbi und Xelteften unterſchrieben und jedesmal zu Ende 
des Decembers überreicht, auch wenn nichts gefallen, dennoch ſolches angezeiget werden 
muß, bei dem Magiſtrate und in den Provinzien den Krieges: und Domainen-Kammern 
doppelt eingegeben werden. e , EE 

| XXXII. 

(Fora der Schutzjuden in Civil: und Criminal Sachen). Was das 
Forum der Berliniſchen Judenſchaft betrifft, ſo bleibet es in Criminal- und Civilſachen 
bei der Dispoſition Unſerer Juſtiz⸗Ordnungen, daß dieſelben in allen ſolchen Sachen 
bei den neu verordneten Senaten des Kammergerichts verbandelt, jedoch in Suk⸗ 
zeſſions- und andern dergleichen Fällen, fo in den jüdiſchen Ritus einfchlagen, nach der 
Dispoſition des moſaiſchen Geſetzes erkannt werden. 


(Wegen Annehmung, Berheirathung, Ausfertigung der Privile⸗ 
gien ꝛc. vor die Juden.) Die Annehmung und Verheirathung der Juden, die 
Ausfertigung der Privilegien, folglich auch der Konzeſſionen und die Wegſchaffung der 
unvergleiteten und ſonſt nicht zu duldenden Juden, gehört nach als vor zu dem Reſſort 
unſers Generaldirektorii, wie wir Uns deſſen unter dem 15. Febr. und 10. April 1743 
und wiederholentlich den 12. März 1750 allerbochſt deklariret. Die Krieges- und Do⸗ 
mainenkammer hat auch alle Jahre mit denen Judenaͤlteſten eine Zuſammenkunft anzu: 
ſetzen und Nachfrage zu halten, wie ſie ihr Amt verwaltet, und ob ſie dem General⸗ 
Juden⸗Privilegio und anderen Unſeren Verord. nachleben. Es ſoll auch der Tag die⸗ 
ſer Zuſammenkunft in der Synagoge vorher bekannt gemacht werden, damit diejenigen 
von der Judenſchaft, ſo gegründete Beſchwerungen haben, es ſei worin es wolle, auch 
ſonderlich wegen der Anlagen alsdann ihre Nothdurft vorbringen, und ſolche dem Be⸗ 
finden nach abgethan oder geändert werden können. 

(Wegen Haltung dieſes General-Judenprivilegii). Damit auch dieſem 
General⸗Judenprivilegio um ſo weniger entgegengehandelt werde; fo ſollen die Krieges⸗ 
und Domainenkammern derſelben Departements: und Steuer-Räthe oder Commisscarii 


locorum auf das Judenweſen in denen Städten ihres Departements ſorgfältig acht 


haben, und dahin ſehen, daß gedachtem General-Privilegio überall genau nachgegangen, 
beſonders die an jedem Orte beſtimmte Zahl der Familien und publignen Bedienten 
und eigenthümliche Häuſer nicht vermehret, Niemand ohne Unſere höchſte Konzeſſion 
zugelaſſen, am wenigſten unvergleitete Juden geduldet, und von den Magiſträten des⸗ 
halb nichts Eigenmächtiges vorgenommen, oder nachgegeben, auch keinem Juden auf dem 
platten Lande und in unverſchloſſenen Orten, wo keine Acciſe vorhanden, zu wohnen 
verſtattet werden; wie denn die Commissarii locorum zu Anfange jeden Jahres im 
Januar eine ordentliche Tabelle von denen an jedem Orte befindlichen Juden, nach 
denen ihnen vorgeſchriebenen Rubriken in einerlei Art, an die Krieges- und Domainen⸗ 
Kammern jeder Provinz einſenden und in der letzten Kolonne, was ſie etwa zu erinnern 
haben, anmerken, die Kammern aber ſolche Tabellen ſodann jedesmal nach dem Gene⸗ 
ralprivilegio eraminiren, und die Commissarios locorum darüber beſcheiden, auch 
wenn es nöthig, an Unfer Generals Ober⸗Finanz⸗Krieges⸗ und Domainen⸗Direktorium 
davon berichten ſollen 1). 


(Schluß⸗Einſchärfung zu richtiger Ausübung dieſes General-Juden⸗ 
Reglements.) Wir befehlen ſolchemnach allen unſeren höchften, hohen und niedrigen 
Collegiis, denen Offieinlibus Hie) in den Provinzien, wie auch denen Magiſträten, 
Beamten und ſaͤmmtlichen Gerichts-Obrigkeiten hiermit allergnaͤdigſt, uͤber dieſes revi⸗ 
dirte General⸗Privilegium und Juden⸗Reglement mit Nachdruck zu halten, auf alle und 
jede Entgegenhandlung ein wachſames Auge zu haben, und demſelben in allen Artikeln 
und Clauſeln nachkommen zu laſſen, auch zu dem Ende alles, was in Juden-Sachen 
nach Inhalt dieſes General⸗Privilegii und Reglements oder ſonſt zur Exekution ge⸗ 
bracht werden muß, wenn die Judenaͤlteſten es nicht prompt beſorgen, durch die Fand⸗ 
reuter vollſtrecken, und von ſelbigen dieſerhalb an das General-Ober-Finanz-⸗Krieges⸗ 
und Domainen⸗Direktorium darüber jedesmal ad Acta referiren zu laſſen. 1 


1) Wegen dieſer Judentabellen disponirte demnächſt noch das Git, v. 13. Okt. 
1763. N. C. C. III. 293.) 
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Urkundlich haben Wir dieſes revidirte General-Juden-Privilegium und Reglement 
hoͤchſt eigenhaͤndig unterſchrieben und mit unſerm K. Inſiegel bekräftigen laſſen. 
So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 17. April 1750. 
Friedrich. 


Zweites Kapitel. 


Das Ed. v. 11. März 1812, deſſen Ausführung und Anwendung 
auf vergangene Fälle. 


J. 


Edikt, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
in dem Preußiſchen Staate. Vom 11. März 18121). 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 1c. 
haben beſchloſſen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unferer Monarchie eine neue, der 
allgemeinen Wohlfahrt angemeſſene Verfaſſung zu ertheilen, erklären alle bisherige, 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beſtätigte Geſetze und Vorſchriften fuͤr die Juden für 
aufgehoben und verordnen wie folget: 

9. 1. Die in Unſern Staaten jetzt wohnhaften, mit General-Privilegien, Naturali⸗ 
ſations⸗Patenten, Schutzbriefen und Konzeſſionen verſehenen Juden und deren Familien 
find für Einlaͤnder und Preußiſche Staatsbürger zu achten. 

$. 2. Die Fortdauer dieſer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einlaͤnder und Staats— 
buͤrger wird aber nur unter der Verpflichtung geſtattet: 
daß fie feſtbeſtimmte Familien-RNamen führen, 
und 

daß ſie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, ſondern auch bei Abfaſſung 
ihrer Vertrage und rechtlichen Willenserklaͤrungen der deutſchen oder einer 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Namens-Unterſchriften keiner 
andern, als deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge ſich bedienen 
ſollen. 

9. 3. Binnen ſechs Monaten, von dem Taae der Publikation dieſes Ed. an gerech⸗ 
net, muß ein jeder geſchuͤtzte oder konzeſſionirte Jude vor der Obrigkeit ſeines Wohnorts 
ſich erklären, welchen Familien-Namen er beftändig führen will. Mit dieſem Namen 
iſt er, ſowohl in öffentlichen Verhandlungen und Ausfertigungen, als im gemeinen 
Leben, gleich einem jedem andern Staatsbürger, zu benennen. 


§. 4. Nach erfolgter Erklärung und Beſtimmung feines Familiennamens erhält ein 
jeder von der Reg. der Provinz, in welcher er ſeinen Wohnſitz hat, ein Zeuaniß, daß er 
ein Einländer und Staatsbürger ſei, welches Zeugniß für ihn und feine Nachkommen 
künftig ſtatt des Schutzbriefes dient. 

Ah Nähere Anweiſungen zu dem Verfahren der Polizeibeboͤrden und Regierungen 
wegen der Beſtimmung der Familiennamen, der oͤffentlichen Bekanntmachung derſelben 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortfuͤhrung der Hauotverzeichniſſe aller 
in der Provinz vorhandenen juͤdiſchen Familien bleiben einer beſondern Inſtr. vorbe⸗ 

alten. 
R $. 6. Diejenigen Juden, welche den Vorſchriften JF. 2 und 3 zuwider handeln, ſollen 
als fremde Juden angeſehen und behandelt werden. 

F. 7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen ſollen, in ſofern dieſe Verord⸗ 
nung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiben mit den 
Chriſten genießen. 

$. 8. Sie konnen daher akademiſche Lehr: und Schul- auch Gemeindeämter, zu wel⸗ 
chen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

§. 9. In wiefern die Juden zu andern oͤffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
SE werden können, behalten Wir Uns vor, in ber Folge der Zeit geſetzlich zu 
beſtimmen. 

d pr Es ſtehet ihnen frei, in Städten ſowohl, als auf dem platten Lande ſich nie⸗ 
derzulaſſen. f 

9. 11. Sie können Grundſtücke jeder Art, gleich den chriſtlichen Einwohnern, er⸗ 


1) Daſſelbe wird hier zunaͤchſt in ſeinem Zuſammenhange gegeben, wenn gleich in 
dieſem Abſchnitte nur die ſtaatsrechtliche Seite dieſes Geſetzes des Weiteren eroͤr⸗ 
tert wird, die privatrechtliche dagegen im zweiten Theile, Abth. I. 
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werben, auch alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung der allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften treiben. 

$. 12. Zu der aus dem Staatsbürgerrechte fließenden Gewerbefreiheit, gehoͤret auch 
der Handel. 

F. 13. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden und ihren Angehörigen ſteht 
nur frei, denjenigen Handel zu treiben, der den übrigen Bewohnern deſſelben ge⸗ 

$. 14. Mit beſondern Abgaben dürfen die einlaͤndiſchen Juden, als ſolche, nicht be: 
ſchweret werden. 

d. 15 Sie find aber gehalten, alle den Chriſten gegen den Staat und die Gemeinde 
ihres Wohnorts obliegende buͤrgerliche Pflichten, zu erfuͤllen, und mit Ausnahme der 
Stol⸗Gebühren gleiche Laſten, wie andere Staatsbuͤrger zu tragen. 

8. 16. Der Militair⸗Konſcription oder Kantonpflichtigkeit, und den 
damit in Verbindung ſtehenden beſondern geſetzlichen Vorſchriften find die einländifchen 
Juden gleichfalls unterworfen. Die Art und Weiſe der Anwendung dieſer Veroflich⸗ 
tung auf ſie, wird durch die Verordnung wegen der Militair-Konſcription näher be: 
ſtimmt werden. 

F. 17. Ehebündniſſe können einländifche Juden unter ſich ſchließen, ohne hierzu einer 
beſondern Genehmigung oder der Löſung eines Trauſcheins zu beduͤrfen, in ſofern nicht 
nach allgemeinen Vorſchriften die von Andern abhängige Einwilligung oder Erlaubniß 
zur Ehe uberhaupt erforderlich iſt. 

6 d vm Eben dieſes findet Datt, wenn ein einländiſcher Jude eine ausländiſche Juͤdin 
eiratbet. 

F. 19. Durch die Heirath mit einer einländiſchen Juͤdin erlangt aber kein fremder 
Jude das Recht, in hiefiae Staaten ſich niederzulaſſen. 

5. 20. Die privatrechtlichen Verbaltniſſe der Juden find nach eben denſelben Geſetzen 
zu beurtheilen, welche andern Preußiſchen Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen. 

F. 21. Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Geſchaͤften ſtatt, welche wegen 
der Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an beſondere geſetzliche Bez 
ſtimmungen und Formen nothwendig gebunden find d 

g. 22. Bei den Eidesleiſtungen der Juden fin» daher die Vorſchriften der Allgemei⸗ 
nen Gerichts-Ordnung Th 1. Tit. 10. 88. 317 —351 noch ferner zu beobachten. 

$. 23 Auch muß es bei der Feſtſetzung der A. G. O. Th. 1. Tit. 10. §. 352 und der 
Crim. Ord. 9. 335. Nr. 7 und 8 357. Nr. 8., daß kein Jude in den benannten Crimi⸗ 
nalfällen zur Ablegung eines eidlichen Zeuaniſſes gezwungen werden darf, ſo wie bei 
Eë daſelbſt beſtimmten Wirkungen eines freiwillig geleifteten Zeugeneides, kuͤnftig vers 

leiben. 

$ 24. In Anſebung der Praͤſentation der Wechſel am Sabbath, oder an juͤdiſchen 
GE behalten die AR. 989. 990 des A. L. R. Th. 2. Tit. 8 ihre fortdauernde Guͤl⸗ 
tigkeit. ' 

F. 25. An die Stelle der, nach dem A L. R. Th. 2. Tit. 1. N. 136 zu einer volls 
gültigen Ehe erforderlichen Trauuna, tritt bei den Eben der Juden die Zuſammenkunft 
unter dem Zraubimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes, und dem im $. 138 
verordneten Aufgebote iſt die Bekanntmachung in der Synagoge gleich zu achten. 

$. 26. Auf die Trennung einer vollzogenen aültiaen Ehe kann jeder Theil aus den 
in dem A. L. R. Th. 2. Tit. 1. AR. 669 718 feſtgeſetzten Urſachen antragen. 

$. 27. Zur Bearuͤnduna der bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung 
unter den Juden iſt das Erkenntniß des gehoͤrigen Richters hinreichend und die Ausfer⸗ 
tigung eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

$. 28 Da, nach den allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen, neue Geſetze auf vergangene 
Fälle nicht bezogen werden koͤnnen, ſo ſind die Streitigkeiten über Handlungen, Bege⸗ 
benheiten und Gegenſtaͤnde, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und 
ſich vor der Publikation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach den Ge— 
ſetzen zu beurtheilen, die bis zur Publikation dieſes Ed. verbindend waren, wenn nicht 
etwa die bei jenen Handlungen, Begebenheiten und Gegenſtaͤnden Intereſſirte, in ſofern 
ſie dazu rechtlich befugt ſind, ſich durch eine rechtsgültige Willenserklärung den Beſtim⸗ 
eg der gegenwärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben 
ollten. 

9. 29. In Abſicht des Gerichtsſtandes und der damit verbundenen vormundſchaft⸗ 
lichen Verwaltung findet ebenfalls zwiſchen Chriſten und Juden kein Unterſchied ſtatt. 
eil Berlin bleibt es vorerſt bei dem, den Juden angewieſenen beſonderen Gerichts: 

ande. | 
FS. 30. In keinem Fall dürfen ſich Rabbiner und Judenälteſten weder eine Gerichts: 
barkeit noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion anmaßen. 
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$. 31. Fremden Juden iſt s nicht erlaubt, in den hieſigen Staaten ſich niederzu— 
laſſen, ſo lange ſie nicht das Preußiſche Staatsbürgerrecht erworben haben. 

d. 32. Zur Erwerbung dieſes Buͤrgerrechts koͤnnen ſie nur auf den Antrag der Reg. 
der Provinz, in welcher die Niederlaſſung erfolgen fol, mit Genehmigung Unſors Mi: 
niſterii des Innern, gelangen. 

d. 33. Sie genießen alsdann mit den Einländern gleiche Rechte und Freiheiten. 

9. 34. Fremde Juden, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, 
noch als Lehrburſchen, noch zu Gewerks- oder Hausdienſten angenommen werden. Es 
erſtrecket ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, welche ſich zur Zeit der 
Publikation des gegenwärtigen Edikts bereits in unſern Staaten befinden. 

d. 35. Diejenigen einlaͤndiſchen Juden, welche gegen dieſe Vorſchrift (J. 34) handeln, 
verfallen in 300 Rthlr. Strafe, oder im Falle des Unvermögens, dieſe zu erlegen, in 
eine, den wegen der Verwandlung der Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften 
angemeſſene Gefängnißſtrafe, und der fremde Jude muß über die Graͤnze geſchafft 
werden. 

$. 36. Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder zum 
Betrieb erlaubter Handels⸗Geſchaͤfte geſtattet. Ueber das von denſelben und gegen die⸗ 
ſelben zu beobachtende Verfahren, ſollen die Polizeibehörden mit einer beſondern Inſtr. 
verſehen werden. 

$. 37. Wegen des Verbots wider das Hauſiren überhaupt, hat es bei den Polizei⸗ 
Gefetzen auch in Abſicht der Juden ſein Bewenden. 

$. 38. In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an der Oder dürfen 
fremde Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, ſich auf: 
halten. 

$. 39. Die noͤthigen Beſtimmungen wegen des kirchlichen Zuſtandes und der Ver⸗ 
beſſerung des Unterrichts der Juden, werden vorbehalten, und es ſollen bei der Erwä— 
gung derſelben, Männer des juͤdiſchen Glaubensbekenntniſſes die wegen ihrer Kenntniſſe 
und Rechtſchaffenheit das oͤffentliche Vertrauen genießen, zugezogen und mit ihrem Gut⸗ 
achten vernommen werden. | 

Hiernach haben ſich Unfere ſaͤmmtliche Staatsbehörden und Unterthanen zu achten. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1812. 

Friedrich Wilhelm. 
(G. ©. 1812. S. 17— 22.) Hardenberg. Kircheiſen. 


II. 
Aus führung des Ed. v. 11. März 1812. 


1) Aufhebung der früheren beſonderen Verfaſſungen der Juden. 
a) R. des Min. des J. v. 9 Juni 1812. 


Da in dem Eingange der V. v. 11. März 1812 alle bisherige durch das Ed. nicht 
beſtaͤtigte Geſetze und Vorſchriften für die Juden für aufgehoben erkaͤrt find „und der 
Wille des Geſetzgebers in dem ganzen Ed. deutlich ausgeſprochen iſt, 

den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in den Preußiſchen Staaten unter den d. c. 

feſtgeſtellten Bedingungen die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte allgemein zu verleihen: 
ſo leidet es an ſich keinen Zweifel, daß hierdurch auch die hin und wieder in Anſehung 
der juͤdiſchen Glaubensgenoſſen ſtattgefundenen beſondern Verfaſſungen für gaͤnzlich 
aufgehoben zu achten find, und daß auch der longſte Beſitz von ſpeziellen Privilegien, 
die mit jener Verordnung im Widerſpruche ſtehen, denſelben nicht entgegengeſtellt wer⸗ 
den kann. 

(n AN 2. S. 180. Gräff Bd. 1. S. 28. Oſtpreuß. Amtsbl. 1812. 

Nr. = 


b) Daſſelbe bemerkte das R. der K. Reg. zu Stargard v. 26. Juli 1812. 
Auf verſchiedene Anfragen der Unterbehoͤrden wird hierdurch bekannt gemacht, daß 
ohne allen Zweifel die in Anſehung der Juden in Vorpommern ſtattgefundene Verfaſ⸗ 
fung, fo wie alles und jedes Privilegium de nan tolerandia judaeia, aufgehört hat. 
(Jahrb. Bd. 2. S. 181. Pommerſches Amtsbl. 1812. Nr. 258. 
2) Zur Ausführung des Ed. v. 11. März 1812 ergingen demnächſt fol⸗ 


gende Beſtimmungen: 
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a) R. des Min. des J (v. Schuckmann) v. 12. Mai 18121). 


Der Herr Staatskanzler, welcher mit der hin und wieder ſtattgefundenen ſtrengen 
Auslegung des F. 34. des Ed. v. 11. März d. J. wegen der bürgerlichen Verhältniſſe 
der Juden in den Preußiſchen Staaten, nicht einverſtanden iſt, hat Sich darüber in fol⸗ 
gender Art näher erklärt. 

Der $.34 des oben gedachten Ed. beſtimmt zwar, daß fremde Juden, als ſolche, weder 
als Rabbiner und Kirchenbediente noch als Lehrburſchen, noch zu Gewerks- und Haus⸗ 
dienſten angenommen werden duͤrfen. Dieſes betreffe jedoch nur die Zukunft; denn 
wenn ferner ausdruͤcklich in demſelben Paragraph zugleich verordnet ſei: 

„es erſtreckt ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, welche ſich zur 

Zeit der Publikation des gegenwaͤrtigen Ed. bereits in unſern Staaten befinden;“ 
ſo habe dadurch außer Zweifel geſetzt werden ſollen, daß eine mit unerhörter Härte per: 
bundene allgemeine Austreibung der juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, die nicht zu den im 
$. 1 des Ed. bezeichneten Perſonen gehören, ſchlechterdings nicht beachſichtigt werde. 

Die Verbindung des §. 34 der Verordnung mit dem §. 1 und der allgemeinen Abſicht 
derſelben zeige auch, daß alle diejenigen juͤdiſchen Glaubensgenoſſen maͤnnlichen oder 
weiblichen Geſchlechts, welche von der Obrigkeit zwar nicht die beſondere Erlaubniß zu 
ihrem Aufenthalt im Lande erhalten haben, aber durch Atteſte der zeitigen Aelteſten der 
Juden ſchaft eines jeden Orts nachweiſen, daß ſie vor der Publikation des Ed. ſich bereits 
im Lande befunden und an dem Orte ihres Aufenthalts als Disponenten, Buchhalter, 
Lehrer, Rabbiner, Gelehrte, Künſtler, Studenten, Handlungs⸗ und Gewerbsgehülfen 
oder Dienſtboten, oder durch andere erlaubte Nahrungszweige ſich redlich erhalten haben, 
als Einländer und Staatsbürger betrachtet werden müſſen, wenn fie der Vorſchrift des 
$. 3 des Ed. genügen. 

Nach dem dergeſtalt erklärten Sinne des $. 34 der Verordnung ſind daher von den 
zur Zeit der Publikation des Geſetzes im Lande befindlich geweſenen ſogenannten unver— 
gleiteten Juden, nur die Vagobonden und diejenigen, welche ſich in das Land eingeſchli⸗ 
chen und nur durch öffentliche oder Privatunterſtuͤtzungen erhalten haben, fortzuſchaffen, 
wobei es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß ſelbſt dieſe, in ſofern ſie krank ſind, bis zu 
ihrer Geneſung an dem Orte ihres Aufenthalts gelaſſen werden muͤſſen. 

Die K. Oſtpreuß. Reg. hat ſich daher hiernach in Zukunft zu achten. 

(Oſtpreuß. Amtsbl. 1812. Nr. 295.) a 
b) Inſtr. des Staatskanzlers von Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 


ſaͤmmtl. K. Reg. 

Mit Bezug auf den F. 5 des Ed. v. 11. März d. J., die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
Juden in den Preußiſchen Staaten betreffend, und den darin enthaltenen Vorbehalt einer 
beſondern Inſtr. wegen der Beſtimmung der Familiennamen, der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung derfelben, und der Fortführung der Hauptverzeichniſſe aller in der Provinz 
vorhandenen juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, wird der K. Reg. hierdurch Folgendes eroͤffnet: 

1) Es muß ſofort zu der Aufnahme einer vollftändigen Lifte der jetzt vorhandenen ein: 

laͤndiſchen Juden, womit in den Städten die oͤffentlichen Polizeiobrigkeiten und auf 
dem platten Lande die Kreislandräthe zu beauftragen ſind, geſchritten werden. 
Dieſe Liſte muß, um doppelte Eintragungen oder Auslaſſungen zu vermeiden, 
diejenigen Juden, welche in der betr. Stadt oder Kreiſe am 24. Maͤrz d. J., als 
an dem Tage, an welchem das Ed. v. 11. März c. allgemeine Geſetzeskraft erlangt 
hat, nach $. 1 und 34 des obgedachten Ed., oder nach deſſen unter dem 12. Mai c. 
von Seiten des allgemeinen Polizei-Departements ergangenen Deklaration und 
dem Eingange der am heutigen Tage erlaſſenen Inſtruktion über das gegen aus⸗ 
laͤndiſche Juden zu beobachtende Verfahren, befugterweiſe wohnhaft waren, und 
deren Ehegatten und Kinder enthalten. Die aufnehmenden Behörden haben dabei 
das in Abſchrift hier beigefügte Schema zum Grunde zu legen, und die in dem An⸗ 
hange deſſelben enthaltenen Vorſchriften genau zu beobachten. Das ſtatiſtiſche 
Bureau iſt beauftragt, von dieſem Schema die noͤthigen Exemplare drucken zu laſ— 
ſen und an die Regierungen zu überſenden; die K. Reg. hat demnach nur ſofort 
nach Empfang dieſes dem gedachten Bureau die Anzahl ihres Bedarfs an Erem: 
plaren anzuzeigen. 

2) Dieſe Aufnahme wird nun ergeben, wer als einlaͤndiſcher Jude anzuſehen fei; naͤm⸗ 

lich es wird dazu erfordert: 


— — — — —— 


1) Die hier folgenden Inſtruktionen ſind zum Theil gegenwärtig von unter⸗ 
geordnetem Intereſſe, wurden jedoch theils der Vollſtaͤndigkeit wegen, theils wegen 
des theilweiſen noch praktiſchen Werthes hier in ihrem Zuſammenhange "wi 
und ift von den betr. Orten hierher zurückverwieſen. ee 


en 
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a) daß gegen den rechtlichen Titel, unter dem er am 24. März 1812 in den Preu— 
ßiſchen Staaten wohnte (Kolonne 11 des Schemas) kein Bedenken ſei, oder 
daſſelbe durch die Deklaration des Ed. v. 11. Marz c., welche in der Cirk. V. 
des allgemeinen Polizeidepartements an die Regierungen v. 12. Mai c., und 
der Inſtr. vom heutigen Tage uͤber das gegen aus ländiſche Juden zu beobach⸗ 
tende Verfahren enthalten ift, erledigt worden; 

b) daß er ſich in die Lifte der einländiſchen Juden bis zu dem Praͤjudizialtermine 
(nach Nr. 4 des Anhanges des Schematis) habe eintragen laſſen; 

e) daß er bis zum 24. Sept., als der geſetzlichen ſechs monatlichen Friſt, die Wahl 
feines beftändigen Namens (in der Nr 9 des Anhanges zum Schema angege⸗ 
benen Art) angezeigt habe; 

A) daß von ihm nicht konſtire, er gebrauche bei rechtlich verbindlichen Handlun⸗ 
gen und unterſchriften eine andere als eine lebendige Sprache, oder andere 
als deutſche oder lateiniſche Schriftzüge. 

3) e — daß ein Jude als Einländer oder Preußifcher Staatsbürger anerkannt 
ei, giebt 

a) in Rückſicht der am 24. März 1812 im Lande wohnhaft geweſenen Juden, die 
der Aufnahme in das Verzeichniß nach dem hierbei liegenden Schema von der 
Provinzialregierung in Kolonne Nr. 26 beigefuͤgte Erklarung, daß dieſe An: 
erkennung geſchehen ſei. 

Jedem in das Verzeichniß aufgenommenen ſelbſtſtaͤndigen jüdiſchen Glau⸗ 
bensgenoſſen wird hierüber ein Atteſt in der nachſtehenden Form ausgefertigt 
und eingehaͤndiget: 

Nachdem der Inhaber dieſes, der N. N. zu N. vor der Polizeiobrigkeit fei- 
nes Wohnorts erkläret hat, daß er 

1) den Namen N. N. als Familiennamen ferner beibehalten will, 

2) den Namen N. N. als Familiennamen angenommen hat und ferner füh⸗ 

ren will; fo wird in Gemaͤßheit des $. 4 der V. v. 11. März 1812 

hierdurch bezeuget, daß der N. N. und feine Nachkommen als K. Preus 

ßiſche Einlaͤnder und Staatsbürger angenommen und überall zu achten ſind. 
N. N. den ıc. Koͤnigl. Preuß. Regierung. 

b) In Rückſicht der v. 24. Maͤrz bis 24. Get 1812 in nach a) anerkannten 
Familien gebornen Kinder, oder in Rückſicht der Frauen, die in dieſem Zeit— 
punkte in ſolche Familien geheira thet haben, eben dies Verzeichniß.. 

e) In Rückſicht derer, die nach dem 24. Sent. 1812 geboren worden, oder in Rück— 
ſicht der Frauen, die ſich nach dieſer Epoche einheirathen, die Liſten, deren 
Beſchaffenheit unter Nr. 4 naͤber erläutert werden wird. 

d) In Ruͤckſicht der Ausländer, welche nach dem 24. März 1812 naturaliſirt 
werden moͤchten, die von dem allgemeinen Polizeide artement vollzogene Na: 
turaliſationsakte. 


Jedes ſeibeſtaͤndige Individuum juͤdiſcher Nation hat die Veroflichtung, 


feine Eigenſchaft als Einlaͤnder und Preußiſcher Staatsbürger auf Erfordern, 
durch ein glaubhaftes Zertifikat auf den Grund eines dieſer vier Kennzeichen, 
nachzuweiſen. | 
4) Um künftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſoll v. 24. Sept. d. J. 
an nach folgenden Vorſchriften verfahren werden. a 

a) Jeder ſelbſtſtaͤndige Jude, der Einlander und Preußiſcher Staatsbuͤrger iſt, 
hat die Verpflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und To⸗ 
desfällen, die in feiner Familie vorfallen, der Polizeiobrigkeit Anzeige zu mas 
chen, und zwar in Staͤdten der oͤrtlichen Polizeiobrigkeit binnen 24 Stunden, 
auf dem Lande dem Landrathe des Kreiſes binnen 3 Tagen. 

b) Die gedachten Behoͤrden ſind verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin 
jeder ſolcher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar 

bei Geburten: 
Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort der Aeltern, eheliche oder 
uneheliche Qualität, Geſchlecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinde 
beigelegt werden ſoll; 
bei Heirathen: 

Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaares und 
ſeiner beiderſeitigen Eltern, wie auch Namen des Religionsdieners, der das 
Paar zuſammen gegeben hat; 

bei Scheidungen: 
‚Namen, Gewerbe und Wohnort der geſchiedenen Eheleute, Benennung des 
Gerichts, vor welchem ſie geſchieden ſind, und Datum des rechtskräftig gewor⸗ 
denen Erkenntniſſes; 
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bei Todesfällen: 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Verſtorbenen, An— 
eige des Krankheit- oder ſonſtigen Zufalls, woran er geſtorben iſt, und ob er 
uͤberhaupt, oder nur in den letzten 48 Stunden, der Huͤlfe eines approbirten 
Arztes oder Wundarztes genoſſen hat, auch des Ortes, wo er beerdigt worden 
iſt, oder werden ſoll. | 

e) Jede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, iſt verantwortlich dafür: 

a) daß die Perſonen, deren Geburt, Verheirathung, Scheidung oder Tod 
eingetragen wird, ſolche Juden ſind, welche die Rechte eines Einländers 
und Preußiſchen Staatsbuͤrgers haben, oder reſp. durch die Geburt oder 
Verheirathung erlangen, und 

f) daß das Eingetragene in facto wahr ſei. 

Es bleibt ihnen überlaſſen, auf welche ſchickliche und zweckmäßige Art 
ſie ſich in beiderlei Ruͤckſicht Ueberzeugung ſchaffen wollen. 

Zur jede Eintragung werden, außer dem Fall des beglaubigten Unver: 
moͤgens, 4 Ggr. Schreibegebühren bezahlt. 

d) Das Verzeichniß wird doppelt geführt, und das Duplikat am Schluſſe jedes 
Kalenderjahres der Reg. eingeſandt. 

e) Für die Aufbewahrung der Verzeichniſſe bei den Regierungen und bei den Arte 
lichen Behörden muß in eben der Art Sorge getragen werden, als dies mit den 
Kirchenbüchern geſchieht. 

1) Atteſte auf den Grund dieſer Verzeichniſſe von den Behoͤrden, welche fie füh⸗ 
ren, oder von den Regierungen vertreten dagegen auch für Juden, die Einlän: 
der und Preußiſche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts-, Trauungs— 
und Todtenſcheinen, und für deren Ausfertigungen werden auch dieſelben 
Stempel und Sporteln erhoben. 

5) So lange ein Jude durch ſeinen Aufenthalt im Auslande die Rechte eines Einlän⸗ 
ders ſelbſt nicht verliert, ſteht auch einem ehelichen Kinde, welches ihm außer Lan- 
des geboren wird, die ausländiſche Geburt nicht entgegen. | 

6) In Abſicht der Familiennamen, welche alle einlaͤndiſche Juden künftig führen fol: 
len, ſteht zwar im Allgemeinen den Familienhaͤuptern die freie Auswahl zu, jedoch 
koͤnnen die Regierungen aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt bleiben, 
die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und die Erwaͤh— 
lung eines andern Familiennamens verlangen. Die Bekanntmachung der Ver— 
weigerung der Annahme des Namens muß aber innerhalb der erſten acht Tage 
nach der Abgabe der Erklärung des gewählten Namens erfolgen. Auch verſteht ſich 
von ſelbſt, daß jüdiſche Glaubensgenoſſen, die bereits einen bleibenden Familien 
namen führen, dieſen in der Regel behalten muͤſſen, und daß ihnen die Aenderung 
deſſelben nur unter eben den Modalitäten geſtattet werden kann, unter welchen 
ſolche auch bei Chriſten ſtatt hat. | | 

7) Sobald die Hauptverzeichniſſe der einländiſchen Judenfamilien befchloffen find, muß 
ein vollftandiges Verzeichniß aller in der Provinz vorhandenen juͤdiſchen Familien 
nach den von ihnen angenommenen Geſchlechte namen von jeder Regierung durch 
das Amtsblatt, mittelſt einer beſondern Beilage deſſelben, die auch beſonders 
verkäuflich iſt, bekannt gemacht werden. 

Hiernach hat die K. Reg. ſich gebuͤhrend zu achten, und in Gemaͤßheit deſſen das 

Weitere zu verfuͤgen. (Sammtl. Amtsbl. 1812.) 

c) Die Inſtr. des Staat kanzlers o. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
ſämmtl. Reg. vergl. Abth. IV. Abſchn. II. Kap. I sub J. 2. 

d) Inſtr. der K. Rea. zu Königsberg v. 8. Aug. 1812. 

Von des Herrn Staatskanzlers Excellenz iſt die in dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 uͤber 
die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden $8. 5 und 6 vorbehaltene Inſtr. wegen der Be: 
ſtimmung der Familiennamen, deren öffentlichen Bekanntmachung, und Führung der 
Hauptverzeichniſſe der jüdiſchen Glaubensgenoſſen am 25. Juni d. J. erlaſſen. Den 
juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, welche nach dem Ed. und deſſen Deklaration v. 24. Mai 
d. J. auf die Rechte eines Einlaͤnders Anſorüche haben, liegt nunmehr ob, ſich zu den 
Beſtimmungen des Ed $. 2. durch die Annahme und Führung eines beſtaͤndigen Fami— 
liennamens und dadurch, daß ſie bei Führung ihrer Handlungsbücher, Abfaſſung der 
Vertraͤge und rechtlichen Willens erklarungen ſich der deutſchen Sprache oder einer andern 
lebenden Sprache und bei ihren Namensunterſchriflen keiner andern als deutſcher oder 
lateiniſcher Schriftzuͤge bedienen, innerhalb der im Geſetz beſtimmten ſechsmonatlichen 
Friſt zu erklaren. Hierbei gelten folgende Vorſchriften, die zur beſondern Achtung dem 
jüdiſchen Publikum und zur Richtſchnur für die ſͤmmtlichen Behörden der Provinz hier⸗ 
mit bekannt gemacht werden. 
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1) Zur Erlangung des einländifchen Staatsbuͤrgerthums mit den im Ed. v. 11. März 
d. J. enthaltenen Rechten find nach Erfüllung der darin in AR. 3 und 4 vorgeſchrie⸗ 

benen Bedingungen geeignet, nicht blos die im §. 1 deſſelben aufgeführten bis jetzt 
ausdrücklich aufgenommen geweſenen Juden, ſondern auch, in Gemaͤßheit der 
ö unterm heutigen Tage beſonders bekannt gemachten Verfügung des allgemeinen 
Polizei-Departements v. 12. Mai 1812, und der Inſtr. über das gegen auslaͤn⸗ 

diſche Juden zu beobachtende Verfahren v. 25. Juni d. J., ſaͤmmtliche juͤdiſche 
6 Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die ohne den Beſitz einer beſondern obrig— 
1: keitlichen Erlaubniß zu der Zeit der Publikation des erwähnten Ed. v. 11. März 
d. J. namlich den 24. März ſich im Lande befunden, und an dem Orte ihres Auf: 
enthalts als Lehrer, Gelehrte, Kuͤnſtler, Studenten, Handlungs- und Gewerbege— 
hülfen, durch Hand- und Hausdienſtleiſtungen oder durch andere Erwerbszweige 
ſich ehrlich ernährt haben. 


2) Die Erklärung, das Staatsbuͤrgerthum erlangen zu wollen, wird auf dem Lande 
den Kreislandräthen, in den Städten der Polizeibehörde des Orts abgegeben, welche 
zu deren Aufnahme und Fertigung der Verzeichniſſe der wohnhaften Judenfamilien 
| angewieſen werden. 

Jeder Jude muß ſich hierüber bei der Polizeibehoͤrde desjenigen Orts erklären, 
wo er am 24. Maͤrz 1812 befugterweiſe wohnhaft war. Haben Familien 
nach dem 24. März d. J. ihren Wohnort verändert, fo find fie verpflichtet, ſich 

da eintragen zu laſſen, wo ſie am 24. März wohnten. Diejenigen, welche ſich jetzt 
außerhalb dieſes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Erklärung bei der 
Stadtpolizeibehoͤrde ihres gegenwaͤrtigen Aufenthalts oder dem Kreis-Landrath 
| zum Protokoll zu geben und anzutragen, daß dieſes Protokoll der Polizeibehoͤrde 
| ihres vorgedachten Wohnorts zugefendet werde; doch muß dies fo zeitig geſchehen, 
daß das Protokoll nach dem ordentlichen Poſtenlauf noch bis zum 24. Sept. d. J. 
der letzterwaͤhnten Behörde zukommen kann. 
| 


3) Worauf die Aufnahme gerichtet wird, und welche Nachrichten dazu erforderlich find, 
| ergiebt das beigedruckte Schema. Mit der Aufnahme wird ſogleich angefangen und 
der Schluß derſelben auf den vier und zwanzigſten September dieſes Jah— 
res beſtimmt, weil das Ed. v. 11. März am 24. März Gejegestraft erhalten hat, 
| mithin mit dem 24. Sept. der ſechsmonatliche Erklaͤrungstermin abläuft. Es iſt 
die Pflicht jedes Familienhaupts, ſich unaufgefordert in dieſem Zeitraum zur 
Aufnahme zu melden. Wer dies verſaͤumt, von dem wird angenommen, daß er 
dem Rechte des Einländers entſagt habe. Die Anzeigen zu den Kolonnen 1—15 
des Schema muͤſſen bis zum 24. Sept. geſchehen. Die Angaben der Veraͤnderun— 
gen in den Familien, nach Kolonne 16—24, werden bei der erſten Anmeldung ge— 
macht, ſoweit ſich dieſe Veränderungen dann ſchon zugetragen haben; fpätere müfs 
fen im Wohnort in 24 Stunden, außerdem ſobald es nach dem ordentlichen Poſten- 
lauf moͤglich iſt, den Behoͤrden gemacht werden. | 


4) Zur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Kamilienhaupt berechtigt und 
verpflichtet. Als ſolches iſt anzuſehen jeder Jude, der nicht mehr unter väterlicher 
Gewalt ſteht, er mag ein eigenes Gewerbe treiben, oder bei einem andern dienen. 

| Auch Jüdinnen gehoͤren in fofern unter die Familienhäupter, als fie weder verheira— 

| thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens ſelbſtſtändig leben oder 

bei Andern in Dienſten ſtehen. Vormünder und Kuratoren ſind verantwortlich 
| für die Eintragung ihrer Muͤndel und Kuranden binnen der Fräjudizialfrift bis 
| zum 24. Sept. 1812. Minderjährige Waiſen, die weder Vater noch Mutter mehr 
| haben, werden unter der Familie desjenigen eingetragen, der fie erzieht oder erzie⸗ 

N eg Dies Verhältniß muß aber in dem Verzeichniſſe ausdrudiich bemerkt | 

| werden. 

| Zu den Angehörigen der Familie werden gerechnet alle unter der väterlichen Ge 

| walt des Kamilienhaupts noch ſtehende Kinder beiderlei Geſchlechts, fie mögen an 

dem Orte wohnen, wo das Familienhaupt wohnt oder nicht, in gleicher Art auch 

| die Ehefrauen der Familienhäupter und ihrer noch unter väterlicher Gewalt ftehen: 

den Soͤhne. 
5) Was die Familiennamen betrifft, welche alle einländiſche Juden kuͤnftig führen 
ſollen, ſo ſteht zwar im Allgemeinen den Familienhäuptern die freie Auswahl der— 

| ſelben zu; jedoch kann die Reg. aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt 

bleiben, die Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und die 

Erwählung eines andern Familiennamens verlangen. 

Die Bekanntmachung der verweigerten Annahme des Ramens wird innerhalb 
der erſten 8 Tage nach dem Eingange der Erklärung des gewählten Namens von 
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der Reg. erfolgen. Auch verſteht ſich von ſelbſt, daß jüdifhe Glaubensgenoſſen, 
die bereits einen bleibenden Familiennamen fuͤhren, dieſen in der Regel behalten 
muͤſſen, und daß ihnen die Aenderung deſſelben nur unter eben den Modalitäten 
geſtattet werden kann, unter welchen felbige auch bei Chriſten ſtatt hat. Nur 
Familienhäupter, wie ſolche im vorigen Punkte bemerkt ſind, ſind zur Abgabe der 
Erklärung, wie fie künftig genannt fein wollen, berechtiget. Die Familienglieder 
ſind verpflichtet, ſich den Namen gefallen zu laſſen, den jene waͤhlen. 

Für Minderjährige unter vierzehn Jahren, Wahn» und Bloͤdſinnige wählen die 
Vormünder den Namen. Minderjährige uͤber 14 Jahre, und Verſchwender, die 
unter Vormundſchaft ſtehen, koͤnnen denſelben dagegen ſelbſt waͤhlen, und die Vor⸗ 
muͤnder haben nur dafuͤr zu ſorgen, daß die Anmeldung der Wahl zu gehoͤriger Zeit 
SO, auch können fie ihre Einwendungen gegen den gewählten Namen zu Pro— 
tokoll geben. 

6) Dieſe Aufnahme wird nun ergeben, wer als einlaͤndiſcher Jude anzuſehen ſei; nëm: 
lich es wird dazu erfordert: 

a) daß gegen den rechtlichen Titel, unter dem er am 24. Maͤrz d. J. in den 
Preußiſchen Staaten wohnte (Kolonne 11. des Schema) kein Bedenken ſei, 
oder daß letzteres durch die Deklaration des Ed. v. 11. Maͤrz d. J., welche in 
der Cirk. V. des allgemeinen Polizeidepartements an die Regierungen v. 12. 
Mai d. J., und der Inſtr. v. 25. Juni d. J. uͤber das gegen ausländiſche 

J.,uden zu beobachtende Verfahren enthalten iſt, erledigt worden; 

b) daß er ſich in die Lifte der einländifchen Juden bis zu dem Präjudizialtermin 
habe eintragen laſſen; 

c) daß er bis zum 24. Sept. d. J. als der geſetzlich ſechsmonatlichen Friſt, die 
Wahl feines beftändigen Namens in der angegebenen Art angezeigt habe; und 

ik) daß von ihm nicht bekannt ſei, er gebrauche bei rechtlich verbindlichen Hand⸗ 
lungen und Unterfchriften eine andere als eine lebende Sprache oder als deutſche 
oder lateiniſche Schriftzuͤge. 

7) Auf den Grund der Aufnahme werden von der Reg. jedem ſelbſtſtändigen juͤdiſchen 
Glaubensgenoſſen Atteſte ausgefertigt werden. 

Sobald die Hauptverzeichniſſe der einländiſchen Judenfamilien geſchloſſen ſind, 
wird ein vollſtaͤndiges Verzeichniß aller in der Provinz vorhandenen juͤdiſchen Fa⸗ 
milien nach den von ihnen angenommenen Geſchlechtsnamen von der Reg. durch das 
Amtsblatt mittelſt einer Beilage deſſelben, die auch beſonders verkaͤuflich iſt, be⸗ 
kannt gemacht werden. 

8) Den . daß ein Jude als Einländer und Preußiſcher Staatsbürger anerkannt 
ei, ee 

a) in Rüdfiht der am 24. März d. J. im Lande wohnhaft geweſenen Juden, 

die der Aufnahme in das Verzeichniß nach dem anliegenden Schema von der 
d d Kolonne Nr. 26 beigefügte Erklärung, daß dieſe Anerkennung oe: 

ehen ſei; | 
| b) in Ruͤckſicht der v. 24. März bis zum 24. Sept. d. J. in nach a) des vorigen 
Punkts 6 anerkannten Familien gebornen Kinder, oder in Ruͤckſicht der Frauen, 
die GEN Zeitpunkte in ſolche Familien geheirathet haben, eben dies Ver⸗ 
eichnißz 

e) Ruͤckſicht derer, die nach dem 24. Sept. d. J. geboren werden, oder in 
Ruͤckſicht der Frauenzimmer, die ſich in dieſer Epoche einheirathen, die Liſte, 
deren Beſchaffenheit im folgenden Punkte 9 näher erläutert werden wird. 

d) In Ruͤckſicht der Ausländer, welche nach dem 24. Maͤrz 1812 naturaliſirt 
werden möchten, die von dem K. Departement der allgemeinen Polizei volls 
zogene Naturaliſationsakte. 

Jedes ſelbſtſtändige Individuum juͤdiſcher Nation hat die Verpflichtung, 
feine Eigenſchaft als Einländer und Preußiſcher Staatsbürger auf Erfordern 
durch ein glaubhaftes Zertifikat auf den Grund eines dieſer vier Kennzeichen 
nachzuweiſen. 

9) um kuͤnftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, foll v. 24. Sept. d. J. 
an, nach folgenden Vorſchriften verfahren werden: ). 

(Oſtpreuß. Amtsbl. 1812. Nr. 296.) 


e) Inſtr. der K. Reg. zu Potsdam v. 4. Dec. 1813. 


Die Ausfuͤhrung des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 veranlaßt folgende Beſtimmungen: 
L Da die Verzeichniſſe der am 24. März 1812 im Kurmaͤrkſchen Reg.⸗Departement 


— — 


1) Hier folgen wörtlich die Beſtimmungen der Inſtr. v. 25. Juni 1812 (sub b.) 


— —T— — 


| 
| 
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wohnhaften Judenfamilien größtentheils geſchloſſen ſind, mithin faſt uͤherall feſtſteht, 
welche Familienhaupter und welche Mitglieder der Familie als Einlaͤnder und Preu⸗ 
ßiſche Staatsbürger anerkannt worden; jo müſſen ſich jetzt alle jüdiſche Glaubensge⸗ 
noſſen auf nachſtehende Weiſe legitimiren. 

1) alle ſelbſtſtändige Individuen (Familienhäupter) und zwar 

a) diejenigen, welche bereits am 24. März 1812 im Lande wohnhaft waren, 
durch Produktion des von der Reg. ausgefertigten Staatsbuͤrgerbriefes; 

b) diejenigen Auslaͤnder, welche nach dem 24. März 1812 naturaliſirt worden 
ſind, durch Produktion der vom K. allgemeinen Polizei⸗Departement vollzoge⸗ 
nen Naturaliſationsakte. 

2) Alle Mitglieder der Familie, und zwar 

a) zu 1. a. durch den Nachweis, daß deren Anerkenntniß Kolonne 26 des Ver: 
zeichniſſes durch den daſelbſt befindlichen Vermerk der Reg. erfolgt ſei. Be⸗ 
hufs dieſes Nachweiſes können die mit Aufnahme des Verzeichniſſes beauftragt 
geweſenen Behoͤrden einem ſolchen anerkannten Familiengliede auf Verlangen 
daruͤber eine Beſcheinigung ertheilen, in welcher jedoch die Nummer der 2. Ko: 
lonne des Judenverzeichniſſes, und das Datum, unter welchem die Reg. das 
Anerkenntniß ertheilt hat, bemerkt ſein muß; 

b) zu 1. b. durch beſondere von der Reg. ausgefertigte Atteſte, woruͤber in jedem 
einzelnen Falle zu berichten iſt. 


II. Alle jüdifche Glaubensgenoſſen, welche ſich als Einländer auf bevorſtehende Weiſe 
nicht zu legitimiren oder nicht nachzuweifen vermoͤgen, daß uͤber deren Anerkenntniß noch 
verhandelt wird, ſind, eben ſo wie diejenigen, welchen das Anerkenntniß verweigert 
worden iſt, als fremde Juden zu betrachten, wegen deren Legitimation die Inſtr. v. 
25. Juni 1812 (pag. 350 des Amtsblatts) und das Girk. an ſämmtliche Land⸗ 
raͤthe u. ſ. w. v. 29. Dec. 1812 zu beachten iſt. 


Es haben ſich daher alle Orts⸗Polizei⸗Behörden ſofort der Pruͤfung der Legitimation 
derjenigen jüdiſchen Glaubensgenoſſen zu unterziehen, bei welchen ſie ſich nicht durch die 
aufgenommenen Verzeichniſſe uͤberzeugt haben, daß ſolche als Staatsbürger anerkannt 
worden ſind, insbeſondere aber zu erforſchen: ob unter den ſich als Einlaͤnder nicht legi⸗ 
timirten Juden nicht einer oder der andere ſich im Dienſte eines einländiſchen Juden be: 
findet. 

Ed. v. 11. Maͤrz 1812 6. 34 und 35. 


III. Bei den als Einländer anerkannten Juden iſt dahin zu ſehen: 
1) daß ſich die Familienhäupter 


a) nur des im Staatsbürgerbriefe oder in der Naturaliſationsakte enthaltenen 
Vor⸗ und Zunamens bedienen, woraus von ſelbſt folgt, daß alle hiermit nicht 
ubereinſtimmende Namen an Kauf⸗ und Kramladen u. ſ. w., ferner nicht ges 
duldet werden duͤrfen. 

Ed. v. 11. März 1812 6. 6. 
A. L. R. Th. II., Tit. 20. §. 1440. b. 


b) Daß ſie ſich bei ihren Namensunterſchriften keiner andern als deutſcher oder 
lateiniſcher Schriftzuͤge und bei Abfaſſung ihrer Verträge und rechtlichen Wil⸗ 
lenserklärungen nur der deutſchen oder einer andern lebenden Sprache bes 
dienen. 


Ed. v. 11. März 1812 5 2 und 6. 


2) Daß ſich die Familienmitglieder nur der im Verzeichniſſe der aufnehmenden Behoͤrde, 
oder der im Atteſte der Reg. ad 1. 2. b enthaltenen Namen, und gleichwie die 
Familienhaupter keiner andern als der deutſchen oder einer andern lebenden Sprache 
bei ihren Willenserklarungen und bei den Unterſchriften ſich keiner andern als deut: 
ſcher oder lateiniſcher Schriftzuͤge bedienen. 

= ſich jener Schriftzüge zu bedienen außer Stande iſt, wird als ſchreibensunfähig 

erachtet. 4 

Ueber jeden Kontraventionsfall ad II. und III. iſt die Verhandlung der Reg. zur 

weitern Veranlaſſung einzureichen. 
IV. Bei Ausfertigung der Päffe find 
a) diejenigen Juden, welche ſich als Einländer legitkmirt haben, den Chriſten gleich 
zu achten und 

b) wegen aller uͤbrigen ſind die Vorſchriften der obenerwähnten Inſtr. v. 25. Juni 
1812 mit Beruͤckſichtigung des (Gurt, v. 29. Dec. 1812 zu befolgen. 

Gurmaͤrk. Amtsbl. 1813. Nr. 357.) 
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III. | | 
Anwendung des Ed. v. 11. März 1812 auf vergangene 
Fälle. | | 


In flaatsrechtlicher Beziehung kam das Edikt v. 11. März 1812 fofort 
in Anwendung, auch in Rückſicht auf vergangene Fälle; in privatrechtlicher 
Beziehung dagegen disponirt dieſerhalb der §. 28 des Ediktes. Vergl. 
hierüber Thl. II. des Werkes. 


Drittes Kapitel. 


Das Staatsbürger-Recht der Juden nach dem Edikt 
v. 11. März 1812. 


J. 
Erwerbung des Staatsbürger⸗Rechts. 


A. Seitens der am 11. März 1812 im Lande wohnhaften Juden. 

1) Der § 1. des Ed. v. 11. März 1812 erklärte alle im Lande wohnhaf⸗ 
ten, mit Generalprivilegien, Naturaliſations Patenten, Schutzbriefen und 
Konzeſſionen verſehenen Juden und deren Familien für Einländer und 
Preußiſche Staate bürger. 

Das Geſetz ſelbſt war der Erwerbtitel des Staatsbürgerrechts und nur 
die Fortdauer dieſes durch das Geſetz zugeſprochenen Rechts wurde an 
Bedingungen geknüpft. 1 P i EE 

Die Ausführung dieſer geſetzlichen Beſtimmung erfolgte nach den In⸗ 
ſtruktionen, welche im zweiten Kapitel sub II. gegeben ſind. | 

2) Ueber das erworbene Recht wurde nach $. 4 des Ed. der Staatsbür⸗ 
gerbrief ertheilt. Ueber den Verluſt eines Solchen disponirt das R. des K. 
Min. des J. (Köhler) v. 27. Aug. 1824 an die K. Reg. zu Köslin, das Ver⸗ 
fahren wegen verloren gegangener Bürgerbriefe oder Certifikate von 
Juden betr. 

Der K. Reg. wird auf ihre Anfrage v. 10. d. M. erwiedert, daß zu Vermeidung von 
Mißbraͤuchen, welche mit verloren gegangenen Staatsbuͤrgerbriefen oder Certifikaten 
von Juden getrieben werden konnten, nichts anderes übrig bleibt, als, wie Sie vorge⸗ 
ſchlagen hat, dergleichen verloren gegangene Papiere durch Ihr Amtsblatt fuͤr unguͤltig 
zu erklären. (Ann. VIII. S. 859.) 

2) In Anſehung der Kinder bemerkt das R. des K. Min. des J. 
(o. Schuckmann) v. 23. Jan. 1816 an den Staatsrath Le Coq, wegen 
der Verhältniſſe jüdiſcher Kinder, welche ſich bei der abgeſchiedenen, mit dem 
Staatsbürgerrecht verſehenen Ehefrau aufhalten: 

Euer Hochw. eröffne ich auf den Ber. v. 6. d. M., daß die Kinder juͤdiſcher Glau: 
bensgenoſſen, welche bei der geſchiedenen, mit Staatsburgerrecht verſehenen Mut⸗ 
ter ſich aufhalten, an dem Staatsbürgerrechte der Mutter participiren, und bei erlang⸗ 
ter Majorennitaͤt ſolches für ſich beſonders nachſuchen können, alſo nicht wegen 
der individuellen Verhaͤltniſſe des Vaters, aus den Preuß. Provinzen zu entlaſſen find. 

(Hoffmann S. 52.) 

4) In Anſehung des Erwerbs des Staats bürgerrechts durch die Ehe er⸗ 
geben die § . 17. 18. des Edikts, daß durch Heirath eines inländiſchen Juden 
zwar die ausländiſche Jüdin das Staatsbürgerrecht erwirbt, nicht aber 
auch der ausländiſche Jude, der eine inländiſche Jüdin heirathet. 


B. Seitens der in den neuen Provinzen des Staates le⸗ 
benden Juden. 


18 
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In Betreff dieſer iſt eine Naturaliſation für die alten Provinzen noth⸗ 
| wendig. Vergl. hierüber und über die Bedingungen unten Abth. III. 
| Abſchn. I. au 
C. Seitens ausländiſcher Juden. Vergl. hierüber Abth. IV. 


II. 
| Verluſt des Staatsbürger-Rechts. 


| Das Indigenat geht durch freiwilliges Aufgeben verloren, wenn der Ins 
| länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abſicht, nicht dahin ad, 
| zukehren, d. h. durch Auswanderung. 
In Betreff der Juden treten jedoch noch beſondere Arten des Verluſtes 
| des Indigenats ein, nämlich | 
A. nach $. 6 des Ed., wenn die Verpflichtungen, welche mit der Forts 
| dauer des Indigenats im §. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden. Der 
$. 2. beſtimmt: 

Die Fortdauer dieſer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer und Staatsbürger 
wird aber nur unter der Verpflichtung geſtattet: 

* ſie feſt beſtimmte Familiennamen fuͤhren, 


un 

daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, ſondern auch bei Abfaſſung ihrer 
Verträge und rechtlichen Willens Erklärungen, der deutſchen oder einer andern 
lebenden Sprache und bei ihren Namens⸗-Unterſchriften keiner andern, als deut⸗ 

ſcher und lateiniſcher Schriftzüge ſich bedienen ſollen. 
| a) Die feſten Familiennamen anlangend, iſt die Erfüllung die⸗ 
| fer Verpflichtung ſofort gefichert worden. Ueber die Art, wie diefelbe in 
Erfüllung geſetzt wurde, vergl. die, Kap. II. gegebenen, Inſtruktionen 
Sollte der Fall vorkommen, daß .einländifhe Schutzjuden im Jahre 1812 
nach Promulgirung des Ed. das Land vor Annahme des Familiennamens 
verlaſſen, ſo würden dieſe, ſo lange ſie ihre Staatsbürgerſchaft nicht inzwi⸗ 
ſchen auf andere Weiſe verloren, bei ihrer Rückkehr immer noch einen Fa⸗ 
miliennamen annehmen können, indem das G. im $. 1 ihnen das Staats⸗ 

bürgerrecht unbedingt zugeſprochen ). 


D Koch a. a. O. S. 172. flg., iſt anderer Anſicht. Er meint, jene Bedingung der 
| Annahme des Familiennamens ſei eine conditio suspensiva in Betreff des 
Staatsbürgerrechts. Durch das Ed. ſei Letzteres „eigentlich“ nur angeboten, das 
Ed. ſei der Titel zum Erwerb und durch Erfüllung der Auflage werde es wirk⸗ 
lich erworben. Dieſes folge daraus, daß derjenige, welcher dieſe Bedingungen 
nicht erfülle und daher keinen Staatsbürgerbrief erhalten hat, gar nicht Staats: 
buͤrger geworden. Als Grund wird angegeben, daß zum Beweiſe des an⸗ 
genommenen Staatsbürgerrechts jedem Juden, welcher daſſelbe zuerſt erworben 
hat, für fi, und feine Nachkommen, ein Zeugniß der Provinzialregierung noth⸗ 
wendig ſei: daß er ein Einländer und Staatsbuͤrger, welches Zeugniß für ihn 
und feine Nachkommen künftig ftatt des Schutzbriefes dient, und dieſes werde 
nicht eher ertheilt, als bis der Jude vor der Obrigkeit ſeines Wohnorts erklaͤrt 
hat, welchen Familiennamen er beſtaͤndig fuͤhren will. Daher ſeien diejenigen, 
welche innerhalb Landes geboren ſind, aber das Land vor der Erfüllung der Be⸗ 
dingung wieder verlaſſen haben, keine Staatsbuͤrger, und wuͤrden, wenn ſie wie⸗ 
der kommen, über die Graͤnze gebracht. Das Staatsbürgerrecht werde alfo nicht 
ipso jure durch das Geſetz, ſondern nur vermoͤge deſſelben mittelſt der Erwer⸗ | 
bungsart erworben. — Dieſe Behauptungen, von denen vice versa eine fic im: 
mer auf die andere als Stuͤtzpunkt bezieht, entbehren des geſetzlichen Stütz⸗ 
punktes, verwechſeln insbeſondere den Beweis einer Thatſache mit der That: 
ſache ſelbſt. Das Geſetz — die 88. 1. 2. des Ed. — ſpricht mit durchaus 
klaren Worten den Juden das Staatsbuͤrgerrecht ſelbſt unbedingt zu und 
knüpft nur deſſen Fortdauer an Verpflichtungen. Koch ſelbſt führt dies 
einige Seiten weiter, in Beziehung auf die zweite Verpflichtung, das⸗Deutſch⸗ 
ſchreiben, gut aus. S. sub bb. 3. ! 


8c he 
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b) Den Gebrauch einer lebenden Sprache und deutſcher oder lateini⸗ 
ſcher Lettern betreffend, ſprach ſich 

aa) ein an den Staatsrath le Coq gerichtetes R. des Min. des J. zu⸗ 
nächſt über die Frage aus, wenn ein Jude gar nicht, oder nur hebräiſch 
ſchreiben kann. | 

Ew. Hochw. haben mir in Bezug auf das Ed. v. 11. März c. reſp. unterm 9. u. 14. 
die beiden Fragen vorgelegt: 

1) wie es, nachdem feſtgeſetzt worden, daß die Einländer⸗ und Staatöbürger : Qualis 
tät der Juden unter andern auch davon abhängig ſein ſolle, daß dieſelben ſich über: 
all einer lebenden Sprache und bei ihren Namensunterſchriften keiner andern als 
deutſcher oder lateiniſcher Schriftzuͤge bedienen, 
für den Fall zu halten ſei, wenn ein Jude gar nicht, oder nur hebraͤiſch könne? 

Zu 9. 1 bemerke ich, daß der Mangel an Fähigkeit oder an der erforderlichen Kennt⸗ 
niß zum Schreiben überall, wie bei Chriſten, ſo auch Juden, der Erlangung und dem 
Daſein der Staatsbürger -Qualität nicht hinderlich iſt. Hebräiſche Namensunterſchrif⸗ 
ten ſind aber allerdings unbedingt verboten, und wer nicht anders, als die hebräiſchen 
Züge feines Namens, oder überhaupt nur hebräifch ſchreiben kann, iſt einem ſolchen, der 
gar nicht ſchreiben kann, gleich zu achten und zu behandeln. Dies ſagt auch nur das 
Geſetz und mehr nicht. (Hoffmann a. a. O. S. 60.) 

bb) Folgen der Nichterfüllung dieſer Bedingung. 

„d) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 16. Mai 1817 an die K. Reg. 

in Köslin und 1. Nov. 1814. 

Der K. Reg. zu Köslin wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 6. v. M., 

wegen der Unterſchriften der zum Staatsbuͤrgerrecht verſtatteten Juden bei oͤffentli⸗ 
chen Verhandlung, 

und ſonſt 
die in gleicher Angelegenheit unterm 1. Nov. 1814 an die Reg. zu Stettin erlaſſene 
Verfügungen, 

zur Achtung an Beſcheides⸗ Statt hierneben in Abſchrift zugefertigt. 
Berlin, den 16 Mai 1817. Min. des J. Erſte Abth. Koͤhler. 

5) Es kann wohl nicht ein einzelner Fall, als der von der Polizei-Deputation der 
K. Pommerſchen Reg. unterm 21. v. M. in Anſehung des Stargardter Juden iſt, der 
wahrſcheinlich ein Verſehen zum Grunde hat, eine ſo harte Strafe, wie die des Verluſtes 
des Staatsbürgerrechts iſt, rechtfertigen. 

Die Polizei: Deputation hat daher den gedachten Kontravenienten auf feine Koſten 
vernehmen zu laſſen, warum er den §. 2 des Ed. v. 11. März 1812 uͤbertreten hat? 

Entſchuldigt er dies mit einem Verſehen, fo hat die Polizei-Deputation ihn zu ver- 
warnen, und zur Strafe die Koſten von ihm einzuziehen. ö 

Sollte er aber erklaren, ſich der Dispoſition des Geſetzes nicht fügen zu wollen, fo iſt 
ihm ohne Weiteres der Aufenthalt in den Preußiſchen Staaten zu verweigern, und er, 
wenn er, dieſelben verlaſſen zu haben, nicht glaubhaft nachweiſet, uͤber die Graͤnze zu 
ringen 

Ein Rechtsweg kann darüber nicht ſtattfinden, da die Richter keine Kognition dars 
über haben, ob ein Fremder hier geduldet werden ſoll. 

Nur dann würde ein Rechtsweg ſtattfinden müſſen, wenn Jemand zwar behauptet, 
dem Geſetze genügen zu wollen, aber beharrlich dagegen handelt; ein Fall, der jedoch 
ſchwerlich vorkommen dürfte. 4 

uebrigens hat die Polizei: Deputation das O. L. G. zu requiriren, dem Juſtiz-Kom⸗ 
miſſarius, welcher die Vorſtellung des in Rede ſtehenden Juden konzipirt hat, die ge⸗ 
dachten Vorſchriften des G. v. 11. März 1812 in Erinnerung zu bringen. 

Berlin, den 1. Nov. 1814. (Ann. J. S. 167.) 
Min. des J. v. Schuckmann. 

7) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 18. Juni 1822 an die K Reg. 
zu Stettin. Beſtrafung der Juden wegen Führung ihrer Handlungsbü⸗ 
cher und Verträge in jüdiſcher, ſtatt in deutſcher Sprache. 

Der K. Reg. bleibt, wie Ihr auf den Ber. v. 31. v. M., 

betreffend das Verfahren gegen jüdiſche Staatsbürger, welche die Vorſchrift in §. 2. 
des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 uͤberſchreiten, 
unter Bezugnahme auf das Min. R. v. 1. Nov. 1814 an die vormalige Polizei: Depu: 
tation der Reg. von Pommern, eröffnet wird, überlaſſen, die zur Anzeige gebrachten 
Kontravenienten zu N. N., für dieſen erſten Fall der Kontravention, der doch wohl 
mehr auf Unachtſamkeit, als gefliſſentliche Geſetzverletzung ſchließen läßt, in eine maͤßige 
18* 


| 
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Polizeiſtrafe von höchſtens fünf Thalern für jeden Einzelnen zu nehmen, und eine nach⸗ 
druͤckliche Verwarnung und Androhung ſtrengerer Ahndung wegen nochmaliger Ueber⸗ 
ſchreitung der Geſetzesvorſchrift eintreten zu laſſen. 

Die Beilagen obigen Berichts gehen hierneben zurück. (Ann. IV. S. 390.) 

J) Gegen die Anſicht des unter $. gegebenen R. v. 1. Nov. 1814 ſpre⸗ 
chen ſich die Geſetzreviſoren mit vollkommenem Rechte dahin aus, daß, 
wenn Juden gegen eine der beiden Bedingungen kontraveniren, an welche 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechts geknüpft, der Verluſt des letzteren 
lediglich durch Urtel und Recht erkannt werden darf, da es ſich um 
ein jus status und um eine außerhalb des Gebietes der Polizei liegende 
Strafe handele. 

(Pens. XII. S. 309. flg.) 

s. Auch Koch nimmt an, daß dieſe zweite Verpflichtung, an welche 

die Fortdauer des Staats bürgerrechts geknüpft, nicht als Reſolutiv⸗Bedin⸗ 
gung anzuſehen, in welchem Falle durch den Gebrauch jüdiſcher Buchſtaben 
das Staatsbürgerrecht ipso jure verloren ginge, wovon die Folge wäre, 
daß der Grundbeſitz eines ſolchen Juden fiskaliſch verkauft und er auf die 
ihm vor Erwerbung des Staatsbürgerrechts geſtattet geweſenen Gewerbe 
beſchränkt würde; vielmehr ſei jene Beſtimmung ſo zu verſtehen, daß den 
Juden nur eine Verpflichtung auferlegt worden; nur von dieſer, nicht von 
einer Bedingung ſpreche das Geſetz; die Nichterfüllung einer Verpflich— 
tung habe aber nach L. R. I. 5. 88. 393. 394. zur Foige, nicht den Verluſt 
des gegen Uebernahme der Verpflichtung erworbenen Rechts ipso jure, Top, 
dern nur, daß der Verpflichtete zur Erfüllung angehalten werden kann. Es 
könne daher auch der Staat die jüdiſchen Staatsbürger nur zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtung durch Zwangsmaßregeln, weiche in angemeſſenen Stra- 
fen beſtehen, anhalten. 
“AB. Außer bieten vorſtehend sub A. gedachten beſonderen Arten, wie das 
Indigenat der Juden verloren geht, kennen die beiden nachfolgenden Res 
ſkripte noch eine dritte Art, nämlich den Rücktritt getaufter Juden 
zur jüdiſchen Religion. Es bemerken 

a) das R. des Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 30. Mai 1815 an 


den Staatsrath le Coq. 
Die N. N. hierſelbſt, welche als einlaͤndiſche Juͤdin geboren, dann zur chriſtlichen Res 
ligion übergegangen und nach der Publikation des Ed. v. 11. März 1812 wieder Juͤ⸗ 


din geworden iſt, hat das Ew. Hochwohlgeboren bekannte, auf ihren Ber. v. 12. Sept. 


v. J. mittelſt der Ihnen unterm 23. deſſelben Monats zugegangene Verfügung abge⸗ 
lehnte Geſuch, um ihre Duldung und Naturaliſation bei Sr. Durchlaucht dem Herrn 
Staats-Kanzler erneuert, und es iſt letzterer mit dem Seitens des unterzeichneten Min. 
damals aufgeſtellten Grundſatze, 

daß ein getaufter Jude, der von Neuem zum jüdiſchen Glauben uͤbertritt, 

als ein fremder Jude behandelt werden müſſe, | 
und dem gegen die N. N. beobachteten Verfahren, einverſtanden. 

Indem Ew. Hochwohlgeboren dies zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht wird, 
fe Sie zugleich veranlaßt, auch in andern Faͤllen ſolcher Art demgemaͤß zu 
verfahren. 

b) R. deſſelben Min. (v. Schuckmann) an die K. Reg. zu Breslau. 

Nach an das Min. der G. und Med. Ang. unterm 10. März d. J. erſtatteten Bericht 
des K. Konſiſtorii zu Breslau beabſichtigt der dortige, vor 10 Jahren getaufte Kauf⸗ 
mann N. N. wiederum zum juͤdiſchen Religions⸗Cultus zuruͤckzutreten. 

In Beziehung auf die dem K. Konſiſtorio vom genannten Minifter hierauf gewors 
dene, abſchriftlich beiliegende Reſolution v. 20. Juni c. wird die K. Reg. hierdurch ver⸗ 
anlaßt, dem N. N., wenn er zur jüdiſchen Religion zurückgetreten, den Emigrations⸗ 
Konſens zu ertheilen, und ihm anzuweiſen, ſich einen Wohnſitz außer Landes zu ſuchen, 
indem das Edikt wegen des Staatsbürgerrechts der Juden ſolches nur den derzeit im 
Lande befindlichen Juden zugeſichert, alle ſpaͤtere Ertheilungen deſſelben vom Min. 
des Innern abhängig macht, ich aber kein esweges diejenigen deſſen wuͤrdig halte, die 
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mit der Religion ein frevelhaftes Spiel der Konvenienz oder des Wankelmuthes treiben, 
und Se. Maj. der König dieſen Grundſatz bereits Höchſtſelbſt in ähnlichen, zur unmittele 
baren Kenntniß gekommenen Fällen gebilligt hat. (Hoffmann a. a. O. S. 52.) 

Vorſtehende Beſtimmungen entbehren durchaus des geſetzlichen Fun⸗ 
damentes. Mit dem Uebertritt zum Judenthum iſt der Verluſt des Preu⸗ 
ßiſchen Indigenats durch kein Geſetz verknüpft; ein Miniſter hat im Preu— 
ßiſchen Staate aber nicht das Recht ein Geſetz zu machen, durch welches 
das Indigenat genommen wird und beſtände wirklich ein ſolches Geſetz, ſo 
würde deſſen Anwendung auf den einzelnen Fall dem Richter zukom⸗ 
men 1). Somit liegen in jenen Reſkripten mehrfache Ueberſchreitungen der 
dem gedachten Minifterio zuſtehenden Befugniſſe und der Richter wird des 
halb vorkommenden Falles auf dieſelben keine Rückſicht nehmen. 

C. In wie weit der Verluſt des Indigenats in den alten Provinzen durch 
Ueberſiedelung in die neuen verloren gehe, darüber f. Abtheilung III. 


5 Wiertes Kapitel. 


Das Gemeinde- Bürgerrecht der Juden in den alten 
| Provinzen. 


| I 
Das ſtadtiſche Bürgerrecht und deſſen Folgen. 

A. Erwerb deſſelben durch die alte St. O. von 1808. 

1) R. des Min. des Inn. v. 27. Febr. 1809. 

Schutzjuden find eben fo gut, als andere Bewohner der Städte, zur Erlangung 
des Bürgerrechts berechtigt, und unter den im 23. $. der St. O. aufgeftellten Bedin⸗ 
dern ſogar dazu verpflichtet, indem das Geſetz hier nicht auf die ſtaatsbuͤrgerlichen, 
ondern lediglich auf die Kommunalverhältniſſe der ſtädtiſchen Bewohner Rückſicht 
nimmt. — Sie nehmen indeß, nach Erlangung des Bürgerrechts, an den Rechten und 
Befugniſſen der Bürger nur ſoweit Antheil, als ſolches die Beſchränkniſſe ihres ſtaats⸗ 
bürgerlichen Verhältniſſes geſtatten; d. h. dieſe werden in keinem Falle durch das Bür: 
gerrecht einer Stadt aufgehoben oder modificirt. — Den Buͤrgereid muͤſſen fe in ih⸗ 
ren Synagogen unter der Beobachtung der gewöhnlichen Foͤrmlichkeiten ihrer Religion 
ableiſten. (Rumpf's St. O. S. 16). 

2) Koch nimmt gegen dieſes Reſkript an, daß deſſen Anſicht nur dann 
richtig ſein würde, wenn es ausgemacht waͤre, daß Jemand Mitglied einer 


Kommune ſein kann, ohne Mitglied der Staatsgeſellſchaft, welche in Kom⸗ 


munen zerfällt, zu fein. Der 8. 23 der St. O., welcher vorſchreibt, daß 
wer bis zur Publikation derſelben ſtädtiſche Gewerbe betreiben oder Grund: 
ſtücke in einer Stadt erworben haben ſollte, ohne das Bürgerrecht beſeſſen 
zu haben, letzteres ſogleich gewinnen, oder das Gewerbe niederlegen und 
das Grundſtück veräußern müſſe, beziehe ſich nicht auf Juden, ſondern auf 
Staatsbürger, welche ftädtifche Gewerbe betrieben, und ſtadtiſche Grund⸗ 
ſtücke erworben hatten, ohne bis dahin das Bürgerrecht nachgeſucht zu haben. 
a. a. O. S. 179.) 

Diese Anſicht erſcheint allerdings begründet, iſt auch demnaͤchſt in dem 
R. des Min. des Inn. und der Pol. v. 22. Okt. 1835 ausgeſprochen wor⸗ 
du Vergl. Letzteres Abthl. II. Abſchn. VII., das Herzogthum Weſtpha⸗ 
en betr. AA 

B. Erwerb des ftädtifchen Bürgerrechts durch das Ed. von 1812: 

Nach $. 7 deſſelben genießen die Juden gleiche bürgerliche Rechte und 
Freiheiten mit den Chriſten, fie können ſich nach $. 10 in den Städten 
gleich dieſen niederlaſſen, Grundſtücke erwerben, Gewerbe betreiben. Sie 
haben mithin auch die Berechtiaung und im Falle des §. 23 der alten St, 
O. die Verpflichtung, ſtädtiſche Bürger zu werden. 


) Vergl. oben sub 1. b. bb. 
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C. Das Recht auf Gemeinde⸗Aemter. Vergl. hierüber unten 
Kap. VI. sub II. 1. N 

D. Gleichheit der Abgaben mit anderen Bürgern. 

Die Nichtbeachtung des §. 14 des Edikts (daß die Juden mit beſonderen 
Abgaben nicht belegt werden dürfen), Seitens des Magiſtrats zu Inowra⸗ 
claw rück ſichtlich der Ortsabgaben, rief das R. des Min. des Inn. (Köhler) 
an denſelben und in Abſchrift an die K. Reg. zu Bromberg hervor. 

Auf die in der Vorſtellung v. 21. v. M. enthaltene Beſchwerde des Magiſtrats zu 
Inowraclaw über die Aufhebung des von den dortigen Juden bisher entrichteten Ge⸗ 
werbekanons iſt ſchon um deshalb nichts zu verfügen, weil Derſelbe die Verfuͤgungen der 
Reg. und des Ober⸗Präſidii, gegen welche die Beſchwerde gerichtet iſt, nicht vera ehügt 
hat. Sollte der Magiftrat aber auf die Sache zurückkommen, ſo wird Seinerſeits naͤ⸗ 
her nachzuweiſen ſein, worauf Seine angebliche Befugniß, die Juden zur Entrichtung 
beſonderer Abgaben anzuhalten, ſich gruͤndet, da die von Ihm angezogene Uſance 
hierzu nicht hinreicht. Jedenfalls wird der Stadt, wenn die Juden von beſonderen Ab⸗ 

aben befreit werden, unbenommen bleiben, ſie zu allen denjenigen Leiſtungen anzuzie⸗ 
SS zu welchen die Chriſten verbunden er (Ann. XI. S. 974.) 


Das ländliche Gemeinde-Recht. 

Der $. 10 des Ed. ſtellt den Juden frei, ſich auf dem platten Lande nie⸗ 
derzulaſſen und der 9. 11, daſelbſt Grundſtücke zu erwerben. Sie werden 
dadurch Mitglieder der ländlichen Gemeinde und haben nach $. 8 auch ein 
Recht auf Erlangung der ländlichen Gemeindeämter. 


Jünftes Kapitel. 


Der Erwerb von Grundeigenthum und der mit demſelben 
verbundenen Ehren: cb politiſchen Rechte. 


Erwerb von Grundeigenthum. 

Das Ed. v. 11. März 1812 ſtellt die Juden in Betreff des Erwerbes 
von Grundeigenthum den Chriſten völlig gleich. Es beſtimmt im §. 11: 

„Sie (die Juden) können Grundſtücke jeder Art, gleich den chriſtlichen 
Einwohnern erwerben.“ 

Gegen dieſes klare Geſetz ſind die Juden bis in die neueſte Zeit durch Mi⸗ 
niſterial⸗Verordnungen am Erwerb von Bergwerks⸗Eigenthum verhindert 
worden. Es hatte nämlich vor Erlaſſung des Ed. von 1812 wegen Zu« 
laſſung von Juden zu dem Beſitz von Berg⸗Eigenthum ein Cirk. des 
Bergwerks⸗ und Hütten⸗Departements des damaligen General⸗Direktorii 
v. 15. Dec. 1803 verordnet: | | 

Da, wo ſpezielle Geſetze es nicht verbieten, foll es den Juden geſtattet ſein, Bergan⸗ 
theile zu beſitzen; jedoch werden darunter nur wirkliche Schutz⸗Juden, beſonders die, 
welche mit Häufern angeſeſſen oder zu deren Akquiſition befugt find, wirkliche Handlung 
haben, oder als Doctores im Staat leben, verſtanden. 

Wo es aber nicht durch ſpezielle Geſetze erlaubt iſt, koͤnnen Me weder als Eigenlöhner 
ſelbſt Bergeigenthum muthen, noch Lehnträger und Verleger ſein. 

Obgleich nun dieſe Beſtimmung, in ſoweit ſie alle andern als wirkliche 
Schutz⸗Juden von dem Antheil an Berawerks Eigenthum ausſchließt, 
jede Bedeutung verloren, ſeitdem die inländiſchen Juden in den alten Pro: 
vinzen Staatsbürgerrecht erlangt haben, und der Unterſchied zwiſchen Schutz⸗ 
und geduldeten Juden weggefallen, ſo ſollte dennoch die für letztere 
darin ausgeſprochene Beſchränkung auch für jene Staatsbürger nach 
dë End R. v. 30. Dec. 1822 an das ſchleſiſche Ober Berg: Umt fort⸗ 

eſtehen: 

Das K. Min. des Innern will zwar die Juden an der Theilnahme am Bergbau, auf 
den Grund der Vorſchrift des A. L. R. II. XVI. 8. 136 nicht ausdrücklich hindern — 
wiewohl es bei den zur Zeit der Emanation des Landreches vorhandenen Juden⸗Geſetzen 


Staatsrechtl. Verhaͤltn. der J. in den alten Provinzen. 279 


noch dahin ſtehet, ob die dort enthaltene Beſtimmung „ohne Unterſchied der Re⸗ 
ligion“ überhaupt auf Juden Anwendung findet, und nicht vielmehr von den verſchie⸗ 
denen Konfeſſionen des chriſtlichen Glaubens zu verſtehen iſt? kann jedoch nicht zugeben, 
daß die Bekenner der moſaiſchen Religion als Lehnsträger angenommen werden. 

Dieſer §. 136 lautet: ) | 
„Fremde können fo gut als Landeseinwohner, ohne Unterſchied der Religion, an dem 
Bergbau Theil nehmen, und genießen dabei mit dieſen voͤllig gleiche Rechte.“ 

Da dies Geſetz von Fremden ſpricht, inländiſche Juden in den alten 
Provinzen aber Staatsbürger ſind, ſo hat jenes Min. R. nur dann einen 
Sinn, wenn es auf ausländiſche Juden bezogen wird. Daß dies aber nicht 
der Zweck war, erhellt aus den folgenden Verfügungen. 

Das Min. R. an das Schleſiſche Ober⸗Berg⸗Amt v. 30. März 1825 un⸗ 
terſagte nämlich ausdrücklich, den Juden Schürfſcheine zu ertheilen (da das 
Schürfen der Weg iſt Muthungsrechte zu erwerben). 

Ebenſo lautet ein ſolches R. v. 6. Okt. 1836. 

Da den Juden die Befugniß zu ſchürfen und zu muthen unbedingt abgeſprochen wor⸗ 
den iſt, mithin die etwa von ihnen eingelegten Muthungen als nicht angebracht betrach⸗ 
tet werden müſſen, fo folgt von ſelbſt die gänzliche Wirkungsloſigkeit ſolcher Muthungen. 

Ein Min. R. v. 13. Dec. 1825 endlich erklärt die Subſtitution eines 
Juden als Lehnträger, ſo wie die Bevollmächtigung eines ſolchen als 
Kaſſenführer für unzuläßig. | | 

Dieſe den Geſetzen direkt zuwider laufenden Min. Verf. wurden erſt un⸗ 
ter einem ſpäteren Min. aufgehoben durch das an das Schleſiſche Ober-Berg⸗ 
Amt gerichtete R. des Fin. Min. v. 30. Nov. 1839, welches wörtlich 
verordnet: 

„daß die Juden in der Provinz Schleſien fernerhin nicht, wie disher, nach einer V. des 
General⸗Direktoriums v. 29. Nov. 1803 geſchehen ift, von der unmittelbaren Erwerbung 
des Bergwerks-Eigenthums ausgeſchloſſen, vielmehr, wie Jedermann, befugt erachtet 
werden ſollen, nach den zum Bergwerks⸗Regal gehörigen Mineralien mit Erlaubniß der 
Bergwerks⸗Behoͤrde zu ſchuͤrfen, die demnaͤchſt aufgefundene Lagerſtätte zu muthen und 
im Wege der Verleihung den geſetzlichen 19 gemäß zu erwerben.“ 


Erwerb der mit dem Grundeigenthume verbundenen Ehren: 
Aen und politiſchen Rechte. 

In Anſehung der mit dem Grundeigenthum verbundenen, über das bür⸗ 
gerliche Recht hinausreichenden, Rechte ſind die Juden auch in den alten 
Provinzen noch den weſentlichſten Beſchränkungen unterworfen, in Bezie⸗ 
hung nämlich auf das Patronat, die — und die Standſchaft. 


| Das Patronat. 190 
Das mit dem Grundeigenthume verbundene Patronat über chriſtliche 
Kirchen ſteht den Juden ſchon nach dem L. R. II. 11. §§. 582. 583 nicht 
zu. Spezielle Vorſchriften für dieſen Fall enthält das G. v. 30. Aug. 1816 
Vergl. hierüber Abth. 1. Abſchn. 3 II. sub III. Seite 48. 


Die Patrimonialgerichtsbarkeit. | 

In den alten Provinzen befteht überall noch die Patrimonial-Gerichtsbar⸗ 
keit, d. h. das mit dem Beſitze einer gewiſſen Art von Gütern verbundene 
Recht der Gerichtsbarkeit 1). Dieſe Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit geht nach 
L. R. II. 17. §. 24, „mit dem Eigenthume des Grundſtücks, welchem fie 
beigelegt iſt, auf jeden folgenden Beſitzer über.“ Daß von dieſem Geſetze 
eine Ausnahme für den Fall eintreten ſolle, wenn ein Jude ein mit der Pa⸗ 
trimonial⸗ Gerichtsbarkeit verſehenes Gut erwirbt, hat das Ed. v. 11. März 


— 
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1812 nicht vorgeſchrieben; §. 7. des Ed. verordnet aber, daß die Juden, 
ſofern dieſe V. nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und 
Freiheiten mit den Chriſten genießen; ſomit geht alſo auch jenes Recht der 
Gerichtsbarkeit mit dem Grundſtücke ſelbſt auf fie über ). Dieſes Recht iſt 
den Juden als ein im Jahre 1815 bereits beſtandenes, durch Art. 16 der 
Bundesakte garantirt )). 


Die Ausübung dieſes Rechtes in eigener Perſon erſcheint nach den §F. 8. 
9. des Ed., ihre nur beſchränkte Berechtigung zum unmittelbaren und mittel⸗ 
baren Staatsdienſte betr.) unzuläſſig; dagegen haben ſie gleich den Chriſten 
die Berechtigung, die Jurisdiktion auf den betreffenden Gütern durch einen 
von ihnen zu ernennenden Juſtitiar in ihrem Namen ausüben zu laſſen. 
Es ergiebt ſich dies daraus, daß ihnen dies Recht nicht ausdrücklich genom⸗ 
men iſt. Außerdem aber weiſt auch das A. L. R. bei der Patrimonial⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit (II. 17. §. 29), insbeſondere wegen Uebertragung der mit dem 
Gutsbeſitzer verbundenen Ehrenrechte auf das hin, was von dem dinglichen 
Patronatrechte gilt und ſowohl dieſerhalb als wegen der vollkommenen na, 
logie des Falles würde im Zweifel die Beſtimmung des L. R. I. 11. 8.583 
zur Anwendung kommen, wonach ein Jude das Patronatrecht über eine 
Kirche zwar nicht ausüben darf, es ihm dagegen freiſteht, dieſe Ausübung 
während ſeiner Beſitzzeit einem Andern zu übertragen. Hiermit ſtimmt denn 
auch das folgende R. überein, welches von der mit der Patrimonial-Ge⸗ 
richtsbarkeit verbundenen Poli zei⸗Gerichts barkeit ſpricht. | 


R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (v. Brenn), v. 25. April 1831. 
an die K. Reg. zu Oppeln. Juden, als Gutsbeſitzern oder Pächtern, kann 
die perſönliche Ausübung der Polizei⸗Gerichtsbarkeit nicht geſtattet werden. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf den Ber. v. 29. v. M., nach welchem bei Ihrem Kolle⸗ 
gium eine Meinungsverſchiedenheit darüber obwaltet: 
ob einem Juden die Ausuͤbung der Polizei-Gerichtsbarkeit geſtattet werden könne, 
wenn er Beſitzer oder auch bloß Pächter eines mit dieſer Gerichtsbarkeit beliehenen 
Gutes ſei? 
daß ich demjenigen Theile des Kollegiums beiſtimme, welcher dafür annimmt, daß Ju⸗ 
den, in welchem Verhaͤltniſſe dies auch ſei, zur perſönlichen Ausuͤbung der Polizei⸗ 
gewalt nicht qualifizirt ſeien. (Ann. AV. 357.) 

Dagegen nahm, auf die erwähnten $$. 8. 9. des Ed. geſtützt, das R. 
des Juſt. Min. v. 23. März 1835 an, daß jüdiſche Gutsbeſitzer ein Amt 
bei dem Depoſitorio ihres Patrimonialgerichts nicht übernehmen dürfen. 

(Min. A. I. 1061. Gen. D. 15. Vol. 7. fol. 91. Erg. zur Dep. O. III. 5. 27.) 


C. | | 
| Ständiſche Rechte. | — 
Daß die ſtändiſchen Rechte, welche mit dem Grundbeſitze durch die provin⸗ 
zialſtändiſche Geſetzgebung verbunden worden, den Juden nicht mit verlies 
hen, darüber vergl. Abth. I. Abſchn. IV. Kap. II. sub Ill. S. 48. 


1 Koch bemerkt S. 178 Note 9: „In Betreff der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
findet ſich eine beſondere Verordnung nicht; daß die Juden aber keinen Juſtitia⸗ 
| Sr Ier ite koͤnnen, folgt aus ihrer Unfähigkeit zur Ausübung politiſcher 
Herr Koch vergißt anzuführen, wo dieſe unfähigkeit zur Ausübung politifcher 

Rechte ausgeſprochen. Dies wuͤrde allerdings ſchwer fallen, da es nirgend ge⸗ 


ſchehen. 
2) Vergl. die allg. hiſtoriſche Einleitung Abſchn. IV. S. 
30 S. Kap. VI. 
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0 1 Sechſtes Kapitel. i 
Berechtigung und Verpflichtung der Juden zum Staats— 
Dän | dienſte in den alten Provinzen. 
L 
Der Militairdienſt. 
Hierüber vergl. die Darſtellung Abthl. I. Abſchn. V. Kap. II. S. 51 ff. 
II. 
Der Civil⸗Staatsdienſt. 


Nachdem der 9. 7. des Ed. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürger⸗ 
liche Rechte und Freiheiten mit den Chriſten zugeſprochen, ſofern dieſe Ver⸗ 
ordnung nichts Abweichendes enthält, fährt daſſelbe in den 88. 8. 9. fort: 

$..8.: Sie können daher auch akademiſche Lehr- und Schul-, auch GemeindesXemter, 
zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

$. 9. In wiefern die Juden in andern. Öffentlichen Bedienungen und Staatsämtern 
zugelaffen werden koͤnnen, behalten Wir uns vor, in der Folge der Zeit geſetzlich zu 
beſtimmen. 

Dergleichen geſetzliche Beſtimmungen, welche die betreffenden Rechte der 
Juden erweitern, ſind jedoch bis jetzt nicht erlaſſen worden und es bildet ſo⸗ 
mit der $. 8 die alleinige Grundlage der beſtehenden Verfaſſung. Das in 
demſelben enthaltene Zugeſtändniß ſteht in Betreff der zum deutſchen Bunde 
gehörigen Provinzen, alſo für die Mark, Pommern und Schleſien, unter 
der Garantie des deutſchen Bundes laut §. 16 der Bundesakte 1), iſt je⸗ 
doch, wie ſogleich zu zeigen, mehrfach verletzt worden. Bevor zu den eine 
zelnen Aemtern übergegangen wird, welche den Juden verſtattet oder nicht 
verſtattet ſind, iſt 

1) der allgemeinen Verfügung zu gedenken, daß Juden, welche den Frei⸗ 
heitskrieg als Freiwillige mit gefochten, an den Verſprechungen nicht Theil 
haben, die den freiwillig Theilnehmenden in Betreff einer Verſorgung im 
Staatsdienſte gemacht wurden. Es beſtimmt hierüber das R. des Min. 
d. Inn. (Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Reg. zu Danzig. 

Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 30. v. M. eröff⸗ 
net, daß wenn der moſaiſche Glaubensgenoſſe N. N. durch die freiwillige Theilnahme 
an den Feldzügen 1814 gleiche Anſpruͤche auf die Verſorgung im Staatsdienſte erwor⸗ 
ben hat, er ſolche doch des jüdiſchen Glaubens wegen nicht geltend machen kann, indem 
die allgemeine Vorſchrift des Ed. v. 11. März 1812 im g. 9 ohne irgend eine Ausnahme 
in Anwendung gebracht werden muß. (Ann. X. S. 941.) 

2) In Betreff der akademiſchen und Schulämter beſtimmte die 
Bekanntmachung des Geheimen Staatsminiſterii v. 4. Dec. 1822, in Be⸗ 
zug auf das Ed. v. 11. März 1812 wegen nicht ferner ſtattfindender Zulaſ⸗ 
fung der Juden zu den akademiſchen Lehr und Schulämtern. | 

Seine Maj. der König haben durch Hoͤchſte Kab. Ordre v. 18. Aug. d. J. die Bes 
ſtimmung des Ed. v. 11. März 1812, 8%. 7 und 8., | 

wonach die für Einländer zu achtenden Juden zu akademiſchen Lehr- und Schul⸗ 

Aemtern, zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, zugelaffen werden ſollen, 
wegen der bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältniſſe auſgehoben, welches hier⸗ 
durch bekannt gemacht wird. Berlin, den 4. Dec. 1822. N 

Koͤnigl. Geh. Staats⸗Miniſterium. 
v. Voß. v. Altenſtein. v. Kircheiſen. v. Bülow. v. Schuckmann. 
v. Lottum. v. Klewiz. v. Hake. 
(G. S. 1821. S. 24.) 


1) Vergl. allgemeine Einleitung Abſch. IV. S. 19. 
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Dieſem Geſetze ſteht die Bundesgeſetzgebung entgegen. Der $. 16 der 
Bundesakte v. 8. Juni 1815, von Preußen ſelbſt und Oeſterreich hervor⸗ 
gerufen, garantirt den Juden in Deutſchland die ihnen von den einzelnen 
Bundesſtaaten bereits eingeräumten Rechte. Im Jahre 1822 war aber 
das Recht der Juden auf die gedachten Aemter aus dem Geſetze von 1812 
in voller Rechtsgültigkeit und bereits zur faktiſchen Ausführung gekommen!). 


3) In Anſehung der Gemeindeämter und zwar 
a) in den Städten, ſpricht 


aa) der §. 8 des Ed. ihnen zwar das Recht auf dieſelben zu und es 
iſt auch dies Geſetz ins Leben übergegangen; es iſt den Juden jedoch neuer: 
dings ein Theil dieſes Rechtes wiederum genommen worden. Es beſtimmt 
nämlich | 

bb) der $. 89 der revidirten Städte Ordnung v. 17. März 1831: 


„Zu den Stellen der Bürgermeiſter oder Oberbuͤrgermeiſter ſind nur diejenigen fähig, 
welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen.“ | 


Auch die ſes Geſetz verſtößt gegen die Bundesgeſetzgebung und es gilt 
von demſelben ganz das ad.2 Erwähnte. 


cc) R. des. K. Min. d. Inn. u. d. P. v. 2. Jan. 1841. Zutritt von 
Juden in Magiſtrats-Kollegien. 

Anliegend erhält die K. Reg. eine Beſchwerde des Kaufmanns N. zu N. daruber, 
daß ſie ihm, als Juden die Fahigkeit abſpricht, in ein Magiſtrats⸗Kollegium einzutre⸗ 
ten, weil dies Kollegium die Polizei zu verwalten hat. 

Nach dieſer Deutung des G. v. 11. März 1812 würde aber die §. 8. den Juden zuge: 
ſtandene Befugniß, Gemeindeämter anzunehmen, hinſichtlich der Anſtellung bei den 
Magifträten ganz aufgehoben fein, da auch kaum eine ſtädtiſche Subalternenſtelle ge: 
funden werden möchte, bei welcher nicht irgend eine Mitwirkung bei der Polizeiverwal⸗ 
tung möglich wäre. Daß es aber nie die Abſicht geweſen iſt, die Juden deshalb von 
den Magiſträten ganz auszuſchließen, wird ſchon durch die rev. St. O. bewieſen, nach 
deren $. 89. nur zu den Stellen der Oberbuͤrgermeiſter oder Bürgermeiſter keine Juden 
SCC werden dürfen. Bei denjenigen Stellen, deren Inhaber fonft mit der Aus- 
übung der Polizei perfönlich und direkt beauftragt find, wird, da die Polizei immer nur 
im Auftrage des Staats ausgeführt wird, dieſe Stellen daher als kommiſſariſch zu ver⸗ 
waltende Staatsaͤmter zu betrachten find, derſelbe Grundſatz gelten müſſen, welcher auch 
auf die Dorfſchulzen in Anwendung gebracht werden muß. Andere Kommunalämter, 
welche den Beamten nur in den Fall bringen können, gelegentlich ein Gutachten oder 
Votum über eine polizeiliche Angelegenheit abgeben, oder im Bureaux Arbeiten, die auf 
eine ſolche ſich beziehen, in einer ſubalternen Stellung, und ohne perſönliches Hervor: 
treten bei der Exekution von Polizei-Maßregeln, fertigen zu müſſen, koͤnnen unbe⸗ 
denklich von Juden verwaltet werden. (V. Min. Bl. 1841. S. 8.) 


b) Gemeindeämter auf dem Lande. * d 

Cirk. R. des K. Min. d. Inn. u. d. P. (Köhler) an die K. Reg. zu 
Cöslin und abſchriftlich an ſämmtl. Reg. der alten Provinzen, v. 4. Mai 
1833. Juden können nicht zu Schulzenämter gelaſſen werden. 


———ꝛ—ů— niUiA—˙7n x e mm 


1) Weiß, Syſtem des deutſchen Staatsrechts, Regensburg 1843 bemerkt S. 236. 
„Eine bürgerliche Verſchlechterung ihrer (der Juden) Lage gegen den Beſitzſtand, 
wie ſolcher am Tage des Abſchluſſes der Bundesakte geweſen, iſt innerhalb des 
Bundesgebietes unſtatthaft. Daher kann ein deutſcher Bundesſtaat in ſeinen 
zum Bunde gehörenden, Beſitzungen keine neue Judenord nung einführen, 
welche ſolche Rechte aufhebt, die am 8. Juni 1815 den Juden zugeſtanden haben. 

Die Bundesverſammlung kann gegründete Beſchwerden wegen Verletzung 
eines durch den ſechszehnten Artikel begruͤndeten Rechts, wenn auf deshalb zuvor 
an die unmittelbare Regierung gerichtete Vorſtellung keine Abhülfe erfolgt iſt, 
annehmen und die zu deren Erledigung geeigneten Beſchlüſſe faſſen und in Voll⸗ 
zug feßen, 
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Da alle Polizeiverwaltung nur im Auftrage der Staatsgewalt ftattfindet, fo muß 
auch — wie der K. Reg. auf die Anfrage v. 13. v. M. wegen der Qualifikation eines 
jüdiſchen Staatsbuͤrgers zur Uebernahme des Schulzendienſtes, eröffnet wird —jedes Amt, 
mit welchem eine ſolche Verwaltung verbunden iſt, in dieſer Beziehung als ein Staats⸗ 
amt betrachtet werden. Auch iſt dies in den Sädten der Fall, daher auch in denſelben 
Juden, obgleich zu bloßen Kommunalämtern wählbar, dennoch zu ſolchen nicht würden | 
zugelaffen werden können, mit welchen eine polizeiliche Funktion verbunden iſt. Da | 
nun bei den Schulzenaͤmtern dasjenige, was fie als Kommunalämter bezeichnet, nicht | 
von demjenigen getrennt werden kann, wonach ſie als Staatsämter zu betrachten find, | 
fo ift ein Jude nach den ſeither ſchon vom Miniſterium betrachteten Grundſaͤtzen zur | 
Ausuͤbung des Schulzenamts, bei welcher er übrigens ohnehin nach der noch immer | 
herrſchenden öffentlichen Meinung große Schwierigkeiten finden würde, nicht für fähig | 
zu erachten, hiernach aber im vorliegenden und in künftigen Fallen zu verfahren. 

(Ann. Bd. 17. S. 442.) N | 

Die Beſtimmung des vorſtehenden R., fo wie des v. 2. Jan. 1841 er⸗ 
ſcheint der geſetzlichen Beſtimmung des 8. 8. des Ed. gleichfalls zuwider. 
Dies G. geſtattet den Juden ohne Ausnahme alle Gemeindeämter und 
macht keinen Unterſchied, ob eine polizeiliche Gewalt mit denſelben verbun⸗ 
den, oder nicht. Hätte das G. dieſen Unterſchied machen wollen, ſo würde 
es ihn ausdrücklich ausgeſprochen haben, da im Jahre 1812 wie jetzt mit 
Gemeindeämtern polizeiliche Gewalt verbunden war. So wenig nun der 
Richter das Recht hat, Diſtinktionen zu machen, die das Geſetz nicht kennt, 
ſo wenig hat dies Recht eine Adminiſtrativ⸗Behörde und es erſcheinen dem⸗ 
gemäß die beiden R. v. Mai 1833 und 2. Jan. 1841 dem Geſetze entge⸗ 


gen, alſo nicht bindend. 

4) Schiedsmänner. 

K. O. v. 29. April 1835 an den Juſt. Min. Mühler und Mm. des 
Inn. u. d. P. v. Roch ow, mitgetheilt durch R. des Letzteren v. 7. Mai 
1835 an die Oberpräſidenten von Preußen, Pommern, Brandenburg, 
Schleſien und Sachſen. Juden ſind von dem Amte eines Schiedsmannes 
ausgeſchloſſen ). | 

Wenn gleich die jüdiſchen Staatsbürger nach der Beſtimmung des G. v. 11. März 
1812 zu Kommunalaͤmtern befähigt ſind, ſo kann dies doch nicht auf den Beruf eines 
Schiedsmannes ausgedehnt werden. Die Schiedsmänner werden zur Schlichtung ftreis 
tiger Rechtsangelegenheiten gewählt, ſie ſtehen unter der Aufſicht der Provinzialgerichts⸗ 
hoͤfe, die von ihnen abgeſchloſſenen Vergleiche ſind für die Intereſſenten verpflichtend 
und werden von den Gerichten zur Ausführung gebracht. Ihr Amt iſt daher als ein 
richterliches zu behandeln und von der Verwaltung richterlicher Lemter find die jüdiſchen 
Staatsbürger geſetzlich ausgeſchloſſen. Ich überlaſſe Ihnen auf Ihren Bericht v. 13. d. 
M. nach dieſer Beſtimmung weiter zu verfügen. Sollte hinſichtlich der beſondern Ber: 
hältniſſe im Großherzogthum Poſen hierunter eine Ausnahme nöthig werden, ſo will 
ich Ihren beſonderen Bericht erwarten. (Ann. Bd. XIX. S. 339.) 

5) In Anſehung der Feldm eſſer bemerkt das R. des Min. des Han⸗ 
dels u. d. Inn. v. 31. Jan. 1820, daß Juden, da erftere öffentliche Beam⸗ 
ten, als Fele meſſer nicht angeftellt werden könnten. 

(Ann. IV. S. 700.) 
Hiermit im Widerſpruch ſteht 

6) Das R. v. 2. Juli 1821 nach welchem jüdiſche Bau⸗Inſpekto⸗ 
ren im Staatsdienſte waren. Vergl. daſſelbe bei Abthl. J. Abſchn. X. 


Kap. I. sub. I. C. BB. 3. S. 98. 


— — — — — 


1) Es bezieht ſich dies auf das Inſtitut der Schiedsmaͤnner zur gütlichen Schlich⸗ | 
tung vorkommender Rechtsſtreitigkeiten, welches durch K. O. v. 13. Dec. | 
1826 zuerſt für die Provinz Preußen angeordnet wurde (Königsberger Amtsbl. 
1827. S. 279.), durch K. O. v. 14. Aug. 1832 für die Mark und Schleſien 
(Potsdamer Amtsbl. 1833. S. 69. Breslauer Amtsbl. 1833. S. 27.; durch 
K. O. v. 15. Febr. 1834 für Sachſen und durch K. O. v. 7. Juni 1834 für 
Pommern. (Stettiner Amtsbl. 1834. S. 187.) | 


` d 
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7) In Anſehung der Auktionskommiſſarien, das R. des Min. 
des Inn. (Erſte Abth. Köhler) v. 17. Aug. 1827 an die K. Reg. zu 
Magdeburg 1). 

In Beſcheidung auf den Ber. v. 30. v. M. wird der K. Reg. eröffnet, daß die Stel⸗ 
len der Auktionskommiſſarien zu den Staatsämtern gehören und alſo den Bekennern 
des jüdiſchen Glaubens nicht uͤbertragen werden können. 

(Ann. XI. S. 750.) g g 

8) Rückſichtlich der Scharfrichter das R. des Min. des Inn. (von 
Schuckmann) v. 24. Nov. 1820 an die K. Reg. zu Stettin. 

Auf den Bericht der K. Reg. v. 21. v. M. wird derſelben eröffnet, daß dem iſraeli⸗ 
tiſchen Staatsbürger N. N. die Erwerbung eines mit dem Privilegio der Abdeckerei 
verſehenen Grundſtücks nicht verwehrt werden kann; jedoch muß demſelben zur Bedin⸗ 
gung gemacht werden, in vorkommenden Criminalfällen für einen in aller Hinſicht zu 
Verrichtung der Exekutionen qualifizirten Stellvertreter Sorge zu tragen. 

(Ann. IV. S. 778.) 


Siebentes Kapitel. 


Die jüdiſche Religionsgeſellſchaft, die Unterrichts⸗Verhält— 
niſſe und die Armenpflege der Juden in den alten 
Provinzen. 


Hierüber vergl. die Darſtellung Abth. I. Abſch. IX. X. XI. und XII. 
S. 75.—202. 


Zweiter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in der Stadt Danzig 
D | und deren Gebiet. 


Von dem Gebiete, welches mit Danzig bei der zweiten Theilung Polens 
im Jahre 1793 an Preußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit bei 
Preußen; dem Uebrigen wurde ein neues Gebiet hinzugefügt und aus dieſer 
Geſammtheit der Freiſtaat Danzig geſchaffen. 

In dem Theile des Danziger Weich bildes, welches im Jahre 1807 Preu⸗ 
ßiſch verblieb, kam das Ed. v. 11. März 1812 ſofort bei deſſen Publikation 
zur Anwendung, was in Betreff des anderen größeren Theils natürlich 
nicht der Fall war. Es iſt daher nöthig, dieſe Gebiete näher zu beſtimmen. 

Zu den im Jahre 1807 unter Preußiſcher Herrſchaft gebliebenen Antheile 
des alten Danziger Gebiets gehören folgende Ortſchaften: 

J. Hoſpitalguͤter: 

1. Dorf Fidlin, 2. Puſtkovie Mankoczin, 3. Dorf Leppin, 4. Leppinſche Unterförfterei, 
5. Leppinſche Papiermuͤhle, 6. Kirchdorf Rambeltſch. 

II. Ortſchaften der Höhe: 

1. Dorf Braunsdorf, 2. Giſchkau, Puſtkovie, 3. Domke (Dominika), 4. dermberg, 
5. Seeberg, 6. Hauung, 7. Rothe Fluß, 8. Prauſterkrug, 9. Malenczin, 10. Johannes⸗ 
thal, emphyteutiſches Gut, 11. Kroenke, Puſtkovie, 12. Kaninchenberg, 13. Voßberg, 
14. Vorwerk Wartſch, 15. Barenkrug oder Neuwartſch, Puſtkovie, 16. Stychs, 
17. Hennings, 18. Pulvermühle, verfallen, 19. Barenberg. f 

III. Ortſchaften der Scharpau: 3 
1. Altebabke, Dorf, 2. Gut Polniſche Hube, 3. Dorf Beyershorft, 4. Gut Barenkampe, 
5. Dorf Groß Brunau, 6. Dorf Jankendorf, Dorf Klein Brunau, 8. Gut Küchwerder, 
9. Dorf Kalteherberge, 10. Dorf Laakenwald, 11. Dorf Scharpau, 12. Rehwalde, 


) In ſofern ſich das R. auch auf die Landestheile beziehen ſollte, welche zum Königs 
reiche Weſtphalen gehören, würde daſſelbe der früheren Weſtphäliſchen Verfaſ⸗ 
ſung, welche aufrecht erhalten worden, direkt zuwider laufen, da nach dieſer die 
Juden zu Staatsämtern fähig waren. Vergl. Abſchn. XIII. 
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13. Suſewalde, 14. Krupkerwald, 15. Swentekampe, 16. Kirchdorf Tiegenort, 
17. Krugpfüs, 18. Dorf Hinterthor, 19. Rohrplan oder Holm, 20. Horn⸗ oder Gurken⸗ 
kampe, 21. Tiegenorterwieſen, 22. Abgunſtkampe, 23. Rohrland, 24. Güldenkampe. 


Zu den im Jahre 1807 von Preußen an den Freiſtaat Danzig abgetrete⸗ 
nen und im Jahre 1814 mit dem Preußiſchen Staate wieder vereinigten 


Antheile des alten Danziger Gebiets gehören folgende Ortſchaften: 
1. die Stadt Danzig; 
H. d zwiſchen den Außenwerken gelegenen Vorſtaͤdte, mit Ausnahme des Biſchofs⸗ 
erges; e 
HL, die außerhalb der Feſtungswerke gelegenen Vorſtädte: 
1. Kniepab, 2. zweite Neugarten, 3. Molde, 4. Looſeberg, 5. der Weinberg, 
6. Schlapke, 7. Stadtgebiete, 8. Stadtſche Schellmuͤhle und 9. ein Theil von 
Neu⸗Schottland; 
IV. das Bauamt: 
1. Groß Waldorf, 2. Klein Waldorf, 3. Groß Plendorf, 4. Klein Plendorf, 
5. Neudorf, 6. Ganskrug, 7. Weishoff, 8. Polniſche Haken, 9. Strohdeich, 
10. Steindamm, 11. Sandweg, 12. Kreiſel; 
V. der Stuͤblauſche Werder: b 
1. Dorf Guͤttland, 2. Dorf Stüblau, 3. Dorf Kriefkohl, 4. Dorf Zugdamm, 
5. Dorf Oſterwick, 6. Dorf Trutenau, 7. Dorf Wosſitz, 8. Dorf Letzkau, 
9. Groß Zuͤnder, 10. Kaſemark, 11. Klein Zuͤnder, 12. Herzberg, 13. Langen⸗ 
felde, 14. Gottswalde, 15. Wotzlaff, 16. Grebinerfeld, 17. Schönau, 18. Sper⸗ 
lingsdorf, 19. Groß Scharfenberg, 20. Klein Scharfenberg, 21. Landau, 
22. Reichenbach 23. Weslinken, 24. Breitenfelde, 25. Schoͤnrohr, 26. Schmer⸗ 
block, 27. Vorwerk Grebin oder Herrengrebin; 
VI. von der ſogenannten Höhe: 
1 Dorf Ohra, 2. das adeliche Gut Nobel, 3. Dorf Gute Herberge, 4. Scharfenorth, 
5. Hundertmark, 6. Kemnade, 7. Muggenahl, 8. Prauſt, 9. Roſtau, 10. Ziplau, 
11. Giſchkau, 12. Neumühle, 13. Dorf Miggau, 14. Löblau, 15. Kahlbude, Eiſen⸗ 
hammer, 16. Schleuſenhaus, 17. Dorf Kowal, 18. Dorf Wonneberg, 19. Wirths⸗ 
haus Hölle, 20. Teichhaus, 21. Gaſthaus Tempelburg, 22. Gut Aſchbude, 
23. Dorf Zigankenberg, 24. Vorwerk Divelkau, 25. Ziegelei Dreilinden, 26. Gar⸗ 
ten Koͤnigsthal, 27. Allerengel neben der Lang fuhrſchen Allee, 28. Altſtaͤdtſche 
Ziegelei, 29. Garten Kabruns, Aſchbude, 30. Garten Reyhershof, 31. Kalk⸗ 
hel: emphyteutiſches Gut, 32. Rottmanke oder Rottmannsdorf, unbebauet, 
adlich; 
VII. die Nehrung: 
A. Außennehrung: 
1. Feſtung Weichſelmuͤnde. 2. Dorf Weichſelmuͤnde, 3. der Treidel, 4. Forſt⸗ 
Etabliſſement daſelbſt, Dorf Heubude, 6. Krakau, 7. Neufähr, 8. Bohnſack, 
9. Bohnſackerweide, 10. Wordel, 11. Gut Kronenhoff, 12. Dorf Schnackenburg, 
13. Schiefenhorſt, 14. Einlage; 
B. Binnennehrung: 
15. Nickelswalde, 16. Schönbaum, 17. Schoͤnbaumerweide, 18. Letzkauerweide, 
19. Prenzlaff, 20. Freien⸗Huben, 21. Krug Neuwelt, 22. Paſewark, 23. Gut 
Danziger Haupt; . 
C. Hinternehrung: 
24. Dorf Junkeracker, 25. Gut Faulelaacke, 26. Paſewacker zehn Huben, unbe⸗ 
baut, 27. Dorf Steegen und Kobbelgrube, 28. Stutthof, 29. Vorwerk Stutthof, 
30. Zieſewald, 31. Dorf Bodenwinkel, 32. Vogelſang, 33. Prehbernau, 
34. Kahlberg, 35. Voglers, 36. Neukrug, 37. Narmeln oder Polski, 38. Liep bei 
Kahlberg, Gut; * 
D. Mittelwerder: 
39. Fiſcherbabke, Dorf, 40. Glabitz, 41. Steegners werder, 42. Junkertreil, 
4133. Poppau, 44. Bolhagenſche Haff; 
VIII. von der Scharpau: 
1. Groͤſchkenkampe, 2. Gruben⸗ und Kedingskampe, 3. Wedhornskampe, 
4. Schweinkampe, 5. Wanzenkampe oder Rabenwerder, 8. Laſchkenkampe, 
9. Neukrügerskampe, 10. Stärbudſchekampe, 11. Lichtkampe, 12. Kobbelkampe, 
13. Maternkampe, 14. Norderhaken, 15. Mittel⸗ und Suͤderhaken, 16. Kleine 
Weidenhaken; 
IX. Halbinſel Hela: 
1. Städtchen Hela, 2. Dorf Danziger Heiſterneſt; 
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X. Hoſpitalsgüter: | 
1. Dorf Pitzkendorf, 2. Schidelkau, 3. Zankenczyn, 4. Krampitz, 5. Ochſenweide, 
6. Scheibe, 7. Weishoff, 8. Lepitzer Land, unbebauet. , 

Zu dem neuen Danziger Gebiete, welches dem Freiſtaate im J. 

1807 zugetheilt wurde, gehören die Ortſchaften: 
4, St. Albrecht, Vorſtadt von Danzig, 2. Bankau, 3. Barenwinkel, emphyteuti⸗ 
ſches Gut, nebſt Ziegelei, 4. Groß Behlkau, 5. Behlkauer Muͤhle, 6. Biſchofsberg, 
mit Ausſchluß der Schanze, 7. Borchfeld, 8. Brentau, Dorf und Vorwerk, nebſt 
einem neuen Eiſenhammer, 9. Fiſcherdorf Broͤſen, 10. Biſſau, 11. Karlsberg bei 
Oliva, 12. Klenowa auf Hela, 13. Konradshammer, 14. Czapeln, 15. Groß und 
Klein Czattkau, 16. Dreyeck, Puſtkovie, 17. Ellernitz, 18. Eiſenhammer Freuden⸗ 
thal, 19. Friſchwaſſer, zu Glettkau, 20. Gemlitz, 21. Glettkau, 22. Gluckau, 
23. Gluckauſche Schaͤferei, 24. Golkrug, Puſtkovie, zu Matern, 25. Glomkau, Vor⸗ 
werk und Schäferei, zu Bankau, 26. Grenzdorf am Haff, zum groͤßten Theil, 
27. Großendorfſche Hütung auf Hela, 28. Heiligenbrunn, 29. Putziger Heiſterneſt, 
20. Hochzeit, 31. Große Holländer Krug, 32. Kleine Holländer Krug, 33. Holm- 
Inſel bei Danzig, 34. Vorwerk Jakobowo, 35. Jenkau, 36. Jenkauſches Schulin⸗ 
ſtitut, 37. Erſtes Jäſchkenthal, Wirthshaus, Ziegelei und Aſchbude, 38. Zweites 
Jäſchkenthal, Wirthshaus, 39. Jäſchker Mühle, 40. Karczemken, zu Kokoſchko, 
41. Hoch⸗Kelpin, 42. Hoch⸗Kelpinſche Ziegelei, 43. Klein⸗Kelpin, 44. Klein Ham: 
mer, 45. Königsthal, 46. Kohlberg zu Hoch-Kelpin, 47. Dorf Kokoſchko, 48. Vor⸗ 
werk Kokoſchko, 49. Kokoſchko, erſte Puſtkovie, 50. Kokoſchko, zweite Puſtkovie, 
51. Krug Krampitz, 52. Kußfeld auf Hela, 53. Langfuhr, 54. Langnauer Wieſen, 
55. Lauenthal, 56. Legan, Krug an der Weichſel, 57. Groß-Leſen, 58. Klein Leſen, 
59. Ludolphine, Ziegelei auf Olivabaumſchem Grund, 60. Vorwerk und Unterfoͤr⸗ 
ſterei Matteblewo, 61. Vorwerk Matern, 62. Vorwerk Matſchkau, 63. Matſch⸗ 
kauſche Grund-Ribbenkrug und Zichorienfabrik, 64. Vorwerk Mühlenhof, 65. Mön⸗ 
chengrebin, Dorf und Vorwerk, 68. Naſſenhuben, 67. Rawitz Muͤhle, 68. Vorwerk 
Nenkau, 69. Nenkauſche Berge, Ziegelei, 70. Neſtempol, 71. Neunhuben, 72. Oliva 
mit Kloſter, Vorwerk, Hammer⸗, Schneide⸗, Mahl⸗, Loh⸗ und Oelmuͤhlen, Ribben⸗ 
und Hunger⸗Hammer, 73. Krug Olivabaum, 74. Ottomin, 75. Pelonken Gaͤrten 
bei Oliva, 76. Prangſchin mit Mühlen, 77. Pulvermühle bei Oliva-Lökels, 
78. Quadendorf, 79. Vorwerk und Ziegelei Ramkau, 80. Rambau, 81. Rixthöftſche 
Bluͤſe, 82. Saspe, 83. Sasper Fiſchermeiſterei, 84. Silberhammer, Stahlfabrik, 
85. Schäferei, Vorwerk, 86. Schellmühle theilweiſe, 87. Schönfeld, 88. Schidlitz, 
Vorſtadt von Danzig, 89. Alt⸗Schottland, Vorſtadt von Danzig, 90. Neu⸗Schott⸗ 
land, Vorſtadt von Danzig, 91. Schwabenthal, Hammer, 92. Schmargorzin, 
93. Stolzenberg, Vorſtadt von Danzig, 94. Straſchin mit Papier- und Mahl: 
muͤhle, 95 Strauchmühle, Pulvermuͤhle bei Oliva, 96. Hoch- und Leg⸗Stries, 
97. Tiefenſee, zu Borchfeld, 98. Viereck, Puſtkovie, 99. Waldowo, Puſtkowie, 
100. Wolfsmuͤhle zu Leſen, 101. Zullmin, 102. Zullminſches neues Vorwerk. 
An Waldungen des Sobbowitzſchen Forſtberitts: 
1. Das Olivaſche Revier, mit Ausnahme eines Stuͤcks von zwei Hufen, 2. das Re⸗ 
vier Matteblewo, 3. das Revier Neu⸗Schottland, 4. das Revier Spitalwald. 

Was nun das Gebiet des Freiſtaates Danzig anlangt, fo wurde daſelbſt 
der Code Napoleon eingeführt !), welcher, nachdem der Freiſtaat wiederum 
Preuß en einverleibt worden, dem Preußiſchen Rechte wich. Durch F. 11 
der von der Organiſations⸗Kommiſſion erlaſſenen Verf. v. 24. März 1814 
wurden die in den Preußiſchen Staaten geltenden allgemeinen Geſetze v. 
29. März 1814 ab wieder eingeführt?). 

Daß hierdurch auch das Ed. v. 11. März 1812 mit eingeführt worden, 
nahm man zuerſt an und es wurde daſſelbe unter Zuſtimmung des Fürſten 
Hardenberg zur Anwendung gebracht. Es bemerkten: 

a. das R. des K. Min. d. Inn. (v. Schuckmann) an die K. Reg. 
zu Marienwerder v. 17. Sept. 1814. 

Der Vorſchlag, welchen das der Königl. Weſtpreußiſchen Reg. unterm 1. d. M. mit⸗ 
getheilte gemeinſchaftliche Schreiben der Miniſterien des Innern und der Juſtiz an Se. 
Durchlaucht des Herrn Staats⸗Kanzler, v. 25. Juli d. J. über die künftigen Verhält⸗ 


—— 


1) Publik. des Raths zu Danzig v. 17. Juni 1808. , 
2) Weſtpreußiſches A. Bl. 1814. S. 177. Danziger Intelligenz: Bl. 1814. Nr. 25. 
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niſſe der Juden in Danzig enthält, iſt bei weiterer Erwägung nicht genehmigt, ſondern 
vielmehr beſchloſſen worden, das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 wegen der bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe auch auf Danzig und deſſen Gebiet völlig anzuwenden. 

Die K. Reg. hat daher darnach das Weitere zu verfügen, auch inſonderheit die Zus 
denſchaften der Danziger Vorſtaͤdte, bei welchen noch der beſondere Grund eintritt, daß 
deren Wohnungen zum Theil in der Aſche liegen, die Aufnahme in die Stadt auf alle 
Falle nicht würde verſagt werden können, da ſie nach der bisherigen Verfaſſung der 
Stadt Danzig ſich daſelbſt anſäßig zu machen befugt geweſen ſein würden, dem gemäß 
auf die urſchriftlich angebogene, von S. Durchlaucht dem Herrn Staats⸗Kanzler hier⸗ 
her remittirte Vorſtellung v. 22. v. M. mit Reſolution zu verſehen. 

(Heinemann Anh. S. 16.) N 

b. Das R. des Min. d. Inn. u. d. H. an die Reg. zu Marienwerder 
v. 7. Mai 1816: | 

Was nun die Juden (in Danzig) betrifft, fo können fie auf den Grund des erworbe⸗ 
nen Staatsbürgerrechts und der Zulaſſung zu den Gewerben in Danzig nur verlangen, | 
ebenfo wie die Ehriſten behandelt zu werden, denen fie gleichg eſtellt worden ſind, 
haben aber keinen Anſpruch auf Begünſtigung vor dieſen. (Koch a. a. O. S. 271.) | 

e, Ebenſo das Schr. der K. Reg. zu Marienwerder v. 29. Nov. 1814 | 
an den Polizei⸗Präſidenten v. Vegeſack zu Danzig. | 

Ew. Hochwohlgeboren erwiedern wir auf das Schreiben v. 20. d. M. wegen der zu | 
ertheilenden Staats⸗Buͤrger⸗Certificate, daß nach dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 die Juden | 
in allen nicht beſonders ausgenommenen Fallen, auch Rückſichts der privatrechtlichen | 
Verhältniffe, den chriſtlichen Bewohnern des Staats gleich geftellt ‚find. Unter dieſen | 
Ausnahmen befindet ſich die Vorſchrift des §. 3 des Anhanges zum A. L. R. nicht, mit⸗ 
hin erlangen die Juden von nun an erſt mit dem 24ſten Jahre die Größjährigkeit. Ju⸗ 
den, welche jedoch vor der Einführung des Juden⸗Edikts in Danzig das 20ſte Jahr zu⸗ 

| 
| 


= — nun nn m UL lH m — 


ruͤckgelegt haben, find als großjaͤhrig anzuſehen. Im Uebrigen laßt ſich wohl nicht erwar⸗ 
ten, daß junge Judenkinder aus Vernachlaͤſſigung ihrer Vormünder nicht ſollten zur Auf⸗ 
nahme als Staatsbürger angemeldet werden. — Diejenigen Minorennen aber, die auf 
ihren eigenen Namen zur Aufnahme als Staatsbürger gelaſſen werden, erlangen da⸗ 
durch keinesweges die Rechte der Großjährigen. (Koch a. a. O. S. 271.) 

d. Bald darauf aber ſprach das R. des Min. d. Inn. (S chuckmann) 
an die Reg. zu Danzig v. 10. März 1828 das Gegentheil aus, auf Grund 
einer K. O. v. 8. Febr. 1818. 

Wenn die K. Reg. laut der Aeußerung in Ihrem Ber, v. 27. v. M. dafuͤr annehmen 
zu muͤſſen glaubt, daß den mit dem Preußiſchen Staatsbürgerrecht verſehenen Juden die 
Niederlaſſung in Danzig nicht verwehrt werden konne, fo irrt Dieſelbe. Se. Maj. der 
Konig haben bei gelegentlicher Veranlaſſung mittelſt allerh. K. O. v. 8. Febr. 1818 zu 
beſtimmen geruht, daß das Ed. v. 11. März 1812 in den neuen und wieder erworbenen 
Provinzen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in dieſen Provinzen der status 
quo zur Zeit der Beſitznahme bis dahin, wo die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der dortigen 
Juden werden geſetzlich feſtgeſtellt werden, aufrecht erhalten werden foll. 

Zufolge dieſer allerhöchſten Beſtimmung hat die Wirkſamkeit der den Juden der 
aalten Provinzen durch das genannte Edikt verliehenen ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte ſeither 
| lediglich auf die damaligen Gränzen ber Preußiſchen Monarchie eingeſchränkt werden 

müſſen. | 

e. Demgemäß erklärte fi) auch die Reg. zu Danzig in einem Schreiben 
v. 22. Juli 1831, als fie über die betr. Verhältniſſe um Auskunft aufge⸗ 


fordert wurde. 
Dem K. Wohlloͤbl. Lands und Stadtgericht erwiedern wir auf das Schreiben 
v. 1. d. M. in der Prozeßſache der Betty H. contra die Kinder erſter Ehe des Iſaac H. 
und mit Bezug auf das Reſolut des Königl. Oberlandes⸗Gerichts v. 17. Juli 1831 und 
die darin aufgeſtellte Frage, daß das Ed. v. 11. März 1812 nach unſerer Anſicht für 
Danzig noch nicht Geſetzkraft erlangt habe. Denn es fehlt nicht nur hierzu an direkter 
Beſtimmung des Geſetzgebers, ſondern es ſteht einer ſolchen Annahme auch Nachſtehen⸗ 
des entgegen. Der Herr Staatskanzler Fuͤrſt v. Hardenberg ſagte in einem, an die da⸗ 
malige Immediat⸗Organiſations⸗Kommiſſion hierſelbſt gerichteten R. v. 20. Juli 1814: 
Es bedürfe jedenfalls noch einer geſetzlichen Beſtimmung darüber: ob den Juden in 
der Stadt Danzig mehr Rechte als ſie bis dahin beſeſſen, und insbeſondere die 
ftaatsbürgerlichen Befugniſſe eingeräumt werden können, welche ihnen das G. v. 
11. März 1812 in dem damaligen umfange des Preuß. Staats beilege. 
Zwar heißt es in einem R. des Königl. Miniſterii des Inn. v. 17. Sept. 1814: 
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Es ſei beſchloſſen worden, das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 wegen der bürgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe der Juden in Danzig und deſſen Gebiet völlig anzuwenden, 
und es iſt in ſpaͤteren Beſtimmungen derſelben Behörde, befonders in dem R. v. 5. Nov. 
1814 auf jene Allegate verwieſen, allein in dem R. dieſes Koͤnigl. Miniſterii v. 19. Febr. 
1819 iſt geſagt: daß die allgemeinen Beſtimmungen uͤber die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhält⸗ 
niſſe der Juden in den neu akquirirten Provinzen, noch nicht ergangen ſeien, und dieſe 
Verhältniſſe daher vorläufig lediglich nach den zur Zeit der Beſitznahme beſtandenen 
Verhältniſſen beurtheilt werden könnten. Endlich heißt es in dem R. des K. Min. des 

Inn. v. 10. März 1820: 


Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelſt allerh. K. O. v. 8. Febr. 1818 be⸗ 
ſtimmt, daß das Ed. v. 11. März 1812 in den neu und wieder erworbenen Provin⸗ 
zen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in dieſen Provinzen der status 
quo zur Zeit der Beſitznahme bis dahin, wo die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der dor⸗ 
tigen Juden werden geſetzlich feſtgeſtellt werden, aufrecht erhalten werden ſollte. 
Danzig, den 22. Juli 1831. 
Königl. Preuß. Regierung. Abtheilung des Innern. 
(fr. Acten des Land⸗ und Stadtgerichts zu Danzig betr. den Iſrael Hirſchſohn⸗ 
ſchen Konkurs Vol. Sp. in ca Hirſchſohn ctr. Hirſchſohn. Koch a. a. O. S. 273.) 


Unter dieſen Umſtänden wurde eine geſetzliche Entſcheidung der Frage 
dringend nothwendig, welche 


f. durch die K. O. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgetheilt durch R. des 
Min. des J. u. der Pol. (o. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
1. Mai 1832. 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 11. Febr. v. J. und meine deshalb S. Maj. dem Kö⸗ 
nige eröffneten Anträge haben Allerhoͤchſtdieſelben unterm 25. v. M. diejenige A. K. O. 
an mich zu erlaſſen geruht, welche ich Derſelben anliegend (uh lit. a) abſchriftlich zu: 
fertige, um ſie durch ihr Amtsblatt zu publiziren, und darnach zu verfahren. 

Da Ich aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. erſehe, daß das Edikt über die bürgerlichen 
Verhältniſſe der Juden v. 11. März 1812 bei der Wiederbeſitznahme der Stadt Danzig 
daſelbſt, unter Zuſtimmung des Staatskanzlers, Fürſten v. Hardenberg, in Anwen⸗ 
dung gebracht worden iſt, ſo will Ich in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Ge— 
biet derſelben Meine Ordre v. 8. Auguſt 1830 dahin modifiziren: daß diejenigen Juden, 
welche gegenwartig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne daſelbſt haben, fuͤr ſich und ihre 
Familien als mit dem Staatsbuͤrgerrechte verſehen nach dem Geſetz v. 11. März 1812 auch 
fernerhin behandelt, und die Beſtimmungen v. 8. Auguſt 1830 auf ſie nicht angewendet, 
ſelbige auch fuͤr berechtigt angenommen werden ſollen, ſich in die andern Provinzen und 
Ortſchaften, in welchen das G. v. 11. Maͤrz 1812 verdindliche Kraft hat, überzuſiedeln. 
Dagegen ſollen, bis die buͤrgerlichen Verhaltniſſe der Juden in den neu- oder wieder 
erworbenen Provinzen vollftändig regulirt fein werden, die ftädtifchen Behörden zu Dan⸗ 
zig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staats buͤrgerrecht beſitzen oder nicht, die 
Aufnahme zu verweigern. Juden, die das Staatsbürgerrecht nicht beſitzen, dürfen fie 
nur mit Einwilligung der Staatsbehörde aufnehmen. Ich beauftrage Sie, wegen Aus⸗ 
fuͤhrung dieſer Beſtimmungen weiter zu verfügen, und die Aufnahme derſelben in das 
Amtsblatt der Regierung zu Danzig zu veranlaſſen. | 

Berlin, den 25. April 1832. Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter Freiherrn v. Brenn. 
(Ann. 17. S. 446. Jahrb. Bd. 44. S. 65. Gräff. Bd. 8. S. 2.) 


Dieſe durch das betr. Amtsblatt publicirte K. O. wurde auch den Be⸗ 
hörden der alten Provinzen bekannt gemacht durch das R. des K. Min. des 
Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 1. Mai 1833 an die K. Oberpräſidien zu 
Königsberg, Stettin, Berlin, Breslau und Magdeburg. 

In der Stadt Danzig iſt auf Veranlaſſung des verewigten Heyrn Staatskanzlers, 
Fuͤrſten v. Hardenberg, das Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden ohne beſondere geſetzliche Publikation wirklich eingeführt, neuerlich aber, 
nach Publikation der Allh. K. O. v. 8. Aug. 1830, gegen die Gültigkeit dieſer Einfüh⸗ 
rung Zweifel erregt worden. Auf meinen deshalb an des Könige Majeſtät erſtatteten 
Bericht haben Allerhoͤchſtdieſelben die Sache dahin zu entſcheiden geruht: daß 36. !). 


1) Wie vorſtehend. 
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Hiernach iſt die K. Reg. zu Danzig beſchieden worden. 1 

Ew. Exc. erſuche ich aber, auch die (übrigen) Regierungen der Ihnen anvertrauten 
Provinz hiernach mit Anweisung zu verſehen, damit vorkommenden Falles den juͤdiſchen 
Staatsbürgern aus Danzig, wenn ſie ſich in einem Orte, in welchem das G. v. 
11. März 1812 gilt, niederlaſſen wollen, kein Hinderniß in den Weg gelegt werde. 

(Ann. X VII. 446.) | 
Hiernach iſt der zeitige Zuſtand der Juden in Danzig und deſſen Gebiet 
olgender: | 

Das Edikt, betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden v. 11. 
März 1812 findet auf die jüdiſchen Einwohner des alten, Preußiſch geblie⸗ 
benen Danziger Weichbildes ſeit 3. April 1812 nach feinem ganzen Inhalte 
Anwendung. 

Auch diejenigen Juden, welche am 25. April 1832 in der Stadt Danzig 
und dem alten Gebiete des vormaligen Freiſtaates ihren Wohnſitz im recht: 
lichen Sinne hatten, ſollen für ſich und ihre Familien nach dem Geſetze v. 
11. Mai 1812 auch fernerhin behandelt werden. 

Sie ſind daher auch berechtigt, ſich in die anderen Provinzen, in welchen 
das gedachte Geſetz verbindliche Kraft hat, überzuſiedeln. chi 

Dagegen ſollen, bis die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neu 
oder wiedererworbenen Provinzen vollſtändig regulirt fein werden, die ſtädti⸗ 
ſchen Behörden zu Danzig befugt ſein, andern Juden, ſie mögen das 
Staatsbürgerrecht beſitzen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern. 

Juden, welche das Staatsbürgerrecht nicht beſitzen, dürfen ſie nur mit 
Einwilligung der Staatsbehörde aufnehmen. 

Nach dieſer Sachlage könnte es möglich ſcheinen, daß es auch in Danzig 
und deſſen Gebiet noch Juden geben könne, die nicht nach dem Ed. v. 
1. Mu 1812 zu beurtheilen, nämlich diejenigen, nach dem 25. April 1832 
aufgenommenen, Juden, welche aus einem Preußiſchen Landestheile kom— 
men, wo den Juden das Staatsbürgerrecht nicht zuſteht, oder auch die aus 
dem Auslande ſich in dieſem Territorio neu anſiedelnden Juden 1). Allein 
man muß annehmen, daß die ſpezielle Erlaubniß, die ſich der Staat 
für ſolche Fälle in der K. O. v. 25. April 1832 vorbehalten hat, eben zu 
dem Zwecke eingeholt werden ſolle, damit ſich die Behörde darüber entſcheide, 
ob durch die Eclaubniß der Niederlaſſung das Staatsbürgerrecht dem 
betreffenden Juden ertheilt werden ſolle, oder nicht. Daß dies die Anſicht 
jener K. O. ſei, ergiebt ſich theils aus dem allgemeinen Grundſatze, daß 
durch die Anſiedlung an irgend einem Orte dem nunmehrigen Bewohner 
dieſelbe ſtaatsrechtliche Stellung wird, wie den übrigen Ortsbewohnern 
ſeiner Kategorie; nicht minder aber durch einen Blick auf die praktiſche 
Nothwendigkeit dieſer Annahme. 

Der Staat kann zur Noth und mit großen Umſtänden einer Klaffe 
von Bewohnern in einem einzelnen Territorio eine beſondere ſtaatsrecht— 
liche Stellung anweiſen, aber er kann dies nicht in Betreff einzelner 
Perſonen, weil dies praktiſch unmöglich iſt. Weder in Danzig und ins⸗ 
beſondere noch viel weniger außerhalb Danzigs, können die Behörden 
bei den einzelnen Adminiftrativ: Akten, auf welche die betreffende ſtaats⸗ 
rechtliche Stellung von Einfluß, z. B. bei Paßertheilung u. dergl., wiſſen, 
ob ein Individuum nach oder vor dem 25. April 1812 ſich in Dan⸗ 
zig angeſiedelt habe, und es müßte, um jene ganz unnütze Maßregel dur) 
zuführen, jeder einzelne Jude dieſer Kategorie ein für allemal unter poli, 
zeiliche Aufſicht genommen werden, während es doch für den Staat viel 


= — wgl gg 


1) Koch a. a. O. S. 271 nimmt dies in der That an. 
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einfacher wäre, wenn er dem betr. Individuum die Anſiedelung in Danzig 
nicht geftattete, ſofern er dieſelbe dem Ganzen für nachtheilig erachtet. 

Es ergiebt ſich ſonach als Reſultat, daß auch diejenigen ſüdiſchen Indi⸗ 
viduen, welche bisher nicht das Staatsbürgerrecht gehabt, ſobald ſie mit 
beſonderer Erlaubniß des Staates ſich im Danziger Territorio anſiedeln, 
nach dem Ed. v. 11. Mai 1812 zu beurtheilen ſind, letzteres mithin unbe⸗ 
dingt für alle Juden dieſes Territorii gelte. 


| Dritter Abſchnitt. 
Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden im Großherzog: 
thum Poſen. 
e Erſtes Kapitel. 
Darftellung der früheren Verhältniſſe ). 
David Friedländer, über die Verbeſſerung der Israeliten im König⸗ 
reich Polen. Berlin 1819. Nikolai. 
Krü nitz Eneyclopädie Thl. 31. ©. 336. 355 fly. | 
Ueber die polniſchen Juden und ihre frühere Geſchichte, im Tübinger 
Morgenblatte 1831. Nr. 111. 112. 116. 117. 
Ueber die Juden in Polen. Heidelberger Jahrbücher. Jahrgang IX. 
Heft 3. | | 
Bericht des Oberappellations-Gerichts zu Poſen v. 30. Juni 1819. 
Jahrb. Bd. 14. S. 9. 
Hugo Dezius, über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden im Groß⸗ 
herzogthum Poſen und im Kulmer Lande, nebſt Vorſchlägen zu ihrer Ver⸗ 
beſſerung. Marienwerder 1830. Baumann. 


Das erſte allgemeine Geſetz über die Juden in Polen iſt die Judenord⸗ 
nung des Herzogs Boleslav von Polen, aus Kaliſch vom Montag nach 
Mariä Himmelfahrt 1264 2). Wenn die Genauigkeit der Geſetzgebung 
als Beweis von Kultur anzuſehen, ſo war Polen damals den deutſchen 
Ländern voraus 3). Daß in Polen ſchon zu jener Zeit die Verfolgungen 
der Juden begonnen hatten, ergeben mehrere Beſtimmungen jener ers 
ordnung. Wenn ein Jude in der Nacht um Hülfe ruft, und ihm ſeine 
chriſtlichen Nachbaren nicht beiſtehen, ſoll ein jeder von ihnen 30 Solidos 
Strafe erlegen. Es ſei, ſagt ferner der Herzog, den Juden in ihrem Ge⸗ 
ſetz geboten, ſich des Blutes zu enthalten und ſchon darum nicht zu glau⸗ 
ben, daß ſie Chriſtenblut gebrauchten. Er verbietet daher ſie deſſen zu be⸗ 


ſchuldigen. Wenn aber dennoch ein Chriſt einen Juden des Mordes eines 


chriſtlichen Kindes anlagen ſollte, fo ſoll er den Juden mit ſechs Zeugen, 


drei Chriſten und drei Juden überführen, und wenn er dieſen Beweis nicht 
vollführet, der Jude aber überdem ſich eidlich reinigt: ſoll er (die allgemeine 
Strafe der falſchen Anklage) dieſelbe Strafe erleiden, welche den Juden 


— — 


1) Es erſtrekt ſich dieſe Darſtellung gleichzeitig auf die ſaͤmmtlichen von Polen 
an Preußen gekommenen Länder, insbeſondere alſo auch auf die im dritten Ka⸗ 
pitel gegebenen Verhaͤltniſſe der Juden in den zu Weſtpreußen gehörigen Diſtrik⸗ 
ten, dem Kulm⸗ und Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit Gebiet, da 
dieſe bis zu der V. v. 1. Juni 1833 gleiche Schickſale mit dem Großherzogthum 
Poſen hatten. 

) Abgedruckt bei Kortum: Ueber Judenthum und Juden. Nürnberg 1795. 

) Vergl. die allgem. hiſtor. Einleitung S. 1 flg. und die hiſtor. Einleitung, Schle⸗ 
ſien betreffend, S. 215 fe. 
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würde getroffen haben, wenn er der That überwieſen worden waͤre. Es 
wird den Juden der Handel mit Lebensmitteln geſtattet, und ihnen alles 
zum Pfand anzunehmen geſtattet, Kirchengeräthe und mit Blut befleckte 
Kleider ausgenommen; ſie ſollen nirgend höhern Zoll geben, als andere 
Bürger der Stadt, worin ſie wohnen. 

Kaſimir der Große, in den Feſſeln der ſchönen Eſther, beſtätigte dieſe 
günſtigen Geſetze im Jahre 1343 und eben ſo im Jahre 1505, wenn gleich 
mit einigen Einſchränkungen, König Alexander. 

In Folge dieſer Geſetzgebung bildete ſich nirgend fo vollſtändig wie in 
Polen ein organiſirter jüdiſcher Staat im chriſtlichen. Es war derſelbe in 
Provinzen getheilt, welche ihre Landtage hatten und einen Deputirten 
wählten. Dieſe kamen in Warſchau zu einer „Generalität“ zuſammen. An 
der Spitze der Juden ſtand ein von dem Staate beſtätigter Marſchall, der 
alle ſechs Jahre von Neuem gewählt wurde und die Angelegenheiten der 
Juden ſowohl nach innen ordnete, als gegen den Staat vertrat. Die 
Rabbiner hatten die Jurisdiktion ſowohl in Sachen der Juden unter ſich, 
als auch in einzelnen Sachen der Juden mit Chriſten. Erſt unter dem 
letzten polniſchen Könige, Stanislaus, wurden jene jüdifchen Landtage 
und Marſchälle, ſo wie viele andere jüdiſche Privilegien aufgehoben. 

Als Preußen bei den Theilungen Polens in den Jahren 1772, 1793 und 
1795 einen großen Theil deſſelben ſich aneignete, ſorgte es für die Juden 
durch allgemeine Geſetzgebungen. 

In dem 1772 von Polen abgeriſſenen Gebiete, welches jetzt die Provinz 
Weſtpreußen bildet, wurde durch das Notifikations⸗Patent v. 28. Febr. 
1772 das G. v. 17. April 1750 1) eingeführt; für die Ländertheile, welche 
ſich Preußen in den J. 1793 und 1795 aneignete und ihnen die Bezeich⸗ 
nung Südpreußen und Neu: Oft: Preußen beilegte, erſchien unter dem 17. 
April 1797 ein beſonderes General⸗Juden⸗Reglement für Süd⸗ und Neu: 
Oſt Preußen 2). 

1) S. oben S. 240 fig. 

) Letzteres fol nach Annahme von Min. Verfügungen noch gültig fein. Es nimmt 

nämlich auf daſſelbe Bezug 
a) das R. des Min. des J. u. d. P. v. 28. Okt. 1825. Vergl. daſſelbe 
Abthl. IV. Abſchn. I. Kap. III. (Ann. IX. S. 1054.) | 
b) Eben fo fagt das oben (S. 128) gegebene R. deſſelben Min. v. 21. Mai 
1827. Wenn aber das hier (im Großherzogthum Poſen) annoch zur An⸗ 
wendung kommende Generaljuden-Regl. für Suͤd⸗ und Neu⸗Oſtpreußen v. 
17. April 1797 seggt, (Ann. IX. S. 411.) 
Derſelben Anſicht iſt 
e) das R. deſſelben Min. v. 30. Dec. 1830, welches gleichfalls Abth. IV. 
Abſchn. I. Kap. III. zu vergleichen iſt. 
Endlich bemerkt 
d) das R. des Min. des J. u. d. P. (v. Brenn) v. 21. Mai 1832 an die K. 
Reg. zu Poſen. 

Aus dem Berichte v. 30. v. M. habe ich erſehen, welcher Zweifel der 
Koͤnigl. Reg. darüber beigegangen iſt: ob den Juden die Erwerbung meh: 
rerer, Chriſten gehoͤriger Häuſer zu geſtatten ſein dürfte? 

In dem Gen. Judenreglement für Süd: und Neu⸗Oſtpreußen v. 17. April 
1797 finde ich keinen Grund dafuͤr, daß den Juden die Akquiſttion nur eines 
Hauſes in den Städten geſtattet fein ſolle, indem vielmehr im Kap. II. §. 1. 
den Juden überhaupt nur die Erwerbung von Grundſtuͤcken ohne Geneh— 
migung der Kammer verboten iſt, mithin wenn die Königl. Reg. es dem 
öffentlichen Beſten angemeſſen findet, dieſe Genehmigung auch zur Erwer⸗ 
bung mehrerer Häuſer zu ertheilen, nach dem Geſetze ſich nichts dagegen erin⸗ 
nern läßt. (XVI. S. 435.) 

Was nun das Großherzogthum Poſen anlangt, ſo unterliegt es zunächſt kei⸗ 
* 
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Dieſes nach den damaligen Verhältniffen höchſt freiſinnige Geſetz lautet: 


Kap. I. Von dem, was in Anſehung der beizubehaltenden Juden 
und ihrer Beſchaffenheit zu beobachten iſt. $. 1. Alle Juden, die zu den 
Zeiten, als Süd: und Neu⸗Oſtpreußen den Koͤnigl. Preuß. Staaten einverleibt worden, 
ſich in dieſen Provinzen wohnhaft, oder in Dienſten bei andern daſelbſt etablirten Juden 
befunden haben, und ſich nach Vorſchrift dieſes Reglements ehrlich ernähren können und 


und wollen, ſollen fernerhin nicht nur für ihre Perſonen, fondern auch für ihre aus⸗ 


wärts noch nicht etablirte, ſondern unter vaͤterlicher Gewalt ſtehende, oder ſchon für ſich 
im Lande etablirte, und für ihre künftig zu erzeugende Kinder, und derſelben Abkömm⸗ 
linge, wenn dieſe gleich den Vätern reglementsmäßig Nahrung und Unterhalt erwerben 
koͤnnen und wollen, im Lande geduldet und geſchuͤtzt werden. 


5. 2. Diejenigen Juden hingegen, welche vor der Beſitznahme dieſer Provinzen ihre 
Wohnung außerhalb gehabt, und damals nur als Fremder, um ihrer Geſchäfte willen, 
ſich in denſelben eine Zeit lang aufgehalten, oder als herumſtreifende, mit keinem Wohn⸗ 
ſitz verſehene und Bettelnde ſich darin befunden haben, ſo wie diejenigen, die ſich erſt 
nach der gedachten Beſitznahme darin eingefunden haben, muͤſſen, in ſofern nicht einem 
und dem andern, nach befonderer erheblichen Bewandniß der Umftände, der Schutz be 
williget werden ſollte, vor dem 1. Okt. d. J. das Land verlaſſen, und wenn ſie nach die⸗ 
ſem Tage ſich betreten laſſen, aufgegriffen und fortgeſchafft, wenn ſie aber hierauf ſich 
wieder einſchleichen, mit halbjährigem Gefängniß bei öffentlicher Arbeit beſtraft, und 
hierauf mit der Verwarnung, im nochmaligen Kontraventionsfalle auf Lebenszeit gefan⸗ 
gen geſetzt, und zu Öffentlichen Arbeiten angehalten zu werden, über die Gränze gebracht, 
auch in ſolchem Falle dieſe Strafe an ihnen ohne Nachſicht vollzogen werden. 


9. 3. Um die geſchützten Juden uͤberſehen, und von den ſich einſchleichenden, und un⸗ 
erlaubt im Lande ſich aufhaltenden, unterſcheiden zu koͤnnen, auch die geſchuͤtzten gegen 
des halbige Anfechtungen zu ſichern, fol 


a) ein genaues und vollſtändiges tabellariſches Verzeichniß aller ſchutzſähigen Juden, 
nach ihrem Namen, Wohnörtern, Gewerben, Kindern und Geſinde beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts in jedem Kreiſe, und jeder fteuerräthlichen Inſpektion aufgenommen, und 
an die Kammer eingeſandt, von derſelben aber, aus dieſen Spezialtabellen eine 
Generaljudentabelle angefertigt werden. 


bp) muß außerdem jeder jüdiſche Hausvater alle Vierteljahr, wenn ſich in demſelben 
mit ihm und feiner Familie ſolche Veränderungen zugetragen haben, die in Verle⸗ 
gung ihrer Wohnung nach einem andern Ort, Abſterben des Eheweibes, Geburt 
oder Tod von Kindern, Abſchaffung oder Annehmung des Geſindes beſtehen, dieſe 
Veränderungen feiner Gutsherrſchaft, oder Obrigkeit anmelden, dieſelbe ſolche An— 
zeige, wenn der Jude auf dem Lande wohnt, dem Landrathe des Kreiſes, und wenn 
er in einer Stadt wohnt dem Steuerrathe der Inſpektion zuſenden, welche Anzeigen 
in eine Tabelle, nach dem ihnen von der Kammer zuzufertigenden Schema zu brin⸗ 
gen, und derſelben vierteljährig einzuſchicken ſind, damit die vorgefallene Veraͤn⸗ 
derungen bei der jährlichen Generalſudentabelle bemerkt, und die jährlich einzuſen⸗ 
denden Judentabellen darnach kontrollirt, auch beduͤrfenden Falls rektifizirt wer: 
den, und ſolchergeſtalt der Perſonalſtand der Schutzjuden, nach ihrer Qualität und 
Anzahl ſich beſtaͤndig in gehoͤriger Richtigkeit und Ordnung erhalte. 

c) Soll jeder zu ſchuͤtzender Jude mit einem Schutzbrieſe verſehen werden, außerdem 
aber muß auch, um dieſelben gegen die Beeinträchtigungen der ſich einſchleichenden 
unzuläfligen Juden zu bewahren, ſowohl der Hausvater als jedes feiner männli⸗ 


chen Kinder, welches das zehnte Jehr zuruͤckgelegt hat, und jedes männliche Ge⸗ 


ſinde mit einem gedruckten bloß auszufüllenden, gegen 3 Gr. preuß. Schreibgebüh⸗ 
ren und 1 Gr. zur jüdiſchen Schulkaſſe, ſonſt aber unentgeldlich, von dem Land— 


nem Zweifel, daß jenes G. jedenfalls durch die V. v. 1 Juni 1833 aufgehoben 
ſein wuͤrde, wenn es auch bis dahin gegolten haͤtte; dagegen wäre jene Anſicht 
auch jetzt noch von der größten praktiſchen Wichtigkeit ruͤckſichtlich der uͤbrigen 
Gebietstheile, fuͤr die jenes G. v. 1797 gegeben, inſofern auf dieſelben das G. v. 
1812 nicht zur Anwendung kommt, alſo ruͤckſichtlich der im Tilſiter Frieden ab⸗ 
getretenen Länder, von denen im folgenden Abſchnitte die Rede iſt. Daß je⸗ 
doch jene Anſicht des Miniſterii über die Geſammtgeſetzgebung, welche rückſicht⸗ 
lich der Juden in jenen Provinzen zur Anwendung zu bringen, eine irrige iſt, 
ergiebt die folgende Darſtellung. Es ſtimmt hiermit überein Koch a. a. O. 
S. 264. Note 15. 
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oder Steuerrath des Wohnorts zu ertheilenden Legitimationszettel, ſich verſehen, 
und denſelben wohl aufbewahren, inſonderheit aber auf Reiſen bei ſich führen, oder 
gewaͤrtigen, daß in Ermangelung dieſes Zettels er, bis er ſolchen beibringt, oder ſich 
ſonſt als ein gefhüster Jude ausweiſet, angehalten werden, und über die ſich da⸗ 
durch verurſachte Koſten und nachtheilige Verſäumniß in ſeinen Geſchäften, dem, 
der ihn angehalten, dafuͤr Einen Rthlr., für welchen, wenn dieſe Geldbuße einen 
Sohn oder Dienſtboten trifft, der Vater oder Dienſtherr haften muß, verlegen 
Gi Së | 
F. 4. Mit denjenigen Juden, die keine Legitimationszettel haben, und nicht als ge⸗ 
ſchützte Juden ſich ausweiſen koͤnnen, muß ohne Nachſicht nach der Vorſchrift des F. 2 
verfahren, überdies auch aus derſelben Vermögen demjenigen, der ihren unerlaubten 
Aufenthalt im Lande entdeckt und angezeiget, nach der Beſchaffenheit ſolchen Vermö⸗ 
gens, eine Belohnung von Einem Kthlr., wenn aber daffelbe dazu hinreicht, von 3 bis 
5 Rthlr. gegeben werden. 


9. 5. Fremden Juden ſoll zwar zu erlaubten Handlungs⸗ und andern Gelegenheiten, 
der Eintritt ins Land, und der dazu nothwendige Aufenthalt verſtattet ſein. Wenn ſie 
aber nicht als fträflich eingeſchlichen angeſehen und behandelt werden wollen, müſſen fie 

a) blos durch eines der Graͤnzzollämter einpaſſiren, und allen Eingang ins Land durch 
andere Oerter und auf andern Wegen vermeiden. 

b) Im Zollamte müſſen fie ein Atteft der Obrigkeit ihres Wohnorts, daß ſie daſelbſt 
wirklich etablirt ſind, vorzeigen, auch, wenn ſie nicht mit eigenem Fuhrwerk reiſen, 
wenigſtens 50 Fl. preuß. baares Geld, oder fuͤr einen gleichen Betrag erlaubte 
Waaren bei ſich führen, und diejenigen, die dies nicht bewerkſtelligen, von der 
Gränze zuruͤckgewieſen werden. | 

c) Müffen fie den Ort, wohin fie ſich ihrer Gefchäfte wegen begeben wollen, und die 
muthmaßliche Dauer ihres Aufenthalts zur Ausrichtung ſolcher Geſchäfte anzeigen; 
und 

d) wenn ſie ſich ſolchergeſtalt ausgewieſen haben, mit einem Geleitsſchein des Zoll⸗ 
1 worin die Umſtände ab b) et c) zu verzeichnen ſind, ſich verſehen. Wollen 
ie aber 

e) blos nach einem fremden Orte hin- und durchreiſen, ſo bedarf es zwar nicht ihrer 
ad b) et c) vorgeſchriebenen Legitimation, ſie müſſen aber alsdann den fremden 
Ort, wohin fie ſich begeben, und die Reiſeroute, welche fie nehmen wollen, im Zoll: 
amte anzeigen, welches darnach den Geleitsſchein, gegen die bereits geordnete, zur 
Zollkaſſe berechnende Gebühren, auszufertigen hat. 

§. 6) Jeder fremde Jude, welcher ſich ohne einen ſolchen Geleitsſchein im Lande betre⸗ 
ten läßt, ſoll, ohne Rückſicht darauf, ob er auf Betteln, Hauſiren und anderer unerlaub- 
ter That betroffen wird oder nicht, aufgehoben, und mit ihm nach der Vorſchrift des 
$. 2 und 4 verfahren werden. Es ſoll aber auch , 

$.7. ein mit einem Geleitsſchein verſehener fremder Jude, wenn er bei feiner bloßen 
Durchreiſe in ein fremdes Land außerhalb der angegebenen Reiſeroute, im Lande her— 
umſtreift, bettelt und handelt, oder ſchachert, imgleichen, wenn er bei ſeinem Aufenthalt 
im Lande zum Behuf ſeiner Geſchäfte, uͤber die angegebene Zeit darin verweilt, oder an 
einen andern Ort im Lande ſich hinbegiebt, und nicht von dem Land- oder Steuerrath 
der Stadt, in welcher er ſich aufhält, die ſchriftliche, mit dem öffentlichen Amtsſiegel 
verſehene Bewilligung zum längern Aufenthalt, oder zur Reife und Verweilung in einer 
andern Stadt erhält, welche jedoch nicht ohne erhebliche, in der ſchriftlichen Erlaubniß 
anzuführende Urſache, auch nur auf eine kurze zu benennende Zeit von 14 Tagen, höch⸗ 
ſtens 4 Wochen ertheilet werden, muß eben fo, wie ein, ohne Geleitsſchein eingeſchliche⸗ 
ner fremder Jude angeſehen und behandelt werden. 

§. 3. Keinem fremden Juden fol zum Aufenthalt im Lande ein Geleitsſchein, 


a) uͤberhaupt auf längere Zeit als vier bis hoͤchſtens ſechs Wochen, vom Dato ſeines 
Geleitsſcheins anzurechnen, 

b) zu keinen andern Geſchaͤften und Zwecken, 
„als nur ſeine Verwandte zu beſuchen, ſich von Krankheiten heilen zu laſſen, Erb⸗ 
„ſchafts- und Schuldangelegenheiten abzumachen, in ſtreitigen Rechtsſachen, bei 
„welchen feine Gegenwart nothwendig oder zutraͤglich iſt, fremde einzuführen er⸗ 
„laubte Waaren zu verkaufen, und Waaren im Lande zum auswärtigen Debit ein s 
„zukaufen, und auszufuͤhren,“ | 
von den Zollämtern ertheilet werden, indem 

$. 9. niemals und auf keinen Fall ein ſolcher Jude, neben den Geſchäften, wozu er 

ſeinen Geleitsſchein erhalten hat, im Lande Waaren einzukaufen, und wieder darin zu 
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verkaufen, oder andere Gewerbe zu treiben ſich beigehen laſſen muß, und wenn er dawi⸗ 
der handelt, gegen ihn als einen Eingeſchlichenen, nach den vorſtehenden Verfuͤgungen 
zu verfahren iſt. 

$. 10. Auf die Kontraventionen der ſich einſchleichenden, und der ihre Geleitsſcheine 
mißbrauchenden Juden, find alle Obrigkeiten, inſonderheit aber die Polizei- und Kon⸗ 
ſumtionsſteuer⸗ auch Zoll⸗ und Graͤnzoffizianten, verbunden, genau zu vigiliren, und 
wer ſich hierbei einer Nachſicht ſchuldig macht, Tell dafür empfindlich geſtraft wer: 
den. 

$. 11. Damit diejenigen Juden, welche ſich zum Schutz im Lande qgualifiziren, nicht 
übergangen werden, diejenigen aber, die ſich im gegenſeitigen Fall befinden, nicht unbe: 
merkt im Lande verbleiben, ſo ſoll jeder ſchuldig ſein, ſich von ſelbſt und unaufgefordert 
vor dem 1. Oktober d. J. bei der Obrigkeit ſeines Wohnorts zu melden, und zur Ver⸗ 
zeichnung aller Juden im Lande aufſchreiben zu laſſen. 

Wer dieſes unterläßt, ſoll nach dem 1. Okt. d. J. für einen ſolchen, der nicht zum 
Schutz geeigenſchaftet iſt, geachtet, und mit den Seinigen aus dem Lande geſchaft 
werden. 127 

um jeden Schutzfähigen gegen ſolche ihm nachtheilige Berg ſicher zu ftellen, ſoll 
dieſe Verfügung vier Wochen nacheinander, an jedem Sabbath, in allen Synagogen 
von den Rabbinen oͤffentlich bekannt gemacht, und von denenſelben eine Anzeige, daß es 
geſchehen, an die Obrigkeit der Synagoge eingereicht werden, wie denn auch jede Obrig⸗ 
keit dem ſich bei ihm in der beſtimmten Friſt zur Aufzeichnung meldenden, auf ſein 
Verlangen darüber, daß es geſchehen, ein kurzes Atteſt zu ertheilen, diejenigen aber, die 
ſich in der gedachten Friſt nicht gemeldet haben, werden, nach Ablauf derſelben bei eige⸗ 
ner Verantwortung dem Landrathe, wenn es Juden auf dem Lande, und dem Steuer— 
rathe, wenn es Juden in den Staͤdten betrifft, anzuzeigen gehalten fein foll. 

$ 12. Da die bisherige Art, nach welcher ein Jude den bei der Beſchneidung ihm ge= 
gebenen, und den Vornamen ſeines Vaters führt, auch ſich allenfalls nach einem will⸗ 
kürtichen Namen von feinem Wohnort oder Gewerbe beilegt, viele Verwirrungen macht, 
und zu Unterſchleiſen Anlaß giebt, fo fol jeder Schutzjude, außer feinem Vornamen, 
gleich den Chriſten einen Geſchlechtsnamen annehmen, ſich mit demſelben in allen ſeinen 

eſchaͤften nennen und ſchreiben, und dieſer Geſchlechtsname von ſeinen Deſcendenten 
männlichen Geſchlechts unveränderlich beibehalten und fortgeführt werden. 

8. 13. Ein jeder zu Schutz geeigenſchafteter Jude, der nicht in des Vaters Haufe und 
deſſen Gewalt lebet, oder bei einem etablirten Juden dienet, ſondern auf ſeine eigene 
Hand leben will, muß ſich zu einem den Juden nachgelaſſenen, unten zu beſtimmenden 
Gewerbe widmen, und ſolches treiben. Wer dieſes nicht thun, ſondern von zufälligem 
Gewinn, gus Aufträgen von andern, Schacherei, Fazienden und Verſuren, und Umſchlaͤ⸗ 
gen für ſeine Rechnung leben will, ſoll im Lande, wenn er gleich ſonſt nach den Erfor⸗ 
derniſſen des $. 2 ſich zum Schutz qualifiziren möchte, nicht geduldet werden. 

$. 14. Kein Jude ſoll ohne erhaltenen Konſens und Trauſchein ſich verheirathen duͤr⸗ 
fen, und wer dawider handelt, ſeiner Schutzfähigkeit ohngeachtet, aus dem Lande ge⸗ 
De derjenige aber, welcher ohne Konſens und Trauſchein die Trauung verrichtet, 

n 50 Rthlr. Strafe genommen, das zweitemal dieſe Strafe verdoppelt, und das dritte⸗ 
mal derſelbe mit Verluſt des Schutzrechts, aus dem Lande geſchafft werden. 

5. 15. Es ſoll aber keinem Juden, Konſens und Trauſchein zur Heirath anders gege⸗ 
ben werden, als wenn er 

n. ein 25jähriges Alter zuzuͤckgelegt hat, und 

b. außerdem zugleich ein Etabliſſement oder Gewerbe, zum wahrſcheinlich ſicheren 

Unterhalt für ſich und ſeine Familie, nachweiſen kann, und es ſoll ) 
von der zweiten Erforderniß niemals, von ber erſten, oder dem 25jaͤhrigen Alter, 
aber nur aus erheblichen Urſachen, und wenn dem jüngern, durch Ausſetzung ſtiger Hei⸗ 
rath bis zum erlangten geſetzmäßigen Alter, die Gelegenheit zu einem vortheilhaften 
Etabliſſement, oder zur beträchtlichen Verbefſerung feiner Glücksumſtände, genommen 
werden würde, eine Dispenſation, gegen die unten beſtimmten Gebuͤhren ſtattfinden. 

$. 16. Keinem Juden ſoll eine Ausländerin zu heirathen erlaubt ſein, wenn ſie ihm 
nicht erweislich wenigſtens 500 Rthlr. zubringt. 

$. 17. Die jetzt verheiratheten jüdiſchen Dienſtboten ſollen zwar geduldet werden; 
wenn aber ein ſolcher Dienſtbote wegzieht, oder mit Tode abgehet, ſo darf an deſſen 
Stelle nicht wieder ein beweibter Dienſtbote angenommen werden, indem dergleichen, 
nach dem Abgange der jetzt vorhandenen, nicht weiter erlaubt ſein ſollen. 

Kap. II. Von den Wohnorten und unbeweglichen Grundſtücken der 
Juden. g. 1. Kein Schutzjude darf nach feinem Gutbeſinden den Ort feiner Wohnung 
und Gewerbes wählen und verändern, ſondern dieſes muß mit Einwilligung der Kam: 
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mer geſchehen, und gleichergeſtalt darf kein Jude ein Grundſtuͤck, ohne ſolche Einwilli⸗ 
gung kaufen und erwerben. 2 

F. 2. Die Juden welche jetzt auf dem Lande leben und Handlung treiben, ſollen zwar 
dabei, bis ſie in Städten ihr Unterkommen und Fortſetzung ihres Handels finden können 
und dahin werden gewieſen werden, oder bereits gewieſen ſind, bei ihrem gegenwaͤrti⸗ 
gen Gewerbe belaſſen werden, müſſen ſich aber in Anſehung deſſelben, ſo wie überhaupt 
in Anſehung deſſen, was den Aufenthalt der Juden auf dem Lande betrifft, nach dem, 
was dieſerhalb im folgenden Kap. feſtgeſetzt iſt, achten. | 

9. 3. Künftig hingegen ſollen diejenigen, welche kaufmänniſches Verkehr und ſtädti⸗ 
ſche Gewerbe treiben, nur allein in den Städten wohnen, und eigene Häuſer beſitzen 
koͤnnen, folglich keine derſelben auf dem Lande geduldet werden. ` 

$. 4. Wer in der Stadt, wo er wohnt, ſchon ein Haus und anderes Grundſtuͤck eigen⸗ 
thuͤmlich beſitzt, ſoll daſſelbe fernerhin behalten, jedoch wenn die Gebäude verfallen ſind, 
ſolche gehoͤrig wieder herſtellen, und beſtaͤndig in feuerſichern tuͤchtigem Stande erhal⸗ 
ten, wenn es aber ein durch Brand, oder ſonſt wüſt gewordenes Grundſtück und Platz 
iſt, ſolchen mit einem Wohnhauſe nach polizeilicher Erforderniß und Vorſchrift bebauen. 

$. 5. Wenn auch ein Schutzjude in der Stadt einen, keinem Partikulier zugehörigen, 
oder von demſelben ihm abgetretenen oder verlaſſenen Platz, mit einem Wohnhauſe be⸗ 
bauen will, und ſich kein chriſtlich er Bürger findet, der dieſes unternehmen will, ſo ſoll 
es ihm nicht nur nachgegeben werden, ſondern ihm auch alle Wohlthat an Bauhuͤlfs⸗ 
geldern und ſonſtigen Vortheilen, welche den Chriſten, die dergleichen unternehmen, 
werden ausgemacht werden, gleich denſelben ſowohl in dieſem Fall, als in dem Fall, der 
ihm de dem vorhergehenden g. freiſtehenden Bebauung eines eigenthuͤmlichen Platzes, 
angedeihen. ee * 

In allen Wohnhaͤuſern aber, welche zu bauen einem Juden nachgelaſſen werden wird, 
muß derſelbe eine ſchickliche Gelegenheit zur Soldateneinquartierung, nach Anweiſung 
der Obrigkeit, bauen und anlegen, welches auch in den ſchon von Juden beſeſſenen Haͤu⸗ 
ſern, wo es Raum und andere umſtaͤnde zulaſſen, geſchehen muß 1 

F. 6. Die ſolchergeſtalt von einem Juden zu erbauenden Häufer und andere von ihm 
auf vorhergängige Bewilligung der Kammer etablirte Grundftüde, fol derſelbe im erb⸗ 
lichen Beſitz und Eigenthum haben, folglich verkaufen, oder auf ſeine Erben und Ab⸗ 


D 


koͤmmlinge transferiren Tonnen, Es verſteht ſich von ſelbſt, daß er, und jeder juͤdiſche 
Beſitzer, von ſolchen Grundftüden alle landesherrliche, buͤrgerliche und gutsherrliche Ab⸗ 
gaben und Laſten wie die Chriſten, die ſich im gleichen Falle befinden, tragen muß. 

$. 7. Wo etwa eine und andere Stadt ein nach geſchehener genauen Unterſuchung wohl⸗ 
gegründet befundenes Recht hat, daß die Juden nur in einem gewiſſen Revier wohnen 
dürfen, dg ſoll dieſelbe in ſolchem Rechte nicht beeinträchtigt werden, und demnach, was 
8. 5 ver zunet iſt, nur von ſolchem Revier ftattfinden. 

Dafern aber außerhalb demſelben wüfte Bauplätze fein, und zu deren gehoͤriger Be⸗ 
bauung keine Chriſten, ſondern nur Juden ſich verſtehen moͤchten, da ſoll, jenes Privi⸗ 
legii ungeachtet, jedoch nicht anders, als mit Einwilligung der Bürgerſchaft, den Ju⸗ 
den Bebauung und Bewohnung ſolcher Stellen verſtattet werden, wie denn auch, wenn 
die chriſtliche Bürgerſchaft, deren Intereſſe hierbei eigentlich verſtret, zuträglich finden 
möchte, überhaupt von ſolchem Recht abzugehen, und die Juden in der ganzen Stadt 
wohnen zu laſſen, daſſelbe nach wohlgepruͤften Umftänden und Gründen fol aufgehoben 
werden Tonnen, | | P? 

Kap. III. Von den Gewerben der Juden. 9.1. Jeder ſchutzfähige Jude, 

welcher ſich auf ein Gewerbe anſetzen will, kann es nicht anders, als mit vorhergehen⸗ 
der Genehmigung der Kammer thun, und muß daher ſolches Gewerbe und den Ort, wo 
er ſich darauf etabliren will, ſeiner Obrigkeit, dieſe aber dem Land- und Steuerrath on: 
zeigen, welcher darüber mit Anfuͤhrung der Qualifikation des Juden und der übrigen 
in Erwägung zu nehmenden Umftände an die Kammer zu berichten hat. 
F. 2. Was die jetzt auf dem Lande wohnenden, und Handel treibenden anbetrifft; fo 
muͤſſen dieſelben, wenn fie bei dem Handel bleiben wollen, ſobald ſie Gelegenheit finden, 
oder ihnen verſchafft werden kann, und ihnen der Termin, von welchem an, kein Jude 
weiter zum Handel auf dem Lande geduldet werden ſoll, bekannt gemacht werden wird, 
oder bereits bekannt gemacht iſt, ſich vom Lande weg, und in eine Stadt begeben, bis 
Kä 00 ſie zwar als Handelsjuden auf dem Lande noch geduldet werden, ſie duͤr⸗ 
fen aber 

a. nichts als Produkte des platten Landes, die ihnen von den Landbewohnern zuge⸗ 

bracht werden, alſo nicht mittelſt Hauſirens auf dem Lande zuſammen geſucht wer⸗ 
den muͤſſen, einkaufen, und ſolche nicht unmittelbar in den Seeplätzen, ſondern 
nur in den dortigen Landſtaͤdten weiter verhandeln. | KE 

p. Keine andere, als ſolche Waaren, die zum landwirthſchaftlichen Bedürfniß des 

gemeinen Mannes gehören, als Eifen und eiſernes Wirthſchaftsgeraͤthe, Höker⸗ 
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waaren ꝛc., nicht aber Materialwaaren, ſeidene, wollene und andere Zeug: und 
Ellenwaaren, Weine und Sachen, die zum Luxus gehören, fuͤhren und verkaufen, 
auch die ihnen erlaubten Waaren nur aus den dortigen Landſtädten nehmen, auch 
die ihnen erlaubten Waaren nur in ihren Wohnungen verkaufen, und nicht dazu 
aus⸗ und herumtragen. 

o. Den Unterthanen nicht Bier und Branntwein borgen, oder gegen ihre Produkte 
vertauſchen, und 

d. keine wucherlichen Umſchlaͤge ſich zu Schulden kommen laſſen; | 

e. Alles Hauſirens und Herumſtreifens auf dem Lande und in den Städten zum Ein: 
und Verkauf von Produkten und Waaren ſich ſchlechterdings enthalten. 


Wenn ein Jude dawider handelt, ſo ſoll der Betrag, welchen der andere Kontrahent 
aus einem ſolchen Handel ihm wirklich ſchuldig geworden iſt, zwar ausgemittelt, vom 
Schuldner aber nicht an ihn, ſondern an den Fiskus bezahlt, und er noch außer dieſem 
Verluſt ſeiner Forderung, mit 5 bis 10 Rthlr. Strafe belegt, dieſe Strafe im zweiten 
Kontraventionsfall verdoppelt, im dritten aber derſelbe feines Schutzrechtes verluſtig er 


klaͤrt, und Aber die Gränze gebracht werden. 


Sollte aber ſein Schuldner die Zahlung der ausgemittelten wirklichen Schuld zu lei⸗ 
ſten unvermögend ſein, ſo ſoll der Jude den Betrag der wirklichen Schuld aus ſeinem 
eigenen Vermögen, noch außer der Geldſtrafe, dem Fiskus zu entrichten gehalten fein. 

Hat hingegen ein Jude wider das vorgedachte Verbot ud e, einem chriſtlichen Unter⸗ 
thanen Bier und Branntwein geborgt, oder gegen deſſen Produkte vertauſcht, ſoll des 
Juden Anſpruch wegen ſolcher Schuld, weil der Unterthan dadurch gar nicht gebeſſert 
worden, durchaus ungültig ſein, und daraus weder zum Vortheil des Juden, noch 
für den Fiskus einiges Recht gegen den Schuldner ftattfinden, der Jude aber uͤberdies, 
wie vorhin erwähnt worden, in 5 bis 10 Rthlr. Strafe genommen, dieſe das zweitemal 
verdoppelt und im dritten Kontraventionsfall derſelbe feines Schutzrechts verluſtig et: 
klärt, und über die Graͤnze gebracht werden. 

Die Hälfte ſowohl der dem Fiskus zufallenden Forderung als der Geldſtrafe, in welche 
der Jude gendmmen wird, ſoll dem Denunzianten zufließen. 

Iſt der Jude, für dem Unterthan gegebenes Bier und Branntwein, durch von dem⸗ 
ſelben ſchon erhaltene Produkte befriedigt, ſo muß der Jude, außer der gedachten Strafe 
den auszumittelnden Werth der für Bier und Branntwein erhaltenen Produkte, dem 
Fiskus bezahlen, und dazu angehalten werden. 


f. Verſteht es ſich von ſelbſt, daß, ſo lange den handelnden Juden noch auf dem 
Lande zu bleiben verſtattet ſein wird, dieſelben außer den obigen Einſchraͤnkungen, 
ſich allem, was wegen des Handels überhaupt, und auf dem Lande allgemein feſt⸗ 
geſetzt werden wird, unterwerfen muͤſſen. 

$. 3. Die den Schutzjuden erlaubte Gewerbe und Nahrungsarten follen 

in kaufmänniſchem Handel, 

in Künſten und Handwerken, 

in Ackerbau, Viehzucht und Fuhrwerk, 

und in Handarbeit, um Lohn, 
beſtehen. 


$. 4. Aller Handel und kaufmänniſches Verkehr Tell künftig von den Juden, fo wie 
von den Chriſten, nur in "Städten getrieben, und keinem auf dem platten Lande ver: 
ſtattet werden. 

$. 5. Die Juden, welche zum Handel Konzeſſion erhalten werden, ſollen denſelben 
zwar, wie chriſtliche Kaufleute, mit allen erlaubten Waaren treiben koͤnnen, jedoch glei⸗ 
chen Ordnungen, Pflichten und Einſchränkungen mit den chriſtlichen Kaufleuten, unter⸗ 
worfen ſein, und da bisher faſt jeder Jude, theils gänzlich, theils neben ſeinem ſonſti⸗ 
gen Gewerbe mit Handeln und Schachern ſich abgegeben, ſo ſoll kuͤnftig in jeder Stadt 
nur eine ſolche Anzahl, als ſich mit den chriſtlichen Kaufleuten und Kraͤmern vom Han: 
del unterhalten koͤnnen, dazu zugelaſſen werden; wer aber nicht als Kaufmann qualifi⸗ 
zirt, und ausdruͤcklich konzeſſionirt iſt, alles Handels und kaufmaͤnniſchen Verkehres bei 
Strafe der Konfiskation der bei ihm gefundenen Waaren, und im dritten Kontraven— 
tionsfall bei Strafe des Verluſtes feines Schutzes, und Räumung des Landes ſich durch— 
aus enthalten. 

$. 6. Diejenigen die ſich kuͤnftig dem Handel widmen, und dazu die Konzeſſion erhal— 
ten, duͤrfen nicht außerdem noch ein Handwerk, oder ein anderes Gewerbe, von welcher 
Art es ſei, treiben, auch muͤſſen fie ihre Handlungsbücher, Rechnungen und andere Nach⸗ 
richten, in deutſcher oder polniſcher, nicht aber in juͤdiſcher Sprache ſchreiben und führen. 

$. 7. Des Hauſirens zum Ein- und Verkauf der Waaren, ſowohl auf dem Lande als 
in der Stadt, wo fie wohnen, und in andern Städten, müffen fie gleich den auf dem 
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Lande noch geduldeten Juden bei ähnlicher $. 2 geordneter Strafe ſich enthalten, und es 
ſoll ihnen ſolches nur auf den Jahrmärkten in ihrer und in andern Staͤdten erlaubt ſein. 

$. 8. Unter dem Hauſiren find jedoch die Fälle nicht zu verſtehen, wenn eine Gutsherr⸗ 
ſchaft einem Juden auf dem vande den Auftrag giebt, ihr gewiſſe Waaren aus der Stadt 
zu kaufen, und zu bringen, oder einen Handelsjuden aus der Stadt mit Waaren zu ſich 
hinbeſtellt. Damit aber dieſe zur Bequemlichkeit der Gutsherrſchaften gegebene Erlaub⸗ 
niß nicht zum verbotenen Hauſiren gemißbraucht werde, ſo muß ein ſolcher in die Stadt 
geſchickte Jude mit einem Auftragszettel von der Herrſchaft, worin die einzukauſende, 
und der Herrſchaft zu bringende Waaren nach ihrer Qualität und Quantität zu benen⸗ 
nen ſind, verſehen werden, und die mitzunehmenden Waaren, und den Auftragszettel 
dem Konfumtions:Steuer:, oder Zollamte vorzeigen, um ſolche unentgeldlich verſiegeln 
und ſich einen Paſſirzettel ertheilen zu laſſen. 

Wenn ein Jude in der Stadt mit gewiſſen Waaren zu derſelben hin zu kommen beſtel⸗ 
let iſt, ſo muß derſelbe ſich gleichfalls mit den der Herrſchaft auf ihre Beſtellung zu brin⸗ 
genden Waaren bei dem Konſumtions⸗Steuer- oder Zollamte des Orts, melden, wel⸗ 
ches unentgeldlich ſolche Waaren mit dem Amtsſiegel zu verſiegeln, und ihm einen goot: 
ſirzettel zu ertheilen hat. Was die beſtellende Herrſchaft von ſolchen Waaren nicht kauft 
oder behält, muß er von derſelben verſiegeln laſſen, und bei feiner Ruͤckkunft in die 
Stadt dem Konfumtions:Steuerz, oder Zollamte zur Oeffnung des Siegels, und zur 
Reviſion der zurückgebrachten Waaaren vorzeigen. 

Wer ohne einen ſolchen Auftrags- oder Paſſirzettel, oder auch mit unverſiegelten 
Waaren, oder auf Abwegen betroffen wird, oder wer Waaren von anderer Art, als die 
Gutsherrſchaft beſtellt hat, z. B. wenn ſeidene Zeuge verlangt worden, wollene Zeuge, 
Material⸗ und Galanteriewaaren, bei ſich führt, ſoll des Auftrags- und Paſſirzettels 
ungeachtet, als ein Hauſirer beſtraft werden. 

F. 9. Auf Meſſen und Jahrmärkten in den andern Königl, Provinzen, ſollen die 
Süd: und Neu⸗Oſtpreußiſchen Juden nicht anders, als mit den Ausnahmen, Einſchrän⸗ 
kungen und Beſtimmungen, welche ſchon feſtgeſetzt ſind, oder noch künftig werden feſt⸗ 
geſetzt werden, und die allgemein bekannt gemacht werden ſollen, handeln dürfen. 

§ 10. Außer dem Handel, nach den vorher verordneten Beſtimmungen, ſoll den Ju⸗ 
den nachgelaſſen ſein, alle Künſte und Handwerke, jedoch nirgends anders, als in den 
Städten und auf dem Lande nur diejenigen Profeſſionen, die daſelbſt erlaubt ſind, zu treiben. 

$. 11. Wer nicht jetzt ſchon als Meifter ein Handwerk treibt, ſondern ſich erſt darauf 
anſetzen will, muß daſſelbe gehoͤrig verſtehen, und ſich als ein tüchtiger Arbeiter in ſei⸗ 
nem Metier durch ein von Hriſtichen Sachverſtändigen unparteiiſch, jedoch ſtrenge zu 
beurtheilendes Meiſterſtück ausweiſen. Und wenn dergleichen Sachverſtaͤndige in der 
Stadt nicht vorhanden ſind, ſo muß das Meiſterſtück in einer andern von dem Steuer⸗ 
Path anzuweiſenden Stadt, wo es an ſolchen Sachverſtändigen nicht fehlt, unter ihrer 
Aufſicht verfertiget und von ihnen geprüft werden. 

$. 12. Ein juͤdiſcher Meiſter ſoll die Befugniß haben, gleich einem chriſtlichen, Lehr: 
burſchen und Geſellen zu halten, dieſe aber müffen keine andere, als einländiſche Juden 
ſein, und es ſoll ihm nicht anders, als auf gegebene Erlaubniß von der Kammer, frei 
ſtehen, Chriſten in die Lehre und als Geſellen in Arbeit zu nehmen. Auch ſollen die jü⸗ 
diſchen eben denſelben Ordnungen, Einſchränkungen und Pflichten, wie die chriſtlichen 
Meiſter, unterworfen ſein, und uͤberdies neben ihrem Handwerk kein anderes Metier 
und Gewerbe treiben. 

$. 13. Außer Künſten und Handwerken, ſoll den Juden auch freiſtehen, nuͤtzliche Fa⸗ 
briken anzulegen, und ihnen ſogar alle Erleichterung zu deren Unternehmung angedeihen, 
wenn ſie, wie es ihnen obliegt, juͤdiſche Arbeiter dazu anlernen laſſen und gebrauchen werden. 

$. 14. Durch Handel, Handwerke und Fabriken wird indeſſen neben den chriſtlichen 
Kaufleuten, Handwerkern und Fabrikanten nur ein Theil der großen Menge Juden, 
ihren Unterhalt erwerben koͤnnen. 

um nun ben übrigen gleichfalls ſichere Gelegenheit dazu zu verſchaffen, ſoll ihnen 
nicht nur fernerhin verſtattet ſein, Brau- und Branntweinbrennereien imgleichen Kuh— 
melkereien, und kleine, mit eigenem Geſinde zu bearbeitende Ackerwirthſchaften von 
Gutsherrn zu pachten, ſondern auch Ackerbau, Viehzucht und Fuhrwerk auf eigenen 
bäuerlichen Ländereien und Guͤtern zu treiben. 

§. 15. Solche Ländereien und Güter aber müſſen fie nicht von chriſtlichen Beſitzern 
auskaufen, ſondern es ſollen ihnen abzubauende, und neu zu etablirende Stellen, mit 
ſo viel Land und Zubehör, als zum Beſtande einer ländlichen Bauernfamilie erforderlich 
iſt, eingegeben, oder zu akquiriren nachgelaſſen, und die Unternehmer, welche ſolche Gü— 
ter und Hoͤfe auf ihre Koſten etabliren, mit gleichen Wohlthaten und Freijahren, wie 
chriſtliche Koloniſten und Neubauer, begnadigt werden. 

8. 16. Denen, die ſolchergeſtalt auf den Landbau ſich anſetzen, ſoll es erlaubt fein, 
drei Jahre mit chriſtlichem Geſinde zu wirthſchaften, damit ihre Kinder und andere 
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Juden binnen dieſer Zeit die Ackerarbeit erlernen können. Nach Ablauf ſolcher Friſt 
aber ſollen ſie bei Verluſt ihrer Stelle, nicht anders als nur mit juͤdiſchem Geſinde ar— 
beiten und wirthſchaften dürfen. 
§. 17. Nach abgelaufenen Freijahren ſollen fie, wie ſichs von ſelbſt verſtehet, zu allen 
Landesabgaben, Dienſten und Pflichten, wie ſolche chriſtliche unterthanen ihrer Art zu lei⸗ 
ſten haben, oder bei ihrer Anſetzung mit ihnen ausgemacht werden wird, verbunden ſein. 
Die Präſtationen an die Grund- und Gutsherrn, unter welchen fie ſich anbauen, 
gé — Freijahre in dieſer Hinſicht bleiben ihrem Uebereinkommen mit denenſelben 
überlaſſen. 
$. 18. Da ſich jetzt die mehreſten Krugpachtungen in den Städten und auf dem Lande 
in den Händen der Juden befinden, fo ſoll es zwar dabei annoch verbleiben. Es fol: 
len aber | 
a. ſolche Krugpaͤchter durchaus keineelei Handelsverkehr treiben, ſondern neben dem 
Herbergiren, und dem Bier- und Branntweinsſchank blos ſolche Waaren, die zur 
Konſumtion der Reiſenden erforderlich find, halten, ſolche Waaren nicht anders, 
als blos aus den Landſtädten nehmen, und ſich deshalb bei den von Zeit zu Zeit 
anzuſtellenden Viſitationen mit Paſſirſcheinen, oder zu haltenden Verſteuerungs— 
buͤchern legitimiren, ferner von dieſen zum Genuß dienenden Waaren nichts an 
die Landleute, was dieſe nach Hauſe nehmen, und nicht im Kruge ſelbſt verzeh⸗ 
ren, verkaufen, auch | 
b. kein Bier und Branntwein an die Unterthanen verborgen, oder gegen derſelben 
Produkte vertauſchen, und wer dawider handelt, ſoll auf gleiche Art, wie wegen 
der auf dem Lande zur Handlung annoch geduldeten Juden in dieſem Kapitel 9.2. 
lit. c. wegen unerlaubten Bier- und Branntweinborgens an Unterthanen, und 
Vertauſchens gegen Produkte Kap. III. sub e. verordnet iſt, beſtraft werden, 
auch Tell er den Unterthanen wegen feiner Forderung nicht verklagen duͤrfen. 
Uebrigens muͤſſen ſie ihre Krugwirthſchaft nur mit juͤdiſchen, und nicht mit 
chriſtlichem Geſinde führen. 
$. 19. Wer endlich nicht zu einem ftädtifchen Gewerbe nach den obigen Beſtimmun⸗ 
gen zugelaſſen werden kann, auch nicht Tuͤchtigkeit, Mittel und Gelegenheit hat, auf 
dem Lande eine eigene oder gepachtete Wirthſchaft zu unternehmen und zu treiben, muß 
feinen Unterhalt durch Dienen um Lohn und Beköftigung als Geſinde bei einem Chri⸗ 
ſten oder angeſetzten Schutzjuden, oder wie Chriſten, die Ga in ſolchem Fall befinden, 
durch Arbeit und Tagelohn zu gewinnen ſuchen, indem, da ihnen faſt alle Nahrungs⸗ 
quellen chriſtlicher Bürger und Unterthanen eroͤffnet ſind, und es ihnen alſo an Gele⸗ 
genheiten zur ordentlichen und ehrlichen Subſiſtenz nicht fehlt, ſchlechterdings nicht wei— 
ter geſtattet ſein, und darauf genau vigilirt werden ſoll, daß ein Jude, ohne einer der 
vorſtehend ihnen nachgelaſſenen Gewerbe- und Nahrungsarten ſich zu widmen, und der— 
ſelben allein obzuliegen, ſich auf ſeine eigene Hand ſetze, und durch heimliche Schacherei, 
Umſchläge, und ſogenannte Facienden, Aufträge von andern, Wucher, und dergleichen 
zufällige Mittel, die groͤßtentheils mit Betrug und nachtheiliger Beeinträchtigung an⸗ 
derer verknuͤpft find, ſich nähre und erhalte. Diejenigen vielmehr, die ſich darauf be— 
treten laſſen, ſollen ihres Schutzrechts verluſtig erklart, und als gemeinſchädliche Men⸗ 
ſchen aus dem Lande geſchafft werden. | 
$. 20. Alle Juden ohne Ausnahme, die ſich auf eine Kunſt oder ein Handwerk op: 
ſetzen, die Acker⸗ und Landbau treiben, die bei andern als Geſinde dienen, und die von 
der Handarbeit als Tagelöhner leben, müſſen alles Einkaufens zum Wiederverkauf, und 
uͤberhaupt alles Handelns und Schacherns durchaus ſich enthalten, und darauf ſoll mit 
deſto größerer Strenge geſehen und gehalten werden, als dadurch ſolche Juden nicht 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil von ihrer ganzen Applikation und Aufmerkſamkeit auf 
das Gewerbe, worauf ſie angeſetzt ſind, und welches ſie ſonſt nur als eine Nebenſache 
zu betreiben und zu vernachläſſigen ſich gewöhnen würden, abgezogen werden, fondern 
auch die chriſtlichen und juͤdiſchen Kaufleute dabei verderben würden. 
$. 21. Wer alſo unter der erwähnten Art Juden nicht blos feine ſelbſt gewonnene 
Produkte und verfertigte Arbeit verkauft, und nicht blos Sachen zu feinem eigenen Be- 
dürfniß einkauft, welches, wie ſichs von ſelbſt verſteht, jedem unbenommen iſt, ſondern 
Produkte oder Waaren von andern kauft, und wieder verkauft, wenn es gleich nur die 
geringſte Kleinigkeit wäre, ſoll fo, wie in dieſem Kapitel 9. 2. lit. c. wegen der hauſi⸗ 
renden Juden verordnet iſt, beſtraft, und ſolchemnach die bei ihm vorhandene, zum wei— 
teren Verhandeln eingekaufte Waare, konfiszirt, wenn aber dieſelbe nicht mehr vorhan— 
den, der Werth davon dem Fiskus bezahlt, wenn hingegen der Kaͤufer das Kaufgeld noch 
ſchuldig iſt, ſolches für den Fiskus eingezogen, und dafern der Käufer dazu unvermoͤgend 
fein ſollte, der Betrag des Kaufgeldes von dem kontravenienden Juden beigetrieben, und 
überdies derſelbe in 5 bis 10 Thlr. Geldſtrafe genommen, im zweiten, Kontraventions⸗ 
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fall ſoll dieſe beſondere Strafe verdoppelt, zum drittenmal aber derſelbe ſeines Schutz⸗ 
rechts verluſtig erklart und aus dem Lande geſchafft werden. 

$. 22. Damit auch der wucherlichen Uebervortheilung chriſtlicher Unterthanen wirk⸗ 
(om Ziel und Maß geſetzt werde, fo ſollen von den Juden auf dem Lande an einen Chri⸗ 
ften Geld oder Fruͤchte nicht außergerichtlich, ſondern nur vor den ordentlichen Gerichten 
des borgenden Schuldners geliehen werden, und dieſe Obrigkeit iſt verpflichtet, darauſ 
zu ſehen, ob der Borgende das Objekt, zu deſſen Schuldner er ſich befenret, ehrlich und 
vollſtändig erhalten habe, oder erhalten werde. Iſt dieſes geſchehen, fo ſoll dem jüdiſchen 
Gläubiger gegen ſeinen Schuldner gleiches Recht wie einem Chriſten angedeihen. 

Aus einem außergerichtlichen Darleihungsgefch.ifte und Schuldkontrakt aber ſoll einem 
ſolchen jüdiſchen Gläubiger gegen feinen chriſtlichen Schuldner keine Klage und kein 
Recht verſtattet werden, ſondern die von dieſem zugeſtandene Schuld dem Fiskus anheim 
fallen, außerdem aber der Gläubiger noch um den Betrag derſelben beſtraft, und wenn 
er hierbei eines böſen Wuchers uͤberfuͤhrt werden kann, zugleich zum Verluſt ſeines Schutzes 
und zur Landesräumung verurtheilt werden. 

Uebrigens ſoll in den in dieſem und dem vorhergehenden §. bemerkten Kontraven⸗ 
tionsfällen gleichfalls die Hälfte der konfiszirten Gegenftände und der Geldſtrafen dem 
Denunzianten zugebilligt werden. 


Kap. IV. Von der Religions- und Ritualverfaſſung der Juden. 
§. 1. Die Juden ſollen nach wie vor bei der freien Uebung ihrer Religion geſchuͤtzt, und 
weder in ihren oͤffentlichen noch in ihren häuslichen gottesdienſtlichen Gebräuchen ge: 
ſtoͤrt werden. 

Da aber dieſelben bisher in einem großen Zwange und Druck ihrer Rabbiner geſtan⸗ 

den, welche ihre Stellen einander überbietend für übermäßige Summen zu kaufen, oder 
zu pachten gewohnt, und daher neben ihrem und der Ihrigen bequemen Unterhalt wegen 
ſolcher Koſten ſich an ihren Glaubensgenoſſen reichlich zu erholen bedacht geweſen, ſo ſol⸗ 
len zwar die Gutsherrn, welche Synagogen in ihren Städten zu haben, und die Rabbi⸗ 
ner bei denſelben zu beſtellen berechtiget ſind, bei ſolchem Rechte und der ihnen von dem 
anzuſetzenden Rabbiner gebührenden Rekognition, welche jedoch nicht, wie bisher viel⸗ 
fältig geſchehen, willkührlich hoch, und nach dem Anerbieten des Meiſtbietenden genom⸗ 
men werden muß, belaſſen werden. 
In den Königlichen und geiſtlichen Städten aber ſollen die vielen Synagogen nach und 
nach vermindert, und nur ſo viele, als nach der Lokalität und der Menge der Juden noͤ⸗ 
thin ſein werden, beibehalten, auch die bei dieſen anzuſetzenden Rabbiner und nothwen⸗ 
dige andere Synagogenbedienten, welche in der Regel nur aus einem Vorſaͤnger und 
Synagogendiener beſtehen können und müſſen, nicht nur ohne Kaufgeld oder Pacht von 
der Kammer beſtellt, ſondern auch aus einer oͤffentlichen Kaſſe als landesherrliche Offi— 
zianten beſoldet werden. 

$. 2. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß zu ſolchen, und inſonderheit zu den Rabbinerſtel⸗ 
len verftändige, rechtſchaffene und der jüdiſchen Religion und Geſetze kundige Männer, 
bei welchen jedoch außer dieſen Eigenſchaften auch die Kenntniß der Deutſchen und Pol⸗ 
niſchen Sprache im Reden und Schreiben, ſchlechterdings erforderlich iſt, gewählt und 
beſtellet werden müſſen, und daß, wenn die Gemeinde wider die Qualifikation eines aus⸗ 
erſehenen Subjekts erhebliche und gegruͤndete Einwendungen vorbringt, darauf Rückſicht 
zu nehmen iſt. 

9. 3. Die Rabbinen überall ſollen vom 1. Juni d. F. an ſich keiner, von ſehr vielen 
bisher gegen ihre Glaubensgenoſſen ſo ſehr gemißbrauchten Gerichtsbarkeit weder in Ci⸗ 
vil⸗ noch Religions⸗Ritual- und Kirchendisziplinſachen anmaßen, ſondern alle darin ent⸗ 
ſtehende Streitigkeiten und Vergehungen bei den gehörigen hriftlichen Gerichten ange— 
bracht, erörtert und entſchieden, in ſofern ſolches aber nach ihren eigenen, mit ihrer Re: 
liaion in Verbindung ſtehenden Geſetzen geſchehen, und nach denſelben, was erkannt iſt, 
erequiret werden muß, die Rabbiner des Bezirks zu ſolchen Sachen als ein feine Kennt⸗ 
niß in Ritual⸗, Kirchen und Disziplinarſachen, nach jüdiſchen Geſetzen dem Gericht ſup⸗ 
peditiren, der Beiſitzer von den chriſtlichen Gerichten, die ſich in ſolchen Sachen darnach 
3 achten haben, zugezogen werden, und die annoch zu beſtimmende Gebühren dafür 
erhalten. ’ 


$. 4. In Ritual: und Kirchendisziplinſachen ſoll kein Jude, der für ſich und in feiner 
Wohnung gegen Glaubens- und Zeremonialſatzungen etwas thut oder unterläßt, darüs 
ber angefochten, und mit Kirchenzenſur oder Strafen belegt werden, ſondern ſein Thun 
und Laſſen hierin muß eines jeden eigenen Einſichten und Gewiſſen anheim geſtellet Met, 
ben, und nur, wenn jemand beim oͤffentlichen Gottesdienſt die Gemeinde, oder außer⸗ 
halb demſelben andere Glaubensgenoſſen durch äußerliche den Glaubens- und Ritualvor⸗ 
ſchriften zuwider laufende Handlungen in Ausübung ihrer Religion und gottesdienſt⸗ 
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lichen Gebräuche beeintraͤchtigt und ſtört, dafuͤr zur Verantwortung gezogen und geſtraft 
werden können, welches jedoch nach dem vorftehenden $. bei dem behörigen chriſtlichen 
Gericht geſchehen muß. 

§. 5. Solchemnach werden auch den Rabbinen und den Verſammlungen mehrerer 
Rabbinergliedern der Gemeinde und Geſetzgelehrten die Beſchließung und Ausuͤbung des 
großen und kleinen Bannes, das Verſagen des Oſternmehls und geſchaͤchteten Fleiſches, 
der Theilnahme am Gottesdienſt in der Synagoge, und uͤberhaupt alle öffentliche und 
heimliche Auflegung und Exekution kirchlicher Zwangs- und Strafmittel, bei 50 Thlr. 
Strafe für den erſten Fall, und im Wiederholungsfall bei Verluſt des Amts und Fort— 
ſchaffung aus dem Lande unterſagt. 

$. 6. Damit die Rabbinen bei ſolcher Einrichtung nicht an auskömmlicher Subſiſtenz 
leiden, ſollen ſie ihre billige Gebuͤhren und Emolumente in juͤdiſchen Civil- und Ritual⸗ 


ſachen nach einer davon anzufertigenden Taxe, jedoch was diejenigen unter ihnen betrifft, 


die bei Synagogen in koͤniglichen und geiſtlichen Städten angeſtellet ſind, nur ſo lange, 
bis ſie in zureichende Beſoldungen geſetzt ſein werden, behalten. 

8.7. Da viele Synagogen mit Schulden, welche ſie theils Tür ſich ſelbſt, theils für 
ihre Gutsherrſchaft unter ſolidariſcher Haftung der Gemeinde aufgenommen haben, be— 
laſtet ſind, und dieſe ſolidariſche Verbindlichkeit, vornehmlich den Vermoͤgenden unter 
ihnen, beſchwerlich, auch ſelbſt gefährlich iſt, ſo ſollen die Synagogengemeinden, ſobald 
es thunlich fein wird, aus dieſer Verbindlichkeit geſetzt und zu dem Ende 

a) vor allen Dingen ſolche Schulden nach ihrer Beſchaffenheit und Groͤße genau aus⸗ 
gemittelt werden. / 

b) In Anſehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angehen, iſt hieraus eine 
Repartition des jährlichen Beitrages eines Juden und ein Amortiſationsplan zur 
Tilgung dieſer Art Schulden anzufertigen. ö 

c) Die dazu zu ſammlenden Beiträge muͤſſen ſicher aufbewahret, und zu nichts ans 
ders, als zur ſucceſſiven Abfuͤhrung ſolcher Schulden verwendet werden. 

d) Von denjenigen Schulden aber, welche eine Synagogengemeinde fuͤr ihre Guts— 
herrſchaft kontrahirt, oder wofuͤr dieſelbe die Bürgſchaft übernommen hat, muß 
die Gutsherrſchaft angehalten werden, dieſelben durch die Zahlung oder durch 
ſolche Vergleiche mit den Gläubigern, vermittelſt deren ſie von ihrer deshalbigen 
Verbindlichkeit völlig entlaſſen wird, zu befreien, und obgleich den Gutsherrn dazu 
nach Umſtänden billige Friſten zu verſtatten ſind, ſo ſind ſolche doch nicht zu lange 
auszuſetzen, und es iſt vielmehr darauf zu halten, daß die Synagogengemeinden, 
ſobald und ſoviel es nur immer thunlich iſt, ihrer Verhaftungen für die Gutsherrn 
ganzlich entledigt werden. 

Wie dieſes zu bewerkſtelligen, und wie die Judengemeinden von den Gutsherrn fuͤr die 
übernommene Schulden derſelben zu entſchädigen fein, iſt nach der Verſchiedenheit der 
mit einander deshalb gemachten Vertraͤge und anderer dabei vorkommenden Umſtaͤnde 
zwiſchen ihnen, wenn daruͤber kein von der behoͤrigen Landesobrigkeit zu vermittelnder 
oder zu beftätigender Vergleich ſtattfindet, im ordentlichen Wege Rechtens auszumachen. 


8. 8. Außer den Synagogenoffizianten ſollen keine andere Öffentliche Bedienten, als 
Schlachter, Trieberer, Krankenwaͤrter und Badefrauen kuͤnftig ſtattfinden. 


$. 9. In den Städten, wo ſich ein oder mehrere Juden befinden, die das Schlachten 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, ſollen keine Schlaͤchter als oͤffentliche Bediente 
beſtellt werden, indem die juͤdiſchen Schlachter das Ausſchlachten und den Verkauf mit 
Beobachtung der deshalbigen Vorſchriften für ihre Glaubensgenoſſen neben ihrer Schlaͤch— 
terprofeſſion verrichten können. 

Wo aber dergleichen jüdiſche Schlächter als Handwerker nicht vorhanden ſind, ſoll der 
Judenſchaft, wenn fie aus einer bis dreißig Familien beſteht, nur Ein Schlachter, wel: 
cher zugleich das Triebern oder Ausadern zu verrichten hat, und wo mehr als fünf und 
dreißig Familien wohnen, nicht über zwei Schlaͤchter und einen Trieberer zu oͤffentlichen 
Bedienten nachgegeben werden. 

Auf gleiche Weiſe iſt auch mit den übrigen im vorhergehenden §. benannten oͤffentli⸗ 
chen Bedienten zu verfahren. 


$. 10. Kein öffentlicher Bedienter iſt ohne vorhergängige Anzeige an die Kammer, 


und ohne derſelben ausdruͤckliche Bewilligung anzunehmen, und es ſollen nur einheimi— 
ſche, nicht aber aus andern Provinzen, oder gar fremde dazu vorgeſchlagen und bewil— 
ligt werden, damit die ſchutzfaͤhigen Juden im Lande, außer den ihnen verſtatteten Ge⸗ 
werben und Nahrungsarten mehr en 2 zu ihrem Unterkommen finden. 


5. 11. Den oͤffentlichen Bedienten ſoll es nicht erlaubt fein, außer und neben ihrer 


Funkt n noch mit koufmänniſchem Verkehr und andern Gewerben ſich abzugeben. 
Will indeſſen die Judenſchaft in einer Stadt aus dem Mittel der daſelbſt ſchon auf 
ein gewiſſes Gewerbe angeſetzten Glaubensgenoſſen zur Erſparung der Unterhaltungsko⸗ 
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ften einen öffentlichen Bedienten annehmen, weil derſelbe die ihm zu uͤbertragende Funk⸗ 
tion als eine Nebenbeſchaftigung beſtreiten kann, fo ſoll dieſes derſelben vergönnt fein. 

$. 12. Wenn ihre Aelteſten abgehen, ſollen keine neue von ihnen gewählt und zur Be: 
ſtätigung präfentirt, ſondern ſtatt derſelben aus dem Mittel der juͤdiſchen Bürger nach 
Verhaͤltniß ihrer Anzahl einer oder mehrere Stadtverordnete, Bürgervorfteher, oder 
welchen Namen ſonſt die Repräfentanten der Buͤrgerſchaft der Stadt führen, vom Ma⸗ 
giſtrat nach vorgaͤngiger Genehmigung der Kammer in der Art und mit gleichen Pflich⸗ 
ten der chriſtlichen Stadtverordneten beſtellet und verändert werden, und außer der Funk⸗ 
tion von Stadtverordneten inſonderheit alles, wozu der Magiſtrat in Anſehung der jü- 
diſchen Einwohner ſie anweiſen wird, zu thun und zu verrichten, auch die gemeinſchaft⸗ 
. ip Angelegenheiten derſelben vor den Magiſtrat zu bringen, und zu betreiben verbun⸗ 

en ſein. 

6. 13. Den Mängeln der Erziehung abzuhelfen, ſollen in den am beſten ſich dazu 
ſchickenden Städten und vorzüglich in denen, wo ſich Synagogen befinden, Öffentliche juͤ⸗ 
diſche Schulen angelegt, und 

a) die Schullehrer in denſelben vom Staat angeſtellet und beſoldet werden. 

b) Sind dazu ſolche Subjekte zu nehmen, die nicht nur die jüdifche Religion wohl 
verſtehen, und hierin das Vertrauen der Judenſchaft des Orts haben, ſondern auch 
Deutſch und Polniſch leſen und ſchreiben koͤnnen, und die gemeine Rechenkunſt vers 
ſtehen, indem der Unterricht darauf mit gehen muß. 

e) Wenn dergleichen Subjekte bei der erſten Errichtung der Schulen im Lande nicht 
zu finden, auch aus andern koͤniglichen Provinzen nicht zu erhalten ſein möchten, 
fo follen inmittelft, bis die Schulen mit hinlänglich tüchtigen Lehrern, zu dem ad 
b. bemerkten Unterricht werden beſetzt werden EN ſolche dergeſtalt eingerichtet 
werden, daß ein chriſtlicher Schullehrer in der Stadt, der es N einige Stun⸗ 
den wöchentlich den juͤdiſchen Schülern in ihrer Schule im Deutſch und Polniſch 
Leſen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, oder dieſelben die dazu in 
der chriſtlichen Schule beſtimmten Stunden mit abwarten, und darin gleich den 
chriſtlichen Schuͤlern dieſe Kenntniſſe und Fahigkeiten ſich erwerben. 

d) Da die Juden noch kein bei dem Unterricht der Jugend in ihrer Religion und den 
damit verbundenen Lehren zum Grunde zu legendes ordentliches Lehrbuch haben, 
fo ſoll für die Abfaſſung deſſelben, und zwar in der Art, daß darin nicht nur die ei⸗ 
gentlichen Religionsſätze, ſondern auch die damit in unzertrennlicher Verbindung 
ſtehenden, und aus jeder Religion fließenden Pflichten und Lebensregeln, ſowohl 
gegen die Glaubensgenoſſen, als gegen die Landesherrſchaft, ſich ſelbſt und alle 
Menſchen enthalten ſein muͤſſen, geſorgt werden. Dieſes Lehrbuch, welches zur 
mehreren Beförderung der deutſchen Sprache in derſelben zu verfaſſen iſt, ſoll, 
nachdem es in Anſehung der Religionsſaͤtze verſtaͤndigen Männern ihrer Religion 
vorgelegt, und von ihnen gebilliget fein wird, in allen öffentlichen jüdiſchen Schu- 
len eingefuͤhrt, und darnach die Jugend unterrichtet werden. 

e) Die Juden in den Städten, wo Öffentliche juͤdiſche Schulen fein werden, ſollen ver: 
bunden ſein, ihre Kinder in dieſelben zum Unterricht zu ſchicken, und nur den Ju⸗ 
den auf dem Lande und in Staͤdten, wo keine öffentliche Schulen ſind, verſtattet 
bleiben, für ihre Kinder Privathauslehrer, als ihre Domeſtiken zu halten. 


8. 14. Die öffentlichen juͤdiſchen Schulen ſollen außer den Rabbinern einer Synago— 
genſtadt und den juͤdiſchen Stadtverordneten daſelbſt, in einer Stadt aber, wo keine 
Synagoge iſt, außer den bloßen jüdiſchen Stadtverordneten, und einem oder zwei andern 
tuͤchtigen Männern ihres Glaubens, unter eben derſelben obrigkeitlichen Aufſicht und 
Direktion, wie die chriſtlichen Schulen ſtehen. | 


8.15. Weil die Töchter nicht fo vielen wiſſenſchaftlichen Unterrichts als die Söhne 
bedürfen, fo ſollen fie dagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
Stricken, Knöppeln und andern nuͤtzlichen weiblichen Arbeiten, von darin geſchickten 
Frauensperſonen angefuͤhret werden. 

Kap. V. Von den Abgaben der Juden. $. 1. Die Juden find nach ihrem 
Stande, Gewerbe und Beſitzungen zu allen Abgaben und Pflichten der chriſtlichen Un⸗ 
terthanen von gleichem Stande, Gewerbe und Beſitzungen verbunden, ſollen aber auch 
ein mehreres, wie dieſe, nicht anders zu leiſten angehalten, als in ſofern ſie die im Mi⸗ 
litairdienſt beſtehende wichtige perſönliche Pflicht der chriſtlichen Unterthanen nicht gr 
füllen koͤnnen, und außerdem die Regierung und Verwaltung des Judenweſens dem 
Staat beſondere Arbeit und Koſten verurſacht. | | 

$. 2. Anſtatt ſolcher dem Staat von ihnen entgehenden Pflichten, und wegen der ges 
dachten beſondern Koſten ſoll jeder im Schutz lebende maͤnnliche Jude ohne Ausnahme 
vom zurückgelegten vierzehnten bis zum zuruͤckgelegten ſechzigſten Jahre ſeines Alters, 
jahrlich 5 Fl. preuß. oder 1 Thlr. 16 Gr. Rekruten⸗ und Schutzgeld erlegen. 
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§. 3. Das Präſtationsjahr ſoll vom 1. Juni d. J. an gerechnet, und wenn Jemand 
im Lauf ſolchen Jahres ſein vierzehntes oder ſechzigſtes Jahr zurückgelegt hat, oder 
ſtirbt, das Rekruten⸗ und Schutzgeld für das volle Jahr bezahlet werden, 

$. 4. Die Söhne, welche ſich im Unterhalt und in der Gewalt des Vaters befinden, 
muß der Vater, ſo wie die Diener und Knechte, die im Lohn und Brod ſtehen, ihr Haus— 
wirth hierin vertreten, und fuͤr dieſelben das Rekruten- und Schutzgeld bezahlen, woge⸗ 
gen dem Hauswirth unbenommen iſt, den Miethskontrakt mit ſeinem Diener oder Knecht 
darnach einzurichten, und wenn derſelbe vor erlegtem Rekruten- und Schutzgelde von ihm 
zieht, ſich wegen ſolcher Abgabe an ſeinem Lohn, oder ſeiner Habſeligkeit gegen ihn vor⸗ 
zuſehen, indem auf alle Faͤlle dieſe Abgabe vom Hauswirth beigetrieben werden ſoll, und 
es feine Schuld iſt, wenn er ſich dieſerhalb gegen den Diener und Knecht nicht ſicher og: 
ſtellt hat, alſo ſeinen Regreß an ihn nicht nehmen kann. | 

§. 5. Wer zur Zeit der Erlegung des Rekruten- und Schutzgeldes verreiſet, ohne den 
Seinigen das Geld zur Zahlung zuruͤckgelaſſen zu haben, imgleichen der ledige Jude, 
welcher zu ſolcher Zeit ſich verſteckt haͤlt, um ſeiner Schuldigkeit auszuweichen, ſoll zur 
Strafe das Rekruten- und Schutzgeld, das erſtemal doppelt und zweitemal vierfach erle⸗ 
gen, das drittemal aber feines Schutzrechts verluſtig erklart werden, und das Land raͤumen. 

6, 6. Wenn ein Jude ſich in den Militairdienſt begiebt, und eingeſtellet wird, fo ſoll 
derſelbe, ſo lange ſolcher dauert, vom Rekruten- und Schutzgelde befreiet fein, auch 
wenn er im Dienſte invalide geworden, und daher feinen Abſchied erhält, davon für 
feine Perſon beſtaͤndig befreit bleiben. 


§. 7. Außer der allgemeinen Abgabe des Rekruten- und Schutzgeldes ſoll jeder auf ein 
gewiſſes Gewerbe angeſetzter Jude oder Hausvater einen mäßigen, annoch zu beſtim— 
menden Beitrag zur Beſoldung der Synagogenbedienten und der oͤffentlichen Schulleh— 
rer thun, welches deſto billiger iſt, da dieſes zu ihrem eigenen Nutzen und Beſten ge: 
reicht, und an ſehr vielen Orten die chriſtlichen Einwohner ebenfalls die Koſten zu ihren 
Bedürfniſſen von gleicher Art aufbringen. 

Daher ſollen auch dieſe Beiträge zu keinen andern, als zu den Zwecken, wozu fie br 
ſtimmt ſind, verwendet, und es muß über die Einnahme und Ausgabe derſelben, um 
ſolche beſtändig nachweiſen zu können, beſondere Rechnung gefuͤhrt werden. 

d. 8. Fuͤr die vorſtehenden Abgaben und Beiträge ſollen die Juden in Sud: und Neu⸗ 
Oſtpreußen nicht wie in andern Koͤnigl. Provinzen in solidum haften, und die Vermoͤ⸗ 
genden nicht die Unvermoͤgenden uͤbertragen, ſondern jeder nur fuͤr ſich ſelbſt, und die 
ihm obliegende Praͤſtation in der oben vorgeſchriebenen Art verpflichtet fein. 


§. 9. Der heirathende Jude muß für den Trauſchein, ohne welchen er nicht getraut 
werden darf, an das Potsdamſche Militair-Waiſenhaus, 


wenn er zu 100 Kthlr. bis zu 300 Rthlr. Vermögen geſchaͤtzt wird 1 Kthlr. 
wenn fein Vermoͤgen über 300 Rthlr. bis 800 Rthlr. geſchätzt wird 3 Rthlr. 
und bei feiner Vermoͤgensſchaͤtzung über 800 Rthlr. 5 Rthlr. 


außerdem aber nach Verhaͤltniß eben ſo viel, und zwar die Haͤlfte davon an die vorge— 
ſetzte Krieges- und Domainenkammer, die andere Hälfte aber zur jüdiſchen Schulkaffe, 
und in allen vorſtehenden Fällen 5 Rthlr. Stempeljura erlegen. 


$. 10. Wer vor zurüdgelegtem 24. Jahr feines Alters die Erlaubniß zu heirathen 
erhält, muß für ſolche Dispenſation beſonders 30 Rthlr. erlegen. 

In allen andern Vorfällen, wo Ausfertigungen fuͤr Juden geſchehen, ſoll von ihnen 
dafür nichts mehr, als was die Kanzleigebührentaxe mit ſich bringt, gefordert wer⸗ 
den. (Stengel Bd. 4. S. 180 flg. Auch beſonders erſchienen, deutſch und polniſch. 
Breslau bei Korn.) 

Dieſes Geſetz galt in Süd» und Neu⸗Oſt⸗Preußen bis zum Tilſiter 
Frieden v. 12. Juli 1807. 

Durch dieſen verlor Preußen die in Folge jener drei Theilungen Polens 
ihm in den Jahren 1772, 1793 und 1795 zugefallenen Ländertheile mit 
Ausnahme von Ermeland und einem ſchmalen Striche von Weſtpreußen, 
der zur Verbindung der Neumarkt und Pommerns mit Oftpreußen belaſſen 
wurde. 

Es wurden dieſe Länder verwendet, um Rußland ) und das von Napo⸗ 
leon neu kreirte Herzogthum Warſchau zu dotiren. 


1) Rußland, Preußens Verbündeter, verfchmähte es nicht von dem unglücklichen 
Bundesgenoſſen den Bialyſtocker Kreis mit 400,000 Menſchen abgetreten zu 
erhalten. 
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Durch die Konſtitution des letzteren v. 22. Juli 1807 wurde, ohne daß 
in Anſehung der Juden eine Ausnahme gemacht, im A. 4 beſtimmt, daß 
vor dem Geſetze vollkommene Gleichheit ſtattfinde und im $. 69 wurde 
das franzöſiſche Recht, mit Aufhebung aller früheren Geſetze, für das bürs 
gerliche Recht erklärt. Sonach war hierdurch auch das G. v. 17. April 
1797 und die Geſetzgebung, welche im Netzdiſtrikt, wo erſteres Geſetz nie 
publizirt worden 1), gegolten hatte, aufgehoben, und es waren ferner Her 
durch den Juden alle politiſche und bürgerliche Rechte eingeräumt. 
Schon durch die V. v. 17. Okt. 1808 wurden jedoch die politiſchen 
Rechte der Juden auf zehn Jahre ſuspendirt und auch in Betreff der bür⸗ 
gerlichen Rechte mehrere Ausnahmegeſetze gegeben, deren Darſtellung in 
dem folgenden Abſchnitte IV. zu vergleichen iſt 2). 

Als im Jahre 1815 das Herzogthum Warſchau aufgelöſt wurde, fiel 
durch den Pariſer Frieden ein Theil der ehemals preußiſchen Provinzen, 
wieder an Preußen zurück, nämlich die zu Weſtpreußen gehörig geweſenen 
Diſtrikte: der Kulm⸗ und Michelauer Kreis und die Stadt Thorn mit Ge— 
biet, welche, erſtere in den Gränzen von 1772, — wiederum zur Provinz 
Weſtpreußen geſchlagen wurden; dann ein Theil der zu Südpreußen ges 
hörig geweſenen Diſtrikte, aus welchen nunmehr wiederum eine beſondere 
Provinz unter dem Namen eines Großherzogthums Poſen gebildet 
wurde. Der größere Theil von Südpreußen und mit ſehr geringer Aus⸗ 
nahme das ganze Neu-Oſtpreußen kamen an Rußland. 

Durch Patent v. 9. Nov. 1816 3) wurde das L. R. und die A. G. O. 
ſtatt des franzöſiſchen Rechts in die mit der Provinz Weſtpreußen vereinig⸗ 
ten Diſtrikte wieder eingeführt und durch Patent v. 9. Nov. 1816 *) wie⸗ 
derum die Preußiſchen Geſetze in das Großherzogthum Poſen, ohne daß 
die beſonderen Rechte und Gewohnheiten, welche durch das Herzogthum 
Warſchau aufgehoben, wieder zur Anwendung kommen follen ?). 

In Anſehung der Verfaſſung (des inneren Staatsrechts) verblieb es bei 
der bisher beſtehenden, wie dies ſchließlich durch die K. O. v. 8. Aug. 1830 
ausgeſprochen wurde °). | 

Demgemäß blieb in den zum Herzogthum Warſchau gehörig geweſenen 
Ländern die von dieſem Staate gegebene Verfaſſung der Juden in voller 
Gültigkeit, bis ſie durch die blos für das Großherzogthum Poſen gegebene 
V. v. 1. Juni 1833 in dem letzteren aufgehoben wurde 7). 

Bevor nun zur Darſtellung dieſer neuen Verhältniſſe übergangen, wird 


es nöthig, die Gränzen zwiſchen dem Großherzogthum Poſen, für welches 


das Geſetz allein gegeben, und den Theilen von Weſtpreußen, in welchen 
noch die frühere Verfaſſung gilt, genau feſtzuſtellen. 


— — 


1) Vergl. hierüber das R. des Min. des J. und der P. v. 30. Dec. 1830. Abth. IV. 
Abſchn. I. Kap. III. 

2) Im Kulm: und Michelauer Kreife naͤmlich und der Stadt Thorn mit Gebiet 
ſteht dieſe Herzogl. Warſchauiſche Verfaſſung noch heute in Gültigkeit, während 
ihr im Großherzogthum Poſen durch die V. v. 1. Juni 1833 derogirt iſt. 

3) G. S. 1816. S. 217. 

4) G. S. 1816. S. 225. 

5) F. 2. der letzteren v. 

6) S. hierüber den vorigen Abſchnitt. Es ergiebt ſich aus dieſen beiden, auf De: 
ſtimmte Verordnungen baſirte Saͤtze, daß weder in privatrechtlicher, noch in 
ſtaatsrechtlicher Beziehung in den Laͤndertheilen, die zum Herzogthum Warſchau 
gehört, von einer Guͤltigkeit des Gen. Judenreglements v. 17. April 1750 und 

17. April 1797 die Rede ſein kann. 
D Vergl. die 90. 20. 27. des gedachten Geſetzes. 


Le pe — 
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Es wurden dieſe 
1) durch das Patent v. 15. Mai 1815, wegen der Beſitznahme des an 

Preußen zurückfallenden Theiles des Herzogthums Warſchau beſtimmt. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc 

Vermoge der mit den am Kongreſſe zu Wien Theil nehmenden Maͤchten geſchloſſenen 

Uebereinkunft, ſind mehrere Unſerer fruͤhern polniſchen Beſitzungen zu Unſeren Staaten 
zuruͤckgekehrt. Dieſe Beſitzungen beſtehen in dem zum Herzogthume Warſchau gekom— 
menen Theile der Preußiſchen Erwerbungen vom Jahre 1772, der Stadt Thoren mit 
einem fuͤr dieſelbe neu beſtimmten Gebiete, in dem jetzigen Departement Poſen, mit 
Ausnahme eines Theils des Powitzſchen und des Peyſerſchen Kreiſes; und in dem bis 
an den Fluß Proszna belegenen Theile des Kaliſcher Departements, mit Ausſchluß der 
Stadt und des Kreiſes dieſes Namens. 
Von dieſen Landſchaften kehrt der Kulm: und Michelauſche Kreis in den Graͤnzen von 
1772, ferner die Stadt Thorn nebſt ihrem neu beſtimmten Gebiete, zu Unſerer Provinz 
Weſtpreußen zurück, zu welcher auch, wegen des Strombaues, das linke Weichſelufer, je— 
doch blos mit den unmittelbar an den Strom graͤnzenden, oder in deſſen Niederungen 
befindlichen Ortſchaften, gelegt wird. 

Dagegen vereinigen Wir die uͤbrigen Landſchaften, welchen Wir von Weſtpreußen 
den jetzigen Kronſchen und den Kaminſchen Kreis, als ehemalige Theile des Netzdiſtrikts 
hinzufügen, zu einer beſondern Provinz, und werden dieſelbe unter dem Namen des 
Großherzogthums Poſen beſitzen; nehmen auch den Titel eines Großherzogs von 
Poſen in Unfern Königl. Titel, und das Wappen der Provinz in das Wappen Unſers 
Koͤnigreichs auf c. (G. S. 1815. S. 45.) 

2) Im Jahre 1818 wurden jedoch 
a) Theile von Weſtpreußen mit dem Großherzogthume Poſen vereiniget, 
nämlich: 
aa) vom Kreiſe Czarnickau: 
a) in dem Antheile der Herrſchaft Filehne: Schloß Filebne, Miſchke, 
Vorwerk Korda, Mariendorf, Ehrbasdorf, Filehner Papiermühle, 
Lukatz, Kiehnwerder, Retſchin, Koppenhoff, Andreas Steinborn, 
Drager Theerofen, Rodmansguth, Stephanowo, Glashütte, Fif: 
ſahn, Proſekel, Proſekeler Mühle, Neu: Hochzeit, Königs Theer⸗ 
ofen, Drager Schneidemühle, Selchow, Selchower Hammer, 
Hansfelde, Eichberg, Groß: Drenfen, Klein-Drenſen, Klein-Kot⸗ 
ten, Ruhls Theerofen, Groß: Kotten, Kotten-Hammer, Spring⸗ 
mühle, Schulzenbruch, Groß-Lubs, Klein: Lubs, Gornitzer Mühle. 
5) in dem Antheile des Amts Schönlanke und der Schönlanker Forſt: 
Dorf Straduhn, Theerofen, Freigut Günterowo, Richlichſche 
Mühle, Dorf und Mühle Nikosk, Oberförſter⸗Etabliſſement zu 
Richlich, Unterförſter⸗Etabliſſement zu Niewerder, Niekosken; 
1) in dem Antheile der Herrſchaft Behle: Dorf Lemnitz, Lemnitzer 
Mühle, Roſenmühle, Kolonie Gronitz, Mittelmühle; 
bb) vom Kreiſe Chodzieſen: in dem Antheile des Amts Zelgniewo und der 
Zelgniewoer Forſt mit dem Dorfe Schönfeld, dem Mühlengute bei 
Schönfeld, dem Freigute Gönne und der Unterförſterei Gönne; 
ec) vom Kreiſe Wirſitz: 
a) in dem Antheile der Herrſchaft Lobſens⸗Ratai mit dem Dorfe, der 
Mühle und der Walkmühle Pieznow; 
5) in dem Dorfe Zabartowo; 

b) Theile vom ehemaligen Netzdiſtrikte, die zur Provinz Pos 
ſen gehörten, mit Weſtpreußen vereinigt, nämlich fol— 
gende Ortſchaften des Flatower Kreiſes: 

aa) der Antheil der Herrſchaft Vandsburg⸗Zemvelburg: Stadt Vandsburg, 

Suchoronzeck, Pemperzyn, Mühle Pemperzyn, Freigut Demkowo 

(Dembowice), Schmielowo, Juſtrzembice, Rogalin, Groß⸗Wellwitz, 

Klotzbunden, Wyzcka, Niechorz, Klein⸗Wellwitz, Lindenbude, Zboze, 
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` "EE (Mühlenkanal), Mazury, Vorwerk Oſtraweck, Mühle 
Bandsburg, Schnittfom; ; EE 
bb) der eps der Komierowoſchen Güter: Komierowo, Zempelkowo, Bo, 
ro wk; N | MN 
ec) der Antheil der Waldauſchen Güter: Waldau, Mühle Tobolla, Obbo⸗ 
dowo, Vorwerk Polko, Saßno, Vorwerk Mislowo; 
dd) das Rittergut und Dorf Waldowke und Mühle Olßewske; 
ee) vom Amte Koronowo: das Dorf Wilkowo und die Mühle Cioſek. 
ff) Von dem alten Gebiete der Stadt Thorn wurde gleichzeitig mit der 
Provinz Poſen vereiniget der Wygodda Krug im Kieiſe Inowraclav. 


Tea Zweites Kapitel. 
Darſtellung d er gegenwärtigen Berhältniffe. 
E 1 I. 


Das G. v. 1. Juni 1833 und die Inſtruktion v. 14. Jan. 
1834 zur Einführung jenes Geſetzes. | 

1. Vorläufige Verordnung wegen des Judenweſens im Großherzogthum 
Poſen v. 1. Juni 18. | „ 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ST: 

Nachdem Wir Uns von der Nothwendigkeit überzeugt haben, den bürgerlichen Zuſtand 
der Juden in Unſerer Provinz Poſen baldigſt, und noch vor Erlaſſung eines, die ge⸗ 
ſammten Provinzen Unferer Monarchie umfaſſenden Gefeges über die ftaatsbürgerlichen 
Verhaltniſſe der Juden zu verbeſſern, und die aus der Lage der Geſetzgebung über dieſen 
Gegenſtand hervorgehenden Zweifel zu beſeitigen; ſo ertheilen wir zu dieſem Zwecke fol⸗ 
gende vorläufige Vorſchriften, mit dem Vorbehalt, ſolche nach Maaßgabe des kuͤnftigen 
allgemeinen Geſetzes zu ergänzen und abzuaͤndern. rf 

$. 1. (Verbeſſerung der Gemeinde⸗Verwaltung der Juden.) Die Ju⸗ 
denſchaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine vom Staate geduldete Religionsgeſell⸗ 
ſchaft, welcher aber in Beziehung auf ihre Vermoͤgens⸗Angelegenheiten die Rechte einer 
Korporation beigelegt werden. Wenn bisher die Judenſchaften mehrerer Orte zu einer 
Synagoge vereinigt waren, fo ſoll dieſe Vereinigung auch Hinſichts der Korporations⸗ 
Angelegenheiten fortdauern. | 

$..2. Der Korporations⸗Verband bezieht ſich nur auf die innern Verhaͤltniſſe der 
Synagogen⸗Gemeinden F. 20. Tit. 11. und $. 13. ff. Tit. 6. Thl. 11. des Allg. L. R.) 
und auf diejenigen Gegenſtande, welche dieſe Verordnung als Korporations-Angelegen⸗ 
heiten ausdrücklich bezeichnet. In allen andern bürgerlichen Angelegenheiten findet zwi⸗ 
ſchen den Mitgliedern der Judenſchaften kein ſolcher Verband ſtatt, ſie werden vielmehr 
in dieſer Beziehung als Theilnehmer ihrer Ortsgemeinden nach den für dieſe beſtehenden 
oder zu erlaſſenden Ordnungen beurtheilt. e 1 

$. 3. Jeder Jude, welcher in einem Synagogen: Bezirke oder Orte feinen Wohnſitz 
hat, gehört zur Korporation. 

$. 4. Stimmfähig in dieſer Korporation, Hinſichts ihrer $. 2. bezeichneten Angelegen⸗ 
heiten, find alle diejenigen männlichen volljährigen und unbeſcholtenen Juden, welche 
entweder ein Grundſtuͤck beſitzen, oder ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder ſich au⸗ 
ßerdem felbftftändig und ohne fremde Unterftügung ernähren. | 

$. 5. Die ſtimmfähigen Mitglieder der Korporation ſollen in Gegenwart und unter 
Aufſicht eines Regierungskommiſſarius eine Anzahl von Repraͤſentanten, und dieſe wie⸗ 
derum in gleicher Art die Verwaltungsbeamten wählen, welche von der Regierung be⸗ 
ſtätigt werden, und ihr Ymt unentgeltlich zu verwalten haben. | 
g. 6. Die Beſtimmungen über die Zahl der Repräſentanten, der Verwaltungs-Beam⸗ 
ten und uͤber die Dauer ihrer Verwaltung, ſoll das Statut jeder Korporation enthalten, 
welches die Regierung, nach Vernehmung der Repräfentanten, zu entwerfen und der 
Oberpräſident zu beflätigen hat. Für die erſte Wahl bleibt die Beſtimmung wegen der 
Anzahl der Repräſentanten und Verwaltungs⸗Beamten der Regierung vorbehalten. 

9. 7. Die Rechte und Pflichten der Repräſentanten und der Verwaltungs-Behoͤrden 


gegen einander, gegen die Kotporation und gegen dritte Perſonen find nach den Vorſchrif⸗ 
ten zu beurtheilen, welche die revidirte St. O. v. 17. März 1831 über die Rechte und 
Pflichten des Magiſtrats und der Stadt⸗Verordneten enthält. | 

$. 8. Die Verwaltung der Vermoͤgens⸗Angelegenheiten der Korporation ſteht unter 
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der unmittelbaren Aufſicht der Regierung oder ihres Kommiſſartus, on e ihrr Geneh⸗ 
migung dürfen keine Schulden aufgenommen, keine Grundſtücke erworben oder veräu⸗ 
ßert und keine neue Abgaben eingeführt werden. Sie hat das Recht und die Verpflichtung 
die Verwaltung durch Kommiſſarien unter Zuziehung der Repräſentanten revidiren zu 
laſſen, den Beſchwerden der letztern über die Verwaltung abzuhelfen, und darauf zu hal⸗ 
ten, daß die Rechnungslegung an die Repräfentanten regelmäßig erfolge. 

3.9. (Sorge der Korporationen, für den , Tä 
richt der juͤdiſchen Kinder.) Die jüdiſchen Korporatkonen, und insdeſondere ihre 
Verwaltungsbehoͤrden, find verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß es keinem ſchulfaͤhigen 
Kinde — vom ten bis zum zurückgelegten 14ten Libensjahre — an dem gehörigen 
Schulunterrichte fehle. Sie ſind dafür verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohl Kna⸗ 
ben als Mädchen, in dieſem Alter die öffentlichen Schulen vorſchriftsmäßig beſuchen, und 
zugleich verbunden, ganz dürftigen Kindern die nöthigen Kleidungsſtuͤcke, das Schul⸗ 
geld und die ſonſtigen Schulbeduͤrfniſſe aus den etwa dafuͤr beſtehenden beſondern 
Fonds, in deren Ermangelung aber aus dem Korporationsvermögen zu gewaͤhren. 

8. 10. Unter offentlichen Schulen werden ſowohl die chriſtlichen, als die mit Geneh⸗ 
migung des Staats nach einem beſtimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollſtaͤn⸗ 
dig qualifizirten und durch die Regierung beſtätigten jüdiſchen Lehrern beſetzten jüdiſchen 
Schulen verſtanden, Jedoch kann der Privatunterricht der Kinder, mit ausdrücklicher 
Genehmigung der Regierung den Eltern ausnahmsweiſe eee en ER 

$. 11. Fuͤr den beſonderen Religionsunterricht der judifchen Kinder zu ſorgen, bleibt jeder 
Gemeinde vorbehalten. Jedoch ſollen auch als Religionslehrer nur folche perſonen zugelaſ⸗ 
2 welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaubniß erhalten 
haben. „ blue ing | 
st 7 Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterricht in den jüdiſchen Schulen iſt die 

eutſche. Fee 

9. 13. Nach vollendeter Schulbildung der juͤdiſchen Knaben haben die Verwalkungs⸗ 
dehoͤrden der Korporationen dafür zu ſorgen und find, dafür verantwortlich, daß jeder 
Knabe irgend ein nützliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſentſchaftlichen Lehranſtal⸗ 
ten einem höhern Berufe widme, und daß keiner derſelben zu einem Handel oder Ge⸗ 
werdsbetrieb im Umherziehen gebraucht werde. Dieſer Verbindlichkeit ſollen ſie durch 
die mit den Vätern oder Vormuͤndern zu treffenden Verabredungen zu genügen ſuchen, 
wenn aber durch dieſe der Zweck nicht zu erreichen iſt; ſo haben ſie ſich an den Kreis⸗ 
Landrath zu wenden, welcher die Väter oder Vormünder (letztere unter Vernehmung 
mit der obervormundſchaftlichen Behörde) anhalten ſoll, die Knaben einer Wiſſenſchaft 
oder Kunſt, oder dem Landbau, oder einer nützlichen Handarbeit, oder der Fabrikation 
oder einem beſtimmten Handwerke, oder dem Handel von feſten Verkaufsplaͤtzen aus, zu 
beftimmen. ($. 18.) | | | 

8.14. (Militair⸗Dienſt⸗Verpflichtung der Juden.) Mit dem Vorbehalt, 
die allgemeine Militairpflichtigkeit der Poſenſchen Juden in Zukunft eben ſo, wie in den 
andern Provinzen der Monarchie anzuordnen, ſoll auf die Dauer des, durch die gegen⸗ 
wärtige Verordnung begründeten proviſoriſchen Zuſtandes, den dazu moraliſe und koͤr⸗ 
perlich geeigneten Juden geſtattet ſein, innerhalb ihres militairpflichtigen Alters frei: 
willig in den Militairdienft zu treten. éi * 

Durch den wirklichen Eintritt wird ſowohl der Eintretende ſelbſt, als deſſen Vater 
von Erlegung des Rekrutengeldes befreit. Die Väter nicht eintretender Söhne find dafs 
ſelbe auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung auf die Erhebung und 
Berechnung des Rekkutengeldes zu treffenden Einrichtung hat Unſer Finanzminiſterium 
die erforderlichen Verfügungen zu erlaſſen. * | 

F. 15. (Verheirathung der Juden.) Die Ehe eines Juden mit einer Auslän⸗ 
derin iſt nur in dem Falle zuläffig, wenn die letztere ein eigenthümliches Vermoͤgen von 
wenigſtens 500 Rthlr. in die Ehe bringt. | deni A 

Dispenſationen in einzelnen dringenden Fallen ſind bei dem Oberpräſidenten der Pros 
vinz nachzuſuchen. mine 10 f | 
An die Stelle der nach dem A. L. R. Thl. II. Tit. I, 8. 136. zu einer vollgültigen 
Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zuſammenkunft unter 
dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes; und an die Stelle des im 
5. 138 daſelbſt verordneten Aufgebots, die Bekanntmachung in der Synagoge. 

$. 16. (Naturaliſation der dazu geeigneten Juden.) Die Regierungen ha⸗ 
ben dafür zu ſorgen, daß die Korporations⸗Angelegenheiten in der oben vorgeſchriebenen 
Art ſpaͤteſtens binnen ſechs Monaten nach Publikation dieſer Verordnung geordnet wer⸗ 
den. Sobald dies geſchehen iſt, und die Verwaltungsbehoͤrden mit Zuſtimmung der Re⸗ 
präſentanten, Namens der Korporation die Erklärung abgegeben GEN daß 1 für die 
Erfüllung der hier vorgeſchriebenen Bedingungen haften wollen, ſollen diejenigen jüdi⸗ 


Eiere, Verhätni N J. in ben alten drieg 307 


ſchen Hausvaͤter und einzelne Perſonen, welche ſich, den nachſtehend en Vorſchriften ge⸗ 
mäß, dazu eignen, unter den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Beſtimmungen 
naturaliſirt werden. go 1 eee di pop rıyllor 
. 17. Allgemeine Erforderniſſe der Naturaliſation finn 
1) völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels 
2) die Fahigkeit und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Angelegenheiten, Wil⸗ 
lenserklarungen, Rechnungen u. dgl. ausſchließlich der veutſchen Sprache zu be 
dienen. Von dieſem Erforderniß darf jedoch der Oberpräſidend auf Antrag der 
Regierung dispenſiren, e 817 umme mg Ip un" 
3) die Annahme eines beſtimmten Familien⸗Kamensk mom 
$. 18. Unter dieſen Vorausſetzungen follen in die Klaſſe der naturaliſirten Juden auf⸗ 
genommen werden, Diejenigen, welche den Nachweis führen: "H n 
1) daß ſie ſeit dem Afen Juni 1815 ihren beſtaändigen Wohnſitz in der Provinz Por 
ſen gehabt, oder zu ihrer fpätern Niederlaſſung die ausdrückliche Genehmigung 
des Staats erhalten haben; mad I Menu 796 nd 
2) daß ſie | inn bag az A8 / 
entweder einer Wiſſenſchaft oder Kunſt ſich gewidmet haben, und ſolche derge⸗ 
ſtalt betreiben, daß fie von ihrem Ertrags ſich erhalten können n 
oder ein laͤndliches Grundſtück von dem Umfange beſitzen, und ſelbſt bewirthſchaf⸗ 
ten, daß daſſelbe ihnen und ihrer Familie den hinrefchenden Unterhalt ſichert; 
nn äere? ein namhaftes ſtehendes Gewerde mit einiger Auszeichnung 
etreiben; ‚st 37 Wiese Ce Ion? % u ımdon 
oder in einer Stadt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rthir. an Werthfegul: 
denfrei und eigenthümlich besitzen an „ 


oder daß ihnen ein Kapitalvermoͤgen von wenigſtens 5000 Nehlv. eigenthämlich 
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oder daß ſie durch patriotiſche Handlungen, ein beſonderes Verdiknſt um den 
taat ſich erworben haben. 1nd a 


9. 19. Diejenigen, welche dieſen Nachweis führen, ſollen von der Rogierung des Be⸗ 
zirks, in welchem ſie wohnen, mit vorläufigen Naturaliſatisns⸗Patenten verſehen wer: 
den, in welchen auf die gegenwärtige Verordnung und die ihnen bag verliehenen Rechte, 
ſo wie auf die ihnen auferlegten Verpflichtungen, Bezug zu nehmen iſt. 

I. 20. Die ſolchergeſtalt naturaliſtrten Juden doͤnnen, unter Beobachtung der allge⸗ 
meinen Vorſchriften, in Städten und auf dem platten Lande innerhalbder Provinz ſich nie⸗ 
derlaſſen, Grundſtücke jeder Art erwerben, und alle erlaubte Gewerbe treiben z ſie find, 
mit Vorbehalt des nach §. 14 zu entrichtenden Rekrutengeldes, beſondere Abgaben we⸗ 
der an die Staatskaſſe, noch zu den Kämmereien zu bezahlen verbunden, dagegen aber 
verpflichtet, alle den Chriſten gegen den Staat und die Gemeinde ihres Wohnorts ob: 
liegende Verbindlichkeiten, vor der Hand mit der in Hinſicht der Militairpflichtigkeit 
8. 14 feſtgeſetzten Ausnahme, zu erfüllen, und, mit Ausſchluß der Stolgebüh ron, gleiche 
Laſten, wie andere Einwohner zu tragen. Mit Ausnahme der beſonderen Vorſchriften, 
welche die Geſetze wegen ſolcher Handlungen und Geſchäfte, worauf die Verſchiedenheit 
ihrer Religionsbegriffe von Einfluß iſt, namentlich Thl. 1. Tit. 10. 68. 347. bis 351. 
der Gerichtsordnung, wegen der Eidesleiſtungen, Thl. I. Tit. 10. 8352 der Gerichts⸗ 
Ordnung und $. 335 Nr. 7. und $. 357. Nr. 8. der Kriminalordnung wegen der abzu⸗ 
legenden Jeugniſſe und Zeugeneide, ſo wie Thl. 11. Tit. 8. d 989. und 990ʃ des 
A. L. R., wegen Praͤſentation der Wechſel an Sabbathen und Feſttagen, find ſie in Hin⸗ 
ſicht ihrer bürgerlichen und prwatrechtlichen Verhältniſſen nach den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen, gleich den chriſtlichen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchränkun⸗ 
gen unterworfen: 1 Weinen 

a) zu Staatsämtern und zu den Stellen der Magiſtratsdirigenten find dieſelben 

nicht wahlfaͤhig; eben ſo wenig | "8 Amtbinmg mn run se 8 
b) S Er Funktion ber Deputirten auf den Kreistagen, Kommumal⸗ und Provinzial 
Lan tagen: I rd ch R K Aag Du 10 nid 
c) Wenn ſie Rittergüter erwerben, werden einſtweilen die mit dem Beſitze verbun⸗ 
denen Ehrenrechte von der Staatsbehoͤrde ausgeübt, doch bleiben ſie die damit 
verbundenen Laſten zu tragen verbunden. 

d) In eine andere Provinz Unſeres Reichs ihren Wohnſitz zu verlegen, ſind ſie nur 

mit Genehmigung Unſeres Miniſters des Innern berechtigt und verpflichtet, ſich 
vorher mit der Korporation, zu welcher fie gehoren, wegen Abloſung ihres Ane 

theils an den Korporations⸗ Verpflichtungen durch Einigung mit dem Korporä⸗ 
tions⸗Vorſtande, oder, wenn eine ſolche nicht zu bewirken iſt, nach der Feſtſetzang 

der Regierung ſich abzufinden. N . Com mag 
9. 21. Rechts⸗Verhäͤltniſſe der noch ni 


cht zur Naturaltfation geeigne 
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ten Juden. Diejenigen jüdiſchen Einwohner Unſerer Provinz Poſen, welche ſich zu 
Erlangung der, der gedachten naturaliſirten Klaſſe verliehenen Rechte noch nicht eignen, 
ſollen von der Verwaltungsbehoͤrde jeder Korporation ſorgfältig und zwar familien⸗ 
weiſe, nach einem von dem Oberpräſidenten zu beſtimmenden Schema verzeichnet wer⸗ 
den. Die Verzeichniſſe werden dem Landrathe des Kreiſes zur Pruͤfung vorgelegt, von 
demſelben demnächſt beſcheinigt und bei der Orts⸗Polizeibehoͤrde aufbewahrt. Alle Jahr 
erfolgt eine Reviſion und Beſcheinigung dieſer Verzeichniſſe. br 
8. 22. Auf den Grund derſelben wird von der Orts⸗Polizeibehörde jedem Familien: 
vater ein mit der Nummer des Verzeichniſſes verſehenes Zertifikat ertheilt. Dieſes ſoll 
die Namen der ſaͤmmtlichen Mitglieder der Familie enthalten, und nach der jährlichen 
Reviſion mit einem Viſa verſehen oder berichtigt werden. | as | 
$. 23. Solche Zertifikate follen nur denjenigen Familienvätern und einzelnen volljäh⸗ 
rigen und ſelbſtſtaͤndigen Juden ertheilt werden, welche den Nachweis fuͤhren koͤnnen, 
daß Be fich ſeit dem 1. Juni 1815 befländig in der Provinz befunden haben, oder daß 
ihnen der Aufenthalt in derſelben ſpäterhin ausdrücklich geſtattet worden. 
$. 24. Die durch ſolche Zertifikate nicht legitimirten Juden werden als Fremde ‘ber 
trachtet, und nach ihrer Heimath zuruͤckgewieſen; die Rückkehr aber ſoll ihnen bei einer 
Strafe von 50 Rthlr. oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe unterfagt werden. Zen: 
jenigen Juden, welche ſich ſeit dem 1. Juni 1815 ohne ausdrückliche Erlaubniß in der 
Provinz angeſiedelt und einen Wohnſitz im rechtlichen Sinne darin gewonnen haben, 
und in ihre Heimath nicht zurückgewieſen werden können, ſoll der Oberpräſident die Auf⸗ 
nahme und das Zertifikat zu bewilligen befugt ſein. | 
F. 25. Alle noch nicht naturaliſirten, Jedoch ferner zu duldenden und mit Zertifikaten 
zu verſehenden Juden find außer den $. 20 ausgedrückten Beſchränkungen, welchen auch 
die naturaliſirten unterliegen, noch folgenden unterworfen: 
a) Vor zuruͤckgelegtem vierundzwanzigſten Jahre iſt den nicht naturaliſirten Juden 
die Schließung einer Ehe, wenn nicht der Oberpräfident in dringenden Fällen 
dazu beſondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geſtatten. 
b) Sie ſollen ihren Wohnſitz in der Regel und mit Aus nahme der weiter unten un⸗ 
ter d. angegebenen Fälle, nur in Städten nehmen, ohne jedoch auf die zeitheri⸗ 
gen Judenreviere beſchrankt zu fein. Zu Gewinnung des ſtädtiſchen Bürgerrechts 
find fie aber nicht fähig. 110 
. Sie ſind von dem Handel mit kaufmaͤnniſchen Rechten ausgeſchloſſen; das 
Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines beſondern Gutachtens der 
Orts- Polizeibehörde Hinſichts ihrer perſönlichen Qualifikation von der Regie⸗ 
3 9 zung. geftattet werden. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen iſt ihnen uns 
biedingt unterſagt. Der Betrieb aller anderen an Déi erlaubten ſtehenden Ges 
werbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen gewerbpolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen nicht verſagt werden. d um ö } L inge 
dh) Auf dem Lande dürfen ſolche Juden nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn fie 
entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben ſelbſt bewirth⸗ 
ſchaſten, oder wenn ſie ſich bei laͤndlichen Grundbeſitzern als Dienftboten, oder 
zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Gewerbes, z. B. als 
Brenner oder Brauer, vermiethen. Das Schank⸗Gewerbe auf dem Lande iſt 
ihnen ganz unterſagt. 08 % dm . ER. 2 
Gm ` Annahme chriſtlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienſtboten iſt ihnen nicht ges 
ſtattet. d ) nm, Ap. 
) Darlehnsgeſchaͤfte dürfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Schulds 
Aurkunden, bei Strafe der Ungültigkeit, abſchließen. 51170 DÉI: 
g) Schuldanſprüche derſelben für verkaufte berauſchende Getränke haben keine rechts 
liche Gültigkeit. ST 98 1 
6. 26. Zu ihrer Verheirathung bedürfen dieſe Juden eines Trauſcheins, der ihnen 
von Seiten des Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei ertheilt werden ſoll, ſobalb ſie ſich 
wegen Erreichung des Alters von 24 Jahren oder wegen der vom Oberpraͤſidenten er⸗ 
haltenen Dispenſation legitimiren; wenn die Braut eine Ausländerin iſt, das derſelben 
eigenthümliche Vermoͤgen von 500 Rthlr. beſcheinigen und die Fähigkeit und Mittel 
nachweiſen, durch den Betrieb eines geſetzlich erlaubten Gewerbes oder durch hinreichen⸗ 
des eigenthümliches Vermögen den Unterhalt einer Familie zu ſichern. Die Vorſteher 
der ain ſind verpflichtet, darauf zu halten, daß dieſen Vorſchriften genügt 
9. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht beruͤhrte Geſchäfte und Verhälniſſe 
werden auch die nicht naturaliſirten Juden nach denſelben Grundſaͤtzen, wie die chriſt⸗ 
lichen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenſtandes ergangene frühere Ver⸗ 
ordnungen hiermit aufgehoben. (pn 250 /, 1 ch 1 We 
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9. 28. Die geduldeten Juden können Naturaliſations⸗Patente erhalten, ſobald ſie die 
98. 17 und 18 vorgeſchriebene Qualifikation nachweiſeen . 
§. 29. Inſtruktion. Nähere Anweiſungen zu dem Verfahren der Regierungen und 
Polizeibehörden bei Ausführung der vorſtehenden Anordnungen bleiben einer beſondern 
Inſtruktion vorbehalten. ae 1X Ae 
5. 30. Fremde Juden. Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur 
Durchreiſe oder zum Betriebe erlaubter Handelsgeſchaͤfte geſtattet. Das Verfahren ge⸗ 
gen dieſelben beſtimmen die ertheilten oder noch zu ertheilenden polizeilichen Vorſchriften. 
Nach obigen Vorſchriften haben Unfere Behoͤrden und ſammtliche Unterthanen ſo 
lange, bis durch ein allgemeines Geſetz oder ſonſt ein Anderes beſtimmt worden, ſich ge⸗ 
horſamſt zu achten. musidd u: ua 
Gegeben Berlin, den 1. Juni 1833. 
| L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Altenſtein. v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. Gr. v. Bernstorff. 
Maaſſen. Frh. v. Brennt v. Kamptz. Muͤhler. Ancillon, 
TIUDaur den Kriegsminiſter im Allerhöchſten Auftrage. 
8 v. Witzleben. Mö Ian 
(G. S. 1833. S. 66. d dai OT 1386 
2) Inſtr. des Dberpräfidenten der Provinz Poſen (Flottwell) v. 14. Jan. 
1834 zur Vollziehung der vorſtehenden V. v. 1. Juni 18333. 
In Gemäßheit der Allerhoͤchſten, im $. 29. des G. v. 1. Juni 1833 enthaltenen Vor⸗ 
ſchrift, werden die K. Reg. wegen des Verfahrens, bei Ausführung dieſer Allerh. B., 
mit folgender Inſtr. perſehen. * A ‚71 on > 109 ö fe 2: oe 
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bech te 
(Bildung der jüdifchen Korporationen. .....n 


Zunächſt find: die jüdifchen Religionsgemeinden (Korporationen) zu organifiren, deren 
Umfang ſich nach den Ortſchaften und einzelnen Beſitzungen und in dieſen nach jüdiſchen 
Einwohnern derſelben zu richten hat, welche bisher zu einer Synagoge vereinigt waren 
(L. 3. des Gei, ` Inna i za All nn mp aa tem ul 
Artike L Z. cb 


b fi m ue mne ang To Ansıhäm 

Zu dieſem Ende find die Synagogenvorſteher aufzufordern, die namentlichen Verzeich⸗ 
niſſe der, zu den reſpektiven Synagogen «gehörigen ſelbſtſtändigen und großzährigen 
Israeliten, unter Angabe ihres Wohnorts, und der zu jeder Familie gehörigen Glieder, 
Gehuͤlfen und Dienſtboten, anzufertigen. — Zu dieſen Verzeichniſſen iſt ein Schema zu 
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entwerfen und in der erforderlichen Anzahl abzudrucken. 

TEE tee 1 4 0 1 
Die Synagogenvorſteher find nicht allein für die Vollſtändigkeit und Richtigkeit dieſer 
Verzeichniſſe perfönlic verantwortlich zu machen, ſondern können auch durch Ordnungs⸗ 
Strafen gezwungen werden, dieſelben innerhalb einer, Seitens der K. Reg. zu beſtim⸗ 
menden Friſt, einzureichen. | B-apnu ı minor 
une | TR Artikel 1. A "7 ad Anm ‚ai pm 
(Stimmberechtigte Gemeindeglieder.) 90 dm 
Nachdem die individuelle und geographiſche Abgränzung der jüdiſchen Gemeinde⸗ 
Bezirke in dieſer Weiſe feſtgeſtellt fein wird, ſind die namentlichen Liſten der ſtimmbe⸗ 
rechtigten Mitglieder (8. 4 d. Gef.) zu entwerfen und die Wahlen der Repräſen⸗ 
tanten und Gemeinde⸗Verwaltungs⸗Beamten nebſt deren Stellvertre⸗ 
tern moͤglichſt gleichzeitig in allen Korporationen abzuhalten. * 
n . „ Art ür en Fe de ale ug ai een 
„(Erfte Wahl der Repräſentanten und Verwaltungs⸗Beamten. — Dauer derſelben.) 
Für die Zeit der erſten Wahl, deren Dauer au drei Jahr feſtgeſtellt wird, ſind der 
Gleichfoͤrmigkeit wegen zu erwaͤhlen: di ieee e010 
a) Repräſentanten: in Korporationen bis 300 Seelen höchſtens Sechs; bis 
1000 Seelen, höchſtens Neun: bis 3000 Seelen, hoͤchſtens Achtzehn und in noch 
(ed? zahlreicheren Gemeinden hoch ſten 8 Dreißig. E ur Mamma tb: au: gl 
b) Gemeinde⸗Verwaltun gs⸗Beamten: in Korporationen bis 1000 Seelen, 
Ein Vorſteher und zwei Beiſtändez in Korporationen über 1000 Seelen, 

Ein Vorſteher und Vier Beiſtände | 
Gleichzeitig mit der oben angegebenen Zahl der Repräfentanten find Zwei 

Drittheile derſelben als Stellvertreter zu erwähleen. 8 
„Für jeden Vorſteher iſt gleichzeitig Ein Stellvertreter, der ihn in Abweſen⸗ 
helts fällen erſezt und mit der Zahl der Beiſtaͤnde die Hälfte de H elben als Stells 
vertreter zu erwaͤhlen. en n nen mne 
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Die definitiven Beſtimmungen üben die Zahl der Repräfentanten der Verwaltungs⸗ 
Beamten und uͤber die Dauer ihrer Verwaltung von der Zeit der zweiten Wahl 
ab wird das Statut jeder Korporation enthalten (C. 6 des Geſ.). 8 
1110 to] gan? 775 E A 1 t 1 ke L 6. 2 k , Ä | 
Auffichts = Behörden. KÉ 
Nach der Vorſchrift im g. 8 des G. ſteht die Verwaltung der ërge Hü un Gemeinde: 
Angelegenheiten unter der unmittelbaren Aufſicht der K. Regierungen zoder ihrer Bom: 
miffavien, dieſelben ſind daher befugt, ſowohl zur Abhaltung der Wahlen (J. 5 des G.) 
als auch zur Ausübung des, ihnen durch das G. übertragenen Auſſichtsrechts, ſich der 
Organe der Kreis⸗Landräthe, Over⸗Bürgermeiſter und Buͤrgermeiſter und der Bezirkes 
Woyts zu bedienen. | 
Artikel 7. 


e Wahl⸗Form der Repraͤſentanten.) 

Zur Wahl der Repräſentanten werden die Stimmberechtigten durch die Wahl⸗ 
Kommiſſarien vermittelſt reiner Kurrende auf einen gewiſſen Tag vorgeladen. 

Sobald zwei Drittheſle der Stimmherechtigten im Wahltermine verſammelt find, 
kann eine gültige Wahl abgehalten werden. 

In größeren Gemeinden, in denen ſich über 300 Stimmberechtigte vorfinden, bleibt es 
der Behörde überlaſſen, die Gemeinde in mehrere Wahlbezirke zu theilen, und für jeden 
derselben, moͤglchſt an demſelben Tage, die Wahl abhalten und das Wahl: Protokoll 
aufnehmen zu laſſen. Demnächſt find die Stimmen der ganzen Gemeinde zuſammen zu 


ählen. geg: Am nal | 
h Sur ge nmehrheit der Wahl-Berfammlung entſcheidet über die Wahl. 
Nur die Stimmberedtigten find wahlfähig. 

Die Wahl⸗Kommiſſarien ernennen zwei bitz ſechs angeſehene und als redlich bekannte 
Israeliten zu Wahlzeugen, welche das Protokoll mit unterzeichnen. 

Der Wahltermin iſt 14 Tage zuvor in den Synagogen bekannt zu machen. Auch 
find die Liſten der Gemeindeglieder und der Stimmberechtigten während eben derſelben 
Zeitfriſt im gewöhmlichen Jsraelitiſchen Gemeindelskale oder in der Synagoge zu Jeder⸗ 
manns Einſicht offen zu legen. d sch! | ndern, 

Reklamationen gegen einzelne Anſaͤtze in denſelben ſind die Wahl: Kommiffarien er⸗ 
maͤchtigt auf der Stelle zu entſcheiden, ohne daß dergleichen Reklamationen jedoch die 
Vollziehung der Wahl verzögern konnen. | * 

Die Wahl⸗Protokolle, denen die vollzogenen Kurrenden beizufügen find, unterliegen 
der Beſtatigung der K. Reg. aan / ane 
Be omi ! Artikels. 

(Wahl⸗Form der Verwaktungs⸗Beamten.) 

Die Gemeinde-Verwaltungs-Beamten und deren Stellvertreter werden von 
” een in derſelben Weiſe erwählt (Art. 7.), ſobald die letztern verpflichtet 

n werden. di | | 
Die K. Regierungen ertheilen Vorſchriften für die Abhaltung der Wahlen der Re⸗ 
präſentanten und Verwaltungs⸗Beamten, wobei das jenige analogiſch zum Grunde zu 
legen iſt, was die revidirte Staͤdte⸗Ordnung wegen der Wahlen der Stadtverordneten 
und der ſtaͤdtiſchen Verwaltungs⸗Beamten verfügt. 

Anima madig; and pmintnén ker, toi Scho | bt 
lo m (Amtliche Einſetzung der Repräſentauten und Verwaltungs⸗ Beamten.) 
Gi ‚amtliche a eden Repräſentanten, Verwaltungs- Beamten und Stellver⸗ 
treter geſchieht durch dieſeben Kommiſſarien. Inne den 19191 
Die Verpflichtung erfolgt Feen der foͤrmlichen Vereidung (8. 16 des G.), 
ſondern in der Art, daß die ede Handſchlag an Eides ſtatt geloben, daß, 
nachdem fie durch die israelitifche Gemeinde N. N. zum Gemeinde⸗Reoräſentanten u. J. w. 
erwählt worden ſeien, fie Alle ihre, in dieſer Eigenſchaft vermöge der Allerh. B. v. 
1. Juni 1833 und der zur Vollziehung derſelben erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden In⸗ 
ſtruktionen, obliegenden Pflichten gewiſſenhaft und getreu erfüllen und Hä davon durch 
nichts abhalten laſſen wollen. Leen ez SN ee 
„Die geſchehene Ableiſtung dieſes Geldbniffes iſt in dem Inſtallations⸗Protokolle wört⸗ 
dee 0 Ae angegeben zu vermerken. Die Wahl⸗ und Inſtruktions Protokolle ſind 


dreifach anzufertigen, wovon ein Exemplar in der Gemeinde ⸗Regiſtratur, das zweite 
bei der EE, eine ur, das zw 


Polizei: Behörde und das dritte bei der K. Reg. aufzubewahren iſt. 
| en Artikel 10. d zun pn 

8 Amtliche Einführung der Verwaltungs⸗Beamten.) 
Dit exſte amtliche Verſammlung der neu eingeſetzten Verwaltungs- Beamten hat der 
Wahl⸗Kommiſſarius perſoͤnlich zu leiten, um dieſelben mit dem zu beobachtenden Ge: 
ſchaͤfts⸗Verfahren bekannt zu machen. | 


ar N 4 
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In dieſer erſten Verſammlung wird: | 

a) das G. v. 1. Juni 1833 deutlich vorgelefen und auf den Grund der zu deſſen Boll: 
og erlaſſenen Inſtruktionen ſachgemaͤß erlautert; 8 

b) die Wahl und Einſetzungs⸗ Verhandlungen werden den Vorſtehern zur Niederle⸗ 
legung in der Gemeinde- Regiftratur übergeben; ö 

ei die bisherigen Synagogenvorſteher und Kaſſenverwalter übergegebenen die etwa 
beſtehenden Gemeinde⸗Etats⸗Rechnungen, Akten, Kaſſenbücher u. ſ. w. und weiſen 
ſich über den dermaligen Kaſſenbeſtand aus; 

d) der regelmäßig abzuhaltende Verſammlungstag wird feſtgeſtellt; Bé 

e) über alles dieſes wird ein Protokoll geführt und von ſaͤmmtlichen Anweſenden mit 
dem Kommiſſarſus unterzeichnet. 


Se Artikel 11. 
| | | Geſchaͤſts⸗ Formen. | 
Die Repräſentanten bilden ein Kollegium, deſſen Geſchäfte ein aus ihrer Mitte zu 
erwaͤhlender Vorſteher leitet. Bi 
d e ëffent ⸗Geſchäfte beforgen die Vorſteher und deſſen Beiſtände 
ollegialiſch. 
Die Regierungen haben Geſchäfts⸗Inſtruktionen für die Repräſentanten und fuͤr die 
Verwaltungsbeamten zu erlaſſen, und dabei dasjenige zur Richtſchnur zu nehmen, was 
in der revidirten Staͤdte⸗Ordnung v. 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten der 
Stadtverordneten und des Magiſtrats vorgeſchrieben iſt ($. 7 des G.). Dabei iſt aus⸗ 
druͤcklich zu beſtimmen, daß alle Verhandlungen und Beſchluͤſſe in deutſcher Sprache 
aufgenommen und reſp. niedergeſchrieben werden ſollen. 


| Artikel 12. 
(Statuten der israelitiſchen Korporationen.) 

Da die Beſtimmungen wegen der Anzahl der Repräſentanten und Gemeindevorſteher 
für die erſte Wahl den K. Regierungen vorbehalten find, fo iſt es nicht noͤthig, daß die 
Einſetzung und Verpflichtung der Repräfentanten und Verwaltungs⸗ Beamten bis zur 
erfolgten Genehmigung der Statuten verſchoben werde; es iſt vielmehr nach den Wah⸗ 
len und deren Beftätigung ſofort damit vorzuſchreiten, und das Statut ſpaͤterhin denen⸗ 
ſelben als Verwaltungs⸗Ordnung zu übergeben, bis dahin haben fie nach den Vorſchrif⸗ 
ten des G. ihre Funktionen auszuuͤben. 


| | Artikel 13. 
Da die Verfaſſung und Verwaltung der ſämmtlichen israelitiſchen Gemeinden im We⸗ 
ſentlichen uͤhexeinſtimmen, To haben die K. Regierungen das Formulare eines Statuts, 
welches für alle Gemeinden anwendbar iſt, zu entwerfen, und dieſes den Repräſentan⸗ 
ten der reſp. Gemeinden ($. 6 des G.) vorzulegen, damit dieſelben ſich über deſſen Än: 
nahme, unter etwanigen Zufägen und Abaͤndernngen, welche nach den Oertlichkeiten ers 
forderlich fein möchten, erklaren. 
Die Vorſchriften über die kuͤnftige Vermoͤgens⸗ und Kaſſenverwaltung der Gemein⸗ 
den muͤſſen vorzüglich ſorgfältig in dieſen Statuten behandelt werden. 
„Die Statuten find dem Ober⸗Präſidenten der Provinz zur Prüfung und Beſtaͤtigung 
einzureichen. 5 s ) 
| Artikel 14. 
(Oeffentlicher Jugend⸗ unterricht.) 
Nach geſchehener amtlicher Einſetzung der Gemeindevorſteher ſind dieſelben anzuhal⸗ 
ten, Liſten über die vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder (J. 9 des G.) anzulegen und 


Die Schullehrer haben die ausbleibenden Kinder in ihre Schulverſäumnißliſten auf: 


und an anderem Schulbedarf pünktlich gewährt werde. In Fallen, wo dieſem Ber: 
langen der Schullehrer nicht Folge geleiſtet wird, haben die letztern der betr. Polizei⸗ 
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Behoͤrde davon Anzeige zu machen, welche alsdann berechtigt iſt, mit allen polizeilichen 
Zwangsmaßregeln gegen die Vorſteher, reſp. gegen die Eltern einzuſchreiten. / 
Die K. Regierungen werden eine Reviſion des israelitifchen Schulweſens in allen 
Theilen vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch 
die Kreis⸗Landräthe, Schul⸗Inſpektoren und die auf amtlichen Bereiſungen befindlichen 
Departements⸗Raͤthe kontrolliren laſſen. 1d 1 10 65 


Artikel 15. | ' 

(Entlaſſung aus dem öffentlichen Unterrichte unter der Bedingung der Wahl eines 

| erlaubten Erwerbzweiges. | | 

Bei den Schulen ift ein gleichmäßiger periodifcher, am beſten halbjähriger, Prüfungs: 
Termin, zur eventuellen Entlaſſung der während des jedesmaligen Zeitabſchnittes, in 
das normalmäßige Alter — das zuruͤckgelegte 14. Jahr ($. 9 des G.) — getretenen 
Schulkinder, feſtzuſetzen, und mit vorbehaltener Befugniß der Orts⸗Schulbehoͤrde, nach 
ihrem billigen Ermeſſen bei motivirenden beſondern Umſtänden und vorauszuſehender 
wirklicher Reife des betr. Schulkindes, die Zulaſſung zur Pruͤfung auch für ſolche Kin⸗ 
der, welche das vierzehnjaͤhrige Alter in dem naͤchſtfolgenden Zeitabſchnitte erreichen, auf 
Anſuchen ihrer Eltern nachzugeben. aten! 

Die Prüfung wird vor dem Schul-Inſpektor des Kreiſes, oder, nach Erforderniß der 
Lokalität, von einem, von der Reg. anderweitig aus den Geiſtlichen des Orts oder der 
Nachbarſchaft zu beſtimmenden Commiſſarius abgehalten, deſſen pflichtmäßiges Befin⸗ 
den hiernächſt darüber entſcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent⸗ 
laſſung zu bewilligen, oder bei welchen eine noch fernere Fortſetzung des Schulunterrichts, 
achten ` Erfüllung der obigen Geſetzes vorſchriften, für nothwendig zu er: 
achten iſt. 

Die letztern, bei eigentlich reifem Alter noch ungenuͤgend unterrichtet befundenen Kin— 
der, ſind bis zum Nachweiſe ihrer beſſeren Befaͤhigung in einem anderweiten Prüfungs⸗ 
termine unter jederzeit geſchaͤrfte Aufmerkſamkeit des Lehrers für ihren Uuterricht, und 
— Orts⸗Schul⸗Behoͤrde über ihre regelmäßige Anhaltung zum Schulbeſuche, zu 

ellen. ep | 

Die im jebesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaſſung befundenen Kinder 
werden dem Ortsvorſtande, Behufs der Feſtſtellung ihrer buͤrgerlichen weitern Beſtim⸗ 
mung und zwar eventuellen Ertheilung eines Zeugniſſes über ihre ordnungsmäßige 
Entlaſſung aus dem Schulunterrichte, uͤberwieſen. | 

Sie werden jedoch nicht eher aus den Liſten der ſchulpflichtigen Kinder geftrichen und 
ſind mithin nicht eher von den Beſtimmungen des Art. 14 befreit, als bis die Schul⸗ 
Abgangs⸗Zeugniſſe ertheilt worden find. Die Vorſteher haben zu dieſem Ende die betr. 
Individuen und deren Eltern und Vormuͤnder vor ſich kommen zu laſſen und gemein: 
ſchaftlich mit ihnen feſtzuſtellen, welchen erlaubten Broderwerb die erſtern nunmehr zu 
ergreifen haben. H 

| Artikel 16. 

(Strafen des unerlaubten Erwerbes.) Wa 

Werden in Zukunft junge Israeliten betroffen, welche ein unerlaubtes Gewerbe trei⸗ 
ben, betteln oder ſich über gar kein Gewerbe ausweiſen konnen, fo hat die Polizeibehörde 
die betr. israelitiſchen Gemeindevorſteher dieſerhalb zur Verantwortung zu ziehen und 
dieſelben eintretenden Falles wegen Nichtbefolgung der ihnen geſetzlich obliegenden Pflich⸗ 
ten in Ordnungsſtrafen zu nehmen, und wenn es die Umftände geſtatten, zur nachträg⸗ 
lichen Erfuͤllung ihrer Pflichten anzuhalten. | 

Außerdem iſt gegen das betr. Individuum, wo es nöthig iſt, nach den, wegen des 
Bagabundirens, Bettelns u. ſ. w. beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften zu begfëfëen 

Sollten die israelitiſchen Gemeindevorſteher der Hülfe der Kreisbehoͤrden bedürfen, 
um die Gemeindeglieder anzuhalten, ihre Kinder einem erlaubten und nuͤtzlichen Brod⸗ 
erwerbe zu widmen — wozu insbeſondere auch der Eintritt in den Dienſt bei chriſtlichen 
und ſolchen juͤdiſchen Familien gehoͤrt, welche nicht vom herumziehenden Handel leben, 
fo find die Kreisbehoͤrden verpflichtet, die betr. Eltern deshalb zur Verantwortung zu 
ziehen, ſie auch noͤthigenfalls durch eine angemeſſene Polizeiſtrafe, welche jedoch eine 
vierzehntägige Einſperrung oder verhältnißmaͤßige Geldſtrafe nicht überſchreiten darf, 
zur Erfüllung des Geſetzes anzuhalten, und wenn eine ſolche Strafe nicht fruchten ſollte, 
die Kinder auf eine, der Abſicht des Geſetzes entſprechende Weiſe, unterzubringen. Die 
zu verhängenden Polizeiſtrafen ſind jedesmal durch ein ſchriftliches Reſolut unter Vor⸗ 
behalt des Rekurſes an die Reg. feſtzuſetzen. Au Pal Ach 


Artikel 17. | 
„ Mititairpflichtigkeit. — Rekrutenſteuer. ) "SE 
Den dazu moralif und körperlich geeigneten Juden iſt geſtattet, innerhalb ihres 
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militairpflichtigen Alters freiwillig in den Militairdienſt zu treten, wogegen ihre Eltern 
von der Erlegung des Rekrutengeldes befreit bleiben ($. 14 des G.) CHEN 
So lange nur einzelne dazu geignete Individuen ſich der Militairverpflichtung unters 
werfen, kann der Erlaß der Rekrutenſteuer ſich dem G. gemäß nur auf deren Familien 
erſtrecken, und es iſt in ſolchem Falle den Vorſtehern der betr. Gemeinde zu eroͤffnen, 
daß dieſe Familien, von dem erſten Tage desjenigen Monats an gerechnet, in welchem 
die wirkliche Ablöſung der Militairverpflichtung Seitens des betr. Familienmitgliedes 
eintritt, die Rekrutenſteuer fuͤr daſſelbe nicht mehr entrichten duͤrfen. 
Bei Vertheilung, Erhebung, Erlaß und Verrechnung der Rekrutenſteuer ſind übrigens 
die diesfälligen ſpeziellen Inſtruktionen des K. Finanz⸗Miniſterii v. 30. Juni 1829 und 
31. Juli 1833 zur Richtſchnur zu nehmen. 


| Ah | Artikel 18. 2. 
( (Raturalifationss Patente. — Zulbunggë s Zertifilate, - Auszuweiſende 
ge eh e Israeliten.) | 

Nachdem die jüdiſchen Korporationen, deren Repräfentanten und Verwaltungsbeamte 
nach den obigen Vorſchriften konſtituirt ſein werden, haben die K. Regierungen die 
Verzeichniſſe | 

a) der zu naturaliſirenden, 

b) der zu duldenden, und 

e) der in ihre Heimath zurückzuweiſenden Israeliten, X zd ga 
entwerfen und die diesfälligen weitern Beſtimmungen der A, 16. 19. 21-23 und 24 
des G. vollziehen zu laſſen. | | | GR) 

(Ad a.) Die zu naturalifirenden Israeliten find den Bedingungen der Ap, 17 
und 18 unterworfen. LES) | 17 

Unter namhaften ſtehenden Gewerben werden Fabrikation, Kunſt, 
Handwerk und Handel von feſten Verkaufsplätzen aus (jedoch mit Ausſchluß 
des Troͤdelhandels) verſtanden. Es wird dafür angenommen, daß ein ſolches Gewerbe 
mit einiger Auszeichnung betrieben werde, wenn es den Hausſtand des Betheiligten 
ſelbſtſtäͤndig erhält und ihn in den Stand ſetzt, die Staats- und Kommunallaſten ohne 
Nachlaß und Rückſtand abzutragen. * Sé | 

Die Naturalifations: Patente find nach dem Inhalte des $. 19 des Geſetzes zu ents 
werfen. 

(Ad b.) Das Schema zu den Verzeichniſſen derjenigen jüdiſchen Familien, welche 
gegenwärtig noch nicht naturaliſirt werden koͤnnen ($. 21) iſt der gegenwärtigen Inſtr. 
(A.) beigefuͤgt. Die K. Regierungen haben darüber zu wachen, daß die diesfälligen 
Beſtimmungen des G. (98. 21—23) wegen der Anfertigung, Aufbewahrung und jaͤhr⸗ 
lichen Reviſion dieſer Verzeichniſſe, To wie wegen der Ausfertigung der Zertifikate an die 
betreffenden Familien, vollzogen werden. EN un 

(Ad c.) Den, nach ihrer Heimath zuruͤckzuweiſenden Juden iſt, wenn ſie ſich ein 
volles Jahr und länger in der Provinz aufgehalten und ehrlich ernährt haben, eine 
Friſt von drei Monaten zu geſtatten, entweder um freiwillig auszuwandern, 
oder um das Zertifikat der Duldung nachtraͤglich beizubringen, zu deſſen Ausfertigung 
der Oberpräſident durch das G. ($. 24.) ermächtiget worden m Nach Ablauf diefer 
Friſt werden ſie eventuell vermittelft Transports über die Graͤnze gebracht. 
Erforderlichen Falls müſſen ſie von den bürgerlichen Gemeinden ihres bisherigen 
Aufenthaltsorts mit nothdürftigem Reiſegeld verſehen werden. MM, 


aan er; 19. 3 
len: (perſonenſtandes⸗Regiſter.) Wien 
Verſchiedene Beſtimmungen des G. machen es nöthig, daß von jetzt an mit vorzüg⸗ 
licher Sorgfalt auf die Fuͤhrung der Regiſter, der Geburten, Trauungen, Scheidungen 
und Sterbefälle der Israeliten, nach den dieſerhalb beſtehenden ſpeziellen Vorſchriften, 
gehalten werde. d | kä | | Kl Ae 
Die Führung derſelben bleibt wie bisher den reſp. Ober⸗Bürgermeiſtern, Buͤrgermei⸗ 
ſtern und Bezirks-Woyts in ihren Verwaltungsſprengeln anvertraut. und 

Die Regiſter ſind nach den beifolgenden vier Formularen (B., C., D., E.), jedes in 
zweifacher Ausfertigung, zu führen. N nt pur up Bin 

Die oben genannten Behörden haben die Regiſter für jedes Jahr neu anzulegen und 
vor dem Jahresſchluſſe zu bewirken, daß die Regiſter für das kommende Jahr der Kreis⸗ 
Behoͤrde vorgelegt werden, um dieſelben zu paginiren und zu paragraphiren. A 

Die Duolikate ber Regiſter werden im Jan. zur Repifion; an den vorgeſetzten Kreis⸗ 
Landrath eingereichte. | 
Fuͤr die Führung dieſer Reaiſter und für die aus denſelben etwa zu ertheiienden Aus⸗ 
züge find die ObersBürgermeifter, Bürgermeiſter und Woyts befugt, Fälle beglaubigten 
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Unvermoͤgens ausgenommen, eine Schreibegebuͤhr von 5 Silbergroſchen für jede Ein⸗ 
tragung zu erheben. A | | | | | | 

Beſchneidungen und Beerdigungen dürfen die Vorſteher und Rabbiner, bei Strafe von 
5 Rthlr. Tür jeden Kontraventionsfall, nicht eher vornehmen oder geſtatten, als bis die 
unentgeltlich zu ertheilende Beſcheinigung der geſchehenen Eintragung in die Perfonen: 
ſtandesregiſter ihnen vorgelegt ſein wird. | | 

Keine Eintragung in das Regiſter der Trauungen darf eher geſchehen, als bis der 
Trauſchein des Kreis⸗Landraths vorgelegt fein wird (J. 26. des G.). * | 
Da die Perſonenſtandes⸗Regiſter die Stelle der Kirchenbücher der andern Konfeſſio⸗ 
nen vertreten und die nämliche geſetzliche Kraft haben, als dieſe, fo wird nicht allein die 
Kontrolle uͤber die Fuͤhrung derſelben zu fchärfen, ſondern auch dieſer Zeitpunkt zu bes 
nutzen ſein, um die dieſerhalb beſtehenden ſpeziellern Vorſchriften zu ſammeln, zu revi⸗ 
diren und in ein Reglement zu vereinigen, worin auch dasjenige feſtgeſetzt werde, was 
jene Beamte bei Ausfüllung der verſchiedenen Regiſter über die Geburten, Heirathen, 
Scheidungen und Sterbefälle zu beobachten und auf welche Weiſe ſie ſich von der Wahr⸗ 
heit der ihnen von den Hausvaͤtern deshalb gemachten Angaben zu überzeugen haben. 

Artikel 20. | * 
(Publikationen dieſer Inſtruktion.) 

Die allerh. V. v. 1. Juni 1833 und die dazu gehoͤrige gegenwärtige Inſtruktion ha⸗ 
ben die K. Reg. in beiden Sprachen in ihren Amtsblättern und außerdem in ſo vielen 
Exemplaren abdrucken zu laſſen, daß alle betreffenden Behörden, Vorſteher und iſraeli⸗ 
tiſche Gemeinden damit vollſtändig verſehen werden konnen. 

Poſen, den 14. Jan. 1894. Der Oberpräſident der Provinz Poſen. 

(Poſener u. Bromberger Amtsbl. 1834.) Flottwell. 8 


SÉ II. * A 
Syſtematiſche Zuſammenſtellung der V. v. 1. Bunt 1833 
und der Inſtr. v. 14. Jan. 1834 mit deren Ergänzungen und 

Erläuterungen. | 


A. Beginn der Gültigkeit des G. v. 1. Juni 1833. 


K. O. v. 25. April 1839, über den Eintritt der Unterſcheidung zwiſchen 
naturaliſirten und nicht naturaliſirten Juden im Großherzogthum Poſen 
und der davon abhängigen beſonderen Rechte und Beſchränkungen. 

Aus einem Berichte der Min. der Zuft. und d. Inn, habe Ich die unbegründete An⸗ 
ſicht erſehen, nach welcher von einigen Gerichten bei Anwendung der vorläufigen V. 
über das Judenweſen im Großherzogthume Poſen v. 1. Juni 1833 hinſichtlich des Zeit⸗ 
punktes verfahren wird, mit welchem die Gültigkeit der in den 89. 16 u. folg. enthalte⸗ 
nen einzelnen Vorſchriften eingetreten iſt. Zur Beſeitigung der fuͤr die Betheiligten 
hieraus entſtehenden Nachtheile beſtimme Ich daher nach dem Antrage, daß: 

1) diejenigen Vorſchriften der V. v. 1. Juni 1833, welche auf den darin angeordne⸗ 
ten Unterſchied zwiſchen naturaliſirten und nichtnaturaliſirten Juden keinen 
Desug haben, mit dem Tage der Publikation des G. in Kraft getreten finds 

agegen 

2) ſolche Beſtimmungen, welche die beſonderen Rechte und Beſchränkungen jener bei⸗ 
den Klaſſen von Juden ſeſtſetzen, für die verſchiedenen Ortſchaften der Provinz 

ihre Gültigkeit erſt von dem Zeitpunkte ab erlangt haben, welcher, als der Ter⸗ 
min der in den einzelnen Orten vollendeten Geſtaltung der Korporation der Ju⸗ 

denſchaft, von den Regierungen im Amtsblatte bekannt gemacht worden iſt, fo 
daß bis dahin diejenigen Verhältniſſe, auf welche dieſe unterſcheidenden Beſtim⸗ 
mungen ſich beziehen, nach den von der V. v. 1. Juni 1833 beſtandenen G. zu 
beurtheilen find. nan | | 
Das Staatsminiſterium hat dieſe Deklaration durch die G. S. zur öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. (G. S. 1839. S. 162.) | | poll 

B. Die Gemeinde⸗Verwaltung der Juden. 

1) Verbältniß der jüdiſchen Gemeinde zum Staate. 

a) Verhältniſſe vor dem G. v. 1. Juni 1833. Wang gt 

und 14. Sept. 1827. LL FAE An 
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RN. des K. Min. des Inn., v. 14. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Pofen, 


Verfahren in Angelegenheiten des jüdiſchen Kommunalweſens. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v 30. v. M., 1 * 
das jüdiſche Kommunalweſen in Ihrem Verwaltungs⸗Bezirke betreffen, 
zu erkennen gegeben, daß von den in den diesſeitigen Verf. v. 7. Maͤrz 1823 und 
23. Juli 1824. (Anl. a. u. b.) entwickelten Grundfägen, welche überall, wo das A. 
P. L. R. in Geſetzeskraft beſteht, zur Anwendung kommen, nicht abgewichen werden 
kann. Inzwiſchen mag die K. Reg. jede mit Aelteſten oder Vorſtehern nicht verſehene 
Judenſchaft anhalten, dergleichen Geſellſchafts-Repräſentanten zu benennen, mit wel⸗ 
chen die Polizei⸗Obrigkeit in allen vorkommenden Angelegenheiten der öffentlichen Ver⸗ 
waltung verhandeln kann, indem derſelben allerdings nicht zuzumuthen iſt, ſich wegen 
ſolcher Gegenſtände, welche die Judenſchaft in der Geſammtheit betreffen, an jedes ein⸗ 
zelne Mitglied ins Beſondere zu wenden. 

Ju Zwangsmaßregeln wider ſolche Juden, welche ſich weigern möchten, die Funk⸗ 

tionen eines Aelteſten oder Vorſtehers, wozu Dr erwählt worden, zu uͤbernehmen, kann 

die K. Reg. aber nicht ermächtigt werden, indem es lediglich Sache der Judenſchaften 
ſelbſt bleiben muß, ſich mit Geſellſchafts⸗Repraͤſentanten zu verſehen. 
Berlin, den 14. Sept. 1827. | | uv? g 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. Köhler 


n. 7 
Das unterzeichnete Min. kann die in der K. Reg. Ber. v. 17. v. M. enthaltenen Vor⸗ 
ſchlaͤge, welche dahin abzwecken, die Gemeinde- oder Geſellſchafts⸗Angelegenheiten der 
Juden von Amtswegen zu reguliren, nicht genehmigen. D * 

Unter den Juden beſteht keine polizeiliche, ſondern eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchengeſellſchaften betrachtet, gehoͤren Judenſchaften aber zu den blos geduldeten, und 
genießen mithin nach der Vorſchrift des A. P. L. R. im II. Thl. XI. Tit. $. 20. nur 
die Befugniß erlaubter Privat⸗Geſellſchaften. (Tit, VI. 88. 11. ff. ebendaſ.) Die K. 
Reg. hat Sich demnach in die Gemeindeangelegenheiten der Judenſchaft überall nur in: 
ſofern einzumiſchen, und Ihren Unterbehoͤrden die Einmiſchung in ſelbige zu geſtatten, 
als ſolches in Anſehung der Angelegenheiten erlaubter Privatgeſellſchaften nach den Bes 
ſtimmungen des A. L. R. zulaßig, oder aber unter beſondern Umſtaͤnden aus polizeili⸗ 
chen Rückſichten nothwendig erſcheint. f | 
Dieſes Verfahren wird auch demjenigen am meiſten entſprechen, welches zur Zeit des 
Herzogthums Warſchau ſtattgefunden hat, indem damals die Wahl der Aelteſten oder 
Vorſteber der Indenſchaften, und die Beſorgung der Gemeinde⸗Verwaltung dieſen ers 
wählten Vorftänden uͤberlaſſen geblieben iſt. Berlin, den 7. März 1823. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. Köhler. 
An die Königl. Regierung zu Poſen. Kaz? 
an N - e an 

Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, die von der K. Reg. mittelſt Ber. 
v. 28. v. M. nachgeſuchte Autoriſation, jüdiſche Gemeindeabgaben unter gewiſſen Um⸗ 
ftänden im adminiſtrativen Wege exekutiviſch beitreiben zu laſſen, zu ertheilen. Denn 
die Religionsgeſellſchaften der Juden konnen da, wo das A. P. L. R. in Kraft beſteht, 
in Anſehung ihrer innern und äußern Rechtsverhältniſſe nur nach den Grundfägen und 
Vorſchriften dieſes Geſetzbuches beurtheilt und behandelt werden. 

Da es nun aber mit den letztern nicht in Vereinigung zu bringen fein würde, wenn 
die Staats⸗Behoͤrde ſich darauf einlaffen wollte, die exekutiviſche Beitreibung der von 
den Mitgliedern einer blos erlaubten Privatgeſeuſchaft zu Geſellſchaftszwecken aufzu⸗ 
bringenden Beiträge im adminiſtrativen Wege zu verfügen, fo kann einem ſolchen Ver⸗ 
fahren, namentlich auch in Anſehung des judenſchaftlichen Gemeindeabgabenweſens, 
nicht ſtatt gegeben werden, indem Judengemeinden, als Religions verbindungen betrach⸗ 
tet, in die Kategorie ſolcher erlaubten Privatgeſellſchaften gehören. Das pk e In⸗ 
tereſſe gewiſſer kirchlicher oder anderer gemeinnütziger Inſtitute kann dabei gar m cht in 
Betracht gezogen werden, weil dergleichen Inſtitute rückſichtlich ihrer bei Judengemein⸗ 
den ausſtehenden verzinslichen Kapitalien, oder in Anſehung ſonſtiger Anſprüche, welche 
aus einem ähnlichen Fundament abzuleiten ſind, vor bloßen Privatgläubigern keine Vor⸗ 
zuge verlangen konnen. Berlin, den 23. Juli 1824. 21 Uu II 

Miniſterium des Innern: 15 Erſte Abtheilung. Köhler. 
An die Königl. Regierung zu Poſen. | 8 
(Ann. XI. S. 690.) | 


É 
Ce 


bpb) R. deſſelben Min. v. 14. Aug. 1929, an die K. Reg. zu Bromberg, 
ins beſondere in Betreff der Setfegung der Beerdigungskoſten. 
Von dem juͤdiſchen Glaubensgenoſſen R. 


zu N., wird in der urſchriftlich angeboge⸗ 
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nen Eingabe v. 2. d. M. über Gelderpreſſungen geklagt, welche ſich die daſige juͤdiſche 
Sterbezunft bei Beerdigung nicht zu ihr gehörig geweſener Mitglieder der Judenge⸗ 
meinde erlaube. Nun ſtimmt zwar das Miniſterium mit dem der Beſcheidung der K. 
Reg. v. 11. v. M. zum Grunde liegenden Prinzip überein, daß die Judenſchaft eines 
Orts eine Privatgeſellſchaft iſt, über deren Verhältniſſe, wenn Streit zwiſchen den 
Mitgliedern und der Geſellſchaft entſteht, der Richter zu entſcheiden hat. Allein dieſes 
Prinzip kann nicht ſo weit ausgedehnt werden, daß man dieſen Geſellſchaften auch 
Mißbräuche geſtatten kann, welche bedeutende polizeiliche Uebelſtaͤnde zur Folge haben, 
und das Privateigenthum der Einzelnen der Willkühr preis geben können. Zu beten 
Mißbraͤuchen gehört nun unſtreitig die Erhebung uͤbermäßiger Gebuͤhren bei Beerdi⸗ 
gungen, zu deren Erlegung der orthodoxe Jude gezwungen wird, wenn er'ſich auf der 
einen Seite aus Gewiſſenhaftigkeit nicht zu entſchließen vermag, die Vorſchriften des 
Ritualgeſetzes unbeobachtet zu laſſen, auf der andern Seite aber gleichwohl die Leiche 
fortſchaffen muß, und bis zur Beerdigung richterliche Entſcheidung nicht einholen kann. 
In dem Ber. v. 12. Nov. 1817 iſt die K. Reg. Selbſt von dieſem Grundſatze ausge⸗ 
gangen, hat die Feſtſezung von Beerdigungstarifen für die Juden für nothwendig an⸗ 
gesehen, und iſt unterm 2. Dee. ejusd. a. deshalb das Nöthige zu verfügen autoriſirt 
worden. | * 

Hiernach mag denn die K. Reg. auch im vorliegenden Falle und in allen künftigen das 
Noͤthige beſtimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nach dem 
juͤdiſchen Ritualgeſetze zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, und die 
Leichen innerhalb der dazu geſtatteten Zeit zu Grabe gebracht werden müſſen. Dabei 
kann den Beerdigungszünften, wenn ſie etwa wegen des prätendirten Eigenthums an 
dem Begräbnißplage höhere Forderungen für die Grabſtelle machen zu koͤnnen glauben, 
nachgelaſſen werden, dieſe Forderung nach dem Begräbniß vor dem Richter gel⸗ 
tend zu machen, wenn nicht eine guͤtliche Einigung fott findet. Allein es kann ihnen 
nicht geſtattet werden, vor dem Begräbniß irgend eine nach dem Ritualgeſetze noth⸗ 
wendige Handlung einer ſolchen Harn. wegen zu unterlaſſen, oder dafür eine höhere 
als die tarifmaͤßige Gebühr zu erheben. 

Von dem, was die K. Reg. hiernach verfügt hat, möge Dieſelbe Anzeige erſtatten, 
und die Beſchwerde wieder einreichen, den Beſchwerdeführer aber beſcheiden. | 

(Ann. XIII. S. 558.) 


) R. deſſelben Min. v. 26. Febr. 1830 an die K. Reg. zu Poſen. 
Innere und äußere Verhältniſſe der jüdiſchen Kommunen. 1 
Da, wie der K. Reg. auf Ihre Anfrage v. 30. v. M., hinſichts der Beiträge der 
Juden zu den Synagogal⸗Kaſſen und deren Repartition, erwiedert wird, das A. L. R. 
Thl. 2. Tit. 6. F. 14. beſtimmt, daß die erlaubten Privatgeſellſchaften unter ſich die 
innern Rechte der Korporationen haben; ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß nur das⸗ 
jenige, was im $. 25 u. ff. über die inneren Rechte der Korporationen enthalten iſt, 
auf jene Geſellſchaften bezogen werden kann, nicht aber dasjenige, was darin über äußere 
Verhaͤltniſſe der Korporationen, wozu auch das Verhältniß zum Staate gehoͤrt, vorge⸗ 
ſchrieben iſt. So wenig nun die K. Reg. Sich um die Geſellſ.⸗Beitraͤge einer anderen 
Privatgeſellſchaft, z. B. einer geſellſchaftlichen Reffource, um deren Nothwendigkeit, 
Verwendung, Berechnung ꝛc. zu kümmern hat, fo wenig hat Sie von denen Juden⸗ 
ſchaften Notiz zu nehmen, vielmehr lediglich dem, was früher hierüber beſtimmt wor⸗ 
den nachzugehen. (Ann. XIV. S. 107.) P 1 94 
b) Gegenwärtige Verhaͤltniſſe. 


aa) Vergl. Aë. 1. 2. des G. v. 1. Juni 1833, wonach die Juden nur 
in kirchlicher und Schul⸗Beziehung eine Gemeinde bilden, in jeder anderen 
Beziehung in die Ortsgemeinde fallen. | d 

bb) S. die S. 80 fig. mitgetheilten R. | | S 
ec) Daß demgemäß von einem befondern jüdiſchen Armenweſen nicht die 
Rede ſein könne, darüber vergl. oben S. 194, insbeſondere das R. v. 
11. Juli 1838. (Ann. XXII. S. 793. 1 Wi er 

2) Verhältniß des Einzelnen zur jüdiſchen Gemeinde. 
Vergl. hierüber die 68. 3. 4. des G. und die Art. 1. 2. 4. der Inſtruk. 


3) PVahl der Repräſentanten und der Verwaltungs- Ber. 


amten der jüdiſchen Gemeinde. „enn 
) Vergl. A. 5. des G. und Art, 5. 8. der Inſtr | 1 


— 
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b) Bei der Anwendung dieſer Beſtimmungen zeigten ſich Schwierigkeiten 
in Anſehung der nicht naturaliſirten Juden. Es bemerkt hierüber: 
aa) das R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 2. April 
1836, an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſen. Zulaſſung der 
Schutzjuden zu Repräſentanten und Beamten der dortigen jüdiſchen Bet 
porationen. a 
Mit der in Ew. ꝛc. Berichte v. 16. v. M. vorgetragenen Anficht, daß es wuͤnſchens⸗ 
werth ſei, nur naturaliſirte Juden als Repräfentanten und Beamten der dortigen Juͤdi⸗ 
ſchen Korporationen zuzulaſſen, daß ſich aber die Auschließung der Schutzjuden aus der 
V. v. 1. Juni 1833 nicht folgern laſſe, bin ich zwar einverſtanden. Es wuͤrde jedoch 
zu dieſer Feſtſtellung Allerhoͤchſt geſetzliche Deklarationen erforderlich ſein, welchen in An⸗ 
trag zu bringen, nur durch die in der Praxis hervorgetretenen Uebelſtaͤnde Veranlaſſung 
gefunden werden kann. Vorauszuſetzen iſt aber, daß die Juden von ſelbſt geneigt ſein 
werden, zu ihren Repraͤſentanten die angeſehenſten Mitglieder ihrer Korporationen zu 
wählen, und daß dieſe wieder eine gleiche Rückſicht bei der Wahl ihrer Verwaltungsbe⸗ 
amten nehmen werden. Nur dann, wenn die Erfahrung zeigen ſollte, daß die Vor⸗ 
ausſetzung nicht zutreffe, und dies durch beſtimmt angegebene Fälle erwieſen würde, 
dürfte ein Antrag an des Königs Majeftät zu rechtfertigen fein. Die Wahl eines eins 
zelnen Schutzjuden zum Repräſentanten wuͤrde übrigens einen ſolchen Antrag noch nicht 
motiviren, da es, ſo lange nicht etwa die Mehrzahl aus Schutzjuden beſteht, keinem 
Bedenken unterliegen kann, daß auch dieſe Klaſſe ihre Vertreter habe. d 
Ew. ꝛc. erſuche ich daher, wenn Sie auf den Antrag znrüd zu kommen ſich bewogen 
finden, ſolchen in der obgedachten Art zu motiviren, bis zu Allerhöchſter Entſchließung 
aber die Aufnahme der gedachten Klauſel in die Statuten nicht zu geſtatten. A 
Damit, daß den Juden die Feſtſetzung irgend eines Einzugsgeldes bei der Aufnahme 
eines neuen Korporations⸗Mitgliedes nicht zu geſtatten ſei, bin ich vollkommen einver⸗ 
ſtanden. (Ann. XX. S. 153.) | 


bb) Demnächſt beſtimmte die K. O. v. 16. Febr. 1841, betr. die Erfor⸗ 
derniſſe zur Wahlfähigkeit für die Verſammlungen der Repräſentanten der 
jüdiſchen Korporationen im Großherzogthum Poſen. | 
Da nach den Wahrnehmungen der Behörde des Großherzogthums Poſen die im 8 4. 
der V. wegen des dortigen Judenweſens v. 1. Juni 1833 ent 
die Stimmfähigkeit der Korporationsmitglieder zu ausgedehnt erſcheinen und dadurch 
auf die Zuſammenſetzung der Repraͤſentantenverſammlungen nachtheiljg einwirken, ſo 
beſtimme Ich nach dem Antrage des Staatsminiſteriums im Bericht v. 27. Aug. v. J., 
daß in den jüdiſchen Korporationen der gedachten Provinz fernerhin nur diejenigen voll: 


jährigen und unbeſcholtenen Perſonen ſtimm- und wahlfähig fein ſollen, welche entwe⸗ 


der naturaliſirt find und die Beiträge zu den Korporationsbedürfniſſen ohne Rückſtand 
abtragen, oder infofern fie zu den nicht naturaliſirten jedoch mit Certifikaten verſehenen 
Juden gehoͤren (§. 21. d. V.) in den letzten, feiner Wahl der Repräſentanten und Verwal⸗ 
tungsbeamten ($. 5.) CC EA drei Jahren zu Korporationsbedürfniſſen wirk⸗ 
lich angezogen worden und waͤhrend dieſes Zeitraums ihre Beitrage ohne Ruͤckſtand ab⸗ 
getragen haben. Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die G. S. zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. (G. S 1841. S. 52.) 


4) Das Statut der Korporationen. | 
Vergl. $. 6. des G und die Art. 9. 10. 12. 13. der Inſtr. 


5) Rechte und Pflichten der Repräſentanten und Verwal— 
tungsbeamten der Korporation. | BI 


a) Vergl. $. 7. des G. Art. 11. der Inſtr. Pr. | 
b) V. der K. Reg. zu Pofen v. 1. Juli 1834, enthaltend das Geſchäfts⸗ 


Regulativ für die Repräſentanten⸗Verſammlungen der ifraelitifhen Kor⸗ 


porationen im Regierungs⸗Bezirke Poſen. mëi ds 
$. 1. Die Repraͤſentanten erhalten durch die Wahl der Korporation und durch das 
Geſetz die Vollmacht und Verpflichtung: in allen Angelegenheiten der Korporation, ohne 


Rü ckſprache mit der ganzen Korporation oder mit einer Abtheilung derſelben, nach Ue⸗ 


berzeugung und Gewiſſen dieſelben zu vertreten und in Betreff des gemeinſchaftlichen 
Vermögens, der Rechte und Verbindlichkeiten der Korporation, Namens derſelben vers 
bindende Erklärungen abzugeben. Doch haben die Repräfentanten nicht einzeln, ſondern 


altenen Vorſchriften über 
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nur in der Gefammtheit die Befugniß, durch gemeinſchaftliche Beſchluͤſſe von ihrer ge⸗ 


a: 


ſetzlichen Vollmacht Gebrauch zu machen. * "Eft mi 

$. 2. Der Vorſteher der Repraͤſentanten⸗Verſammlung. hut das Recht und die Ver⸗ 
pflichtung, Alles zu thun, was zur guten Ordnung in den Geſchaͤften und Verhandlun⸗ 
uch Sch zum gewoͤhnlichen nuͤtzlichen Betriebe der gemeinſamen Angelegenheiten erforder⸗ 
lich iſt. | | er 

$. 3. Zu feinem Amte gehört es, die Repräfentanten zur Verſammlung zu berufen, 
die Direktion in derſelben zu führen, die Geſchaͤfte zu vertheilen, oder auch die Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Berathung ſelbſt vorzutragen, die Stimmen zu ſammeln und dafür zu ſor⸗ 
gen, daß alle Verhandlungen und Beſchlüſſe in deutſcher Sprache abgefaßt und von den 
anweſenden Mitgliedern vollzogen werden. i 

$. 4. Inſonderheit iſt es feine Pflicht darauf zu ſehen, daß in den Verſammlungen 
der Repraͤſentanten nichts wider die Geſetze und Rechte des Staats vorgenommen und 
beſchloſſen und daß jeder Beſchluß dem Vorſteher der Verwaltungs Beamten zur. Boll: 
Ko oder Weiterbefoͤrderung eingereicht werde. Nur in ſehr dringenden Fallen, in 
denen die Uebergehung des Korporations⸗Vorſtehers durch erwieſene Nothwendigkeit gr: 
rechtfertigt wird, iſt es der Repräſentanten⸗Verſammlung verſtattet, ihre Beſchluͤſſe der 
höheren Behörde direkt vorzulegen. o dan A Ä 

$. 5. Die Verſammlungen der Repräſentanten finden in der Regel alle 14 Tage am 
Dienſtage ſtatt; jedoch können auch noch außerordentliche Sitzungen abgehalten werden. 

$. 6. Außer den Repräfentanten darf kein anderes Korporationsglied den Sitzungen, 
beiwohnen. Doch ſteht es jedem Mitgliede der Korporationen frei, uͤber alle, das Ge⸗ 
meinweſen betreffende Gegenſtaͤnde ſeine Meinungen und Vorſchläge bei der Repraͤſen⸗ 
tanten⸗Verſammlung durch das Organ ihres Vorſtehers ſchriftlich vorzutragen, die ſtatt⸗ 
findenden Maͤngel anzuzeigen und Verbeſſerungen in Antrag zu bringen. 

§. 7. Die Verſammlung iſt nur dann befugt guͤltige Beſchlüſſe zu faſſen, wenn wenig: 
ſtens zwei Drittheile der Repräſentanten anweſend find; deshalb muß in jedem Beſchluſſe 
der Verſammlung ausdruͤcklich bemerkt werden, welche Repräſentanten anweſend und 
welche von ihnen abweſend waren. s 28 

$. 8. Einzelne Mitglieder dürfen von der Verſammlung nur dann wegbleiben, wenn 
ſie gegruͤndete Entſchuldigungen fuͤr ſich haben. Dieſe müſfen dem Vorſteher zur rechten 
Zeit angezeigt werden, damit derſelbe, um die Verſammlung vollzählig zu erhalten, die 
erforderlichen Stellvertreter einladen laſſe. Der Vorſteher hat zugleich zu ermeſſen, ob 
die angeführte Entſchuldigung des Ausbleibens gegründet iſt; falls der Betheiligte ſich 
bei dem diesfälligen Ausſpruche des Vorſtehers nicht beruhigt, ſo entſcheidet die Ver⸗ 
ſammlung der Repräſentanten nach Stimmenmehrheit. n 

ö. 9. Für den Fall unentſchuldigten Ausbleibens, fuͤr den Gebrauch ungegruͤndeter 
oder unwahr gefundener Entſchuldigungen, für zu ſpaͤtes Erſcheinen in den Sitzungen 
und fuͤr andere Fälle dieſer Art, durch welche die Ordnung geſtoͤrt wird, verfällt das be⸗ 
treffende Individuum in eine Strafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr. Dieſe Strafe wird von 
dem Vorſteher zum Armen⸗Fonds der Korporation eingezogen. I) 7910020 Sal 

$. 10. Wer dreimal hinter einander ohne gehörige Entſchuldigung von der Sitzung 
ausgeblieben iſt, oder wiederholentlich Ordnung und Ruhe in derſelben geftört hat, kann 
auf beſtimmte Zeit oder fuͤr immer durch Stimmenmehrheit aus der Verſammlung aus⸗ 
geſchloſſen werden. Ein ſolcher Beſchluß unterliegt jedoch der Beſtätigung der Koͤnigl. 
Reg., bevor er vollzogen wird. 

9. 11. In der Regel ſoll bei jeder Sitzung über den zum Vortrage gebrachten Gegens 
ſtand auch Beſchluß gefaßt werden; wenn indeſſen einzelne oder mehrere Mitglieder die 
Fortſetzung der Berathung in einer außerordentlichen oder in der nächſten gewöhnlichen: 
Sitzung verlangen, fo wird darüber abgeſtimmt und nach der Entſcheidung der Mehr: 
heit verfahren. 1 | | 

$. 12. Die Repraͤſentanten können keine gültige Sitzung halten, ohne ordnungsmä⸗ 
ßig von ihrem Vorſteher oder von deſſen rechtmaͤßigem Stellvertreter dazu berufen 
zu ſein. a 1 

$. 13. In den Kurrenden zu außerordentlichen Sitzungen muß der Zweck der Vers 
ſammlung, in ſofern derſelbe nicht aus beſondern Gründen geheim zu halten iſt, ange⸗ 
zeigt werden. | 

Behufs der gewöhnlichen Sitzungen ift es hinreichend, wenn die@egenftände, worüber“ 
Beſchluß gefaßt werden ſoll, jedesmal vorher vom Vorſteher in ein Verzeichniß gebracht 
und in dieſer Form einen Tag vor der Sitzung in der Verſammlungsſtube bekannt ge⸗ 
macht werden. 

5. 14. Alle eingehende Sachen werden vom Vorſteher eröffnet, in das Geſchäfts⸗ 
Journal eingetragen und alsdann in der naͤchſten Sitzung zum Vortrage gebracht. 

Jede Repraſentanten⸗Verſammlung hat ein Protokollbuch zu führen, in welches alle 
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ihre Beſchlüſſe nach der Zeitfolge eingetragen werden. Abſchriften der Beſchlüſſe aus 
dieſem Protokollbuche (Ausfertigungen) beſorgt der Vorſteher und befördert dieſelben an 
den Korporations⸗Vorſteher-zur Vollziehung, reſp. zur Weiterſendung. 

§. 16. Ueber alle zum Vortrag kommende Gegenſtände iſt jeder Repraͤſentant befugt, 


ſeine Meinung und was ſonſt zur Erläuterung der Sache dient, freimüthig zu aͤußern. 


8, 17. Ein hinreichend geſchicktes Mitglied der Repraͤſentanten⸗Verſammlung, wet 
ches zugleich auch nicht zu ſehr von den eigenen Geſchaͤften in Anſpruch genommen wird, 
iſt zum Protokollführer zu erwaͤhlen. Dieſem kann auch die Vertretung des Vorſtehers 
in Abweſenheitsfällen von der Repraͤſentanten⸗Verſammlung übertragen werden. 

10 SI Bei abzugebenden Erklärungen, oder etwaigen Einwendungen, die jeder Re⸗ 
praͤſentant nach ſeiner Einſicht vorzutragen berechtigt iſt, darf er von keinem Mitgliede 
der Verſammlung in feinem Vortrage unterbrochen oder geſtoͤrt werden und erſt wien 
er mit dieſem ganz zu Ende iſt, darf ein Zweiter ſeine Meinung über den Gegenſtand 
mittheilen. Ueber Alles, was bei den Sitzungen geſprochen wird, oder ſonſt vorkommt, 
muß von allen Mitgliedern die ſtrengſte Verſchwiegenheit gehalten werden. iR 

9. 19. Der Vorſteher kann von den Mitgliedern verlangen, daß fie ihre Meinungen 
der Reihe nach abgeben und ſobald die gegebenen Stimmen laut gezaͤhlt ſind, wird vom 
Vorſteher der Beſchluß bekannt gemacht und in das Protokoll eingetragen, ohne daß es 
alsdann Jemandem geſtattet iſt, feine. perſoͤnliche Meinung weiter mündlich zu verfech⸗ 
ten; doch hat Jeder das Recht, ſeiner abweichenden Abſtimmung im Protokoll miter⸗ 
wähnen zu laſſen. | "SE 

‚9.20. Det Sg nicht zulaffen, weder daß die Diskuſſionen auf andere Ger 
genftände, als auf die der jedesmaligen orbnungsmäßigen Berathung gerichtet werden, 
noch daß einzelne Mitglieder beſondere Diskuſſionen unter ſich eröffnen. 

9. 21. Die Verfammlung faßt ihre Beſchlüſſe nach der abfoluten Stimmenmehrheit 
und bei gleichen Stimmen giebt die Stimme des Vorſtehers den Ausſchlag. Ke 

$. 22. Iſt der Gegenftand der Berathung von Wichtigkeit, oder erfordert er Prüfung 
an Ort und Stelle, fo kann er von einer durch die Verſammlung zu erwaͤhlenden Depu- 
tation unterſucht und der Verſammlung zum Beſchluß vorgetragen werden. 

$. 23. Wird in der Sitzung über ein Recht oder über eine Verpflichtung der Korpora⸗ 
tion berathen, wobei das Intereſſe eines oder mehrerer Repräſentanten im Widerſpruche 


ſteht, To muͤſſen die Betheiligten die Verſammlung verlaſſen und werden ſtatt ihrer Stell⸗ 


vertreter berufen. Tritt dieſer Fall bei einer ſolchen Zahl von Repraͤſentanten ein, daß 
eine beſchlußfahige Verſammlung von unbetheiligten Repräſentanten und Stellvertre⸗ 
tern nicht zuſammenberufen werden kann, ſo muß der Vorſteher der Verwaltungsbeam⸗ 
ten von dieſem Vorfalle in Kenntniß geſetzt werden, damit er darüber an die vorgeſetzte 
Behörde berichte. 
8. 24. Bei der Unterſchrift und im Siegel führt die Repräfentanten-Berfammiung 
die Bezeichnung: N , | - 
1 „Repraͤſentanten der iſraelitiſchen Korporation zu N. N.“ 
Alle Anfertigungen werden vom Vorſteher oder wenigſtens von noch zwei Mitgliedern 
unterzeichnet und mit dem Siegel der Repraͤſentanten-Verſammlung bedruckt. 
F. 25. Die Repräſentanten-Verſammlung iſt befugt, alle Zweige der Korporations⸗ 
Verwaltung durch Deputationen aus ihrer Mitte von 2 bis 5 Mitgliedern unterſuchen 
und ſich über den Befund Bericht erſtatten zu laſſen. Doch darf dies nicht ohne vorhes 
rige Benachrichtigung und in der Regel auch nicht ohne den Zutritt des Vorſtehers der 
Verwaltungsbeamten oder eines Delegirten deſſelben geſchehen. f 
F. 26. Zu dem Geſchaͤfte⸗Reſſort der Repraͤſentanten⸗Verſammlung gehören insbeſon⸗ 
dere folgende Gegenſtaͤnde: N 8 
n) Prüfung des Schuldenweſens der Gemeinde und Aufſtellung eines ſpeziellen Schul⸗ 
den⸗Tilgungs⸗Plans; nebſt der Kontrolle über das, von den Verwaltungs-Beam⸗ 
ten zu fuͤhrende Schulden⸗Conto: | u 
bh) Kontrolle aller Korporations⸗Einnahmen, insbeſondere der Kauſcher⸗Fleiſch⸗Ab⸗ 
gabe (Krupke) und des Kommunal-Vermögens, mit ſorgfaͤltiger Beurtheilung, 
wie ſolches in Zukunft moͤglichſt vortheilhaft zu benutzen ſei; 
ce Aufſtellung des Ausgabe⸗ und Einnahme-Etats für die Corporation; 
d) Pruͤfung der Gemeinde-Rechnung und eventuelle Decharge des Rendanten; 
e) Kontrolle der Korporations-Verwaltung überhaupt und Reviſion der Kommunal⸗ 
Kaſſen⸗Verwaltung insbeſondere; f b 
1) Kortrolle des Armen⸗Weſens und der wohlthätigen Privat-Inſtitute, jedoch ohne 
‚Störung der Privat-Stiftungen und der Vereine zum Zwecke der Wohlthätigkeit; 
g) Repartition der Korporations⸗Laſten und Leiſtungen; | 
h) Bewilligung außerordentlicher Geldmittel über den Betrag der, in dem Jahres⸗ 
Etat bereits bewilligten Summen, endlich 
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i) die jedesmalige Beſchlußnahme, ob Namens der Korporation Prozeſſe angeſtellt, 
Käufe, Verkäufe, Vergleiche und andere Kontrakte abgeſchloſſen werden ſollen, in 
denen es ſich um die Subſtanz des Korporations-Vermögens handelt. a 

8. 27. Beſchwerden über den Korporations⸗Vorſteher und über die uͤbrigen Verwal⸗ 
tungsbeamten find an die vorgeſetzte Landräthliche Behoͤrde zu richten. Die Repraͤſen⸗ 
tanten⸗Verſammlung hat in dieſer Hinſicht keine Befugniß, ſelbſt zu unterſuchen und 
ſelbſt zu entſcheiden. H 

9. 28. Alle Beſchlüſſe der Repraͤſentanten⸗Verſammlung, welche eine Veränderung 
infder Subſtanz des Korporations⸗Vermögens, die Erhebung von Gemeindefteuern und 
Laſten, eine Prozeßfuͤhrung, die Feſtſtellung des Korporations-Etats, Bewilligung von 
Gehaͤltern, die perfönlichen Rechte einzelner Mitglieder u. ſ. w. betreffen, ſind nur erſt 
dann gültig und vollzugsſähig, wenn fie die höhere Beftätigung der Regierung oder ih: 
res Kommiſſarii erhalten haden. Alle ſonſtigen Beſchlüſſe hat der Korporations⸗Vorſte⸗ 
her, wenn er mit ihnen einverſtanden iſt, ohne Weiteres zu vollziehen. nu) 

Die Repraͤſentanten⸗Verſammlung iſt dagegen berechtigt und verpflichtet, ſich durch 
ihren Vorſteher von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe ueberzeugung zu verſchaffen und die 
Akten einzuſehen. | > un 

$. 29. Die Mitglieder der Repraͤſentanten⸗Verſammlung find der Korporation für 
allen Nachtheil und Schaden verantwortlich, welcher dem Gemeindeweſen durch ihr Ver⸗ 
ſchulden zugefügt wird. NH 

J. 30. Sollte eine Repräſentanten⸗Verſammlung fortwährend ihre Pflichten vernach⸗ 
läſſigen und in Unordnung und Partheiung verfallen, ſo wird ſie von der Regierung 
nach vorgängiger Unterſuchung aufgeloſt und eine neue Repraſentation gebildet, die 
Schuldigen aber auf eine gewiſſe Zeit oder für immer zur Wahl für unwuͤrdig erklaͤrt 
vg Außerdem bleibt in dazu geeigneten Fällen die gerichtliche Beſtrafung vors 

ehalten. | 
Poſen, den 1. Juli 1834. | 

| Koͤnigl. Regierung, Abtheilung des Innern. 

(Amtsbl. 1834.) | 

c. Verf. der K. Reg. zu Poſen v. 1. Juli 1834 enthaltend das Geſchafts⸗ 
Regulatio für die Verwaltungs⸗Beamten der ifraelitifchen Korporationen 
im Reg. Bez. Poſen. | 

. 1. Die Korporations⸗Verwaltungs⸗Geſchaͤfte werden von dem Korporations⸗Vor⸗ 
ſteher und deſſen Beiſtänden kollegialiſch beſorgt. Die Entſcheidung erfolgt nach der 
Stimmenmehrheit, der ſich auch der Vorſteher unterwerfen muß, ſeine abweichende 
Meinung aber im Begleitungs-Berichte der hoͤheren Behörde vorzutragen befugt, kei⸗ 
neswegs aber berechtigt iſt, die Sache aus dieſem Grunde zu verzoͤgern oder zurückzu⸗ 
halten. In dringenden Fällen hat der Korporations⸗Vorſteher die Befugniß, wider die 
Meinung feiner Beiſtaͤnde, auf eigene Verantwortung die ihm erforderlich ſcheinende 
Maßnahme zu treffen; doch iſt er alsdann verpflichtet, der vorgeſetzten Behörde ſogleich 
vollſtändige Anzeige zu machen. | AAR KA 
Die Zuſammenkunft der Verwaltungs: Beamten findet in der Regel einmal in jeder 
Woche ſtatt; in beſondern Fällen ſo oft, als der Vorſteher die Sitzung für noͤthig erach⸗ 
tet. Die Stellvertreter werden nur dann berufen, wenn der Vorſteher oder deſſen Bei⸗ 
ftände auf längere Zeit an den Amts verrichtung en verhindert ſind. E 

$. 2. Dem Vorſteher, als Dirigenten ſaͤmmtlicher Korporations⸗Verwaltungs⸗Ge⸗ 
ſchaͤfte, ſtehet es zu: alle Korporations⸗ Angelegenheiten zu leiten, Verſammlungen und 
Berathungen anzuordnen und denſelben vorzuſitzen, die Korrespondenz zu eröffnen und 
die 55 Geſchaͤftszweige der Verwaltung unter ſich und feine Beiſtände zu 
vertheilen. b 

$. 3. Der Vorſteher darf kein eingehendes Schriftſtück für ſich zurückbehalten, fon: 
dern Nal — ſogleich zur Eintragung in das Geſchäfts⸗Journal und zur Bearbei⸗ 
tung abgeben. 

Die Geſchäfts-Verbindung mit der Repraͤſentanten⸗Verſammlung und die Weiterbe⸗ 
foͤrderung der Beſchluͤſſe derſelben und der hoͤheren Verfuͤgungen an dieſelbe, muß bei 
ſtrenger Verantwortung auf das Pünktlichſte beſorgt werden. ah 

Alle Korporations⸗Verwaltungs⸗Angelegenheiten ohne Ausnahme werden in deutſcher 
Sprache — nen 
9. 4. Sollte wiederholte Vernachläſſigung der den Beiſtänden übertragenen Gefchäfte 


oder eine andere Dienſtwidrigkeit derſelben eintreten, ſo iſt der Vorſteher verpflichtet, 
im Fall daß Ermahnungen und ernſtliche Verweiſe keinen Eingang finden, auf Beſtra⸗ 
fung derſelben mit Geldbußen von 5 Sgr. bis zu 1 Thlr. bei dem vorgeſetzten Koͤnigl. 
Landrathe anzutragen. Wl 


| 
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e 5. Ces iſt es Pflicht des Vorſtehers büssttf zw ehen, Te Ver⸗ 
waltung der Georg Më nichts wider die Nr und Baar Staats nom 
men werde. D aa mg e 


9. 6. Ueber jede Versammlung wird ein Protokoll geführt, welches die Namen der 
ang geweſenen Verwaltungs-Beamten und Ze enn * ET + 
It 


§. 7. Den Aufforderungen der Repräſentanten⸗ Versammlung f in Bezug auf die a 
trolle irgend eines Verwaltungs: Gegenſtandes iſt unverzüglich Folge zu leiſten. 


8. 8. Der Gemeinde⸗Vorſteher, nöthigenfalls auch deſſen Beiſtände, haben die Ver⸗ 
pflichtung, auf Verlangen des Vorſtehers der Repräſentanten-Verſammlung, an den 
Sitzungen der letztern Theil zu nehmen, wenn Korporations⸗Verwaltungs⸗ Gegenſtände 
bei derſelben zur Berathung vorliegenz jedoch haben ſie kein Stimmrecht. 

8.9. Das Geſchäfts ⸗Reſſort der Verwaltungs⸗ „Beamten b reift fol ende au d 
lichſte Gegenftände in ſich: N G 90 SI Ss 

a) Führung eines Geſchaͤfts⸗Journals über alle ein⸗ und ausgehende Korreſpon⸗ 
denz⸗Sachen; e 

bp) Führung einer regelmäßigen Regiſtratur uͤber alle erledigten Schriftſtücte; 0 
ne) Fuͤhrung eines Hauptbuches über alle Vermoͤgens⸗Stücke, Aktiv und alte. 
Schulden und uͤber alle Einnahmen und Ausgaben der Korroratians⸗Kaſſez 

d) Naͤchſte tägliche Aufſichtführung über die Korporations⸗Kaſſez 920 

e) Anweiſung aller Einnahmen und Ausgaben der Korporations⸗ Kaſſe innerbaih mm 

von den Repräſentanten feſtgeſetzten Etats. Zu allen Ausgaben hingegen, mei 

den Etats⸗Kredit überſteigen, bedarf es der vorherigen Genehmigung der Reprä⸗ 
ſentanten⸗Verſammlung. 
Gewöynllche Kaſſen⸗ Reviſi jonen geſchehen durch einen Verwaltungs⸗ Beamten 
unter Zuziehung zweier Repräſentanten. 
| 99 ‚Spezielle Verwaltung des Schul: und Synagogenweſens; die Anferti ung Ko 
Fortführung der Liſten von den ſchulpflichtigen Kindern: die Vollzieh hing der. 
natlichen Schulverſäumniß⸗Strafliſten und die Anfertigung und Fü rung der 
ſten von denjenigen Kindern, welche nach zuruͤckgelegtem Schulalter, auf Grund 
einer Prüfung, mit dem Zeugniſſe der Reife aus der Schule entlaſſen und einem 
erlaubten a ⸗Erwerbe übergeben werden, wohei die A8, 14, 15 und 16 der Ober⸗ 
Präfidlal⸗Inſtr. v. 14. Jan. c. genau u befolgen ft ſind; 
g) Specielle Verwaltung des Armen⸗ Weſe ns mit Schonung aller ng 
d LS Log Rn SEET ’ Aug ad 
er eriodiſche Anfertigung ber juͤdiſchen Bevolkerungs⸗ enz | 
1) Huͤlfsleiſtung auf Verlangen der Polizei: Behörde bei Aufnahme ber Soch 
der zu naturalifirenden, zu duldenden und auszuweiſenden Individuen und bel al⸗ 
len ſonſtigen. polizeilichen Vorkommenheiten; 
X) Vollziehung der Beſchluͤſſe der Repräſentanten⸗Verſammlung, reſp. deren. Sir 
derung an die vorgeſetzte Behörde und wiederum die Zufertigun: ber. Erläſſe o? 
„letztern an die Repräſentanten⸗Verſammlung; Correſpondenz⸗Fuͤhrung in allen 
Gemeine⸗Verſammlungs⸗-Angelegenheiten; Führung der Liſten der naturaliſirten 
und geduldeten Israeliten, Beſorgung aller ührigen, die Korporation gebenen 
Geſchafte; Abſchließung von Pacht⸗, Kauf⸗ und Verkaufs ⸗Kontrakten, Verg lei⸗ 
e chen, Führung der Prozeſſe u. ſ. w. Namens der Korporation, in Gemaͤßheit der 
Beſchluͤſſe der Repräſentanten⸗Verſammlung und der ſonſtigen Vorſe riften u. ſ. w. 
ge 10. Die Verwaltungs: Beamten führen bei der Unterfhrifk, im Siegel die Be⸗ 
zeichnung: 
„Verwaltungs⸗Bramten der israelitiſchen Korporation zu N. N. 
Alle Jentgen unterzeichnet der Vorſteher allein ` gë. in „deflen, Dech 
een Stellvertreter, unter Beidrüäckung des Siegels. 

$. 11. Ruͤckſichtlich der Dienſtvergehungen der terteltiſchen e en éi 
kommen die allgemein gültigen geſetzlichen Beſtimmungen wegen der KE der 
Dës des eh ec Vë K LAN "eh 

Poſen, den 1. Juli 18 1 nigl. Reg., ei es nee, L 
(Amtsbl. 1834) o mé zn 
=. Die Verwaltungs. Beamten find, keine mittelbare Staatsdiener Vergl. 
das R. v. 27. Mai 1842 oben S. 144. Daſſelbe beſtimmen die R. v. 
18. Jan. u. 13. Febr. 1843. (B. M. Bl. 1843. S. 28. 
d) Die Rabbiner haben demgemäß in Betreff der Steuern nicht dle 


Rechte chriſtlicher Geiſtlichen. 
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rer, soll sind nad ir ed , 

R. des Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) v. 8. Okt. 1835 an die Vers 
waltungs⸗Beamten der iſraelitiſchen Korporation zu Czarnikan. 
Das Min des Inn. und der Pol. kann, nach Einſicht des von der K. Reg. zu Brom⸗ 
berg über die Beſchwerde der Verwaltungsbeamten der iſraelitiſchen Korpotdition zu 
Gparnikau vom 10. Aug. d. J., wegen Heranziehung des Rabbiners R. zu den ſtädti⸗ 
(ëch Kommunal⸗Abgaben erſtatteten Berichts, es nur bei dem Regierungsbeſcheide“ v⸗ 
17. Juni c. (Anl. a.) bewenden laſſen, da die Rabbiner, welche keinesweges vom, 
Staate beſtätigte Beamte, find, die den lien, Geiſtlichen zugeſtandenen Befreiun⸗ 
gen auf keine Weiſe in Anſpruch nehmen konnen, und in den alten Provinzen, des Ge⸗ 
ban v. 1. Marz 1815 ungeachtet, imingr, zu den Kommünallaſten herangezogen wor⸗ 


gd Il 


! Digue? Kl e — ` 55 ! / | Ge 1 11467 
Wenn gleich der von der iſraelitiſchen Verwaltungsbehoͤrde in der Vorſtellung, v. 
22. v. M. allegirte g. 7 der P. v. J. Jun 1833, e e deelen, Im E 
herzogthum Poſen, allerdings feſtgeſetzt, daß die Rechte und Pflichten der Repraſentan⸗ 
ten der judiſchen Korporationen und dne ene ber deut inander, gegen ple 
een LE titte Perſonen nach den Vorſchriften Susi when ollen, 
welche die revidirte St, O. v. 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten der Stadt: 
verordneten vorſchrerbt, o käßt ſich daraus noch keineswegs herleiten, wie die iſräe⸗ 
litiſche Verwaltungsbehoͤrde folgern zu wollen ſcheint, daß nunmehr auch die juͤdiſchen 
Rabbiner auf die Rechte und Immunitäten der Geiſtlichen und Lehrer der chriſtlichen 
Konfeſſionen Anſprüchk zu machen berechtigt iind. A. dek Ku 20676 Tb 
„ Uebekdieg geſteht das Klaſſenſteuergeſez dom 20. Mai 1820 im J. 1. nur benjenigen 
Perſonen b het ebe Klaſſenſteuer zu, welche entweder I See als ſolche 
aülsöriüicklich bezeichnet, oder welche durch frühere Speziälbeſtimmungen ſeit dem Jahre 
815 von den, ge eme Perſonalſteuern bereits entbunden find. Da nun die juͤdi⸗ 
ſche Rabbiner zu keiner dieſer beiden Klaſſen, wohl aber die chriſtlichen Geiſtlichen und 
Lehrer zu den letztern gehören, fo müſſen wir auch die iſraelitiſche Verwaltungstrhorde 
nit ihrem Anttuge auf Klaſſenſteuerbefreiung ihres dortigen Rabbiners, wie hierdurch 
z 
Bromberg, den 17. Juni 1835. Königl. Preuß. Regierung. Wißmann. 
Enn. XIX. S. 1036. bag weg dm n de 

6. Verwaltung der Wermögens: Angelegenheiten der Korporation.“ 
a) Regulirung des Schuldenweſens. decke: "SR 28 

R. des K. Min. des Inn, und der P. (Köhler) v. 13. Nov. 1837 an 
die K. Reg. zu Bromberg. Regulitung des Schuldenweſens einzelner Ju⸗ 
bepngenetnben, mod lnungann am madı | ` ug 

Aus dem Ber. der K. Reg. v. 27. v. M. ut der Schuldenzuſtand der Judengemeinde 
zu N., und was Sie wegen Regulirung deſſelben angeordnet hat, näher erſehen worden. 
Da aber die Verwaltungsbeamten der Korporation nicht zugeſtehen, daß gewiſſe Schul: 
den MN ſeien, für welche nicht nur das gemeinſchaftliche Bermögen der Korporation, 


d 
140 


fond in auch das Vermögen der Mitglieder aufkommen muß, fo möge, wenn die Kor: 
porations⸗Repräfentanten ebenfalls damit uͤbereinſtimmen, die K. Reg dieſe Schulden 
einſtweilen von der adminiſtrativen Regulirung ausſchließen, die Entscheidung dü über 
dem Richter uͤberlaſſen, und eventuell Ihre Einwirkung auf Ausführung der im F. 153. 
des Anh. zur A. G. O. enthaltenen Vorſchriften beſchränken. 
2808 (Ann. XXI. Heft 4.) IK | vi BIOS SOHN! vs j 

b) Befteuerung zur Aufbringung der Korporations⸗Bedürfniſſe. 


inne. neee Sag mige 1a HR 47115 e UX 
aa) Reſolution des K. Min. des Inn. (v. Meding) v. 31. Juli 1839 


01 


an den jüdiſchen Kaufmann N. zu Poſen. TE 

2 Das unkerztichnete Min. eröffnet Ihnen auf die Beſchwerde v. 6. v. M., daß es Det 
der Beſteuerung zu den Bedürfniſſen der jüdiſchen Korporation nicht bloß auf das Ein⸗ 
kommen, fondern auch auf das Vermögen ankommt, da derfenige, ie een e 
des letztern aus beſondern Gründen eine Zeit lang müßig liegen läßt, deshalb von der 
teuer nicht befreit werden kann, indem bei Vertheilung der Steuer hauptſächlich die 
Steutrkraft der Konkribuenten berückſichtigt werden muß, welche auch dann vorhanden 
iſt, wenn Jemand aus beſondern Gründen ſein Kapital quf bag den baar in ſeinem 
Hauſe aufbewahrt, ehne damit Handel zu treiben, oder es zinsbar anzulegen. 


rt 
u 


und Freunde zu begünftigen und ihre Gegner über Gebühr zu belästigen! 


wegen ihres Anſpruchs an den in N. wohnenden 
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me mud: . A nds Dhabi Pee 
Da nun von Ihren Glaubensgenoſſen und der kompetenten Behoͤrde der Ihnen ange— 


ſonnene Steuerſatz als Ihrem Vermögen und Einkommen angemeſſen en worder 
e ee e Knnn e e ae ma wenn, 
Als Ihnen nachgelaſſen worden iſt, die Unrichtigkeit der Ab Erding du ch vollſtändige 
% smile. , u. 2... 
„Sind Sie Ihren Vermögensbeſtand auf andere Nie ft darzulegen im Stande, 
fo, wird ein Eid pon Ihnen nicht verlangt werden; bleibt jede -dahet ein Zweifel übrig, 
E P? SR DR dé dë KEEN d We 10 einem Ihrer 
Seſts zu leiſtenden Manifeſtationseide auch hinſichtlich Ihres Vermögens abhängig zi 
W (Ann. XXIII. S. 655.) wg Du ern d Kaf o 
Ib) Erlaß des Min. des Inn. und der P. (v. Ro cho ) v. 27. Dec. 
1841 an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſe .. 
Nach der im Original beigehenden Beſchwerde des N. zu N. wegen Prägravation 
bei Aufbringung der Korporations-Abgaben der Se nicht minder nad ginigen ſchon 
früher gemachten Bemerkungen ſcheint bei der Repartition dieſer A A e Liner 
Willkühr und Oberflächlichkeit verfahren zu werden, welche die Begründung jeder Re⸗ 
klamation unmoglich machen, und daher auch nirgends ein KEEN nts 
ſcheidüng geben würde. Man ſcheint nämlich jedes Körpofationes Mitglied für ſich ſelbſt 
zu tariren und zu beſtimmen, wie viel es beizutragen im Stande ſei, ohne ſich auf eine 
Abſchätzung des Einkommens aus den einzelnen Vermögens⸗ Objekten) auf eine Zuſam⸗ 
enftellung des hiernach ausgemittelten Einkommens ſämmtlicher Kontrihuenken in eine 
teuerrolle und auf eine Repartition des Geſammt-Bedürfniſſes nach ier qus⸗ 
gemittelten Steuerkraft der Mitglieder einzulaſſen. Hiernach wäre die ganze Opera ion 
lediglich der Willkühr der theilnehmenden Beamten Preis gegeben) was nicht ſtatthaft 
iſt. Es muß vielmehr, wenn die Korporations-Beduͤrfniſſe nach dem Einkommen ver⸗ 
theilt werden ſollen, fo verfahren werden, wie in den bürgertichen Gemeenden in glei⸗ 
chem Falle verfahren zu werden pflegt. Es iſt nämlich hinſichtlich Jedes Steuerpflichti⸗ 
gen das Einkommen aus den verſchiedenen Objekten, von welchen es bezogen wird, aus 
dem Gewerbe, den Grundſtuͤcken, den Kapitalien ꝛc. feſtzuſetzen und umer verſchiedenen 
Rubriken in die Steuerrolle einzutragen. Der Geſammtbetrag wird ſummirt, ebenſo der 
Betrag der verſchiedenen Bedürfniſſe, woraus ſich dann von ſolbſt ergiebt, wie viele 
Pfennige oder Groſchen auf jeden Thaler des Einkommens zu repartiren fend“ In die 
Steuerzettel muß dann bei jedem der ihn betreffende Ef trakt der Rolle kurz aufgenom: 
men werden, etwa in folgender Maße: 9 eee 6 He ‚1197 
Der N. N. bezahlt im Jahre zu dem Geſammtbedürfniſſe der AEN D 
Drafielg, mals 


= Rthlr. — Sgr. — Pf. von feinem Einkommen von 

af 150 nat — Rthlr. — Sgr. — Pf. vom Handel ZE "mg nod 10 
„ — vom Grundeigentum m 

— —d 2 —wu d von Kapitalien de. n Du 


€ ei * 
ya Fife 800 
H — U 


Summa Mu er 3 ob ich ee (A e Tape 
auf das Jahr Pfennige vom Thaler, folgli Dr? e Long wie ` ten 

Wi ) j Ri D Rthlr. — S r. Kim um? gie 
Hierdurch wird Jeder in Stand geſetzt, zu beurtheilen, ob er zu ace über gek 


gravation Veranlaſſung habe oder nicht, und durch ade eee SE dend 
oder durch! den Mani⸗ 


kommens, durch Offenlegung der Rechnungen, are he 2 | 
feſtations⸗Eid die Pragravation zu beweiſen, wodurch datın auch im Fau weiterer Re⸗ 
klamation die vorgeſetzte Behörde eine Entſcheidung mit Sicherheit treffen kann 
Eine größere Mühe, welche jedoch zu Erhaltung der Ordnung und zur Perpneidung 
der götter ünetfüptic; nothwenbia mec Dr fr Ban e Kup 
dem ſolche in ber. genden Jahren bloß revidirt und na ngetretenen Verän⸗ 
derungen modifizirt zu werden braucht. Die Ausfuͤllung der Steuerzettel iſt, wenn die 
Schemata gedruckt find, wenig beſchwerlich t. M ni Igagll 5 
Eine Offenlegung der Rolle zur Einſicht jedes K ntribuentegt tft ltr, um 
Verwaltungsbeamten und Repräſentanten abzuhalten, ſich ſelbſt und cbt Zrsëicnn 
0 


(V. Min. Bl. 1841. S. 321.) g ‚fine d 1 
cc) V. des Min. des Inn. (v. Meding) v. 14. Jan, 1842 an die K. 


Reg. zu N. Aufbringung der Koſten zu Synagogen⸗Bauten in der Pro: 


vinz Poſen. | 


g 


GEZ pe OC 09 matman .EIIC 

‚Das Min. des Inn. kann es, wie der K. Reg, auf er en der Peſchwerde⸗ 
| ation zu N. unter . erſtatieten Pericht hierdurch 

zu erkennen gegeben wird, nicht bitligen, daß he die gedachte di e Korporatjon 


ache der judiſchen Korporation zu N. unterm 21. v. M. er 


7 


heil ihrer Mitg 
rope oa 


eden, hinſichtlich der 


1417 


LN. . all LI 85180 ar rn K ö NH bé E. 
324 Staatsrechtl. Verhältn. d. J. im Großherzogthume Poſen. 

11 IL and eee ente til 3190 — gx 
Beiträge zu dem Synagogenbau in N., auf den Rechtsweg gewieſen hat. Denn da es 
ſich im vorliegenden Falle nicht um einen privatrechtlichen Anſpruch, ſondern um einen 
ſolchen handelt, welcher in Folge eines Korporations⸗Beduͤrfniſſes und aus dem Korpo⸗ 
rations⸗Verhältniſſe an gewifſe Mitglieder gemacht wird: ſo tritt hier lediglich die ad⸗ 
miniſtrative Entſcheidung ein. Dieſe iſt auch nicht ſchwer zu ertheilen, da §. 7. der V. 
v. 1. Juni 1833 keinen Zweifel darüber übrig läßt, daß der d. 40. der revidirten St. O. 
hier in Anwendung kommt. Danach werden alſo die jüdiſchen Einwohner v. N., wenn 
fie wirklich von der Synagoge zu N. keinen Nutzen haben, von den Beiträgen dazu eben 
ſo freizuſprechen ſein, als die Bewohner von N. von den Beitragen zur Unterhaltung 
des Bethauſes in N., wenn nicht etwa für die Zukunft es fuͤr angemeſſen gefunden 
werden möchte, beiderlei Unkoſten, ohne Unterſchied, auf die gemeinſchaftliche Korpora⸗ 
tions⸗Kaſſe zu übernehmen. (V. Min. Bl. 1842. S. 187.) | 


1 Verpflichtungen der jädiſchen Korporation in Anſehung 
des Schul⸗ unde Religions⸗Unterrichts der jüdiſchen Kinder. 

f 1) In Anſehung des Schulzwanges vergl. die 8. 9. 10. 12 des Ge⸗ 
etzes. Con ande 157 ES 18 mi ; 13399 R 2m mien ) (ai 01 1 
2) In Anſehung der Unterhaltung der jüdiſchen Schulen bemerkt das 
Rath N. zu N. 37 


ig in "br 


dortigen Juden mit, der Deſizitſteuer iſt ebenfalls in der Ordnung, da das Defizit durch 
das Bedürfniß der hriftlie 


bildung anzuhalten vergl. ben". 13 des G. und den Art. 16 der Inſtr. ` 
D. Militait-Dienftverpflihtung und Rekrutenſteuer det 


2 


. 2. Insbeſondere ferner 8, 14. des G. und Art. 17 der Inſtr. 
E. Naturaliſation der Juden. ng u eee duu 
1. Erforderniſſe. 8 ee AR ug $ 
a. Vergl. die! 68. 17. 18 des G. und Ark! 18 der Inſtrr. 


b) Verf. des Dberpräfidenten der Provinz Poſen (Flottwell) an die K. 
Reg. in derſelben v. 20. Sept. 1837. N And 

Bei Gelegenheit eines beſondern Falles, in welchem über die Qualifikation einiger 
Juden des hieſigen Departements zur Naturaliſation an Seine Majeſtät den Köntg 
Bericht erſtattet iſt, haben Auerhöochſtdieſelben Ihre Willensmeinung dahin zu erkennen 
gegeben geruhet, daß bei Naturaliſation der Juden ſtets ſtrenge nach den geſetzlichen Vor: 
ſchriften verfahten werde, und daß nur durchaus vollftändig qualiſizirte Sublekte zur 


A —-—¼ a 
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zur Naturaliſation gelangen ſollen. Eine K. Reg. erſuche ich daher ergebenſt, vor kk 


theilung der Patente ſtets die genauſte Pruͤfung über das Vorhandenfein der allgemei⸗ 


nen ſowohl, als vorzüglich auch der beſonderen Erforderniſſe der Naturaliſation zu ver⸗ 
anlaſſen und jeden Antrag, der nicht ſtrenge begründet wird, zurück zu weiſen 1). 
(Ann. XXI. Nr. 119.) 


Bürgerrechts und des jüdiſchen Naturaliſationspatents. awe ` ` Lu 
Der K. Reg. erwidere ich auf den Ber. v. 27. y. M., daß der Wiederverleihung der 


E E e EC EE gedeien vor Matt aan dan A 
2) Naturalifationd« Patente und Erſtreckung derſelben auf Ehefrau und 
Kinder. dp „ D o D 23 oft og Geëëtpr 
b) V. des Min. des J. (v. Meding) an die K. Reg. zu Poſen 
v. 21. Aug. 1841. Rechte der Ehefrauen und Wittwen naturaliſirter 
uden. | IK r "seggt" rr 
e Min. des J. tritt dem von der K. Reg. in dem Ber. v. 29. v. M. ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſatze völlig bei, daß die aus dem Geſetz v. 1. Juni 1833 den naturaliſirten 
Juden der dortigen Provinz zuſtehenden Rechte auch ihren Ehefrauen zukommen, weil 
die Ehefrau an dem buͤrgerlichen status und der Dignität des Mannes Antheil nimmt. 
Die Ehefrauen naturaliſirter Juden, welche den TH, Sé für ihre, Rech⸗ 
nung betreiben wollen, bedürfen hiernach für ihre Perſon keines beſonderen Naturaliſa⸗ 
tions-Patent. Dagegen kann das Min. mit der Anſicht der K. Reg.: wonach es ſich 
von ſelbſt verſteben ſoll, daß die Ehefrau nach dem Tode ihres Mannes ſelbſt naturali⸗ 
ſirt werden müffe, wenn ſie das kaufmaͤnniſche Gewerbe betreiben walle, ſich nicht eins 
verſtanden ‚erklären. ı Durch den Tod des Mannes erleidet die Ehefrau keine Vermin⸗ 
derung ihrer bürgerlichen Rechte; fo Lande ſie im Wittwenſtande verbleibt, behält fie 
unverändert das Recht und die Dignität ihres verſtorbenen Ehemannes bei. In dieſer 
Hinſicht bedarf alſo die Anſicht der K. Reg. eine weſentliche Berichtigungg 
([V. M. Bl. 1841. S. 277.) gg mau ꝛ8 bn atmen 
C) Beſcheid des Min. des J. u. der P. (v. Meding) v. 8. Jan. 1840 
an den Einwohner N. zu Inowraclaw. Ausdehnung der Naturaliſation 
auf die Kinder. | 5 tqundyach B92undun® worin. meg 
Aus der Eingabe des N. N. v. 27. Dec. v. 3: tft erſehen worden, was derſelbe me: 
gen Ausdehnung der den jüdiſchen Eingeſeſſenen im Groß herzogthum Poſen ertheilten 
Naturaliſation auf deren Kinder vorgeſtellt hat. Da die Naturaliſation gewiſſe per⸗ 
ſoͤnliche Eigenſchaften vorausſetzt, ſo folgt daraus von ſelbſt, daß ſie nur demjenigen fuͤr 
ſeine Perſon zu Theil werden kann, der dieſe Eigenſchaften beſitzt. Es wird aber jedem 
naturaliſirten Juden ſehr leicht werden, auch ſeinen Kindern die mit der Naturaliſation 
verbundenen Vorzüge zu ſichern, wenn er dieſelben ſo erzieht, daß ſie ſich die erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften zu eigen machen. Jeder wird ſich hindurch aufgefordert finden, 
ſeinen Kindern eine ſorgfältige Erziehung zu geben, dieſe auf eine feſte moraliſche Grund⸗ 
lage zu begründen, und zugleich die Kinder zu einer ſoliden Thätigkeit anzuhalten, wo: 


ME 


’ 
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"D Die C. V. der K. Reg. zu Poſen v. 30. Okt. 1837 an ſammtlicht Landräthe 
macht obige Beſtimmung wiederholt bekannt. (Ann. AX I. S. 1028.) 
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durch für das Suden um weit mehr gewonnen wetven wird, als durch die Grüter 
gewiſſer Vorzüge, ohne Rückſicht auf die en EEN Qualifikation. ) 
(V. M. Bl. 1840 S. 12.) ru nhl 


} 


Op 3) Rechte der natutallſirten Juden. 


Din 113 Die Ben te KO die Ve, De Einwohner, in ſoweit nicht he 
fondere Ausn ahmen. gem acht fü d). Insbeſondere ſi nd den Juden fol: 
9 GEN 12 hrt: | 


ſchränkte e innerhalb der Provinz. 
25 Kelt des Geſetzes. 
Kc des Min. des J. (erſte Abthl. v. Wedel) v. 7. Nov. 1842 an die 
Bromberg. 


| Si SC m Ber us K. Reg. v. 13. v. M. erwähnte juͤdiſche Schneider N. zu G., 
Sa de SH A3 ben aus. hin Großherzogthum Poſen, keine Militärverpflich⸗ 


ku Gi Dienſte genommen und bei dem ftehenden Heere, wie bei 
5 CM be Se 1 5 auch ſich dabei die Zufriedenheit ſeiner Borgefegten er⸗ 
rben. bat, f ni cht nur der Billigkeit angemeſſen, ſondern entſpricht ſelbſt den 


ES Kichöihften. 0 en, 15 ſein Fortkommen möglichſt zu erleichtern. In Betracht 
deſſen, und da au Om egen die Moralität des ꝛc. N. fonft nichts angeführt worden, 
die Frage abet, Vë et Biumzerg ſein Fortkommen finden werde — eine Frage, die 
bei eine ch in dortig EI neu 3 chriſtlichen Schneider gar nicht aufge⸗ 
worfen Waden örds . ihm t zur Beantwortung zu uͤberlaſſen iſt, wird dem ꝛc. 
N., in Gemäßheit der Allerh. K. O. v. 8. Juni 1834, hiermit zur Niederlaſſung in 
Bromberg die erforderliche Münster ertheilt. ) Hai Ür 3 l 

rngch hat die K. Reg. ſawohl den ꝛc. N., als die Startech. zu ES zu 
beſch e (8. N b 8 8 S. 396.) 

bb) en 7 Erwerb von Gründbeſitz. 

ell Port Buftändg,n , 

Durch das Gen! Subenreglement x v. 17. April 1797. Kay. II. Sa? war 
den Juden die Erwerbung von Grundſtücken nur unter Genehmigung der 
Se 10 0 zen. SG od erlaubt. Bald nach Errichtung des Herrogthums 

Zeiten, Herzogl. Warſchauiſche (Sächſiſche „Dekret v. 

15 1 Juden die Erwerbung von Gütern; allein dieſes Dekret 

SH die publizitt und hat daher nie Geſetzeskraft erlangt ?). Nach der 
e a mit Preußen disponirten hierüber ): 

aa) R. des K. Min, des J. (Köhler) v. 19. Mai 1828, an den jüdi⸗ 
Idien. Kauft mann N. u N. „ im n Großberzogthum Poſen. Etwerbung von 
Landgütern. N bt zut as . 50 

Auf Ihre aer Eingabe ve vom vorigen Monat gereicht Ihnen zur Reſolution, daß 


das Mi 75 ai 18200 Oo in Abſchrift beigebrachten Beſcheid der Koͤnigl. 
dr A Sek 145 10 r. die v SR Ihnen beabſichtigte Erwerbung des Guts 
ftätigen, nt ch nicht für ermaͤ duc halten kann, Ihnen die Open 


me eines Landgutes überhaupt zu geſtatten. Das Königl. Sächſiſche Dekret 
v. 19. Nov. 1808, weiches die Juden von dem Ankauf von Gütern mit Eigenthums⸗ 
recht aus ſchließt, iſt zwar durch die Geſetzſammlung des vormaligen Herzogthums War⸗ 
ſchau nicht publizitt, aber nichts deſto weniger dadurch in Wirkſamkeit geſetzt, daß der 
Juſtizminiſter des Herzogthums ſelbiges zu ſeiner Zeit den. uch e zur Beachtung 
zugefertigt dat Be, au br CN Ee dieſem Dekret, welches als ein weſentlicher Beſtand⸗ 


Ze A kd ten ! | 
) S. dieſe Aus nahmen gab, b. ZE 
) Vergl. die Note zu dem folgenden R. v. 19. Mai 1628. | 

2). Dieſe R. ſind inshefondere für den folgenden Abſchnitt von Wichtigkeit, Las 
heißt, für die Theile des Herzogthums Warſchau, die zu Weſtpreußen gehoͤren. 
Es wird von dort hierher zuruͤckverwieſen. 

) Diefe Aufſtellung iſt ganz unhaltbar, da nach allen Rechten ein Geſetz feine 
Guͤltigkeit erſt durch die publikation erhalt, ‚wofür die Mittheilung eines 
Geſetzes au die Gerichtshöfe, ſofern letzteres nicht eben blos re gleomentariſche 
Vorſchriften für den Richter enthält, ſondern über Rechte und Pflichten des ge⸗ 


no rer mr ZC d pilfdusiR eee HH. 
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et der bis jetzt noch in Kraft beten Geſeggebung des vormaligen Sailen, 
in Betreff des Judenweſens, angeſehen werden muß, allgemein verfahren; hue daſſelbe 
éi alſo auch auf Sie anwendbar. (Ann. XII. S. 443.) 08 


) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 25. Juli 1817 an si K. Reg. 


E? Wenn. zwar nacht der bieherigen Verfaſſung im Käre Departement ben Jaden der 22 
kauf und Seite von Landgütern unterſagt iſt, und das Ed. v. 11. M März 812 fur das⸗ 
ſelbe noch nicht zur Kueführung gebracht werden kann Wi vielmehr di GE o 
ſtaatsbürgerlichen Perhältniſſe der Juden noch der nähern Allerh See 

Maj. des Könige a bleibt: ſo genehmigt doch das 9 De Sg 
ben Antrag der K. Reg. v. Juni c. gern, daß der Lafer Tu endreich Ca 
Beſi ade acquirirten Bauergudes in Deutſch⸗Jordan vorläufig verbleibe der ehe 
dies Grundſtuͤck auf eine fo zweckmäßige und lobliche We Kb & Ka vor = 

tet, und Dé nach der Analogie. De En non o e aß des Sais 
Maj. auch in den neu acquirirten Pr Prosdazen dc a Stats rgern den Befis 
und die Bewirthſchaftung von Stundftüden berg werden; auch wird der K. Reg. 


überlaſſen dieſe gusnah hmemei‘ e Bewilligung mit dem M das A blatt zur 
Ehre des Laser K eeh 0 omg bekannt d machen. a 205 6495 


%) R. des K. Minſt. des J. (Köhler) d. 3. b. 1824 an n die K. 


en Bromberg. Gütererwerbung von Seiten jüdische d Glauben 8. 
ge D en. 94512 N 4 d (Gu 
WE unterzeichnete in, Bl fi di is: von * Reg. vr eee 
in Antrag SH teq reſtriktiven rung des landeßherrlichen Dekrets nad Nov. 
1805 welches die ! fang ven Guͤtern du EE wi Op. ih Su, ir 
dem unter die dügemenn Kategorie von „Guͤtern“ auch aueräfit ter, ge GH 
auch uͤberdem zur Zeit an Ben. ee A RE Ko von dem 8 rote ZA 
Leger (Ann. X. S. 1083.) 


00) R. des K. Min. des am Kobler) b. 20. ER 1817 an i die K. 
Reg. in Bromberg. Fähigkeit der Juden, Grundſtücke zu eiwerben. Bo 
n Der K. Reg. zu Bromberg wird auf Ihren, wegen der Erwerbung von Grundſtücken 
Seitens der Juden im dortigen Departements, namentlich in Schneidemühl, unterm 
18. v. M. erſtatteten Bericht zu vernehmen gegeben, wie Sie, bis die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Stagtsbürgerlichen Verhaͤltniſſe für die Juden in den neu acqui⸗ 
rirten Fe ergangen ſind, in einzelnen Fällen, wo die, Anträge der, Juden mit 
den Aoſprüchen er Kommunen und der bisherigen ge im Widerſpruch ſtehen, 
ſpeziell anzufragen hat, da Dë für. einen ſolchen interimiſtiſchen Inftand nicht fi glich 

allgemeine erſchoͤpfende Grundsatze angeben laſſen. (Ann. 1. S. 157.) 


ee) R. des K. Min. des Inn. (v. v. 24. Aug. 1825 
et die K. Reg. zu Bromberg. Berechtigung jüdiſcher Staats bürger zur 
Finthen von Grundſtücken. 

Auf der K. Reg. Bericht über das Geſuch, eines jüdiſchen Staatsbß irgers aus Weſt⸗ 
Seet en, um Ert eilung, der Crlaubniß zur Xequifition eines Grundstückes in einer im 
SC der K. Reg. Sech Stadt v. 27. v. M. wird Derſelben Fo gendes er⸗ 


on den ſtagtsbürgerlichen Rechten a aus dem E. v. 11. März, 1812 in denjenigen 
De wo Letzteres nicht in Kraft beſteht, zur Zeit noch Pet Gebrauch gema . 
werden kann, Io iſt dort mit jüdiſchen Staatsbürgern der alten % $ n Betreff 
der Konſensertheilung Behufs eigenthuͤmlicher Erwerbung ſtädtiſcher Grundſtücke eben 
ſo ce 2 wie mit ſolchen Juden, welche das Staats- Bürgerrecht nicht SE 
E iſt eine „bloße. sk g zwar als eine Verletzung des 
7 angeordneten Verhaͤltniſſes E Geſchlo enheit der un 0 gegen Ve 


kt éi pinzen ni zuſehe ein es ſind auch r tlich des bloßen, Grund⸗ 
Lie 1 S It Sé N ge SS de der alten 
15 gender. a au du ai ane gei 
. E ts amwäuseR 250 
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ſammten Publikums disponirt, niemals gelten E Man muß daher anneh⸗ 
men, daß auch ſchon vor 1833 der Beſitz von Guͤtern den Juden im Großherzog— 
thum Poſen verſtattet mer een. Zerg, hieruͤber auch das folgende Kapitell 

1) Za, die Note zum R. v. 19, Mai 1828. 
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| 25) R. des K. Min. des Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 7. April 1831 

| an die K. Reg. zu Bromberg. Erwerbung von Häuſern Seitens der Ju⸗ 
den, ohne Belaſtung mit einem beſondern ſtädtiſchen Kämmerei⸗Kanon. | 


Durch dasjenige, was die K. Reg. im Ber v. 6. v. M. angeführt hat, kann dn 
Recht der Kämmerelen der dortigen Staͤdte, von den Juden, wenn ſie ein Haus erwer⸗ 
ben, einen beſonderen Kanon zu fordern, nicht entnommen werden. Eine ſolche For⸗ 
| derung widerſpricht auch den allgemeinen Grundfägen der Billigkeit um fo mehr, als 
| die Juden von ihren Grundſtuͤcken, ſo wie für ihre Perſonen, alle Kommunallaſten, 
gleich andern Einwohnern, tragen müſſen, und ſelbſt zu den Beiträgen fuͤr chriſtliche 
| Kirchen herangezogen werden. éi , I Bon" 
| Die K. Reg. möge daher für die Zukunft nicht geſtatten, daß den Juden, wenn ihnen 
| die Acquiſition eines Hauſes erlaubt worden, die Uebernahme eines befonderen Kanons 

angeſonnen werde. Was aber die Vergangenheit anlangt, ſo mag es, wenn Zweifel 


entſtehen, dem Ausſpruche des Richters überlaſſen bleiben, ob das desfalls getroffene 
| Abkommen gültig fei oder nicht. (Ann. XV. S. 349.) zw 
| un) Das R. v. 21. Mai 1832, vergl. oben hiſtor. Einleitung. 
6) Gegenwärtige Verhältniſſe. PR E 
aa) Durch 08. 20. und 25. d. ſind alle vorſtehend gedachten Beſtim⸗ 
mungen, ſelbſt wenn fie noch beſtanden haben ſollten 1) aufgehoben. Hier⸗ 
N aus ergiebt ſich denn aucchch hh 
| #8) die Aufhebung der Judenreviere in den Städten. Schon früher 
bemerkten hierüber D ng bn Nö SR „nc nu 
| Aa) das R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 10. Nov. 1826 an den 
Magiſtrat zu N. N., im Großherzogthum Poſen. Häuſererwerbung von 
| jüdiſchen Glaubensgenoſſen. dee béi 
| Da der Magiſtrat dem Staate das Recht nicht wird beftreiten wollen, juͤdiſchen Be: 
wohnern der Städte die eigenthümliche Erwerbung und die Benutzung vormals chriſt⸗ 
licher Häufer außerhalb der hin und wieder noch beſtehenden Judenreviere nach eigener 
| freier Beurtheilung zu verſtatrenz ſo findet das unterzeichnete Min. ſich auch nicht bes 
| wogen, die in Anſehung des Juden N. N. dortſelbſt erlaffene Verfügung, wobei es fein 
| Bewenden behält, gegen den Magiſtrat zu rechtfertigen. ic. 
(Ann. X. S. 1083.) . | Dü Sak ; 81 
b) Die Reſol. des K. Min. des Inn. u. d. P. (v. Brenn) v. 26. Jan. 
1833, an den Magiſtrat zu N. und abſchriftifch an die K. Reg. zu Poſen. 
Das e ee der Stadt N., durch welches die Juden dort nur auf ein gewiſſes 
Judenrevier beſchraͤnkt worden find, iſt ſchon, wie dem Magiſtrat auf die Cingabe v. 
12. v. M. eröffnet wird, durch die Einführung des Napoleoniſchen Geſetzbuchs, welches 
| 
| 


allen Einwohnern gleiche Rechte verleihet, fo wie durch die Konſtitution des Herzogs 
thums Warſchau aufgehoben worden. Sind auch ſpaͤter die politiſchen Rechte der Juden 
geſetzlich auf gewiſſe Zeit ſuspendirt worden, fo bezieht ſich doch dieſe Suspenſion nicht 
auf ihre dürgerlichen und privatrechtlichen Befugniſſe, zu welchen auch die gehoͤrt, ſich 
ihre Wohnung zu wählen. Wenn, dieſer geſetzlichen Lage der Sache ungeachtet, die 
Judenreviere da, wo ſie einmal beſtehen, in der Regel erhalten worden ſind, ſo iſt dies 
aus allgemeinen polizeilichen Gründen geſchehen, nicht aber deshalb, weil einzelne 
Städte auf Beibehaltung derſelben zu dringen, ein Recht haben. Eben ſo muß aber 
auch vorbehalten bleiben, aus gewerblichen und polizeilichen Gruͤnden den Juden das 
Miethen einer Wohnung oder auch die Erwerbung eines Eigenthums außerhalb der Ju⸗ 
denreviere zu geſtatten. Dergleichen Konzeſſionen ſind von jeher ertheilt worden, und 
werden auch ferner ertheilt werden. N 
Uebrigens iſt die Berufung auf den Richter bloß in privatrechtlichen Angelegenheiten 
H zuläffig, die Beſchraͤnkung der Juden auf ein gewiſſes Revier aber keine Angelegenheit 
des Privatrechts. | . | | 
Die Berufung des Stadtraths auf die Verf. v. 15. Dec. 1830 iſt daher auch ganz 
unpaſſend, da in derſelben der Stadt blos nachgelaſſen iſt, den Rechtsweg zu beſchrei⸗ 
ten, wenn ſie aus einem privatrechtlichen Grunde den Herrn Fuͤrſten Radziwill in 
der Benutzung feines Eigenthums zu beſchraͤnken eine Befugniß haben ſollte. 
(Ann. XVII. S. 126.) | 


— — 


1) S. die Note zu dem R. v. 19. Mai 1828. S. 326. n | 
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cc) Freier Gewerbebetrieb. | | d 
u) Schon früher hatte das R. des Min. für Handel und Gewerbe und 
des Inn. (v. Schuckmann) v. 8. Sept. 1820 beſtimmt: „ A 
Die von den jüdiſchen Schneider: und Kuͤrſchnerzünften in Liſſa mittelſt originaliter 
zub lege reinissionis hier beigefügten Vorſtellung v. 30. v. M. hier angebrachte Be⸗ 
ſchwerde über die auferlegte Löſung eines beſondern Konſenſes zur Betreibung ihres Ges 
werbes, ſcheint ganz gegründet zu ſein. Denn der Gewerbeſchein vertritt die Stelle 
der Konzeſſton, und uͤberdies verdient jeder Jude, der ſtatt des Schachers (der bei dieſer 
Nation fo häufig iſt) ein nuͤtzliches Handwerk wählt, eher Begünſtigung in feinem 
Vorhaben, als eine beſchraͤnkende Maßregel. mitt Gë 
Insbeſondere ift es dem §. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 ganz entgegen, außer der 
Gewerbeſteuer noch durch Konzeſſionsloͤſung das Gewerbe zu beſteuern und zu erſchwe⸗ 
ren. Die K. Reg. hat daher dem Geſuche der Bittſteller zu deferiren, ſie demgemäß zu 
beſcheiden, und Abſchrift der Reſolution binnen acht Tagen einzureichen. mo 
(Ann. IV. Heft 3. Nr. 35.) 


6) Demnächſt hat $. 20. des G. v. 1. Juni 1833 alle betreffende Be 
ſchränkungen aufgehoben. | 


„) Auch in Rückſicht des Hauſirhandels gelten nur die allgemeinen 
Beſchränkungen. Es beſtimmt: 


oo) Das R. der Min. des Inn. für Gew. Ang. (v. Brenn), des Inn. 
u. d. P. (v. Rochow) u. d. Fin. (in Vertr. Kuhlmeyer) v. 12. Sept. 
1836 an die K. Reg. zu Gumbinnen. 


Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 29. v. M. hierdurch eroͤffnet, 
daß den naturaliſirten Juden des Großherzogthums Poſen das Hauſiren auch außerhalb 
ihrer Provinz, wenn ſie mit Gewerbeſcheinen der Reg. ihres Wohnorts zum umherzie⸗ 
henden Betriebe des Handels verſehen ſind, nicht verſagt werden kann. 

(Ann. XX. Heft 3. N. 140.) a 


26) Das R. des Min. des J. u. d. Pol. (v. Rochow) u. d. Fin. (Gr. 
Aloensleben) v. 17. März 1842 an die K. Reg. zu N. mot 


Die K. Reg. erhalt in der Anlage (a.) Abſchrift des heute den jüdiſchen Handelsleuten 
N. N. ertheilten Beſcheides zur Nachricht, mit dem Eroͤffnen, daß die Schlußbemerkung 
Ihrer Amtsblattverfuͤgung v. 22. Sept. 1841, wonach ſolche Marktbeſucher, welche in 
ihrem Wohnorte mit denjenigen Waaren, mit denen fie Jahrmaͤrkte beſuchen, keinen 
ſtehenden Handel betreiben, als Hauſirer anzuſehen ſind, in ſofern mit den beſtehenden 
Vorſchriften nicht im Einklange ſteht, als nach dem Cirk. v. 31. Juli 1835. (Annal. 
S. 830.) Inländer, welche von Markt zu Markt handeln, ohne irgendwo ihr Gewerbe 
behufs der Steuerentrichtung angemeldet zu haben, nicht mit der Strafe der unbefug⸗ 
ten Hauſirer belegt werden ſollen, ſondern in dieſem Falle die Steuer und Strafe nach 
dem Satze für das ſtehende Gewerbe abzumeſſen iſt. d 

Berlin, den 17. März 1842. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finanzminiſter. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


f. 


Wir eröffnen den Handelsleuten N. N. auf die Vorſtellung v. 13. Jan. d. J. hier⸗ 
durch zum Beſcheide, daß die Beſtimmung der Reg., wonach nur ſolchen Handelsjuden 
Paͤſſe zum Bereiſen der Jahrmärkte ertheilt werden, welche in ihrem Wohnorte einen 
ſtehenden Handel mit den von ihnen zu den Maͤrkten zu bringenden Waaren betreiben, 
den dieſerhalb beſtehenden Vorſchriften völlig entſprechend iſt. 2 

Den Bittſtellern, bei welchen dieſe Bedingung nicht zutrifft, koͤnnen daher die bean⸗ 
tragten Päſſe zum Beſuche der Jahrmärkte nicht ertheilt werden, vielmehr muß es bei 
dem abſchlägigen Beſcheide der Reg. v. 18. Dec. v. J. lediglich bewenden. 


m 
b 


Berlin, den 17. März 1842. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. Der Finanzminiſter. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 
An die juͤdiſchen Handelsleute N. N. zu N. 
(V. M. Bl. 1842. S. 89.) 
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ad) Sie zahlen keine größere Abgaben als die Chriſten. . nach ( 

In Anſehung der an die chriſtliche Kirche zu zahlenden Abgaben vergl. 
9.20 des G. und das R. v. 25. Febr. 1842 oben S. 105. 

f Ge ee haben dieſelben privatrechtlichen Verhaltniſſe. Vergl. hierüber 

b) Ausnahmsweiſe find die naturaliſirten Juden in folgenden De: 
ziehungen beſchrankt: lohn nis (Mi vd d nohaſe 

aa) In Anſehung der Staats- und Gemeinde-Aemter. 

cr) Vergl. d 20. a. des G. Oh 08 f 

). R. d. Min. d. J. u. d. P. v. 17. Febr. 1840 an das Ob.⸗Präſid. der 
Provinz Poſen. Verhältnißmäßige Beſchränkung der Zahl der jüdiſchen 
Stadtverordneten. (e Ap ie Ink) 

In der Anlage (a.) theile ich Ew. ꝛc. mit Bezug auf Ihren Bericht v. 26. Dec. v. J., 
die unkerm 5. d. M. auf die Immediat⸗Beſchwerde der Verwaltungsbeamten der jüdi⸗ 
ſchen Korporation zu M. über die Beſchränkung der Zahl der juͤdiſchen Stadtverordye⸗ 
ten an mich ergangenen Allerh. K. O. in Abſchrift mit, um danach das Weitere gefäl- 
ligſt zu veranlaſſen. Die Beſchwerdeführer ſind im Sinne der K. Ordre von hier aus 
beſchieden worden. | Ke | CN 


7 


ne n A H rees? Anl. a. | MÄI IN Beafk ong 
Auf ihren Bericht v. 20, v. M., die Reklamation der Verwaltungsbeamten der jüdi⸗ 
ſchen Korporation zu N. betr., finde ich nach Ihrer Anſicht eine proportiontrte Befchrati- 
kung der Zahl der, in die Stadtverordneten-Verſammlung zu wählenden Juden auf ein 
Maximum von einem Drittel oder Viertel fuͤr die Städte des Großherzogthums Poſen 
auf die Anträge der ſtädtiſchen Behörden allerdings höchſt nothwenig, und ermächti e 
Sie, bei der Abfaſſung der Statuten hierauf die erforderliche Rückſicht zu nehmen, un 
nach den Beſtimmungen der St. O. v. 1831. 55. 3. 4 Meine Beſtätigung nachzuſuchen. 
Die Verwaltungsbeamten der jüdiſchen Korporation zu N. haben Sie hiernach ableh⸗ 
nend zu beſcheiden. c. (Min. Bl. der innern V. 1840. S. 79.) 
bb), In Anſehung der ſtandiſchen Rechte vergl. §. 20 b. das G. und 
oben Abth. I. Abſch. IV. S. 48. E ei per! 
cc) In Anſehung der mit dem Beſitze von Rittergütern verbundenen 
Ebrenrechten vergl. §. 20 e. des G. und im Allgem. Abth. I. Abſchn. IV. 
Seite 45 flag. ö deg: Sie 
dd) In Anſehung der Verlegung des Wohnſitzes in eine andere Provinz 
vergl. §. 20 d. des G. und unten Abth. 3. DEI 
Was in dieſer Beziehung namentlich die Aerzte aus der Provinz Poſen 
betrifft, fo beſtimmt die Cirk. Verf. des M. d. G., U. u. M. Ang. (Eich⸗ 
horn) an ſämmtl. Reg. v. 3. Febr. 1841. | 


Den, aus dem Großherzogthume Pofen gebürtigen jüdiſchen Medizinalperſonen ift 
ſeither, in Gemaͤßheit des §. 20 der V. wegen des Judenweſens im Großherzogthum 
Sofen v. 1. Juni 1833 nur eine, auf den genannten Landestheil beſchränkte Approba— 
tion ausgefertigt worden. Da die Kontrolle der beſtehenden Beſchraͤnkung der bezeich— 
neten Medizinalperſonen auf das Großherzogthum Poſen nicht zur Kompetenz des mir 
anpertrauten⸗Miniſteriums gehoͤrt, ſo werde ich von jetzt ab, die Approbationen für die⸗ 
ſelben ganz in derſelben Art, wie die, der andern Medizinalperſonen ausfertigen laſſen. 
Da aber hierdurch die Beſtimmung nicht aufgehoben wird, nach welcher die, zus der 
Provinz Poſen gebuͤrtigen jüdiſchen Medizinalperſonen in einer andern Provinz ohne 
hoͤhere Erlaubniß ſich nicht niederlaſſen duͤrfen, ſo beauftrage ich die K. Reg. hierdurch, 
denjenigen aus dem Großherzogthum Poſen gebuͤrtigen juͤdiſchen Kandidaten, welche 
dort A c zu den Staatsprüfungen für Wundärzte zweiter Klaſſe, oder für 
Zahnärzte nac ſuchen, ſofort bei ihrer Admiſſion zur Prüfung zu eröffnen, daß ihnen, 
nach beſtandenem Examen, zwar eine unbeſchränkte Approbation werde ertheilt werden, 


daß ſie jedoch, um ſich in einer andern Propinz niederzulaſſen, die Erlaubniß dazu bei 
dem K. Min des J. u. d. Pol. ſich zu erwirken hätten. Berlin, den 3. Febr. 1841. 
(Min. Bl. 1841. S. 73.) RESET 
ee) In Anſehung der Päſſe vergl. Abth. L Abſchn, VII. Kap. II. 
S. 45 flg. 


ſcheiden. 


ace 
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0) R. des Min. des a? u. d. Pol. (Köhler, in Vertretung) an den Ober⸗ 
präſidenten der Provinz Poſen v. 20. Okt. 1835. 
Bekanntmachung des K. Oberpräſidiums der Provinz Poſen (Flottwell), 
v. 7. Juli 1837. Le 
Zur Begegnung etwaiger Mißverſtändniſſe bringe ich hierdurch mit Bezug auf das R. 
des Koͤnigl. Min. des Inn. und der Polizei v. 20. Okt. 1835. (Annal. a.) zur öffent: 
lichen Kenntniß, daß das Regulativ vom 8. Mai d. J. wegen Abfindung der jüdi⸗ 
ſchen Korporationen hieſiger Provinz beim Abzuge ihrer Mitglieder, ſowohl nach deſſen 
Faſſung als nach einer ausdrücklichen Beſtimmung der K. Min. des J, und der Juſt., 
nicht blos für den Fall der Ueberſiedelung in eine andere Provinz des Staats, ſondern 


auch für alle übrige Fälle maßgebend iſt, wo Mitglieder einer juͤdiſchen Korporation 


innerhalb der Provinz freiwillig aus ihrem bisherigen Korporationsverbande aus⸗ 


Das Min. des J. und der Pol. hat ſich über die in Ew. Hochw. Bericht v. 12. Aug. 
d. J. in Bezug auf die Regulirung des Schuldenweſens der Synagogengemeinden im 
Großherzogthum Poſen aufgeſtellten Zweifel noch mit dem Herrn Juſtizminiſter Muͤh⸗ 
ler vernommen, und erwiedert nunmehr, nachdem ſich derſelbe mit den desfallſigen dies⸗ 
ſeitigen Anſichten einverſtanden erklärt hat, auf jene Zweifel Folgendes ergebenſt. 

Hinſichtlich der erſten Frage tritt das unterzeichnete Min. Ew. Hochw. dahin bei, daß 
die in dem g. 20. lit. d. des G. v. 1. Juni 1833 vorgeſchriebene Abfindung mit der Kor: 


voration nicht blos bei der Ueberſiedelung in eine alte Provinz des Staats, ſondern über⸗ 


haupt, wenn das Individuum den Synagogenbezirk oder Ort und ſomit die Korporation 
verläßt, ftattfinden muß, da es hierbei nicht ſowohl auf die in dem g. 20 lit. d. des an⸗ 
geführten G. enthaltene Beſtimmung, als vielmehr auf die Anwendung der allgemeinen 
Grundſätze ankommt, welche das A. L. R. Th. 2. Tit. 6. 98. 184 ff. hierüber feſtſtellt 
und hinſichtlich deren die Fürſorge des Staats nach §. 11. a. a. O. ganz beſonders kon⸗ 
kurrirt. Aim 

Hiernach iſt denn aber auch die in der vorgedachten Geſetzſtelle enthaltene Beſtimmung, 
nach welcher in Ermangelung einer guͤtlichen Einigung wegen Abloͤſung des Antheils des 
Ausſcheidenden an den Korporationsverpflichtungen die Feſtſetzung der Reg, eintreten 
ſoll, nicht blos auf den Fall der Ueberſiedelung in eine andere Provinz zu beſchränken, 
ſondern auch auf die übrigen Fälle des Ausſcheidens in Anwendung zu bringen. 

Die zweite Frage anlangend: ob und in wieweit gegen die Feſtſetzung der Regierungen 
der Rechtsweg offen Bebe? fo findet, ſoweit es auf das Verhaͤltniß zwiſchen der Korpo⸗ 
ration und ihren Mitgliedern ankommt, der Rechtsweg nicht ſtatt. Die Feſtſetzung 


der Reg. kann aber ſtets nur, unbeſchadet den Rechten eines jeden Dritten, erfolgen, und 


darf mithin dritten Perſonen nicht verſagt werden, abgeſehen von jener Feſtſetzung, ihre 
vermeintlichen Rechte, ſowohl gegen die Korporationen, als gegen deren dermalige und 
vormalige Mitglieder, im Rechtswege zu verfolgen. ie 508 
Was den dritten Punkt wegen Feſtſetzung der Abfindungs ſumme betrifft, ſo hängt 
Alles zunächſt davon ab: | Ius rar 
in welcher Urt von den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden die Verpflichtung 
urſpruͤnglich uͤbernommen iſt. 1 d (bk 1 nag did n (E 
In ſoweit hierüber keine ſpeizelle Uebereinkunft exiſtirt, mithin die Vorſchrift des A. 
L. R. J. 94. a a. O. keine Anwendung leidet, treten die Maßgaben 9 96 und 107 ein. 
Auf die Beſtimmungen der AR. 184 ff. kann nur in ſofern zuruͤckgegangen werden, als 
es auf laufende Beiträge ankommt, von deren richtigem Eingange die Erfüllung der 
etatsmäßigen Jahresausgabe abhaͤngt. A a LES nn 
Das Verhältniß der ausgeſchiedenen Mitglieder zu der Korporation, in welche fie 
anderweit eintreten, regulirt ſich jedenfalls nach den Vorſchriften, welche das A. L. R. 
d. 99 ebendaſ. enthält. Ann. AL S. 153.) * * en 
8) R. deſſelben Min. (v. Rochow) an denſelben v. 8. Mai 1837 nebſt 
Regulativ de eodem. | Ai ME RBE 8 | 
„Den von Euer Hochw. 1 v. M. mir eingerelchten Entwurf einge NOR 
abe 


wegen Abfindung der ſädſſchen Kotporation beim Abzüge ihrer Mitglieder ich im 


— Da 
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Ganzen ſehr zweckmaͤßig und nur bei $. 3. noch eine Modifikation, fo wie hinſichtlich 
des A, 4 noch eine Ergänzung nothwendig gefunden, hiernach aber nunmehr das Regu⸗ 
lativ in meinem Namen abfaſſen laſſen. Indem ich Ihnen ſolches beiliegend (Anl. a.) 
überſende, erſuche ich Sie, daſſelbe durch die dortigen Amtsblätter bekannt zu machen 
und auf deſſen Beobachtung zu halten. AAA 

Die noch unentſchiedenen Fälle werden, da es zeither an beſtimmten Grundſaͤtzen z 

Beurtheilung der Reklamationen gefehlt hat, hiernach ebenfalls zu erledigen ſein. 
Berlin, den 8. Mai 1887. | 9 .NDE I E {m 

Der Minifter des Innern und ber Polizei 

0 v. Ro cho. 
a, | | ee 

| Regulativ, e UL .\ 8 
die Abfindung der jüdiſchen Korporationen im Großherzogthume Poſen von Seiten ihrer 
* abziehenden Mitglieder betr. „ 826 

um die Zweifel zu beſeitigen, welche bei Ausführung des G. v. 1. Juni 1833 wegen 
des Judenweſens im Großherzogthum Poſen, §. 20. d., hinſichtlich der Abfindung der 
juͤdiſchen Korporationen von Seiten ihrer abziehenden Mitglieder entſtanden find, be⸗ 
ſtimme ich Folgendes: | | | | Vd di 

1) Das freiwillige Abkommen beider Theile über die zu zahlende Summe ſchließt eine 
weitere Erörterung gaͤnzlich aus. Auch iſt eine Berufung anderer Korporations⸗ 
Mitglieder in kuͤnftigen Fällen der Weberfiedelung auf die früheren mit andern 
Mitgliedern abgeſchloſſenen Abfindungs⸗Vertraͤge unzuläßig. 

2) Wenn kein Abkommen zu treffen iſt, ſo tritt die Entſcheidung der Reg. ein, welche 
feſtzuſetzen hat, was der Abziehende zu Ablöfung feines Antheils an den Korpora⸗ 
tions⸗Verpflichtungen entrichten muß. | * EI 

3) Als auf einer Verpflichtung der Korporation beruhend, werden in der Regel alle 
diejenigen Ausgaben angeſehen, welche in den von der Reg. genehmigten Etat der 

Korporation aufgenommen worden ſind. 

4) Wenn jedoch der Abziehende beweiſen kann, daß dieſe Ausgaben entweder ohne be⸗ 

ſtimmte Verpflichtung der Korporation von ſolcher übernommen, oder auch bloß 

Ir ee ſind und in kurzer Zeit in Wegfall kommen, fo hat die Reg. die Ab: 

findungs⸗Summe hiernach verhaͤltnißmaͤßig zu ermäßigen. | 

5) Die Abfindungs⸗Summe wird nach den baaren Beiträgen berechnet, welche der 
Abziehende ſeit Aufſtellung der Korporations-Etats und deren Genehmigung durch 
die Reg. jährlich geleiſtet hat, indem durch Fraktion der Jahres-Betrag auszu⸗ 
mitteln iſt. Nach Verfluß von ſechs Jahren, ſeit Aufſtellung und Genehmigung 

des erſten Etats, iſt ein ſechsjaͤhriger Durchſchnitt anzunehmen. 

6) Der hiernach auszumittelnde Durchſchnittsbeitrag bildet die Grundlage der Abfin⸗ 

dung, ohne daß eine Ermittelung des Vermoͤgens des Ausſcheidenden zulaͤſſig iſt. 

Nur wenn derſelbe nachweiſt, daß er an ſeiner Nahrung und ſeinem Vermoͤgen ſeit 
den fruͤheren Veranlagungen einen ſolchen Verluſt erlitten, daß er in Zukunft, 

wenn er in der Korporation geblieben wäre, auf eine Ermäßiaung der zeit herigen 
Beiträge Anſpruch gehabt haben würde, ift die Reg. hierauf Ruͤchſicht zu neh⸗ 
men und den zu berechnenden Jahresbeitrag hiernach zu ermäßigen verpflichtet. 

7) Der auf ſolche Weiſe ſeſtzuſetzende Jahresbeitrag wird als eine Rente betrachtet, 
welche die Korporation, wenn der Ausſcheidende ihr Mitglied geblieben waͤre, auf 
Lebenszeit von demſelben zu beziehen gehabt haͤtte. Der zwoͤlf und ein halbfache 
Betrag dieſer Rente bildet, nach Analogie der Vorſchrift des Stempelgeſetzes v. 
7. Merz 1822. 5. 4. e die Summe, welche der Betheiligte als Abfindungs⸗ 
Summe zur Korvorations-Kaſſe zu erlegen hat; das Alter deſſelben hat auf die 

Berechnung aber keinen Einfluß. 

8) Gegen die von der Reg. nach dieſen Grundſaͤtzen feſtzuſetzende Abfindung iſt die Be: 

rufung an das K. Oberpräfidium zuläßig. 
Berlin, den 8. Mai 1837. 


Le 


ch 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
A v. Roch ow. | un & 
(Ann. XXI. S. 464.) ` 
Se des Min. des J. (v. Meding) an die K. Reg. zu Poſen v. 18, Juni 
1840: in 


In Betreff der Beſchwerde des Juden, Kaufmanns N. zu N., über die Höhe des ihm 
von der dortigen juͤdiſchen Korporation abgeforderten Abzugsgeldes, woruͤber die K. Reg. 
den Ber. v. 25. v. M. erftattet hat, reicht die bloße Verſicherung, daß ein abziehender 
Jude zeither eine gewiſſe Summe zu den etatsmaßigen Korporationsausgaben beigetra⸗ 
gen habe, keinesweges aus, um die Reklamation deſſelben gegen die ihm angeſonnene, 


note a e AR | er Aa DAR 
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nach dieſem jährlichen: Beitrage normirte Abfindungsſumme zurüuͤckzuweiſen. Denn nach 
dem G. v. 1. Juni 1833. 8. 20 d. ſollen die Abziehenden blos zur Abloͤſung der Kor⸗ 
porations Verpflichtungen angehalten werden. Nun konnen aber auf einen 
Etat theils Ausgaben, zu welchen keine Verpflichtung vorhanden iſt, aufgenommen wer: 
den, z. B. für wohlthaͤtige Zwecke, zu denen die Judenſchaften, obgleich die bürgerliche 
Kommune zur Armenpflege verbunden iſt, freiwillig Abgaben aufbringen, theils koͤnnen 
auch die Abgaben für Zwecke aufgebracht worden fein, welche mit Ablauf des Jahres be⸗ 
reits erreicht ſind, und fuͤr die daher in der naͤchſten Zukunft uͤberhaupt nichts mehr, 
oder doch weit weniger aufzubringen iſt, z. B. zur Ausfuͤhrung bereits fertiger Bauten, 
zum Ankaufe von Schul⸗ und anderen Gebaͤuden, zur Bezahlung von Schulden ꝛc. 
Wegen ſolcher Ausgaben wuͤrde immer, der Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß, das Ab⸗ 
findungsquantum nicht nach dem vollen zeitherigen Abgabenſatz berechnet werden koͤnnen. 
Siernach hat die K. Reg. zuvoͤrderſt ein guͤtliches Abkommen zwiſchen dem ꝛc. N. und 
dem Korporationsvorſtande zu verſuchen, zu dieſem Zweck dem Erſtern den Korporations⸗ 
Etat vorlegen zu laſſen, und ihn mit ſeinen Erinnerungen dagegen ſpeziell zu hoͤren, dem⸗ 
nët aber, wenn ein Vergleich nicht zu Stande kommt, die K. Reg. nicht auch ſelbſt 
vielleicht ſich bewogen findet, das verlangte Abfindungsquantum zu ermäßigen, unter 
Einreichung des Etats und der Verhandlungen, zu berichten. Bu: 
Gewiſſenhafte Sorgfalt hierbei iſt um fo nothwendiger, als die Summe von 500 Rthlr. 
ein Objekt iſt, welches auf den künftigen Nahrungsſtand des Betheiligten von erheblichem 
E fein kann, und das Min. oͤfters hat bemerken koͤnnen, daß die Judenſchaften 
gegen ihre einzelnen Mitglieder mit Gerechtigkeit zu verfahren, keineswegs immer ge⸗ 
neigt ſind. (B. Min. Bl. 1840. S. 221. ! | 

9) R. deſſelb. Min. an dieſelbe Behörde v. 8. Septbr. 1840: 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 29. Mai d. J., vermittelſt deſſen dieſelbe den Etat der 
Einnahmen nnd Ausgaben der jüdiſchen Korporation zu Poſen eingereicht hat, muß das 
Min. des J. es lediglich bei dem bewenden laſſen, was ſchon feuer und zuletzt und in 
der Verf. v. 18. Juni d. J. ausgeſprochen worden iſt, daß nämlich diejenigen Juden, 
welche ihren Wohnſitz in eine andere Provinz verlegen, dem G. v. 1. Juni 1833. §. 20 
dl. gemaͤß, nur wegen der Korporation sverpflichtungen ſich mit den Korporatio⸗ 
nen abzufinden verbunden ſind. Hiermit ſtimmt auch das Regul! v. 8. Mai 1837, wel⸗ 
ches uͤbrigens, wenn es eine abweichende Beſtimmung wirklich enthielte, nicht dem G. 
derogiren koͤnnte, und daher abgeändert werden müßte, vollkommen uberein. Es iſt zwar 
darin 5. 3 ausgeſprochen, daß in der Regel diejenigen Ausgaben, welche in dem Etat 
der Kogporatipn unter Genehmigung der K. Reg. aufgenommen worden, als auf einer 
Verpflichtung beruhend anzuſehen ſind, wobei vorausgeſetzt iſt, daß ſolche Ausgaben, 
welche nicht auf einer Verpflichtung beruhen, ſondern freiwillig geleiſtet werden, auch 
durch freiwillige Beiträge gedeckt werden müſſen, und man auch den Mitgliedern der 
Korporation zwangsweiſe fortlaufende Steuern dazu nicht anſinnen kann. Für den 
Fall aber, daß dennoch dergleichen Ausgaben auf den Etat genommen worden ſein ſollten, 
iſt ſchon im Regul. ſelbſt §8. 4 die Ausnahme von der 8. 3 feſtgeſetzten Regel beſtimmt, 
wonach wegen ſolcher Ausgaben, welche ohne Verpflichtung auf den Etat genommen 
worden, oder welche vorübergehend ſind, eine Ermäßigung des Abfindungsquantums 
ſtattfinden muß. 28 409 * Bus 
Nun ergiebt ſich aus dem eingereichten Etat, daß zu verſchiedenen Gegenftänden der 
Armen pflege nicht weniger als 4200 Rthlr. jährlich in Ausgabe geſtellt find, Von den 
verſchikdenen nach Summen nicht beſonders ausgeworfenen Poſitionen kann nur die sub 
5 zu Beklekdung armer ſchulfähiger Kinder als auf einer Verpflichtung der 
Korporationsmitglieder beruhend, angeſehen werden, da ſolche durch das G. v. 1. Juni 
1833 ausdrücklich aufgelegt worden iſt. Alle übrigen Poſitionen für Unterftügung, für 
Vertheilung von Oſterkuchen, für Freitiſche ꝛc. beruhen nicht auf einer Verpflichtung, 
ſondern nur auf freiem Willen, da die Juden Mitglieder der bürgerlichen Gemeinde find, 
zu allen Beduͤrfniſſen derſelben, namentlich auch zur Armenpflege, Beiträge zu leiſten 
verpflichtet, daher aber auch berechtigt find, an allen Vortheilen des Gemeindeverbandes, 
namentlich auch an der buͤrgerlichen Armenkaſſe, theilzunehmen, und ihre Hülfsbeduͤrftigen 
dieſer zur Unterſtuͤtzung zu uͤberweiſen. Was von den zeitherigen Beitragen auf dieſen 
Gegenſtand kommt, muß daher bei Berechnung des Abfindungsquanti nothwendig in Ab⸗ 
zug gebracht werden. a ER H lane Te 

Was die Ausgaben 7 den Rultus anlangt, ſo moͤgen ſie im Allgemeinen als auf einer 
Verpflichtung beruhend angeſehen werden. Die K. Reg. wird aber bei Aufſtellung des 
Etats, und demnaͤchſt bei Feſtſetzung des Abfindungsguanti nicht vermeiden koͤnnen, zu 
unterſuchen, ob dieſe Ausgaben nicht weit über die wirklich zu erfuͤllende Verpflichtung 
hinausgehn, und ſich nicht mehr zur Deckung durch freiwillige Beiträge eignen. 

Die Schulden gehören zwar vorzüglich zu denjenigen Gegenftänden, wegen deren eine 
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Abloͤſung erfolgen muß. In Poſen tritt aber bekanntlich der beſondere Umſtand ein, 
daß die jüdische, Korporation durchaus läugnet, zu Verzinſung und Tilgung deſſen, was 
zeither als Schuld derſelben angeſehen worden iſt, verpflichtet zu ſein, und daß daruͤber 
erſt noch im Wege des Prozeſſes entſchieden werden muß. Die Judenſchaft geräth daher 
mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wenn ſie zwar ihrerſeits irgend eine Verpflichtung für das 
Ganze der Schuld völlig in Abrede ſtellt, dagegen aber ihre ausſcheidenden Mitglieder 
zwingen will, die Verbindlichkeit zu Abloͤſung eines Antheils daran anzuerkennen, und 
dieſen Antheil boor auszuzahlen. Man wird daher die proviſoriſche Maßregel, die zu 
Deckung der Gläubiger hinſichtlich des Ganzen angeordnet iſt, auch analog hinſichtlich 
dieſer Antheile in Anwendung zu bringen, und ſelbige nicht der Korporation auszuant⸗ 
worten, ſondern ad depositum zu nehmen haben, mit dem Vorbehalte, ſie den Einzah⸗ 
lern ganz oder zum Theile wieder auszuzahlen, wenn durch die eingeleiteten Prozeſſe 
die Judenſchaft ganz oder zum Theile von den Schulden befreit werden ſollte. 
Hiernach moge die K. Reg. wegen anderweiter Feſtſetzung des Ablöſungsquanti des 
N. und des N., deſſen neuerlich hier eingegangene Beſchwerde beifolgt, das Weitere ver⸗ 
anlaſſen, und ſich überhaupt in kuͤnftigen Fallen hiernach achten, auch ihre Entſcheidun⸗ 
gen nur nach vorgaͤngiger ſehr ſtrenger Prufung der Verpflichtung ertheilen, da die Wi: 
diſchen Korporationen ſehr geneigt zu ſein ſcheinen, die abziehenden Mitglieder weit uͤber 
ihre Verpflichtung hinaus zu helaſten. (V. M. Bl. 1840. S. 349. hm”) 
e R. deſſelb. Min. an den jüdiſchen Kaufmann N. und in Abſchrift an 
die K. Reg. zu Bromberg und Poſen v. 15. Nov. 1814. 
Das Min. eröffnet Ihnen auf die Vorſtellung v. 6. d. M., age e de 
zu den dortigen Korporationsleiſtungen, daß es bei dem diesfälligen Beſcheide der K. 
Reg. zu Poſen v. 20. Aug. d. J. lediglich fein Bewenden behalt. Die Ablöfung des An: 
theils an den Korporationsverpflichtungen erfolgt immer unter der Vorausſetzung, daß der 
Abziehende an den Korporationsvortheilen nicht ferner Iheilnimmt. Wollte man demje- 
nigen, der in der Korporation verbleiben will, geſtatten, Do durch die Ablͤſung von ferneren 
Beiträgen zu befreien, ſo würde dies bald ein Gegenſtand unzuläſſiger Spekulation wer: 
den, da derjenige, der die Ausſicht hat, noch 20 oder 30 Jahre zu leben, ſehr gern ſich 
durch ein Averſionalquantum, das nur die fruheren Beiträge zwölf und ein halb 
Mal in ſich faßt, von jeder ferneren Beitragspflicht loskaufen, und dadurch auch den hoͤ⸗ 
heren Beiträgen entgehen würde, welche er bei vermehrtem Vermoͤgen und Einkommen 
tragen muͤßte. Derjenige, welcher zeither nur einen geringen Beitrag geleiſtet, jedoch 
durch Erbſchaft oder ſonſtige Konjunkturen ſein Einkommen verdoppelt und verdreifacht 
hat, wuͤrde ein ſehr vortheilhaftes Geſchaͤft machen, wenn er, unter dem Vorwande, ſich 
in eine andere Provinz überſiedeln zu wollen, ſeinen Antbeil an den Verpflichtungen nach 
den fruheren Beiträgen abloͤſete, dann aber fortwährend im Orte bliebe, und keiner wei: 
teren Beſteuerung unterworfen würde. Die Beſtimmung der K. Reg., nach welcher Ies 
der, der nach der Abloͤſung im Orte bleibt, und daher geſetzlich bis zum wirklichen Abzuge 
der Korporation angehört, der Abloͤſung ungeachtet, die laufenden Beiträge zu allen Kor⸗ 
porationsbedürfniſſen leiſten muß, iſt daher vollkommen gerechtfertigt. | D kp 
(V. Min. Bl. 1841. S. 322) ICT 


D) R. deſſelb. Min. an dieſelbe Behörde v. 24. März 1842. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 2. v. M. eröffnet, daß der Antrag, einem Juden 
das Naturaliſationspatent für die alten Provinzen erſt dann auszuhaͤndigen, wenn er die 
Verpflichtung AN uͤbernommen hat, ſo lange er in ſeinem bisherigen Aufent⸗ 
haltsorte wohnen bleibt, die von ihm geforderten Korporationsbeitraͤge nach wie vor zu 
zahlen, bereits durch die Vetſ. v. 15. Nov. v. J. (Min. Bl. S. 322) erledigt iſt. 
Es unterliegt aber keinem Bedenken, die Aushaͤndigung des Patents an dem zeitheri⸗ 
gen Wohnorte eines Juden davon abhängig zu machen, daß derſelbe die Abloͤſung wirk⸗ 
lich geleiftet oder Sicherheit deshalb beſtellt hat. Der K. Reg. bleibt anheim geſtellt, die 
desfallſigen Grundſäze durch ihr Amtsblatt bekannt zu machen. frech 
(GV. Min, Bl. 1842. S. 109.) | mg 


SR: Rechtsverhältniſſe der nicht naturaliſirten Juden im 
Heosherzegebum fo 
1) Verzeichnung der Nichtnaturaliſirten. e 


h) Vergl. 8 21 des G. u. Soft, v. 14, Jan. 1834 oben S. 309 fh. 


b) Ueber den auch von den Nichtnaturaliſitten anzunehmenden beſtimm⸗ 
ten Familiennamen ſ. die K. O. v. 22. Dec. 1833 Abthl. J. Abſchn. VII. 


Kop. 1. Seite 5. 


deß G. und den Art. L8 ber Inſtr., ſo wie en die Solgen der Za 
Duldungs⸗Certifikate den §. 24 des G. „ond 3 ` "ge 
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2) üeber die Erthe A von u Duldunge. Gertift ten f bee 8. 22. 23. 


97 
ie 
1 N. 


Al Rechte der nicht We 1 
6 Bnp dies in den nicht ausdrücklich ausgenommenen Fällen denke 


ter chriſtlic en Staatsgenoſſen. Solcher Ausnahme ſind aber folgende: H 


Wer Es Fehlen‘ ten Nichtnaturaliſirten alle diejenigen Rechte, Pee auch 
di Naturaliſirten nicht haben. §. 25 des G. und Ke 20. d. Z K 


Gr ferner beſchränkt: Ga 9 
In Anſehung der Heirathene Sieg, ch 25 a. 25 des e 

d In Anſehung des Wohnſitzes. 19 10 

aa) Vergl. §. 25. b. d. des G. 

bb) R. des Min. d. J. (v. Meding) an die K. Reg. zu Bromberg v. 
15. Febr. 1842. Aufenthalt nicht natural. Juden auf dem Lande. 

Auf den Bericht vom 21. v. M. wird der K. Reg. eröffnet, daß ſchon in früheren an 
bit a Regietung zu poſen erlaſſenen Verfügungen der Grunbſatz feſtgeſtellt iſt, 
d eſetz vo uni 1 28. d. den nicht naturaliſirten Juden nur 
vente oten t D CHA, auf CH SA? zu nehmen, un daß hen die Juden 
dieſer Kategorie, die ſchon bei Emanation des Geſetzes auf dem Lande wohnten, zu 
einer Ueberſiedelung in die Städte nicht gezwungen werden koͤnnten. 

Wehn aus dem gegenwärtigen Berichte der K. Reg. hervorzeht, daß Sie den entge⸗ 
gengrſetzten Grundſatz zeither angenommen und durchgkfühe hat, ſo wird es fuͤr die er⸗ 
"e E freilich dabei bewenden müſſen. 
ag hiernach weitern Bericht erſtatten, wenn Sie etwa über die Xus: 
a 110 = KT Kg GR mitgetheilten nn Grundſatzes noch Sweifel haben 
1842. S. 60.) 


1 "as In de un e Bürgerrechts vergl. 8. 25. b. des ae 
e) In Anſehung der Gewerbe beſtimmenn & 
aa) rückſichtlich de d Handels mit kauſmänniſchen Rechten der Gë 25 K 

des G. 

bb) Rückſich tlich des Schankgewerbes und deſſen d E ek den 

Lande der §. 25. des G. sub c. u. d. D 

ec) Rückſichtlich des Hauſirhandels der $. 25. g. des G. rl? | 

dd) Rückſichtlich Ny. — (Cup Gewerbe Des — Geen e des 

ne m un md 


Ma "ei In. Sieg: si oirabinung von Dartenen ver 12 e E ‚ie 
gie ** => des G. eeh em Bn E 


a SC LR 28. des h es. ? 

N des K Min. des J. u. d. a 1 Kollo v. 25 he 1858 
an ſämmtliche K. Reg. Zurückreichung der für Juden aus der Provinz 
Poſen ausgefertigten, von d? aber nicht eingelöſten dapsblatent: 

afe e. S. gi 
Dee ſich mehrere Falle ergeben, in welchen die für Juden aus dem Großherzog ⸗ 
thum Poſen ausgefertigten Naturalifations⸗ Patente mebrere Jahre We bei den 
betreffenden Reg., in deren Bezirk ki ie ein Pie, Wi "Ger wo 0 liegen 
„ . K 919999 an End dou singe - ft J. = CA 

} at 25 8 
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gebneben ſind, und ſich die Intereſſenten zu deren Empfangnahme nicht age, und 
bet fo wenig die angeſetzten Stempels und Geheimen Kanzlei⸗Gebühren berichtig 
aben. 

Die Fortführung dieſer Ruͤckſtaͤnde auf mehrere Jahre kann aber für die Folge nicht 
geſtattet werden, und ich fordere die K. Reg. hierdurch auf, am Schluß jeden Jahres die 
im vorhergehenden ausgefertigten, und Ihr zur Aushaͤndigung zugegangenen Natura⸗ 
liſations⸗Patente, wenn ſolche von den Empfängern bis dahin nicht eingelöſt En, 
zur Kaſſation einzureichen. | 

(Ann. XXII. S. 388.) 
G. Nechtsverbaltniſſe der e Juden im Großhersag. 
thume Doten, | 

Vergl. hierüber unten Abthl. 4. 


Vrierter Abschnitt. eweg, 
Saatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem Kulm und 
Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Einleitung. 


Die ie Zuſtände, welche i im vorigen Abſchnitt in RN auf das Groß⸗ 
herzogthum Poſen dargeſtellt, wurden von den in der Ueberſchrift genann⸗ 
ten, zur jetzigen Provinz Weſtpreußen gehörigen, Territorien getheilt. Sie 
kamen gleichzeitig an das Herzogthum Warſchau, gleichzeitig an Preußen 
zurück. Da jedoch die Geſetzgebung v. 1. Juni 1833 ſich lediglich auf das 
Großherzogthum Poſen bezieht, ſo gilt in dem Culm und Michelauer 
Kreiſe, ſo wie in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete noch die früheren Ge⸗ 
ſetze. Dies ſind die herzoglich Warſchauiſchen Geſetze, da dieſe die pprhtrger 
gangen Preußiſche Geſetzgebung aufgehoben hatten 1). 

Es führte nämlich die herzoglich Warſchauſche V. v. 10. Okt. 1809. 
Tit. I. Art. 4. 5 und Tit. II. Art. 10%) im Herzogthume Warſchau die 
franzöſiſche Geſetzgebung ein und hob alle frühere Provinzialgeſetze, mit 
Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen das franzöſiſche bürgerliche Geſetz⸗ 
buch auf Lokal Gewohnheiten und Verordnungen ſich beruft, fo wie der 
vom franzöſiſchen Geſetzbuche nicht berührten Materien aufs). Ebenſo 
ſprach die Konſtitution v. 22. Juli 1807 im 8.4 volle Gleichheit vor dem 
Geſetze aus, ohne in Betreff der Juden eine Ausnahme zu machen. Dieſe 
Geſetzgebung und reſp. Veifaſſung in Rückſicht auf die Juden iſt durch 
die Preußiſche Öefebgebung aufrecht erhalten worden ?). Zu Unrecht: nimmt 
daher das R. v. 12. Mai 1840 (vergl. daſſelbe oben S. 292.) an, daß 
das Gen. Juden. Regl. von 1750, welches in Weſtpreußen durch das Notifikat. 
Patent v. 28. Febr. 1772 eingeführt wurde, im Marienwerder Regier. Bezirke 
noch gelte; denn in dem Theile dieſes Bezirkes, der zum Herzogihum War: 
ſchau kam, ward das gedachte Geſetz, wie gezeigt, durch. die Verfaſſung 
des Herzogthums Warſchau aufgehoben; in dem Theile aber, der bei, Preu: 
fe im ed von Fus verblieb, iſt dieſem elt ganz age. 


7 — 
2 CT e ` 1 


5 Vergl. den hiſtoriſchen SA des vorigen Kapitels. 
) Laube, Sammlung der Geſetze des Herzogthums Warſchau Bb. 2. e 3300 . 
5 9 Sranzf. Geſetz v. 21. März 1804. f. 7. Vergl. auch über dieſe Aufhebung der 
fruheren Geſetzgebung dur die eee des Eegiel Warſchau den 


Na 
„ar 


hiſtor. Theil des vorigen Kapftels 
RK SR bie ae Einleitung des vorigen Kapitels und das unten gegebene R. v. 
8. Nov. 182 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. im Kulm und Michelauer Kreiſe jk. 337 


durch das Ed. v. 11. März 1812 derogirt worden. Es bleibt alſo kein Ge⸗ 
biet für die Gültigkeit jenes Geſetzes übrig. | 

Anlangend nun die Verfaſſung, welche den Juden im Großherzogthume 
Warſchau gegeben wurde, fo ward, um das Weſentliche zuſammenfaſſend 
voranzuſtellen, die urſprüngliche völlige Gleichſtellung mit den Chriſten, 
welche die Verfaſſung v. 22. Juli 1807 verlieb, ſpäter dahin beſchränkt, 
daß die Juden die ſtaatsbürgerlichen Rechte, mit Ausnahme der politiſchen, 
behielten und in ihren bürgerlichen Angelegenheiten, mit einigen Ausnahmen, 
nach dem gemeinen bürgerlichen Rechte zu beurtheilen waren. 

Es beſtimmen nämlich: 

L In Anſehung der politiſchen Rechte die V. v. 17. Okt. 1808 
deren Suspenſion auf zehn Jahre. Die K. O. v. 8. Aug. 18301) ſetzte 
feſt, daß die Juden in der Verfaſſung vorläufig verbleiben ſollten, welche 
bei der Beſitzergreifung galt. Hiernach läßt ſich nun keines weges bebaupten, 
daß den Juden daſelbſt alle poutifchen Rechte fehlen. Die Verfaſſung der 
Juden beſtand in dieſen Landestheilen im Jahre 1815 rückſichtlich ihrer 
politiſchen Rechte darin, daß ſie auf letztere ein vollſtändiges Recht hat— 
ten, ein ſolches jedoch, deſſen Ausübung bis zum Jahre 1818 hinausge— 
ſchoben war. Mit dem Jahre 1818 trat die Gültigkeit dieſer Rechte wie⸗ 
derum ein, ſofern keine ausdrückliche entgegengeſetzte Beſtimmung Seitens 
des Staates gegeben wurde, da ein Recht, welches an eine Zeitbeſtimmung 
geknüpft iſt, deshalb nicht aufhört, ein Recht zu ſein. 

Man muß deshalb annehmen daß die Juden in dieſen Territorien auch 
diejenigen politiſchen, insbeſondere aber alle anderen bürgerlichen Rechte 
haben, die ihnen nicht ausdrücklich Seitens der Warſchauiſchen, oder 
demnächſt Seitens der Preußiſchen Regierung genommen worden ſind. 
Letzteres iſt geſchehen 

II. in Betreff der ſtändiſchen Vertretung durch das G. v. 27. März 
1824. 88. 7. 112). 

III. In Beziehung auf die Bekleidung öffentlicher Aemter dage— 
gen ſteht ihnen kein Geſetz im Wege, da ihre Staatsbürger-Qualität 
nach der Warſchauiſchen Konſtitution nicht zweifelhaft und niemals aufge— 
hoben worden und die Suspenſion der politiſchen Rechte, wie erwähnt, mit 
Ablauf der beſtimmten Zeit aufgehört hat. 

IV. Den Militairdienſt anlangend, wurden ſie durch G. v. 10. Nov. 
1808 und 29. Jan. 18123) in dem geſammten damaligen Herzogthum 
Warſchau gegen eine Abgabe von 116,666 Thaler 20 Sgr.“) vom Dienſte 
im ſtehenden Heere befreit. Nach dem Gen. Juden Regl. v. 17. April 
1797. Kap. V. $. 65) ſtand ihnen der Militairdienſt frei, und nur diejeni⸗ 
gen, welche nicht dienten, zahlten ein Rekrutengeld. Dieſer Zuſtand, welcher 
im Großherzogthum Poſen wieder eingeführt), iſt auch hier wieder herges 
ſtellt. Vergl. das R. v. 12. Okt. 1840. Abthl. III. und Schreiben der Reg. 
zu Poſen an die Reg. zu Marienwerder v. 27. Juli 1823 ad 2. 37). 


D Vergl. dieſelbe und die dazu gehoͤrigen Min. Beſtimmungen oben S. 40. 

2) Vergl. hieruͤber oben S. 48 flg. 

2) Laube J. c. Thl. I. S. 114. Thl. IV. S. 120. 

4) 700,000 polniſche Gulden. 

e) Vergl. oben S. 292. Das Rekruten⸗ und Schutz⸗Geld, welches danach jeder 
männliche Jude vom 15. bis 61. Jahre jährlich zu zahlen hatte, betrug 1 Rthlr. 
20 Sgr., wofür keine ſolidariſche Haftung ſtatt hate. Kap. V. 9. 1—8. J. e. 

6) S. oben Seite 324. 

7) Gen. Akt. des O. L. G. zu Marienwerder Lit. A. Nr. 37. Vol. XXII. fol. 50. 
Koch a. a. O. S. 263. Note 4. 
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V. In Anſehung des Grundeigenthums entzog | 

1. das K. Dekret v. 19. Nov. 1808, und das D. v. 23. Febr. 1810 
den Juden das Recht, Landgüter zu erwerben. Dieſes Dekret iſt jedoch nie 
durch die Geſetz⸗Sammlung des Herzogthums Warſchau publicirt worden 
und hat mithin keine Gültigkeit. Mehrfache Reſkripte, — welche jedoch alle 
vom Großherzogthum Poſen ſprechen!) — nehmen daher ohne geſetzlichen 
Grund an, daß daſelbſt Juden Landgüter (bis zum Jahre 1833) nicht hät⸗ 
ten erwerben können. i 

2. In Anſehung ſtädtiſcher Grundſtücke band das R. des Min. des 
Inn. d. d. Warſchau d. 13. April 18152) den Ankauf Seitens der Juden 
an folgende Bedingungen. Sie mußten vor dem Stadtrathe 

a. den Beſitz eines Vermögens von 40,000 poln. Gulden (6666 Rthlr. 

20 Sgr.) nachweiſen, ſo wie 
b. daß ſie der deutſchen oder polniſchen oder franzöſiſchen Sprache im 
Schreiben und Sprechen mächtig; ſie mußten ſich 

e. verpflichten, ihre Kinder vom 7 ten Jahre ab in eine öffentliche Schule 

zu ſchicken, ſich | 

d. aller Abzeichen in Bart und Kleidung enthalten und ſollten 

e. auch dann erſt das Haus erhalten, wenn ſich kein chriſtlicher Käufer 

fände 

Es iſt jedoch klar, daß dieſes Miniſterial⸗Reſkript, welches auf kein Ge⸗ 
ſetz geſtützt iſt, des betreffenden Adminiſtrativ⸗Beamten Befugniſſe weit 
N und, wie Deziuss) ſehr richtig ausführt, ohne alle Gültig⸗ 
eit iſt ). 

VI. Das Gemeinde Bürgerrecht ſteht den Juden zu, da es ihnen 
ſo wenig wie das Staatsbürgerrecht ausdrücklich genommen worden und 
es ſteht auch ihrer Berechtigung auf Kommunalämter nichts entgegen >). 

VII. Abgaben beſonderer Art haften mit Ausnahme des gedachten Re⸗ 
krutengeldes nicht auf den Juden 6). Eine ſolche zu Herzogl. Warſchauſcher 
Zeit durch ein G. v. 24. März 1809 auferlegte Abgabe vom Koſcherfleiſch, 
welche in Folge der V. v. 25. März 18097) dergeſtalt verpachtet werden ſollte, 
daß wenn ſich kein annehmlicher Pächter fände, die jüdiſchen Familien jedes 
Bezirks den Pachtzins unter ſich aufbringen ſollten, wurde unter Preußis 
ſcher Regierung aufgehoben. Publ. des Ob. Präſidenten von Poſen v. 
15. Juli 1815. 

Die ſehr große Anzahl der, in dem Großherzogthum Poſen befindlichen, altteſtamen⸗ 
tariſchen Glaubensgenoſſen, und die Menge der, mit keinem nuͤtzlichen Gewerbe beſchäf— 
tigten Mitglieder dieſer Religion, machen es bedenklich, ſofort, und ohne weitere Vor⸗ 
keh rungen, die Geſetze eintreten zu laſſen, welche ſeit Kurzem zum Vorthelle dieſer Glau⸗ 
bensgenoſſen in den alten Preußiſchen Provinzen ergangen ſind. 

Die Regierung wird ſich indeſſen ernſtlich mit den Mitteln befchäftigen, die Hinder⸗ 
niffe aus dem Wege zu räumen, welche ihren wohlthätigen Abſichten in Rückſicht der 
Juden, in dieſer Provinz entgegen ſtehen; und ich werde es dankbar erkennen, wenn aufs 


ee 


1) Vergl. diefelben oben S. 326 flo. 

2) Vergl. Koch a. a. O. S. 259. 

3) a. a. O. S. 34. 

) Koch a. a. O. S. 264 It hier Dezius in außerweſentlichen Dingen zu wis 
derlegen, uͤberſieht aber, daß ein guͤltiges Geſetz, wie gezeigt, in Betreff des Ver⸗ 
botes des ländlichen Grundbeſitzes fehlt, und in Betreff des ſtaͤdtiſchen überhaupt 
kein Geſetz vorhanden ift, fondern die Verfügung einer Behörde. 

H Mit Unrecht und ohne Grund ſtellt Beides Koch in Abrede, a. a. O. S. 258, 
während bereits Dezius a. a. O. S. 32 die richtige Anſicht vortraͤgt. 

) Laube a. a. O. J. S. 229. II. S. 25. 

7) R. v. 1. Nov. 1827. vergl. oben. 
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geklärte Mitglleder dieſer Religion ſich mir vertrauungsvoll nühern, mit mir uͤber die 
bürgerliche Verbeſſerung ihrer Glaubensgenoſſen berathen, und mich dadurch in den 
Stand ſetzen wollen, höchſten Orts mit Gründen unterſtützte diesfallige Anträge zu machen. 

Vorlaͤufig bin ich autoriſirt, die bisher beſtandene, auf den Genuß des koſchern Flei⸗ 
ſches gelegene Abgabe, als eine, mit den Maximen der Preußiſchen Geſetzgebung nicht 
einverſtandene Beſteuerung der Religion, aufzuheben. | 

Dieſe Abgabe hört mit dem heutigen Tage auf. Jedoch muͤſſen die, bis zum heutigen 
Tage erwachſenen Ruͤckſtände abgeführt, auch da, wo die Koſcher⸗Fleiſch⸗Abgabe verpach⸗ 
tet geweſen ift, dem Pächter die durch feinen Vorſchuß der Pacht etwa erwachſene Ko: 
ſten, erſtattet werden. 

Doch ſollen die Koſten, nach vorgängiger Liquidation, von der Koͤnigl. Reg. Komm. 
zuvoͤrderſt feſtgeſetzt, und dann erſt repartirt, auch aus dieſen Koſten durchaus keine Ver⸗ 
anlaſſung genommen werden, die Abgabe, welche unbedingt mit dem heutigen Tage auf 
hört, noch einige Zeit fortdauern zu laſſen. (Jahrb. Bd. V. a. S. 44.) 


VIIl. In Anſehung der Gewerbe tritt eine Beſchränkung in Betreff 
des Krug: und Schank⸗ Gewerbes, fo wie des Bier und Branntweinbren⸗ 
nens ein. | 

Es unterfagt nämlich: E | 
„1. Die V. v. 30. Okt. 18121) den Juden für eigene Rechnung oder 
im Dienſte eines Andern, Getränke irgend einer Art (Bier, Branntwein 
oder Meth) zu verfertigen, in den Städten oder auf dem Lande damit zu 
handeln, und die Krug⸗ oder Schänknahrung zu treiben, bei Strafe der 
Konfiskation der vorräthigen Getränke und des doppelten Werths derſelben. 

2. Publik. der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. Nov. 1823. 

Auſ die bei der Beſitznahme des Culmer Landes vorgefundenen Juden, findet das Ed. 
v. 11. Maͤrz 1812 zur Zeit noch keine Anwendung, ſie werden vielmehr, Hinſichts ihrer 
bürgerlichen Verhaͤltniſſe, nach den, während der Fremdherrſchaft beſtandenen geſetzlichen 
Vorſchriften behandelt. 10 

Durch die landesherrliche V. v. 30. Okt. 1812 wird aber den Juden der Handel mit 
Getränken, ſo wie die Verfertigung und der Ausſchank derſelben gaͤnzlich unterſagt, und 
dieſe Verordnung iſt keineswegs aufgehoben, wenn gleich bei der Wiederbeſitznahme ein⸗ 
zelne jüdiſche Eingeſeſſene ausnahmsweiſe in dem Beſitze der Schank- und Getraͤnke⸗ 
Fabrikations⸗Nahrung befunden worden. H N 

um den angetroffenen Beſitzſtand nicht zu ſtören, ift zwar mittelſt der Minifterials 
Verfügung v. 2. Jan. 1817 den, bei dieſer Erwerbsweiſe vorgefundenen Juden die 
Fortſetzung derſelben einſtweilen nachgegeben, jedoch dieſe Einwilligung durch die Verfü⸗ 
gung des K. Min. des Inn. v. 5. Mai 1820 ausdrücklich dahin deklarirt, daß die Ab: 
weichung von der noch guͤltigen Verordnung nicht über die Graͤnzen des Beſitzſtandes 
ausgedehnt, und daher den Juden auch die Ausübung des ihnen nur perſoͤnlich nachge⸗ 
laſſenen Gewerbes blos an demjenigen Orte, wo ſie es getrieben, keinesweges aber eine 
Verlegung deſſelben an einen anderen Ort geſtattet werden ſolle. | 

Dies wird hiermit zur allgemeinen Nachricht und Achtung bekannt gemacht. 

(Ann. VII. S. 951.) 


Fünfter Abſchnitt. 
Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den ehemals 
Königl. ſächſiſchen Landestheilen. 


Christ. Gottl. Biener, Exerc. de jure regio recipiendi Judaeos, Judae- 
orumque in Saxonia electorali juribus et obligationibus. Lips. 1 

Curtius, Sächſiſches Civilrecht Thl. 1.85 310 seggt, 

Haubolds Handbuch des ſaͤchſiſchen Rechts A, 112 gg, 

Pinder, Provinzial: Recht des Herzogthums Sachſen. 


Einleitung. 
Durch den Friedensvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen v. 18. Mai 


1) Laube a. a. O. IV. S. 115. 
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1815 gingen vom Königreich Sachſen an Preußen über: die Niederlaus 
ſitz, ein Theil der Oberlauſitz, der Kurkreis mit Barby und Gom— 
mern, ein Theil des Meißener und Leipziger Kreiſes, der größte 
Theil der Stifter Merſeburg und Naumburg, Zeitz, das Sächſi— 
ſche Mannsfeld, der Thüringiſche Kreis, das Fürſtenthum 
Querfurt, der Neuſtädtiſche Kreis, die Voigtländiſchen En— 
klaven im Preußiſchen, nämlich Gefäll, Blintendorf, Sparenberg 
und Blankenburg und der ſächſiſche Antheil an Henneberg ). 

In allen dieſen Territorien gilt auch jetzt noch in Betreff der Juden 
die ſächſiſche Verfaſſung ), während in privatrechtlicher Beziehung das 
Landrecht und die Ger. O. eingeführt wurden ). 

Da die beiden Lauſitzen eine von den übrigen ſächſiſchen Territorien, 
welche gegenwärtig das Herzogthum Sachſen bilden, verſchiedene Verfaſ— 
fung auch in Betreff der Juden von je gehabt haben, fo war letztere abs 
geſondert darzuſtellen. Beide hatten nur Das gemein, daß die Juden auf 
das Aeußerſte gedrückt wurden, wie die nachfolgenden, leider noch gültigen, 
Geſetze ergeben und daß deſſenungeachtet die Landſtände ununterbrochen auf 
noch größere Einſchränkungen der Gedrückten, ja auf deren gänzliche Vers 
treibung antrugen; auf Erſteres ging dann die Regierung in der Regel 
ein 5). 5 

Während nun dieſe Zuſtände in dem benachbarten Königreiche Sachſen, 
weil ſie den gegenwärtigen Zeitverhältniſſen widerſprachen, zum großen Theile 
aufgehoben worden, bilden ſie in Gemeinſchaft mit denjenigen der anderen 
Territorien, in welchen gleichfalls die deutſche Verfaſſung nicht durch die 
franzöſiſchen Geſetze in dieſer Beziehung gereiniget worden ©), die dun⸗ 
kelſten Partieen der ein und zwanzig Preußiſchen, die Juden betreffenden, 
Verfaſſungen und Geſetzgebungen. 


Erſtes Kapitel. 


Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden in dem 
gegenwärtigen Herzogthume Sachſen. 


I. Die Juden find nicht Staatsbürger; fie find vielmehr 
Schutzunterthanen, die im Herzogthum Sachſen gar nicht wohnen dürfen, 
wenn ſie nicht durch eine, auf ſie perſönlich gerichtete landesherrliche Kon— 
zeſſion als Schutzunterthanen aufgenommen ſind. 

Es beſtimmt hierüber das Mandat Herrn Friderici Augusti, die Ein⸗ 
ſchränkung der Anzahl deren Juden, und ihres Handels betreffend d. d. 16 
Auguſt 1746 7), | 


1) G. S. 1815. S. 53. fig. 

») Beſitzergreifungs patent v. 22. Mai 1815. (G. S. 1815. S. 77.) 

1) Vergl. S. 40. 

) Patente v. 19. Nov. 1816 und 22. April 1816. G. S. 1816. S. 233. 127. 
Vergl. hieruͤber Thl. II. 

6) Landtagsabſchied v. 24. April 1711. Codex Augusteus I. 369. Landtagsab⸗ 
ſchied v. 19. Juni 1713. ebend. S. 371. Landtagsabſchied v. 5. Mai 1718. ©. 3. 
S. 399 J. c. R. v. 29. Dec. 1713. S. 388 1. c.; R. v. 17. März 1722. 
Cod. Aug. Sort, I. Abth. 1. p. 21 R. v. 19. Aug. 1734. $. IV. ebend. S. 
58, v. 9. Juli 1742. §. 2. S. 66. R. v. 25. Juli 1746. ebend. S. 71, 14. 
Sept. 1749. S. 75, 8. Sept. 1763. F. 6. ebend. S. 78, 3. Juli 1766. $ 14. 
S. 130, 2. Sept. 1769. $. 17. ebend. S. 160. 

N Wee eng © VI. VII. VIII. 

) Die Geſetze find da, wo fie zunaͤchſt zu erwähnen, in ihrem Zuſammenhange geges 
ben und betr. Ortes iſt auf ſie ange Ka a 
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Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König in Polen, Großherzog in Litthauen, 
Reußen, Preußen, Mazovien, Samogitien, Kyovien, Vollhinien, Podolien, Podlachien, 
Liefland, Smolenfeien, Severien und Zſchernicovien 26. Herzog zu Sachſen, Jülich, Cleve 
Berg, Engern und Weſtiphalen, des Heiligen Römiſchen Reichs Erz⸗Marſchall und 
Churfuͤrſt, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, auch Ober- und Niederlauſitz, 
Burgaraf zu Magdeburg, Gefuͤrſteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark, Ravens⸗ 
bera, Barby und Hanau, Herr zu Ravenſtein ꝛc. 

Entbieten allen und jeden unſeren Prälaten, Grafen, Herren, denen von der Ritter⸗ 
ſchaft, Ober⸗, Kreis⸗ auch Amts-, Haupt: und Amtleuten, Schoͤſſern, Verwaltern, Bür⸗ 
germeiſtern und Rathen in Städten, Richtern, Schultheißen und insgemein allen Un⸗ 
ſern Unterthanen, ſo mit Gerichten beliehen, dieſelben inne haben und verwalten, in⸗ 
ſonderheit aber Unſern hohen und niedern Civil- und Militaͤrbedienten, auch allen ans 
dern, denen dieſes Mandat fürkommt, Unſern Gruß, Gnade und alles Gutes, thun auch 
männiglich hierdurch kund und zu wiſſen, welchergeſtalt, nachdem bei Uns, ſowohl von 
denen Magiſtraten, Kauf- und Handelsleuten, auch Kramern Unſerer reſp. Reſidenz und 
verſchiedener anderer Städte Unſerer Lande, wegen derer Juden, hier und dar, zum 
merklichen Nachtheil Unſerer getreuen Unterthanen, uͤberhandnehmenden Gewerbes, 
nichtweniger des darunter zugleich vorgehenden Wuchers und andern Unheils, zu meh⸗ 
rermalen Beſchwerden angebracht, und um Remedur unterthänigft angeſuchet worden, 
Wir in Gnaden entſchloſſen, ſolchem Uebel abhelflich Maaße zu geben, und ſowohl den 
Judenhandel überhaupt, als auch inſonderheit deren Aufenthalt in Unſerer Reſidenzſtadt 
Dresden, dergeſtalt einzuſchränken, daß dadurch die bisherige Inkonvenienzien abgeſtel⸗ 
let, die deshalben bereits vorhandenen Landesgeſetze und andere gute Ordnungen aber 
von denen Gerichtsobrigkeiten beffer, als zeithero geſchehen, zur Obſervanz gebracht wer: 
den mögen. Wir ſetzen, ordnen und wollen demnach, daß 


F. I. 

(Welche Juden hinfuͤhro im Lande zu dulden.) forthin in unſerm Chur⸗ 
fuͤrſtenthum und inkorporirten Landen keine Juden, als die von ſelbſt eigenhändig unters 
ſchriebene Concessiones, oder aus Unferm Kammerkollegio ertheilte Paͤſſe zu ihrer Le⸗ 
gitimation vorlegen köynen, nach welchen fie ſich an denen ihnen angewieſenen Orten, 
auf die in der Konzeſſion oder denen Paͤſſen beſtimmte Zeit und Art, aufhalten dürfen, 
geduldet, noch einiger Handel ihnen erlaubet, die Unterobrigkeiten aber, es ſei in denen 
Städten oder auf dem Lande, welche, dieſem Mandate entgegen, eines oder das andere 
oder beides zu geftatten, ſich anmaßen, bei jedesmaliger Kontravention, mit 100 Rthlr. 
unſerm Fisko verfallener Strafe, auch nach Befinden, anderer Ahndung, beleget, erſtere 
von ihnen durch hinlängliche Zwangsmittel unverlängt eingebracht und exequiret, die 
Juden hingegen, nebſt ihren Familien, ſofort aus denen Orten ihres Aufenthalts fort⸗ 
geſchaffet und mit Konfiskation aller bei ihnen ſich findenden Waaren wider ſie verfah⸗ 
ren, die letztern in gerichtliche Verwahrung gebracht, auf das genaueſte durchgegangen 
und ſpezifiziret, die Speciſicationes mit Bericht gehörigen Orts eingeſendet, von dar 
ſodann, wegen Verſilberung derer Waaren und ſonſt, das Nöthige verfüget, die daraus 
geldſeten Gelder auch Unferm Fisko treulich verrechnet werden ſollen. 


(Obliegenheit durchreiſender Juden.) Die durch Unfer Churfürſtenthum und 
inkorporirte Lande reiſende Juden haben zuvörderſt beim Anheroreiſen die ordentliche 
Landſtraßen zu halten, und bei Vermeidung der in dem Befehl de Anno 1683 bereits 
darauf geſetzten Konfiskation des bei Gi habenden Guts, auch anderer Strafe, alle Bei⸗ 
und Schleifwege zu meiden; hiernaͤchſt bei jedes Orts Obrigkeit mit richtigen Päſſen ſich zu 
legitimiren, und find ohne dergleichen durchaus nicht zu paſſiren, ſondern anzuhalten, ge: 
nau zu eraminiren, auch befundenen Umftänden nach, wiederum zurückzuweiſen, oder auf 
andere erforderliche Art anzuſehen, und wie zeithero geſchehen, ſo auch fernerhin das ge⸗ 
wohnliche an Mauth, Leib: auch andern Zoll- und Geleite, und was die Praͤſtanda ſonſt 
vor Namen haben mögen, bis auf andere Verordnung, gehdriger Orten, unweigerlich 
zu entrichten, ſchuldig, haben auch ihre Reiſe gebührend zu beſchleunigen, und an keinem 
Orte, ohne dringende Noth, ſich aufzuhalten, währender ſolcher Zeit aber, an denen Dr: 
ten, durch welche ſie reiſen, alles Handels mit Waaren, im Ganzen und Einzeln, oder 
Ausſchnitts⸗ und Stuͤckweiſe, beſonders aber des Hauſirens, ſich zu enthalten, oder im 
widrigen Fall der Konfiskation ihrer Effekten, auch nach Befinden, anderer harter Ahn⸗ 
dung zu gewarten. 

Immaßen denn auch 


F. III. 

(Strafe dererjenigen, welche zu dem verbotenen Judenhandel Vor⸗ 
ſchub thun.) diejenigen Unſerer Unterthanen, welche, außer denen nachgelaſſenen Faͤl⸗ 
len, entweder mit, oder ohne der Obrigkeit Vorbewußt, einen oder mehrere Juden bei 
ſich aufnehmen, beherbergen, derſelben Effekten verhehlen, oder in ihrem verbotenen Han⸗ 
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del huͤlfliche Hand leiſten, und nur einigermaßen Vorſchub thun, nach eingezogener hin 
laͤnglicher Erkundigung und auf gehoͤrigen Orts erſtatteten ſchleunigen Bericht, gleicher⸗ 
geſtalt mit einer, nach Beſchaffenheit derer Umſtände, zu determinirender Geld- oder 
Gefängnißſtrafe, zu belegen, die erſtere unſerm Fisko zu berechnen und einzuſenden, die 
letztere aber an denen Verbrechern zu vollſtrecken. f 

| Auch wollen Wir 

: A. IV. 

(Verhalten derer privilegirten Juden.) denen in Unferer Reſidenzſtadt 
Dresden, oder ſonſt bei Unſerm Hoflager zu duldenden Juden, beſondere unter Un⸗ 
ſerer eigenen Hand und Königlichen Inſiegel ausgefertigte Concessiones, oder, wie ır- 
wähnet, aus Unſerm Kammerkollegio Paͤſſe ertheilen laſſen, dahero denn ; 

1) diejenigen, fo dergleichen zu ſuchen, gemeinet, an Uns supplicando unterthaͤnigſt 
einkommen, und fernerer gnaͤdigſter Reſolution gewarten, auch vor deren Erlan— 
gung, ſich allein, oder nebſt denen Ihrigen, anhero nach Dresden, bei 50 Rthlr. 
auch nach Befinden höherer Strafe, durchaus nicht wenden ſollen; wenn aber 

2) nach übergebenen Supplieibus Wir Supplikantens Suchen in Gnaden deferiret, 
und eine Konzeſſion oder Paß, zu Geſtattung feiner Rezeption in Unſerer Reſidenz⸗ 

ſtadt, auf vorherbeſchriebene Art ausſtellen laſſen: ſo hat derſelbe 

3) nebft denen Seinigen, fo viel deren in nur erwaͤhnter Konzeſſion oder Paß aus⸗ 
| druͤcklich und namentlich enthalten, ſich ſodann, darmit beim Gouvernement, Amte 
| und Stadtrathe, auch der General-Xccis-Einnahme, zu melden, und der fernern 
| Veranſtaltung und Anweiſung zu gewärtigen, gedachte Konzeſſion auch feinem 

Hauswirthe, bei welchem er, auf vorher ausgebrachte obrigkeitliche Erlaubniß, zu 
wohnen gedenket, in Originali vorzuzeigen, dieſer aber, daß der Jude mit ſeiner 

Familie wirklich bei ihm eingezogen, beim Gouvernement und feiner Obrigkeit, bei 
10 Thlr. Strafe, bekannt zu machen. Wie nun, 

4) über die in der Konzeſſion oder Paß enthaltene Anzahl, mehrere Perſonen, unter 
keinerlei Vorwand nicht einzulaſſen, ſondern die in ſothaner Konzeſſion oder Paß 
entweder gar nicht genannte, oder doch mit denen darinnen enthaltenen, im Namen 
nicht genau übereinſtimmende Perſonen ſofort zuruͤckzuweiſen, und von der Stadt 
abzutreiben ſind; alſo haben auch 

5) die privilegirten jüͤdiſchen Hausväter, wenn, anſtatt derer ihnen zugehörigen, in 
dem Konzeſſionsſchein oder Paß mit ausgedruckten Perſonen, ſie neue annehmen 
wollen, ſolches bei Unſerm Gouvernement unverzuͤglich zu eroͤffnen, allda die neu 

| anzunehmenden in derer vorigen Stelle tretende Perſonen ſelbſt vorzuſtellen, und 

N fernern Beſcheids zu gewarten; uͤber dieſes auch | 

6) alle Monate, bei oftgedachtem Gouvernement, ingleichen beim Amte und ‚Stadt: 

Rathe, auch der General-Accis⸗Einnahme allhier, eine Spezifikation von eines 

| jeden ganzer Familie, mit Anmerkung des Abgangs und dabei vorgefallenen Ver: 

0 änderung, zu ‚überreichen, nichtweniger das Haus, darinnen fie mit denen Ihrigen 

5 wohnen, deutlich zu benennen, im übrigen aber der Ausſtellung einiger Atteſtaten 

| und Paflir= Zettel an andere Juden, bei Verluſt des ihnen ertheilten Konzeſſion⸗ 

| Scheins oder Paſſes, fich gänzlich zu enthalten. Wenn nun ferner 

| 7) ein alfo privilegirter Jude entweder fein Domizilium: verändert, und auch nur vor 

| feine Perſon, an einen andern Ort ziehet, oder gar verſtürbet, erloͤſchet dadurch die 

von uns erhaltene Konzeſſion auch wegen deſſen hinterbliebenen Familie. Es bo 
| ben ſich aber 

| 8) die ſolchergeſtalt privilegirten Juden ordentlich alles unerlaubten Handels mit 
Waaren und Hauſirens mit ſelbigen maßen ihnen denn auch, öffentliche Gewoͤlber 

zu haben, ſchlechterdings unterſaget bleibet, zu enthalten, und lediglich mit demje⸗ 

e nigen, was ihnen in der von Uns ausgeſtellten Konzeſſion, oder von unſerm Kam⸗ 
| mer⸗Kollegio ertheilten Paß, nachgelaſſen, zu begnügen, und dieſes alles bei Ver— 

luft der Konzeſſion, auch anderer willkührlicher Geld⸗, Gefängnißs oder ſonſt, nach 
Beſchaffenheit derer Umſtände, zu exequirenden Strafe 1). 
Nachdem Wir aber 
d. VIII. 


(Commercium mit auswärtigen Judenſchaften.) mit denen auswaͤrti⸗ 
gen Judenſchaften das Commereium gaͤnzlich aufzuheben nicht gemeinet; fo bleibet denen 
fremden und beſondere Concessioner, wie oberwähnet, nicht habenden Juden zwar, 
wie zeithero, ſo auch fernerhin, die Leivziger Neujahr-, Oſter- und Michagelis⸗, inglei⸗ 

| chen die Naumburger Petri⸗Pauli⸗Meſſen zu beſuchen und zu bauen, unbenommen, ſie 
| find aber auch ſchuldig, die Erlegung des Leib⸗Zolls, Land⸗ und General⸗Acciſe, nebſt 


1) Die g: V- VII betreffen die Juden in Dresden, 


| 
| 
| ` 
| 
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andern angeordneten, oder ſonſt gewöhnlichen Praestandis, zu präſtiren, inſonderheit 
aber vor, in und nach denen Meſſen, reſpective der Leipziger Juden-Ordnung d. d. 
2. Okt. 1682 und denen ergangenen Verfuͤgungen, auch was etwan ſonſt zu Erhaltung 
guter Ordnung und Unſerm eigenen Intereſſe unnachtheiliges an beiden Orten deshalb 
befohlen oder ſonſt hergebracht, ſich allenthalben, bei Vermeidung der darinnen geſetzten 
Strafe, gemaͤß zu bezeigen. 3 Ze 

Endlich wollen Wir zwar IW 
(Jahrmarkts-Freiheit derer Juden.) in Gnaden geſchehen laſſen, daß die 


Jahrmärkte bei Unſerer Reſidenzſtadt Dresden, ingleichen in denen großen und mittlern 


Städten Unſerer Lande, von denen auswaͤrtigen Juden fernerhin beſuchet werden mö⸗ 
gen, jedoch daß es bei der Stadt Dresden, unter obiger Präfaution, bei denen übrigen 
Städten aber mit Vorbewußt eines jeden Orts Obrigkeit geſchehe, der Aufenthalt auch 
denen in obbenannten’ Städten die Jahrmaͤrkte beſuchenden fremden Juden, über zwei 
bis drei Tage, und der Handel anders, als im Ganzen, nach Maßgebung des unterm 
6. Okt. 1687 ins Land ergangenen Mandats, nicht verſtattet, mithin ſolche Erlaubniß 
auf den Waaren⸗Schnitt, auch einzelnen Vertrieb und das Hauſiren nicht erſtrecket 
werde, als welches alles, unter denen bereits darauf geſetzten Strafen fernerhin verbo⸗ 
ten bleibet. 

Nachdem Wir auch d. X. 

(Leib⸗Zoll.) mißfällig vernommen, daß zu Vermeidung des Angebens bei denen 
Magiſtraten, Erlegung des Leib-Zolls, und anderer Urſachen halber, ſonderlich in denen 
Leipziger und Naumburger Meſſen einige Juden zu verſchiedenen Malen ſich unterftan- 
den, auf erhaltene Freipaſſe ſich zur Ungebühr zu beziehen, und dadurch Unfere Kaſſen 
zu defraudiren; als wollen Wir, zu Vermeid- und Hebt ba alles daher ſich etwan ereig⸗ 
nenden Zweifels, Uns hierdurch dahin gnaͤdigſt erklaͤret haben, daß zwar diejenigen, Io 
entweder mit einem von Uns eigenhändig unterſchriebenen, oder doch von Unſerm Kam⸗ 
mer⸗Kollegio ausgeſtellten richtigen Paſſe verſehen, bei Beſuchung derer Leipziger und 
Naumburger Meſſen, mit dem Leibzoll und andern ſonſt zu präftirenden Abgaben, von 
welchen ſie, nach Inhalt derer Paͤſſe und Konzeſſionon befreiet, verſchonet werden ſollen, 
ſie haben aber nichts deſto weniger unter denen Thoren ſich anzugeben, und alles uͤbrige 
denen Juden in gegenwärtigem Mandat vorgeſchriebene genau zu obſerviren; wie denn 
auch mehrere Perſonen, als in ſolchen Päſſen namentlich ausgedruckt, ohne Entrichtung 
des Leibzolls nicht zu paſſiren, am allerwenigſten aber denen mit obgedachten Paͤſſen ver⸗ 
ſehenen ein mehreres, als ſonſt in denen Gefegen und ſothanen Konzeſſionen auf Paͤſſen 
nachgelaſſen, connivendo zu indulgiren iſt. | 

Wer nun 

8. XI. 


(Strafe der Kontravenienten.) dieſer, Unſerer dem Publiko und Unſeren ot: 
treuen Unterthanen zum Beſten abgefaßten Verordnung zuwider zu leben ſich unterſte⸗ 
hen ſollte, denſelben wollen Wir, er ſei ein Chriſt oder Jude, Obrigkeit oder Untertha⸗ 
ner einheimiſcher oder fremder Hauswirth oder Hausgenoſſe nach Befinden von 10 bis 
50 Thlr. auch mit höhern Geld- und andern Strafen, nicht weniger reſpektive mit 
Konfiskation derer Waaren, oder auf andere empfindliche Art, ganz ohnfehlbar anſe⸗ 

en laſſen. | 

2 Gebieten demnach allen und jeden Unſeren Unterthanen, inſonderheit den von Adel, 
ſowohl Unſeren Beamten, auch denen Rathen in Städten und andern Unter⸗Richtern 
alles Ernſtes, daß ſie hierüber allenthalben ſtracklich halten, die Dikaſteria auch, wenn 
in dergleichen Sachen, darinnen zwar ordentlicher Prozeß nicht zu geſtatten, ſondern 
auf vorgängige ſummariſche Unterfuhung, und nach ſattſam eingezogener Erkundigung 
von der Sachen Beſchaffenheit, auch gehörigen Orts erſtatteten Bericht, alles, ſoviel 
möglich, in der Kuͤrze abzuthun und alſobald definitiv zu entſcheiden iſt, etwas an ſie 
gelangen und rechtliches Erkenntniß erfordert werden möchte, darauf, gleich anderen 
Unſeren Geſetzen und Verordnungen ſprechen ſollen 1). | A 

Wornach ſich alfo zu achten, und geſchiehet hieran Unfer ernſter Wille und Meinung. 
urkundlich haben Wir dieſes offene Mandat eigenhändig unterſchrieben, und Unſer K. 
Chur⸗Sekret darauf zu drucken anbefohlen. So geſchehen und gegeben zu Dresden, 
am 16. Aug. 1746. Erasmus Leopold v. Gerßdorff. 

Augustus Rex. (L. S.) Joh. Gottlob Otto, S. 
(Codex Augusteus I. Fortſ. II. Abth. S. 1165 ff.) 


) Koch a. a. O. S. 284 fügt auf dieſe Beſtimmung ohne allen Grund die Be 
hauptung, daß in Judenſachen der Weg Rechtens nicht geſtattet, während die: 
ſelbe doch ganz ausdrücklich von „Richtern“ und „rechtlichem Erkeuntniſſe“ ſpricht. 
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IL Beſchränkungen in Betreff ihrer Aufenthaltsorte. 

1) Sie dürfen den ihnen beſtimmten Aufenthaltsort bei Verluſt des 
Schutzes und Strafe der Ausſchaffung aus dem Lande, nicht verändern. 
Vergl. §. 1 des Mandats v. 16. Aug. 1746 1). 

2) In Betreff ihrer Reiſen beſtimmt große Beſchränkungen: 

a) Der 9. 2 des Mandats v. 16. Aug. 1746 in Betreff auswärtiger 
Juden. 2) 

b) Die General⸗V. v. 16. April 1773, über Exemtion der in hieſigen 
Landen konzeſſionirten Juden von der für fremde reiſende Juden geordneten 


täglichen Perſonenſteuer 3). 
Friedrich Auguſt, Herzog zu Sachſen ꝛc. Churfuͤrſt ꝛc. 

Veſter und liebe getreue. Wir find zwar in Genehmigung desjenigen ohnmaßgebli⸗ 
chen Gutachtens, ſo Uns der Stadtrath zu Dresden, auf die durch das Geſuch des 
Juden, Baruch Aaron Levi zu Leipzig, gegebene Veranlaſſung, in ſeinem unterthä⸗ 
nigſten Berichte vom 29. Auguſt 1772 eröffnet hat, in Gnaden zufrieden, daß Juden, 
welche ſich in hieſiger Reſidenzſtadt, oder anderer Orten Unferer Lande, auf Unſere dies: 
falls erlangte Konzeſſion aufhalten, und daſelbſt die jährliche Perſonenſteuer, dem Aus: 
ſchreiben gemäß, abführen, in den Fällen, da fie, oder die Ihrigen, eigner Angelegenheis 
ten halber an andere Orte Unferer Lande reifen, mit Entrichtung der für fremde reiſende 
Juden geordneten täglichen Perſonenſteuer in ſofern ſie die Berichtigung des letztern 
Perſonenſteuer⸗Termins durch behoͤrige Quittung doziren koͤnnen, verſchont werden 
mögen. 

Jedoch haben nicht allein dergleichen Juden, wenn ſie von ihrem eigentlichen Aufent— 
halte an andere Orte reiſen, ſich in letztern laͤnger, als die Verfaſſung erlaubet, nicht 
aufzuhalten, noch daſelbſt einige Handlung zu treiben, ſondern Wir erachten auch für 
dienſam, damit nicht etwa Juden, als angebliche Bediente hieſiger konzeſſionirter Haus⸗ 
väter, auf Atteſte von letzteren, ſich anderwaͤrts einſchleichen, und der Perſonenſteuer— 
Verrechtung entziehen koͤnnen, hierunter dieſe Einrichtung treffen zu laſſen, daß ein 
Jude, der ſich außerhalb hieſiger Reſidenzſtadt, für einen Bedienten eines allhieſigen 
Hausvaters angiebt, zwar von dieſem mit einem Atteſte, daß er wirklich in ſeinem Lohn 
und Brote ſtehe, auch einer Kopei von des Hausvaters eigener Konzeſſion zu verſehen, 
hiervon aber von der Obrigkeit des Orts, wo er ſich aufhält, Abſchrift zu nehmen, und 
an unſere Ober⸗Steuereinnahme einzuſenden, damit von derſelben, ob der jüdiſche Haug: 
vater nicht mehrere in ſeinem Lohne und Brote nicht ſtehende angebliche Bediente hege, 
und im Lande herumſende, gnuͤglich verifizirt werden könne. 

Wir begehren dannenhero hierdurch gnaͤdigſt, ihr wollet demgemaͤß, ohne jedoch die⸗ 
ſerhalb beſonderes Botenlohn oder anbern Aufwand zu verurſachen, das Erforderliche 
weiter veranſtalten, ſowohl euch ſelbſt hiernach gehorſamſt achten. 

Daran geſchiehet Unfere Meinung. Datum Dresden, am 16. April 1773. 

Chriſtian Wilhelm v. Nitzſchwiz. 
An ſämmtliche Kreis-Steuer⸗Einnahmen, Stift Wurzen, auch Grafſchaft 
Stollberg⸗Roßla, und Stollberg-Stollberg. 
Unterm 27. März 1773 iſt gleiche Verordnung aus dem geheimen Concilio an die ſtif⸗ 
tiſchen Kammer⸗Collegia zu Merſeburg und Zeitz ergangen. 
Chriſtian Auguſt Kunze. 

(Cod. Aug. IV. Fortſ. 2. Thl. 2. Abthl. 2. S. 859.) 

III. Unbewegliche Güter dürfen Juden im Herzogthum Sachſen gar 
nicht erwerben. Hierüber beſtimmen: 

1) Das Mandat v. 1. Aug. 1602. f 

2) Die Pol. Ordn. v. 22. Juni 1661. Tit. 1. Eingang. 

3) Der Ausſchußtags⸗Abſchied von 1680. 

4) Der Landtags⸗Abſchied v. 18. April 1716 bemerkt: 


— 


1) Der Aufenthalt in den Bergftäbten war ihnen ganz unterſagt. V. v. 3. Okt. 1554. 
Cod. A. II. 140. 212, (Sehr oft bis in die neueſten Zeiten eingefchärft). 

) Koch bezieht dieſe Beſtimmung S. 282 zu Unrecht auf inländiſche Juden. 

3) Koch behauptet a. a. O. S. 282. mit Bezugnahme auf dieſes G., daß die Ju⸗ 
den von ihrem Aufenthaltsorte ohne beſondere Erlaubniß an keinen andern Ort 
reiſen können, wonach ſie ſomit foͤrmliche glebae adscripti ſein würden; die 
V. ſagt aber von Erſterem nicht ein Wort. 8 


"8 


| 
| 
1 
| 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. in den ehem. K. fächf. Landestheilen. 345 


„daß aber dieſelben (die Juden) ſich mit Mobilien anſäßig machen wollten, iſt nicht 

bekannt, und kann demſelben am beſten begegnet werden, wenn die Unter⸗Obrigkeiten, 

unter welchen Gerichten dergleichen gelegen, keine Lohnsreiſung widerfahren laſſen.“ 
(Cod. Aug. I. S. 380.) 


5) Der Landtags⸗Abſchied v. 5. Mai 1718 fagt: 


„Drittens wegen derer Juden bleiben Ihre Königl. Majeſtät nochmals darbei, daß 
denenſelben weder ein öffentlicher Kultus, noch der Ankauf von Immobilien geſtattet 
werden ſolle, geſtalt dann das vormalige Poſthaus dem Reſidenten Lohmannen bloß 
pfandweiſe auf etliche Jahre und mit ausdruͤcklicher Bedingung, in dem Garten keine 
Leiche zu begraben, eingeraͤumt wird, es geſchiehet auch wider Ihre Majeſtät ꝛc. Inten⸗ 
tion und Willen, wenn derer Juden Anzahl ſich vermehret, und fie außer denen Leip⸗ 
zigiſchen Meßzeiten Handel und Wandel treiben, dahero nur die Obrigkeiten Aber die 
bisherigen Verordnungen halten duͤrfen, ꝛc.“ 1). 

(Cod. Aug. I. S. 400.) 


6) Selbſt der antichretiſche Pfandbeſitz iſt den Juden verboten. 
Es beſtimmt dies das R. v. 18. Juli 1780, mitgetheilt durch das Patent 
v. 28. Aug. 1780. 


„Nachdem bei vorgekommener Errichtung eines Paeti antichretici zwiſchen Chris 
ſten und Juden per Rescriptum Clementissimum d. d. den 18. Juli a. c. gemefs 
ſenſt anbefohlen worden, daß dergleichen Pactum zwiſchen Chriſten und Juden nicht 
geſtattet werden ſoll: So wird ſolches den Juſtizbeamten ꝛc. zur unterthaͤnigſten Nach⸗ 
achtung hierdurch bekannt gemacht ꝛc. c. Signatum Schleuſingen den 28. Aug. 1780. 
Churfuͤrſtl. Sächſ., in die gefürſtete Grafſchaft Henneberg Schlauſinger Antheils, vers 
ordnete Ober⸗Aufſeher und Räthe. 

(Cod. Aug. IV. Fortſ. II. Thl. II. Abthl. I. S. 375.) 


IV. Sie ſind von Bekleidung öffentlicher Aemter ausge— 
ſchloſſen. 

Es ergab ſich dies nach früherer Verfaſſung wie nach jetziger daraus, daß 
fie keine Staatsbürger find 2). Das den Juden in früherer Zeit mitunter 
gegebene Prädikat eines Hoffaktors oder Hofkommiſſairs ſollte fie „in re- 
gula“ nicht von der Jurisdiktion des Ortes eximiren. Befehl vom 
26. Nov. 1766. (Cod. Aug. I. Fortſ. II. Abthl. S. 1179.) 


V. Sind die Juden vom ſtädtiſchen Bürgerrechte ausge— 
ſchloſſen? e 
1) Man wird dies deshalb annehmen müſſen, weil ein Grobtbürger, 
recht ohne ein Staats bürgerrecht nicht wohl gedacht werden kann 8), kei⸗ 
nesweges aber aus dem Grunde, der hierfür angeführt worden 7), weil in 
den ſächſiſchen Landen blos Augsburgiſche Konfeſſionsverwandte das Bürs 


1) Koch bezieht ſich darüber, daß die Juden keine Immobilien erwerben durfen, auch 
auf das Lehnsmandat v. 30. April 1764, welches Tit. 7. $. 3. beſtimmt: 
„Eben ſo wenig findet, da nach der Verfaſſung hieſiger Lande, einer, der nicht 
der Augsburgiſchen Konfeſſion zugethan iſt, keine Lehn⸗ oder Allodialguͤter in 
ſelbigen auf einigerlei Art und Weiſe acquiriren kann, die Präfentation eines ſol⸗ 
chen Mitbelehnten ſtatt.“ (Cod. Aug. Fortſ. I. Abthl. I. S. 1034.) | 
8. SE dies G. iſt durch Art. 16 der Bundesakte aufgehoben. S. hierüber 
2) Koch bezieht ſich a. a. O. S. 281 und Note 4. S. 285 zum Beweiſe deſſen, daß 
Juden keine öffentlichen Aemter bekleiden können, darauf, daß nach früherer 
Verfaſſung die Beamten den Religionseid zu leiſten hatten. Daß dies kein 
Grund, daruͤber vgl. sub V. S. 356. Dieſer Religionseid war imüebrigen früs 
her auch von den Promovirenden zu leiſten — Viſit. Dekr. der Univerfität 
| Leipzig von 1616 Nr. 5—7. Curtius a. a. O. I. $ 309. — was gleich 
falls zur Zeit aufgehoben. 
2) Vergl. über dieſe ſtreitige Frage das R. v. 27. Febr. 1809, welches entgegenges 
ſetzter Anſicht iſt, oben S. 247. | 
4) Koch S. 283 und S. 285. Note 6. 
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gerrecht gewinnen können. Es beſtimmt nämlich hierüber der Ausſchuß⸗ 
Tags⸗Abſchied v. 21. Dec. 1680: 

„Geſtalt Wir nicht verſtatten wollen daß einige andere als der Augsburgiſchen Kon: 
feffion Verwandte ſich in Unſeren Landen ſäßhaft machen oder das Bürgerrecht gewin⸗ 
nen mögen, fo ꝛc. c.) | 

Wäre dieſes Geſetz, welches jeden Reformirten und jeden Katholiken vom 
Bürgerrechte in den Städten des Herzogthums Sachſen ausſchließt, noch 
gültig, ſo würden ſonder Zweifel es auch noch das Mandat Churf. Chri⸗ 
ſtian II. zu Sachſen ſein, die Subſcription des Conkordienbuchs betreffend, 
v. 1. Aug. 1602, welches beſtimmt: 

„Dieweil denn Gott ſelbſt dieſen laulichten Leuten, die in Religionsſachen weder 
kalt noch warm find, Feind iſt, und fie bedräuet, aus feinem Munde auszuwerfen, fo 
haben auch Wir ꝛc. es dahin gerichtet, daß alle Unſere Räthe, Diener, Haupt⸗ 
und Ambtleuthe das juramentum Religionis geleiſtet und dahin ſich 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei der erſten ungeaͤnderten 
Augsburgiſchen Konfeſſion, wie dieſelbe Anno 1580 im driftliden 
Concordien-Buche wiederholet erkläret ꝛc. worden in durch Gottes 
Gnade feſt und ſtandhaftig bis an ihr Ende halten wollen“ und weiter un⸗ 
ten: „Inſonderheit aber befehlen Wir hiermit Unſern ꝛc. Niemanden, 
der ſolches nicht approbiret, unterſchrieben und ſeine Pflicht darauf 
geleiftet, zu Dienſt befördern ꝛc. ꝛc. (Cod. Aug. I. 777.) 

Eben fo beſtimmt die Polizei⸗Ordnung Churfürſt Joh. Georgens des ll. 
zu Sachſen v. 22. Juni 1661. Tit. 1. pr. in Betreff der Aſſekuration der 
reinen lutheriſchen Lehre: — — 

„Als wollen Wir — — keine andere Lehre in Unſeren Landen verſtatten, ſondern 
vielmehr alle Kirchen-, Schul-, Hof- und andere Beamte, wie bishero 
gebräuchlichen geweſen, das Juramentum Religionis darauf abzule⸗ 
gen anhalten laſſen.“ (Cod. Aug. I. S. 1564.) 

Nach dieſen verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen würden daher auch ge— 
genmärfig Reformirte und Katholiken im Herzogthume Sachſen weder als 

ürger in die Städte, wie als Beamte, in die Kollegien aufgenommen 
werden können. Allein dieſe Geſetze ſind längſt vollſtändig aufgehoben wor⸗ 
den durch Art. 16. der Bundesakte v. 8. Juni 1815 verbis: 

„Die Verſchiedenheit der chriſtlichen Religionsparteien kann in den Län» 
dern und Gebieten des deutſchen Bundes keinen Unterſchied in dem Ge, 
nuſſe der bürgerlichen und politiſchen Rechte begründen.“ 

Es iſt nun klar, daß wenn dieſe Geſetze, welche überdies lediglich die 
damaligen Religionsſtreitigkeiten unter den chriſtlichen Religionsparteien 
vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben ſind, ſie nicht noch in Beziehung 
auf die Juden beſtehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und Pflichten, 
an die ſie überhaupt niemals gedacht, ohne allen Einfluß ſind. 


2) Das folgende R. ſpricht ſich über die Frage nicht aus, ob die Ju⸗ 
den das Bürgerrecht haben oder nicht, ſondern bemerkt nur, daß der Sta- 
tus quo aufrecht zu erhalten. 

R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Brenn) v. 12. Dec. 1832 
an die K. Reg. zu Merſeburg. N ö 

Der K. Reg. erwiedere ich auf die Anfrage v. 30. v. M., daß die Städteordnung in 
den Verhältniſſen der Juden nichts geaͤndert hat, und es daher in Anſehung derſelben 
bis zum Erſcheinen der neuen Judenordnung, in den Staͤdten des Herzogthums Sach⸗ 
fen bei dem Geſetze vom 16. Aug. 1746, fo wie in dem Weſtophäliſchen Landestheilen bei 
der Geſetzgebung des ehemaligen Königreichs Weſtphalen bewendet. Hiernach ſind denn 
die Juden, jenachdem ſie der Geſetzgebung nach zum Buͤrgerrechte fähig ſind, oder nicht, 
zu demſelben zuzulaſſen, oder davon auszuſchließen. (Ann. XVI. S. S. 960.) 
VI. Ausnahmsweiſe iſt ihnen der Handel geſtattet, aber mit folgenden 
Beſchränkungen: 


d Cod. Aug. I. S. 360. 
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) 

A. Sie dürfen weder offene Handlungsgewölbe haben, noch, nach An⸗ 
nahme der Miniſterien, hauſiren, ausgenommen gleich den fremden Ju⸗ 
den, auf den Naumburger Meſſen. | ni 

2) Mandat wider die Juden, Italiener, Tabulet⸗Traͤger und andere 
Hauſirer v. 10. Juli 1719. 

Wir Friedrich Auguſt ꝛc. Nachdem Uns zum oͤftern unterthänigſt zu vernehmen ge⸗ 
geben worden: was maſſen die Juden, Italiener, Tabulet⸗ und Butten-Schieß⸗Pulver, 
ingleichen Koͤnigſeer, und anderer gebrannten Waſſerkraͤmer und Träger, auch insge⸗ 
mein alle alter, welche koſtbare und geringe, ſchneidende u. Kram-auch Hand⸗ 
werks⸗ und in andere Profeſſionen laufende Materialien und Waaren, ſowohl auf dem 
Lande in die Höfe und Haͤuſer herum führen und trügen, als auch, daß dgl. Sachen in die 
Städte ſelbſt, außer denen gewoͤhnlichen Jahrmärkten, von denen in- und auslaͤndiſchen 
Händlern eingeſchleppet, dadurch aber der Handelsmann, Krämer, Handwerker und 
andere Profeſſtonsverwandte, ſo ihres Vertriebs und Bewerbs halber, vielen Abgaben 
unterworfen waͤren, in ihrer Nahrung ſehr benachtheiliget und zurücke geſetzt nicht we⸗ 
niger auch Unſere General⸗Conſumtions⸗Acciſe und andere Revenuͤen merklich geſchwä⸗ 
chet und geſchmälert würden, hiernächſt auch die Erfahrung bezeuget, daß durch theils 
erwähnte Leute zu vielem Unfug und Dieberei Anlaß gegeben worden, und Wir dieß⸗ 
falles gethane allergehorſamſte Vorſtellung um fo viel weniger für unerheblich befinden, 
als der Dorfhandel, und insgemein alles Hauſiren auf dem Lande, vorhin ſchon unters 
ſaget und verboten iſt. | ` 

So haben Wir aus tragender Landesväterlicher Vorſorge, zu Erhaltung guter Orb: 
nung, auch Abwendung alles Unterſchleifs, und Verhütung mancherlei daher entſte⸗ 
henden Unfugs, wohl zuweilen begangenen Dieberei und Parthiererei, für nothwendig 
erachtet, durch dieſes Unſer offenes Mandat die Dorfkramerei uͤberhaupt zu verbieten, 
worunter doch der einzelne Verkauf der gemeinen Viktualien und anderer unumgaͤng⸗ 
lichen Nothdurften, fo die Inwohner in denen Dörfern aus den accisbaren Städten dr 
holen, nicht mit zu verſtehen, und ſollen die Italiener, Tabulet⸗ und Butten⸗Träger, 
wie auch die, ſo Schießpulver, Koͤnigſeer Waaren, gebrannte Waſſer und Extrakte, 
von Haus zu Haus bisher verkaufet haben, forthin nicht geduldet werden, ſon⸗ 
dern allen, und jeden, ſonderlich denen Juden, das Hauſiren und Herumtragen aller⸗ 
hand auswärtiger und inländiſcher Waaren gaͤnzlich verboten fein, bei der, in der Zon: 
desordnung darauf geſetzten Strafe und Konterbandirung derer Waaren, davon werden 
aber die Leipziger und Naumburger Meſſen und Jahrmärkte ausgenommen, allwo der 
8 Wandel in feiner Freiheit und bisherigen rechtmäßigen Uebung billig ver: 
verbleibet. $ | | | van frz 

Gebieten und befehlen demnach hiermit obermeldeten Unfern Prälaten, Vaſallen, Be⸗ 
fehlshabern, Ambtleuten, und allen denen, ſo von Uns mit Gerichten beliehen, oder 
ſolche von Unſertwegen zu ererziren haben, daß ſie nicht allein dieſes unſer Mandat zu 
jedermanns Warnung aller Orten publiziren und affigiren, ſondern auch ſich ſelbſt hier⸗ 
e gebührend und gehorſamſt achten, benennte und alle andere dergleichen 
Hauſirer bei ſich und denen Ihrigen nicht dulden, noch ihnen ſolches verſtalten, ſondern 
auch wider dieſelben, laͤngſtens vier Wochen nach geſchehener Eroͤffnung dieſes Unſeres 
Mandats, auf obige Maſſe nach der Scharfe verfahren, auch bei unterbleibender deſſen 
allen gehöriger und genauer Beobachtung ſich nicht ſelbſten die unausbleibliche Beſtra⸗ 
fung zuziehen ſollen. Daran geſchicht Unſer zuverläßiger Wille und Meinung; Und 
haben Wir des zu mehrer Urkund hierauf Unſer Kanzelei⸗Sekret vorzudrucken befohlen. 
So geſchehen und gegeben zu Dresden, am 10. Juli Anno 1719. 
L S. George, Graf von Werthern, 

(Cod. Aug. I. S. 1899. Joh. Chriſtoph Guͤnther, S. 

Aus vorſtehendem Geſetze ergiebt ſich auf das Unzweifelhafteſte, daß 
die Beſtimmung des zu 1. gedachten Mandats v. 16. Aug. 1746, wie die 
Juden nicht hauſtren follen, lediglich eine Folge des allgemein beſtehen⸗ 
den Verbots des Hauſirens war), keineswegs aber ein an die jüdiſche Ne: 
ligion geknüpftes Verbot. 

Da nun jenes allgemeine Geſetz gegen das Hauſiren durch das Regula⸗ 
tiv über den Gewerbebetrieb im Umherziehen und insbeſondere, das Hau— 


— — — 1 


1) „Auch insgemein alle Hauſirer“ ſagt obige Verardnung. 
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ſiren, v. 28. April 1824 1) aufgehoben iſt, ſo beheben ſich hierdurch auch 
die Beſtimmungen des Mandats von 1746 gegen das Hauſiren der Juden. 

Dies faktiſche Verhältniß iſt in den folgenden Reſcripten gänzlich überſe⸗ 
hen worden; ſie betrachten die betreffenden Beſtimmungen des Mandats 
von 1746 nicht in ihrem Zuſammenhange mit der ſächſiſchen allgemeinen 
Landesgeſetzgebung, ſondern iſolirt als ſpezielle gegen die Juden gerichtete 
Beſtimmungen und halten fie demgemaͤß zu Unrecht noch für gültig. Es 
beſtimmen dies mit Ausnahme eines einzigen R. v. 25. Juni 1833. 
(Ann. XIII. S. 508.) 2), die Reſol. d. K. Min. des J. u. d. P. (Köhler) v. 
15. Aug. 1829 an den jüdiſchen Handelsmann N. N. zu Halle a. d. S. 
(Ann. XIII. Nr. 113), die C. R. der K. Min. des Inn. für Handel und 
Gew. Ang. (v. Schuckmann) und für d. J. u. d. P. (v. Brenn) v. 
29. April 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt, Liegnitz. 
(Ann. XV. S. 326.) das R. des Min. des Inn. v. 13. Juli 1835, mit⸗ 
getheilt durch Bekanntmachung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. 
(Ann. XX. Nr. 148.), das C. R. der K. Min. des Inn. für Gew. Ang. (v. 
Brenn), d. J. u. d. P. (v. Rochow), u. d. Fin. (v. Alvensleben) v. 
19. April 1837 an die K. Reg zu Bromberg. (Ann. XXI. Nr. 231.), das 


C. R. derſelben Min. v. 12. Mai 1837 an die K. Reg. zu Merſeburg. 
(Ann. XXI. S. 634.) 


B. Auf den Jahrmärkten in den vormals Sächſiſchen Staͤdten und 
Flecken iſt blos den in den Preußiſchen und Anhaltiſchen Staaten wohn: 
haften Juden der Verkauf ihrer Waaren im Einzelnen verſtattet. Außer 
den Meſſen und Jahrmaͤrkten iſt den nicht mit Konzeſſion im Herzogthum 
Sachſen wohnhaften Juden aller Handel im Ganzen und Einzelnen bei 
Strafe der Konfiskation der Waaren unterſagt 3). 


1) Vergl. hierüber Abthl. III., namentlich die K. O. v. 19. Sept. 1828 
und die R. v. 10. Dec. 1828 und 10. April 1829. 

2) Die $8. 2. 3. des Mandats v. 16. Aug. 1746. 

3) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), und d. Inn. (v. Shuds 
mann) v. 7. Mai 1821 an die K. Reg. zu Liegnitz und Frankfurt a. d. O. 
Detailhandel der Juden auf Jahrmärkten. 


Da das K. Saͤchſ. Mandat v. 16. Aug. 1746 §. IX. ausdruͤcklich nur den aus⸗ 
wärtigen Juden den Detailhandel auf Jahrmärkten verbietet, von den N. N. in 
Calau aber, in deren Angelegenheit die K. Reg. unter dem 16. Febr. d. J. berichtet hat, 
darüber wiederholentlich Beſchwerde geführt worden iſt, daß dieſes Verbot auch auf fie 
ausgedehnt werde, ſo finden die unterzeichneten Min. ſich veranlaßt, die K. Reg. hier⸗ 
mit ein: für allemal anzuweiſen, allen Juden, welche in irgend einem Theile des Her⸗ 
zogthums Sachſen wohnen, gleichviel ob fie den Wohnſitz durch ausdrückliche Konzef: 
ſionen oder durch ſtillſchweigende Duldung erlangt haben, den Detailhandel auf Jahr⸗ 
maͤrkten zu geſtatten. (Ann. V. S. 338.) 


C. Der Handel mit verarbeitetem oder unverarbeitetem 
Silber, iſt ihnen bei Strafe der Konfiskation unterſagt. Münzmandat 
v. 1732 8. 2. (Cod. Aug. I. Fortf. S. 1702.) und R. v. 14. Mai 1774. 
(Cod Aug. II. Fortſ. Thl. II. Abthl. II. S. 175.) Ebenſo der Handel mit Garn 
— V. v. 16. Juni 1696. (Cod. Aug. I. S. 1702.) — und mit Berg⸗ 
werkprodukten. V. v. 3. Okt. 1554. (Cod. Aug. II. 140.) und R. v. 
4. Okt. 1781. Cod. (Aug. Fortſ. II. Thl. II. Abthl. II. S. 1466.) 


1) G. S. 1824 S. 128. 
2) Vergl. die folgend aufgeführten R. Abthl. III. 
2) Vergl. Bien er 1. c. S. 61. 
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VII. Abgaben der Juden. 

A. Schutzgeld. 

Für den ſogenannten Schutz, das heißt für die Erlaubniß, in dem Her⸗ 
ogthum Sachſen zu wohnen, zahlten die Juden eine beſondere ſehr hohe 
oe. Während dieſe fchon nach dem Regl. v. 13. Jan. 1747 
ſehr bedeutend war!), wurde fie durch das Ausſchreiben über die ferner ver: 
willigte allgemeine Perſonenſteuer, wie ſolche von dem 1767. Jahre an 
entrichtet werden ſollte, d. d. 31. März 1767 noch erheblich erhöht. Nachdem 
in dieſem Geſetze für alle Klaſſen die Steuer feſtgeſtellt und zwar dergeſtalt, 
daß z. B. die wirklichen Rathe, Majors ꝛc. nur dreißig Thaler zahlen, bes 
ſtimmt daſſelbe in Anſehung der Juden: 

Hieruͤber *) hat von und mit Laetare 1767 

ein Jude, der ſich weſentlich in Dresden oder Leipzig mit Churfl. Paͤſſen aufhält, an 

Perſonenſteuer vor ſich jaͤhrlich zu bezahlen 70 Thlr. 


Deſſen Frau 80 70 

Jedes Kind ohne Abſicht auf das Alter 5 „ 

Jeder Knecht 4 „ 12 gr. 
und 

Jede Magd 


88 % 

Und ſoll künftighin keinem Juden mehr als 1 oder 2 Perſonen als Knechte oder 
Maͤgde anzugeben, zu Vermeidung des bisherigen Unterfchleifs verſtattet werden; auch 
ſoll keinem juͤdiſchen Hausvater, der an feinem Perſonenſteuer-Quanto Moderation ers 
halten, weder fremde Juden noch ſeinen Sohn und deren Weiber als Knechte oder 
Mägde bei der Perſonenſteuer aufzufuͤhren und zu verrechten erlaubet ſein. 

Diejenigen Juden aber, fo ſich in anderen Staͤdten und Orten hieſiger Churſaͤchſi⸗ 
ſchen Lande aufhalten, entrichten nur die Hälfte von vorſtehenden Anſaͤtzen. 

Wie denn auch die reiſenden fremden Juden vor jeden Tag, den ſie ſich an einem 
Orte im Lande, es ſei in der Stadt oder Dörfern, aufhalten, ausgenommen die Leipzi⸗ 
ger und Naumburger Meſſen, ingleichen die ordentlichen Jahrmaͤrkte von Anfange des 
1767. Jahres, vor jede Perſon L 

in großen und Mittelftädten 18 gr. 

in Eleinen Städten und Dörfern aber 9 gr. 
zu bezahlen, und keiner Exemtion durch Vorzeigung derer Freipaͤſſe ſich zu erfreuen ha— 
ben; welches Geld jedes Ortes Obrigkeit einzunehmen und bei der nächſten Lieferung 
mit einzurechnen verbunden iſt; jedoch werden die Juden, welche die Leipziger und Naums 
burger Meſſen beſuchen, ſowohl acht Tage vor Einlautung der Meſſe, als auch acht 
Tage nach der Zahlwoche, mit Abgabe dieſer Steuer verſchonet “). 

Nicht minder bleiben die reiſenden Juden auf die Tage, wenn ſie, wegen einfallenden 
Sabbaths, oder anderer juͤdiſchen Feiertage. den Weg zu proſequiren, oder ihren Hans 
del zu treiben, nicht vermögen, von oberwaͤhnter Perſonenſteuer befreiet. 

(Cod. Aug. 1. Fortſ. 11. Abth. S. 762.) 

Ziele Perſonenſteuer kann jedoch gegenwärtig nicht mehr zu Recht rb, 
ben werden, da die Juden ſtatt derſelben den allgemeinen geſetzlichen 
Ié unterworfen find. 

„Leibzoll ). 

Früherhin war der Leibzoll angeordnet: 

1) Wegen der Einheimiſchen durch §. 8. 10. des Mandats v. 1746. 
S. oben. 

2) Durch den General⸗Befehl Herrn Friderici Auguſti, Königl. Prin⸗ 
zens in Polen und Litthauen ꝛc. und Chur⸗Fürſtens zu Sachſen ıc. Daß 


ki Cod. Aug. J. Fortſ. II. Abth. S. 477. 

4) Dieſes Wort deutet darauf hin, daß der Jude erſtens als Gewerbtreibender, d. h. 
als Kaufmann, die dieſe treffende Steuer zu zahlen hatte und dann noch als 
Jude dieſe exorbitante Summe fuͤr den ihn treffenden geſetzlichen Druck. 

2) Einheimiſche, welche die Perſonenſteuer zahlen, hatten dieſe Abgaben nicht zu 
entrichten. Generale v. 16. April 1773. (Cod. Aug. II. Fortſ. II. Abth. 


S. 860.) 
4) Vergl. Abth. I. Allg. hiſtor. Einleitung. 
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von denen durch die Chur⸗Sächſiſchen Lande paſſirenden Juden, deren Weis 
bern und Dienern, ohne Unterſchied der Leib⸗Zoll vor voll erleget werden 
fol; den 4. April 1733. 
Friedrich Auguſt, Koͤnigl. Prinz ꝛc. Churfürſt ꝛc. 

Lieber Getreuer. Wir haben aus bewegenden Urſachen gnädigſt reſolviret, daß in Zu⸗ 
kunft und bis zu weiterer Verordnung, von denen ſaͤmmtlichen durch Unſere Lande Lë 
renden Juden, Rabbinen, Juden⸗Weibern und Dienern, ohne Unterſcheid der gewöhn: 
liche Leib⸗Zoll jedesmal vor voll gefordert und erleget werden ſoll. Und befehlen demnach 
hiermit, du wolleſt dich deines Orts darnach gehorſamſt achten, auch an die ſämmtli⸗ 
chen Gleits⸗Einnahmen des dir anvertrauten Bezirks, das Noͤthige dieſerwegen unver⸗ 


längt gebührend verfügen. Daran ꝛc. Dat. Dresden, am 4. April 1733. 


An die Gleits-Commiſſarien. | 
(Cod. Aug. J. Fortſ. 11. Abth. S. 16. 


3) General⸗Befehl deſſelben v. 24. Sept. 1833 wegen der Judenkinder 
bis in das zehnte Jahr. | 

Friedrich Auguſt, König ꝛc. und Churfuͤrſt ꝛc. 

Lieber Getreuer. Wir Ce auf Elias Bernd Lehmanns, des Gevollmächtigten der 
Jubenſchaft unterthänigftes Anſuchen und Vorſtellen, daß die Unſere Lande durchpaſſi⸗ 
renden Bettel⸗Juden, Rabbinen, Weiber und unerzogene Kinder, auch ſogenannte Die: 
ner, mit Erlegung des vollen Leib⸗-Zolls verſchonet werden möchten, gnädigſt reſolviret, 


daß die unerzogenen Juden⸗Kinder bis in das zehende Jahr von dem Leib⸗Zolle ganzlich 


freigelaſſen werden ſollen, hingegen wegen derer übrigen Perſonen laſſen Wir es bei 
dem am 4. April in dieſem Jahre emanirten Generali unverandert bewenden, und befeh⸗ 
len hiermit, du wolleſt, damit die Gleits- und Zoll⸗Einnehmere nach dieſer Unſerer Re⸗ 
ſolution ſich gehorſamſt zu achten wiſſen, das Noͤthige wegen derer Juden⸗Kinder in die 


ſaͤmmtlichen Gleits⸗Einnahmen des dir anvertrauten Bezirks „kraft dieſes verfügen. 


Und hieran ze. Datum Dresden, am 24. Sept. Anno 1733. 
An die Gleits⸗Kommiſſarien 
Silligen und Friedrichen. 
(Cod. Aug. loco eit.) 


4) Böhmiſche Juden wurden vom Leibzoll nach dem R. v. 14. April 


1745 befreit (a. a. O. S. 16), aber nach dem R. v. 20. Juli 1750, gleich 


den Mähriſchen und Ungriſchen Juden wiederum zu deſſen Zahlung für ver⸗ 
pflichtet erachtet 1). (J. e S. 1146.) 

5) Die Höhe des Leibzolls wurde feſtgeſtellt in der Geleits⸗Rolle v. 
15. Nov. 1718 (Cod. Aug. II. 1157) und durch das Gener. v. 6. Nov. 
1727 für die Perſon zu Fuß 2 Gr., zu Pferde 4 Gr., Rabbiner, Weiber 


und Kinder die Hälfte. 


6) Durch Freipäſſe wurde die Befreiung von den jüdiſchen Abgaben 
erreicht ?). 

Es beſtimmte rückſichtlich derſelben: | 

a) das Regulativ wegen Erleichterung des Meßbandels be ausländk⸗ 
ſchen Juden v. 12. Sept. 1772 und das R. den Naumburger Meßhandel 
betr. v. 23. April 1800. (Cod. Aug. II. Sort II. Abth. S. 1450. 1478.) 
Vergl. dieſelben bei Abth. III. | 

b) Dieſe Freipäſſe durften nach dem Befehl v. 23. Jan. 1790 von den 
mit der Poſt reiſenden Juden nur auf den Poſtämtern vorgezeigt werden. 
(a. a O. S. 1472.) 

Es ward jedoch dieſe entehrende Abgabe hier durch das Ruſſiſche Gou— 
vernements⸗Patent v. 28. Dez. 1813 (Gouvernements⸗Blatt 1814. S. 21), 


) Koch führt a. a. O. S. 287 Note 26 dies R. an, behauptend, daß daffelbe vor⸗ 
ſchriebe, Ungariſche Juden hätten keinen Leibzoll zu zahlen. Es beſtimmt grade 
das Gegentheil. 

*) V. v. 13. Sept. 1779 (Cod. Aug, Fortſ. II. Abth. 2. S. 1468.) 
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zur Zeit der Verwaltung der Sächſiſchen Laͤnder durch die Verbündeten 
1 1). 
Acciſe. | | 

Nach dem regulirten General⸗Konſumtions-Accis⸗Tarif, nach welchen in 
denen accisbaren Städten des Churfürſtenthums Sachſen und inkorporirten 
Ländern die General⸗Acciſen zu erheben find, v. 22. Dez. 1753 (Cod. Aug. 
1. Sot II. Abth. S. 987) gaben die Juden von allen Waaren, womit fie 
handeln, die Acciſe, welche ſonſt ein inländiſcher Händler zu entrichten hat, 
gedoppelt, und für die Waaren, womit fie auf den Meſſen hauſiren ge: 
hen, dreifach. Auch dieſe Abgabe kann in Folge der Regulirung der be⸗ 
treffenden Verhältniſſe durch die allgemeinen Preußiſchen Geſetze nicht mehr 
zu Recht erhoben werden. 

D) In Betreff der Abgaben an chriſtliche Kirchen vergl. das R. 
v. 25. Febr. 1842 oben S. 105. 


VIll. Beſchränkungen bei Ausübung ihres Gottesdienſtes. 
1) Landtagsabſchied v. 24. April 1711. 


— — „Wollen auch denen Juden ihren etwa angemaßeten Cultum, welcher auch als 
hier ſogleich, als man darvon einige Nachricht erlanget, aufgehoben worden, in keine 
Wege oͤffentlich geſtatten.“ (Cod. Aug. 1. S. 369. 

2) Daſſelbe wiederholt die Reſolution derer Stände Gravaminum d. d. 
Warſchau den 19. Juni 1713 (a. a. O. S. 371), die Reſolution v. 18. April 
1716 (a a. O. S. 380) und 5. Mai 1718 (a. a. O. S. 399). 


Zweites Kapitel. 


Die ſtaats rechtlichen Verhältniſſe der Juden in der Obert: 
und Nieder-⸗Lauſitz. 

| Einleitung. k 

In den Lauſitzen konnten Gefeße nur mit Bewilligung der Landſtände 
gegeben werden und es gelten daher Geſetze des Churffaats und ſpäteren Sé, 
nigreichs Sachſen als ſolche nicht auch in den Lauſitzen. Insbeſondere 
iſt das Mandat v. 16. Aug. 1746, die Verhältniſſe der Juden in den fach: 
ſiſchen Ländern betreffend, für die Lauſitzen niemals ausdrücklich recipirt 
worden, hat mithin daſelbſt keine Gültigkeit. Zwar ſagt das unten folgende 
R. der Min. des Inn.: „Nach dem Sächſiſchen G. v. 16. Aug. 17472), wel⸗ 
ches noch in der Lauſitz gilt“ ꝛc.; allein dies iſt ein Irrthum, denn wenn 
dies Geſetz in der Lauſitz „noch“ gelten ſollte, ſo wäre erſt das Faktum zu 
begründen, daß es jemals daſelbſt gegolten, was nicht geſchehen iſt und 
nicht geſchehen konnte s). 

Vielmehr fehlt es in den Lauſitzen gänzlich an allgemeinen, die Ju⸗ 
den betreffenden Geſetzen, und die Juden ſind daher, abgeſehen von den 
folgenden, Einzelnes anordnenden Beſtimmungen nach dem Inhalte der 
Konzeſſionen zu beurtheilen, auf Grund deren ihnen der Wohnſitz in dieſen 
Territorien bewilliget wird. e 

Dergleichen einzelne Beſtimmungen anlangend, fo ift 


L der Satz, daß Juden kein Grundeigenthum erwerben können, 


—— —— ——ę—ę—ͤ⅜ — 


D Koch a. a. O. S 284. 289. ſpricht von dem Leibzolle zu Unrecht als von einer 


noch beſtehenden Einrichtung. 

2) Dies iſt ein Druckfehler und muß 1746 heißen. 

8) Auch der revidirte Entwurf des Provinzialrechts der Niederlauſitz, der mit den 
Staͤnden in allen ſeinen Theilen berathen worden, und auch die Verhältniſſe der 
Juden beſpricht, weiß nichts von dieſer Reception. Vergl. ebenſo Pin der an den 
betreffenden Orten. 


— SE 
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zwar wie das vorige Kapitel ergiebt, in Sachſen ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen; die betreffenden Geſetze ſind aber in den Lauſitzen nicht recipirt; es 
ſteht mithin der Ausübung dieſes Rechtes kein Geſetz entgegen. | 

U. Das Bürgerrecht betreffend, fo ſtände der Erlangung deſſelben 
gleichfalls kein Geſetz entgegen, in ſofern man annähme, daß ein Nichts 
Staatsbürger deſſelben fähig ſei 1). 

Ill. Das Branntwein- Brennen und Schänken iſt den Juden 
durch R. v. 22. Juli 1752 (Reſkripten⸗Buch Nr. 228) in der Nieder:Laufig 
unterfagt ?) d 

IV. Den Handel betreffend, beſtimmt 

1) das R. v. 22. Mai 1751: 

„Gleichwie Wir nun geſchehen laſſen koͤnnen, daß denen in Friedland wohnenden mit 
Kammer⸗Paſſen verſehenen Juden in denen Nieder⸗Lauſitziſchen Kreis-Stadten zur Zeit 
derer Jahrmaͤrkte und derer dieſen gleich zu achtenden guten Mann-, Dienft: und Don: 
nerſtage der Handel im Ganzen und Einzeln, auch durch Hauſiren geſtattet werde, in⸗ 
maßen des halben das Noͤthige in ihren Paſſen bereits einverleibet worden ꝛc. 

(Cod. Aug. Fortſ. 1. Abth. II. S. 362.) 

2) Die Beſchränkungen dieſer vorſtehenden Beſtimmung erſcheinen jedoch 
durch das Preußiſche Haufir-Reglement aufgehoben. Die Miniſterien ſprechen 
ſich über die Befugniſſe der Juden in Anſehung des Handels und ſonſtiger 
Gewerbe wie folgt aus: 

3) R. des Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 22. Juni 1829 an die K. 
Reg. zu Frankfurt. Gewerbe- und Handels Verhältniſſe der Juden in der 
Nieder -⸗Lauſitz. 

Ich kann, wie ich der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 26. v. M. erwiedere, in der A. 
K. O. v. 19. Sept. v. J. ), welche den Juden des Großherzogthums Poſen den De— 
tail⸗Verkauf ihrer Waaren auf den Sächfiſchen Märkten geſtattet, keine weſentliche Be⸗ 
ſchränkung der Erwerbsmittel der Nieder⸗Lauſitzer Juden erkennen, da dieſen letztern 
auch gegenſeitig das Beziehen der Märkte im Großherzogthume Poſen und den andern 
Provinzen des Staats nicht zu verwehren iſt, und ſie daher in der Erweiterung ihres 
Geſchaͤftsbetriebes für jene Konkurrenz Erſatz finden. 

Indeſſen will ich in Beziehung auf Ihre verſchiedenen Antraͤge: 

ad 1) Dieſelbe autoriſiren, den Nieder⸗Lauſitzer Juden in denjenigen Städten der 

Nieder⸗Lauſitz, in welchen nicht Spezial⸗Privilegien und ſonſtige Rechte dritter 
Perſonen entgegenſtehen, jeden erlaubten Handel, incl. des Material⸗Handels, 
zu geſtatten, auch 

ad 2) wenn ein jüdiſcher Hausvater mit Hinterlaſſung mehrerer Soͤhne ſtirbt, jedem 

der letztern das ſelbſtſtaͤndige Etabliſſement zu einem der Nieder⸗Lauſitzer Ju⸗ 
den erlaubten Gewerbe nachzugeben; 

ad 3) bewendet es bei den Beſtimmungen des G. v. 28. April 1824, nach deſſen $. 8 

die Regierungen bei Ausſtellung der Gewerbeſcheine zum Hauſiren auch die 
Oertlichkeit, auf welche das Gewerbe ſich erſtrecken ſoll, beſtimmen muͤſſen. 
Sollten andere Juden, welchen fruͤher das Hauſiren in der Nieder⸗Lauſitz nicht 
erde war, Gewerbeſcheine auf ſolche erhalten haben, ſo bleibt der K. Reg. 

berlaſſen, auch den Hauſir⸗Sprengel der Nieder⸗Lauſitzer Juden angemeſſen 
zu erweitern, um ſie für die dies fallſige Konkurrenz zu entfchädigen, 

ad 4) Muß es zur Zeit, und bis wegen der Gewerbe-Polizei und resp. wegen der buͤr⸗ 

gerlichen Verhältniffe der Juden geſetzliche Beſtimmung erfolgt iſt, bei den 
jetzt beſtehenden Innungs-Artikeln und anderen Verordnungen ſein Bewenden 
behalten, und es kann keinem dortigen Juden ein Gewerbe geſtattet werden, 
welches nach ſolchen den Juden überhaupt verboten ift. (Ann. XIII. S. 375.) 

4) Refol. der K. Min, d. I. für Gew. Ang. (v. Brenn) und des J. 
u. d. P. (in Vertretung Köhler) v. 19. März 1836. An die Kaufleute 
NN. zu N. in der Nieder⸗Lauſitz, deſſelben Inhalts. 


1) S. hieruͤber oben S. 247. 


) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts in der Nieder⸗Lauſitz (Berlin 1841) S. 61. 
2) Vergl. Abth. III. 
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In Folge Allerh. Befehls eröffnen wir Ihnen auf Ihr Immediatgeſuch v. 30. Sept. 
v. J. um Verbeſſerung des gewerblichen Zuſtandes der moſaiſchen Glaubensgenoſſen in 
der Niederlauſitz, hiermit zum Beſcheide, daß zwar die völlige Regulirung der Verhält⸗ 
niſſe der Lauſitzer Iſraeliten erſt von Erlaſſung des in Berathung befindlichen allge⸗ 
meinen Gewerbe-Polizeigeſetzes, ſowie des Geſetzes über die bürgerlichen Verhältniſſe der 
Juden in den neuen Provinzen, zu erwarten iſt. Indeſſen bieten ſich ſchon durch die 
jetzige Geſetzgebung den Niederlauſitzer Iſraeliten Mittel zur Verbeſſerung ihres Zu: 
ſtandes dar, deren Benutzung jedoch hauptſaͤchlich von ihnen ſelbſt abhängt, 

Nach dem Saͤchſiſchen Geſetze v. 16. Aug. 1746 nämlich, welches noch in der Lauſitz 
gilt, ſollen ſich nur diejenigen Juden in Sachſen aufhalten, welche entweder landes⸗ 
herrliche Konzeſſionen oder Paͤſſe des Kammer Kollegii beſitzen, nach welchen fie ſich in 
den angewieſenen Orten auf die in der Konzeſſion oder den Paͤſſen vorgeſchriebene Zeit 
und Art aufhalten duͤrfen, wobei ſie ſich aber mit dem Geſchaͤfte begnuͤgen müſſen, das 
ihnen darin geſtattet worden. 

Hiernach kann, in ſofern nicht Rechte dritter Perſonen entgegenſtehen, den Lauſitzer 
Juden der Aufenthalt aller Orten, ſowohl in den Lauſitzen, als in den übrigen ehemals 
ſächſiſchen Landestheilen, zum Betriebe aller erlaubten Gewerbe, mit Ausnahme des 
Hauſirhandels, auf vorherigen Antrag geſtattet werden. 

Ferner ſind die Lauſitzer Juden vom Handwerksbetriebe durch das Geſetz nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Zwar verbieten oft die Innungs-Artikel die Annahme der Juden als 
zuͤnftige Lehrlinge, Geſellen und Meiſter. In dieſen Artikeln iſt aber meiſtens den 
Landesherren das Recht der Mehrung und Minderung vorbehalten. 

Wenn alſo ein Iſraelit ſeinen Sohn einem Handwerke widmen will, und einen Lehr⸗ 
herrn, der ihn aufzunehmen bereit ift, findet, fo kann das in Folge der Innungs⸗Artikel 
entgegentretende Hinderniß darch Einholung der Allerhoͤchſten Dispenſation beſeitigt 
werden. 

Demnaͤchſt wird vom Min. d. J. u. d. P. den inländiſchen Juden zur Ueberſiedelung 
in andere Provinzen Erlaubniß, und, wenn ſie aus einer neuen Provinz in eine alte 
ziehen wollen, das Naturaliſations-Patent nach dem Geſetze v. 11. März 1812 ertheilt. 
Glaubt daher ein Niederlauſitziſcher Iſraelit in einer andern Provinz ein beſſeres Fort⸗ 
kommen zu finden, und legitimirt er ſich über ſein Wohlverhalten und ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit, ſo wird ſeiner Ueberſiedelung keine Schwierigkeit entgegenſtehen. 

Endlich iſt durch die Allerh. K. O. v. 19. Sept. 1828 allen inländifchen Juden der 
Einzeln-Verkauf auf den Jahrmaͤrkten in den ehemals Sächſiſchen Orten geftattet. Ein 
gleiches Recht tritt den Juden in den ehemals Saͤchſiſchen Landen in allen Theilen der 
Monarchie um ſo mehr zur Seite, als ſolches nach dem Geſetze v. 11. März 1812 ſelbſt 
ausländifchen Iſraeliten zuſteht. 

Wollen nun die moſaiſchen Glaubensgenoſſen der Niederlauſitz ſich von ihren zeit⸗ 
herigen Gewohnheiten nach Bedürfniß der Umftände entfernen, und die in Obigem ans 
gedeuteten Huͤlfsmittel benutzen, fo wird es ihnen möglich werden, ſchon vor allgemeiner 
Regulirung dieſer Angelegenheit ihre Verhaͤltniſſe zu verbeſſern, und gern find wir ge: 
neigt, durch jene Mittel, auf geſchehende Anträge, für ihr beſſeres Fortkommen zu 
ſorgen. (Ann. XX. S. 156.) 


Drittes Kapitel. 


Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden in der gefür: 
ſteten Grafſchaft Henneberg. 


Der Königlich ſächſiſche Antheil an Henneberg kam im Jahre 1815 gleich⸗ 
falls an Preußen und bildet zur Zeit den Schleuſinger Kreis. Ueber 
die Verhältniſſe der Juden daſelbſt ſpricht ſich das R. des Min. des Inn. 
(Erſte Abtheilung, Köhler) v. 12. Dec. 1823 an die K. Reg. zu Erfurt 
aus. u 

Die im Schleufinger Kreife beſtehende Verfaſſung in Anfehung der Juden iſt in einem 
großen Theile von Deutſchland und ſelbſt in verſchiedenen neuerdings mit dem Preu⸗ 
ßiſchen Staate vereinigten Ländern, wo nicht in ganz gleicher, doch in ahnlicher Art ans 
utreffen. 

a echter aber unzuläffig, nach der Koͤnigl. Regierung Vorſchlag in dem Berichte v. 

22. v. M. dieſe Verfaſſung für den genannten Kreis weſentlich zu modificiren, weil 

hoͤchſter Beſtimmung zu Folge bis zu eintretender allgemeiner Reform des Juden⸗ 

Weſens in denjenigen Preuß. Provinzen, wo das Edikt v. 11. Maͤrz 1812 bis jetzt nicht 
23 


€ 


| 
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zur Anwendung koͤmmt, die vorgefundene geſetzliche Verfaſſung aufrecht erhalten wer⸗ 
den ſoll. ’ | 

Da übrigens das auszugsweiſe eingereichte Reſkript v. 28. April 1781, wodurch die 
im Schleuſinger Bezirke zu duldenden Juden⸗Familien auf eine beſtimmte Zahl einge⸗ 
ſchränkt worden, aus beſonders erheblichen Urſachen nach dem Gutachten der Behoͤrde 
eine Ueberſchreitung der Normalzahl geſtattet, fo. kann der Koͤnigl. Regierung vor der 
Hand nur überlaffen bleiben, in dazu geeigneten Fällen darauf anzutragen, daß von 
dieſer Nachlaſſung des Reſkripts zu Gunſten einzelner Individuen Gebrauch gemacht 
werde. 

Was die zur Anzeige gebrachten ſpeziellen Faͤlle betrifft, ſo findet das unterzeichnete 
Miniſterium ſich durch die angeführten Umftände zu der Beſtimmung bewogen, daß es 
in Anſehung des NN. bei dem von der Königl. Regierung Verfuͤgten ſein Bewenden be⸗ 
halten muß, dagegen aber ausnahmsweiſe auch einem zweiten Sohne der Wittwe NN. 
die Erlaubniß zum ſelbſtſtaͤndigen Etabliſſement bewilligt werden kann. 

(Ann, VII. S. 870.) 


Sechſter Abſchnitt. 


Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden in Neuvor— 
pommern und Rügen. 


Erſtes Kapitel. 
Geſchichtliche Einleitung. 


Durch den Friedenstraktat zu Kiel vom 14. Jan. 1814 trat Schweden 
an Dänemark das Herzogthum Schwediſch⸗Pommern und das Fürſten⸗ 
thum Rügen ab; durch die Traktate v. 4. und 7. Juni 1815 mit Däne⸗ 
mark und Schweden (G. S. 1818. Anh. S. 35—39,) gingen dieſelben von 
Dänemark an Preußen über. Letzteres erhielt, wie bei allen übrigen neu 
acquirirten Ländern die vorgefundene Juden⸗Verfaſſung aufrecht. Es war 
dies folgende h. | 

Die Pommerſche Landesverfaffung band das Recht des Landesherrn, 
Juden im Lande aufzunehmen, an den Conſens der Landſtände. Demgemäß 
wurde, abgeſehen von einzelnen Privilegien, ſchon im Jahre 168! durch die 
e Hauptkommiſſion, den Ständen ausdrücklich die Reſolution er- 
theilt: 

daß die Juden weder auf dem Lande, noch in den Städten tolerirt 
werden ſollten. Eben fo wurde in dem Regierungs:Patent v. 10. Juli 
16912) verordnet: * 

daß keinem Juden, welcher nicht ſpeziellen Konſens und Erlaubniß von 

der königl. Regierung erhalten, weder die Päſſe ins Land verſtattet, Pi 

ſelben vielweniger darin geduldet, am allerwenigſten aber denſelben 

überall zu handeln, zu wandeln und der Vorkäuferei ſich eigenen Ge⸗ 

fallens zu bedienen, zugeſtanden werden ſolle. | 

Unterm 12. Auguſt 1695 5) erging ein geſchärftes Patent, welches das 
vorige beſtätigte und dahin extendirte: 

daß hin führo keinem Juden mehr dergleichen ſpezieller Konſens und Gr 

laͤubniß ertheilt wer den ſolle; 
= in Folge Bellen wurde mittelſt Patents vom 10. Febr. 1710*) be 
ohlen: 


— . — 


— — 


) Man iſt bierdet der auf die Dähnertſche urkunden⸗Sammlung baſirten Dar: 
ellung von Bornemann gefolgt. ckr. Koch, a. a. O. S. 294. 
3) BAHT» Sammlung pommerſcher und rügiſcher Landes⸗Urkunden ꝛc. Bd. 3. 


8) a. 1 O. Bd. 3. S 541. 
J a. a. O, S. 427. 


we 
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daß Se. Majeſtät dahin mit Nachdruck ſehen werden, daß das ſchädliche 

Hauſiren der nach denen Landes-Fundamental⸗ Satzungen 

nicht zu duldenden Juden gänzlich abgeſchafft werde. 

Gleichwohl kanceſſionirte die Regierung wiederum einen und den andern 
Juden, wenn auch nicht zum Handel, doch zum Petſchierſtechen, wurde je: 
doch von dem königl. Tribunal — der höchſten Juſtizbehörde von Schwe: 
diſch⸗Pommern ?) — angewieſen, ſich jeder Conceſſion eines Juden, als 
der Landesverfaſſung zuwider, zu enthalten. Sie ſelbſt äußerte auch noch 
in einem Patent v. 27. Dec. 1758?) daß den Juden von jeher, durch 
öffentliche Verbote, aller Handel und Verkehr in hieſiger Provinz gänzlich 
unterſagt ſei. 

Deſſen ungeachtet erließ die Regierung, nach verſchiedenen Zwiſchenhand⸗ 
lungen, im Widerſpruch mit der Verfaſſung, und ohne mit den Ständen 
konferirt zu haben, am 23. Juli 1776 eine Verordnung, nach welcher die 
Juden in allen pommerſchen Städten, nach vorhergegangener Konceſſion 
der Regierung, auſgenommen, und die Erlaubniß haben ſollten, mit allen 
in⸗ und ausländiſchen Waaren und Produkten, Korn ausgenommen, Han⸗ 
del zu treiben. | 

Ziele Verordnung theilte fie den Ständen mit, und zugleich mehreren 
Juden für dieſe und jene Stadt Konceſſtonen. Stände und Städte aber 
ergriffen wider dieſe Verordnung die Appellation an das Tribunal, und 
Letzteres befahl per rescriptum v. 21. März 1777 der königl. Regierung, 
die Verordnung v. 23. Juli 1776 nebſt allen den Juden ertheilten Kon: 
ceſſionen bis dahin ab elfectu zu ſuspendiren, daß der modus receptionis 
den Verfaſſungen und dem wahren Wohle des Landes gemäß regulirt ſein 
würde. 

Dieſe Regulirung erfolgte, und es erging darauf das Patent v. 27. Okt. 
1777, welches, wenngleich darin der Stände nicht erwähnt wird, den⸗ 
noch als mit deren Konſens erlaſſen anzuſehen iſt, und demnach in judi- 
cando als ein verbindliches Geſetz betrachtet worden und die Grundver⸗ 
faſſung bildet ®). | 

Privilegia einzelner Städte wurden durch dies Geſetz nicht getroffen. 
So hat Beiſpielsweiſe Greifswald durch Privilegia aus den Jahren 
1264, 1289, 1322 das jus recipiendi vel non recipiendi Judaeos und es 
wurde durch R. des Min. d. Inn. v. 13. Febr. 1818 an die K. Reg. zu Stral⸗ 
ſund anerkannt, daß Greifswald demgemäß nicht gezwungen werden könne, 
konceſſionirte Juden aufzunehmen, dagegen auch nicht berechtiget ſein, un⸗ 
konceſſionirte aufzunehmen. Letzteres wurde namentlich durch die Königl. 


Schwediſche Verordnung v. 14. Juni 1793 (welche nicht gedruckt iſt) be 


ſtimmt. Hiernach ſollten in Greifswald zwar die vorhandenen Juden ferner 


1) a. a. O. Bd. 2. S. 208. 

2) Dem gegenwärtigen Ober⸗Appell. Gericht zu Greifswald, damals zu Wismar. 
3) a. a. O. III. S. 552. | 

4) S. Kap. II. 


23* 


— 
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geduldet, aber künftig der ſchädlichen Folgen für die ſtudirende Jugend hal⸗ 
ber kein Jude daſelbſt mehr konceſſionirt werden. Wenngleich nämlich 
Greifswald das privilegium recipiendi Judaeos habe, ſo ſei daſſelbe doch 
vor Errichtung der Univerſität gegeben, und müſſe unter den eingetretenen 
veränderten Umſtänden, ſeiner Gemeinſchädlichkeit wegen ceſſiren. Alle 
neueren Konceſſionen haben daher die Klauſel erhalten, daß der Konceſ⸗ 
| fionirte ſich nicht in Greifswald niederlaſſen dürfe. 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige Verfaſſung. 


| „Die beiden Königl. Schwediſchen Geſetze, welche die Grundlage der heu⸗ 
|| tigen Verfaſſung bilden, find die folgenden: 
| 1) Verordn. wegen der Aufnahme und Toleranz einiger jüdiſchen Fami⸗ 
lien und der ihnen frei gegebenen Handelsarten, Fabriken und Verkehrs, 
1 v. 27. Okt. 177. 
Es wird Namens Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt hiermit verordnet und feſtgeſtellt: | 
| a) Sollen keine Juden-Familien, ſammt ihren benoͤthigten publiquen Bedienten, | 
Kinder und Geſinde geſchuͤtzt und geduldet werden, als welche mit fpeziellen, von dem | 
Generalgouverneur und der königl. Regierung a dato an unterſchriebener Konceffion, | 
ſich im Lande niederzulaſſen, verfehen worden 1). Und da ein ſolcher Jude diefe Kon: 
ceſſſon bei dem Magiſtrat des Orts, wo er ſich niederläßt, ſofort vorzuzeigen ſchuldig 
iſt: fo muß der Magiſtrat darauf genau acht haben, daß keine andere Juden daſelbſt ge: 
heget werden; wie denn die Nichtkonceſſionirten von den Gränzpoſtirungen bei ihrer 
Ankunft ſogleich weggewieſen werden ſollen. 
b) Es wird den Juden kein anderer Verkehr oder Handel, als folgender, verſtattet: 
1) der Wechſelhandel; 2) Manufakturen und Fabriken auf erhaltenes ſpezielles Privi⸗ 
legium anzulegen und zu verlegen; 3) Geld auf Wechſel und Pfänder zu 6 Prozent aus— 
| zuleihen; 4) mit drap d'or, drap d’argent, reichen geſtickten Waaren, Juwelen, Bruch⸗ 
Gold und Silber, Uhren, Pferden und Rindvieh, fo fie auf den Märkten gekauft, aus» 
waͤrtigen unverarbeiteten Pelzwerk, wohlriechenden Waſſern und Seife, alten Kleidern 
und Hausgeräthe; jedoch ſollen ſie ſchuldig fein, ihre Handlungsbücher in deutſcher, und 
nicht in juͤdiſcher Sprache, zu halten. 
c) Es ſollen auch 2 Petſchierſtecher und 3 Brodeurs mit Schutzbrieſen verſehen, 
außer dieſen und den publiquen Bedienten, als der Rabbi, der Schulmeiſter, der Schaͤch— 
ter, kein Jude geduldet werden, der nicht fuͤr jede Orts-Obrigkeit beweiſet, daß er 
1000 Rthlr. im Vermoͤgen habe, wozu jedoch das taͤgliche Hausgeräthe und Kleidung, 
ſammt ungewiſſen Schulden, nicht zu rechnen ſind; wie denn alle diejenigen Juden, die 
| Fr anzutreffen find, und dieſes nicht praͤſtiren können, a dato das Land räumen 
ollen. 
| d) Die Treibung der Handwerke, alles Wuchern und Hauſiren in den Städten und 
auf dem Lande, alle Krämereien und Hoͤkereien, und uͤberhaupt der Minuthandel, wird 
allen Juden verboten, und wenn ſie hiemit betroffen werden, ſollen die Waaren insge⸗ 
ſammt konfiscirt, 4 davon an die Jurisdiktion deſſelben Orts, + an die koͤnigl. Kammer, 
und z an diejenige Nahrung und Gewerbe, dem hierunter Eingriff geſchehen, verfallen 
in 80 ſich deun auch kein Jude auf dem Lande häuslih und wohnhaft nieder: 
aſſen ſoll. | 
e) Den Schutzjuden wird erlaubt, wenn fie keine erwachſene Kinder haben, 2 bis 3 1 
Bediente juͤdiſcher Nation zu halten, bei den Petſchierſtechern, Brodeurs, Rabbi, Schul: 
meiſter und Schächter ſoll es ſich nur auf einen Dienſtboten für einen jeden erſtrecken. 
D Der Schutzjude genießt ſein Privilegium nur zuvoͤrderſt auf ſeine Frau und Kin⸗ 
der; nach ſeinem Tode fällt ſolches auf den älteſten Sohn oder Tochter, und nach deren 
| Abſterben fucceffive auf einen von den übrigen Kindern, und wenn keine Kinder vorhan= 
den find, auf deſſen Wittwe. 
| g) Könnte einer oder anderer derer Kinder eines Schutzjuden durch Heirath aus ber 
Fremde ein anſehnliches Vermögen beweislich mit ins Land bringen, ſo ſoll dazu auch 


— — —d 


1) Fuͤr dieſe Conceſſion, welche die weiteren Rechte des Geſchuͤtzten ausſpricht, iſt 
ein Schutzgeld zu zahlen. Eine Gemeinde bilden die Juden nur in Religionsſachen, 
dem ſie ſaͤmmtlich unter dem Rabbi und den Aelteſten in Stralfund eben. 


— 
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die Erlaubniß, nach Befinden, ertheilt werden; und wenn ein auslaͤndiſcher Jude eine 
hieſige Juden⸗Tochter heirathet, und nach ſeiner Heimath führen will, ſoll er nicht länger 
als 14 Tage im Lande verbleiben, bei längerem Aufenthalte aber täglich einen Species⸗ 
Dukaten an die königl. Kammer zahlen. ` 

h) Die Juden ftehen unter der Jurisdiktion des Stadt⸗Magiſtrats !), und müſſen 
alle bürgerliche Laſten, gleich denen Chriſten, tragen, und für deſſen richtigen Abtrag in 
solidum haften 2). Streitigkeiten, fo die Gebräuche und Ceremonien betreffen, koͤnnen 
ſie zwar unter ſich ſelbſt ſchlichten, jedoch ſoll ſolches ohne Vorwiſſen des Magiſtrats 
niemals unternommen werden 2). Von denen Strafgeldern fällt z an die königl. Some 
mer, + an die hieſige (Stralſundiſche) Garniſons⸗Arme, 4 an die Juden⸗Arme. 

D Denen Juden wird zwar ein freies, aber nicht ein Öffentliches, exercitium religi- 
onis verſtattet, und es ſollen ihnen auch die Platze zu ihren Kirchhöfen, weswegen fie 
ſich mit den Eigenthümern abfinden müffen, von dem Magiſtrat angewieſen werden. 
Der Magiſtrat jedes Orts hat auch fein Aufſehen darauf zu richten, daß bei dem juͤdiſchen 
Gottesdienſt keine Unzuläßlichkeiten vorfallen, ſondern alles in guter Ordnung vor ſich 
gehe; zu welchem Ende die Juden ihren Gottesdienſt in Zimmern, die nicht nach der 
Gaſſe gehen, zu halten, auch ihre Lauber⸗Huͤtten und Hüttenfeft ebenfalls an abgele⸗ 
genen und nicht nach denen Gaſſen den Zugang habenden Orten zu feiern haben. 

ki Die Juden ſollen auch, ohne ſpezielle Konceſſion, keine Häuſer kaufen, und eigen⸗ 
thümlich beſitzen, und wenn fie in Häufern wohnen, die mit der Brau- und Brennerei: 
Gerechtigkeit bewidmet ſind, ſollen ſie dieſes Recht nicht weiter als zu ihres Hauſes Be⸗ 
huf von noͤthen iſt, gebrauchen“). 

D Das Schlachten wird denen Juden bei den Chriſten⸗Schlaͤchtern durch ihre Schaͤchter 
zu ihrer eigenen Konſumtion verſtattet, und wenn der Schnitt an dem ihnen ſelbſt zuge⸗ 
hoͤrigen Vieh etwa nicht gerathen, ſo muͤſſen fie das Fleiſch, fo fie nicht gebrauchen koͤn— 
nen, den Chriſten⸗Schlächtern käuflich uͤberlaſſen. 

m) Da in denen Reichs- und Handelsgeſetzen die uͤber 5 und 6 Prozent ſteigende 
Verzinſung der auf Wechſel, Pfand oder Hypothek ausgeliehenen Gelder, bei Verluſt des 
Kapitals und der Zinſen, verboten, es auch bei harter Strafe und Beahndung unter⸗ 
ſagt iſt, von erdoͤchtigen Perſonen zu kaufen, zu verhelen oder zum Pfande zu nehmen, 
in gleichen gute Munze umzuſchmelzen und zu beſchneiden, oder ſchlechte, verrufene und 
geringhaltige Münzſorten ins Land zu bringen, und dagegen gute auszuführen, ſo 
müſſen ſich die Juden hienach um ſo mehr achten, da ſie, nach benannten Umſtänden, 
zugleich ibres Schutzbriefes verluſtig gehen würden. 

n) Dafern aber ein oder anderer Jude in einen vorfäglihen Banquerott verfallen 
würde, ſo ſoll derſelbe, wenn er ſeine Creditores zu befriedigen nicht im Stande iſt, 
außer der geſetzmäßigen Strafe, nebſt allen denjenigen, die in feiner Konceſſion begriffen 
find, des Schutzes verluſtig fein. (Tähnert a. a. O. Suppl. Bd. III. S. 509.) 


2) Das Reg. Patent v. 23. Nov. 18105) erweiterte die Rechte der Ju⸗ 
den in der Art, daß denſelben noch folgende Rechte zuſtehen ſollten: 

a) Das Recht, Fabriken und Manufakturen aller Art anzulegen, ohne 
daß dazu für ſie eine ſpeziellere Erlaubniß, als diejenige erforderlich ſein 
ſoll, welche nach Umſtänden von jedem anderen Einwohner des Landes in 
beſonderen Fällen nachgeſucht werden muß, jedoch mit Ausnahme ſolcher 
Fabriken und Manufakturen, worauf ſchon ausſchließende Konceſſionen er⸗ 
theilt worden; 


1) Sie find den Statuarrechten des Orts unterworfen und den allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen. Bornemann a. a. O. S. 304. 

2) Dieſe Beſtimmung wird nicht beobachtet. Jede Familie entrichtet ihr beſonderes 
Schutzgeld. Bornemann bei Koch S. 304. 

2) In einer Dekl. der K. Schwediſchen Regierung v. 30. Mai 1794 und durch 
Erkenntniſſe des Tribunals iſt feſtgeſtellt, daß vermöge dieſes $. 8. den Juden 
die ungeſtörte Beobachtung und Beibehaltung aller erweislichen Ritualgeſetze zu⸗ 
ftehe und alſo danach eingerichtete bürgerliche Geſchaͤfte für gültig zu achten. 
Bornemann a. a. O. S. 305. 

4) Vergl. das Patent v. 23. Nov. 1810. 

2) Bei Koch S. 298. iſt daſſelbe unrichtig von 1820 datirt, offenbar nur durch einen 
Druckfehler. Auch gegen dieſes Patent haben die Neuvorpommerſchen Staͤnde 
keine Beſchwerde erhoben und es wird nach demſelben in den dortigen Gerichts 
hoͤfen erkannt. 
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b) das Recht, uneingeſthränkt mit roher Wolle zu handeln; 

c) für bereits konceſſionirte Juden das Recht, in den Städten und auf 
dem Lande durch Kauf und Pachtung Grundſtücke zu erwerben oder zu be⸗ 
nutzen, ohne dazu in jedem beſondern Falle einer ſpeziellen Konceſſion zu 
bedürfen 1); 

d) die Erlaubniß an Schiffsrhedereien Theil zu nehmen; 

e) das Recht, mit ſchwediſchen Eiſen⸗Manufaktur⸗Waaaren en gros 
zu handeln. 

Auch ſoll den Juden erlaubt ſein, ſolche Handwerke zu treiben, welche 
an den Orten, wo fie ſelbige zu betreiben wünſchen, keiner Zunft verfaſſung 
unterworfen find; den Aemtern der Handwerker aber wird anger athen, um 
dem liberalen Geiſte der Zeit zu entſprechen, die Juden, wenn ſie ſich darum 
bewerben ſollten, in ihre Zünfte mit aufzunehmen. 

Es wird in demſelben Patent ferner verordnet: 

a) daß alle Juden, welche künftig in Neuvorpommern und Rügen ſich 
niederzulaſſen wünſchen möchten, den Beweis führen ſollen, daß ſie 
ſelbſt ein ſchuldenfreies Kapital von 2000 Thlr. Pomm. K. beſitzen, 
ſo wie Kc 

b) daß die Juden in Zukunft, den übrigen Einwohnern des Landes 
gleich, an den Laſten aller Art Theil nehmen ſollen. 

In neuerer Zeit verordneten noch die vorſtehenden Patente deklarirend, 

3) Das R. der K. Min. des Handels, des Inn. u. der F. (v. Bülow, 
v. Schuckmann, v. Klewitz) v. 24. Mai 1822 an die K. Reg. zu Stral⸗ 
ſund. Handelsbetrieb der Juden mit Wolle und andern rohen Produkten. 

Da die von der K. Reg. unterm 20. v. M. eingereichte V. v. 23. Nov. 1810 zu 2. 
den Juden in dortiger Provinz das Recht ausdrücklich einräumt, uneingeſchraͤnkt mit 
roher Wolle zu handeln, ſo iſt denſelben hiedurch unbedenklich auch der Aufkauf der 
rohen Wolle auf dem platten Lande zu erlauben und die ältere V. v. 27. Okt. 1777 in 
dieſem Punkte modifizirt worden, wogegen auch gegenwaͤrtig um ſo weniger etwas zu 
erinnern iſt, als es zum Beſten des bedraͤngten Zuſtandes der Landbewohner gereicht 
und von dieſen dringend gewuͤnſcht wird. 

Die erweiterte Befugniß zum herumziehenden Aufkauf aller anderen rohen Produkte 
kann jedoch für jetzt bei dem Mangel eines beſonderen dafuͤr ſprechenden Geſetzes noch 
nicht ertheilt werden, ſondern muß einer allgemeinen Anordnung vorbehalten bleiben. 

(Ann. VI. S. 427. Amtsbl. des Reg. Bez. Stralſund 1822. Nr. 303. S. 365.) 

4) Das R. der Reg. zu Stralſund v. 18. Okt. 1822 weißt in Gemäß⸗ 
heit des Patents v. 27. Okt. 1777 Nr. 1. ſämmtliche Magiſträte und 
Polizeibehörden an, künftig keinem jüdiſchen Dienſtboten den Aufenthalt zu 
geſtatten, der ſich nicht darüber auszuweiſen vermag, daß er von der Reg. 
zum Aufenthalte in deren Verwaltungs Bezirke die erforderliche Erlaubniß 
erhalten habe. (X. Bl. 1822. Nr. 471. S. 524.) 


Siebenter Abſchnitt. | 
Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den Landesthei⸗ 
len, welche vom Großherzogthume Heſſen-Darmſtadt abge— 
treten ſind. 


Erſtes Kapitel. 


Das Herzogthum Weſtphalen. 


Eſter, über den Zuſtand der Iſraeliten, insbeſondere im Reg. Bezirk Arnsberg. 
Bonn 1800. 


— EE 


1) Daß gleich, wie bei andern non civibus die Erlaubniß der betr. Magiſtrate nach⸗ 
zuſuchen wurde gegen die Regierung erkannt per sent. des Tribunals v. 4. Juli 
1791, doch erſcheint dieſe Sentenz durch obige Beſtimmung antiquirt. 
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Das Herzogthum Weſtphalen wurde im Jahre 1179 dem Erz⸗ 
ſtifte Goin zu Lehn gegeben und blieb bei demſelben bis zur Auflöſung 
des Kurfürſtenthums Cöln durch den Reichsdeputations⸗Schluß v. 25. Febr. 
1803, durch welchen es an Heſſen⸗Darmſtadt gelangte. In Folge der 
Beſtimmung des D. 47. der Wiener Kongreß: Akten und der zwiſchen Det, 
fen: Darmftadt und Preußen geſchloſſenen Verträge v. 10. Juni 1815 
Art. 1 und 30. Juni 1816. Art. 1) gelangte daſſelbe an den preußiſchen 
Staat und bildet jetzt im Regierungs⸗Bezirke Arnsberg (mit den 
Grafſchaften Wittgenſtein) die Kreiſe Arnsberg, Wittgenſtein, Bri⸗ 
lon, zum Theil Iſerlohn, Olpe und Soeſt. 3 

Für die von Alters her hier geduldeten Juden gaben die Kurfürſten von 
Köln am 1. Febr. 1594, im Jahre 1614 und am 28. Jum 1700 Juden⸗ 
Ordnungen 2). 

Die Gültigkeit dieſer letzten Juden⸗Ordnung v. W. Juni 1700 wird von 
einzelnen Verwaltungs⸗Behörden noch angenommen, während die Gerichte 
das Gegentheil erkennen. Das Land- und Stadt⸗Gericht zu Rüthen ſpricht 
judicando aus, daß dieſe Juden Ordnung durch Einführung der Preuß ſchen 
Steuer: und Strafgeſetze aufgehoben ſei und das O. L. G. zu Arnsberg 
beſtätigte dies Erkenntniß in dem Judikate v. 28. April 1840. Letzteres er⸗ 
klärt in den Gründen die Anſicht des Finanz⸗Miniſterii fuͤr eine irrige, daß 
die Juden⸗Ordn. im Herzogthum Weſtphalen noch als Provinzial⸗Geſetz 
und namentlich als Strafgeſetz gelte; insbeſondere ſeien die neuen Steuer⸗ 
und Gewerbe⸗Geſetze allgemein, den früheren derogirend und auch für ge⸗ 
duldete Juden geltend und die älteren Strafgeſetze jedenfalls abgeſchafft?). 
Später beſtimmten noch wegen der Juden die Kurkölniſche V. v. 14. Dec. 
17713) und unter Heſſen⸗Darmſtädtiſcher Regierung die V. v. 11. Febr. 
und 30. Juli 1805, 11. Sept, 1806, 15. Mai und 19. Juni 18125). 

Nach dieſen Geſetzen ſind dieſelben nicht Staatsbürger, ſondern Schutz⸗ 
verwandte, welche eine Korporation mit einem beſoldeten Vorſteher und 
einem Rabbiner bilden. Letztere ſtehen ſeit dem 1. Juli 1818 unter Auſſicht 
des Staates, der die Verwaltung des Kaſſen- und Schuldenweſens durch 
die Inſtituten⸗ und Kommunalkaſſe an ſich gezogen, und die Beiträge der 
Juden, welche in Form einer Vermögensſteuer und durch ein Antrittsgeld 
der neu aufgenommenen von mindeſtens 50 Gulden erhoben ee 
die Kreiseinnehmer beitreiben, fo wie die Rechts angelegenheiten, welche bis 
dahin von den jüdiſchen Vorſtehern beſorgt wurden, von einem dazu beftell- 
ten Generalanwalt betreiben läßt. E 

Für den Schutz mußten die Juden bis zum Jahre 1832 ein Schutzgeld 
von 1250 Rthlr. zahlen, welches in dieſem Jahre durch K. O. erlaſſen 
wurde 6). f ` 

Die eigentlich politiſchen Rechte, welche die Staatsbürger⸗Qualität oppe - 


1) G. S. 1818. Anh. S. 46 und 99. Vergl. auch über die Ausfuͤhrung dieſer Ver⸗ 
träge die Abkommen v. 12. März und 6. Juli 1817. (L c. S. 138. 142.) 

2) Scotti, Sammlung Kurkölniſcher und Weſtphäliſcher Landesverordnungen 
Abth. I. Thl. I. S. 557 seqq. | 

3) Neues Archiv für Preußiſches Recht ꝛc. von Ulrich, Sommer und Böle. 
Jahrg. VII. S. 309 bis 315. | 

4) Scotti a. a. O. Abth. I. Thl. II. S. 910. 

6) Scotti a. a. O. Abth. II. Thl. II. S. 739. Vergl. dieſelben auch bei Eſter 
a. a. O. und Köſter, Repertorium über die Tür das Herzogthum Weſtphalen 
bis Ende 1812 erlaſſenen Geſetze ꝛc. Ze 

7) Staatszeitung 1832. Nr. 180. 
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ausſetzen, fehlen den Juden. Anlangend das Gemeinde-Bürgerrecht, 
ſo vergleiche: 

1. die K. O. v. 4. Juli 1832. Abth. L Abſchn. III. S. 45. 

2. Das R. des Min. des Inn. und der P. (in Vertretung Köhler) v. 
22. Okt. 1835. an den Ob. Präſidenten der Provinz Weſtphalen. 

Auf Ew. Exc. Ber. v. 7. d. M., die Ausſchließung der Juden im Herzogthum Weſt⸗ 
phalen, in den beiden Wittgenſteinſchen Grafſchaften und im Kreiſe Siegen von dem 
durch die revid. St. O. verliehenen Bürgerrechte betreffend, erwiedere ich, unter Wieder⸗ 
beifügung des eingereichten Berichts der K. Reg. zu Arnsberg v. 21. v. M., daß die 
St. O. die Verhältniſſe der Juden gar nicht berührt, es vielmehr in Beziehung auf ſel⸗ 
bige lediglich bei der Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 (G. S. S. 116.) bewendet. Wo die Juden 
daher in der Provinz Weſtphalen das Staatsbürgerrecht beſitzen, werden ſie auch zum 
Stadtbuͤrgerrechte und zu Kommunal-Aemtern mit der im $. 89. der revid. St. O. be: 
ſtimmten Ausnahme zugelaſſen werden muͤſſen. In den Landestheilen dagegen, wo ſie 
bloß geduldet ſind, ſind ſie auch zum Stadtbuͤrgerrecht, welches das Staatsbürgerrecht 
vorausſetzt, ſo wenig faͤhig, wie nach der V. v. 1. Juni 1833, $. 25. b. die nicht natu⸗ 
raliſirten Juden des Großherzogthums Poſen. (Ann. XIX. S. 1031. 

3. S. hiergegen jedoch das R. v. 27. Febr. 1809. Abſchn. 1. Kap. IV. 
sub 1. S. 247. 

4. Was insbeſondere das ländliche Gemeinde: Bürgerrecht betrifft, ſo 
macht die für die ganze Provinz Weſtphalen gegebene Landgemeinde Ordn. 
v. 31. Okt. 1841, welche ausdrücklich im Eingange alle frühere betreffende 
Geſetze aufhebt, keinen Unterſchied zwiſchen den Juden und Chriſten, 
erklärt vielmehr im §. 3, daß zur Gemeinde alle Einwohner des Ge— 
meindebezirkes gehören ). | 

Abgeſehen von den erwähnten ſtreng politiſchen Rechten ſtehen die Juden 
in Folge der gedachten heſſiſchen Geſetze den Chriſten in Anſehung des Han⸗ 
dels, Landbaus und Gewerbebetriebes gleich 2). 

Grundeigenthum dürfen ſie jedoch nur mit Genehmigung der Regierung 
nach den V. v. 14. Dec. 1771 und 15. Mai 18123) erwerben. 


Zweites Kapitel. 
Die Grafſchaften Wittgenſtein. 


Dieſe Grafſchaften — früher reichsunmittelbar — wurden in Folge der 
rheiniſchen Bundesakte v. 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Heſſen in 
Beſitz genommen und von dieſem durch den Vertrag v. 30. Juni 1816 
Art. 2. an Preußen abgetreten. Ueber den früheren Zuſtand der Juden in 
dieſen Grafſchaften giebt die Wittgenſteinſche Polizei⸗Ordnung v. 1. Mai 
1573 Auskunft, nach deſſen Kap. XII. die Juden für vogelfrei erklärt 
werden. 

Die folgende V. des Min. des Inn. c. (Erſte Abth. v. Bernuth) v. 
23. Mai 1842 an die K. Reg. zu Arnsberg nimmt an, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht mehr anwendbar ſei⸗). 


*) G. S. 1841. S. 320. Nach einer richtigen Interpretation durfte jedoch auch 
hier das Staatsbürgerrecht dieſer Einwohner vorausgeſetzt fein. 

) Zweifelhaft war Letzteres allein in Anſehung des Kleinhandels mit Brannt⸗ 
wein, weil dem das Kap. III der Juden⸗Ordn. v. 28. Juni 1700 nach An⸗ 
nahme einiger Adminiſtrativ⸗Behoͤrden entgegenſtehen ſoll. Die oben erwähnten 
Judikate der Landesgerichte haben jedoch erkannt und Sommer fuͤhrt dies 
gleichfalls a. a. O. aus, daß theils die betreffende Beſtimmung dieſes Geſetzes 
den ſei, theils von den gedachten Adminiſtrativ⸗Behörden falſch verſtan⸗ 

en werde. 

2) Scotti a. a. O. I. II. 910. und II. II. S. 739. 

) Weshalb gerade dieſes Kap. XIII. aufgehoben ſein ſoll, iſt nicht angegeben und auch 
nicht ersichtlich der Umſtand, daß ein Geſetz lediglich auf Géck abgeftorbene 


Verhältniſſe begründet, verbindet allerdings den Staat, daſſelbe aufzuheben; 
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Das Min. kann das von der K. Reg. unterm 25. v. M. eingereichte XIIIte Kapitel 
der Wittgenſteinſchen Polizei-Ordn. v. 1. Mai 1573., in ſoweit darin Heiden, Zi⸗ 
"ée und Juden für vogelfrei erklärt werden, als noch anwendbar nicht on: 

ehen, und die Befugniß der K. Reg., dem zur chriſtlichen Religion ſich bekennenden N. mit 
der gleichfalls zur chriſtlichen Religion ſich bekennenden N. die Verehelichung zu verbieten, 
durchaus nicht herleiten. Der im Inlandeangeſeſſene Bittſteller, welcher, feiner nicht wider: 
legten Angabe nach, ſeiner Militairpflicht im Preußiſchen Heere genuͤgt hat, iſt Preußiſcher 
Unterthan, und genießt als ſolcher alle mit dieſer Eigenſchaft verbundenen bürgerlichen 
Rechte, wozu die Befugniß gehört, ſich nach freier Wahl zu verehelichen, ohne durch ein 
aus ſeiner nationalen Abſtammung hergeleitetes obrigkeitliches Verbot darin beſchraͤnkt 
zu ſein. So wenig nun im Allgemeinen die Vermehrung der Zigeuner im Inlande zu 
wünſchen iſt, und ſo ſehr das Min. die Vorſchläge der K. Reg. zur Civiliſirung der im 
Kreiſe Wittgenſtein lebenden Zigeuner gewürdigt hat, fo kann daſſelbe doch einer Auf: 
faſſung ihrer buͤrgerlichen Stellung nicht beitreten, welche zu der in den Geſetzen nicht 
begründeten Annahme einer völligen Rechtloſigkeit der Zigeuner führen würde. Im por: 
liegenden Falle reden überdies die Verhältniffe der Betheiligten der beabſichtigten Ver: 
ehelichung das Wort, da die Fortſetzung des Konkubinats derſelben weder zu verhindern, 
noch zu wünſchen ſein würde. Die K. Reg. hat hiernach den N. auf die mit ihren An⸗ 
lagen beiliegende Beſchwerde v. 30. Okt. v. J. zu beſcheiden, und dafür zu ſorgen, daß 
ſeiner Verehelichung von der Polizeibehoͤrde nichts in den Weg gelegt werde. 

(Vergl. Min. Bl. 1842. S. 208.) 

Auch die Juden in dieſen Grafſchaften hatten als Schutzunterthanen ein 
Schutzgeld zu zahlen, welches bei feiner Aufhebung im Jahre 1832) 
241 Rthlr. betrug. h 

In Anſehung ihres ſtädtiſchen Bürgerrechts vergl. das R. v. 22. Okt. 
1835 im erſten Kap. S. 360. 

Sie beſitzen Grundeigenthum. 


Rückſichtlich ihrer Niederlaſſung auf dem platten Lande der Graf⸗ 


ſchaften verfügt das R. des Min. des Inn. und der P. (v. Rochow) v. 
18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Arnsberg. 


Auf den Bericht v. 15. v. M., das Geſuch zweier Juden, reſp. zu Berleburg und 
Laasphe, um Ertheilung der Erlaubniß zur Niederlaſſung auf dem platten Lande der 
Grafſchaften Wittgenſtein betreffend, muß ich, da ſich bis jetzt in den Dörfern dieſer 
Grafſchaften niemals Juden niedergelaſſen haben, Bedenken finden, die K. Reg. zur Ge⸗ 
ſtattung der ueberſiedelung zu autoriſiren, wenn nicht die Gemeinden ſelbſt mit der Nie: 
derlaſſung einverſtanden ſind, daher die K. Reg. in vorkommenden Faͤllen, bevor Sie 
Entſchließung faßt, die Gemeinden befragen zu laſſen, und auch in den vorliegenden Ange— 
legenheiten hiernach zu verfahren hat. 

(Vergl. Min. Bl. 1840. S. 222.) 


Achter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den ehemals Naſ— 
ſauſchen Ländertheilen. | 


Durch den Staatsvertrag v. 3. Mai 18152) gingen an den Preußifchen 
Staat von dem Herzogthum Naſſau durch Tauſch über: die Aemter Atzbach, 
Hohen⸗Solms, Greifenſtein, Braunsfels, Freusberg, Friedewald, Schön⸗ 
ſtein, Schönberg, Altenkirchen, Altenwied, Dierdorf, Steuerburg, Linz, 


— ———0 —— P— 


ſo lange aber dieſe Aufhebung nicht erfolgt, haben Behoͤrden und Volk die Ver⸗ 
pflichtung, ſich auch nach einem ſolchen Geſetze zu richten. Die Regierung zu 
Arnsberg handelte mithin pflichtgemäß, wenn fie ſich auf dies, wenn auch 
der lebenden Generation noch ſo abnorm klingende, ſo doch nicht aufgehobene, 
Geſetz ſtuͤtzte, indem weder fie, noch das Miniſterium daſſelbe für unverbindlich 
zu erklären berechtiget (nb, 

1) Staatszeitung 1832. Nr. 180. 

2) G. S. 1818. Anhang S. 34. 
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Hammerſtein nebſt Engers⸗ und Heddersdorf, die Stadt und Gemarkung 
Neuwied, das Kirchſpiel Hamm, zum Amte Hachenberg gehörig, das Kirch⸗ 
ſpiel Hohnhauſen, zum Amte Harsbach gehörig, und die auf dem rechten 
Rheinufer gelegenen Theile der Aemter Vallendar und Ehrenbreitſtein, in 
den jetzigen Kreiſen Altenkirchen, Koblenz, Neuwied und Wetzlar 
im Reg. Bezirke Koblenz und zur Jurisdiktion des Juſtiz Senats zu 
Coblenz gehörig, ſo wie das Fürſtenthum Siegen und die Aemter Burbach 
Dé Neuenkirchen, jetzt den Kreis: Siegen im Reg. Bezirke Arnsberg 
ildend. 

Das Fürſtenthum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naſſau, wurde 
durch die Rheinbundakte dem Großherzothume Berg einverleibt und 
durch Patent v. 20. Dec. 1813 von dem Prinzen von Oranien wieder in 
Beſitz genommen. Da dieſer die beſtehende Verfaſſung in Betreff der Ju⸗ 
den nicht änderte, fo galt dieſe zur Zeit der Preußiſcken Beſitznahme noch 
und iſt hierüber der Abſchn. XII., das G. H. Berg betreffend zu vergleichen. 

Dagegen ſind die Aemter Burbach und Neuenkirchen nicht aus 
dem Naſſau⸗Oraniſchen Beſitz gekommen. Es galt daſelbſt die Naſſau⸗ 
Katzenellenbogenſche Land-, Gerichts-, Polizei- und Berg⸗Ordnung. v. 
1. Mai 16161); ferner im Amte Burbach die bis zum Jahre 1806 von der 
Geſammtherrſchaft des Hauſes Naſſau- Oranien (von ſämmtlichen Linien) 
erlaſſenen Verordnungen; von 1806 bis 1813 die für Naſſau Weilburg und 
Uſingen für dieſe Zeit ergangenen Verordnungen; im Sickeng runde 
jene O. v. 1. Mai 1616, dann bis 1607 die Dillenburgiſche Geſetzgebung, 
bis 1620 die Beilſtein ſche, bis 1742 die Dillenburgiſche, bis 1806 die Naſ⸗ 
ſau⸗Oraniſche, die Alle in privatrechtlicher Beziehung durch die Preußiſchen 
Geſetze laut Publ. Pat. v. 21. Juni 1825 aufgehoben wurden. 

In Beziehung auf die Verfaſſung der Juden iſt dagegen der alte Rechts⸗ 
zuſtand aufrecht erhalten. 

Ziele iſt insbeſondere beſtimmt durch die Naſſau⸗Oraniſche Juden⸗Ordn. 
v. 17. Jan. 1770 und die Deklaration derſelben v. 14. Juli 1786. Nach 
Erſterer ſind die Juden nur Schutzunterthanen; es iſt ihnen nur in den 


Staͤdten Diez, Hadamar und Herborn der Schutz und Handel geſtattet. 


Die Erwerbung von Immobilen (D ibnen zum eigenen Gebrauch erlaubt, 
der Handel mit denſelben aber verboten 2). 


Neunter Abſchnitt. 


Staatzdrechtliche Verhältniſſe der Juden in den vom König 


reiche Hannover abgetretenen Territorien. 


Durch den Vertrag zwiſchen Hannover und Preußen v. 29. Mai 18153). 
Art. 4. gingen durch Tauſch von Hannover an Preußen über: das Amt 
Klötze, das Amt Reckeberg und die Dörfer Rüdigershagen und 
Gänſeteich und es wurde durch die Patente v. 21. Juni 1815 von ben, 
ſelben Beſitz ergriffen 2). Sie bilden zur Zeit den Kreis Wiedenbrück 


— — — 


1) Das Carp. Const. Nassovicarum Tom. I.—IV. umfaßt die geſammte Oranien⸗ 
Naſſauiſche Geſetzgebung bis 1774, die fpätere iſt in den Dillenburger Intelli⸗ 
genz⸗Nachrichten erſchienen. 

) P. 6. der V. v. 14. Juli 1786. 

2) G. S. 1818. Anhang S. 14. 

) G. S. 1815. 193. 195. 


— H ͥ ———ñ— 


Staatsrechtl. Verhälmn. d. J. in d. ehein. Schwarzburg⸗Rudolſt. ꝛc. Landesth. 363 


im Regietungsbezirk Minden und gehörten zum Königreich Weſt⸗ 
phalen. Da jedoch Hannover bei der ane buen die geſammte 
Verfaſſung des Landes ſofort wieder in den alten guten Zuſtand, wie er vor 
dem Jahre 1807 beſtanden, zuxückperſetzte, To fand Preußen bei der Beſitz⸗ 
nahme auch in Betreff der Juden in dieſen Länderparzellen nicht die Melt: 
phäliſche, ſondern die hannöverſche Verfaſſung vor und die ſe gilt mithin 
noch jetzt, während in Anſehung der privatrechtlichen Verhältniſſe das Land⸗ 
recht durch die V. v. 25. Mai 1818. 8.2. in denſelben eingeführt worden n). 
Es bemerkt in erſterer Beziehung der Beſcheid des Min. des Inn. (Erſte 
Abth. v. Meding) v. 5. Jan. 1840 an den Kaufmann N. zu Oelde. 

Sie find, wie Ihnen auf Ihr Geſuch v. 18. v. M., um Geſtattung Ihrer Niederlaſ⸗ 
ſung in Wiedenbruͤck, eröffnet wird, im Irrthum, wenn Sie glauben, daß nach der 
Geſetzgebung den Juden im Preußiſchen Staate das Recht zuſtehe, ſich nach 
ihrer Wahl in jedem Orte niederzulaſſen. Nach der Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 
gilt das E. v. 11. März 1812 nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei ſeiner 
Erlaſſung publizirt worden, wogegen in allen neuen Provinzen laut der gedachten 
K. D. hinſichtlich der Juden noch diejenigen Geſetze gültig find, welche bei der Beſitz⸗ 
nahme dort gegolten haben. Hieraus folgt von ſelbſt, daß kein Jude ſich willkührlich 

us einem Landestheile in einen andern, in welchem eine verſchiedene Geſetzgebung be⸗ 
Lë, Gil tan, ohne dazu befondere Erlaubniß erhalten zu haben ). Nun iſt 

ei Beſitznahme der Stadt Wiedenbrück hinſichtlich der Jaden vort die Hannöverſche 
Geſetzgebung vorgefunden worden, durch welche die frühere Weſtphaͤliſche völlig wieder 
aufgehoben worden iſt, und nach welcher ein Jude zu ſeiner Niederlaſſung einer beſon⸗ 
dern Konzeſſion bedurfte. Es geſteht zwar das unterzeichnete Min. den Gemeinde⸗Be⸗ 
hoͤrden kein entſchiedenes Widerſpruchsrecht gegen die Niederlaſſung eines Juden zu, 
wenn ein ſolches Recht nicht ganz beſtimmt erwieſen iſt. Allein es pflegt auch die Kon⸗ 
zeſſion in der Regel nur dann zu ertheiten, wenn die Kommune des Niederlaſſungs-Or⸗ 
tes in die Aufnahme willigt, und Ausnahmen von dieſer Regel nur in dem Falle zu ma⸗ 
chen, wenn beſondere Gründe des öffentlichen Wohls ſolche als rathſam erſcheinen laſſen. 
Solche Grunde ergeben ſich nun aus Ihrer Eingabe nicht, daher Ihrem Antrage nicht 
Statt gegeben werden kann. Da uͤbrigens die obgedachte geſetzliche Lage der Sache bes 
kannt ift 1), fo haben Sie Sich den Schaden, welchen Sie durch den Ankauf eines Hauſes 
in Wiedenbruͤck etwa erleiden, ſelbſt zuzuſchreiben, indem Sie dieſen Kauf abgeſchloſſen 
haben, ohne Sich vorher hinſichtlich der Befugniß der Niederlaſſung die noͤthige Gewiß— 
heit zu verſchaffen. (V. M. Bl. 1840. Nr. 17.) 

Es kann nicht der Zweck dieſes Werkes ſein, auf eine Darſtellung der 
hannöverſchen weten über die Juden des Weiteren einzugehen, da 
dies in keinem Verhälkniſſe ſtehen würde mit der ſtatiſtif chen Bedeutungs⸗ 
loſigkeit dieſer Landparcellen, in welchen ſich zur Zeit überdies Juden 
nicht befinden. 


Zehnter Abſchnitt. 
Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den ehemals 
Schwarzburg-Rudolſtädtſchen und Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſener, Sachſen-Weimarſchen, königlich niederländiſchen 
und kaiſerlich öſterreichiſchen Landestheilen. 


J. Durch den mit dem Fürſten von Schwarzburg⸗Sondershauſen 
abgeſchloſſenen Traktat v. 15. Juni 18164) trat derſelbe an Preußen ab: 
das Amt Bodungen, die Gerichte Allersberg und Hainröden, die Ortſchaften 
Utterode und Bruchſtädt. | 


1) G. S. 1818. ©. 45. 

) Dies folgt hieraus keinesweges von ſelbſt, wie dies des Weiteren Abthl. III. 
Kap. I. nachgewieſen iſt. | 

2) Vergl. über dieſe Anſicht die Note 5. S. 364. 

4) G. S. 1818. Anh. S. 71. 


L 
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Il. Durch den mit dem Fürſten von Schwarzburg-Rudolſtadt abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag v. 19. Juni 18161) trat derſelbe die Ortſchaft Wohl⸗ 
kramshauſen an Preußen ab. 

Ill. Durch die mit dem Großherzog von Sachſen-Weimar abaeſchloſ— 
ſenen Verträge v. 1. Juni 1815 und 22. Sept. 18152) trat daſſelbe an 
Preußen das Dorf Ringleben ab. 

VI. Durch den mit dem Könige der Niederlande gefchloffenen Vertrage 
v. 7. Okt. 18163) kamen einige dem Königreiche der Niederlande gehörig 
geweſenen auf dem rechten Rheinufer belegenen Ortſchaften an Preußen. 

V. Endlich aingen auch die zum Köniareich Böhmen gehörig geweſenen, 
in den Preußiſchen Antheil der Oberlauſitz eingeſchloſſenen Ortſchaften 
e ml und Nieder⸗Gerlachsheim mit deren Zubehör an Preußen 
über 4). | 

In Betreff dieſer Landvarzellen, meiſt einzelner Dorfſchaften, gelten in 
Betreff der Juden resp. die Schwarzburg⸗Sondershauſener, die Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtädter, die Sachſen⸗Weimarſche, die Königlich Niederländiſche 
und Böhmiſche Verfaſſuna. Es kann aber, wie ſchon im vorigen Abſchnitte 
erwähnt, nicht darauf ankommen, dieſe Verfaſſungen, welche hier und da 
auf einen oder den andern Juden zur Anwendung kommen, darzuſtellen: 
vielmehr genügt die Angabe des Faktums, daß dieſe einzelne Dorfſchaf— 
ten ihre beſondere ſtaatsrechtliche Verfaſſungen in vorliegender Beziehung 
haben 5). 


Eilfter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den zum franzs— 
ſiſchen Kaiſerreiche gehörig geweſenen Landestheilene). 
Erſtes Kapitel. 

Hiſtoriſche Einleitung. 

Vom franzöſiſchen Kaiſerreiche kamen in Folge des Pariſer Friedens v. 
30. Mai 1814. Art. III. folgende Ländertheile an Preußen: In der Rhein: 
provinz die Reaierung8- Bezirke Trier und Aachen; im Rea. Bes 
zirke Koblenz die linke Rheinſeite, alſo die Kreiſe Koblenz, St. Goar, 
Kreuznach, Sſimmern, Zell, Maven,“ Kochem, Ahrweiler und 
Adenau: im Rea. Bezirke Köln ebenfalls das linke Rheinufer, alſo die 


Kreiſe Köln, Bergheim, Euskirchen, Bonn, Rheinbach; im 


1) G. S. 1818. Anh. S. op 

2) G. S. 1818. Anh. S. 50—83. 

) G. S. 1818. Anh. S. 113. 

) G. S. 1818. S. 45. e 

) In welch verderblicher Weiſe dies ſelbſt auf privatrechtliche Verhältniffe einwirkt, 
davon enthalt das im vorigen Abſchnitte gegebene R. v. 5. Jan. 1840 einen 
deutlichen Beweis. Die Behauptung dieſes N., daß die Lage der Sache bekannt 
ſei und ſich daher Jeder vor Schaden leicht wahren koͤnne, beruht auf unrichtiger 
Vorausſetzung. Nur Wenige dürften es im Preußiſchen Staate wiſſen, wie ange⸗ 
gebenermaßen die Verfaſſung der Juden in allen einzelnen Ortſchaften beſchaffen, 
da dies ein genaues Eingeben in das Staatsrecht vorausſetzt, insbeſondere die 
Kenntniß der ehemaligen Territorialverhältniſſe. N 

6) Wenn Koch a. a. O. S. 233 fla. lediglich von den Juden in den Rheinprovin⸗ 
zen ſpricht und bierunter die zum franzöſiſchen Kaiſerreiche gehörig geweſenen 
verfteht, fo uͤberſteht derſelbe, daß auch ein Theil der jetzigen HrovinzJWeſtpha: 
len demſelben einverleibt geweſen iſt. Vergl. die folgende Einleitung» 
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Reg. Bezirke Düſſeldorf auf dem linken Rheinufer die Kreiſe Krefeld, 
Neuß, Grevenbroich, Gladbach, Kempen, Geldern, Kleve und 
auf dem rechten Rheinufer der Kreis eng, In der Provinz Weſtpha⸗ 
len, die im Reg. Bezirk Münſter belegenen Kreiſe Steinfurth, 
Ahaus, Borken, Teklenburg, zum Theil Münſter, Kösfeld, 
Warendorf, Lüdinghauſen. 

Dieſe Territorien hatten im franzöſiſchen Kaiſerreiche die Departements 
Rhein und Moſel, ſo wie einen Theil der Departements Saar, der Wälder 
(des forets,) Ourthe, Nieder⸗Maas und Roer gebildet !). 


Die Juden hatten in dieſen Ländertheilen die Schickſale ihrer Glaubens 
genoſſen in den anderen Theiten des franzöſiſchen Kaiſerreiches getheilt. 
Die früheren Verhältniſſe der Juden in einzelnen Provinzen Frankreichs 
ſind vorliegend nicht von Einfluß und können daher übergangen werden. 
Es befanden ſich beſonders im ſüdlichen Frankreich aus Spanien und Por⸗ 
tugal vertriebene Juden, dann in den Bisthümern Metz, Toul und Ver⸗ 
dun und beſonders zahlreich im Elſaß und in Lothringen. Die Zahl dieſer 
deutſchen Juden wurden durch die Eroberung des linken Rheinufers be— 
trächtlich vermehrt. 

Die Regung, welche ſich in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhun⸗ 
derts in Deutſchland zu Gunſten der Juden offenbarte, wirkte auch in 
Frankreich fort?). Die Regierung erließ in der Ordonnanz v. 10. Juli 
17845), nachdem unmittelbar vorher der Leibzoll aufgehoben worden, eine 
allgemeine Verordnung über ihre bürgerliche Verhältniſſe, die ihnen die An⸗ 
legung von Fabriken und den Ackerbau unter Beſchränkung geſtattete. 


Als demnächſt die franzöſiſche Revolution ausbrach, wurde in den be— 
kannten Beſchlüſſen, deren Reihe in der Nacht v. 4. Aug. 1789 ihren An⸗ 
fang nahm, im Allgemeinen jeder Bürger zu allen Aemtern im Staate für 
fähig erklärt. Als die Nationalverſammlung dieſe Beſtimmung in Hinſicht 
auf die Nichtkatholiſchen ausdrücklich wiederholen wollte, kam die Gids 
der Juden zur Sprache Die Nationalverſammlung behielt ſich, indem ſie 
den Proteſtanten das volle Bürgerrecht und die Fähigkeit zu allen Staats 
ämtern zuſprach, die Entſcheidung über die Anſprüche der Juden vor. Für 
einen Theil, nämlich die portugiſiſchen, ſpaniſchen und Avignoner Juden 

erfolgte dieſe Entſcheidung durch das Dekr. v. 28. Jan. 1790, welche 
ihnen die durch königliche Verordnung bereits erlangten vollen Bürgers 
rechte beſtätigt. Den übrigen wurden am 20. Juli 1790 die bisher be⸗ 
zahlten Schutzgelder, auch die Rückſtände, erlaſſen, ohne Unterſchied, ob ſie 
an den Staat, an Gemeindekaſſen oder an einzelne Gutsbeſitzer bezahlt 


— — — 


1) G. S. 1815. S. 23. 24. f 

2) Die Geſellſchaft der Wiſſenſchaften zu Metz ſetzte 1787 einen Preis auf die beſte 
Beantwortung der Frage: wodurch kann der ſittliche und bürgerliche Zuſtand der 
Juden verbeſſert werden? Der Preis wurde dem Abbé Gregoire zuertheilt fuͤr 
die Schrift: Essai sur la regeneration physique, morale et politique des 
Juifs. Metz 1789. Zwei andere Schriften von Thier y und Hour witz erhielten 
gleichfalls den Preis. Gregoire, der ſich demnächſt auch der Neger mit bes 
kanntem Eifer annahm, ſchrieb ſpäter noch Observations nouvelles sur les 
juifs et spécialement sur ceux d' Allemagne und beſonders über die Amſter⸗ 
dammer und Frankfurter Juden (überſetzt in Sulamith Jahrg. 2. Heft 1. 2.) 
Er ſowohl als Mirabeau unterſtuͤtzten demnaͤchſt die Sache der Juden in der 
National⸗Verſammlung. Letzterer hatte vorher bereits — im J. 1787 — heraus 
gegeben: Sur Moses Mendelsohn sur la reforme politique des Juifs etc. 

&) Merlin Repertoire universel de Jurisprudence T. VI. art. Juifs. 


——— — 
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wurden, und bei dem Schluſſe ihrer Arbeiten, am 27. Sept. 1791 beſchloß 
die National⸗Verſammlung, daß die Juden, welche den Bürgereid leiſteten 
und damit auf alle beſondere Rechte und Ausnahmen von den allgemeinen 
Geſetzen und Pflichten verzichteten, auch alle Rechte eines franzoͤſiſchen 
Staats bürgers genießen ſollten !). Die K. Sanktion dieſes Beſchluſſes 
erfolgte am 13. No». 1791. 

Da gegen elſaſſiſche Juden die Klagen über Wucher laut wurden, ſo 
wurden durch ein Kaiſerliches Dekr. v. 30. Mai 1806 auf ein Jahr alle 
Executionen gegen die Landleute im ehemaligen Elſaß, Lothringen und 
dem linken Rheinufer, welche aus Schuldforderungen der Juden herrühr— 
ten, ſuspendirt?), gleichzeitig aber eine Zuſammenkunft der angeſehenſten 
Juden aus allen Theilen des Reichs zu Paris angeordnet. 

Im Julius deſſelben Jahres kamen denn auch 113 Juden aus Frank⸗ 
reich und Italien in Paris zuſammen und hielten ihre Sitzungen unter dem 
Voxſitz eines portugieſiſchen Juden aus Bordeaux, Abraham Furtado. 
Die Regierung ließ ihnen 12 Fragen vorlegen, und ſie einladen, hierauf 
ohne allen Rückhalt zu antworten. Es waren nebſt dem weſentlichen In⸗ 
halte der Antworten folgende: 


1) Iſt es den Juden erlaubt, mehr als eine Frau zu nehmen? — Nein. 
Zwar verbietet Moſes es nicht ausdrücklich, und im Orient iſt es daher 
nicht ganz ungewöhnlich. Aber in den Abendländern hat die europäiſche 


Sitte auch bei den Juden ſolche Gültigkeit erhalten, daß eine Verſammlung 


von Rabbinern, welche im 11. Jahrhundert zu Worms gehalten worden, 


1) Dieſe Dekrete ſind abgedruckt in ber (Baudouin'ſchen) Collection generale des 
devrets rond us par U Assemblée nationale T. I. p. 141. 186. tom III. p. 74. 
Juillet 1790. p. 122. Sept. 1791. II. p. 664. Ferner in dem offiziellen Aus⸗ 
zuge: Lois et actes du Gouvernement I. I. p. 101. 186. 272. 1. V. p. 196. 
229. S. auch bei Merlin a. a. O. 651. 655. Sect. V. $. 1. 2. | 

) Vergl. hieruͤber: Geſammte Aktenſtücke und öffentliche Verhandlungen über die 
Verbeſſerung der Juden in Frankreich, herausgeg. v. Alexander Bran 1806. 
8 Hefte. Lamourette, über den bürgerlichen Zuſtand der Juden. A. d. Franz. 
1806. Joſeph Bamberger, Ein Wort zu ſeiner Zeit, oder Betrachtungen 
bei Gelegenheit des großen Sanhedrin in Paris 1808. Arch iv, enthaltend Ma⸗ 
terialien zu einer philoſophiſchen Geſchichte der juͤdiſchen Nation, (ein periodiſches 
Blatt, welches im J. 1806 neben der Bamberger Zeitung erſchien.) 

Der Eingang jenes Dekr. v. 30. Mai 1806 lautet wie folgt: 
„Auf den uns erſtatteten Bericht, daß in verſchiedenen noͤrdlichen Departements 
„unſeres Reiches gewiſſe Juden, welche kein anderes Gewerbe treiben als 
„Wucher, durch die Anhäufung ganz unmäßiger Zinſen, viele Landleute dieſer 
„Länder in große Dürftigkeit gebracht haben, haben wir geglaubt, denjenigen 
„unſerer unterthanen zu Hülfe kommen zu müflen, welche durch eine ungerechte 
„Habſucht in dieſe unglücklichen umſtände verſetzt worden ſind, zugleich haben 
„wir aus dieſen umſtänden erſehen, wie dringend nothwendig es iſt, unter 
„den Bekennern der jüdiſchen Religion in den unferer. Herrſchaft unterworfenen 
„Ländern, die Gefühle der bürgerlichen Moral wieder zu beleben, welche unglück⸗ 
ylicherweiſe bei einer großen Zahl derſelben durch den Zuſtand von rien 
vin welchem fie lange Zeit geſeufzt haben, und welchen weder zu verlängern noch 
„zu erneuern in unſerer Abſicht liegt, erſtickt worden iſt; zu dem Ende haben wir 
„beſchloſſen, sine Zuſammenkunft der anſehnlichſten Juden zu veranſtalten, um 
„ihnen unſere Abſichten durch Kommiſſarien bekannt machen zu laſſen, und zu⸗ 
Igleich ihr Gutachten über die wirkſamſten Mittel zu vernehmen, wodurch unter 
„ihren Glaubensgenoſſen die Ausübung der Künſte und GET wieder ein: 
„geführt werden könnte, um durch einen löblichen Gewerböfleiß die unrühmlichen 
„Nahrungszweige zu verdrängen, welche bei vielen von ihnen ſeit mehren hun⸗ 
„dert Jahren vom Vater auf den Sohn fortgeerbt haben.“ — Bull. de lois, 
4. Ser. 1. IV. p. 582. 


Staatsrechtl. Verhältn. d. J. in d. z. franzöſ. Kaiſerr. gehörig gew. Landesth. 367 


Së Juden, die mehr als eine Frau nehmen würden, mit, dem Bannfluche 
elegt. eidde 
2 Iſt nach jüdiſcher Religion die Eheſcheidung zuläffig, und iſt Ge gül⸗ 
tig ohne Ausſpruch der Gerichtshöfe und gegen die Landesgeſetze? — Die 
Scheidung iſt nach dem Geſetz Moſis erlaubt, aber nicht gültig ohne Aus⸗ 
ſpruch der Gerichte. Vor der Revolution, als die Juden nach ihren eignen 
Geſetzen lebten, durften fie zwar ſich eigenmächtig von ihren Weibern fren, 
nen, haben aber ſelten davon Gebrauch gemacht. Nachdem ſie aber die 
Rechte der Bürger erlangt, und dagegen ihren beſondern Rechten entſagt 
haben, müſſen ſie die Staatsgeſetze für verbindlich erkennen. 

3) Kann ſich eine Chriſtin mit einem Juden, und eine Jüdin mit einem 
Chriſten verheirathen, oder erlaubt das Geſetz den Juden nur die Ehe mit 
ihren Glaubensgenoſſen? — Das Geſetz verbietet nur namentlich die Ehe 
mit den fieben cananitiſchen Völkerſchaften, mit den Ammonitern und Moa⸗ 
bitern und mit den Aegyptern. Das Verbot bezieht ſich lediglich auf Götzen⸗ 
diener, und der Talmud erklärt ausdrücklich, daß die Chriſten und Moham— 
medaner dafür nicht gehalten werden können, weil ſie, gleich den Juden, 
den einzigen wahren Gott anbeten. Doch iſt die Lehre der Rabbiner dage⸗ 
gen, weil zur kirchlichen Schließung der Ehe gewiſſe religiöſe Feierlichkeiten 
gehören, welche nur die Glaubensgenoſſen verbinden können. Eine ſolche 
Ehe würde daher von den Rabbinern nicht eingeſegnet werden, und nur als 
bürgerliche Ehe beſtehen. Die Kirche, welche in dieſem Falle ein kirchliches 
Band gar nicht anerkennt, würde auch bei einer willkührlichen Auflöſung 
der Verbindung nichts zu erinnern haben. Doch würde der jüdiſche Theil 
dadurch nicht von der kirchlichen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen werden. 

4) Sind in den Augen der Juden die Franzoſen Brüder oder Fremde? 
— Die Franzoſen ſind für Brüder und nicht für Fremde zu halten. Die 
moſaiſchen Geſetze und der Talmud gebieten Bruderliebe gegen jeden Aus— 
länder, welcher nur die moſaiſchen Gebote anerkennt. 

5) In welchen Berhältniffen ſtehen dann in beiden Fällen die Juden 
nach ihrem Geſetz gegen die Franzoſen, welche nicht ihres Glaubens ſind? — 
In denſelben Verhältniſſen wie die Juden unter einander. Da die Juden 
heut zu Tage keine beſondere Nation mehr ausmachen, ſondern der front, 
ſiſchen Nation einverleibt find, welches fie als eine körperliche Erlöſung ve- 
trachten, ſo iſt es unmöglich, daß ein Jude einen Franzoſen anders behandle 
als ſeinen Glaubensgenoſſen. 

6) Betrachten die in Frankreich gebornen, und als franzöſiſche Bürger 
behandelten Juden, daſſelbe als ihr Vaterland? Sind ſie ſchuldig, daſſelbe 
zu vertheidigen, und ſeine Geſetze zu beobachten? — Ja. Jeremias, K. 0, 
befahl ihnen ſogar, Babylon als ihr Vaterland anzuſehen. Die Pflicht der 
Vertheidigung haben mehrere Juden treulich erfüllt, und davon ehrenvolle 
Anerkenntniſſe aufzuzeigen. 

7) Wer ernennt die Rabbiner? — Alles, was die Ernennung der Rab⸗ 
biner angeht, iſt gegenwärtig unbeſtimmt. In den meiſten Orten werden 
ſie von den Hausvätern nach Mehrheit der Stimmen gewählt. | 

8) Welche odrigkeitliche Befugniſſe in Polizei» und Rechtspflege haben 
die Rabbiner unter den Juden? — Die Rabbiner haben gar keine Polizei— 
gewalt. In den moſaiſchen Geſetzen kommt ihr Name gar nicht vor. Zur 
Zeit des zweiten Tempels wurden die Juden durch Sanhedrin's oder Ge, 
richtshöfe regiert. Zu Jeruſalem hatte das große Sanhedrin, aus 71 Rich— 
tern beſtehend, ſeinen Sitz. In den Ortſchaften waren Gerichte von drei 
Mitgliedern, in dem Hauptort eine Behörde von 22 Richtern, das kleine 
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Sanhedrin genannt. In der Miſchna und dem Talmud kommt der Name 
Rabbine zum erſtenmale vor und bedeutet einen Lehrer des Rechts. Nach 
der Zerſtreuung bildeten die Juden kleine Gemeinden, und hier und da ers 
theilten ein Rabbine mit zwei andern Rechtsgelehrten Rechtsſprüche unter 
dem Namen des Bethdin, Haus der Gerechtigkeit. Alles dies hing von dem 
Willen der Landesregierung ab; in Frankreich und Italien haben dieſe Rab⸗ 
binengerichte ſeit der Revolution ganz aufgehört, und die Juden haben ſich 
ganz den bürgerlichen Geſetzen unterworfen. Die Amtsverrichtungen der 
Rabbiner ſind blos darauf beſchränkt, in den Tempeln die Moral zu lehren, 
die Ehen einzuſegnen und die Scheidungen auszuſprechen. Die Ehen kann 
auch jeder andere unterrichtete Iſraelit einſegnen. | 

9) Iſt die Art der Ernennung der Rabbiner und ihre obrigkeitliche Ges 
walt im Geſetz angeordnet, oder blos durch den Gebrauch? — Alle gericht⸗ 
liche oder polizeiliche Befugniſſe der Rabbinen, fo wie die Art ihrer Er: 
WEN ift lediglich Gewohnheitsſache, und im Geſetz darüber nichts bes 

immt. 

10) Iſt den Juden irgend eine Handthierung von ihrem Geſetz unters 
ſagt? — Keine; im Gegentheil, der Talmud ſagt wörtlich, der Vater, wel⸗ 
* Kind nicht ein Gewerbe lernen läßt, erzieht es zum Räuberhand— 
werk. 

11) Verbietet den Juden ihr Geſetz, von ihren Brüdern Wucher zu neh— 
men? — Das Geſetz Moſis verbietet alle Zinſen, und wird mißverſtanden, 
wenn man das Verbot blos von wucherlichen oder geſetzwidrigen Zinſen deuten 
will. Moſes hatte den Zweck, eine gewiſſe Gleichheit des Vermögens in ſei— 
nem Volke zu erhalten, und zu verhindern, daß allzugroßer Reichthum in 
den Händen einzelner Bürger angehäuft wurde. Dahin zweckte auch das 
Sabbathsjahr ab, welches alle Schuldforderungen tilgte, und das Jubel— 
jahr, in welchem alle verkaufte Grundſtücke wieder an ihren alten Eigen⸗ 
thümer zurückfielen. Der Talmud erklärt das moſaiſche Zinſenverbot nur 
von Darleihen an unbegüterte Leute, nicht von Handelskapitalien. Es 
konnte nur bei einem armen Volke von Landbauern und Hirten anwendbar 
ſein, und ſeit der Zerſtreuung haben ſich die Juden nicht mehr dadurch ver— 
bunden geachtet. 

12) Verbietet oder erlaubt das Geſetz den Wucher gegen Fremde? — 
Das Zinſenverbot, welches nicht auf einem Grundſatze des Handels, Ton: 
dern der Menſchenliebe und Wohlthätigkeit beruht, bezieht ſich auf die Mir: 
bürger eines andern Glaubens eben fo gut, als auf die Juden unter einans 
der. Die Erlaubniß, von einem Ausländer Zinſen zu nehmen, iſt von Bürs 
gern eines fremden Staates zu verſtehen, mit welchen man Handel treibt, 
und enthält keine Erlaubniß zu ungerechter Bevortheilung oder Wucher. 
Die entgegenſtehende Lehre des Maimonides iſt von den angeſehenſten Rab» 
binen verworfen worden. Die mit der bürgerlichen Moral nicht übereinſtim⸗ 
mende Meinung eines Gelehrten kann eben fo wenig auf Rechnung der alls 
gemeinen jüdiſchen Religion geſetzt werden, als die Vergehungen einzelner 
Menſchen ihren Glaubensgenoſſen zum Vorwurf gemacht werden dürfen 1). 

Die Regiernng machte der Verſammlung hierauf bekannt, daß die aufs 
geſtellten Grundfätze durch eine wahrhaft kirchliche Autorität anerkannt met: 
den müßten, damit ſie gleiche Gültigkeit mit dem Talmud erhalten und in 
den Augen der Juden aller Länder und aller Zeiten das größte mögliche 


— 


1) Merlin Repert. de jurisp. T. IV. p. 602. 
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Anſehn haben möchten. Daher müſſe man an das große Sanhedrin zurück⸗ 
gehen und die Regierung habe deſſen Zuſammenberufung beſchloſſen. Es 
a 9 55 in den alten Zeiten aus 70 Mitgliedern ohne ſeinen Präſidenten 
eſtehen. 

Demzufolge ergingen Einladungen an alle europäiſche Synagogen, De⸗ 
putirte zum großen Sanhedrin nach Paris zu ſchicken. Dieſes erklärte ſich 
am 4. Februar 1807 für geſetzmäßig konſtituirt, und faßte über die Punkte, 
welche den Gegenſtand der oben angeführten 12 Fragen ausgemacht hatten, 
vom 9. Febr. bis 4. März 9 Beſchlüſſe, wodurch die ſchon gegebenen Ant: 
worten beſtätigt wurden. In dem Eingange wird geſagt: „Das göttliche 
„Geſetz enthalte religiöſe und bürgerliche Verfügungen. Jene ſeien unbe⸗ 
„dingt, und für alle Umſtände und Zeiten gültig, vieſe aber nur für den jü⸗ 
„diſchen Staat in Paiäſtina gegeben, und nicht mehr anwendbar, da das 
„iſtaelitiſche Volk kein nationales Ganze mehr ausmache. Die Folgen die⸗ 
„ſer unſtreitigen Thatſache könnten nur durch eine als großes Sanhedrin 
„vereinigte Verſammlung von Geſetzgelehrten beſtimmt werden, und daß 
„dies bis jetzt nicht geſchehen, rühre daher, weil feit der Zerſtreuung kein fols 
„ches verſammelt worden ſei. Kraft des Rechts, welches Herkommen und 
„Geſetz dem Sanhedrin beilegen, daß nämlich dem Verein der Gelehrten 
„jeder Zeit weſentlich die Befugniß beiwohne, dasjenige feſtzuſetzen, was 
„zur Beobachtung ſowohl der geſchriebenen als mündlich überlieferten Ge⸗ 
„ſetze gehöre, würde der Gehorſam gegen die bürgerlichen Geſetze des Staats 
„auch als eine religiöſe Pflicht anerkannt, allen Bekennern des iſraelitiſchen 
„Glaubens beiderlei Geſchlechts die gewiſſenhafte Befolgung der Erklärun⸗ 
„gen, Statuten und Verordnungen des großen Sanhedrins anbefohlen, die 
„franzöſiſchen und italieniſchen Juden aber, welche dieſelben übertreten 
„würden, für offenbare Sünder gegen den Willen des Gottes Iſraels 
„erklärt“ ). 

Nach ſo gründlichen Vorbereitungen erfolgten unter dem 17. Mai 1808 
drei kaiſerliche Verordnungen, von denen zwei die kirchliche Verfaſſung 
dauernd feſtſtellten, die letzte gegen den Wucher gerichtete nur proviſoriſch 
auf zehn Jahre gegeben wurde. , 


J. Definitive Anordnungen. 

Durch das erſte definitive Dekret find für jedes Departement, worin 
2000 Juden leben, Konſiſtorial-Synagogen mit einem Konſiſtorium und 
in Paris ein Central⸗Konſiſtorium angeordnet. Die Departements⸗Kon⸗ 
ſiſtorien, welche aus dem Ober-Rabbiner, einem andern Rabbiner und drei 
der angeſehenſten Juden zuſam mengeſetzt, haben 1) dahin zu ſehen, daß 
der Rabbiner nichts gegen die Beſchlüſſe des großen Sanhedrins lehre; 
2) die Ordnung in den Synagogen auftecht zu halten, gottesdienſtliche 
Verſammlungen außerhalb derſelben zu hindern; 3) die Gemeinde⸗Ein⸗ 
künfte zu verwalten; 4) zur Ergreifung nützlicher Gewerbe zu ermuntern 
und die keinen ehrlichen Erwerb nachweiſenden Juden der Regierung an⸗ 
zuzeigen, 5) die Konſkriptionsliſten zu fertigen. 

Als Pflichten der Rabbiner ſind angegeben: 1) der öffentliche Unterricht 
in der Religion, und 2) in den Lehren, welche in den Beſchlüſſen des gro⸗ 
ßen Sanhedrins enthalten ſind, 3) beſonders in Beziehung auf den Sol⸗ 
datenſtand; 4) zu erklären, daß die Juden während ihres Dienſtes im 
Heere von allen damit nicht vereinbarlichen Gebräuchen dispenſirt ſind; 


1) Merlin a. a. O. S. 607. 
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5) in den Synagogen zu predigen und die Gebete für den Regenten zu 
ſprechen; 6) die Ehen einzuſegnen und die Scheidungen zu verkündigen, 
wenn die Partheien in beiden Fällen die bürgerliche Schließung oder Tren⸗ 
nung der Ehe erlangt haben *). 


II. Proviſoriſche Anordnungen auf zehn Jahre. 
1) Franzöſiſcher Text: 


Decret Imperial concernant les Juifs. Au palais des Tuilleries, 
le 17. Mars 1808. g 

Napoléon etc. ete. 

Notre Conseil d'état entendu, Nous avons decrete et décrétons ce qui suit: 


TITRE I. 

Art. I. A compter de la publication du present deeret, le sursis prononce par notre 
decret du 30. Mai 1806, pour le paiement des creances des juifs, est levé. 

2) Les dites er&ances seront neanmoins soumises aux dispositions ci - apres. 
3) Tout engagement pour pret fait par des juifs A des mineurs sans l’autori- 
sation de leur tuteur, à des femmes, sans l'autorisation de leur mari, à des 
militaires, sans l’autorisation de leur capitaine si c'est un soldat ou sous- 
officier, du chef du corps si c'est un officier, sera nul de plein droit, sans 
que les porteurs ou cessionnaires puissent s’en prevaloir et nos tribunaux 

autoriser aucune action ou poursuite. 

4) Aucune lettre de change, aucun billet a ordre, aucune obligation ou pro- 
messe, souserit par un de nos sujets non coinmergant au profit d'un juif, ne 
pourra étre exigé sans que le porteur prouve que la valeur en a été fournie 

entire et sans fraude. 

5) Toute eréance dont le capital sera aggrave d'une manière patente ou cachee, 
par la cumulation d’interets à plus de cing pour cent, sera réduite par nos 
tribunaux. Si l’interet réuni au capital extede dix pour cent, la ereance 
sera declaree usuraire, et comme telle, annullée. 

6) Pour les erdances legitimes et non usuraires, nos tribunaux sont autorises 
a accorder aux debiteurs des delais conformes A l’equite. 


TITRE II. 

7) Désermais, et A dater du ler juillet prochain, nul juif ne pourra se livrer à 
ducun commerce, négoce ou trafic quelconque, sans avoir regu, à cet eflet, 
un patente du prefet du département, laquelle ne sera accordee que sur des 
informations precises, et que sur un certificat, 1) du conseil municipal, 
constatant que ledit juif ne s'est livre ni à l'usure ni a un trafie illicite; 
2) du consistoire de la synagogue dans lu circonscription de la quelle il ha- 
bite, attestant sa bonne conduite et sa probite, 

8) Cette patente sera renouvelee tous les aus, 

9) Nos procureurs gen&raux pres nos cours sont spécialement charges de faire 
revoquer les dites patentes, par une decision spéciale de la cour, toutes les 
fois qu'il sera A leur connaissance qu'un juif patente fait Pusure ou se Iivré 
à un trafic frauduleux. 

10) Tout acte de commerce fait par un juif non patente sera nul et de nulle 

` valeur, 

11) Il en sera de meme de toute hypotheque, prise sur des biens par un juif non 
patente, lorsqu'il sern prouve que ladite hypotheque a été prise pour une 
treance resultant d'une lettre de change, ou pour un fait quelconque de 

commerce, négoce ou traſic. 

12) Tous contrats vu obligations souscrits au profit d'un juif non patente, pour 
des tauses ötrangères nu commerce, négoce ou traſic pourront étre revises 
par suite d'une enquéte de nos tribunaux. Le debiteur sera adınis a prou- 


veur qu'il y a usure ou resultat d'un traſie frauduleux; et, si la preuve est 


— — EEE en — 


1) Bull, des Lois, 4. Ser. T. 8. p. 217. Der Almanac Imperial von 1813 zählt 
23 Konſiſtorial⸗Synagogen auf, welche durch die Friedensſchluͤſſe von 1814 und 
1815 wieder auf folgende vermindert worden ſind: Paris, Straßburg, Winzen⸗ 
heim, Metz, Nancy, Bordeaux und Marſeille. Die Kultusbeamten wurden 
nicht vom Staate beſoldet, was erſt in Folge eines G. v. Jahre 1831 geſchieht. 
Die vom Staate hierfür beſtimmte Summe betragt 130,000 Franken. 
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acquise, les créandes seront susceptibles seit d'une reduction arbitree par 
te trihunal, soit d'annullation, si Uusure excede dix pour cent. 

13) Les dispositions de l'article 4, titre I. du present decret, sur les lettres de 
change, billets a ordre, etc. sont applicables A l'avenir comme au passe. 
14) Nul juif ne pourra preter sur nantissement ä des domestiques ou gens A 

gages; et il ne pourra preter sur nantissement à d'autres personnes, qu'au- 
tant qu'il en sera dressé acte par un notaire lequel certifiera, dans l’acte, 
Ne les especes ont été comptees en eg presenre et celle des temoins, à peine 
e perdre tout droit sur les gages, dont nos tribunaux et caurs pourront en 

Ge cas ordonner la restitution gratuite. | 
15) Les juifs ne pourront, sous les mémes peines, recevoir en gage les instru- 
mens, ustensiles, outils et vetemens des ouvriers, journaliers et domesti- 


ques. 
TITRE III. 
16) Aucun juif non actuellement domicilie dans nos departemens du Hant et du 
Bas Rhin, ne sera désormais admis A y prendre domicile. 

Aucun juif, non actuellement domieilié ne sera admis à y prendre domi- 
eile dans les autres departemens de notre Empire, que dans le cas ou il y 
aura fait acquisition d'une propriete rurale et se livrera & l'agriculture, 
sans se meler d' aucun commerce, negoce ou traſic. 

Il pourra étre fait des exceptions aux dispositions du present article en 
vertu d'une autorisation spéciale eınanee de nous. 

17) La population juive, dans nos departemens ne sera point admisse à fournir 
des remplacans pour la conscription: en consequence, tout juif conscrit sera 
assujetti au service personnel. 

Dispositions generales. 

18) Les dispositions contenues au present decret auront leur execution pendant 
dix ans, esperant qu’a l’expiration de ce delai, et par l'effet des diverses me- 
sures prises A l’egard des juifs, il n'y aura plus aucune difference entre eux 
et les autres citoyens de notre Empire; sauf neanmoins, si notre esperance 
etait trompée, A en proroger l’execution, pour tel temps qu'il sera juge con- 
venable. 

19) Les juifs Ctahlis a Bordeaux et dans les departemens de la Gironde et des 
Landes, n’ayant donné lieu à aueune plainte, et ne se livrant pas à un trafic 
illicite, ne sont pas compris dans les dispositions du present decret, 

20) Nos ministres sont charges, chacun en ce qui le concerne, de P’execufion du 
present decret. 


2) Ueberſetzung. 
K. franzöſ. Dekr. v. 17. März 1808, eine neue Juden⸗Ordn. enthaltend 1). 


Wir Napoleon, Kaiſer der Franzoſen u. ſ. w. haben nach Anhoͤrung unſeres 
Staatsrathes verordnet und verordnen, was folgt: 


I, Titel. 

Art. 1. Von Bekanntmachung des gegenwärtigen Dekrets an, iſt der Aufſchub, welcher 
durch unſer Dekret v. 30. Mai 1806 für die Bezahlung der Schuldforderungen der 
Juden ausgeſprochen wurde, aufgehoben. 

2) Dieſe Schuldforderungen ſollen jedoch nachſtehenden Verfuͤgungen unterworfen ſein. 

3) Jede Verſchreibung über ein Darlehn, welches von Juden an Minderjährige ohne 
Genehmigung ihres Vormundes, an Ehefrauen ohne Genehmigung des Mannes, 
an Soldaten, und zwar an Unteroffiziere und Soldaten, ohne Genehmigung ihres 
Kapitaͤns, an Offiziere, ohne Genehmigung des Chefs ihres Korps, geleiftet mere 
den, iſt von Rechtswegen nichtig, ſo daß weder die Inhaber oder Ceſſionarien eine 
. geltend machen, noch die Gerichte darauf eine Klage oder Verfahren geſtatten 
koͤnnen. 

4) Kein Wechſelbrief, kein trockner Wechſel, keine Verſchreibung oder Verſprechen, 


—ͤ— —32— . — .' V— — — 


1) Einen Kommentar zu dieſem Dekrete, welches wegen einiger unbeſtimmter Be⸗ 
griffe unzählige Rechtshandel erzeugte, hat Desquiron, damals Kaiſerlicher 
zweiter General⸗Anwalt zu Mainz, geliefert: Commentaire sur le decret 
imp. du 17. Mars 1808, concernant les droits et les devoirs des juifs etc. 
Mayence 1809. S. Laffaulr Annalen der Geſetzgebung Napoleons Bd. 3. 
S. 32. Chauffour's Betrachtungen uͤber die Anwendung dieſes Dekrets 
(überfegt von Fr. Buchholz 1809.) 
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welche von einem unſerer nicht Handel treibenden Unterthanen zu Gunſten eines 
Juden ausgeſtellt worden iſt, kann eingefordert werden, wenn nicht der Inhaber 
wbb aaa der Werth derſelben vollſtaͤndig und ohne Bevortheilung gegeben 
worden iſt. 

5) Jede Schuld, deren Kapital offener oder verſteckter Weiſe durch Zurechnung von 
Zinſen zu mehr als fünf von hundert vergrößert worden iſt, ſoll durch unſere Ge: 
richte gemindert werden. Wenn die zum Kapital geſchlagenen Zinſen mehr als 10 
von Hundert betragen, fo Tell die Forderung für wucherlich erklärt, und als ſolche 
vernichtet werden. 

6) Bei geſetzmäßigen nicht wucherlichen Schuldforderungen find unſere Gerichte er: 
maͤchtiget, den Schuldnern billige Zahlungsfriſten zu verwilligen. 

II. Titel. 

7) Kuͤnftig und v. 1. Julius an darf ſich kein Jude mit irgend einem Handelsverkehr 
abgeben, wenn er nicht zu dieſem Behuf von dem Praͤfekten des Departements ein 
Patent erhalten hat, welches nur nach genauen Erkundigungen und beigebrachten 
Zeugniſſen 1) vom Munizipalrath, daß beſagter Jude ſich weder des Wuchers noch 
eines unerlaubten Verkehrs ſchuldig gemacht habe, 2) von dem Konſiſtorium der 
Synagoge ſeines Wohnbezirks, über ſeine gute Aufführung und Rechtſchaffenheit, 
ertheilt werden ſoll. 

8) Dieſes Patent muß alljährlich von neuem erlangt werden. 

9) Unſere Generalanwaͤlde bei Unfern Gerichten find beſonders beauftragt, dieſe Pa- 
tente durch beſondere Entſcheidungen der Gerichte aufheben zu laſſen, ſo oft ſie 
Kunde erhalten, daß ein patentirter Jude Wucher treibt, oder ſich mit einem be 
truͤglichen Gewerbe abgegeben hat. 

10) Jeder von einem nicht patentirten Juden geſchloſſene Handel iſt nichtig und ohne 
Wirkſamkeit. 

11) Daſſelbe gilt von allen Hypotheken, welche ein nicht patentirter Jude auf Grund» 
ſtuͤcke eintragen läßt, ſobald erwieſen wird, daß die eingetragene Forderung aus 
einem Wechſel oder irgend einem Handelsgeſchaͤft herruͤhrt. 

12) Alle Verträge und Schuldverſchreibungen, welche zum Vortheil eines nicht paten⸗ 
tirten Juden auf den Grund anderer, mit dem Handel nichts gemein habender 
Geſchaͤfte ausgeſtellt worden find, können einer gerichtlichen Unterſuchung durch 
Zeugenverhöre unterworfen werden. Der Schuldner muß mit dem Beweiſe gehoͤrt 
werden, daß Wucher oder irgend ein anderes betruͤgliches Geſchäft dabei unterge— 
laufen ſei, und wenn er den Beweis vollführt, ſo ſind die Schuldverſchreibungen 
entweder nach dem Ermeſſen des Gerichts zu mindern, oder wenn der Wucher zehn 
von hundert überſteigt, fuͤr nichtig zu erklären. 

13) Die Beſtimmungen des Art. 4 Tit. I. gegenwärtigen Dekrets, die Wechſelbriefe, 
Ce Wechſel u. ſ. w. betr., gelten ſowohl für die Zukunft, als für die Vergan⸗ 

enheit. 

14) Auf Fauſtpfaͤnder darf ein Jude Dienſtboten und Lohnarbeitern gar nicht leihen 
und auch andern Perſonen nur in der Art, daß daruͤber eine Urkunde von einem 
Notar auſgenommen wird, worin derſelbe bekundet, daß das Geld baar in ſeiner 
und der Zeugen Gegenwart erlegt worden ſei; bei Strafe, alles Recht auf die 
Pfaͤnder zu verlieren, als deren unentgeltliche Herausgabe unſere Gerichte erſter 
und zweiter Inſtanz in ſolchen Faͤllen verordnen können. 

15) Bei derſelben Strafe iſt den Juden verboten, Arbeitswerkzeug, Hausgeräthe, Hand⸗ 
werkszeug und Kleider der Handwerker, Tageloͤhner und Dienftboten zum Pfand 


anzunehmen. 
III. Titel. 


16) Keinem Juden, welcher nicht bereits in Unſern Departements des Ober- und Nies 
derrheins wirklich wohnhaft iſt, ſoll von nun an geſtattet ſein, ſeine Wohnung 
darin zu nehmen. In den übrigen Departements Unſeres Reiches fol einem darin 
nicht bereits wohnhaften Juden nur in dem Falle die Niederlaſſung geſtattet ſein, 
wenn er ein zum Feldbau beſtimmtes Grundſtuͤck erwirbt, und ſich lediglich dem 
Feldbau widmet, ohne Téi mit irgend einer Art des Handels ode: Verkehrs abzu⸗ 
geben. Ausnahmen von den Verordnungen des gegenwaͤrtigen Artikels können 
jedoch vermoͤge einer beſondern von Uns zu ertheilenden Bewilligung ſtatt finden. 

17) Der Judenſchaft in unſern Departements ſoll nicht geſtattet ſein, Stellvertreter bei 
der Konſkription zu ſtellen; demzufolge fol jeder ausgehobene Jude zum perſoͤn⸗ 
lichen Dienſt verpflichtet ſein. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

18) Die in gegenwaͤrtigem Dekret enthaltenen Beſtimmungen ſollen zehn Jahre hin⸗ 

durch in Vollzug geſetzt werden, in der Hoffnung, daß nach Ablauf dieſes Zeit: 


— 
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raums und durch die Wirkung der verſchiedenen in Beziehung auf die Juden ge: 
nommenen Maßregeln zwiſchen ihnen und den uͤbrigen Buͤrgern unſeres Reiches 
keine Verſchiedenheit mehr ſtattfinden wird; jedoch mit dem Vorbehalte, wenn 
unſere Hoffnung getaäuſcht werden follte, die Ausübung dieſes Dekrets für den Zeit⸗ 
raum, welchen wir angemeſſen finden werden, zu verlaͤngern. | 

19) Die zu Bordeaux und in den Departements der Gironde und der Landes anſaͤſſigen 
Juden ſind, da ſie keinen Anlaß zu einer Beſchwerde gegeben haben, ſich auch mit 
keinem unerlaubten Gewerbe abgeben, den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen De— 
krets nicht unterworfen !). 

20) Unfere Miniſter find, jeder in fo weit es ihn angeht, mit Vollſtreckung des gegen⸗ 
waͤrtigen Dekrets beauftragt. Napoleon. 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige Verhältniſſe. 


I. 
Sm Allgemeinen. 


In vorftehender Art war die Verfaſſung der Juden des franzsſiſchen 
Kaiſerreiches geſtaltet, die demnächſt in den oben angegebenen Territorien 
zu Preußen kamen und gegenwärtig theils zur Rheinprovinz, theils zu 
Weſtphalen gehören. 

Die K. O. v. 3. März 1818, erwähnt in dem R. des Min. des J. v. 
7. Juli 1818 2), ſprach die Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 17. 
Mai 1808 aus. Hierdurch iſt die zehnjährige Dispenſion der betreffenden 
Rechte auf unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben 2). Dieſe Rechte beziehen 
ſich jedoch lediglich auf die Niederlaſſung in andern Departements und 
auf Gegenſtände des Handels. In jeder andern Beziehung hatten 
die Juden im franzöſiſchen Kaiſerreiche geſetzlich alle Rechte 
derchriſtlichen Einwohner ). Es iſt bereits oben s) dargeſtellt wor: 
den, wie dieſe Verfaſſung der Juden im Allgemeinen in vielfachen Verord⸗ 
nungen und ſchließlich in der K. O. v. 8. Aug. 1830 anerkannt worden 
und wie dieſelbe unter der Garantie des deutſchen Bundes in der Art ſteht, 
daß die Juden nicht in einen ſchlechteren Zuſtand zurückverſetzt werden dür⸗ 
fen. Eine Verletzung dieſes Zuſtandes lag darin nicht, daß durch die G. 
v. 1. Juli 1823 wegen Anordnung der Provinzialſtände in der Rheinpro⸗ 
vinz und in Weſtphalen 8) die ſtändiſchen Rechte an die chriſtliche Religion 
geknüpft wurden, da die Juden derartige Rechte früher nicht gehabt. Da⸗ 
gegen waren die Juden nach der früheren Verfaſſung zu Staatsämtern 
jeder Art befähiget und dieſe Befähigung beſteht mithin noch 7). 


2 


1) Gleiche Ausnahmen erhielten die Juden mehrerer andern Provinzen. So wur⸗ 
den durch ein Dekret v. 11. April 1810 die italiäniſchen und ſelbſt die Lothrin⸗ 
ger und Metzer Juden mit mehrern andern von jenen harten Einſchraͤnkungen 
befreit. Bull. d. lois T. XII. p. 272. 

2) Ann. II. S. 726. Vergl. Letzteres Abth. I. Einleitung S. 39. 

2) Eine diesfällige ausdruͤckliche geſetzliche Anordnung war nothwendig, da in 
deren Ermangelung nach $. 18 des Dekr. v. 17. Mai 1808 die Suspenſion out 
gehört haben würde. Vergl. hierüber oben Abſchn. IV. sub I. Seite 337. 

4) Vergl. auch den Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr. 1840 oben Abth. I. 
Abſchn. XI. Kap. v. sub III. S. 187. 

3) Abth. I. Einleitung. S. 40. 

) Vergl. Abth. I. Abſchn. IV. Kap. II. sub III. S. 49. 

7) Wenn die Rheiniſche Zeitung vor Kurzem berichtete (12. Dec. 1842): Gemäß 
eines unterm 9. l. M. dem hieſigen Landgerichte mitgetheilten R. des erſten 
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a II. 
In Anſehung der den en betreffenden Verhält⸗ 
niſſe. 


1) Vergl. die V. v. 17. Mai 1808 sub I, f 

2) Die Juden des linken Rheinufers ſtehen zur Zeit unter einem zu 
Bonn reſidirenden jüdiſchen Konſiſtorio. Vergl. hierüber den Bericht der 
Reg. zu Koblenz v. 1. Febr. 1840 Abth. I. Abſchn. XI. Kap. V. sub III. 187. 

3) R. des K. Min. d. G. ꝛc. Ang. (v. Altenſtein) v. 18. Sept. 1838 an 
den K. Oberpräſidenten der Rheinprovinz. Beaufſichtigung des jüdiſchen 
Kultusweſens. 

Die von der jüdiſchen Gemeinde zu N. erwählten Vorſteher haben ſich an das unter— 
zeichnete Min. mit dem abſchriftlich hier beifolgenden Geſuche nm Beſtätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Statuts gewendet. Das M. iſt mit dem bereits von Ew. 
Hochw. den Supplikanten ertheilten Beſcheide darin einverſtanden, daß bis dahin, wo 
die künftig bevorſtehende allgemeine geſetzliche Verordnung über das kirchliche Verhaͤltniß 
der Juden erfolgen wird, auf die Beſtaͤtigung von dergleichen neuen Statutentwürfen 
nach dem Antrage einzelner jüdiſcher Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht einge: 
gangen werden kann. In Gemaͤßheit der Allerh. diesfälligen Beſtimmungen iſt viel— 
mehr bis zu dem vorbemerkten Zeitpunkte das jüdiſche Kultusweſen an und für ſich ledig— 
lich in feiner beſtehenden Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwanige Ordnungs⸗ 
ſtoͤrungen, zufolge der nach $. 18 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuſtehen⸗ 
den Aufſicht uͤber den Kultus aller Religionsparteien, die erforderliche Remedur zu treffen. 
Ein unentbehrliches Mittel zur Abwendung ſolcher Ordnungsſtörungen iſt aber, beſon⸗ 
ders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beſtellung eines mit den ange— 
meſſenen Direktions⸗ und Verwaltungsbefugniſſen verſehenen Gemeindevorſtandes, mit 
welchem die jüdiſchen Gemeinden auch in den älteren Provinzen der Regel nach verſehen 
find, und in deſſen zeitherigem Mangel ein hauptſaͤchlicher Grund der bisher bei der jü: 
diſchen Gemeinde zu N. obgewalteten Unordnungen und Zwiſtigkeiten gelegen zu haben 
ſcheint. Eben fo wenig daher, als dem Min. ein richtiger Zuſammenhang deſſen et 
ſichtlich iſt, was der den Supplikanten ertheilte Beſcheid der K. Reg. zu N. von einem 
erſt jetzt geſchehenen Zuſammentritt der, anſcheinend vielmehr ſchon ſeit ſehr langer Zeit 
exiſtirenden, juͤdiſchen Gemeinde in N. erwaͤhnt, kann das Min. auch die in jenem 
Beſcheide reſolvirte Zuruͤckweiſung der von der Gemeinde geſchehenen Beſtellung eines 
Vorſtandes für richtig erachten, zumal die Reg. ſelbſt kein Bedenken gefunden hat, gerade 
in dem erheblichſten Punkte, der Verhandlung mit den Behoͤrden und der Vertretung 
der Gemeinde in ihren äußeren Rechtsangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf das 
naͤmliche hinausgehende Zulaſſung eben jener Vorſteher als Bevollmächtigte der Ge⸗ 
meinde nachzugeben. Es unterliegt vielmehr keinem erſichtlichen Anſtande, die Wahl 
jener Vorſteher dergeſtalt zu genehmigen, daß denſelben auch die Verwaltung der innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbeſondere die Sorge für eine gehoͤrige Ordnung bei 
den Da . Zuſammenkünften, unter ihrer nächſten diesfälligen Verantwort— 
lichkeit obliegt Gleichermaßen wird ihnen hiernach auch die Verwaltung des Niſchen 
Legats für das Schulweſen der jüdiſchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu N. dem 
Min. unter dem 19. Sept. v. J. einen beſondern Bericht erſtattet hat, zunächſt ver⸗ 
bleiben können, und nur die ordnungsmäßige Auflicht über die richtige Adminiſtration 
jenes Legats und die ſtiftungsmaͤßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufetzen 
fein. Ew. Hochw. ſtellt das Min. anheim, hiernach die K. Reg. zu N., unter Rüd: 
fertigung der hier wieder beifolgenden Eingabe der jüdiſchen Gemeinde-Vorſteher v. 
8. Aug. v. J., mit der entſprechenden Anweiſung zu verſehen, und die Gemeindevorſteher 
auf die danach von ihnen zu erwartenden Verfügungen vorlaͤufig zu verweiſen. 

(Ann. Bd. XXII. S. 646.) 


III. In Anſehung der Unterrichtsverhältniſſe vergl. 
1) Abth. I. Abſchn. XI. und insbeſondere das Kap. II. gegebene Cirk. 
v. 13. Sept. 1824. 


Präſidenten und des Generalprokurators des Rheiniſchen Appelationsgerichts⸗ 
hofes koͤnnen nach Vorſchrift einer A. K. O. v. 14. v. M. Juden zur Auskul⸗ 
tatur, zum Referendariate und zur Advokatur nicht zugelaſſen werden, 
ſo wuͤrde dieſe A. K. O. v. 14. Nov. 1842, in ſofern eine ſolche erlaſſen, der 
K. O. v. 8. Aug. 1830 und dem 9. 16 der Bundesakte entgegen disponiren. 
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2) In Betreff der Unterhaltung der Schulen durch die Civilgemeinden 
das R. v. 18. Mai 1840 und der Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr. 
1840 a. a. O. Kap. V. sub III. S. 187. ` 


3) Das R. der Min. d. J. u. d. Pol., des Kr. (Rauch) u. d. G., U. u. 
M. Ang. (im Auftrage v. Ladenberg) an den K. Oberpräſidenten der Rhein⸗ 
provinz und abſchriftlich an den K. Oberpräſidenten der Provinz Weſt⸗ 
phalen v. 19. Aug. 1840 in Betreff der Ableiſtung der Militairdienſtpflicht 
Seitens der Zöglinge der jüdiſchen Vereinsſchule zu Münſter vergl. Abth. I. 
Abſch. V. Kap. II. (V. M. Bl. 1840. S. 431.) u 


IV. In Betreff der Annahme von Familien- und Vornamen vergl. 


Abth. I. Abſchn. VII. Kap. I. sub I. 3. Seite 59. 

V. Das Schuldenweſen anlangend, ſo ſind die früheren hierüber 
ergangenen Geſetze in dem folgenden R. mitgetheilt. | 

1) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) v. 9. Okt. 1818) an den 
K. Oberpräſidenten Herrn Grafen v. Solms⸗Laubach zu Köln. 

Aus Ew. Hochg. Bericht vom 15. Dec. v. J., worauf ich Sie erſt jetzt zu beſcheiden 
im Stande bin, habe ich erſehen, was für eine Bewandniß es mit den Schulden der ehe⸗ 
maligen juͤdiſchen Korporationen des Erzſtifts Köln und der Herzogthuͤmer Juͤlich, Berg 
und Cleve hat, und bin nicht nur im Allgemeinen damit einverſtanden, daß das von 
den vorigen Landesherrſchaften eingeleitete, aber nicht zur Ausführung gebrachte Schul: 
denabwickelungsverfahren unter obrigkeitlicher Autorität fortgeſetzt werden muͤſſe, ſon⸗ 
dern finde es auch, da die genannten Provinzen dermalen unter mehrere Regierungs⸗ 
Bezirke vertheilt ſind, der Sache vollig angemeſſen, daß Ew. Hochg. die ausſchließliche 
obere Leitung des Geſchäfts, welche Sie bereits übernommen haben, ferner beibehalten. 

Was die dabei in Anwendung zu bringenden Grundſätze betrifft, ſo halte ich es fuͤr 
nothwendig, im Weſentlichen bei denjenigen Vorſchriften ſtehen zu bleiben, welche unter 
der vorigen Reg. mit geſetzlicher Wirkung ge eben worden ſind. In Anſehung der Ju⸗ 
denſchaftsſchulden des Erzſtifts Köln, welche ſich unter allen am hoͤchſten belaufen, 
wird daher hauptſächlich nach dem Kaiſerl. Dekret vom 20. Nov. 1809 zu verfahren 
ſein, und da dieſes Dekret ſich auf den Beſchluß des General-Regierungs⸗Kommiſſarius 
der 4 Rhein⸗Departements Staatsrath Jollivet v. 7. Messidor des Jahrs 11 gründet, 
letzterer aber lediglich in dem Sinne der Verordnungen der franzoͤſiſchen Nationalver⸗ 
ſammlungen v. 20. Mai 1791 und 1. Mai 1792, betr. das Schuldenweſen der vormas 
ligen Judengemeinde von Metz, abgefaßt iſt, welche als allgemeine geſetzliche Normen 
für dieſen Gegenſtand betrachtet werden müffen: ſo ſcheint es mir unbedenklich, daß 
auch in den uͤbrigen Provinzen des Ew. Hochg. anvertrauten Ober⸗Praͤſidial⸗ EN 
bei der Verzinſung und Amortiſirung der Judenſchafts-Schulden nach Analogie des ge⸗ 
nannten Dekrets verfahren werden dürfe. 1 

Wenn Ew. Hochgeb. nun darauf angetragen haben, als oberſten Grundſatz auszu⸗ 
ſprechen: 5 * 

1. „daß alle gegenwärtig in den verſchiedenen Gebietstheilen der oben genannten Pro⸗ 
vinzen domicilirte Juden zur Tilgung der vorhandenen Fadens en ën, nach 
Maßgabe ihrer Beitragspflicht zu den Staatslaſten, beitragen ſollen,“ 

ſo vermag ich Ihrer hierunter geäußerten Anſicht nicht beizutreten. Denn dieſer Grund⸗ 

ſatz iſt nicht allein der ausdrücklichen Beſtimmung des Dekrets vom 20. Nov. 1809 im 

Artikel 5, nach welcher die Beiträge zu dem angegebenen Behuf 
auf alle Juden, welche die ehemalige Gemeinde (Korporation) in dem ehemaligen 
Churfuͤrſtenthum Köln ausgemacht haben, b 

vertheilt werden ſollen, entgegen, ſondern er wuͤrde auch überhaupt, aus dem Geſichts⸗ 

punkt des Rechts und der Billigkeit betrachtet, nicht gerechtfertigt werden koͤnnen. Die 

juͤdiſchen Korporations⸗Schulden, von deren Abtragung es ſich handelt, ſind urſpruͤng⸗ 
lich zu dem Zweck negociirt worden, um die Abgaben zu berichtigen, welche der Landes⸗ 
herrſchaft zu jener Zeit Seitens der Korporationen fuͤr den Schutz (das Geleit) entweder 
in beſtimmten Epochen oder bei Regierungs-Veränderungen gezahlt werden mußten. 

Die Korporationen haben die ſchuldigen Kapitalien unter ſolidariſcher Verpflichtung 

ihrer Mitglieder aufgeliehen. Mit welchem Schein von Recht oder Billigkeit wollte 

man demnach ſolchen Juden, welche in einer ſpaͤteren Zeit, wo die Korporationsverbaͤnde 


— — 


— —— w du — 


1) Koch a. a. O. S. 247 datirt das R. irrthümlich von 1819. 
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der Juden durch die Reg. bereits auſgeloͤſet waren und juͤdiſche Schutz- oder Geleits⸗ 
abgaben gar nicht mehr ſtatt fanden, ihren Wohnſitz im Lande genommen und das ge: 
ſetzlich unbeſchränkte Bürgerrecht überkommen haben, die Verpflichtung auferlegen, zur 
Abbürdung derjenigen Schulden beizutragen, die eine nicht mehr beſtehende Korporation, 
ausſchließlich zum Beſten ihrer ehemaligen Mitglieder, wozu dieſe Juden niemals gehört 
haben, zu kontrahiren veranlaßt geweſen iſt? 0 

Ein Fortbeſtand der moraliſchen Perſon einer vormaligen Judenſchaft, welche gemein⸗ 
ſchaftliche Schulden hat, bis zu deren völligen Ablöſung, laßt ſich rechtlich rur in fofern 
denken, als von denjenigen Individuen die Rede iſt, welche die moraliſche Perſon wirk⸗ 
lich ausgemacht haben, und nicht etwa ſchon vor deren Auflöſung aus der Gemeinſchaft 
entlaſſen und dadurch ihrer Verbindlichkeiten wider die Geſellſchafts⸗Gläubiger entledigt 
worden ſind. Daß aber eine bereits aufgehobene Gemeinſchaft keine neue Theilnehmer 
mehr erwerben koͤnne, ſpricht von ſelbſt. 

In Erwägung dieſer Gründe werden Euer Hochg. ſelbſt ermeſſen, daß ich Bedenken 
tragen muß, auf Ihren vorberührten Antrag einzugehen. Im Uebrigen genehmige ich 
die nach dem weitern Inhalt Ihres Eingangs erwaͤhnten Berichts beabſichtigten Ein⸗ 
ſchraͤnkungen vollkommen, und bemerke nur noch, daß die Abwickelung der Cleveſchen 
Judenſchafts⸗Schulden, wie Euer Hochgeboren bekannt, von hier aus durch V. an die 
Reg. zu Cleve bereits eingeleitet worden iſt, und daß in Meurs und Geldern niemals 
dergleichen Schulden ſtattgefunden haben. 

In Anſehung der Judenſchafts⸗Schulden des vormaligen Erzſtifts Köln ſteht nach 
Art. 2 des Kaiſerl. Dekrets v. 20. Nov. 1809 zwar feſt, daß keine gerichtliche Verfol⸗ 
gung der Schuldner und deren Bürgen binnen der Amortiſations⸗Friſt zuläffig fein ſoll; 
allein die Judenſchaften der uͤbrigen Provinzen können auf ein ſolches Vorrecht, in Gr 
mangelung darüber ſprechender Geſetzesvorſchriften, keinen Anſpruch machen. 


2) R. des K. Min. des J. (v. Schuckmann) de eodem an den K. Ober⸗ 
Präſidenten, Herrn Geh. Staatsminiſter v. Ingersleben zu Koblenz. 


Euer Exc. theile ich, unter Bezugnahme auf Ihren Bericht v. 25. Jan. d. J., wegen 
der Schulden der Judenſchaften im Großherzogthum Niederrhein, eine Abſchrift derjeni⸗ 
gen V. mit, welche ich dato an den Herrn Ober⸗Praͤſidenten, Grafen v. Solms⸗Lau⸗ 
ach, zur Beſcheidung auf den Ihnen bekannten Vortrag v. 15. Dec. v. J. uͤber den⸗ 
ſelben Gegenſtand erlaſſen habe, indem ich Euer Ext. anheimſtelle, unter Beruͤckſichti⸗ 
gung des Inhalts die Abwickelung der jüdiſchen Korporations-Schulden im Regierungs⸗ 
Bezirk von Trier einzuleiten und im Koblenzer Departement, wo ſie bereits im Gange 
iſt, des Weiteren zu fördern. (Ann. II. S. 1051 ff.) 


Zwölfter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den zum Groß— 
herzogthum Berg gehörig geweſenen Landestheilen. 


Vermöge der Uebereinkunft des Wiener Kongreſſes und des Pariſer Fries 
dens v. 30. Mai 1814. Art. III. ging das ehemalige Großherzogthum Berg 
an Preußen über 1). Daſſelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirke: 

1) In der Rheinprovinz: 5 

a) Im Reg. Bezirk Koblenz die Sammtgemeinde Frieſenhagen im 
Kreiſe Altenkirchen. 

b) Im Reg. Bezirk Köln die Kreiſe Mühlheim, Siegburg, Uekerath, 
Homburg, Gummersbach, Waldbevl. 

e) Im Reg. Bezirk Düffeldorf die Kreiſe Duisburg, Düſſeldorf, 
Solingen, Elberfeld, Lanneg. 

2) In der Provinz Weſtphalen: 

a) Im Reg. Bezirk Münſter die Kreiſe Warendorf, Beckum, Lü⸗ 
dinghauſen, Recklinghauſen, Münſter, Koesfeld. 

b) Im Reg. Bezirk Arnsberg die Grafſchaft Mark mit Dortmund, 


— — 


I) G. S. 1815. S. 21. 24. 
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oder die Kreiſe Altena, Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm, Iſerlohn, 
Lippſtadt, Olpe, Sonſt und Fürſtenthum (jetzt Kreis) Siegen. 

d Im Reg. Bezirk Minden die Herrſchaft Rheda im Kreiſe Wies 
denbrück. 

In allen dieſen Ländertheilen nun waren durch die Konſti— 
tution des Großherzogthums Berg allen Einwohnern gleiche 
Rechte verliehen worden, ohne daß hinſichtlich der Juden eine 
Ausnahme gemacht; gleichzeitig waren aber auch mit der franzöfifchen 
Geſetzgebung die im vorigen Abſchnitte gedachten Beſchränkungen der Ju⸗ 
den eingeführt worden. Es gilt daher von Letzteren in gedachten Landestheilen 
Alles, was im vorigen Abſchnitte mitgetheilt worden. 


Lediglich das Fürſtenthum Siegen war nicht unmittelbar wie alle 
übrige Landestheile des Großherzogthums Berg an Preußen gekommen, 
ſondern militairiſch von dem fürſtlichen Hauſe Naſſau-Oranien (das 
gegenwärtige K. Niederländiſche Haus), dem es bis zum 12. Juli 1806 
angehörte, am 20. Dec. 1813 in Beſitz genommen und kam erſt durch den 
Vertrag mit letzterem Staate v. 31. Mai 18157) an Preußen, welches es 
durch Patent v. 21. Juni 1815 in Beſitz nahm 2). Da jedoch von Naſſau⸗ 
Oranien in der kurzen Zwiſchenzeit die beſtehende Großherzoglich Bergſche 
Verfaſſung hinſichtlich der Juden nicht ausdrücklich aufgehoben, ſo beſteht 
dieſelbe auch gegenwärtig fort und es kann nicht auf die Oranien⸗Naſſauſche 
Geſetzgebung zurückgegangen werden 3). 

Daß insbeſondere daher den Juden im Fürſtenthume Siegen das ſtädtiſche 
Bürgerrecht zuſteht, iſt nicht zu bezweifeln. Vergl. hierüber das R. v. 
22. Okt. 1835 oben Abſchn. VII. Kap. I. Seite 360. 


Dreizehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den zum König: 
reiche Weſtphalen gehörig geweſenen Landestheilen. 


Einleitung. 


Das Königreich Weſtphalen wurde in Folge des Friedens zu Tilſit von 
Napoleon begründet, ſeinem Bruder Hieronymus verliehen und Erſterem 
unter dem 15. Nov. 1807 eine Konſtitution gegeben 2). Es war dies 
Königreich zuſammengeſetzt aus den Braunſchweigſchen, Heffen: Kaffelfchen 
Staaten, einem Theile von Hannover und einem bedeutenden Theile von 
Preußen. Von Letzterem wurden nämlich durch Art. 9. des Tilſiter Fries 
dens hierzu abgetreten der auf dem linken Ufer der Elbe gelegene Theil 
der Altmark und der Provinz Magdeburgs), das Gebiet von Halle, 
Halberſtadt, Hohenſtein, Quedlinburg, die Grafſchaft Manns— 
feld, das Eichoͤfeld nebſt Treffurt, Mühlhauſen, Nordhauſen, 
die Grafſchaft Stollberg Wernigerode, Corvei, das Bisthum 


— — 


1) Vergl. Abſchn. VIII. 
) G. S. 1815. S. 126, 
) Vergl. das Partikular⸗Recht des Fürſtenthums Siegen und der Aemter Burbach 
und Neuenkirchen. Paderborn. Cräwell. 1838. 
Koch a. a. O. S. 278 iſt derſelben Anſicht. 
) Bulletin des lois du royaume de Westphale. Tome premier p. 3. 
5) = en ganze Herzogthum Magdeburg mit Ausnahme der beiden Jerichowſchen 
iſe. 
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Paderborn, Minden und Ravensberg und die Grafſchaft Riet— 
berg, Kaumtz ). 

In allen dieſen Preußiſchen Landestheilen, welche gegenwärtig zu 
den Provinzen Weſtphalen, Sachſen und Mark Brandenburg 
gehören, iſt, wie in allen anderen neu und wieder erworbenen Territorien 
die K. Weſtphäliſche Verfaſſung in voller Gültigkeit 2), wie vielfach, ins⸗ 
beſondere auch durch das R. v. 7. März 1825 anerkannt werdens) und es 
ſteht dieſelbe in ſo weit unter der Garantie des deutſchen Bundes, als den 
Juden Rechte, die ſie beſitzen, nicht genommen werden können. 


Erſtes Kapitel. 
Verfaſſung der Juden im Königreich Weſtphalen. 

Der Art. 10 der Konſtitution des Königreichs Weſtphalen v. 15. Nov. 
1807 *) beſtimmt: 

Le Royaume de Westphalie sera regi par des constitutions, qui consacrent 
legalite de tous les sujets devant la loi, et le libre exercice des cultes wn 

Die in diefem Artikel der Konſtitution verfprochenen Beſtimmungen mut, 
den demnächſt durch die folgenden beiden organiſchen Geſetze gegeben e). 

1. Decret royal du 27. Janvier 1808, qui abolit les taxes imposées 


sur les Juifs. 

Jérome Napoleon, par la grace de Dieu et les constitutions, Roi de Westpha- 
lie, Prince Francais, cte. 

vü les articles 10 et 15 de la constitution du 15. Novembre 1807; 

sur le rapport de Notre Ministre provisoire de la Justice et de PIntérieur; 

Notre Conseil d’Etat entendu; 

Nous avons decret& et decretons ce qui suit: 

Art. 1. Tous ceux de Nos sujets, qui suivent la loi de Moise, jouiront, dans 
Nos etats, des memes droits, franchises, et libertes, que tous Nos autres sujets. 

Art. 2. Ceux qui, sans etre Nos sujets, passeront ou se trouveront dans No- 
tre Royaume, y jouiront des memes droits et franchises, dont y jouissent tous 
les autres etrangers. 

Art. 3. En consequence, sont abolis toutes les taxes et droits imposés particu- 
lierement sur les juifs, à quelque occasion et sons quelque denomination que ce 
puisse étre. Inhibitions et defenses sont faites à tous nobles, seigneurs de ſiefs, 
et autres proprietaires, sujets de Notre domination, de prelever, ou faire prele- 
ver, aucune de ces taxes, à peine de tousdommages et interets, et d’etre pour- 
suivis comme concussionaires, 

Art. 4. Ils peuvent, et sans qu’ils aient besoin, comme par le passe, d'une 
permission spéciale, se marier, pourvoir à l’educatien et A l’etablissement de 
leurs enfans, leur ceder leurs biens, à la charge de se con former, pour ces divers 
actes, au code Napoléon. 

Art. 5. II leur est également libre de s’etablir dans telle ville ou lieu, qui leur 
conviendra, et d’y etablir leur commerce, en faisant leur déclaration aux muni- 
cipalités, et se conformant aux réglemens de corps et metiers, dans lesquels ils 
voudront entrer. 

Art. 6. Notre Ministre provisoire de la Justice et de l'Intérieur est charge de 
l' execution du présent decret. 


— — —— —— — — 


1) Die Hälfte des Fürſtenthums Minden wurde durch das organiſche Senats— 
Konſult v. 10. Dec. 1810 dem franzöſiſchen Reiche einverleibt. | 

2) Die Ausnahme ſiehe unten. 

3) Vergl. daſſelbe Abth. III. Abſchn. I. Kap. II. sub. III. 

4) Bulletin des lois I, S. 13. 

5) Das Koͤnigreich W. ſoll durch Conſtitutionen regiert werden, welche die Gleich- 
heit aller Unterthanen vor dem Geſetze und die freie Ausübung des Gottesdien⸗ 
ſtes der verſchiedenen Religions⸗Geſellſchaften feſtſetzen. 

o) Ueber die Rechte, welche die Juden in dem Königreiche Weſtphalen erhielten, 
und über die Bemuͤhungen, auch ihre fittliche Verbeſſerung zu bewirken, enthielt 
die von Fraͤnkel und Wolf zu Deſſau von 1806 an herausgegebene Sula: 
mith vollſtändige Nachrichten. 
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Donne en Notre palais royal de Cassel, le 27 Janvier de Tan 1808, de Notre 
regne le second, Signe: Jeröme Napoleon. 
Par le Roi. 
En l'absence du Ministre Secretaire d'Etat, 
Le Secretaire du cabinet et des commandemens, 
signe: COUSIN DE MARINVILLE. 
(Bulletin des lois du royaume de Westphalie tom. I. p. 262.) 
Ueberſetzung. 
Königl. Dekret v. 27. Jan. 1808, welches die den Juden aufgelegten 


Abgaben aufhebt. 
Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konſtitutionen König 
von Weſtphalen, franzöſiſcher Prinz ꝛc. 
haben nach Anſicht des 10. und 15. Artikels der Konſtitution v. 15. Nov. 1807; 
auf den Bericht Unſers proviſoriſchen Miniſters des Juſtizweſens und der innern An— 
gelegenheiten, und nach Anhoͤrung Unſers Staatsrathes; 
verordnet und verordnen, wie folget: 


Art. 1. Unſere Unterthanen, welche der Moſaiſchen Religion zugethan ſind, ſollen in 
Unfern Staaten dieſelben Rechte und Freiheiten genießen, wie Unſere übrigen Unterthanen. 


Art. 2. Denjenigen Juden, welche, ohne Unſere Unterthanen zu ſein, durch Unſer 
Koͤnigreich reiſen, oder darin ſich aufhalten, ſollen dieſelben Rechte und Freiheiten zuſte⸗ 
hen, die jedem andern Fremden eingeräumt werden. | 

Art. 3. Dieſem zufolge find alle Auflagen und Abgaben, welche allein die Juden zum 
Gegenſtande hatten, bei welcher Gelegenheit ſie eingefuͤhrt ſein, und unter welcher Be⸗ 
nennung ſie vorkommen moͤgen, hiermit gänzlich aufgehoben. Es wird demnach allen 
Edelleuten, Lehnherren und anderen Gutsbeſitzern, die Unſerer Hoheit unterworfen ſind, 
verboten, dieſe Abgaben mehr zu erheben, oder erheben zu laſſen, widrigenfalls fie alle 
Schaͤden und Koſten erſetzen, auch als ſolche, die ſich der Erpreſſungen ſchuldig gemacht 
haben, gerichtlich verfolgt werden ſollen. 

Art. 4. Sie koͤnnen, ohne, wie vormals, einer beſondern Erlaubniß zu bedürfen, ſich 
verheirathen, für die Erziehung ihrer Kinder und fuͤr deren Etabliſſement forgen, ihnen 
ihre Güter abtreten, jedoch unter der Verpflichtung, bei dieſen verſchiedenen Handlun⸗ 
gen nach den Vorſchriften des Coder Napoleon ſich zu richten. 

Art. 5. Es ſteht ihnen gleichfalls frei, in jeder Stadt, oder an jedem andern beliebi⸗ 
gen Orte ſich niederzulaſſen, und daſelbſt ihren Handel einzurichten, vorausgeſetzt, daß 
ſie der Municipal⸗Obrigkeit davon gehoͤrige Anzeige machen, und die Zunft⸗ und Hand⸗ 
werks⸗Verordnungen, worin ſie wünſchen aufgenommen zu werden, beobachten. 

Art. 6. Unſer proviſoriſcher Miniſter des Juſtizweſens und der innern Angelegenhei⸗ 
ten iſt mit der Vollziehung des gegenwärtigen Dekrets beauftragt. 

Gegeben ic. 

(Geſetz⸗Bulletin des Koͤnigreichs Weſtphalen Th. I. S 254.) 
2. Décret Royal du 31. Mars 1808, portant établissement d'un consistoire 


et de syndies pour le surveillance du culte hebraique. 

JERÖME NAPOLEON, par la grace de Dieu et les constitutions, Roi de 
Westphalie, prince Francais, etc. 

considerant, que, si les Juifs doivent jouir, ainsi que Nos autres sujets, du 
libre exercice de leur culte, cet exercice doit aussi, comme les autres, dire sou- 
mis A Notre surveillance, afin qu'il n’en résulte aucune contrariete avec la legis- 
lation et avec. cette morale publique, qui dutt etre la régle de tous les hommes, 
et n’en former qu’une seule.societe politique; 

que les Juifs doivent cesser de faire un corps à part, et, A Pexemple de tous 
Nos autres sujets, de quelque eroyance qu’ils soient, se fondre dans la nation, 
dont ils sont membres; 

que cependant, il ne doit pas resulter de cette fusion, cette abus, que chacun 
d’eux puisse se regarder comme etranger aux frais du culte, ou aux dettes que 
leurs cummunautés ont contractees, soit pour y subvenir, soit pour satisfaire 
aux charges qui leur étaient imposees; 

sur le rapport de Notre Ministre de la justice et de P’interieur; 

Notre Conseil d'Etat entendu: 

Nous avons decrete et decretens: 

Art. 1. Il sera formé dans Notre ville de Cassel un consisteire pour la reli- 
gion juive. 

Le consistoire sera compose d'un Président pris indifféremment ffarmi les rab- 
bins ou parmi les autres juifs, de trois rabbins, de deux juifs lettrés, ot d'un se- 


u 


| 
| 
| 
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erétaire, qui seront présentés A Notre Ministre de la justice et de l’interieur, et 
par Nous approuves. 

Art. 2. II sera pourvu au remplacement des membres decedes ou démission- 
naires, sur la présentation que fera le consistoire, de deux candidats pourchaque 
place vacante. | 

Art. 3. Le traitement des membres du consistoire est fixé A raison de trois 
mille francs par an pour le Président, deux mille francs pour chaque rabbin, 
mille francs pour chacun des autres membres, et de deux mille francs pour le 
secretaire, 

Art. 4. Le consistoire sera chargé de veiller: 

10. sur tout ce qui concerne le culte religieux; 

20. sur l’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des taxes et 
fondations affectees aux depenses du culte; 

30 sur l’assiette, le recouvrement, l’administration des taxes et fondations 
destinées au traitement du consistoire, aux écoles et aux &tablissemens de bien- 
faisance, dont les frais sont faits par les juifs pour les enfans et les pauvres de 
leur religion; 

40 de surveiller Pexécution des mesures adoptées, ou qui seront prises pour 
l’aequittement des dettes contractées par les anciennes communautes juives. 

Art. 5. La surveillance relative au culte comprendra les rites ou reglemens, 
le service divin, les synagogues, la discipline, et enseignement religieux; tous 
ces objets seront réglés par le consistoire, sous l’inspection et l’approbation ne- 
cessaire du gouvernement. 

Le consistoire examinera et surveillera les rabbins et les maitres d'écoles jui- 
ves, lesquels ne pourront entrer en exercice, sans avoir été approuves par Notre 
Ministre de la justice et de l’interieur, 

Art. 6. Le consistoire veillera 10 à ce que les rabbins et maitres d'école pro- 
fessent, en toute circonstance, l'obéissance aux lois, et particulierement A celles 
qui sont relatives à la defense de la patrie, à ce qu’ils enseignent, que le service 
militaire est un devoir sacré, pendant lequel la loi dispense des observances re- 
ligieuses, qui ne sont pas compatibles avec ce service; 20 A ce qu'on récite dans 
toutes les synagogues des prières pour Nous et pour Notre famille; 30 à ce que 
les rabbins ne célébrent les mariages et ne declarent les divorces, qu’apres qu’il 
leur aura été justiſié de l’acte civil de mariage ou de divorce. 

Art. 7. Sur la proposition du consistoire, Notre Ministre de la justice et de 
l’interieur désignera la synagogue principale pour chaque departement et le 
nombre, ainsi que l’emplacement des synagogues succursales, 

Art. 8. Il sera &tabli des syndics surveillans dans chaque département. Le 
nombre de ces syndics, et leurs fonctions seront déterminès sur la proposition 
du consistoire. Ils seront sur sa présentation, nommés par Notre Ministre de 
la justice et de l’interieur, 

Art. 9. Le gouvernement réglera également, sur la proposition du consistoire, 
l’assiette, le recouvrement, l' administration et l’emploi des fonds, qui sont ouse- 
ront destinés a l’acquit des diverses depenses mentionnees dans les articles ci- 
dessus, ainsi que les moyens d’execution. 

Art 10. Toutes ces depenses et notamment le traitement du consistoire, des 
rabbins et des instituteurs, 'entrétien et les röparations des temples et synago- 
gues, les frais des écoles pour l’education des enfans orphelins et indigens; les 
secours aux vieillards et infirmes, enſin les dettes des anciennes communautés 
julves seront acquittees au moyen des fondations et obligations existantes pour 
chaque objet; en cas d’insuffisance, il y sera suppléé par des cotisations, dont 
les roles seront rendus executoires par les Préfets, sur l’avis des Sous-Prefets, 
apres avoir été approuves, par le Ministre 1). 


1) Reſolution des K. Min. des Inn. und der Pol. (v. Rochow) v. 13. Okt. 1837 an 
die Vorſteher der Judenſchaft des Fürſtenthums Paderborn. Beitragspflich⸗ 
tigkeit zu dem jüdiſchen Schuldenweſen. 

Ich habe Ihre Beſchwerde v. 14. Nov. v. J. über die Weigerung des Juden 
N. zu Beverungen, zu der Paderbornſchen jüdiſchen Korporationsſchuld Bei⸗ 
träge zu leiſten, unterſuchen laſſen, und eröffne Ihnen nunmehr, daß ich die 
an die landraͤthliche Behoͤrde zu Paderborn ergangene Verf. der K. Reg. zu 
Minden v. 9. Juli v. J. nur billigen kann. 

Nach Art. 10 des Weſtphaliſchen Dekrets v. 31.JMaͤrz 1808 muß jeder Jude 
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Art. 11. Les anciennes communautés juives continueront A exister, dans les 
mémes circonscriptions qu'elles avoient avant la division territoriale actuelle 
du Royaume, mais comme sociétés particulieres, et seulement, à raison des det- 
tes qu elles ont contractees, et des obligations, pour lesquelles les membres de 
ces sociétés sont engages, | 

Art. 12. Les communautés juives pourvoiront incessamment au rembourse- 
ment de leurs dettes; et jusqu’apr&s ce remboursement, chaque juif continuera 
de contribuer aux dettes, frais et charges de la communaute, dont il faisait par- 
tie avant la division actuelle du Royaume. 

Art, 13. Tout juif qui viendra s’etablir dans le Royaume, sera tenu dans le 
delai de six semaines, de se faire inscrire sur les registres de lasynagogue, dans 
l’arrondissement de laquelle il prendra domicile, aſin de contribuer aux charges 
du culte, 

Art. 14. L’etat civil des juifs sera constaté dans chaque commune, à dater du 
premier Mai, par le Maire, ou à son defaut pour l’adjoint, 

Le consistoire et les rabbins veilleront, de concert avec l’autorite civile, A ce 
que les familles juives procedent devant ces Officiers pour les artes de nais- 
sance, de mariage et de deces, conformement aux dispositions du code Napoleon, 

Les Maires et adjoints se conformeront pour la tenue des registres, et la re- 
daction des actes, aux dispositions du dit cöde, et & celles de Notre decret du 
22 Janvier dernier, b 

Art. 15. Dans trots mois, a compter de la publication du present decret, tous 
les juifs ajouteront au nom, sous lequel ils sont connus, un surnom qui devien- 
dra le nom distinctif de leur famille: ils le feront inscrire à la municipalite de 
leur résidence; ils ne pourront, ni leurs enfans, les changer sans Notre permis- 
sion, A peine d’etre poursuivis pour supposition de noms. Les Maires veilleront 
n ce qu'ils ne prennent ni des noms de ville, ni des noms qui appartiennent à des 
familles connues. 

Art. 16. En faisant inscrire ainsi leurs noms, les juifs déclareront le nombre 
et Page de leurs enfans existans; ils produiront, a P’appui de leur déclaration 
sur l’age, des extraits certiſiés des registres de naissance, s'il y en a, ou des au- 
tres documens, qui ont été jusqu'à présent en usage parmi eux. A defaut d’au- 
thenticité de ces registres ou documens, l’äge de leurs enfans sera verifie, tou- 
tes les fois qu'il en sera besoin, par titres et par témoins. 

Art. 17. Notre Ministre de la justice et de l’interieur est charge de l’execu- 
tion du présent décret. 

Donné de Notre palais royal a Cassel, le 31 Mars, Don 1808, de Notre regne 


le second. 0 1 
Signe: JEROME NAPOLEON. Par le Roi. 
Me Ministre Secretaire d’Etat, 
signe: COMTE DE FÜRSTENSTEIN, 
Certiſiè conforme: 
Le Ministre provisoire de la justice et de l’interieur, 
Simeon. 


(Bulletin des lois I. Nro. 28, p. 520 flg.) 


zur Bezahlung der Schulden derjenigen Judenſchaft beitragen, zu welcher er 
früher gehoͤrte, ohne Rückſicht auf ſeinen ſpätern Wohnſitz. Daß die Neuanzie⸗ 
henden zu ſolchen Schulden, die ſie nicht mit kontrahirt haben, auch nicht ange: 
zogen werden ſollen, ergiebt ſich noch deutlicher aus 9. 13. deſſelben Dekrets, 
nach welchem die Neuanziehenden nur Beitraͤge zu den Kultuskoſten zu leiſten 
haben. Hierbei muß es auch ferner um ſo mehr bewenden, als, wenn bloß der 
Wohnſitz innerhalb eines gewiſſen Bezirks die Beitragsverbindlichkeit beſtimmte, 
moͤglicherweiſe einmal alle Juden aus dieſem Bezirke wegziehen, und ſomit die 
Gläubiger ganz ohne einen ihnen verpflichteten Schuldner laſſen koͤnnten, und 
weil auch, wenn der h. 12. des Dekrets aufrecht erhalten, gleichwohl aber auch 
jeder Neuanziehende mit Beiträgen herangezogen werden ſollte, mancher derſel⸗ 
ben, der aus einer vormals Weſtphaͤliſchen Gemeinde in eine andere uͤbergezogen 
wäre, doppelt, nämlich ſowohl in der Gemeinde des vorigen, als in der des jetzi⸗ 
gen Wohnorts wuͤrde beitragen müſſen. 8 a 
Hiernach kann Ihren Anträgen im adminiſtrativen Wege nicht entſprochen, 
und Ihnen nur überlaffen werden, ob Sie in dem bereits beſchrittenen Rechtes 
wege Ihre Anſpruͤche gegen ben N. geltend zu machen vermögen. 
(Ann. XXI. S. 1027.) 


| | 
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Ueberſetzung. , 

Königl. Dekret v. 31. März 1808, welches die Errichtung eines Kon⸗ 
ſiſtoriums und die Beſtellung von Syndiken zur Aufficht über den jüdiſchen 
Gottesdienſt anordnet. c 
Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konſtitution Koͤnig von 

Weſtphalen, franzoͤſiſcher Prinz ꝛc. 

haben, in Erwägung, daß, wenn die Juden gleich Unfern andern Unterthanen die 
freie Ausuͤbung ihres Gottesdienſtes genießen ſollen, dieſe Religionsübung auch, wie die 
anderen, Unſerer Aufſicht unterworfen ſein muß, damit ſie nicht mit der Geſetzgebung 
und derjenigen offentlichen Moral in Widerſpruch ſtehe, welche die Richtſchnur aller 
Menſchen ſein und aus ihnen nur eine einzige politiſche Geſellſchaft bilden muß; 

daß die Juden nicht ferner eine getrennte Geſellſchaft im Staate ausmachen duͤrfen, 
ſondern, nach dem Beiſpiele aller Unſerer andern Unterthanen, ſich in die Nation, deren 
Glieder ſie ſind, verſchmelzen muͤſſen; | 

daß indeß aus dieſer Vermiſchung nicht der Mißbrauch erwachſen darf, daß ein jeder 
derſelben von den Koſten des Gottesdienſtes oder von den Schulden, die ihre Gemeinhei⸗ 
ten entweder zu deren Beſtreitung oder zur Abtragung der ihnen ehemals auſerlegten 
Laſten aufgenommen haben, ſich befreit erachte; 

auf den Bericht Unſers Miniſters der Juſtiz und des Innern; 

nach Anhoͤrung Unſeres Staatsrathes; 

verordnet und verordnen: 

Art. 1. Es ſoll in Unſerer Stadt Caſſel ein Konſiſtorium für die juͤdiſche Religion 
errichtet werden. 

Dieſes Konſiſtorium ſoll beſtehen aus einem Präſidenten, der ohne Unterſchied aus 
den Rabbinern oder den andern Juden gewählt wird, drei Rabbinern, zwei juͤdiſchen 
Gelehrten und einem Sekretaire, und ſollen die Mitglieder deſſelben unſerem Minifter 
der Juſtiz und des Innern vorgeſchlagen und von Uns beſtätigt werden. 

Art. 2. Die Ernennung der neuen Mitglieder an die Stelle der verſtorbenen oder ab— 
gegangenen geſchiehet auf den vom Konſiſtorium gemachten Vorſchlag zweier Kandida— 
ten für jede erledigte Stelle. 

Art. 3. Der Gehalt der Mitglieder des Konſiſtoriums iſt auf drei tauſend Franken fuͤr 
den Präſidenten, auf zwei tauſend Frauken für jeden Rabbiner, auf ein tauſend Franken 
für einen Jeden der andern Mitglieder, und auf zwei tauſend Franken für den Sekre⸗ 
tair feſtgeſetzt. 

Art. 4. Das Konfiſtorium ſoll beauftragt fein, die Aufſicht zn führen: 

1) über alles, was die Religionsübung betrifft; 

2) über die Anſetzung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der zu den Koſten 
des Gottesdienſtes beſtimmten Beitraͤge und Stiftungen; 

3) Ueber die Anſetzung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge und Stiftungen, 
welche zur Beſoldung des Konſiſtoriums und zu den Schulen und milden Anſtal— 

en LE die Juden für die Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten, be: 
immt ſind; 

4) über die Vollziehung der zum Abtrag der von den ehemaligen jüdiſchen Gemein: 
heiten gemachten Schulden getroffenen oder noch zu treffenden Maßregeln. 

Art. 5. Die Aufſicht in Betreff der Religionsuͤbung ſoll unter ſich begreifen die Ri⸗ 
tualien oder gottesdienſtlichen Verordnungen, den Gottesdienſt, die Synagogen, die 
Disciplin und den Religions⸗unterricht; alle dieſe Gegenftände ſollen von dem Konfiſto⸗ 
rium unter der Oberaufſicht und einzuholenden Genehmigung der Regierung angeord— 
net und feſtgeſetzt werden. | 

Das Konſiſtorium fol die Rabbiner und jüdiſchen Schullehrer prüfen und über fie die 
Aufſicht fuhren; fie konnen aber ihr Amt nicht antreten, ohne vorher von Unſerm Min. 
der Juſtiz und des Innern beſtätigt zu ſein. 

Art. 6. Das Konſiſtorium ſoll daruͤber wachen: 

1) daß die Rabbiner und Schullehrer bei jeder Gelegenheit den Gehorſam gegen die 
Geſetze und beſonders gegen diejenigen, welche ſich auf die Vertheidigung des Va⸗ 
terlandes beziehen, lehren; daß ſie in ihrem Unterrichte den Militairdienſt als eine 
heilige Pflicht darſtellen, während deren Ausübung das Geſetz von allen damit un- 
vereinbaren religiöſen Gebraͤuchen entbindet; 

2) daß in allen Synagogen Öffentliche Fürbitte für uns und Unſer Haus gehal: 
ten werden; 

3) daß die Rabbiner die Ehen nicht eher einſegnen und die Eheſcheidungen nicht eher 
ausſprechen, als nachdem ihnen die Berichtigung des Civil-Akts der Ehe oder 
Eheſcheidung nachgewieſen iſt. ) 

Art. 7. Auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums wird Unſer Miniſter der Juſtiz und des 
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Innern die Haupt⸗Synagoge fuͤr jedes Departement, ſo wie die Anzahl und den Ort 
der untergeordneten Synagogen beſtimmen. | 

Art. 8. Es ſollen Syndiken zur Aufſicht in einem jeden Departemente beftellt werden, 
deren Anzahl und Verrichtungen auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums werden be: 
ſtimmt werden. 

Sie ſollen auf den Vorſchlag des Letztern von Unſerm Miniſter der Juſtiz und des 
Innern ernannt werden. 

Art. 9. Die Regierung wird gleichfalls auf den Vorſchlag des Konſiſtoriums die Ans 
ſetzung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der Gelder, die zur Berichtigung der 
in den obigen Artikeln erwähnten verſchiedenen Ausgaben beſtimmt ſind oder noch be— 
ſtimmt werden, feſtſetzen und die Beitreibungsmittel vorſchreiben. 

Art. 10. Alle dieſe Ausgaben und namentlich der Gehalt des Konſiſtoriums, der 
Rabbiner und der Lehrer, die Unterhaltung und Reparaturen der Tempel und Synago— 
gen, die Schulkoſten zur Erziehung der Waiſen und Armenkinder, die Unterſtützungen 
der Alten und Schwachen, endlich die Schulden der ehemaligen juͤdiſchen Gemeinheiten 
ſollen mittelſt der für jeden Gegenſtand beſtehenden Stiftungen und Verſchreibungen be= 
richtigt werden; im Falle dieſe nicht zureichen ſollten, fol das Fehlende durch verhält: 
nißmäßige Beiträge ergänzt werden, deren Vertheilungs-Verzeichniſſe von dem Praͤfek⸗ 
ten, auf das Gutachten der Unterpraͤfekten, für exekutoriſch erklärt werden ſollen, nach- 
dem ſie von dem Miniſter genehmigt ſind. 

Art. 11. Die ehemaligen juͤdiſchen Gemeinheiten werden in denſelben Bezirkungen, 
welche ſie vor der jetzigen Territorial-Eintheilung des Königreiches hatten, fortbeſtehen, 
aber als beſondere Geſellſchaften nur in Hinſicht der von ihnen kontrahirten Schulden, 
GE Verſchreibungen, wegen welcher die Mitglieder dieſer Geſellſchaften verhaf- 
tet ſind. 

Art. 12. Die juͤdiſchen Gemeinheiten haben unverzüglich für die Bezahlung ihrer 
Schulden Sorge zu tragen, und bis zu deren Berichtigung muß jeder Jude zu den 
Schulden, Koften und Laſten der Gemeinheiten, zu welcher er vor der jetzigen Territo⸗ 
rialeintheilung des Königreichs gehörte, ferner Beitrag leiſten. 

Art. 13. Jeder Jude, welcher ſich in dem Königreich niederlaͤßt, ſoll gehalten fein, 
innerhalb ſechs Wochen ſich in die Regiſter der Synagoge, in deren Bezirk er ſeinen 
Wohnfſitz nimmt, eintragen zu laſſen, um zu den Laſten des Gottesdienſtes beizutragen. 

Art. 14. Der bürgerliche Zuſtand der Juden ſoll in jeder Gemeinde v. 1. Mai d. J. 
an von dem Maire und in deſſen Ermangelung von dem Adjunkten feſtgeſtellt werden. 

Das Konſiſtorium und die Rabbiner haben in Uebereinſtimmung mit der buͤrgerlichen 
Autorität darüber zu wachen, daß die jüdiſchen Familien die Geburts-Ehe- und Sterbe⸗ 
Akten, den Vorſchriften des Codex Napoleon gemaͤß, vor dieſen Beamten verrichten. 

Die Mairen und Adjunkten haben ſich in Hinſicht der Haltung der Regiſter und der 
Aufnahme der Akten nach den Vorſchriften des Codex Napoleon und unſeres Dekr. v. 
22. Jan. d. J. zu bemeſſen. 

Art. 15. Innerhalb drei Monaten, vor der Publikation des gegenwaͤrtigen Dekrets 
angerechnet, ſollen alle Juden dem Namen, unter dem ſie bekannt ſind, einen Beina⸗ 
men hinzufügen, welcher der Unterſcheidungsname ihrer Familie werden ſollz fie muͤſ⸗ 
fen ihn bei der Municipalität ihres Wohnortes eintragen laſſen, und dürfen ihn, weder 
1 ihre Kinder, bei Strafe Namensverfälfhung, ohne Unſere Erlaubniß, nicht 
verändern. 

Die Mairen haben darauf zu achten, daß fie weder Namen von Städten, noch ſolche, 
welche bekannten Familien zugehören, annehmen. 

Art. 16. Bei dieſer Eintragung der Namen müſſen die Juden die Anzahl und das 
Alter ihrer lebenden Kinder angeben und haben fie zur Unterftügung ihrer Angabe in 
Betreff des Alters beſcheinigte Auszuͤge der Geburtsregiſter, wenn deren vorhanden 
ſind, oder ſonſtiger Dokumente, die bisher unter ihnen in Gebrauch waren, vorzulegen. 
Bei ermangelnder Authenticität dieſer Regifter oder Dokumente ſoll das Alter ihrer 
Kinder jedesmal, wo es deſſen bedürfen wird, durch Urkunden und Zeugen bewahrhei— 
tet werden. 

Art. 17. Unſer Miniſter der Juſtiz und des Inn. iſt mit der Vollziehung des gegen: 
wärtigen Dekrets beauftragt, * f 

Gegeben in Unſerm koͤnigl. Pallaſte zu Caſſel den 31. März im Jahre 1808, und im 
zweiten Unferer Regierung. Unterfchrieben: Hieronymus Napoleon. 

Auf Befehl des Könige. Der Minifter Staats⸗Sekretaire, 
Als gleichlautend beſcheiniget. Unterſchreiben: Graf v. Fuͤrſtenſtein. 


Der proviſoriſche Miniſter des Juſtizweſens 
und der innern Angelegenheiten, 
Simeon. 


384 Staatsrechtl. Verhältn. d. J. in d. z. Königr. Weſtphalen geh. gew. Landesth. 


fi Die weitere Ausführung dieſes Dekr. v. 31. März 1808 betreffend be⸗ 
immte: 


3) Das Dekt. v. 23. Aug. 1809. 


Art. II. Die im erſten Artikel erwähnten Ausgaben (zur Deckung der Koſten des 
Gottesdienſtes und der inneren Verwaltung fuͤr die Inſtitute und Schulen ihrer Son: 
feſſion) ſollen beſtritten werden: von den beſtehenden und bis auf dieſen Zeitpunkt zum 
alc des iſraelitiſchen Gottesdienſtes und Erziehungsweſen erhobenen Aufkuͤnften, 
nämlich: 

a) Einkünfte aus Vermaͤchtniſſen; 

b) Ein Prozent von der Ausſteuer; 

e) Durch eine beſtimmte Familienſteuer von 2 Ggr. (21 Sgr.) wöchentlich oder 
43, Thl. jährlich, die ein jeder, welcher feinen eigenen Haushalt führt, wenn er 
nicht ledig iſt, zu entrichten verbunden iſt, und ſind nur diejenigen ausgenommen, 
welche ihr Unvermögen bei der im Art. IV. genannten Syndiken und Vertheilern 
gehoͤrig darthun koͤnnen; 

d) Durch eine unbeſtimmte Steuer, welche ebenfalls von jeder Familie und von allen 
Individuen, die ihre eigene Wirthſchaft führen, nach Maßgabe ihres Vermoͤgens, 
erhoben werden ſoll; 

Art. III. Der Ueberſchuß ſoll verwendet werden 1. zur Deckung der Ausfälle; 2. zu 
Bezahlung der den Mitgliedern des Konſiſtoriums noch rückſtändlich gebührenden Be⸗ 
ſoldungen. Der etwaige Ueberſchuß aber ſoll fuͤr das naͤchſte Jahr aufbewahrt werden. 

Art. IV. Die durch den 2. Artikel verordnete zwiefache Steuer ſoll vom Konſiſtorium 
auf die Gemeinden, und durch die für jeden Bezirk beſtellten Syndiken auf die Familien 
vertheilt werden. — Es ſollen bei dieſem Geſchaͤfte zur Aſſiſtenz dieſer Syndiken auf ihren 
Vorſchlag Vertheiler vom Konſiſtorium ernannt werden, welche aus den wuͤrdigſten 
Mitgliedern jeder iſraelitiſchen Gemeinde zu nehmen ſind. 

Art. V. Die Liſten der Vertheilung unter die Familienglieder ſollen von den Präfek⸗ 
ten auf das ihnen von den Unterpraͤfekten vorgelegte, und von bieten mit Zuziehung der 
Mairen ausgearbeitete Gutachten gepruͤft und fuͤr exekutoriſch erklärt worden, zu die⸗ 
ſem Ende ſind die Syndiken gehalten, den Unterpräfekten die Grundſaͤtze mitzutheilen, 
wonach ſie ſowohl bei der einzelnen Vertheilung, als bei der Beſtimmung des Mari: 
mum und Minimum in Hinſicht dieſer Beſteuerung verfahren ſind. 

Art. VI. Die Syndiken ſollen die Einnahmen erheben, ſind fuͤr ſelbige verantwort— 
lich, und haben ſolche nach Vorſchrift des gegenwärtigen Dekrets auf Verfügung des 
Konſiſtoriums zu verwenden. 

Art. VII. Alle drei Monate haben die Syndiken dem Präfekten ihres Departements, 
von der Erhebung und Verwendung der eingenommenen Summen Rechnung abzulegen. 

Art. VIII. Die Syndiken haben, außer der alle drei Monate abzulegenden Rechnung, 
auch jährlich dem Konſiſtorium und den Präfekten eine Rechnung vorzulegen, welche 
dieſe abſchließt. (Bulletin des Jois II. p. 311.) 


4) Vorſtehendes Dekret wurde näher beſtimmt durch das Regulativ v. 
10. Nov. 1809. 


8, 1. Die erwähnten Unterhaltungskoſten ſollen, Inhalts des gedachten Koͤniglichen 
Dekrets fließen: 
1) aus den Aufkuͤnften derjenigen Vermaͤchtniſſe, welche zum Beſten des israelitiſchen 
Gottesdienſtes und Judenunterrichts angeordnet wurden; 
2) aus einer Abgabe, welche die ſich verehelichenden Zfraeliten zu leiſten haben; 
3) aus einer anderen woͤchentlichen Steuer, welche von jeder iſraelitiſchen Familie 
nach ihren Vermögens⸗Umſtänden entrichtet wird. 


ad 1. 

§. 11. Solche Vermächtniſſe dieſer Art, welche einer beſonderen Gemeinde gehoͤren, 
. ferner von dieſer verwaltet, und das Konſiſtorium verfügt nur über die Auf: 
ünfte. 

$. III. In Anſehung ſolcher Vermächtniſſe jener Art hingegen, die mehreren Gemein⸗ 
den zugleich gehören, kann deren Verwaltung nur unmittelbar dem Konſiſtorium der 
Iſraeliten zuſtehen. Daſſelbe wird demnach die Urkunden ſolcher Vermaͤchtniſſe, die ſie 
betreffenden übrigen Papiere und die Gelder dergleichen Vermaͤchtnißkaſſen ſich abliefern 
laſſen, um ſie durch einen anzuſtellenden Kaſſirer und Verwalter gehoͤrig, mit puͤnkt⸗ 
lichſter Sorgfalt dergeſtalt verwalten zu laſſen, daß derſelbe die aufzuſtellenden, mit 
gehoͤrig belegter Einnahme und Ausgabe verſehenen Rechnungen beim Jahresſchluſſe 
einſende, und die Ankuͤnfte zu keinem andern Zwecke als zu dem anwende, zu welchem 
fie urſpruͤnglich beſtimmt wurden. 
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ad 2. er 

$. IV. Solche beſteht in einem Prozent von demjenigen, was die ſich verehelichenden 
Iſraeliten beiderlei Geſchlechts als Mitgift und Brautſchatzgelder in die Ehe bringen. 

§. V. Dieſes Prozent wird von dem Brautpaare vor Aufnahme der Civilakte an 
das iſraelitiſche Syndikat des Orts entrichtet, wo der Braͤutigam ſeinen Wohnſitz hat, 
ohne daß der Hochzeitsort hierbei einen Unterſchied macht. 

$. VII. Sind die Brautſchatz⸗ und Mitgiftbeträge nicht beſtimmt; fo haͤngt es 
vom Syndikus ab, die Offenbarung vom iſraelitiſchen Brautpaare, deſſen Aeltern und 
Vormuͤndern mittelſt Handſchlags an Eides Statt zu begehren. 

F. VIII. Dieſe Prozentgelder bilden eine beſondere Abtheilung der von den Syndiken 
vierteljährlich auſzuſtellenden Rechnungen. db 


H e \ 

F. IX. Dieſe Steuer beſteht woͤchentlich in 32 Centinen. Sie wird ganz gleichfoͤrmig 
von jeder zahlungsfähigen Familie entrichtet, ohne daß der Vermögensſtand einen Un⸗ 
terſchied begruͤnde. 

$. X. Jedes iſraelitiſche Familienhaupt muß die Steuer leiſten. Als ein ſolches Fa: 
milienbaupt wird diejenige iſraelitiſche Perſon betrachtet, welche Geſchäfte auf eigene 
Rechnung treibt. Niemand, er fei ehelichen oder ledigen Standes, iſt davon ausge: 
nommen, als derjenige, welcher ſeine Duͤrftigkeit den Syndiken und ihren Vertheilungs⸗ 
gehülfen darthun wird. N 

ad 4. 


§. XI. Dieſe Steuer fol im Jahre .... den Betrag von ..... Rthlr. aufbringen. 
Das Konſiſtorium der Iſraeliten wird demnach die Haupteintheilung fo machen, daß jene 
Summe daraus entſpringe. Es wird dabei auf die Lage der iſraelitiſchen Einwohner 
jedes Rabbinerſprengels im Ganzen, ingleichen darauf Ruͤckſicht nehmen, ob nicht dieſer 
Sprengel außerdem noch zu iſraelitiſchen Corporationsſchulden beizutragen habe, und 
in dieſem Falle ſolchen Iſraeliten weniger als andern anſetzen. Das Konſiſtorium wird 
dieſe Haupteintheilung dem Miniſterium des Innern, und Auszüge daraus den Praͤfektu⸗ 
ren zufertigen. ö 

$. XII. Die Syndiken haben ſodann die Vertheilung auf die einzelnen Familienhaͤup⸗ 
ter folgender Geſtalt zu bewirken: ..... Jeder Rabbiner oder Unterrabbiner wird vom 
Konſiſtorium aufgefordert, an jeden Ort eines Syndikats ſeines Rabbinerſprengels ſich 
zu verfügen. Er, der Rabbiner oder Unterrabbiner, ernennt einen Vertheilungsgehüls 
fen; das Syndikat beſtimmt einen zweiten; die Beiden auf dieſe Art Erkorenen erwäh⸗ 
len einen dritten. Dieſe drei Gehülfen, welche ſaͤmmtlich aus den würdigſten der im 
Syndikatsbezirke wohnenden Iſraeliten zu nehmen find, bilden neben dem Rabbiner 
oder Unterrabbiner und dem Syndikate die Vertheilungskommiſſion für den ganzen 
Syndikats⸗Bezirk. 5 

Der Rabbiner oder Unterrabbiner macht vorm Beginn der Vertheilung jedes Mit— 
glied der Kommiſſion durch einen Handſchlag verbindlich, gewiſſenhaft die Vertheilung 
vorzunehmen. Er ſelbſt legt dieſen Handſchlag in die Haͤnde des Syndikus, oder wenn 
mehrere Syndiken fuͤr einen Syndikatsbezirk beſtellt ſind, desjenigen von dieſen ab, der 
gerade zu der Zeit die Syndikatsdirektion zu fuͤhren hat. 


Hierauf wird die Vertheilung derjenigen Summen, welche nach der vom Konſiſtorium 


bewirkten Hauptvertheilung vom fraglichen Syndikatsbezirke aufgebracht werden muß, 
unter deſſen einzelne Familienhäupter aufs gewiſſenhafteſte vertheilt. Hieruͤber dienen 
folgende Grunfäge zur Richtſchnur: | 

a) Wenig Vermögende, wenn ſie auch die Familienſteuer entrichten müffen, trage 
zu dieſer Vermoͤgensſteuer nichts bei. Zahlreiche Kinder, langwierige Krankhei⸗ 
ten und ähnliche Umſtände gewähren einen Grund zum geringeren Anſatze. 

b) Die Vermoͤgenden werden in mehrere Klaſſen abgeſondert. Die Unterſte entrich⸗ 
tet nur den geringſten Satz (das Minimum). Dieſes Minimum muß jedoch we: 
nigſtens in zehn Franken (21 Rthlr.) beſtehen. Die folgenden Klaſſen zahlen 
einen höheren Satz, und endlich die zuletzt folgende reichſte Klaſſe den hoͤchſten 


(das Maximum). Dieſes Maximum darf aber unter keinerlei Bedingung über 
1000 Franken (250 Thlr.) ſteigen. Die Summe, welche von allen Klaſſen der 


Kontribuenten zu dieſer Vermoͤgensſteuer geleiſtet werden ſoll, muß derjenigen 
völlig ez fein, welche das Konſiſtorium für den fraglichen Syndikatsbezirk 
angeſetzt hat. ) 
) Sobald die Vertheilungskommiſſion mit dieſem Taxotionsgeſchaͤft zu Stande ift, 
arbeitet ſie die Vertheilungsrolle aus, ſie wird von der ganzen Kommiſſion unter⸗ 
ſchrieben und dem Syndikat überlaſſen. 
Solches befördert fie ſofort an die Unterpräfektur ihres Wohnſitzes, welche fels 
bige in Gemaͤßheit des 5. Artikels des K. Dekr. v. 23. Aug. 1809, nach Einzie⸗ 


25 


d 


— 
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hung der noͤthigen Nachweiſungen an die Praͤfektur gelangen laſſen wird, damit 
fie daſelbſt geprüft und für: exekutoriſch erklärt werde. 
Der Rabbiner oder Unterrabbiner hat dieſe Operation bei jedem Syndikate be⸗ 
ſonders vorzunehmen, folglich an eines jeden Wohnſitz ſich zu verfuͤgen. 
$ XIII. Die Syndikate find verpflichtet, den erwähnten adminiſtrativen Behörden 
mit allen begehrten Nachrichten an die Hand zu gehen, welche zur Beurtheilung der 
Vertheilung dienen koͤnnen. daf 
$. XIV. Die ganze Vertheilungs⸗Kommiſſion aber iſt ſchuldig, bei jeder einzelnen Zu⸗ 
theilung ihrer gewiſſenhafteſten Ueberzeugung zu folgen, ſich von keiner Nebenabſicht, 
ſei es welche es wolle, jemals leiten zu laſſen, und alſo niemals einem Familienhaupte 
mehr aufzulegen, als es zu tragen vermag, keinem aber auch weniger, als es tragen 
kann, um die zu vertheilende Summe aufzubringen. 
§. XV. Wenn die Vertheilungskommiſſarien ſelbſt ſich für ihre Perſonen zu wenig 
auflegen wollten, ſo wuͤrde dies unter die ſtrafwürdigſten Handlungen gehoͤren. 
$. XVI. Alle Beſchwerden über dergleichen, fo wie über vermeint zu hohe Anſaͤtze, 
werden von der Praͤfektur entſchieden. | 
$. XVII. Kein Sfeaelit, welcher zum Vertheilungsgehuͤlfen gewählt ift, kann ſich 
dieſem Geſchäfte entziehen; es ſei denn, daß er binnen 24 Stunden, nachdem ihm ſeine 
Wahl bekannt geworden, nachweiſe, daß es ihm wegen Krankheit oder nothwendiger 
Abweſenheit, oder anderer unabänderlicher Verhinderungen unmöglich falle, dies Ge 
ſchaͤft für dasmal zu beſorgen. Wer ohne hinreichende Entſchuldigung ſich der Ueber— 
nahme dieſes Geſchäfts verweigert, iſt zur Vergütigung des daraus entſtehenden Scha— 
dens verbunden. 
§. XVIII. Würden die beiden Vertheilungsgehuͤlfen, welche von dem Rabbiner oder 
Unterrabbiner und vom dem Syndikat erkoren wurden, wegen der Wahl des dritten 
nicht einig werden koͤnnen, ſo ſoll das Syndikat den Ausſchlag geben ꝛc. 
(a. a. O. II. 509.) 


Zweites Kapitel. 
Gegenwärtige Verhältniſſe. 


1. Ueber die gegenwärtige Geſtaltung dieſer vorſtehend dargeſtellten 
Verfaſſung der Juden ſpricht ſich im Allgemeinen aus: 
1) die Cirk. Verf. der Reg. zu Magdeburg, an ſämmtliche Magiſträte. 


Es iſt bisher angenommen worden, daß mit der Auflöſung des fuͤr das Koͤnigreich 
Weſtphalen errichteten juͤdiſchen Konſiſtorii auch das ganze Dekret v. 31. Maͤrz 1808 
außer Wirkſamkeit getreten ſei, die Judenſchaften daher nirgend als Korporationen, 
ſondern nur als erlaubte Privatgeſellſchaften zu betrachten wären, um deren innere 
Angelegenheiten ſich die Staatsverwaltungsbehoͤrde nicht zu kümmern haben. 

Nachdem jedoch die Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 vorläufig in den neuen und wie⸗ 
dererworbenen Provinzen die Aufrechterhaltung der vorgefundenen Verfaſſung befoh— 
len hat, gewinnt die Sache eine andere Geſtalt, und es müſſen die Vorſchriften vom 
31. März 1808 unter den, nach der jetzigen Einrichtung den Behoͤrden noͤthigen 
Modifikationen, zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 

Wir ſind nach hoͤherer Anordnung an die Stelle des ehemaligen Konſiſtorii getreten, 
um die Aufficht über die juͤdiſchen Gemeinden zu führen, und ihnen ſowohl bei Aufbrin⸗ 
gung der Kultuskoſten als bei Abtragung ihrer Schulden die noͤthige Aſſiſtenz zu leiſten, 
auch dahin zu ſehen, daß die Schulden in Gemaͤßheit des mehrgedachten Dekrets, ſobald 
als moͤglich abgetragen werden. 

Wenn unter dieſen Umſtänden der dortige juͤdiſche Kaufmann N. N. nach Maßgabe 
der in Abſchrift beiliegenden Vorſtellung unſere und des Magiſtrats Mitwirkung bei 
Reorganiſation der dortigen juͤdiſchen Gemeindeverhaͤltniſſe erbeten hat, fo kann dieſe 
demſelben in Gemaͤß heit des Eingangs Geſagten nicht verweigert werden. 

Um die Verhältniſſe der dortigen iſraelitiſchen Gemeinde feſtzuſtellen, wird es zuvoͤr— 
derſt darauf ankommen: 

a) daß dieſelbe ſich in der bisher üblichen Weiſe über die Wahl eines Vorſtehers oer: 
einige, da es nach der Aeußerung des ꝛc. N. N. an einem ſolchen bis jetzt gänzlich 
fehlt. Als ſtimmberechtigt bei der desfalſigen Wahl werden nach Analogie des 
§. 10 des weſtphaͤliſchen Regulativs v. 10. Nov. 1809 alle dort domilizirende ifrae- 
litiſche Familienhaͤupter, d. h. alle diejenigen Iſraeliten anzuſehen ſein, welche 
auf eigene Rechnung Geſchaͤfte treiben. i 

Ueber das Ergebniß der Wahl iſt uns Anzeige zu leiſten, und zugleich wegen 
der von uns zu ertheilenden Beſtaͤtigung gutachtlich zu berichten. 
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ich hat der Magiſtrat . 

b) den zu erwaͤhlenden Porſteher aufzufordern, den Etat der zu den Kultusbeduͤrfe 
niſſen der juͤdiſchen Gemeinde nöthigen Einnahmen und Ausgaben, fo wie den 
Etat des Fonds zut Abtragung etwaniger auf der Gemeinde laſtenden Schulden, 
anzufertigen und einzureichen, Wir werden denſelben demnächſt beſtaͤtigen und 
für exekutoriſch erklären. d 

Es handelt ſich hierbei lediglich um die Ausgaben, welche die Orts-Gemeinde Tür ſich 
zu beſtreiten hat, da ſolche, welche für einen größeren Diſtrikt zur Zeit der Zwiſchen⸗ 
herrſchaft aufzubringen waren, z. B. Gehalte des Konſiſtorii, des Departements⸗Syn⸗ 
dikats, wegfahen. — Deshalb find nur unter den Ausgaben aufzunehmen: 

1) das Gehalt der Beamten des Kultus und der Schulen; 

2) des noͤthigen Verwaltungs-Perſonals; 

3) die Koſten der Unterhaltung der Synagogen, Schulen 21. 

4) die Beiträge zur Vetzinſung und Abtragung der etwanigen Schulden; 

5) zur Armenunterſtuͤtzung; 

6) zu unbeſtimmten Ausgaben. J 

Baß hierbei mit aller moͤglichen Sparſamkeit verfahren werden wird, ſetzen wir voraus. 

Die Fonds zu dieſen Ausgaben muͤſſen, wenn nicht beſtimmte Stiftungen vorhanden 
find, deren Ertrag ſolche gewährt, von ſaͤmmtlichen jüdiſchen Einwohnern des ſtädti— 
ſchen Gemeinde⸗Verbandes aufgebracht werden. 

Das Dekret v. 23. Aug. 1809 (erläutert durch das Regulativ v. 10. Nov. 1809 ſ. d. 
Geſetzbülletin des vormaligen Königreichs Weſtphalen) — bezeichnet die Art und Weiſe, 
wie die Aufbringung geſchehen ſoll, und zwar: 

a) durch ein Prozent der Ausſteuer von Eheleuten bei ihrer Verheirathung; 

p) durch eine fire Steuer von 23 Sgr. von jeder Familie woͤchentlich; ; 

c) durch eine unbeſtimmte Steuer, welche von jeder Familie nach Verhältniß ihres 

Vermoͤgens erhoben wird. 

Die letztere Steuer wird die Hauptſchwierigkeit machen. Der Vorſteher hat nach 
Art. 4 des oben allegirten Dekr. v. 23. Auguſt 1809 die würdigſten Mitglieder der Ge⸗ 
meinde als Vertheiler zu waͤhlen, und mit dieſen die Repartition gewiſſenhaft zuzulegen. 
Hiernächſt ift dieſelbe dem Magiſtrate einzureichen, welcher alsdann die Beſtaͤtigung 
bei uns nachzuſuchen hat. — Von ſelbſt verſteht ſich, daß, wenn die ad b. gedachte Steuer 
und die vorhandenen beſtimmten Fonds das Bedürfniß decken, die Aufbringung der 
unbeſtimmten Steuer nicht noͤthig iſt. 

Hiernach hat der Magiſtrat das Noͤthige zu veranlaſſen, und erwarten wir binnen 6 
Wochen den Bericht deſſelben über die Lage der Sache. 

(Ann. XVII. S. 696.) 

II. Von den politiſchen Rechten find den Juden in dieſen Landes 
theilen 

1) die ſtändiſchen durch die G. wegen Anordnung der Provinzialftände 
in Sachſen Weſtphalen und der Mark v. 27. März 1824 genommen, da 
dieſe die Gemeinſchaft mit einer chriſtlichen Kirche verlangen 71: eben fo 
fehlt ihnen f 

2) das Patronat über chriſtliche Kirchen 2). Dagegen haben fie 

3) alle übrige politiſche Rechte gleich den Chriſten. 

Was insbeſondere die Befähigung zu Staatsämtern anlangt, ſo 
ſtand ihnen dieſelbe unbedenklich nach Weſtphäliſcher Verfaſſung zu und 
involvirt mithin ein Recht, welches unter dem Schutze der mehrerwaͤhnten 
Preußiſchen und deutſchen Bundesgeſetze ſteht. 

Wenn ein R. des K. Min. des Inn. an die K. Reg. zu Magdeburg v. 
17. Aug. 1827 3) die Juden nicht befähiget hält, Auktionskommiſſarien 
zu werden, weil dies ein Staatsamt ſei, ſo muß man annehmen, daß ſich 
dieſe Beſtimmung auf Landestheile beziehe, welche nicht zu dem Königreiche 
Weſtphalen gehört haben; anderenfalls enthielte daſſelbe eine ungeſetzliche 
Beſtimmung “). 


— * 


1) Vergl. Abthl. I. 70 IV. Kap. II. sub III. 
2) Vergl. a. a. O. sub II. 
2) Vergl. daſſelbe Abthl. II. Abſchn. I. Kap. VI. sub II. 7. S. 284. 
R ſagt kurzweg a. a. O, S. 248, die politiſchen Rechte jeien den Juden 
| 25 


) Ko 
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4) In Beziehung auf das Stadtbürgerrecht bemerken die R. v. 
12. Dec. 1832 und 22. Okt. 1835 1), daß die St. Ordn. keine neuen 
Rechte gegeben, ſondern nur die früheren Verhältniſſe aufrecht erhalten, 
die Juden mithin in den ehemals weſtphäliſchen Ländern das Bürgerrecht 
hätten. 5 

III. Das Schulweſen anlangend, war im Jahre 1829 ein rheiniſch⸗ 
weſtphäliſcher Verein zur Bildung von Elementarlehrern und zur Beförde⸗ 
rung von Handwerken und Künſten unter den Juden zu Münſter geſtiftet 
worden 2). 

In Betreff der Ableiſtung der Militair⸗Dienſtpflicht Seitens der Zög⸗ 
linge dieſer jüdiſchen Vereinsſchule vergl. das R. vom 19. Auguſt 1840. 
Abſchn. XI. Kap. II. S. 375. 

IV. In den vier Kreiſen Paderborn, Büren, Warburg und 
Höxter des Regierungsbezirkes Minden find die Juden in ihren ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechten rückſichtlich einzelner Beziehungen wiederum einge» 
ſchränkt worden. Es widerſprechen dieſe Beſtimmungen dem Art 16 der 
deutſchen Bundesakte s). 


Die betreffenden Geſetze lauten: 

a) K. O. v. 20. Sept. 1836, wegen Beſeitigung der in den Kreiſen 
Paderborn, Büren, Warburg und Höxter, des Regierungs— 
bezirks Minden, aus der Anſiedelung der Juden auf dem platten Lande 
und deren Verkehr mit den Landbewohnern bäuerlichen Standesentſprun⸗ 


genen Mißverhältniſſe. 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 8. v. M. ſetze Ich zur Beſeitigung der 
Mißverhaͤltniſſe, welche in den Kreiſen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, des 
Regierungsbezirks Minden, aus der Anſiedelung der Juden auf dem platten Lande und 
be 2 d H mit den Landbewohnern bäuerlichen Standes entfprungen find, Sot: 
gendes feſt: 

1) Zur Erwerbung baͤuerlicher Grundſtuͤcke in den genannten vier Kreiſen ſollen Ju— 
den kuͤnftig nur unter der Bedingung zugelaſſen werden, daß ſie dieſelben ſelbſt 
und mit juͤdiſchem Geſinde bewirthſchaften. Kommen ſie dieſer Verpflichtung 
nicht nach, ſo ſind die Grundſtücke auf den Antrag der Regierung gerichtlich zu 
ſubhaſtiren und einem qualifizirten Erwerber zuzuſchlagen. — Die Gerichte ſind 
ſchuldig, einem ſolchen Antrage Folge zu geben, ohne auf eine materielle Pruͤfung 
deſſelben einzugehen. 

2) Wenn von Perſonen baͤuerlichen Standes, welche in dem Bezirke der gedachten 
vier Kreiſe wohnen ($. 1. Tit. 7. Thl. II. Landrecht), Schuld⸗Bekenntniſſe an 
Juden, dieſe mögen in jenen Kreiſen oder anderswo ihren Wohnſitz haben, ausge— 


— — 


auch hier entzogen, insbeſondere könnten ſie Staatsämter nicht bekleiden, da 
ihre Religion mit dieſem Rechte ganz unverträglich erſcheine. 
Er fügt hinzu: „Eine desfalſige Verordnung iſt nicht bekannt geworden.“ Eine 
in der That neue Art der Beweisführung. Im Koͤnigreiche Weſtphalen nahm 
die Geſetzgebung — gegen die Anſicht des Herrn Koch — an, die Staatsämter 
vertruͤgen ſich mit der Religion der Juden und ſprach letzteren das Recht auf die⸗ 
ſelben zu. Die Preußiſchen und deutſchen Bundesgeſetze ſetzten feſt, daß die 
beſtehenden Rechte der Juden aufrecht erhalten werden ſollen. Herr Koch ſagt 
ſelbſt, es ſei kein Geſetz erſchienen, welches ihnen das Recht auf Staatsämter 
nehme. Aus dieſen Sätzen kommt Herr Koch auf die logiſche Folgerung: 

Das Recht auf Staatsämter iſt den Juden entzogen, weil es mit ihrer Religion 
unverträglich. ö 

) Vergl. daſſelbe Abſchn. VII. Kap. I. S. 360. 

) Nach dem vierzehnten Berichte des Vereins ſind aus der Elementar-Lehrer-Bil⸗ 
dungsanſtalt bis jetzt 84 Lehrer hervorgegangen, welche in judiſchen Gemeinden 
der beiden Provinzen mit ſegensreicher Thätigkeit ihrem Berufe obliegen und 
die Geſammtzahl der aus beiden Provinzen auf Koſten des Vereins bis jetzt 
ausgebildeten Zöglinge beträgt 207. (Staatszeitung 1843. Nr. 7.) 

) Vergl. hierüber Abthl. I. Einleitung S. 19 ff. 
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ſtellt werden, fo findet daraus, ohne Unterſchied des Geſchaͤfts, auf welches fie Bes 
zug haben, eine gerichtliche Klage nur in ſofern ſtatt, als ſie vor dem perſönlichen 
Richter des Schuldners aufgenommen worden ſind. — Der Richter iſt verpflichtet, 
die Aufnahme zu verſagen, wenn ſich bei der jederzeit vorzunehmenden Prüfung 
des Geſchaͤfts der Verdacht eines Wuchers ergiebt. 

3) Die vor Bekanntmachung dieſer Order von einer der unter 2. erwahnten Per: 
ſonen an einen Juden ausgeſtellten Privat⸗Schuldbekenntniſſe muͤſſen binnen drei 
Monaten nach jener Bekanntmachung dem perſönlichen Richter des Schuldners 
vorgelegt werden; der Richter hat dieſelben in ein beſonderes fortlaufendes Re- 
giſter einzutragen und die geſchehene Eintragung auf der Schuldurkunde unter 
Beidrückung des Gerichtsſiegels zu vermerken. Unterbleibt dieſe Vorlegung, ſo 
liegt dem Juden, welcher eine Schuldforderung an eine der vorgedachten Perſonen 
auf ein fruͤheres Privat⸗Schuldbekenntniß gruͤndet, der Beweis ob, daß die Aus⸗ 
ſtellung deſſelben bereits vor Bekanntmachung der gegenwärtigen Order erfolgt 
iſt. Die Eintragung in das Schuldenregiſter und der daruͤber auszufertigende 
Vermerk geſchehen ſportel⸗ und ſtemvelfrei. 

Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung und die Amtsblaͤtter der Provinz 

Weſtphalen bekannt zu machen. Berlin, den 20. Sept. 1836. 
| Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
(G. S. 1836. S. 248.) 


b) K. O. v. 5. Jan. 1839, betr. die Modifikation der Beſtimmung im 
$. 1. der Allerh. K. O. v. 20. Sept. 1836. 

Auf den mit ſeinen Anlagen beigefügten Bericht der betreffenden Miniſter der Juſtiz, 
des Inn. und d. Fin. v. 21. v. M. will Ich, nach dem Antrage derſelben, die Beſtim⸗ 
mung im g. 1. Meiner O. v. 20. Sept. 1836 wegen Beſeitigung der in den Kreiſen 
Paderborn, Warburg, Büren und Hörter aus der Anſiedelung der Juden auf dem plat⸗ 
ten Lande und deren Verkehr mit den Landbewohnern bäuerlichen Standes entſprun⸗ 
genen Mißverhältniffe dahin modifiziren, daß den Juden, unter Beibehaltung der 
Verpflichtung zur Selbſtbewirthſchaftung als Bedingung des Erwerbes bäuerlicher 
Grundſtuͤcke bis zum 1. Januar 1844 geſtattet ſein ſoll, die ſeit der Publikation Meiner 
O. v. 20. Gent, 1836 erworbenen, oder kuͤnftig noch zu erwerbenden bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücke mit chriſtlichem Geſinde zu bewirthſchaften. Das Staats⸗Min. hat dieſen Erlaß 
durch die G. S. bekannt zu machen, auch zu verfuͤgen, daß derſelbe in die Amtsblätter 
der Provinz Weſtphalen aufgenommen werde. 

Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
(G. S. 1839. Nr. 1975.) . 

e) Früher hatte man deraleichen Beſtimmungen für überflüſſia erachtet. 
Das R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 23. März 1824 
an die K. Reg. zu Münſter bemerkt: 

Das unterzeichnete Min. kann ſich durch die von der K. Reg. in dem Berichte vom 
14. v. M., mit Rückſicht auf den von dem jüdiſchen Glaubensgenoſſen NN. geſchehenen 
Ankauf des N. ſchen Colonats, vorgetragenen Umſtände nicht bewogen finden, geſetzliche 
Beſtimmungen wegen Beſchraͤnkung der den mit ſtaatsbürgerlichen Rechten im weiteſten 
Umfange verfehenen juͤdiſchen Bewohnern ber Provinzen jenſeits der Elbe zuſtehenden 
Befugniß, ländliche Grundſtücke anzukaufen, in Antrag zu bringen. Denn, da den 
Jud'n der alten Preußiſchen Provinzen dieſelbe Befugniß durch das Ed. v. 11. Marz 
1812 beigelegt iſt, ſo würden die von der K. Reg. gewünſchten einſchraͤnkenden Beſtim⸗ 
mungen dem Geiſte der Geſetzgebung, welcher ſich in den Vorſchriften des Ed. an den 
Tag legt, geradezu entgegen fein. 

Die Berufung auf Verfügungen, welche in der gegebenen Beziehung wegen der juͤdi⸗ 
ſchen Einwohner des Großherzogthums Poſen erlaſſen find, findet hier nicht ftatt, weil 
zufolge der in jener Provinz bis jetzt noch in Kraft beſtehenden Geſetze, die Juden nicht 
mit denjenigen Rechten und Freiheiten verſehen ſind, welche das bezogene Edikt ihren 
Glaubensgenoſſen der alten Provinzen, und die fremdherriſche Geſetzgebung denen der 
vormals franzöſiſchen, weſtphäliſchen und Berg ſchen Gebietstheilen eingeräumt hat. 
So lange nicht etwa für aut erachtet werden mochte, ſämmtliche in dieſer Beziehung 
mit gleichen Rechten ausgeſtatteten Juden des Staats gewiſſen und zwar gleichen Be⸗ 
ſchränkungen zu unterwerfen, kann nicht die Rede davon fein, dergleichen Beſchränkungen 
we jüdiſchen Bewohner einzelner Landes: Bezirke auf legislativem Wege in Antrag 
zu bringen. wum 

uebrigens haben diefgeſchilderten Nachtheile der den Juden geſtatteten Freiheit, länd⸗ 
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liche Srundftüce zu erwerben, ſich in den Landern, wo das Edikt v. 11. März 1812 zur 
Anwendung kommt, bis jetzt nicht geoffenbaret. 

Daß von den Juden auf Hypotheken ländlicher Beſitzungen Darlehn gegeben werden, 
darf in der Regel nicht als ein Uebel betrachtet werden, und die Concurrenz jädiſcher 
Kreditoren bei Subhaſtationen iſt in Zeiten, wie die jetzigen, wo der Mangel an Kauf⸗ 
luſtigen meiſtens das Verderben der in Inſolvenz gerathenen Schuldner herbeizufuͤhren 
pflegt, ſogar erwuͤnſcht. 

Auch ſcheint das Gemeinweſen dadurch nicht gefährdet zu werden, daß vermögende 
Juden, welche in den Fall kommen, ſich ländliche Grundſtücke, worauf ſie Kapitalien 
dargeliehen haben, bei eintretender Subhaſtation adjudieiren zu laſſen, dergleichen 
Grundſtüͤcke nicht ſelbſt bewirthſchaften, ſondern fie entweder zu verpachten, oder bei Ge⸗ 
legenheit auf eine ihnen vortheilhafte Weiſe wieder zu veräußern ſuchen. 

Die Frage aber, inwiefern es für nothwendig oder nützlich zu halten fei, der Zer⸗ 
ſchlagung der Bauergüter durch geſetzliche Maaßregeln entgegen zu wirken? iſt altioris 
indaginis und kann, bei dieſer beſondern Veranlaſſung nicht erörtert werden. 

(Ann. VIII. S. 190.) 


Vierzehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem zum Groß⸗ 
herzogthum Frankfurt gehörig geweſenen Territorio. 
Aktenmäßige Darſtellung des Bürgerrechts der Israeliten zu Frankfurt a. M. Gedruckt 

bei Heidenheim in Roͤdelheim 1816. 

Die ehemals freie Reichsſtadt Wetzlar kam im Jahre 1803 als Graf⸗ 
ſchaft an den Kurfürſten von Mainz und nach Auflöſung des Reichsver⸗ 
bandes an das Großherzogthum Frankfurt. Sie bildet gegenwärtig einen 
Theil des Kreiſes Wetzlar im Regierungsbezirk Koblenz. In Betreff der 
Juden wurde die ehemalige Verfaſſung beſeitiget durch die Konſtitutions⸗ 
Urkunde des Großherzogs Karl dd. Aſchaffenburg d. 16. Aug. 1810, fo 
wie das gemeine Recht im Jahre 1811 durch Einführung des Code Napo- 
leon. Durch beide wurden die früheren Beſchränkungen der Juden ganz. 
lich aufgehoben. | 

Der $. 11. der Konſtitutions⸗Urkunde beſtimmt: 

„Das Großherzogthum wird durch eine Konſtitution regiert, welche die Gleichheit 
aller Unterthanen vor dem Geſetze ꝛc. feſtſetzt. L 

§. 13. Alle Einwohner des Großherzogthums Frankfurt genießen gleiche Rechte. 

Da durch dieſe Gleichſtellung Niemandem Geldeinnahmen genommen 
werden ſollten, fo beſtimmte die V. v. 7. Febr. 1811) eine Ablöſung der 
Abgaben, welche die Juden in Frankfurt zu zahlen gehabt und nachdem 
letztere auf einen Kapitalbetrag von 440,000 Fl. feſtgeſtellt und von den 
Juden bezahlt waren, ſprach das Patent v. 28. Dec. 18112) die vollkom- 
mene Gleichſtellung der Juden zu Frankfurt a. M. mit den Chriſten aus. 
— Die V. v. 30, Jan. 1812 organiſirte demnächſt die Gemeinde-Ber. 
faſſungs). Alle politiſche und bürgerliche Rechte, welche den Juden ſo⸗ 
nach nicht ausdrücklich ſpäter genommen worden ſind, genießen ſie in 


Wetzlar und feinem Gebiete gleich den Chriſten, da nach den mehrfach et, 


wähnten Geſetzen und insbeſondere nach der K. O. v. 8. Aug. 1830 die 

vorgefundene Verfaſſung der Juden aufrecht erhalten worden. Dieſe ihre 

Rechte ſtehen unter der Garantie des deutſchen Bundes. 

3 4 genommen ſind den Juden aber lediglich die ſtändiſchen 
echte. 


— mm E _ — — 


1) Regierungs⸗Bl. des Großherzogthums Frankfurt Thl. I. S. 253 ff. 
) Aktenmaͤßige Darſtellung ꝛc. S. 9 20. Regierungsblatt Thl. I. S. 009 ff. 
3) Regierungsblatt Thl. II. S. 9. 0 | 


— — — — 


Dritte Abtheilung. 


Folgen der Verſchiedenheit in den ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen der 
Juden in den einzelnen Landestheilen. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Ueberſiedelung der Juden aus einem Landestheile 
in den andern. 


Erſtes Kapitel. | 
Allgemeine Beſtimmungen und Beleuchtung ihrer Geſetz— 
mäßigkeit. b 


L 


Geſetzlichkeit der Ueberſiedelung der jüdiſchen Staatsbürger in alle Län⸗ 
dertheile, wo die Juden das Staatsbürgerrecht haben. 


Es iſt bereits in der Einleitung zur erſten Abtheilung ?) dargeſtellt wor: 
den, wie man unmittelbar nach der Occupation der neuen nnd wiederer⸗ 
worbenen Provinzen von der richtigen Anſicht ausging, daß die aus dieſen 
in die älteren Provinzen überſiedelnden Juden mit den in letzteren woh⸗ 
nenden vollkommen gleich behandelt werden folten?). Da man jedoch 
damals ein allgemeines Geſetz für alle Juden des Staates ſofort beab⸗ 
ſichtigte, ſo ſtellte man proviſoriſch feſt, daß inzwiſchen das Ueberſiedeln 
der Juden in die Provinzen, wo eine abweichende Judenverfaſſung 
befteht, nicht geftattet fein ſolle?). Dieſe proviſoriſche Feſtſtellung iſt 
dadurch, daß jenes Geſetz nicht erſchienen, der urſprünglichen Abſicht 
zuwider, ſeit faſt dreißig Jahren nicht nur aufrecht erhalten worden, ſondern 
auch in einer Weiſe ausgedehnt, welche allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
widerſtreitet. 

Es iſt in letzterer Beziehung offenbar zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen 


——— — 


1) Vergl. S. 37 ff. 

) Es beſtimmte dies namentlich der Fuͤrſt Staatskanzler im R. v. 24. März 1814 
in Betreff der Juden in den Provinzen links der Elbe. Vergl. daſſelbe, ſo wie 
die R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 1814 a. a. O. 

*) aue be K. O. v. 18.) Febr. 1818 und eine größere Zahl Reſcripte a. a. O. 
und unten. 
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Landestheilen, in welchen bis jetzt den Juden die Staatsbürger⸗Qualität 
noch nicht zugeſtanden worden 1) und denjenigen Landestheilen, in welchen 
die Juden Staatsbürger ſind. 

In dieſen Letzteren muß ſowohl nach allgemeinen, wie nach Preußiſchen 
ſtaatsrechtlichen Principien die Berechtigung der Juden zur Freizügigkeit 
innerhalb dieſer Landestheile anerkannt werden. 


Der Preußiſche Staat bildet ein einiges organiſches Ganze in Be⸗ 


ziehung auf ſeine ſtaatsrechtliche Verhältniſſe und nicht ein mechaniſches 
Nebeneinanderſtellen von allerhand Territorien, die nur unter dem Titel 
eines „Preußiſchen Staates“ vereint waren. Eben deshalb aber hat die 
Preußiſche Staatsbürger -Qualität für den ganzen Staat Gältig« 
keit), und zwar um fo mehr, als das Incolat, was früher bei der Anſäſſig⸗ 
machung in einzelnen Provinzen nothwendig war, als Ueberbleibſel des alten 
Feudalſtaates, aufgehoben wurde?). Ein Staatsrecht der einzelnen Terri⸗ 
torien, aus welchen der Staat nach und nach entſtanden, erkennt der Preußiſche 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch ließe ſich nur hieraus logiſch 
ein Staatsbürger-Recht für dieſe einzelnen Territorien rechtfertigen. 
Es ändert ſich die Natur eines Staates dadurch nicht, daß derſelbe einen 
Länderzuwachs erhält und fo wenig daher jemals der Satz aufgeſtellt wor⸗ 
den, daß ein chriſtlicher Staatsbürger der alten Preußiſchen Provinzen nicht 
auch Staatsbürger in den 1814 und 1815 neu oder wieder erworbenen 
Territorien ſei, ſo wenig iſt es gerechtfertiget, dies von den jüdiſchen Staats: 
bürgern der alten Provinzen anzunehmen. Eben ſo verhält es ſich umge⸗ 
kehrt mit der Staatsbürger -Qualität in den neuen und wieder et, 
worbenen Territorien. Auch hier liegt kein Grund vor, in denjenigen Terri⸗— 
torien, wo den Juden das Staats bürgerrecht von den anerkannten franzöſiſchen, 
weſtphäliſchen, Großherzoglich Bergſchen, Frankfurtſchen und Warſchauſchen 
Staaten gegeben war, letzteres nicht auch für die anderen Provinzen deſſelben 
Staates anzuerkennen, in denen die Juden dies Recht gleichfalls haben, denn 
dieſe neuerworbene Territorien wurden integrirende Theile des Preu⸗ 
ßiſchen Staates und der letztere erkennt die Zurechtbeſtandigkeit der von der 


— — 


1) Dem Gebietsumfange nach iſt dies kaum der ſechſte Theil des Staates, da abgeſehen 
von dem Großherzogthume Poſen, wo theils naturaliſirte, theils nicht naturali⸗ 
ſirte Juden eriſtiren, dieſelben das Staatsbuͤrgerrecht ſowohl in den alten Pros 
vinzen haben, als in allen neuen, wo das franzöfifche Recht galt. Nur die Ge⸗ 
bietstheile, wo das gemeine deutſche Recht bis zur Occupation fortgedauert, 
machen eine Ausnahme, naͤmlich die in in der Abthl. II. Abſchn. V. bis VIII. 
gedachten. Die im Abſchn. IX. u. X. gedachte Territorien ſind nur aus wenigen 
Ortſchaften zuſammengeſetzt. 

Nur in Betreff der Territorien wird nach allgemeinen Grundſätzen eine Aus⸗ 
nahme ſtattſinden, in welchen verfaſſungsmäßig den Juden die Staatsbürger⸗ 
Qualität nicht zuſteht; eine nothwendige Konſequenz des beklagenswerthen 
Mangels der Einheit des Staats in dieſer Beziehung des inneren Staats— 
rechts. Dieſelbe Frage, freilich zwiſchen zwei verſchiedenen Staaten, kam vor 
Kur zem zur Sprache, als im Koͤnigreiche Sachſen einem franzöſiſchen Juden bei 
ſeinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzoͤſiſchen Bürgers, d. h. die eines 
Ausländers überhaupt, zugeſtanden wurden, ſondern derſelbe den Beſchränkungen 
ausländiſcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die Religion 
auf die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte ohne Einfluß iſt. Da es ſich in ſolchem Falle 
von einer weſentlichen Verſchiedenheit in einer einzelnen Beziehung des inneren 
Staatsrechts handelt, ſo wird der Einzelne ſich derartigen ſtaatsrechtlichen un— 
terſcheidungen zu unterwerfen haben, welche ruͤckſichtlich der Rechte der Bewohner 
SCH Provinzen oder anderer Staaten gelten, ſei er uͤbrigens Chriſt oder 

ude. 


7) R. v. 5. März 1809. Mathis Bd 10. S. 65. Rabe Bd. 10, S. 46. 
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früheren Staatsgewalt geſchaffenen Zuſtände unbedingt an, hat insbeſon⸗ 
dere bei der Beſitzergreifung dieſer Territorien in allen Patenten ausdrück⸗ 
lich die Wahrung und Schützung aller Rechte verſprochen ). So wenig 
nun das unbedingt und ohne alle Reſtriction gewährte Staats bürger⸗ 
recht in den alten Provinzen ſich bei Vergrößerung des Staates auf erſtere 
beſchränkt, fo wenig beid ränkt fich das beiſpielsweiſe den Juden im Königs 
reiche Weſtphalen gewährte Staats bürgerrecht auf diejenigen Theile des 
Königreichs, welche an Preußen gekommen, ſondern umfaßt, weil dieſe 
Territorien mit Preußen in ſtaats rechtlicher Beziehung in eine untrenns 
bare Verbindung getreten ſind, den ganzen Preußiſchen Staat, ſoweit in 
demſelben den Juden das Staatsbürger-Recht zuſteht. 

Unter allen Umſtänden befanden ſich im Jahre 1815 die Juden, wie die 

R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 1814 ergeben, die erſt durch das R. v. 19. Sept. 
1820 außer Wirkung geſetzt wurden, in dem Beſitze des Rechts der 
Ueberſiedelung aus und in die verſchiedenen Territorien, 
in welchen ihnen das Staatsbürgerrecht zuſtand. Dieſes Recht 
war ihnen überdies von Preußen ſelbſt ausdrücklich verliehen worden und 
es kann ſomit nicht bezweifelt werden, daß der Art. 16. der Bundes- 
akte ihnen dieſes Recht garantirt2). 
P Auch mit einer anderen Beſtimmung der Bundesakte würde die entgegens 
geſetzte Anſicht in einen auffallenden Widerſpruch treten. Es wäre bemer— 
kenswerth, wenn nach Art. 18. sub 2. der deutſchen Bundesakte den Staats⸗ 
Bürgern aller deutſchen Bundesſtaaten Freizügigkeit zuſtände, letztere 
aber in den einzelnen Territorien eines und deſſelben Staates für 
die Staatsbürger gehemmt ſein ſollte. 

Die vorſtehend entwickelten Grundſätze ſind zur Zeit von den Miniſterien 

nicht anerkannt, vielmehr iſt von denſelben die proviſoriſche Beſtimmung, 
daß die Freizügigkeit der Juden zwiſchen den einzelnen Territorien inhibirt 
fein ſolles), ſoweit dieſelben eine verſchiedene Judenverfaſſung haben, faktiſch 
dahin ausgedehnt worden, daß auch zwiſchen denjenigen Territorien 
die Freizügigkeit aufgehoben ſein ſolle, in denen die Juden 
Staatsbürger ſind, in Betreff derer mithin von einer im 
Weſentlichen verſchiedenen Juden-Verfaſſung nicht die Rede 
ſein kann. 
Dieſe nach ſtaatsrechtlichen Prinzipien nicht zu billigenden Miniſterial⸗ 
Reſcripte, welche früheren Beſtimmungen des Fürſten Staatskanzlers 
Hardenbera widerſprechen, beruhen lediglich auf einer K. O. v. 18. Febr. 
1818, welche ihre Verfügung 

a) ausdrüdlich als eine proviſoriſche erklärt; welche 

b) niemals publizirt worden, mithin nicht allgemeines Geſetz iſt, 

welches in Privatrechte eingreifen könnte; welche endlich 


1) Das unten folgende R. v. 9. März 1840 erkennt an, daß die Rechte der Juden 
auf Grund der Verſprechungen in den Beſitzergreifungs-Patenten nicht ge⸗ 
ſchmälert werden koͤnnen, behauptet aber, daß in dieſer Verſtrickung auf ein eins 
zelnes Territorium keine Schmälerung ihrer Rechte liege. 

2) Vergl. hierüber Abthl. I. Einleitung S. 37 ff. u. 19 ff. 

) Koch weiß dieſe proviſoriſchen Zuſtaͤnde a. a. O. S. 219 u. 221. Note 4. als 
vollkommen rechtlich durch die Beſtimmung des A. L. R. I. 1. J. 23. 24. zu 
rechtfertigen, welche beſagen, daß perſönliche Eigenſchaften und Befugniſſe eines 
Menſchen nach den Geſetzen des Wohnortes beurtheilt werden. Er überſieht 
nur den einen Umſtand, daß das Landrecht hier von privatrechtlichen Eigen⸗ 
ſchaften und Befugniſſen fpricht und es ſich im toncreten Falle um ſtaatsrecht⸗ 
liche handelt, daß mithin jene Geſetzesſtellen gar nicht paſſen. | 
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c) wie das folgende R. v. 19. Sept. 1820 ausdrücklich bemerkt, nur 
für einen ſpeziellen Fall gegeben iſt, mithin nach beſtimmter Vor: 
ſchrift der Geſetze — Allgem. Landrecht. Einleitung $. 5. — auch aus 
dieſem Grunde als Geſetz für andere Fälle nicht betrachtet 
werden ſoll. Die Beſtimmung dieſer K. O. endlich iſt 

d) durch Miniſterial⸗Reſcripte in einer unzuläſſigen Weiſe höchſt aus⸗ 
dehnend interpretirt worden. 

Die K. O. v. 18. Febr. 1818, wie ſie in dem R. des Min. d. Inn. 
(Erſte Abthl. Köhler) v. 19. Sept. 1820 an die K. Reg. zu Potsdam und 
v. 3. Mai 1824 an das K. Pol. Präſidium zu Berlin mitgetheilt wird, 
lautet wie folgt: 

Das K. Polizei-Praſidium wird in Beſcheidung auf die Anfrage in dem Ber. v. 
21. v. M., betreffend die Grundſätze, nach welchen die aus den Provinzen jenſeits der 
ciel einwandernden Juden zu behandeln? angewieſen, Sich die abſchriftlich gn: 
gereichte Beſcheidung für die Reg. zu Potsdam v. 19. Sept. 1820 (Anlage a.) eben⸗ 
maͤßig zur Richtſchnur dienen zu laſſen, und die Min. R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 
1814 nicht weiter in Anwendung zu bringen, indem ſolche der ſpaͤter erklärten Abſicht 
Sr. K. Majeſtät nicht entſprechen. Berlin, den 3. Mai 1824. 

Min. des Inn. Erſte Abtheilung. Köhler. 
a. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 5. d. M. hierdurch zu erkennen gegeben, daß ber 
durch das Amtsbl. der Reg. zu Münſter auf Veranlaſſung einer Allerh. K. O. v. 
18. Febr. 1818 bekannt gemachte Grundſatz: 

daß, ſo lange die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden in den 
neuen und wieder eroberten Provinzen noch nicht geſetzlich feſtſtehen, 
das Ueberziehen der Juden in andere Provinzen, woſelbſt eine ab- 
weichende Juden-Verfaſſung beſteht, nicht zu geſtatten ſei, 
Ihrer Seits unbedenklich wider diejenigen Juden in Anwendung gebracht werden kann, 
welche aus den uͤberelbiſchen Provinzen nach dem Potsdamſchen Regierungs-Bezirke 
uͤberzuziehen beabſichtigen, da innerhalb der ſogenannten alten Provinzen, (welche den 
Beſtand der Monarchie im Jahre 1812 ausgemacht), überall nur ſolche Juden zur Nie⸗ 
derlaſſung verftattet werden dürfen, welche das Preußiſche Staats-Bürger-Recht im 
Sinne des Edikts v. 11. Maͤrz 1812 entweder von Geſetzes wegen, oder durch Natura⸗ 
liſation überkommen haben. | 

Die hauptſaͤchlich einen fpeziellen Fall betreffende, oben erwähnte K. K. O. iſt der 

K. Reg. entbehrlich. Berlin, den 19. Sept. 1820. 
(Ann. VIII. S. 471.) 

Aus dieſem Inhalte der gedachten K. O. ergiebt ſich nun keinesweges, 
was in den beiden Reſcripten daraus gefolgert wird, daß die Freizügigkeit 
der Juden aus den Territorien, in denen irgend eine Verſchiedenheit 
in der Juden⸗Verfaſſung vorliegt, gehindert werden ſolle. Vielmehr kann 
eine richtige Interpretation bei den betreffenden Worten nur an weſent⸗ 
lich verſchiedene Verfaſſungen denken, wie ſie faktiſch wirklich gleichzeitig 
vorlagen, indem in den einen Territorien die Juden bloße Schutzverwandte 
waren, in den meiſten dagegen Preußiſche Staatsbürger. Nur dieſe In⸗ 
terpretation durfte gegeben werden, weil nur dieſe mit den allgemeinen 
Prinzipien des Staatsrechts und den angeführten allgemeinen Geſetzen 
übereinſtimmt. 

Insbeſondere aber hätte, wenn nun einmal dieſe K. O. gegen den klaren 
Buchſtaben des Geſetzes auch auf andere Fälle außer dem ſpeziell durch die⸗ 
ſelbe entſchiedenen angewendet werden ſollte, mindeſtens feſtgeſtellt wer⸗ 
den müſſen, daß dieſe weitere Fälle demjenigen, für welchen die K. O. 
erging, analog waren. Es war alſo unbedingt mindeſtens anzugeben, ob 
in jenem konkreten Falle die betroffene Perſon in den Ländertheilen wohnte, 
in denen fie bereits die Staatsbürger⸗Eigenſchaft erlangt hatte, oder ob fie 
in den ehemals Sächſiſchen Territorien, im Herzozthum Weſtphalen, in 
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den ehemals Naſſauiſchen Gebieten ꝛc. lebte, mithin nicht Staatsbürger, 
ſondern Schutzunterthan war. Es iſt nämlich erſichtlich, daß in dieſem 
letzterem Falle jene K. O. unter keinen Umſtänden auf Fälle der erſte⸗ 
ren Art bezogen werden könnte, ohne gegen alle Auslegungsregeln zu ver⸗ 
ſtoßen. Nichtsdeſtoweniger hat man auch auf Fälle letzterer Art ſowohl in 
den gegebenen als in fpäteren R. jene K. O. u. zwar als einzige Baſis, 
angewendet. 

Es muß aus allen dieſen Gründen den ſämmtlichen Miniſterial⸗Verfü⸗ 
gungen, welche beſtimmen, daß ein Jude, der Staatsbürger iſt, nicht in 
alle diejenigen Preußiſche Territorien frei und ungehindert überſiedeln 
könne, in welchen der Jude gleichfalls Staatsbürger iſt, daß er vielmehr 
für jedes Territorium, wo irgend abweichende Beſtimmungen für Juden 
gelten, einer beſonderen Naturaliſation bedürfe, die geſetzliche Baſis abge⸗ 
ſprochen werden. Man darf hoffen, wie ſelbſt in dem Falle, daß eine 
allgemeine Geſetzgebung für die Juden noch längere Zeit ausbleiben 
ſollte, man doch bei einer Reviſion der folgenden, weitläufigen Miniſterial⸗ 
geſetzgebung die bisherigen Grundſätze verlaſſen und lediglich in Betreff der⸗ 
jenigen Territorien eine Inhibirung der Freizügigkeit und Ueberwachung 
des zeitigen Aufenthalts der Juden eintreten laſſen wird, in denen dieſelben 
noch nicht das Staatsbürgerrecht erlangt haben. 

Hierfür haben ſich denn auch bereits mehrere Regierungen erklärt, ſo die zu 
Magdeburg, wie das unten folgende R. v. 9. März 1840 zeigt, ferner die zu 
Marienwerder, wie das Kap. II. sub IV. folgende R. v. 30. Sept. 1842 
ergiebt, und eben ſo erklärt das Min. des J. ſelbſt in dem unten gegebenen R. 
v. 26. April 1840, daß ſich jene Hemmung des Ueberſiedelns nur auf ſolche 
Territorien erſtrecken könne, wo nicht im Weſentlichen dieſelbe Geſetz⸗ 
gebung hinſichtlich des Judenweſens gilt. Sie erkennt dieſen Grundſatz 
hinſichtlich der vormals Franzöſiſchen, Bergiſchen und weſtphäliſchen Lan⸗ 
destheile an, obgleich auch hier ein ſehr bedeutender Unterſchied in der betr. 
Geſetzgebung exiſtirt, wie die Darſtellung in den Abſchn. XI.—XIII. der 


zweiten Abth. nachweiſt, ein Unterſchied, der bedeutender iſt, als der 
zwiſchen der betr. Geſetzgebung für die alten Provinzen und der weſtphäli⸗ 


ſchen; ein Unterſchied aber, der allerdings nicht weſ entlich iſt, weil in 
allen bieten Landestheilen der Jude Staatsbürger iſt. Somit erkennt 
in dieſem Falle das betr. Minifterium felbft die oben dargeſtellten Grund⸗ 
ſätze an, gerätht aber hierdurch allerdings mit ſeinen anderweiten nunmehr 
folgenden Verfügungen in Widerſpruch. Einen ähnlichen inneren Wider⸗ 
ſpruch enthalten die Kap. II. sub IV. folgende R. v. 12. Okt. und 29. Juli 
1840. In dem neueſten R. v. 20. Jan. 1843 ſind mindeſtens etwas mildere 
Grundſätze aufgeſtellt. 

Zur Zeit beſtimmen jedoch jene Miniſterial⸗ Verfügungen in Betreff der 
allgemeinen Grundſätze Folgendes: 


II 


Entgegengeſetzte Beſtimmungen des Miniſterium des 
Innern. 


1) Es iſt Naturaliſation bei jeder Ueberſiedelung aus 
einem Territorium in das andere nothwendig. 
a) V. des K. Min. des J. u. d. P. (Erſte Abth. v. Meding) v. 2. Jan. 
1840 an die K. Reg. zu Frankfurt in Betreff der Juden in den ehemals 
ſächſiſchen Landestheilen. 
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In Folge deſſen, was die K. Reg. unterm 6. v. M. und J. einberichtet hat, wird 
te autoriſirt, dem Juden N. aus Inowraclaw den Aufenthalt in Friedland zu 
geſtatten. 

Uebrigens irrt die K. Reg., wenn Sie glaubt, daß die Ertheilung des Naturaliſa⸗ 
tions⸗Patents nach dem G. v. 11. März 1812 auf die Verhältniffe eines in der Nieder: 
lauſitz domizilirten Juden innerhalb dieſes Landestheiles irgend einen Einfluß habe, da 
durch die Naturaliſation nur Rechte in denjenigen Provinzen erlangt werden, in wels 
chen das gedachte G. gilt, die Naturaliſirten daher in der Niederlauſitz nur nach den 
dort noch geltenden Saͤchſiſchen Judengeſetzen beurtheilt werden koͤnnen ). 

(V. M. Bl. 1840. Nr. 18.) 


b) Vergl. das R. deſſelben Min. v. 5. Jan. 1840 oben, Abth. IL 
Abſchn. IX. 2 ) 


c) R. des Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. März 1840 an die 
së Reg. zu Magdeburg in Betreff der ehemals weſtphäliſchen Landes: 
theile. u 

Es kann, wie ich der K. Reg. auf den Bericht v. 5. v. M. eröffne, nach demkla⸗ 
ren Inhalte der Geſetze auch nicht dem geringſten Zweifel unterliegen, daß die in 
dem Berichte verhandelte Frage: ob die Juden in den vormals weſtphaͤliſchen Landes⸗ 
theilen ſich auch in den alten Provinzen frei niederlaſſen dürfen? verneinend beantwortet 
werden muß 3). 

Nach der A. K. O. v. 8. Aug. 1830 bewendet es zunächſt in jeder Provinz bei der 
hinſichtlich der Juden beſtehenden Geſetzgebung. Das G. v. 11. Maͤrz 1812 gilt daher 
nur in den alten Provinzen, für welche es publizirt worden iſt. Nach ſolchem kann in 
dieſen Provinzen nur derjenige Jude die aus dem G. hervorgehenden Rechte in Anſpruch 
nehmen, der in ſelbigen durch das Naturaliſations-Patent als Inländer anerkannt 
worden ). Die weitphätifche Geſetzgebung dagegen gilt nur innerhalb der vormals 
weftphälifchen Provinzen. Danach hatte ein Jude das Recht, ſich innerhalb der 
Provinzen des weſtohäliſchen Staats frei zu bewegen >). Dieſes Recht hat er noch 
gegenwärtig, fo weit jene Provinzen an Preußen gefallen find, daher denn auch hier: 
durch die Verſicherung im Beſitzergreifungs-Patent vollſtändig erfüllt worden iſt. Dieſe 
Verſicherung geht nur auf die Erhaltung der bei der Okkupation beſtandenen Rechte, 
nicht aber auf eine Erweiterung derſelben, welche augenſcheinlich ſtattfinden würde, 
wenn die Juden, welche unter der weſtphäliſchen Regierung ſich nur in einem gewiſſen 


1) Dies R. enthält ganz richtige Prineipien, weil in den ehemals Sächſiſchen Lan⸗ 
destheilen — vergl. Abth. II. Abſchn. 5. S. 339 ff. — die Juden noch nicht 
Staatsbuͤrger ſind. 

) Dies hat gleichfalls derartige Verhältniſſe vor Augen. 

3) Es iſt vollftändig gezeigt worden, daß gar keine Preußiſchen allgemeinen Geſetze 
über dieſe Frage exiſtiren, da die K. O. v. 18. Febr. 1818 als ſolches nicht zu 
betrachten, mithin dieſe Frage nicht nach deren klaren Inhalt entſchieden werden 
kann; vielmehr iſt fie nach allgemeinen unzweifelhaften ſtaatsrechtlichen Prinei⸗ 

” gien und ausdrücklichen Bundesgeſetzen zu entſcheiden, aber der obigen Ver⸗ 

fügung entgegengeſetzt. 

) Dies iſt eine den oben dargeſtellten Grundſaͤtzen widerſprechende Annahme. Wenn 
in den neuen Provinzen die Juden nach anzuerkennenden G. noch viel ausgedehn⸗ 
tere Rechte haben, als in den alten, wie z. B. in den Weſtphaͤliſchen Landes: 
theilen, von denen hier die Pede, fo läßt ſich gar nicht erklaren, warum fie be: 
ſelben, wie jeder chriſtliche neue Staatsbürger nicht auch in den alten Provinzen 
deſſelben Staates geltend machen ſollen. Nur die Anſicht, daß der Preußiſche 
Staat ein Aggregat ſei von Preußen + der Mark + Schlefien 7 Weſtphalen 
u. ſ. w. u. ſ. w., nicht aber ein einiges, organiſches Ganze, kann die entgegen 
geſetzte Anſicht auf dieſer Baſis durchführen. 

1) Dies iſt nicht richtig. Er hatte das Recht, ſich im Staate frei zu bewegen. 
Dieſer Staat war damals der Weſtphaͤliſche und iſt heut der Preußiſche. Der 

Weſtphaͤliſche Jude war Weſtphäliſcher Staatsbuͤrger und mußte, wenn ihm 
ſeine Rechte nicht genommen werden ſollten, deshalb demnaͤchſt Preußiſch er 
Staatsbürger und nicht Bürger eines einzelnen Territorii werden, denn mit 
Recht wird von dem Mini ſterio anerkannt, daß dem Juden auch durch das Beſitz⸗ 
ergreifungs⸗Patent ſeine Rechte garantirt waren. 
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Bezirke frei niederlaſſen durften 1), nun daſſelbe Recht in der ganzen Monarchie aus⸗ 
üben dürften. Hieraus wuͤrde folgen, daß ſie auch in andern Provinzen, in welchen die 
Niederlaſſung der Juden auf das engſte beſchränkt iſt, z. B. im Herzogthum Sachſen, 
ſich frei niederzulaſſen, und dadurch die weſtphäliſche Geſetzgebung in Landestheile, in 
welchen gerade das entgegengeſetzte Prinzip die geſetzliche Kraft hat, zu uͤbertragen be⸗ 
fugt wären 2), (V. M. Bl. 1840. S. 90.) ` f 
2) Vor der Naturaliſation wird die Erklaͤrung der betr. Gemeind 

eingeholt. 


a) R. des Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. April 1839 an die 
K. Reg. zu Magdeburg. Ueberſiedelung von Juden aus den alten Pro— 
vinzen in eine der neuen. 


Der K. Reg. uͤberſende ich hierbei eine Beſchwerde des Magiſtrats zu N., über die 
der Stadt angeſonnene Auſnahme der Juden N. N., um die Beſchwerde ſelbſt noch zu 
erledigen. 

Es beruht auf Allerh. Beſtimmung ) daß zunaͤchſt, und bis das Judenweſen durch 
allgemeines Geſetz regulirt fein wird, den Juden das Ueberziehen in einen Landestheil, 
in we chem das G. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann bewilligt werden ſoll, wenn 
die Ortsgemeinde in ſeine Aufnahme willigt. Der Zweck dieſer Allerh. Feſtſetzung iſt 
ganz klar der, daß keine Gemeinde der neuen und wieder erworbenen Provinzen ge⸗ 
zwungen werden ſoll, einen Juden aus einem andern Landestheile aufzunehmen, wel⸗ 
chen ſie nicht ſelbſt für ein wünſchenswerthes Mitglied anſieht. Dieſer Zweck würde 
aber gaͤnzlich vereitelt werden, wenn ein Jude, von der einen Gemeinde zurückgewieſen 
ſich nur die Einwilligung einer andern, vielleicht der kleinſten Dorfgemeinde, zu verſchaf⸗ 
fen braucht, um ſofort diejenige Gemeinde, welche ihn früher zurückgewieſen hatte, und 
jede andere deſſelben Landestheils, zu feiner Aufnahme zu noͤthigen. Juden dieſer Art 
muͤſſen daher ſo lange in der Gemeinde bleiben, welche ſie aufzunehmen eingewilligt hat, 
bis ſie ſich die Einwilligung einer andern Gemeinde ausgewirkt haben. 

Hiernach iſt die gegenwärtige Beſchwerde zu erledigen, in Zukunft auch jedem Juden, 
welcher die Erlaubniß erhält, ſich aus einer andern Provinz in den dortigen Bezirk zu 


überſiedeln, dabei bekannt zu machen, daß die Erlaubniß auf den Ort der Niederlaſſung 


beſchraͤnkt, und die Ueberſiedelung in eine andere Gemeinde ihm nur mit Zuſtimmung 
derſelben geſtattet ſei. (Ann. XXIII. S. 401.) 


b) Das R. deſſelben Min. (erſte Abth. v. Meding) v. 5. Jan. 1840 da⸗ 
gegen geſteht den Ortsgemeinden kein unbedingtes Widerſpruchsrecht zu 2). 
Eben ſo ſpricht 


c) das R. derſelben Behörde an die K. R. zu Arnsberg v. 26. April 
1840 nur von einer zu vernehmenden Erklärung der Gemeindebehörde s). 

d) R. deſſelben Min. (erſte Abth. v. Wedell) v. 20. Jan. 1843 an die 
K. Reg. zu Marienwerder. 


Nach den Grundſätzen, welche das Min. des J. hinſichtlich der inlaͤndiſchen Juden 
überhaupt und insbeſondere in Beziehung auf die Juden des Großherzogthums Poſen, 
befolgt, wird, wie der K. Regierung auf den Bericht v. 10. Dec. v. J., das Geſuch des 
jüdiſchen Kaufmanns N. aus Straßburg um Naturaliſation für die alten Provinzen 
behufs ſeiner Niederlaſſung in Graudenz betr., bemerklich gemacht wird, ſolchen Juden, 
welche, außer der Unbeſcholtenheit, ein ausreichendes Vermoͤgen zur Begruͤndung eines 


— — 


1) Dieſe faktiſche Annahme iſt unrichtig. Die Juden in Weſtphalen hatten alle 
Rechte der Chriſten, konnten ſich mithin nicht blos in einem gewiſſen Bezirke 
frei niederlaſſen, ſondern im ganzen Umfang des Staates. Vergl. Abth. II. 
Abſchn. XIII. 

2) Daß dieſe Folgerung unrichtig fein würde, iſt bereits oben gezeigt, indem dieſe 
Territorien eben ein gänzlich verſchiedenes, von einander weſentlich abweichendes 
inneres Staatsrecht in Betreff der Juden haben, welchem der Einzelne ſich un⸗ 
terwerfen muß. 

) Dieſe Beſtimmung iſt nicht mitgetheilt, noch weniger iſt dieſelbe publizirt 
worden. Ihr Inhalt duͤrfte nach dem Ergebniß der folgenden R. nicht ſo be⸗ 
ſtimmt disponiren, wie hier angenommen wird, da anderenfalls dieſe ſpäteren R. 
dieſelbe übertraten. 

) Vergl. daſſelbe Abth. II. Abſchn. IX. 

) Vergl. daſſelbe Kap. II. sub b. 
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Geſchaͤfts, die zu dem beabſichtigten Etabliſſement erforderliche Bildung, und die Ve⸗ 
reitwilligkeit der Behoͤrde des Niederlaſſungsortes zu ihrer Aufnahme nachweiſen, die 
Erlaubniß zum Umzuge aus einem Diſtrikt des Inlandes in einen anderen mit abwei⸗ 
chender Geſetzgebung niemals verſagt, und ihnen dann, wenn ſie ſich in den alten Pro⸗ 
vinzen niederlaſſen wollen, das e eee ohne Schwierigkeit bewilligt. 
In dem vorliegenden Falle find alle obige Erforderniſſe vorhanden, und es handelt ſich 
dabei nur um den Umzug aus einer Stadt in eine wenige Meilen entfernte andere Stadt 
deſſelben Regierungsbeirks, wo der Betheiligte Hoffnung hat, feinen Gewerbe: und 
Nahrungsſtand zu verbeſſern. 

Es iſt deshalb für den ꝛc. N. das anliegende Raturalifatignspatent ausgeſtellt wor⸗ 
den, welches die K. Reg. 1 aushaͤndigen zu laſſen hat. 

In kuͤnftigen Faͤllen möge die K. Reg. obige Grundſaͤtze befolgen, da es nicht onge 
meſſen erachtet werden kann, irgend einen Staatsangehörigen ohne hinreichenden 
Grund in der Befoͤrderung ſeines Wohlſtandes zu hindern. 

(V. M. Bl. 1843. S. 6.) 


3) In Anſehung der Anwendung des sub 2 angegebenen Grundſatzes 
auf Adoptiv⸗ und ſonſtige Kinder beſtimmt 

a) das R. des Min. des J. lerſte Abth. v. Bernuth) v. 4. Juni 1839 
an die K. Reg. zu Breslau, daß jüdiſche Adoptivkinder der Naturaliſation 
nicht bedürfen. 

Da die ſiebzehnjährige elternloſe Jüdinn N. aus Wreſchen, im Großherzogthum 
Poſen, welche laut Berichts der K. Reg. v. 4. d. M. von dem Handelsmann N. zu 
Breslau an Kindesſtatt angenommen worden, nach 8. 683. Tit. 2. Thl. II. A. L. R. 
durch den eingerichteten, anbei zuruͤckerfolgenden beftätigten Adoptions- Vertrag bereits 
in die Theilnahme an den Rechten des Adoptiv-Vaters getreten iſt, ſo bedarf es der in 
Antrag gebrachten beſonderen Naturaliſation nicht. Auch iſt gegen die von dem dorti⸗ 
gen Oberlandesgericht ertheilte Beſtätigung des Vertrages nichts einzuwenden, da die 
der K. Reg. unterm 22. Febr. 1838 mitgetheilten Vorſchriften ſich blos auf Ausländer, 
welche im Inlande adoptirt werden ſollen, beziehen, daher aber auf die N., als Inlän⸗ 
derinn, nicht angewendet werden können. 

Es behält daher bei dem gedachten Vertrage fein Bewenden. 

(Ann. XXIII. S. 400.) V 


b) Verf. des Min. des J. (erfte Abth. v. Meding) v. 26 Mai 1840 an 
das K. Polizeipräſidium zu Berlin. Ausweiſung jüdiſcher, mit den Rech⸗ 
ten der Mütter nicht verſehener Kinder. 


Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Verhältniſſen hat es gar kein Bedenken, die 
bei ihrer Mutter, der verehlichten N. aus Schneidemühl, befindliche Tochter in hieſiger 
Stadt ferner zu dulden, daher das K. Polizeipraͤſidium derſelben den Aufenthalt hie⸗ 
ſelbſt zu geſtatten hat. b 

Da es übrigens eine große Härte fein würde, eine noch minderjaͤhrige 14jährige 
Tochter, nachdem ſie den Vater verloren, von der Mutter um deswegen zu entfernen, 
weil die in zweiter Ehe hier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte der 
altländiſchen Juden hat, fo möge das K. Polizeipräfidium in Zukunft, bevor daſſelbe 
ſo enge be. eg ftört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. J. 
geſchehen fein würde, in ahnlichen Fällen vor Erlaß einer Verfuͤgung beim Min. ans 
fragen. (V. M. Bl. 1840. S. 221.) 


Zweites Kapitel. 


Beſondere Beſtimmungen e G der einzelnen Landes⸗ 
theile. 


L 


Ueberſiedelung aus den neuen Provinzen in die alten 
Provinzen. 


1) Vergl. die R. v. 19. Sept. 1820 und 3. Mai 1824 und 9. März 
1840 oben S. 394. 396. * 
2) R. des Min. des J. (erſte Abth. Köhler) v. 23. Mai 1817 an die 
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K. Reg. in Berlin. Verhältniß der aus Neuvorpommern in die alten Pro⸗ 
vinzen überſiedelnden Juden. 

Der K. Reg. hieſelbſt wird auf ihre Anfrage v. 4. d. M., wie die hier einwandernde 
Juden aus Neuvorpommern behandelt werden ſollen? zu vernehmen gegeben, daß der⸗ 
gleichen Juden nach der bisherigen Verfaſſung mit den übrigen Staatsbürgern nicht 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten genießen. ? 
ueberhaupt ift die Anzahl der Juden in jener Provinz nur ſehr gering, und es dürfte 
ſich daher nur ſehr ſelten ereignen, daß von dort Juden in die dieſſeitigen Preußiſchen 
Provinzen einwandern moͤchten. 

Antraͤge ſolcher Art find alſo auf die zu erwartenden allgemeinen Beſtimmungen 
wegen der ſtaatsbuͤrgerlichen Verhältniffe der Juden in den neuen Provinzen hinzuwei⸗ 
fen. ‚Eventualiter iſt in ſpeziellen Fallen Bericht zu erſtatten. N 

(Ann. I. Heft 2. S. 128.) 1 


Ueberſiedelung aus den alten Provinzen in die neuen. 


1) R. des Min. des J. (erſte Abth. v. Wedell) v. 30. Sept. 1842 an 
die K. Reg. zu Marienwerder. Ueberſiedelung aus den alten Provinzen in 
in die zum ehemaligen Herzogthum Warſchau gehörig geweſenen Landes⸗ 
theile. 

Das Miniſterium kann zwar die Anſicht, welche die K. Reg. in dem Berichte v. 13. 
d. M., das Geſuch des bisher in B., Schwetzer Kreiſes, wohnhaft geweſenen jüdiſchen 
Handelsmannes N. um Geſtattung eines zweijaͤhrigen Aufenthalts in V. betr., über 
das freie Ueberziehen der nach dem Geſetze v. 11. Maͤrz 1812 naturaliſirten Juden in 
die zu dem Herzogthume Warſchau gehörig geweſenen Diſtrikte ausgeſprochen hat, nicht 
als richtig anerkennen, indem in Folge Allerh. Beſtimmung der Grundſatz feſtſteht, daß 
die aus gedachtem G. erlangten Rechte nur in den Provinzen, in welchen das G. gilt, 
auszuuͤben ſind, und daher dieſe naturaliſirten Juden eben ſo, wie die anderen, beim 
Ueberziehen in eine Provinz mit anderer Geſetzgebung der Genehmigung des Min. be 
dürfen, auch bei der förmlichen Niederlaſſung in einer anderen Provinz und durch gänz⸗ 
liche Aufgebung des Domizils die durch die Naturaliſation überkommenen Rechte vers 
lieren. Da aber der ꝛc. N. nicht die Erlaubniß zur förmlichen Niederlaſſung, ſondern 
nur zum zweijährigen Aufenthalte in V. nachſucht, und ſonach ſein ſeitheriges Domizil 
aufzugeben nicht beabſichtigt, ſo wird die K. Reg. autoriſirt, ſeinem Antrage, wenn 
demſelben ſonſt keine Bedenken entgegenſtehen, ſtatt zu geben. 

(V. M. Bl. 1842. S. 337.) 


2) Vergl. das R. v. 12. Okt. 1840 unten sub IV. 


III. 


Niederlaſſung der Juden in den ehemals franzsſiſchen, berg: 
ſchen und weſtphäliſchen Landestheilen und Ueberſiedelung 
aus einem derſelben in den andern. 


1) R. des Min. des J. (erſte Abth. Köhler) v. 7. Juli 1818 an die K. 
Reg. zu Köln. Die Niederlaſſung der Juden in den ehemals franzöſiſchen 
Landestheilen iſt nach dem Kaiſerlich franzöſ. Dekrete v. 17. März 1808 7) 
zu beurtheilen. | 

Der K. Reg. zu Köln wird auf Ihren wegen der Befugniſſe der Juden zur Nieder: 
laſſung und zum Handel, im dortigen Departement unterm 15. v. M. erſtatteten Be⸗ 
richt zu vernehmen gegeben, daß, da die Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 
17. März 1808 für die Beurtheilung der bürgerlichen Verhaͤltniſſeder Juden in den Rhein: 
provinzen durch die K. K. O. v. 3. März c. ohne alle Einſchraͤnkung und Abänderung 
angeordnet worden iſt, die K. Reg. genau nach den Worten dieſes Dekrets zu verfahren, 
und die Genehmigung des Aufenthalts und der Niederlaſſung von Judenfamilien ledig: 
bc von den Bedingungen abhängig zu machen hat, welche darnach vorgeſchrie⸗ 

en ſind. | 

Uebrigens ift es keinem Bedenken unterworfen, daß in die Stelle der früheren in dem 


— 


1) Vergl. daſſelbe Abth. II. Abſch. XI. Kap. I. S. 370. 
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gedachten Dekret genannten Departements ⸗Abtheilungen gegenwärtig die Eintheilung 
in Regierungs⸗Departements tritt. (Ann. II. S. 726.) 


2) R. deſſelben Min. v. 7. März 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
Niederlaſſung der Juden innerhalb des ehemaligen Königreichs Weſt— 
phalen. 


Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 18. v. M., betr. die Niederlaſſung des israeli⸗ 
tiſchen Handlungsgehuͤlfen N. N. in den diesſeitigen Staaten, zu erkennen gegeben, 
daß, wenn der N. N während der Jahre 1811 bis 1816, mithin zur Zeit der Wieder: 
befignahme des betr. Landestheiles Preußiſcher Seits, feinen geſetzlichen Wohnſitz zu 
Calbe a. M. gehabt hat, er nach den angenommenen Grundſätzen als ein 
mit denjenigen Rechten verſehener Jude, welche im ehemaligen Koͤnig⸗ 
reiche Weſtphalen verfaſſungsmäſſig ſtatt gefunden haben, anzuſehen 
und zu behandeln iſt. Dergleichen Juden kann aber nicht verwehrt werden, inner: 
halb derjenigen Landestheile, welche von dem genannten ehemaligen Königreiche an die 
Krone Preußen zuruͤckgefallen find, überall ihren Wohnſitz aufzuſchlagen, und ſich felbfts 
ftändig zu etabliren. Ein Anderes iſt durch das R. v. 1. Okt. 1816 nicht vorgeſchrie⸗ 
ben, und alſo auch kein Grund vorhanden, dem N. N. blos den Aufenthalt als Hands 
lungsgehülfen in N. N. nachzulaſſen, ihm aber das ſelbſtſtändige Etabliſſement bis 
dahin zu verſagen, wo die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhältniſſe der jüdiſchen Bewohner der 
wiedereroberten Länder anderweit geſetzlich werden feſtgeſtellt werden. 

Hiernach wird die K. Reg. veranlaßt, dem Etabliſſement des N. N. in dem Staͤdt⸗ 
chen N. N. ſtatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nach dem angegebenen Grundſatze 
zu verfahren. (Ann. IX. S. 162.) 


3) R. deſſelben Min. (erſte Abth. v. Meding) v. 26. April 1840 an 
die K. Reg. zu Arnsberg. Das Ueberziehen der Juden innerhalb der 
ehemals franzöſiſchen, bergſchen und weſtphäliſchen Landestheile iſt ge— 
ſtattet. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltend, das Verzie⸗ 
hen der Juden innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks geftatten zu dürfen, eröffnet, daß 
das freie Ueberziehen der Juden aus einem Landestheile in den andern vor der Hand auf 
die vormals franzoͤſiſchen, bergſchen und K. weſtphaͤliſchen Landestheile, in welchen im 
Weſentlichen dieſelbe Geſetzgebung hinſichtlich des Judenweſens gilt, beſchränkt bleiben 
muß, wie ſolches die Verf. an die Reg. zu Muͤnſter v. 13. April 1839 feſtſetzt. Wenn 
dieſe Verf. der K. Reg. zur gleichmäßigen Befolgung in einem vorgekommenen Falle zu⸗ 
gefertigt worden iſt, ſo iſt dies dadurch veranlaßt worden, weil Sie nicht bemerkt hatte, 
daß die Orte, aus welchen die betheiligten Juden hatten wegziehen wollen, vormals 
zum Herzogthum Weſtphalen gehoͤrig geweſen waren. Dafern nun Juden aus einem 
Landestheile, in welchem ſie noch nicht im Beſitze ſtaatsbürgerlicher Rechte ſind, in einen 
andern verziehen wollen, in welchem ſie dergleichen Rechte genießen, und umgekehrt, ſo 
hat die K. Reg. auch fernerhin, nach vernommener Erklärung der Gemeindebehoͤrde des 
Orts der neuen Niederlaſſung, zu berichten, bis das zu erwartende Geſetz eine andere 
Beſtimmung trifft. (V. M. Bl. 1840. S. 152.) 


Iv. 
Ueberſiedelungen der Juden aus den alten Provinzen in Lan— 
destheile des ehemaligen Herzogthums Warſchau und inner— 
halb des Letzteren !). 


1) R. des Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) und der Fin. (Gr. Als 
vensleben) v. 12. Okt. 1840 an die K. Reg. zu Marienwerder. Befrei⸗ 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warſchau überſiedeln— 
den Juden von den daſelbſt geltenden Judenrekrutengeldern. | 

Die in dem Berichte der K. Meg. v. 21. Aug. c. angeregte Frage: ob die Juden, 
welche in anderen Landestheilen bereits das Staatsbürgerrecht erlangt und dort ihrer 
Militairpflicht genügt haben, bei ihrem Ueberzuge in das Culmer Land Judenrekruten- 
gelder zu zahlen haben, kann nur verneint werden. Die Judenrekrutengelder in den 
zum vormaligen Herzogthum Warſchau gehoͤrigen Landestheilen werden von den darin 


1) Vergl. Abth. II. Abſchn. III. 
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anſäſſigen Juden für. die Befreiung vom Militairdienſte gezahlt. — Juden, welche in 
Folge des Geſetzes v. 11. März 1812, über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden im 
Preußiſchen Staate, das Staatsbuͤrgerrecht erlangt haben, und den allgemeinen Geſetzen 
des Staats wegen des Militairdienſtes unterliegen, können deshalb zu den Steuern, 
welche in einem Theile des Staats nach der für denſelben geltenden beſonderen Verfaſ⸗ 
ſung von den darin anſäſſigen Juden fuͤr die Befreiung vom Militairdienſte entrichtet 
werden, nicht herangezogen werden, wie denn auch nach dem $. 14 der vorläufigen Ver: 
ordnung wegen des Judenweſens in der Provinz Poſen v. 1. Juni 1833 ſelbſt die in den 
Militairdienſt eintretenden Poſenſchen Juden dadurch ſowohl fuͤr ihre Perſon, als ihre 
Väter, von Erlegung des Judenrekrutengeldes befreit werden. Die Verfuͤgung des 
Min. des J. v. 25. Juni 1824, wonach die juͤdiſchen Einwohner eines und deſſelben 
Landestheils ſich nicht in verſchiedenartigem Rechtszuſtande befinden duͤrfen, kann, wie 
die K. Reg. auch richtig bemerkt hat, hier nicht in Betracht kommen. 
(V. M. Bl. 1840. S. 452.) e 
2) R. des K. Min. des J. (Erſte Abth. Köhler) v. 5. Dec. 1817 an 


die K. Reg. zu Marienwerder. Umziehen der Kulms und Michelauiſchen 


Juden. 

Der K. Reg. zu Marienwerder wird auf Ihren, wegen des Umziehens der Kulm⸗ 
und Michelauiſchen Juden nach dem Großherzogthum Poſen, und von dort nach gedach⸗ 
ten Kreiſen, unterm 17. v. M. erſtatteten Bericht zu vernehmen gegeben, daß bie allge: 
meinen Beſtimmungen wegen der ftaatsbürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden in den neuen 
Provinzen noch nicht gegeben ſind, und bis dahin die Juden in dieſen Provinzen vor⸗ 
läufig nach der Hinſichts ihrer mit übernommenen Verfaſſung behandelt werden muͤſſen. 

Es kommt daher lediglich darauf an: ob früherhin das obgedachte Umziehen der Ju⸗ 
den verftattet war oder nicht? Im erſteren Falle kann es auch gegenwärtig unbedenklich 
nachgegeben werden, im letzteren aber nicht. (Ann. I. Heft 4. S. 119.) 


3) R. deffelben Min. v. 6. Juli 1821 an die K. Reg. zu Marienwerder. 
Ueberziehen der Juden zwiſchen den zum ehemaligen Herzogthum Warſchau 


gehörig geweſenen Landestheilen. 


Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 16. v. M. eröffnet, daß ſie nach den wegen des 
Ueberziehens der Juden in andere Landestheile, woſelbſt noch zur Zeit eine abweichende 
Juden⸗Verfaſſung beſteht, an die Reg. zu Bromberg erlaſſenen Reſcripten v. 21. Jan. 
und 17. Mai v. J. zwar ebenfalls verfahren kann, dabei jedoch nicht zu uͤberſehen hat, 
daß das Großherzogthum Poſen und der Landſtrich von Kulm, Thorn und Michelau, 
wegen der ſtattfindenden übereinſtimmenden Juden⸗Verfaſſung als einerlei Bezirk zu 
betrachten ſind, innerhalb deſſen dem Ueberzuge der Juden, unter Beobachtung der 
gewöhnlichen Polizei⸗Vorſchriften, an und für ſich nichts im Wege ſteht. 

(Ann. V. S. 642.) 


4) R. des Min. des Inn. (Erſte Abth. v. M eding) v. 29. Juli 1840 
an den Magiſtrat zu Kulm deſſelben Inhaltes. 
Der Magiſtrat zu Kulm wird auf die Eingabe v. 30. v. M. beſchieden, daß die ein⸗ 


gereichte Verfügung der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. ejusd., nach welcher die Zu: 


den des Großherzogthums Poſen zum Ueberzuge nach dem Kulmer Lande der Natura⸗ 

liſation nicht bedürfen, ganz richtig iſt, da das G. v. 1. Juni 1833 in dem Rechte der 

gegenſeitigen Freizügigkeit, welches den Juden in allen vormaligen Theilen des Herzog— 

thums Warſchau zugeſtanden, nichts geändert hat, dieſes Recht alſo den beiderſeitigen 

Juden des Kulmer Landes, wie des Großherzogthums Poſen, nach wie vor zuſteht !). 
(V. Min Bl. 1840. S. 285.) 


V. Ueberſiedlung der Juden aus dem Großherzogthume 
Poſen nach anderen Teritorien. 


1. Fälle und Bedingungen der Zuläſſigkeit der Ueberſiedelung. 
a. R. des Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 24. Nov. 1826. an die 
K. Reg. zu Potsdam, Frankfurth, in Schleſien, Alt-Pommern und Preu⸗ 


1) Auch dieſes R. widerſpricht den von dieſem Miniſterio aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſaͤtzen, da die Verfaſſung der Juden im Großherzogthum Poſen von der 
im Kulm und Michelauer Kreife und der Stadt Thorn in ſehr vielen Stücken ab: 
weicht, wie die, Abth. II. Abſchn. III. und IV. gegebene, SSC Ee nachweiſt. 
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ßen, fo wie das Polizei⸗Präſidium zu Berlin. Verhütung des verbotwidri⸗ 
gen Ueberſiedelns. 

In der, auf Veranlaſſung der Verfügung der K. Gen. Direktion der Steuern an die 
K. Reg. v. 16. Juni d. J,, wider die juͤdiſchen Handelsleute N. N. aus Meſeritz und 
Tirſchtiegel, wegen begangener Steuer-Kontrabentionen, eröffneten Unterſuchung haben 
die Denunziaten eingeſtanden, daß He ſeit reſp. 6 und 3 Jahren ihren Wohnort im Groß— 
Herzogthume Poſen verlaſſen, in der Provinz Brandenburg ſich aufgehalten und daſelbſt 
Handel getrieben haben. Der N. N. hat ſich ſogar verehlicht, und ſeine Ehefrau ſoll in 
Treuenbrietzen wohnhaft ſein. Beide haben, da ihnen die Niederlaſſung in der Provinz 
Brandenburg nicht geſtattet ſein würde, reſp. in Meſeritz und Tirſchtigel die Gewerbe— 
Steuer vom ſtehenden Handel entrichtet, und find dort in den Rollen aufgeführt. Abge- 
ſehen davon, daß hierdurch eine Verkuͤrzung der Staats-Kaſſen in Hinſicht der Gewer— 
beſteuer⸗Abgabe bewirkt iſt, indem Meſeritz und Tirſchtiegel zu der Zten Gewerbeſteuer— 
Abtheilung gehören, während Berlin und Potsdam, wo die N. N. ſich aufgehalten, zu 
der 1ſten und Zten Gewerbeſteuer-Abtheilung gerechnet werden, iſt der Jahre lang fort: 
geſetzte, und durch einen nicht blos als temporair zu betrachtenden Aufenthalt bedingte 
Verkehr dieſer beiden Juden in hieſiger Provinz offenbar in kraudem des Geſetzes uͤber 
die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden geſchehn, und beſonders die Verheirathung des 
N. N. mit einer in Treuenbritzen wohnenden Juͤdin hätte den Orts-Polizei⸗Behorden, 
bei ſchuldiger Aufmerkſamkeit, die Augen darüber öffnen Teilen, daß von bieten Juden 
nichts anders beabſichtigt werde, als verbotswidrig in die Provinz Brandenburg über— 
zuziehen, und den Wohnſitz im Großherzogthum Poſen nur zum Scheine beizubehalten. 
Die K. Reg. wird daher hierdurch aufgefordert, den ꝛc. N. N. und den N. N. fofort 
nach ihrer Heimath auszuweiſen, auch den polizeilichen Unter-Behörden eine ſtrengere 
Kontrolle über dergleichen handeltreibende Juden aus andern Provinzen zur Pflicht zu 


machen, damit der Beſuch der Jahrmaͤrkte von denſelben nicht gemißbraucht werde, um 


ſich verbotswidrig einzuniſten. (Ann. X. S. 1084.) 
b. R. des Min. des Inn. und der P. (Köhler) v. 23. Aug. 1833. an 
das Pol. Präſidium zu Berlin. Bedingungen der Ueberſiedelung. 

Das Miniſterium erwiedert dem K. Polizeipraſidium auf die Anfrage v. 23. d. M., 
daß auf vorkommende Niederlaſſungs-Geſuche moſaiſcher Glaubensgenoſſen aus dem 
Großherzogthum Poſen, der Bittſteller anzuweiſen iſt, fich zunaͤchſt über die Gewinnung 
des Staatsbürgerrechts in gedachter Provinz und uͤber die Auseinanderſetzung mit der 
juͤdiſchen Synagogen-Korporation, zu welcher er zeither gehört hat, auszuweiſen. 

Solchen Poſenſchen Juden, welche dort zur Naturaliſation ſich nicht eignen, wird 
das Staatsbuͤrgerrecht nach dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 auch hier ebenfalls nicht 
ertheilt werden koͤnnen. (Ann. XVII. S. 699.) 


c. R. des Min. des Inn. und der P. (in Vertretung, Köhler) v. 
20. Okt. 1835, mitgetheilt durch Bekanntmachung des Oo. Präſidiums der 
Provinz Poſen v. 7. Juli 1837 in Betreff der vorgängigen Ablöſung der 
Korporations⸗Abgaben, vergl. Abth. II. Abſchn. III. Kap. II. sub Il. E. 3. 
b. fl. Seite 331. 


d. R. des K. Min. des Inn. und der P. (v. Rochow) v. 26. Mai 
1836 an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſen. Bedingungen der 
Niederlaſſung naturaliſirter Juden aus der Provinz Poſen in andere Pros 
vinzen. 

Ich habe zeither allen naturaliſirten Juden aus dem Großherzogthum Poſen, welche 
ſich zur Niederlaſſung in andere Provinzen gemeldet haben, ſolche geſtattet, und ihnen, 
in ſoweit fie ſich da, wo das G. v. 11. März 1812. gilt, anſiedeln wollten, das erforder: 
liche Naturaliſations-Patent ertheilt, indem es meine Abſicht war, zuvörderſt durch die 
Erfahrung zu erkennen, ob es nicht wegen der Menge ſolcher Anmeldungen und der ſon— 
ſtigen Verhaͤltniſſe erforderlich ſei, in Zukunft gewiſſe Grundſaͤtze deshalb feſtzuſetzen. 
Die Erfahrung hat nun allerdings dargethan, daß es nothwendig ſei, künftig dieſe Be: 
willigung zu beſchraänken, da die Zahl der Auswandernden fo groß iſt, daß die Gemein: 
den, beſonders die Provinzen Schleſien und Brandenburg, ſich durch dieſen Zuwachs 
ihrer jüdiſchen Bevölkerung beläftigt finden, und die Judenſchaften ſelbſt ihm Schran⸗ 
ken geſetzt zu ſehen wuͤnſchen, beſonders da verſichert wird, daß nicht alle diejenigen Ju⸗ 
den des Großherzogthums, welche die Naturaliſation erhalten hätten, auch diejenigen 
Requiſite beſäßen, welche das G. v. 1. Juni 1833 vorausgeſetzt. 

Was dieſen letzten Gegenſtand anlangt, ſo iſt es nicht meine Abſicht, deshalb Er⸗ 
oͤrterungen zu veranlaſſen. 
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Wenn es dagegen auf die Aufnahme ſolcher Juden in anderen Provinzen ankommt; 
ſo iſt, um Beſchwerden vorzubeugen, es nothwendig, in Zukunft mit einer größern 
Strenge zu verfahren, und nur diejenigen zuzulaſſen, von welchen mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit zu erwarten iſt, daß fie ben Gemeinden, in welchen fie ſich niederlaſſen wollen, nicht 
zur Laſt fallen werden. 

Deshalb werde ich, vorbehaltlich weiterer durch die kuͤnftige Erfahrung ſich etwa als 
nothwendig erweiſenden Beſtimmungen, den naturaliſirten Juden aus der Provinz 
Poſen, welche Handwerke, Fabrikgeſchäfte aller Art, eine Wiſſenſchaft oder Kunſt, 
oder auch den Ackerbau betrieben haben, die Niederlaſſung in anderen Provinzen, in 
Achte die Juden Staatsbürgerrechte genießen, auch fernerhin ohne Schwierigkeit 
geſtatten. 1 

Dahingegen iſt es erforderlich, in Hinſicht derjenigen, welche zeither, ſei es als Haupt⸗ 


oder Nebengeſchäft, den Handel betrieben haben, künftighin Einſchraͤnkungen eintreten 


zu laſſen. 
Ich werde daher ſolchen den Konſens zur Niederlaſſung in einer andern Provinz nur 


dann ertheilen, wenn ſie glaubhaft nachweiſen, daß ſie zeither ſchon ein ſtehendes ſolides 


Handelsgeſchaft von einem feſten Verkaufsplatze aus betrieben haben, und das Vermoͤ⸗ 


gen beſitzen, ein ſolches auch an dem Orte der neuen Niederlaſſung zu begruͤnden, wozu 


ich vor der Hand die Summe von 2000 Kthlr. für ausreichend erachte. 
Damit aber die Beſcheinigungen glaubhaft beigebracht werden, iſt es noͤthig, daß die⸗ 


jenigen, welche den Konſens zur Verlegung ihres Wohnſitzes in eine andere Provinz ſu⸗ 


chen, ſich nicht mehr bei mir unmittelbar, ſondern bei derjenigen K. Reg. melden, in de⸗ 
ren Bezirke ſie zeither gewohnt haben, daß von dieſer dasjenige, was ſie zu ihrer Legiti⸗ 
mation beibringen, ſtreng unterſucht, und dann der Antrag auf Ertheilung meiner Be⸗ 
willigung bei mir nachgeſucht werde. Hierbei iſt immer der Ort, in welchem ſie ſich nie⸗ 
derlaſſen wollen, und, bei Dörfern, ſo wie bei Orten, deren mehrere gleichen Namens 
vorhanden ſind, auch der Kreis- und Regierungsbezirk anzugeben. 

Da die Berichterſtatter in jedem einzelnen Falle die K. Reg. ſehr beläſtigen wuͤrde, 
ſo moͤgen dieſelben in tabellariſcher Form monatliche Nachweiſungen derer einreichen, für 
welche ſie die Bewilligung zur Verlegung ihres Wohnſitzes in Antrag bringen. Dieſe 
Nachweiſungen werden folgende Rubriken enthalten muͤſſen: 5 

1) Laufende Nummer, 

2) Name, 

3) zeitheriger Wohnort und jüdifhe Korporation, zu welcher der Betheiligte ge⸗ 

hoͤrt hat, 

4) Datum der Poſenſchen Naturaliſations-Patente, 

5) Ob der Betheiligte die jüdiſche Korporation wegen der Synagogen-Verbindlich⸗ 

keiten bereits abgefunden hat, oder ſich die Abfindung noch vorbehaͤlt, 

6) zeitheriges Geſchaͤft, 

7) Nachweiſung des Vermögens, 

8) Ort, reſp. Kreis und Regierungsbezirk, der kuͤnftigen Niederlaſſung, 

9) Geſchaͤft, welches er dort treiben will, 

10) Bemerkungen. 

In letzterer Kolonne iſt dasjenige anzufuͤhren, was etwa zur beſonderen Unterſtuͤtzung 
des Antrags gereichen, oder, wenn auch den ſonſtigen Requiſiten genügt waͤre, demſelben 
entgegenſtehen moͤchte. d 

Ich werde dann die auf ſolche Anträge bewilligten Naturaliſations-Patente oder Kon⸗ 


ſenſe den Regierungen, in deren Bezirke ſich die Betheiligten niederlaſſen wollen, zufer— 


tigen, ihnen dabei fuͤr den Fall, daß die Abfindung der judiſchen Korporation noch nicht 
erfolgt ſein ſollte, aufgegeben, von E der diesfallſigen Beſcheinigung die Aus⸗ 
antwortung des Naturaliſations-Patents abhaͤngig zu machen, und dann immer die 


K. Reg. dortiger Provinz, von welcher der Antrag geſchehen, von dem, was ich verfügt 


habe, benachrichtigen. (Ann. XX. S. 153.) | } 

e. R. des K. Min. des Inn. und der P. (v. Koheomw) v. 22. April 1837 
an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſen. Deſſelben Inhaltes. 

Die Anzahl der in Gemaͤßheit meines Erlaſſes v. 26. März v. J. zum Ueberziehen 
in die anderen Provinzen ſich meldenden Juden iſt noch immer beträchtlich. Auch habe 
ich in einigen Faͤllen bemerkt, daß die dortigen Juden, welche glauben, den aufgeſtellten 
Erforderniſſen zu genuͤgen, ohne das von mir zu ertheilende Naturaliſations-Patent 
abzuwarten, öfters ſchon in den Orten, welche fie zu ihrer künftigen Niederlaſſung aus⸗ 
erſehen haben, ſich einfinden und darin ihre Einrichtung treffen. 

Ew. Hochw. erſuche ich daher, um von den Betheiligten Nachtheile abzuwenden, 
durch die dortigen Amtsblätter dekannt zu machen: daß dasjenige, was ich in dem ges 
dachten Erlaſſe als unerläßlige Bedingung der Gewährung des Naturaliſations⸗ 
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Patents nach dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 aufgeſtellt habe, zwar unter allen Umftänden 
nachgewieſen werden muͤſſe, jedoch, wenn es nachgewieſen worden fei, noch keinesweges 
die Gewißheit gewähre, daß deshalb die Niederlaſſung werde geſtattet werden, indem die 
Erlaubniß hierzu noch von andern dabei in Betrachtung kommenden Umftänden abhaͤnge. 
Es moͤge daher kein dortiger Jude, wenn er jenen Bedingungen genügt zu haben glaube, 
ſich dadurch bewegen laſſen, ſich bereits in dem Orte, welchen er zu ſeiner anderweiten 
Anſiedelung auserſehen, wirklich niederzulaſſen, oder auch zur Veränderung ſeines Wohn⸗ 
orts Einrichtungen zu treffen, welche ihm vergebliche Koſten verurſachen oder ihn im 
Betriebe feines jetzigen Gewerbes ftören koͤnnten. Vielmehr möge Jeder, welcher die 
Abſicht habe, in eine andere Provinz uͤberzuziehen, erſt die Erlaubniß dazu und den Em- 
pfang des Naturaliſationspatents abwarten. Diejenigen, welche dieſe Warnung unbe⸗ 
achtet ließen, hätten ſich den Nachtheil, welcher ihnen daraus erwachſen koͤnnte, lediglich 
ſelbſt beizumeſſen, indem eine voreilige Ueberſiedelung kein Grund für mich ſein werde, 
die Erlaubniß zu ertheilen, wenn ſonſt die Umftände dazu ſich nicht eigneten. Die Ser: 
porations⸗Vorſtände ſind dabei beſonders zu verpflichten, den Korporations-Mitgliedern 
— 1 bekannt und fie auf die Folgen der Nichtbeachtung derſelben aufmerk⸗ 
am zu machen. 

Ferner erſuche ich Ew. Hochw., die K. Reg. noch zur beſonderen Pruͤfung der bei 
ihnen eingehenden Geſuche aufzufordern und ſie zur Zurückweiſung derſelben in allen den 
Fällen anzuweiſen, in welchen nicht mit Beſtimmtheit zu erwarten iſt, daß diejenigen, 
welche die Ueberſiedelung beabſichtigen, auch ſich ordentlich zu ernaͤhren vermögen und 
durch Moralität, Gewerbsthätigkeit und Vermögen zu der Erwartung berechtigen, daß 
ſie nuͤtzliche und willkommene Mitglieder derjenigen Gemeinde fein werden, in welcher 
ſie ſich niederzulaſſen beabſichtigen. (Ann. XXI. S. 467.) 

f. R. deſſelben Min. an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſen 
v. 9. Juni 1839. Zur Ueberſiedelung in andere Provinzen muß zuvor die 
Miniſterial⸗ Genehmigung ertheilt fein. 

Es iſt neuerlich der Fall vorgekommen, daß ein Jude aus dem Großherzogthum Po— 
ſen, welcher ſich in der Rheinprovinz hatte niederlaſſen wollen, feinen Wohnort im Po: 
ſenſchen verlaſſen hat, weil er ein Atteſt der Polizeibehörde des Niederlaſſungsortes dar: 
über erhalten hatte, daß ihm dort ein polizeiliches Bedenken nicht entgegenſtehe, daß 
aber die in dieſem Atteſte ausdrücklich vorbehaltene Genehmigung des Miniſteriums 
vorher nicht eingeholt worden war. 

Nun pflege ich die Genehmigung zur Niederlaſſung Poſenſcher Juden in Provinzen, 
in welchen das G. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann zu ertheilen, wenn auch die 
Behoͤrde des Niederlaſſungsorts damit einverſtanden ift. 

Um daher die Juden im Großherzogthum Poſen, welche etwa in eine andere Provinz 
auswandern wollen, gegen Nachtheile zu ſichern, wollen Ew. Hochw. durch das Amts⸗ 
blatt gefälligſt eine Warnung ergehen laſſen ), daß keiner, bevor er ſich meiner Geneh⸗ 
migung verſichert habe, ſolche Anſtalten zu ſeiner Ueberſiedelung treffen moͤge, welche ihm 
nachher, wenn etwa die Genehmigung verſagt werde, nachtheilig ſein koͤnnten, und daß 
dieſe Genehmigung, wenn die Niederlaſſung in einer Provinz beabſichtigt werde, in wel: 
cher das G. v. 11. Maͤrz 1812 nicht gelte, nur dann ertheilt zu werden pflege, wenn 
die Gemeinde des Niederlaſſungsorts damit einverſtanden ſei. Sollten aus Vernachläſ⸗ 
ſigung dieſer Beſtimmung einem dortigen Juden Nachtheile erwachſen, ſo werde er 
ſolche ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben. (Ann. XXIII. S. 402.) 

8. In Anſehung der Ueberſiedelung der Medizinal⸗Perſonen aus dem 
Großherzogthume Poſen in andere Provinzen vergl. das R. v. 3. Febr. 
1841. Abthl. II. Abſchn. III. Kap. II. sub II. E. 3. b. dd. 

h. R. deſſelben Min. an das K. Pol. Präſidium zu Berlin und abſchtift— 
lich an die K. Reg. zu Poſen und Bromberg v. 25. Juni 1841. Bedin⸗ 
gungen der Ueberſiedelung. 

— 26. Wenn die K. Reg. in Bromberg in den beiliegenden Beſcheiden annimmt, daß 
ein von dort gebürtiger Jude, ſelbſt wenn er bereits ſeit längerer Zeit ſich hier aufhält 
und zur Naturalifation qualifizirt, ſich auch mit der dortigen Korporation ſchon abge: 
funden hat, dennoch unbedingt erſt die Naturaliſation nach dem G. v. 1. Juni 1833 
erhalten haben müſſe, um die nach dem G. v. 11. Maͤrz 1812 nachzuſuchen, ſo iſt dies 
ein Irrthum, indem durch den $. 25 des erſtgedachten Geſetzes die nicht naturaliſirten 
Juden bei der Verlegung ihres Wohnſitzes in eine andere Provinz nur den im g. 20 den 


y Dies iſt durch die Bekanntmachung v. 16. Juni 7839 geſchehen. (Poſenſches 
Amtsbl. S. 261. — Bromb. Amtsbl. S. 525.) i geſcheh 
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naturaliſirten Juden aufgelegten Beſchraͤnkungen unterworfen, ſelbigen daher in dieſer 
Beziehung gleichgeſtellt worden ſind. Die vorgaͤngige Nachweiſung der Naturaliſation 
im Großherzogthum Poſen wird zwar in der Regel, jedoch nur deswegen verlangt, weil 
dadurch die Qualifikation zur Ueberſiedelung deſto ſicherer iſt. Deshalb werden auch in 
der Regel die Poſenſchen Juden mit ihren Naturaliſations-Geſuchen an die Regierung 
ihrer Heimath verwieſen. Wenn aber dortige Juden Iden ſeit längerer Zeit ſich hier 
aufgehalten und gut geführt haben, auch die Qualifikation zur Naturaliſation und die 
Entlaſſung aus der dortigen Korporation, nach Ablöſung der Synagogen-Verbindlich⸗ 
keiten, nachweiſen, ſo bleibt es dem K. Polizeipraͤſidio überlaſſen, auf ſolche Anträge, 
noͤthigenfalls nach Kommunikation mit den Regierungen der Heimath, unmittelbar an 
das Miniſterium zu berichten. (V. M. Bl. 1841. S. 212.) 

i. Die Regel, daß die Juden ſich mit ihrem Ueberſiedelungs-Antrage an 
die Behörde ihrer Heimath zu wenden haben, ſprechen aus: 

aa. Das R. des Min. d. J. (Erſte Abth. v. Meding) v. 3. Juni 1840 


an die K. Reg. zu Frankfurt. 

Wenn, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 12. d. M., das Geſuch des Juden N. aus Grätz, 
im Großherzogthum Poſen, um Bewilligung der Rechte der Juden aus dem Ed. v. 
11. Maͤrz 1812, Behufs ſeiner Ueberſiedelung nach Frankfurt betreffend, bemerklich ge⸗ 
macht wird, nicht beſondere Gruͤnde der Ausnahme obwalten, ſo haben die Juden der 
Provinz Poſen ſich wegen Erlangung der Naturaliſation für die alten Provinzen an die 
Regierung ihter Heimath zu wenden, da nur dieſe ſich von ihren Verhältniſſen ſicher un- 
errichten kann. (V. M. Bl. 1840. S. 222.) 

pb. R. deſſelben Min. v. 19. Aug. 1840 an die K. Reg. zu Cöslin. 

Zufolge der beſtehenden allgemeinen Grundſaͤtze müſſen ſich die Juden des Großher⸗ 
zogthunis Poſen, welche ſich in den alten Provinzen niederzulaſſen beabſichtigen, bei der 
Regierung ihrer Heimath wegen der Naturaliſation nach dem G. v. 11. Maͤrz 1812 
melden, welche dann quartaliter über dergleichen Geſuche zu berichten pflegt. An dieſe hat 
daher die K. Reg. auch den in Ihrem Ber. v. 1. d. M. erwähnten Lehrer und Schaͤch⸗ 
ter N. aus L., der ſich nach Pollnow überſiedeln will, zu verweiſen. Immittelſt, und bis 
zur Erlangung der Naturaliſation, bleibt der K. Reg. anheimgeſtellt, dem ꝛc. N., wenn 
ihm ſonſt keine Bedenken entgegenſtehen, den Aufenthalt in P. und die Verwaltung der 
Lehrerſtelle bei der Judengemeinde auf Ein Jahr zu geſtatten. 

(V. M. Bl. 1840. S. 285.) 
cc. R. deſſelben Min. (Erſte Abth. v. Bernuth) v. 27. April 1842 


an die K. Reg. zu Stettin. 

Die K. Reg. erhält die Anlagen Ihres Ber. v. 5. d. M. hierneben mit dem Eröffnen 
zuruck, daß der juͤdiſche Tiſchler⸗ und Glaſergeſelle N. aus T., welcher ſich in Stettin 
niederzulaſſen beabſichtigt, gleich allen Juden aus dem Großherzogthum Poſen, die ſich 
um die Naturaliſation nach dem G. v. 11. Maͤrz 1812 bewerben, an die Regierung ſei⸗ 
ner Heimath zu weiſen iſt. Ausnahmen hiervon find nur dann zu machen, wenn die Be— 
theiligten ſchon vor dem G. v. 1. Juni 1833 die Provinz verlaſſen und ſich ununter— 
brochen in den alten Provinzen aufgehalten haben. (V. M. Bl. 1812. S. 189) 

2. Art der Benutzung der den Juden aus dem Großherzogthum Poſen 
für andere Territorien gegebenen Naturaliſations-Patente. 

a. R. deſſelben Min. (Erſte Abth. v. Meding) v. 4. März 1840 an 
die K. Reg. zu Poſen und abſchriftlich zur Nachricht und gleichmäßigen 
Befolgung an die K. Reg. zu Bromberg, ſowie an diejenigen der Provin⸗ 
zen Preußen, Schleſien, Brandenburg und Pommern, ausſchließlich Stral⸗ 
ſund, und an das K Polizeipräſidium zu Berlin. Verfahren mit uneinge⸗ 


löſt gebliebenen Naturaliſations-Patenten. 

Da oͤfters die Fälle vorkommen, daß Juden aus dem Großherzogthum Poſen ſich nach 
Ablauf mehrerer Jahre zur Einlöfung der ihnen Seitens des Miniſteriums des Innern 
bewilligten Naturaliſations-Patente nicht melden, ſo wird die K. Reg beauftragt, in 
Ihrem Amtsblatte bekannt zu machen, daß in Zukunft jedes Patent, welches binnen 
einem Jahre nicht abgeloͤſt werde, von der Behoͤrde zur Kaſſation an das Miniſterium 
zurückgereicht, und daß ein neues Patent nur auf anderweites Anſuchen bei der K. Reg. 
und auf deren Antrag bewilligt, auch nur gegen Bezahlung der doppelten Ausfertigungs⸗ 
gebühren ausgeantwortet werden würde. (V. M. Bl. 1840. S. 90.) 


b. R. deſſelben Min. v. 27. Mai 1841 an die K. Reg. zu Marienwer⸗ 
der. Benutzung der jüdiſchen Naturaliſations⸗Patente. 
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Der K. Reg wird auf den Ber. v. 4. d. M. hierdurch erwiedert, daß es, wenn fonft 
kein Bedenken entgegenſteht, zuläſſig iſt, einem aus dem Großherzogthum Poſen gebuͤr— 
tigen und nach dem 11. März 1812 naturaliſirten Juden das Nakuraliſations-Patent 
auch dann auszuantworten, wenn er ſelbſt im Großherzogthum wohnhaft bleibt, und 
das Patent blos dazu benutzen will, die dadurch erlangten Rechte auf feine Kinder zu über: 
tragen. Dies iſt ſchon in mehreren Faͤllen geſchehen. Die K. Reg. mag daher dem Han⸗ 
delsmann N., ſeiner Bitte gemaͤß, das hierneben wieder zurückfolgende Patent, wofuͤr 
derſelbe die Gebühren bereits bezahlt hat unter der Vorausſetzung, daß ſonſt kein Be— 
denken dabei obwaltet, an ſeinem jetzigen Wohnorte F. aushaͤndigen laſſen. 

(V. M. Bl. 1841. S. 167.) a 
c. R. deſſelben Min. (Erfte Abth. v. Bernuth) v. 19. Mai 1842 an die 


K. Reg. zu Oppeln, deſſelben Inhalts. | 

Es befteht, wie der K. Reg. auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 25. v. M., hinſichtlich 
des dem Juden J. M. aus K., im Großherzogthum Poſen, zu geſtattenden Aufenthalts 
in St., Roſenberger Kreiſes, erwidert wird, der Grundſatz, daß ein nach dem G. v. 
11. März 1812 naturaliſirter Poſenſcher Jude, auch wenn er im Großherzogthum bleibt, 
für feine Kinder von den ihm zuſtehenden Rechten Gebrauch machen kann. Da nun dem 
J. L. M., Vater des J. M., unterm 24. Aug. 1835 ein Patent ausgefertigt und der 
Reg. zu Breslau, in deren Bezirke derſelbe ſich hatte niederlaſſen wollen, zugeſtellt wor⸗ 
den iſt, ſo kann in obiger Beziehung kein Bedenken in der Sache obwalten. Ob aber 
ſonſt die Legitimation des J. M. für mangelhaft zu erachten ſei, darüber hat zunächſt 
die K. Reg. zu entſcheiden. Bei eintretenden Zweifeln bleibt ihr die Kommunikation 
mit der Reg. zu Poſen, reſp. zu Breslau, anheimgeſtellt. (V. M. Bl. 1842. S. 188.) 

d. R. deſſelben Min. v. 24. Mai 1842 an die K. Reg. zu Poſen und 
Bromberg in derſelben Angelegenheit. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 20. v. M. in Be⸗ 
ziehung auf die Naturaliſation der in dortiger Provinz verbleibenden Juden geäußert 
hat, wird derſelben Folgendes eroͤffnet: 

Die Beſtimmungen des G. v. 11. Maͤrz 1812, bezüglich auf die ausländiſchen Juden, 
ſind gegen die inländiſchen, die in einer Provinz des Staats wohnen, in welcher eine 
andere Geſetzgebung gilt, niemals mit derſelben Strenge, wie gegen ausländiſche Juden, 
beobachtet worden, indem hierbei die von ſelbſt ſich darbietende Anſicht leitend war, daß 
auch die nicht unter dem gedachten Geſetze lebenden Juden Unterthanen des Staats 
ſeien, und es daher im Intereſſe des Staats liege, auch ihr Wohlbefinden, ſo weit irgend 
zulaͤſſig, zu befördern. Deshalb iſt z. B. die Beſtimmung des $ 34, wonach Juden aus 
einer ſolchen Provinz nicht als Lehrlinge, Geſellen ꝛc. in den dieſſeitigen Provinzen ein⸗ 
treten dürfen, nicht angewendet, vielmehr die Erlaubniß zu dieſem Eintritt vom gäint: 
ſterium ertheilt, und ebenſo iſt die im $. 35 angedrohte Strafe bei der Aufnahme von 
Juden aus einer andern Provinz nicht in Anwendung gebracht worden. Da nun auch 
aus F. 32 des Geſetzes nicht einmal zu folgern iſt, daß ein ausländiſcher Jude, welcher 
auf die vorgeſchriebene Weiſe in Preußen naturaliſirt worden, die daraus erworbenen 
Rechte wieder verliere, wenn er nicht ſofort ſich wirklich im Staate niederläßt, ſo iſt dies 
noch weniger hinſichtlich der Poſenſchen Juden vorauszuſetzen. Wenn ein dortiger zur 
Naturaliſation qualifizirter Jude ſolche nachſucht, um entweder, ungeachtet der Beibe— 
haltung feines zeitherigen Wohnſitzes, eine Handlungs-Kommandite in den alten Pro: 
vinzen zu errichten, oder feinen Kindern darin eine Niederlaſſung zu bereiten und ba: 
durch ſeinen und ſeiner Familie Wohlſtand zu befoͤrdern, ſo hat der Staat kein In— 
tereſſe dabei, dieſem Beginnen entgegenzutreten. Weil aber die Abſicht, den Wohnſitz in 
eine andere Provinz zu verlegen, bei dem Geſuche um Naturaliſation immer vorausge⸗ 
ſetzt werden muß, und durch deſſen Gewaͤhrung die Befugniß dazu erlangt wird: ſo iſt 
es nach §. 20. d. des G. v. 1. Juni 1833 erforderlich, die Abfindung der Korporation 
immer zur Bedingung der Ertheilung des Naturaliſationspatents zu machen. Will ein 
Jude auch nach erlangter Naturaliſation noch Mitglied der zeitherigen Korporation 
bleiben, ſo iſt es ſeine Sache, ſich bei der Abfindung mit dem Korporations-Vorſtande 
über die Bedingungen, unter welchen dies geſchehen koͤnne, und über die Beiträge, welche 
er ſpaͤter, nach Erlegung des Abfindungs⸗Kapitals, noch zu den Korporations-Beduͤrf⸗ 
niſſen zu leiſten haben wird, zu einigen. Iſt eine ſolche Einigung nicht getroffen, ſo iſt 
von Seiten der Adminiſtrations⸗Behoͤrden bei Vertheilung der laufenden Beiträge auf 
die erlegte Abfindungsſumme keine Rückſicht zu nehmen, vielmehr ein ſolcher Jude in 
jeder Beziehung gleich einem neu eingetretenen Mitgliede der Korporation zu behandeln 
und zu deren Bedürfniſſen, ohne alle Ausnahme, heranzuziehen. Sollten in Bezug auf 
die getroffene Verabredung Streitigkeiten entſtehen und zur adminiſtrativen Entſchei⸗ 
dung gelangen, ſo hat die K. Reg. immer von dem Grundſatze gleicher Beitragspflich⸗ 
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tigkeit ſämmtlicher Mitglieder auszugehen und den Partheien anheim zu ſtellen, die Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Deutung der abgeſchloſſenen Verträge beim Richter nachzuſuchen. 

Da es den Anſchein gewinnt, als ob manche Juden die Abſicht, ihren Wohnort zu 
verlaſſen, nur vorſpiegeln, um, wie ſie glauben, durch die Erlegung des 127 fachen Be⸗ 
trages der zeitherigen Abgaben ſich von allen künftigen Beiträgen zu befreien, wo⸗ 
bei, wenn etwa das Vermögen des Betheiligten ſich immittelſt bedeutend erhöht, oder 
die Nothwendigkeit größerer Beiträge durch neue Bedürfniſſe ſich herausgeſtellt haben 
ſollte, für die Einzelnen ein bedeutender Gewinn auf Koſten der Korporationen und zum 
Nachtheile ihrer Gläubiger ſich erzielen laſſen wuͤrde, ſo moͤge die K. Reg., damit Jeder 
ſich vor nachtheiliger Täuſchung hüten koͤnne, gegenwärtige Verfuͤgung durch Ihr Amts—⸗ 
blatt oͤffentlichtlich bekannt machen. 

Wenn übrigens die K. Reg. am Schluſſe ihres Berichts äußert, daß es zweifelhaft 
ſei, ob die Kinder ſolcher in der Provinz bleibenden naturaliſirten Juden ſich zur Erthei⸗ 
lung der Naturaliſation eignen würden, ſo iſt hiergegen zu bemerken, daß durch die wirk⸗ 
liche Niederlaſſung dieſer Juden in den alten Provinzen fuͤr die Qualifikation der Kin⸗ 
der ebenfalls keine Sicherheit erlangt wird. (V. M Bl. 1842. S. 188.) 


VI. Ueberfiedelung der Juden aus anderen Territorien nach 
dem Großherzogthum Poſen. 


1. R. der K. Min. der G., U. und Med. Ang. ſo wie des Inn. (v. Al⸗ 
tenſtein, v. Schuckmann) v. 26. März 1825 an die K. Reg. zu Brom⸗ 
berg. Annahme von Ausländern zu erledigten jüdiſchen Schullehrerſtellen. 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. v. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo es an Gele⸗ 
genheit fehlt, zu erledigten jüdiſchen Schullehrerſtellen tuͤchtige Subjekte innerhalb des 
Großherzogthums Poſen auszumitteln, auch aus anderen Provinzen der Mo⸗ 
narchie für den Lehrſtand qualifizirte juͤdiſche Glaubens⸗Genoſſen zu den gedachten 
Stellen berufen werden duͤrfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in derglei⸗ 
chen Fallen lediglich auf die Dauer des Engagements für beſtimmte Lehr⸗Aemter einges 
ſchraͤnkt werden, und kann nicht über dieſe Dauer hinaus ſtattfinden; gleichwie ſie denn 
überhaupt nur als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten .. 

(Ann. IX. Nr. 80.) 

2) R. des K Min. des Inn. (Erſte Abth. Köhler) v. 11. Jan. 1826 
an die K. Reg. zu N. N. im Großherzogthum Poſen. Niederlaſſung der 
früher in den ältern Provinzen des Staats einheimiſch geweſenen Juden 
daſelbſt. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Ber. v. 22. v. M., betreffend die Zulaſ⸗ 
fung der früher in den älteren Provinzen des Staats einheimiſch geweſenen Juden, und 
namentlich des aus Glogau gebürtigen N. N. dort ſelbſt, nachſtehendes eröffnet. 

Was zuvörderſt den bis jetzt von Ihr befolgten Grundſatz betrifft, allen zur Zeit der 
Reoccupation vorgefundenen Juden die Niederlaſſung in dortiger Provinz zu geſtatten, 
fo hätte die K. Reg. Sich ſchon aus dem weiterhin von Ihr in Bezug genommenen Er⸗ 
laß an das K Ober⸗Präſidium v. 18. April 1820 überzeugen können, daß unter (zur 
Zeit der Wiederbeſitznahme) im Lande vorg efundenen Juden, nur ſolche verſtanden 
werden koͤnnen, welche mit dem Rechte des Wohnſitzes verſehen waren, keinesweges 
aber bloß temporair im Lande anweſende, welche ihr Domicil auswaͤrts hatten. 

Das feitherige Verfahren der K. Reg., welches Dieſelbe als Regel gelten laſſen zu 
muͤſſen glaubt, entſpricht alſo der Abſicht das Minifterii nicht. Wenn auch die Entſchei⸗ 
dung der Frage: ob ein beſtimmtes Individuum zur Zeit der Reoccupation dort, oder 
anderwärts ſein eigentliches Domicil gehabt? in manchen Fällen zweifelhaft und ſchwer 
zu ermitteln ſein moͤchte, ſo kann mindeſtens darüber in keinem Falle ein begründeter 
Zweifel obwalten, daß allein durch den — wenn gleich waͤhrend einer Reihe von Jahren 
fortgeſetzten — Aufenthalt als Handlungs⸗Lehrling oder Handlungs⸗Commis das Recht 
des Wohnſitzes nicht erworben wird. 

Prinzip kann in Angelegenheiten dieſer Art nur das Verfahren ſein, welches dem 
Allerh. Willen entſpricht. Wohin dieſer gerichtet iſt, hat die K. Reg. durch das R. v. 
17. Mai 1820 erfahren. 

Die Beſtimmung, daß denjenigen Juden, welche erſt nach der Reoceupation, aber 
ſchon vor Erlaſſung des eben gedachten, das Ueberziehen der Juden nach Provinzen, wo 
eine abweichende Juden-Verfaſſung ſtattfindet, unterſagenden R. in die Provinz Poſen 
heruͤbergezogen, die Beibehaltung ihres neuen Wohnſitzes geftattet fein fol, ändert in 

Sache ſelbſt nichts. Denn weil von fernerer Geſtattung des Wohnſitzes die Rede iſt, 
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ſo kann unter dem Ausdrucke „Heruͤberziehen“ auch nur die Niederlaſſung mit den Rechs 
ten des Wohnſitzes und nicht der bloß temporaire Aufent halt gemeint ſein. 

Der K. Reg. Antrag: die Beibehaltung Ihres bisherigen Grundſatzes als Regel, mit 
der durch das R. v. 18. April 1820 beſtimmten Ausnahme, zu genehmigen, und Ihre 
biesfälligen Verfügungen an den daſigen Magiſtrat aufrecht zu erhalten, iſt nach Obi⸗ 
gem unzulaͤßig. (Ann. X. S. 108.) 


3) Vergl. auch das R. v. 20. Juni 1822. Abth. IV. 


Zweiter Abſchnitt. 


Ueberwachung des temporairen Aufenthaltes der Juden 
außerhalb ihres Wohnſitzes. 


Einleitung. 

Ausgehend von der Anſicht, welche im vorigen Abſchnitte als geſetzlich 
nicht begründet dargeſtellt wurde: daß Juden aus einem Landestheile in 
den andern bei irgend abweichender Juden⸗Verfaſſung nicht überſiedeln dür⸗ 
fen, während dies doch nur rückſichtlich der Territorien mit wef entlich 
abweichender Verfaſſung gerechtfertiget iſt, mußte man nothwendig zu ei⸗ 
ner großen Zahl polizeilicher Maßregeln gelangen, um dieſe Ueberſiedelun— 
gen zu verhindern. Es iſt zu dieſem Zwecke nöthig geweſen, in die perſön⸗ 
liche Freiheit des jüdiſchen Staatsbürgers dergeſtalt einzugreifen, daß eine 
beſondere Ueberwachung deſſelben ſtattfindet, ſo wie er zu irgend einem 
Zwecke aus dem Territorio, in welchem ſein Wohnſitz belegen, in einen 
anderen der Abth. II. aufgeführten ein und zwanzig Landestheile ein— 
tritt, in welchen eine beſondere Judenverfaſſung gilt, ſei es, um als 
Handelsmann einen Jahrmarkt zu beſuchen, oder um ſich als angehender 
Handwerker, Arzt ꝛc. zu feinem künftigen Berufe vorzubereiten, oder um 
Verwandte zu beſuchen, oder aus welchen anderen an ſich erlaubten Grün— 
den. In allen dieſen Fällen würde der Uebergang zu einer Anſäſſigmachung 
erleichtert fein und dieſem iſt durch Miniſterial-Reſcripte vorzubeugen vers 
ſucht worden. 

Ueber die mangelnde geſetzliche Baſis aller dieſer, in den folgenden 
Kapiteln mitgetheilten Anordnungen, ſoweit ſie ſich nicht blos auf jüdiſche 
Schutzunterthanen beziehen, ſondern auf jüdiſche Staatsbürger 
erſtrecken, wird auf die Darſtellung in dem vorſtehenden Abſchnitte ver— 
wieſen. 


Erſtes Kapitel. 
Beſtimmungen über den Handelsverkehr in anderen Lan— 
destheilen. 
1 
Ueberwachung des Handelsverkehrs der Juden aus dem 
Großherzogthume Poſen in den alten Provinzen. 
1) Publ. der K. Reg. in Frankfurt v. 1. Dec. 1817). 


Ueber den Handelsverkehr der jüdiſchen Glaubensgenoſſen des Großherzogthums Po— 
fen auf diesſeitigen Jahrmärkten iſt durch einen Erlaß der Herren Miniſter der Finanzen 
und des Innern, Excellenzien, v. 25. Sept. 1817, Folgendes feſtgeſetzt: 


1) Dieſe Verfügungen find durch die neuere Steuer-Geſezgebung, fo weit ſie dieſe 
betreffen, antiquirt. 
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8. 1. Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen des Großherzogthums Poſen duͤrfen unter den, 


zur Sicherung des Abgaben-Intereſſes zwiſchen dem Großherzogthum Pofen und der 


H 


diesſeitigen Provinz beftehenden, in folgenden näher beſtimmten Einſchraͤnkungen und 
Kontrollen, die altlaͤndiſchen Jahrmärkte beziehen. 
9. 2. Da dieſelben bereits in ihrer heimathlichen Provinz zur Gewerbeſteuer angezo⸗ 


gen ſind; ſo dürfen ſie den dort erhaltenen Gewerbeſchein bloß vorzeigen und ſie ſind 


von der im 8, 155 des Ed. v. 7. Sept. 1811 verordneten Löſung eines neuen Gewerbe— 
ſcheines befreiet. | 

8. 3. Der Verkauf der Produkte und un verarbeiteten Landes-Erzeugniſſe bleibt den 
gedachten jüdiſchen Glaubensgenoſſen auf den Märkten jeder einzelnen Stadt, auch wenn 
kein Jahrmarkt iſt, nach wie vor unverſchränkt. 

f In Hinſicht des Hauſirhandels ſind fie den allgemeinen Einſchraͤnkungen unterwor⸗ 
en, conf. $. 5. 

F. 4. In Betreff der Verſteuerung der in die altländiſchen Provinzen einzubringen⸗ 
den rohen Produkte und unverarbeiteten Landes-Erzeugniſſe, auch Muͤhlen-Fabri⸗ 
kate, Fleiſchwaaren, Bier und Branntwein, bleibt es vor der Hand überall bei den des⸗ 
falſigen finanziellen Beſtimmungen, wie ſolche namentlich in dem Cirkulaire v. 19. Sept. 
1815 Nr. 56 vorgeſchrieben, und wird dabei nichts ergänzt und verändert. 

$. 5. Den Verkauf der Waaren aber dürfen die juͤdiſchen Glaubensgenoſſen des Groß— 
herzogthums Poſen nur auf den feſtſtehenden Jahrmärkten der altländiſchen Staͤdte be⸗ 
treiben und verſtehet es ſich hierbei von ſelbſt, daß dieſer nur ſolche Objekte zum Gegen: 
ſtand haben kann, die überhaupt zum Eingange in das alte Land durch die beſtehenden 
Geſetze dazu geeignet ſind. Außerhalb der Jahrmaͤrkte bleibt ihnen jeder Verkauf nicht 
bloß in den Städten, ſondern auch auf dem platten Lande ſchlechterdings unterſagt; ſie 
müßten denn als Ansnahme von der Regel mit einer beſondern Hauſir⸗Conzeſſion, die je: 
doch nur. für den Geſchäftsbereich derjenigen Regierung gilt, von der ſie ertheilt iſt, ver⸗ 
ſehen ſein. 

$. 6. In Anſehung dieſer von den Poſenſchen Juden einzubringenden Manufaktur⸗ 
und Fabrikwaaren, ſollen vorzuͤglich mit Ruͤckſicht auf die in Anſehung des Markt⸗Ver⸗ 
kehrs mit den Bewohnern des Herzogthums Sachſen erlaſſenen, und namentlich durch 
das Cirkulair v. 21. Nov. 1815 Nr. 77 bekannt gemachten Beſtimmungen eintreten, 
worüber die betreffenden Bebörden dato mit einer beſondern Anweiſung verſehen ſind. 

(Ann II. S. 64.) V 
2) R. der K. Min. des Handels (Gr. Bülow) und des Inn. v. 24. Juli 


1821 an die K. ſchleſiſchen und preußiſchen Reg. | | 

Es liegt in der Natur der Sache und des Umſtandes, daß das Groß herzogthum Po— 
ſen nicht mehr Ausland iſt, daß die in dem Geſetze und den Inſtruktionen vom Jahre 
1812 wegen des altländiſchen Judenweſens enthaltenen Beſtimmungen über das Ver: 
hältniß der fremden Juden auf die judiſchen Einwohner von gedachter Preuß. Provinz 
nicht mehr in Anwendung gebracht werden dürfen, und kann demnach — wie der K. 
Reg. auf deren Bericht v. 29. Mai d. J. hierdurch zum Beſcheide ertheilt wird — ihre 
Bekanntmachung v. 21. April d. J., den Handel dieſer Juden in den alten Provinzen 
betr., nur gemißbilliget werden. 

Die K. Reg. hat daher den jüdifchen unterthanen des Großherzogthums Poſen, eben 
ſo wie den chriſtlichen, den Beſuch der Jahrmärkte ihres Departements, wie ſolches in 
dem uͤbrigen alten Lande ſchon lange geſchehen, unter Beobachtung der beſtehenden poli⸗ 
zeilichen Vorſchriften zu geſtatten, und demgemäß das Nöthige ſchleunig zu verfügen. 

Die Regierung zu Poſen iſt übrigens angewieſen, wirkſame Maßregeln zu treffen, daß 
für die juͤdiſchen Marktzieher ihres Departements ſicherſtellende Atteſte über ihre Qua⸗ 
lität als Preuß. Unterthanen, über ihre Unbeſcholtenheit und geſchehene Meldung zum 
Gewerbebetriebe ertheilt werden. (Ann. V. S. 588.) 


3) R. der K. Min. des Handels und des Inn. v. 24. Juli 1821 an die 


K. Reg. zu Poſen und Bromberg. 

Durch die abſchriftlich anliegende Verfügung von Heute iſt die Regierung zu Breslau 
angewieſen worden, den jüdiſchen Unterthanen des Großherzogthums Poſen, eben ſo 
wie den chriſtlichen, den Beſuch der Jahrmärkte ihres Departements unter Beobach⸗ 
tung der beſtehenden polizeilichen Vorſchriften zu geſtatten. 

Es iſt alſo um fo nothwendiger, daß von der K. Reg. die am Schluſſe derſelben Ber: 
fügung erwähnten Vorſichtsmaßregeln getroffen werden. Hierzu wird ſelbige daher hier: 
mit angewieſen und aufgefordert, demnaͤchſt auch alles Exnftes darauf zu halten, daß 
ſolchen und den in Betreff des Herumziehens der Juden unter dem 2. Febr. d. J. von 
ihr durch das Amtsblatt erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften genau nachgelebt werde. 

(Ann. V. S. 588.) 
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4) R. derſelben Min. an die K. Reg. zu Berlin, Potsdam, Frankfurt 
an der Oder, Magdeburg, Stettin und Köslin 1). 

Der K. Reg. wird in der Anlage eine Abſchrift der unterm 24. Juli d. J. an die Reg. 
zu Breslau erlaſſenen Verf., wegen der den juͤdiſchen Unterthanen des Großherzogthums 
Poſen zu geſtattenden Beziehung der Jahrmärkte zur Nachricht und gleichmäßigen Be: 
folgung in vorkommenden Fallen mitgetheilt. (Ann. V. S. 958.) 

5) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), fo wie des Inn. und der 
Pol. (v. Schuckmann) v. 11. März 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Dem Antrage der K. Reg. in dem Berichte v. 18. v. M. auf ein Verbot des Beſuches 
der Maͤrkte in dem dortigen Bezirke durch Juden aus dem Großherzogthume Poſen kann 
aus den in dem Reſkripte v. 24. Juli 1821 entwickelten Gründen nicht ſtattgegeben wer: 
den, und es bleibt Sache der Orts-Polizei⸗Behoͤrden, durch gehörige Aufmerkſamkeit, 
welche die Koͤnigl. Regierung erforderlichen Falls beſonders zur Pflicht machen wird, 
etwanige Mißbraͤuche Seitens der zu den Jahrmaͤrkten kommenden Poſenſchen Juden 
zu verhuͤten. 

(Ann. IX. S. 240.) 

6) R. des K. Min. des Innern und der Fin. (v. Brenn. v. Rochow 
v. Alvensleben) v. 21. März 1837 und v. 7. Juni 1834 an die K. Reg. 
zu Frankfurt a. O. und Poſen. Hauſirhandel der Juden des Großher. 
zogthums Poſen. 

Die K. Reg. hat unterm 9. Jan. (31. Jan.) d. J. die nachgeſuchte Ausdehnung des 

von der Reg. zu Poſen dem N. N. zu Schwerin für das Jahr 1837 ertheilten Haufir- 
gewerbſchein zurückgewieſen, da Ihrer Angabe nach nicht konſtirt, ob derſelbe chriſtlicher 
Religion, und ob er eventualiter mit dem Staatsbuͤrgerrechte der alten Provinzen ver: 
ehen iſt. 
b Nach dem in der abſchriftlich anliegenden gemeinſchaftlichen Min. Verf. v. 7. Juni 
1834. (Anl. a.) ausgeſprochenen Grundſatze unterliegt aber die Zuläſſigkeit der Ausdeh⸗ 
nung keinem Bedenken, und die K. Reg. wird daher angewieſen, den gedachten Hauſir⸗ 
ſchein auf Ihren Bezirk auszudehnen, in ſofern nicht noch andere, hier unbekannte Be⸗ 
denken dem Geſuche des N. im Wege ſtehen. 


A. 
Der K. Reg. erwiedern wir auf den Bericht v. 19. März d. J., daß in Zukunft in 
Betreff des Handels im Umherziehen für die Poſenſchen Juden nicht mehr die V. v. 
17. April 1797, ſondern nur allein die neuere v. 1. Juni v. J. maßgebend ſein kann. 
Nach derſelben werden die mit Naturaliſations-Patenten verſehenen Juden in allen 
Theilen der Monarchie nach dem Regulativ v. 28. April 1824 zu behandeln, die uͤbrigen 
jedoch von dem Handel im Umherziehen ganz auszuſchließen ſein. Die Ausnahmen, 
welche zu Gunſten derjenigen der letztern Klaſſe, die bisher Hauſirhandel betrieben ha⸗ 
ben, nach den noch ſchwebenden Verhandlungen etwa zu machen ſind, bleiben vorbehal— 
ten. Der K. Reg. wird jedoch bei dieſer Veranlaſſung nachdruͤcklich empfohlen, die Aus: 
führung der V. v. 1. Juni pr. Ihrerſeits zu beſchleunigen, indem die Miniſterien die 
Annahme von Zwiſchenmaßregeln nicht dulden Eönnen. 
Berlin, den 7. Tuni 1834. Der Miniſter des Innern für Gewerbe⸗ 
Der Finanzminiſter. Maaßen. Angelegenheiten. v. Brenn 

An die K. Reg. zu Poſen. 
(Ann. XXI. S. 230.) nu 


Ueberwachung des Handelsverkehrs der Juden aus den alten 
Provinzen in Neuvorpommern. 


R. der K. Min. des Handels (Gr. Bülow) des Inn. und der Fin. v. 
31. Juli 1821 an die K. Reg. zu Stralſund. Handelsbetrieb der altpreu⸗ 
ßiſchen Juden auf den dortigen Jahrmärkten und Meſſen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 29. Mai d. J., ob den mit dem Staatsbür⸗ 
gerrechte und Gewerbeſcheinen zum Hauſirhandel verſehenen Juden aus dem Altpreußi⸗ 
ſchen, auch im dortigen Bezirk der Handelsbetrieb erlaubt werden koͤnne? hierdurch er— 
öffnet, daß zwar die den Juden der alten Preuß. Provinzen durch das Ed. v. 11. März 
1812 beigelegten ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, zufolge Allerh. Befehle, innerhalb der ſeit 


1) Der Reg. zu Poſen iſt dies nachrichtlich mitgetheilt durch R. de ed, (Ann. 
Ne ©. 558.) 
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1814 mit der Monarchie vereinigten Landes⸗Bezirke noch zur Zeit nicht geltend gemacht 
werden ſollen, deſſen ungeachtet aber den bezeichneten Juden, wenigſtens auf Jahrmaͤrk⸗ 
ten und Meſſen, unter Beobachtung der beſtehenden Polizei-Vorſchriften, der Handels⸗ 
betrieb in dortiger Provinz unbedenklich geſtattet werden kann. (Ann. V. S. 590.) 


III. 


Ueberwachung des Handelsverkehrs der Juden aus anderen 
Landestheilen in den ehemalig K. Sächſiſchen Territorien. 


Alle auswärtigen Juden waren in dieſen Landes theilen den ſtrengſten Ber 
ſchränkungen unterworfen. Es beſtimmte hierüber 

1) das Mandat v. 16. Aug. 1746 1), welches Abth. II. Abſchn. V. zu 
vergleichen iſt. Ferner 

2) Das Regulativ wegen Erleichterung des Meßhandels der auslän⸗ 
diſchen Juden, v. 12. Sept. 1772. 


Die jüdiſchen Handelsleute aus allen fremden Landen, wenn ſie hauptſaͤchlich zum 
Einkauf auf die Leipziger und Naumburger Meſſen kommen, keinesweges aber die in 
hieſigen Landen vermöge erhaltener Konzeſſionen ſich aufhaltenden Juden, noch diejenigen 
ausländiſchen Juden, welche hauptſächlich zum Verkauf auf die hieſigen Meſſen kom: 
men, ſollen hinfuͤro auf Anmelden Freipäſſe erhalten können, Kraft welcher ihnen bei 
ihrer Reiſe und Aufenthalt in denen Churſächſiſchen Landen, wenn ſie den im d. 6 be: 
ſtimmten Einkauf von Waaren machen, und die ſonſt hier nachſtehend vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllen, die Befreiung von allen bisher introduzirten und uͤblich geweſe⸗ 
nen ſowohl Landesherrlichen als Vaſallen- und ſtaͤdtiſchen juͤdiſchen Abgaben in der im 
nachfolgenden mit mehrern angegebenen Maße angedeihen ſoll. 


CN 

Dieſe Freipäſſe werden nur auf die Perſonen nebft Geſchirr, und auf die ausgehenden 
in hieſigen Landen eingekaufte Waaren, ausgeſtellet werden, mithin haben die mit fol- 
chen Paͤſſen verſehene Juden vom Eintritt in die Churfürſtl. Lande an bis zu beiden ob⸗ 
beſagten Mepftädten, auf den ordentlichen Land» und Poſtſtraßen, blos gegen Entrich⸗ 
tung und Beobachtung ſämmtlicher denen chriſtlichen Handelsleuten und andern Reifen: 
den obliegenden verfaffungsmäßigen Prnestandorum, die Befreiung für fich ſelbſt, in⸗ 
gleichen eine Weibsperſon und einen Knecht oder Bedienten nebſt Pferden, vom Juden⸗ 
Leibzoll und andern, den Juden insbeſondere obliegenden perfönlichen Abgaben, zu genie⸗ 
ßen, ſo daß ſie mit ſolchen oc frei, ſicher und ungehindert paſſ- und repaſſiren koͤn⸗ 
nen; denen Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Türkiſchen Juden aber To, weil 
ſelbige keine Weibsperſonen mit ſich führen, hingegen nach der Wichtigkeit ihrer Hand⸗ 
lungsgeſchäfte mehrere Handlungsdiener bei ſich haben, auf jeden Wagen ein Hand⸗ 
lungsbedienter und ein Knecht nebſt Pferden von den den Juden insbeſondere obliegenden 
Abgaden frei paſſiret werden. e 


In Anſehung der Abgaben von denen zum Verkauf einbringenden Waaren hingegen 
verbleibet es annoch ferner wie zeithero, dahero denn regulariter auch die mit ſolchen 
Päſſen verſehenen Juden von ihren einbringenden Waaren diejenigen Anſätze zu erlegen 
haben, welche nach einigen Gleits' und Zoll⸗Rollen, ein Jude, der Waaren einbringt, 
mehr erlegen muß, als wenn er keine Waaren bei ſich hat. Gleichwie es denn auch mit 
dem 1 pCt. bei dem Eingange in Leipzig und Naumburg, welches der Jude mehr als 
der chriſtliche Kaufmann zu entrichten hal, ebenfalls ſein ferneres Bewenden behaͤlt. 

4. 

Jedoch ſoll hierbei denen Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Tuͤrkiſchen Juden 
der Vorzug gegoͤnnet werden, daß ihnen auf den Fall, daß ſie blos rohe Produkte oder 
nur durch die erſte Hand bearbeitete Materialien, als Wachs, Honig, Salpeter, Hau⸗ 
ſenblaſe, Haute, Wolle, Rauch-Waaren ꝛc. einbringen, und hiernächſt einen anſehnli⸗ 
chen Einkauf von Waaren, welcher das ordentliche im A, 6 feſtgeſetzte Quantum von 
1000 Thlr. uͤberſteiget, erweislich machen und vergeben werden, ſowohl die unterwegs 
bezahlte Abgaben von Waaren, welche fie mehr als ein anderer chriſtlicher Handelsmann 


1) Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich zum Theil gegenwärtig nur noch auf auslän⸗ 
diſche Juden, find aber des Zuſammenhangs wegen hier gegeben worden, wos 
gegen von Abth. IV. hierher zurückverwieſen iſt. | 
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entrichten müffen, als auch das bei dem Eingange zu entrichtende + pCt., fo fie mehr 
als die Chriſten zu bezahlen ſchuldig, reſtituiret werden ſoll. 


5. 

In denen Meßſtädten ſelbſten ſollen diejenigen Juͤdiſchen Handelsleute, ſo dergleichen 
Freipaͤſſe haben, gleiche Befreiung wie auf der Reife, von allen juͤdiſchen zur Zeit in⸗ 
troduzirten Abgaben, mithin auch von dem, bei einigem Aufenthalt unterwegs an einem 
accisbaren Orte, zu den General-Accis⸗Einnahmen zu entrichtenden Nahrungsgelde, og: 
nießen, und insbeſondere namentlich von dem Schutz- und Waagegelde, wie auch von 
der täglichen Perſonenſteuer befreiet fein, jedoch wie bereits oben F. 2 feſtgeſetzt, nur für 
ſich, eine Weibsperſon und einen Knecht oder Bedienten; dagegen die übrigen mit ihm 
gekommenen oder auch in feinem Dienſte ſtehende Perſonen ſowohl auf der Reife die ge: 
wöhnlichen Abgaben, als auch in denen Meßplätzen das übliche Schutzgeld an 2 Thlr. 
von der Perſon zu entrichten haben. In Anſehung der Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungari— 
ſchen und Tuͤrkiſchen Juden aber verbleibet es auch hier bei dem, was oben 8. 2 verord⸗ 
net, daß denenſelben nämlich auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und ein Knecht 
auch in denen Meßſtädten von allen juͤdiſchen Abgaben frei gelaſſen wird. 

6 


Jeder mit einem Freipaß verſehene Jude mag ſowobl die auf den Meſſen zu Leipzig 
und Naumburg, als auch die etwan bei der Retour von der Naumburger Meſſe noch in 
Leipzig außer der daſigen Meſſe eingekauften Waaren beim Ausgange, wie ein chriſtli⸗ 
cher Handelsmann, mithin ſtatt fonftigen 1 pCt. mit 4 pCt. vergeben. Doch muß er, 
woferne er ſich ſowohl dieſer als aller obbeſchriebenen Befreiungen wuͤrdig machen will, 
wenigſtens Ein Tauſend Thaler Waaren wirklich erkauft und verſendet zu haben, durch 
einen Waagezettel beſcheinigen, inmaßen er denn, auf den Fall, daß er den geſetzten Ein⸗ 
kauf von 1000 Thlr. nicht wirklich gemacht, des auf der Grenze erhaltenen oder ſonſt 
erſchlichenen Freipaſſes ohngeachtet, nicht allein zur Nachbezahlung aller ſchuldigen juͤ⸗ 
diſchen Abgaben angehalten, ſondern nach Befinden noch mit einer Geldſtrafe angeſe⸗ 
hen, oder wenn er ein Betteljude iſt, mit Gefaͤngniß beſtraft werden ſoll. 

7 


Eine gleichmäßige Beſtrafung haben auch diejenigen zu erwarten, welche ſich unter 
dem Schutz eines mit einem Freipaß verſehenen Juden verſtecken und freimachen, oder 
ihre Waare unter des befreiten Juden ſeine Waare verbergen und beipacken, und ſolche 
nur mit 4 pCt. vergeben wollten, allermaßen wie bereits oben $. 2 bemerket worden, eis 
nem befreieten Juden auf ſeinen Paß nicht mehr, als eine Weibsperſon und ein Knecht 
oder Bedienter frei paſſiret; daferne auch ein befreieter Jude anderer anweſenden, nur 
ein kleines Gewerbe treibenden Juden Waaren für die Seinigen ausgegeben hätte, um 
dadurch ſein eigenes Einkaufs⸗Quantum zu verſtärken und andere von der ordentlichen 
Vergebung zu befreien, ſo ſoll derſelbe ebenfalls nicht allein mit dem Erſatz aller ſchuldi⸗ 
gen Abgaben, ſondern nach Befinden und beſchehener Unterſuchung der Sache mit einer 
anſehnlichen Geldſtrafe beleget werden, und ſich niemals wieder eines Freipaſſes zu 
getroͤſten haben. 


8. 

Damit ein jeder fremde Jude, ſo die hieſigen Meſſen beſuchen will, wiſſe, wie es mit 
Aae derer Freipaͤſſe regulariter gehalten werden ſoll, ſo wird hierdurch bekannt 
gemacht, daß 

1) wenn ein Jude ſchon mehrmalen ohne Befreiung die hierländifchen Meſſen gebauet, 
und, einen. beträchtlichen Einkauf von etlichen 100 Thalern, beſonders an Fand: 
Waaren vergeben hat, demſelben auf ſein Anſuchen ſofort ein Paß auf die 3 Leip⸗ 

iger Jahres- und auf die Naumburger Petri-Paul⸗Meſſe ertheilet werden ſoll; 

2) wenn ein Jude dergleichen nicht beibringen kann, hingegen von einem oder meh— 
rern anſehnlichen Handels⸗Häuſern, daß er ihnen als ein Handels-Jude bekannt 
Ju beſonders empfohlen wird, derſelbe ſoll vorerft nur auf eine Meſſe einen Paß 
erhalten. 

3) Die Päſſe koͤnnen entweder von den Juden ſelbſt, oder auch durch derſelben chriſt— 
liche oder juͤdiſche Korreſpondenten in Zeiten, unmittelbar bei dem Churfürſtl. 
Kammer⸗Kollegio, auch bei dem Rathe zu Leipzig geſuchet werden, welcher letztere 
ſodann eine Konſignation davon an beſagtes Kammer-Kollegium einſenden und bg: 
gegen Paͤſſe zur Aushändigung erhalten wird. Auch ſollen darneben nochbei Annaͤ— 
herung jeder Meſſe denen Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Tuͤrkiſchen Gu: 
den Freipaͤſſe in der zeitherigen Form, auf fammtliche Grenzzölle, durch welche 
gedachte Juden einzugehen pflegen, entgegen geſendet werden, welche ſie, wenn ſie 
zuförderſt ihre Namen und die Orte, woher fie gebuͤrtig und woher fie kommen, 
auch welche Route fie nach der Meßſtadt nehmen wollen, angeben, ingleichen behoͤ⸗ 
rige Geſundheitspäſſe produciren, daſelbſt erhalten koͤnnen. 


— 
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Fuͤr die Ausfertigung eines dergleichen Freipaſſes ſoll bei denen Churfuͤrſtl. Sommer: 


Expeditionen nicht mehr als 1 Thaler, wenn er aber auf mehr als eine Meſſe ausge: 
ſtellet iſt, für jede Meſſe noch 16. Gr. mehr entrichtet, und von denen mit dergleichen 
Kammer⸗Freipaͤſſen verſehenen fremden Juden, wenn fie durch Dresden paſſiren, ein 
mehreres nicht als ein Groſchen für den Feſtungs-Thorſchreiber, und bis zu weiterer 
Verordnung zwei Groſchen für Stempelung und Signatur des Zettels bei der Gouver— 
nements⸗Kanzlei erhoben, dieſelben auch bei denen Expeditionen moͤglichſt befoͤrdert, 
dahergegen die ſogenannten Stadt-Majors-Gebuͤhren an 6 Gr. 3 Pf. von ihnen weiter 
gar nicht gefordert werden. An denen von den Juden bei ihrer Ankunft in Leipzig oder 
Naumbnrg zu denen daſigen Stadtgerichten zu entrichtenden Gebühren hingegen ſoll 
überhaupt und in allem von ihnen nicht mehr als 16 Gr. erhoben werden, davon 4 Gr. 
für die abzufaſſende Regiſtratur zu berechnen, 8 Gr. dem Gerichtsvogt und 4 Gr. dem 
Thuͤrknecht zugetheilet ſein ſoll. 
0. | 

Die durch die Paͤſſe zu erlangende Freiheit verſtehet ſich nur auf die ordentlichen Heer— 
und Landſtraßen, ſo in die Meßſtädte und aus ſelbigen führen, keinesweges aber auf 
Nebenſtraßen, vielweniger auf einen an andern Orten im Lande zu nehmenden Aufent= 
halt. Ein jeder Jude, ſo dergleichen Paß erhaͤlt, hat daher die Route, welche er ſowohl 
vor ſich als mit feinem Wagen nehmen will, jedesmal bei feinem Eintritt ins Land und 
bei ſeiner Ruͤckreiſe anzugeben, welche jedesmal auf den Paß zu notiren iſt, inmaßen 
auch ein mit dergleichen Freipaß verſehener Jude an allen andern oußer ſeinem ordentli— 
chen Wege gelegenen Orten die juͤdiſchen Abgaben fuͤr ſeine Perſon und mit ſich führende 
Waaren verfaſſungsmäßig erlegen muß. 1 


Auch gelten dieſe zum freien Reiſen, Aufenthalt und Handel zu ertheilende Päſſe nur 
auf die jedesmalige vierwoͤchentliche Meßzeit und nicht länger. Weil aber die Polni⸗ 
ſchen, Ruſſiſchen, Uugariſchen und Tuͤrkiſchen Juden wegen der Entfernung und uͤbeln 
Wege, wie bereits geſchehen, nicht allemal zu rechter Zeit, ſondern erſt zur Zahlwoche 
in den Mepftädten eintreffen können; fo ſollen in Betracht deſſen, und damit es ihnen 
nicht an Zeit fehlen moͤge, die oben beſchriebene ihnen zum Verkauf frei einzuführen ver⸗ 
ſtatteten rohen Produkta ins Geld zu ſetzen, und dagegen wiederum ihren Einkauf zu 
beſorgen, die ihnen bei jeder Meſſe verſtatteten 4 Wochen nicht eher als von dem Tage 
ihres Eintritts in die Churfuͤrſtl. Lande an, bis zum Tage, da ſie wieder die Grenze 
paſſiren, gerechnet werden. 12 

In der gewiſſen Erwartung, daß die jüdiſchen Handelsleute aus fremden Landen ſich 
der ihnen zu ertheilenden Paͤſſe und der damit verknuͤpften Befreiungen durch Dirigi— 
rung ihrer Handlungs-Angelegenheiten auf hieſige Meßplaͤtze würdig machen, hingegen 
aber allen Mißbrauch dabei vermeiden werden, ſoll dieſes Regulativ vor der Hand und 
bis zu weiterer Verordnung hieruuter zur Richtſchnur dienen, auch, damit felbige überall 
gut und denen Chriſten gleich behandelt werden moͤgen, die nöthige Anordnung nach— 
drücklich getroffen werden. Dresden den 12. Sept. 1772. 

Vorſtehendes Regulativ iſt dem Rathe zu Leipzig unterm 5. Mai 1772 zur Rachach⸗ 
tung zugefertiget, dem Stift-Naumburgiſchen Kammer⸗Kollegio aber mittelſt Reſkripts 
de eod. dato und dem Stift⸗Merſeburgiſchen Kammer-Kollegio unterm 23. April 1800 
aus dem geheimen Konſilio bekannt gemacht worden. 

(Cod. Aug. Fortſ. II. Abth. Ii. S. 1450.) 

3) R., den Naumburger Meß⸗Handel, beſonders die dahin kommenden 
Juden betr., v. 23. April 1800. 

(Die Stift⸗-Naumburgiſchen Einnehmer ſollen zur genauen Be: 
obachtung des Regulativs wegen Erleichterung des Meßhandels der 
auswärtigen Juden v. 3. 1772 und glimpflicher Behandlung derſelben 
angewieſen werden.) Friedrich Auguſt, Herzog zu Sachſen ꝛc. Churfürſt c. 

2, c. Was Wir wegen des, zur Erleichterung des Meßhandels der auslaͤndiſchen 
Juden zu beobachtenden Regulativs unterm 5. Mai 1772 euch gnaͤdigſt anbefohlen 
haben, deſſen ſeid ihr gehorſamſt erinnert. 

Da Wir jedoch zu Beförderung des Commercii zu Naumburg dermalen für noͤthig 
finden, daß die euch untergebenen Einnehmer zu genauer Beobachtung ermeldeten Re- 
Fulativs und überhaupt zu glimpflicher Behandlung der zur Naumburger Meſſe reiſen⸗ 
den Handels⸗Juden, um dadrch ſolche zum fernern Beſuchen derſelben zu ermuntern, 
nochmals angewieſen werden; fo iſt hierdurch unſer gnaͤdigſtes Begehren, ihr wollet in 
deſſen Gemäßheit das Nöthige verfügen. (Nöthige Aufmerkſamkeit auf die 
den daſigen Meßhandel betreffenden umſtände.) uebrigens habt ihr be⸗ 
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ſondere Aufmerkſamkeit auf die im daſigen Meßhandel ſich ergebenden wichtigſten Um: 
ſtände richten zu laſſen und darüber ausführlichen Bericht mit Gutachten nebſt Set: 
fuͤgung der Verzeichniſſe von allen jüdiſchen Handelsleuten zu erſtatten. Daran ꝛc. 
und ꝛc. Geben zu Dresden, am 23. April, 1800. 

Graf von Hohenthal. 


An das Stift Naumburgiſche Cammer⸗Collegium. 
In gleicher Maaße iſt das Stift-Merſeburgiſche 

Cammer⸗Collegium wegen Anweiſung der 

demſelben untergebenen Einnehmer sub eodem 


dato befehliget worden. 
D. Chriſtian Gottfried Körner. 


Avertissement. 


Bereits im Jahre 1772 haben Ihro Churfuͤrſtl. Durchl. zu Sachſen ein auf (Dun: 
lichſte Erleichterung der nach Leipzig und Naumburg zur Meſſe reiſenden fremden Hans 
delsjuden abzweckendes Regulativ treffen, und in deſſen Gemäßheit die Behörden mit 
Anweiſung verſehen laſſen. Die dadurch vorgeſchriebene, und bis auf heutigen Tag un— 
ausgeſetzt beobachtete Einrichtung iſt im Hauptwerke folgende: 

1) Es werden den jüdiſchen Handelsleuten aus allen fremden Landen auf ihr Ans 
ſuchen Finanz⸗Freipäſſe zu Beſuch der Leipziger und Naumburger Meſſen ertheilt. 
Zuele Kaffe koͤnnen entweder von den Juden ſelbſt, oder durch derſelben chriſtliche oder 
jüdiſche Correſpondenten in Zeiten unmittelbar bei dem Churfürſtl. geheimen Finanz— 
Collegio, oder der Haupt⸗Gleits⸗Einnahme zu Leipzig geſucht werden, wie denn auch 
die Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Tuͤrkiſchen Juden dergleichen Freipäſſe auf 
den Grenzzoͤllen, durch welche ſie einzugehen pflegen, erhalten koͤnnen. Hat ein Jude 
ſchon mehrmalen ohne Befreiung die hierländiſchen Meſſen gebauet und einen Einkauf 
von etlichen Hundert Thalern vergeben, ſo wird fuͤr denſelben auf ſein Verlangen ſofort 
ein Paß auf die drei Leipziger Jahres- und die Naumburger Petri-Paul-Meſſe ausge— 
fertiget, dahingegen ein Jude, welcher dergleichen nicht beibringen kann, vorerſt nur auf 
eine Meſſe einen Paß erhält. In der Regel find die Freipaͤffe nur auf die jedesmalige 
Vierwoͤchentliche Meßzeit, und nicht laͤnger gültig. Weil aber die Polniſchen, Rußiſchen, 
Ungariſchen und Tuͤrkiſchen Juden wegen der Entfernung und uͤblen Wege nicht alle— 
mal zur rechten Zeit in den Meßſtädten eintreffen koͤnnen, ſo werden in deſſen Betracht 
die ihnen bei jeder Meſſe verſtatteten Vier Wochen nicht eher, als von dem Tage ihres 
Eintritts in die Churfuͤrſtl. Sächſ. Lande an, bis zum Tage, da ſie wieder die Grenze 
paſſiren, gerechnet. 

2) Die mit Freipaͤſſen verſehenen Juden haben vom Eintritt in die Churfuͤrſtl. Lande 
an bis zu beiden obbeſagten Meßſtaͤdten auf den ordentlichen Land- und Poſtſtraßen, 
blos gegen Entrichtung und Beobachtung ſaͤmmtlicher den chriſtlichen Handelsleuten 
und andern Reiſenden obliegenden verfaſſungsmäßigen Praestandorum, die Befreiung 
für ſich ſelbſt, ingleichen eine Weibsperſon und einen Knecht oder Bedienten, nebſt 
Pferden, vom Juden⸗Leibzolle und andern den Juden insbeſondere obliegenden Abgaben 
zu genießen, fo, daß fie mit ſolchen Paſſen frei, ſicher und ungehindert, pass- und re- 
passiren konnen. Denen Pohlniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Türkiſchen Juden 
aber wird, weil ſelbige keine Weibsperſon mit ſich zu führen pflegen, ſondern gemeiniglich 
mehrere Handelsdiener bei ſich haben, auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und 
ein Knecht nebſt Pferden von den jüdiſchen Perſonal-Abgaben frei gelaſſen. 

3) In den Meßſtädten Leipzig und Naumburg ſelbſt genießen die mit Freipaͤſſen da⸗ 
hin kommenden Juden gleiche Befreiung, wie auf der Reiſe, von allen beſondern jüdiſchen 
Abgaben, namentlich auch vom Schutz- und Waagegelde, für ſich, eine Weibsperſon, 
und einen Knecht oder Bedienten. Wegen der Pohlniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und 
Türkiſchen Juden aber verbleibt es auch hier bei obiger Anordnung, daß nämlich den⸗ 
ſelben auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und ein Knecht auch in den beiden 
Meßſtädten von allen Juden-Abgaben frei gelaſſen wird. 

4) In Anſehung der Abgaben von den zum Verkauf einbringenden Waaren bewendet 
es zwar bei den hohern Anſaͤtzen, welche die Juden unterwegs nach Vorſchrift einiger 
Gleits⸗ und Zoll⸗Rollen, und in den Meßſtädten mit L pro Cent mehr, als die Chriſten, 
zu entrichten haben. Doch wird hierbei den Pohlniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und 
Tuͤrkiſchen Juden der Vorzug gegoͤnnt, daß ihnen auf den Fall, wo ſie blos rohe Pro— 
dukte oder nur durch die erſte Hand bearbeitete Materialien einbringen, und einen über 
1000 Thaler — — betragenden Waaren-Einkauf machen, dasjenige, was ſie unter⸗ 
weges und beim Eingange in Leipzig und Naumburg mehr, als chriſtliche Handelsleute, 
erlegt haben möchten, reſtituiret wird. 

5) Die auf den Meſſen zu Leipzig und Naumburg eingekauften Waaren vergiebt der 


is 
c. 


„ rr 


em 


u w iz 


** 


D 


Ueberwachung des temporairen Aufenth. d. J. außerh. ihres Wohnſſtzes. 415 


mit einem Freipaſſe verſehene Jude beim Ausgange, wie ein chriſtlicher Kaufmann. 
Jedoch muß er, wofern er ſich ſowohl dieſer, als der übrigen obbeſchriebenen Befreiungen 
wuͤrdig machen will, wenigſtens 1000 Thlr. — erkaufte Waare in der Meßſtadt zum 
Ausgange vergeben. 

Solches alles wird auf Ihro Churfürſtl. Durchl. zu Sachſen höchſten Befehl andurch 
oͤffentlich bekannt gemacht, damit diejenigen ausländiſchen Handelsjuden, welche hier— 
von noch nicht gnüglich unterrichtet, und gleichwohl die Leipziger oder Naumburger 
Meſſen künftig zu beſuchen Willens fein mochten, ihre Maaßregeln überall in Zeiten 
darnach nehmen, und die obgedachtermaaßen verhießene Gleichſtellung mit den chriſt⸗ 
lichen Handelsleuten, ſo wie uͤberhaupt glimpfliche, billige und menſchenfreundliche Be⸗ 
handlung um fo zuverläßiger gewärtigen koͤnnen. Dresden, den 25. April, 1800. 

Churfuͤrſtl. Saͤchſ. Landes⸗Oekonomie-Manufaktur⸗ 
und Commercien⸗Deputation. 
(Cod. Aug. Fortſ. II. Abthl. II. S. 1478.) 


4) Ueber die Anwendung dieſer Beſtimmungen auf die heutigen Ver⸗ 
hältniſſe ſprechen ſich die folgenden R. aus: 

a) In Anſehung des Beſuches der Jahrmärkte. 

aa) K. O. v. 19. Sept. 1828, mitgetheilt durch C. R. des K. Min. des 
Inn. (Köhler) an ſämmtl. K. Reg. (rückſichtlich derjenigen in der Provinz 
Sachſen, mut. mutand. an den Königl. Geheimen Staats-⸗Miniſter, Herrn 
von Klewitz, Excellenz; fo wie an das K. Polizei⸗Präſidium in Berlin. 
Beſuch der Jahrmärkte in den vormals Sächſiſchen Städten und Markt 
flecken von Seiten inländiſcher Juden. 

Der K. Reg. wird hiebei die, unterm 19. v. M. erlaſſene Allerh. K. O., wornach 
allen, in den Preuß. Staaten anſaͤſſigen, juͤdiſchen Einwohnern der Einzeln-Verkauf 
ihrer Waaren auf den Jahrmaͤrkten in den vormals Sächſiſchen Städten und Markt⸗ 
flecken geſtattet und fernerhin, nach dem Mandat v. 16. Auguſt 1746, nur den, einer 
fremden Landesherrſchaft angehoͤrigen juͤdiſchen Handelsleuten verſagt werden ſoll, in 
beglaubter Abſchrift (Anl. 3.) zur Nachachtung und Publikation durch die Amtsblätter 
zugefertigt. Berlin, den 18. Oktober 1828. 

Minifterium des Innern. Köhler, 


a. 


Aus den, in Ihrem gemeinſchaftlichen Ber. v. 25. v. M. angefuͤhrten Gründen und 
nach Ihrem Antrage genehmige Ich, daß allen, in den Preuß. Staaten anſäſſigen jüdi⸗ 
ſchen Einwohnern der Einzeln-Verkauf ihrer Waaren auf den Jahrmaͤrkten in den vor: 
mals Sächſiſchen Städten und Marktflecken geſtattet, und fernerhin nach dem Mandat 
v. 16. Auguſt 1746 nur den, einer fremden Landesherrſchaft angehörigen jüdiſchen Han— 
delsleuten, verſagt werde. Berlin, den 19. Sept. 1828. 

Friedrich Wilhelm. 
An die Staats-Minifter v. Schuckmann u. v. Motz. 
(Ann. XII. S. 1083.) 


bb) R. des K. Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 9. Dec. 1828 an 
die K. Reg. zu Aachen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 22. v. M., wegen Publikation des Mandats 
v. 16. Auguſt 1746 in den Rhein⸗Provinzen, hierdurch eroͤffnet, daß es deſſen gar nicht 
bedarf, indem den Handeltreibenden jüdiſchen Bewohnern anderer inländiſchen Pro— 
vinzen weiter nichts zu wiſſen nöthig iſt, als daß ihnen der Einzeln⸗Verkauf ihrer 
Waaren auf den Jahrmaͤrkten in den vormals Sächſiſchen, jetzt zum Preußiſchen Staate 
gehörigen Städten und Marktflecken geſtattet wirb. (Ann. XII. S. 1084.) 


cc) R. des K. Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 12. März 1829 an 
die K. Reg. zu Merſeburg. i e 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 18. v. M. zum Beſcheide ertheilt, daß unter dem 
Ausdruck: „in den Preuß. Staaten anfäßige juͤdiſche Einwohner“ in der Allerh. 
K. O. v. 19. Sept. 1828, betreffend die Befugniß der inlaͤndiſchen Handelsjuden zum 


Einzeln⸗Verkauf ihrer Waaren auf den Märkten des Herzogthums Sachſen, alle die: 


lenigen gemeint ſind, welche ſich in dem Preuß. Unterthanen⸗Verbande befinden, womit 
auch die Faſſung des Mandats vom Jahre 1746 (auswärtige Juden) uͤbereinſtimmt. 
(Ann. XIII. Nr. 84.) 


b) In Anſehung des Hauſithandels in dieſen Landestheilen. 
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aa) Reſol. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (Köhler) für den jüdi⸗ 
ſchen Handelsmann NN. zu Halle a. d. Saale v. 15. Aug. 1829. Hauſir⸗ 


handel der Juden in den vormals Sächſiſchen Landestheilen. 

Der jüdiſche Handelsmann NN. wird auf das Geſuch v. 6. d. M. wegen Bewilligung 
eines Gewerbeſcheins zum Hauſirhandel mit Leinwand hierdurch abſchlagig beſchieden, 
da das Kurfuͤrſtl. Sächſiſche Mandat v. 16. Auguſt 1746, wodurch den jüdifchen Glau⸗ 
bensgenoſſen der Hauſirhandel unterſagt iſt, noch immer als Geſetz fuͤr die vormals 
Sächſiſchen Lande fortbeſteht. (Ann. XIII. Nr. 113.) 


bb) C. R. der K. Min. d. Inn. (v. Schuckmann, v. Brenn) v. 29 
Apr. 1831 an die K Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt und Liegnitz. 


Da kürzlich der Fall vorgekommen iſt, daß das in den vormals Sächſiſchen Landes— 
theilen der Preußiſchen Monarchie noch gültige Saͤchſiſche Geſetz v. 17. Auguſt 1746, 
die Einſchraͤnkung der Anzahl der Juden und ihres Handels betreffend, in Bezug auf 
die Beſtimmungen über das Hauſiren mißverſtanden worden; ſo ſehen ſich die unter— 
zeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. darauf aufmerkſam zu machen, daß die in dieſem 
Geſetz d. IX. in Betreff des Hauſirens der Juden enthaltene Vorſchrift kein allgemeines 
und unbedingtes Verbot iſt, indem ſich ſolche lediglich out die verſtattete Erlaubniß zum 
Jahrmarkthandel bezieht und nur in dieſer Beziehung beſtimmt, daß derſelbe nicht auf 
den einzelnen Betrieb und das Hauſiren erſtreckt werden ſoll, der §. II. aber gar nur 
von durchreiſenden fremden Juden handelt, überhaupt aber und im Allgemeinen der den 
Juden zu verſtattende Handel lediglich von dem Inhalte der denſelben ertheilten ſpe— 
ziellen Konzeſſionen (F. 1. u. IV. 8.) abhängig gemacht worden, mithin, ſobald die von 
den dazu befugten Behörden, einem Juden ertheilte Konzeſſion ihn zum Gewerbbetriebe 
im Umherziehen berechtigt, das Geſetz auch hinſichtlich der vormals Saͤchſiſchen Bezirke 
weiter nicht entgegen ſteht, vielmehr dem überall hervortretenden Grundſatze deſſelben, 
nämlich ſtrenge Aufſicht über den jüdiſchen Handel zu führen, dadurch, daß es jedesmal 
einer ſpeziellen Konzeſſion bedarf, vollkommen genügt wird. (Ann. XV. S. 326.) 


ce) R. der K. Min. des Inn. u d. F. (Maaßen, v. Brenn, Beuth) 
v. 25. Juni 1833 an die K. Reg. zu N. 


Die Zulaſſung der inländiſchen Juden zum Waarenverkauf im Umherziehen in 
dem Herzogthum Sachſen, woruͤber die K. Reg. in Ihrem Berichte v. 7. v. M. eine 
nähere Anweiſung zu erhalten wünſcht, iſt durch die von Ihr in Bezug genommenen 
Verfügungen bereits ausgeſprochen, und wird auch dadurch begründet, daß das Regu— 
lativ v. 28. April 1824, als das für den Gewerbebetrieb im Umherziehen beſonders er: 
laſſene ſpezielle Geſetz, allen in älteren allgemeinen Verordnungen wegen des Hauſir— 
handels beiläufig vorkommenden Beſtimmungen derogirt, und wegen der Juden keine 
Beſchraͤnkung enthält. 

Die Angabe der K. Reg., daß nach dem, am 17. Juli 1828 abgeſchloſſenen Vertrage, 
die, in den Anhaltſchen Herzogthuͤmern angeſeſſenen Juden, in den Koͤnigl. Staaten 
als Inlaͤnder zu betrachten ſeien, iſt aber nicht gegründet, und eine Stipulation der Art 
in dem gedachten Vertrage nicht zu finden. 

Es ſcheint, daß die K. Reg. von der gemeinſchaftlichen C. Verf. v. 22. März a. c. 
bei Erſtattung Ihres Berichtes keine Kenntniß genommen hat, da Sie ſonſt nicht darüber 
zweifelhaft fein koͤnnte, daß auch den Anhaltſchen Unterthanen Gewerbeſcheine nur für 
ſolche Gewerbe zu ertheilen ſind, zu welchen nach dem Regulativ v. 28. April 1824 auch 
Ausländern die Zulaſſung geſtattet wird. Bei dieſen Gewerben aber macht das 
Regulativ keinen Unterſchied nach der Religion des Ausländers. [Ann. XVII. S. 508.) 


dd) R. des Min. d. Inn. v. 13. Juli 1835, mitgetheilt durch Bekannt— 
machung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. Den Juden im Her⸗ 
zogthum Sachſen iſt nur der Aufkauf von roher Leinwand hauſirend gg 


ſtattet. 

Nach einem Schr. der K. Reg. zu Merſeburg, iſt mittelſt R. der hohen Min. vom 
13. Juli v. J. beſtimmt worden, daß im Herzogthum Sachſen die Juden vom Hauſir— 
handel ausgeſchloſſen ſind, und nur zum Aufkauf roher Landesprodukte verſtattet wer⸗ 
den ſollen. Indem wir dies hiermit zur Kenntniß der betreffenden jüdiſchen Gewerb— 
treibenden bringen, weiſen wir die Landräthe und Magiſtraͤte zugleich an, darauf zu 
halten, daß in jedem, zur Erlangung eines Gewerbeſcheins aufzuſtellenden Signalement, 
das Glaubensbekenntniß des Gewerbtreibenden gewiſſenhaft angegeben werde. 

(Ann. XX. Nr. 148.) 


ee) R des K. Min. d. Inn. für G. Ang. (v. Brenn), des J. u. d. P. 
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(v. Roch ow) u. der Fin. (v. Alvensleben) v. 19. April 1837 an die K. 
Reg. zu Bromberg. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 20. Februar d. J., 

die Zulaſſung naturaliſirter Juden zum Betriebe des Hauſirgewerbes im Herzog— 

thum Sachſen betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß die Beſchränkungen, welche für die Juden nach dem R. an die 
Regierung zu Merſeburg v. 13. Juli 1835, im Herzogthum Sachſen dahin beſtehen, 
daß ſie vom Hauſirhandel ausgeſchloſſen ſind, auch fuͤr diejenigen Juden Ihres Bezirks, 
welche in der mehrgedachten Provinz hauſiren wollen, gelten muͤſſen, da die in Ihrem 
Bezirke ihnen bk E Befreiung keinen Grund abgeben kann, fie vor den einheimiſchen 
Juden in Sachſen zu begünſtigen. (Ann. XXI. Nr. 231.) 

fI) R. derſelben Min. an die K. Reg. zu Merſeburg v. 12. Mai 1837. 

Auf den von der K. Reg. unter dem 27. Januar a. c. an den General⸗Direktor der 
Steuern erſtatteten Bericht, den Verkehr der Juden im Herzogthume Sachſen betreffend, 
nach welchem Dieſelbe darüber zweifelhaft iſt: ob in Folge der gemeinſchaftlichen Verf. 
v. 13. Juli 1835 für Juden Gewerbeſcheine zum Suchen von Waarenbeſtellungen und 
zum Aufkauf von andern Gegenſtaͤnden als rohen Landesprodukten im Herzogthum 
Folgen Dëozbeëa werden dürfen, eröffnen die unterzeichneten Miniſterien Derſelben 

olgendes. | 

„Die gedachte Verf. bezieht ſich nur auf den eigentlichen Hauſirhandel, auf das Zeil: 
bieten und den Verkauf von Segenftänden, die als ſogleich verkäufliche Waaren mitge: 
führt werden. Das Suchen von Beſtellungen auf Waaren, von denen der Umher⸗ 
ziehende nur Proben mit ſich führt, und der Aufkauf von Gegenftänden, die der Auf: 
kaufende nicht mit ſich nimmt, ſondern frachtweiſe an ihren Beſtimmungsort befördern 
läßt, ut hiernach den Juden, als ſolchen, auch im Herzogthum Sachſen nicht zu vers 
ſagen. (A. XXI. S. 534.) 


Zweites Kapitel. 


Aufenthalt in andern Landestheilen Behufs Ausbildung 
zu einem nützlichen Berufe, zum Zweck des Geſindedienſtes 
oder wegen verwandtſchaftlicher Verhältniſſe. 


1. In Betreff der Ueberwachung des Aufenthalts in andern Landestheilen 
zur Erlernung von Wiſſenſchaften und Künſten, Handwerken, des Handels, 
des Manufaktur⸗ und Fabrikweſens beſtimmen: 


1) Das R. des K. Min, des Inn. u. der Pol. (Köhler) v. 12. Juli 


1831, an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 24. v. M. erwiedert, daß die Verf. v. 
28. Mai. d. J. nach welcher den Juden aus den neuen Provinzen, wenn ſie ſich zur 
Erlernung einer Kunſt, eines Handwerks oder des Manufaktur: und Fabrikenweſens 
vorübergehend in den Regierungsbezirken, wo die Juden Staatsbürgerrechte erlangt 
haben, aufhalten wollen, ſolches ohne weitere Anfrage geſtattet werden ſoll, auch auf 
die, die Gymnaſien oder die Univerfität daſelbſt beſuchenden, aus Provinzen, in welchen 
die Juden keine ſtaatsbürgerlichen Rechte genießen, gebürtigen inlaͤndiſchen Judenſöhne 
Anwendung finden. (Ann. XV. S. 575.) 


* 


2) R. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (v. Brenn) v. 10. Nov. 
1832 an das K. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin. | 

Auf den Bericht des K. Polizei⸗Praſidium v. 12. v. M. will ich Daſſelbe hiermit 
autoriſiren, den Juden aus denjenigen Provinzen des Staats, in welchen das Ed. v. 
11. März 1812 noch nicht geſetzliche Guͤltigkeit hat, polizeiliche Erlaubniß zu ertheilen, 
ſich auf gewiſſe Zeit zur Erlernung einer Kunſt, eines Handwerks, des Manufaktur⸗ 
weſens oder der Handlung, oder auch als Geſellen, Gehülfen oder Handlungskommis 
bier aufzuhalten, dafern das Geſuch durch triftige Gründe motivirt wird, polizeiliche 
Bedenken dagegen nicht ſtattſinden, der Unterhalt der betheiligten Perſonen geſichert iſt, 
und der Zurückweiſung derſelben in ihre Heimath nach Beendigung der Zeit, auf welche 
ihnen] die Konzeſſion zu ertheilen iſt, kein Hinderniß entgegenſtehet. Das K. Polizei⸗ 
Präſidium hat aber die nöthige Auſſicht zu führen, daß durch die Erlaubniß zum Auf: 
enthalt auf gewiſſe Zeit nicht das Einſchleichen von Juden, welche nicht das Staats⸗ 
Bürgerrecht beſitzen, befoͤrdert, und die Zahl der hieſigen jüdiſchen Familien vermehrt 
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werde; auch wenn Daſſelbe bemerken ſollte, daß ein ſtarker Andrang von Juden mit 
Geſuchen um die Erlaubniß zum vorübergehenden Aufenthalte entſtehe, mit weiterer Er⸗ 
theilung ſolcher Erlaubniß Anſtand zu nehmen, und uͤber die dann zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln zu berichten. 

Wenn hiernach auch zu Beförderung der Bildung und Gewerbſamkeit unter den Zu: 
den der neuen Provinzen Ausnahmen von der geſetzlichen Strenge zugelaſſen werden, fo 


bleiben dieſelben doch im Sinne des G. v. 11. Maͤrz 1812 fremde Juden, daher 


diejenigen, die fie ohne beſondere Erlaubniß aufnehmen, nach $. 35 deſſelben zu ſtra⸗ 
fen ſind. 

Die am Schluſſe erwaͤhnte V. wegen des Wanderns fremder Handwerksgeſellen bleibt 
übrigens auf das beſondere Verhaͤltniß der juͤdiſchen Handwerksgeſellen aus den neuen 
Provinzen ohne Einfluß. (Ann. X VI. S. 959.) 

3) R. des K. Min. d. Inn. (v. Meding) v. 10. Jan. 1841 an die 
K. Reg. zu Magdeburg. 

Auf den Ber. v. 16. v. M. u. J. wird die K. Reg. hiermit autoriſirt, inländifchen 
Juden aus den Landestheilen, in welchen das G. v. 11. März 1812 nicht gilt, 
wenn ſie, um ſich zu irgend einem nuͤtzlichen Berufe auszubilden, ſich voruͤbergehend in 
einer mit gedachtem Geſetze betbeiligten Stadt aufhalten wollen, den Aufenthalt zu die⸗ 
ſem Zweck zu geſtatten. (V. M. Bl. 1831. S. 9.) 

4) R. des Min. des Inn. (Erſte Abthl. v. Meding) v. 27. Dec. 1842 
an die K. Reg. zu Poſen und Potsdam. 

Es ſind, wie der K. Reg. auf den Ber. v. 5. d. M., den Aufenthalt jüdiſcher Ge⸗ 
werbs⸗ und Handels⸗Lehrlinge aus der dortigen Provinz in den alten Provinzen betref: 
fend, unter Wiederbeifuͤgung der Anlagen, erwiedert wird, bereits mehrere Reg., ſowie 
auch das hieſige Polizei⸗Praͤſidium, auf ihren Antrag autoriſirt worden, jungen Juden 
aus dem Großherzogthum Poſen, welche ſich in den Staͤdten der alten Provinzen zu 
ihrem Lebensberufe beſſer ausbilden wollen, den Aufenthalt auf gewiſſe Jahre zu geftat: 
ten, wenn ſonſt keine polizeiliche Bedenken eintreten, und der Unterhalt des Betheilig— 
ten, ſowie die Ruͤckkehr deſſelben in ſeine Heimath geſichert ſei. Jedenfalls aber muß 
ſich derjenige, der einen ſolchen Judenburſchen aufnehmen will, deshalb an den Magi⸗ 
ſtrat des Orts, und, wenn dieſer ſeine Verwendung verſagt, an die Regierung wenden. 

(V. M. Bl. 1842. S. 414.) 


5) In Betreff des Aufenthaltes jüdiſcher Handwerksgeſellen aus den 
neueren Provinzen in den alten, ſo wie wegen derſelben im Allgemeinen. 
Vergl. Abthl. I. Abſchn. 7. Kap. II. | 


II. In Anſehung des Geſindedienſtes beſtimmen: 


1), R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 15. Nov. 1826 
an die K. Reg. zu Danzig. Der dem jüdiſchen Geſinde aus den neuen 
oder wieder eroberten Provinzen zu geſtattende temporaire Aufenthalt. 

Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf den Ber. v. 23. v. M. eröffnet, daß, wenn 
der Zulaſſung der aus einer neuen oder wiedereroberten Provinz gebürtigen Juden, wel⸗ 
che in das Verhaͤltniß von Dienſtboten treten, aus polizeilichen Ruͤckſichten nichts ent⸗ 
gegen ſteht, Ihr Seitens des unterzeichneten Min. ohne Bedenken überlaſſen bleibt, dies 
ſen Individuen den temporairen Aufenthalt innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks zu ge⸗ 
ſtatten, indem dieſer von der Niederlaſſung, womit das Recht des Wohnſitzes verbunden, 
wohl zu unterſcheiden iſt. (Ann. X. S. 1086.) 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 28. Juni 


1828 an die K. Reg. zu Bromberg. Nichtausſchließung der im Großher⸗ 


zogthum Poſen temporair ſich aufhaltenden inländiſchen Juden vom Ge⸗ 
ſindedienſte. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 15. d. M. eroͤffnet, daß die Aus⸗ 
ſchließung juͤdiſcher Dienſtboten anderer inländifcher Provinzen von dem blos temporai⸗ 


ren Aufenthalt im Großherzogthum Poſen, Behufs des Geſindedienſtes, eine zweckloſe 


Haͤrte involiren würde. Von dieſer Ausſchließung kann mithin Abſtand genommen, je⸗ 
doch muß von den Orts⸗Behoͤrden mit Strenge daruͤber gewacht werden, daß die nicht 
zum bleibenden Aufenthalt berechtigten Juden anderer inlaͤndiſcher Provinzen ſich nicht 
unter dem Vorwande des Geſindedienſtes unvermerkt einniſten. 

(Ann. XII. S. 444.) 
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III. Aufenthalt wegen verwandtſchaftlicher Verhältniſſe. 

R. des K. Min. des Inn. (Gr. Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 
Reg. zu N. 
„Wenn ſchon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einſchleichen von Juden aus der Pro: 
vinz Poſen mit Aufmerkſamkeit vorzubeugen ſucht, fo würde es doch zu weit gehen, 


wenn man ohne Beruͤckſichtigung der naͤchſten Familienverhältniſſe, den Bruder hindern 


wollte, ſich ſeiner Schweſter anzunehmen, weil dieſe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
dem Großherzogthum Poſen gebuͤrtig iſt, und wenn ebenſo deshalb die Schweſter gehin⸗ 
dert werden ſollte, dem Bruder in feinem Geſchaͤfte und feiner Haͤuslichkeit Beiſtand zu 
leiſten. Nur triftige polizeiliche Gründe, aus der Moralität der Betheiligten, oder 
ihrer Unfähigkeit, ſich dauernd einen ehrlichen Unterhalt zu verſchaffen, entnommene 
koͤnnen in ſolchem Falle Veranlaſſung geben, auch Familienmitglieder von einander zu 
trennen, und ſie ihrer gegenſeitigen Hülfe zu berauben. Dergl. Gründe hat nun die K. Reg. 
in Ihrem Ber. v. 17. Aug. c. nicht angeführt, ebenſowenig dasjenige beſtritten, wo⸗ 
durch der N. ſein Geſuch um fernere Duldung ſeiner Schweſter unterſtützt hat. Die 
K. Reg. wird daher veranlaßt, entweder der Johanna N. den ferneren Aufenthalt in 
B., als einer Fremden, gegen von Zeit zu Zeit zu erneuernde Aufenthaltskarte, zu ge⸗ 
ſtatten, oder die beſondern Gruͤnde, welche dem entgegenſtehen, noch anzuzeigen. 
(V. M. Bl. 1842. S. 337.) 


Drittes Kapitel. 


Strafe der verbotenen Aufnahme von Juden aus anderen 
Landestheilen. 


R. des K. Min. des Inn u. der Pol. (v. Rochow) v. 5. Mai. 1837 


an die K. Reg zu Frankfurt a. d. O. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf den Ber. v. 13. v. M., daß ich keine Veranlaſſung 
finde, der Anſicht, welche das dortige Oberlandesgericht in dem in der fiskaliſchen Un⸗ 
terſuchung wider den Kaufmann N. zu N. wegen Annahme eines Poſener Juden in ſei⸗ 
nem Dienſte, ergangenen Erkenntniſſe ausgeſprochen hat, und nach welcher die im §. 35 
des G. v. 11. März 1812 für Aufnahme fremder Juden feſtgeſetzte Strafe bei der 
Aufnahme inländifcher, mit dem Staatsbürgerrechte nicht betheiligter Juden nicht ſtatt⸗ 
ſinden kann, entgegen zu treten. Da indeſſen das Ueberziehen von Juden aus einer 
Provinz in eine andere mit verſchiedener Geſetzgebung im Allgemeinen jedoch ohne beſon⸗ 
dere Strafanordnung verboten iſt, fo bleibt der K. Reg. uͤberlaſſen, dieſes Vorbot durch 
Ihr Amtsblatt einzuſchärfen und deſſen Uebertretung von Seiten derer, welche dergleis 
chen Juden ohne Erlaubniß bei ſich aufnehmen, mit einer Polizeiſtrafe von fuͤnf Thlrn. 
zu verpoͤnen. (Ann. XXI. S. 468.) 


* 


Vierte Abtheilung. 
Die Verhältniſſe der ausländiſchen Juden zum Preußiſchen Staate. 


Erſter Abſchnitt. 


Erwerbung des Preußiſchen Staatsbürgerrechtes Seitens 
ausländiſcher Juden. 


Erſtes Kapitel. 
In den alten Provinzen. 
Für die alten Provinzen beſtimmt hierüber 
1) das Ed. v. 11. März 1812 in den $$. 3133 wie folgt. 


8. 31. 


Fremden Juden iſt es nicht erlaubt, in den hieſigen Staaten ſich niederzulaſſen, ſo 
lange ſie nicht das Preuß. Staatsbuͤrgerrecht erworben haben. 
$. 32. | 
Zur Erwerbung dieſes Bürgerrechis koͤnnen fie nur auf den Antrag der Regierung der 
Provinz, in welcher die Niederlaſſung erfolgen ſoll, mit Genehmigung Unſeres Mini⸗ 
ſterii des Inn. gelangen. 


$. 33. 
Sie genießen alsdann mit den Einländern gleiche Rechte und Freiheiten. 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 15. Juli 1817 
an die K. Reg. zu Stettin. Bedingungen der Naturaliſation. 


. d Juden koͤnnen nur durch Naturaliſation das Staats-Buͤrgerrecht 
erwerben. 

Dieſe Naturaliſation wird ertheilt, wenn ein beſonderes oͤffentliches Intereſſe, es 
gründe ſich ſolches auf cin betraͤchtliches einzubringendes Bermoͤgen, auf beſonders nuͤtz— 
liche Gewerbebetreibung, auſ anderweitige nuͤtzliche Geſchicklichkeiten oder auf vorzügliche 
Geiſtesbildung, dafür obwaltet, daß man ein beſtimmtes Individuum für den Staat 

ewinne. 

g Eine Veranlaſſung diefer Art iſt aber Hinſichts des franzoͤſiſchen Juden Samfon 
Levy aus Neuweiler, uͤber deſſen Geſuch um Ertheilung des Preuß. Staatsbuͤrgerrechts 
die K. Reg. zu Stettin unterm 7. d. M. anderweit berichtet hat, bis jetzt durchaus 
nicht angegeben, und nachgewieſen, und derſelbe daher bis auf Weiteres unbedenklich 
zurückgewieſen 1c. (Ann. J. H. 3. S. 83.) 
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Zweites Kapitel. 


In den Landestheilen welche zum Großherzogthum War: 
ſchau gehörten n) und insbeſondere im Großherzogthum 
Poſen. | 


1) Nach den beiden großherzoglich Warſchauſchen V. v. 20 März 1809 
und 30. Okt. 18122) war beſtimmt, daß nur diejenigen ausländiſchen Ju⸗ 
den aufgenommen werden ſollten, welche wenigſtens ein Vermögen von 
50 Thlr. nachweiſen oder darthun würden, daß ſie in beſtimmten Hand— 
werken erfahren wären. Diejenigen, welche ein Vermögen von 10000 Thlr. 
mitbringen und dieſe zu Fabriken anlegen würden, dabei polniſch, fran⸗ 
zöſiſch, oder deutſch leſen und ſchreiben könnten, und ſich verbindlich mad: 
ten, ihre Kinder vom 7ten Lebensjahre an, in die öffentlichen Schulen zu 
ſchicken, auch ſich äußerlich nicht auszeichneten (nicht Judenkleidung trü— 
gen), ſollten von der Konſcription, und wenn ſie Ackerleute oder Hand— 
BO wären, auf 6 Jahr von allen öffentlichen Laſten und Abgaben be, 
reit ſein. | b ) 


Es beſtimmte, hiervon zum Theil, jedoch ohne Angabe eines Grundes 
abweichend 
2) das R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 17. Mai 


1822. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 19. v. M. eröffnet, daß die 
Aufnahme als Preuß. Staatsbuͤrger in der Regel nur ſolchen fremden Juden zugeſtan⸗ 
den zu werden pflegt, welche entweder eine gemeinnuͤtzige Kunſt oder Wiſſenſchaft gehoͤ⸗ 
rig erlernt haben und wirklich betreiben, oder aber, wenn ſie zur Klaſſe der Gewerbe⸗ 
treibenden gehören, ein eigenthümliches Vermögen von wenigſtens 5000 Kthlr. mit in 
das Land zu bringen ſich verpflichten, und ſich uͤber den Beſitz eines ſolchen Vermoͤgens 
hinreichend auszuweiſen im Stande ſind. dg 

Allgemeine Erforderniſſe der Naturalifation find außerdem: der Nachweis eines un: 
beſcholtenen Lebenswandels und hinlaͤngliche Kenntniß der deutſchen Sprache, um ſich 
derſelben bei ſchriftlichen Aufſaͤtzen bedienen zu können. 

(Ann. VI. S. 389.) 


Drittes Kapitel. 


Erwerbung des Staatsbürgerrechts Seitens ausländiſcher 
Juden durch Heirath und Abſtammung. 


L Das Staats bürgerrecht wird der Ausländerin zu Theil, die einen in: 
ländiſchen jüdiſchen Staatsbürger heirathet. 


1) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 28. März 
1825 an die K. Reg zu Münſter. 


Das unterzeichnete Min. kann mit den Anſichten, welche die K. Reg. in dem Berichte 
v. 10. d. M., betreffend das Geſuch des Iſraeliten N. N. um Geſtattung ber Verhei⸗ 
rathung mit einer ausländiſchen Jüdin, entwickelt hat, unter mehreren Beziehungen 
nicht einverſtanden ſein. 

Im Allgemeinen ermangelt es an aller geſetzlichen Befugniß, die juͤdiſchen Bewohner 
einer Preuß. Monarchie wieder vereinigten oder neu hinzugekommenen Provinz in ihren 
durch die beſtehende, von Sr. Koͤnigl. Maj. bis auf weitere Anordnung beftätigten 
Verfaſſung wohl hergebrachten Rechten zu beſchraͤnken, ſofern nicht ausnahmsweiſe ge: 
wiſſe Beſchraͤnkungen ausdrücklich vorgeſchrieben find, die aber jedenfalls auch nicht ver: 
Möge extenſiver Auslegung der darüber ertheilten Vorſchriften verfchärft werden dürfen. 
Hieraus folgt, daß da, wo den einlaͤndiſchen Juden kraft der beſtehenden Verfaſſung 
geſtattet iſt, einen eigenen Hausſtand zu begründen, und ſelbſtändig erlaubte Gewerbe 


1) Vergl. Abthl. II. Abſchn. III. IV. 
2) Laube G. S. IV. S. 288 und III. S. 345. 
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zu betreiben, ihrer Freiheit hierunter kein Zwang angethan werden kann. Eben fo 
wenig ſind dergleichen Juden in Anſehung der Verheirathung zu beſchraͤnken. 

Wenn ſich der N. N. nun aber in dem Falle befindet, weder in der einen, noch in on: 
derer Rückſicht mehr als andere Einwohner jenes Landestheiles einer Beſchränkung un⸗ 
terworfen werden zu koͤnnen, ſo bleibt nur uͤbrig, die Zuläßigkeit ſeiner Verheirathung 
mit einer Ausländerin zu unterſuchen. 

Das Verbot der Verſtattung ausländiſcher Juden, im Einlande ein Unterkommen als 
Dienſtboten zu ſuchen, iſt auf dieſen ganz verſchiedenartigen Fall auch nicht einmal ana⸗ 
logiſch anzuwenden. Ein beſonderes Verbot der Verheirathung einländiſcher Juden mit 
Ausländerinnen exiſtiret nicht. Ein ſolches würde auch offenbar eine nicht motivirte 
Härte involviren. Unter die Kathegorie der für jetzt noch unterſagten Einwanderung 
ausländiſcher Juden laſſen die Faͤlle, wo jüdiſche Unterthanen eheliche Verbindungen 
mit Ausländerinnen einzugehen beabſichtigen, ſich nicht fuͤglich bringen. Das unter⸗ 
zeichnete Miniſterium hält alſo dafür, daß dergleichen Verbindungen in allen Fällen zu 
verſtatten ſind, wo nicht beſondere Gründe, welche in den perſönlichen Verhältniſſen der 
zur Heirath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegenſtehen. Gruͤnde dieſer Art 
hat die K. Reg. in Betreff der SEN des N. N. mit der N. N. aus Kurheſſen 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wird daher hiermit veranlaßt, dieſe Verheirathung 
zuzugeben. (Ann. IX. S. 164.) 

2) Extrakt aus dem R. d. K. Min. des Inn. (Erſte Abth. Köhler) v. 
28. Okt. 1825 an die K. Reg. zu Poſen. 

Die Nichtzulaſſung der Verheirathung einheimiſcher Juden mit ausländiſchen Jüdin⸗ 
nen, welche der Vorſchrift des General⸗Juden⸗Reglements v. 17. April 1797 im $. 16 
rückſichtlich des Vermögens⸗Nachweiſes genuͤgt haben, iſt geſetzlich gar nicht zu begrün⸗ 
den 1). Die allgemeine Beſtimmung, nach welcher auslaͤndiſchen Juden für jetzt in der 
Regel die Niederlaſſung im Großherzogthume Poſen nicht erlaubt werden darf, kann auf 
Fälle der beſchriebenen Art ſelbſtredend keine Anwendung finden, da ſich jene Beſtim⸗ 
mung augenſcheinlich darauf nicht bezieht, und der K. Reg. ſteht es durchaus niemals 
zu, über das Geſetz ſelbſt hinauszugehen. (Ann. IX. S. 1054.) 

3) R. des K. Min. des Inn. und der P. (v. Brenn) v. 30. Dec. 1830 
an das K. Ober⸗Praͤſidium zu Poſen. 

Ew. ꝛc. erwiedere ich auf Ihren Ber. v. 16. d. M., daß ſo eben uͤber die Feſtſtellung 
der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in den neuen und wiedererworbenen Provinzen 
verhandelt wird, und es daher nicht an der Zeit iſt, jetzt dieſerhalb irgend neue Beſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. 

Was nun die auf Anlaß des abſchriftlich mitgetheilten Ber. der K. Reg. zu Brom⸗ 
berg v. 23. Nov. c. das bei der Verheirathung inlaͤndiſcher Juden mit ausländiſchen 
Jüdinnen zu beobachtende Verfahren betreffend, von Ew. ꝛc. vorgetragenen Zweifel ans 
langt, ſo bin ich 

ad 1. mit Ihnen darin einverſtanden, daß über die Art, wie der nach dem General: 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß die auslaͤn⸗ 
diſche Juͤdinn ihrem zukünftigen Ehegatten ein Heirathsgut von 500 Kthlr. zuge⸗ 
bracht, zu führen fei, keine beſtimmten Vorſchriften ertheilt werden koͤnnen, fon: 
dern es nur der pflichtmäßigen Beurtheilung der Landesbehörden uͤberlaſſen wer— 
we ` in welcher Art fie ben Beweis verlangen, und als geführt annehmen 
wollen; 

ad 2. muß allerdings, da das G. v. 17. April 1797 im Netz⸗Diſtrikt nicht publizirt 
worden, bis auf weitere Beſtimmung nach dem General-Juden Privilegio v. 
17. April 1750 verſahren werden; 

ad 3. aber bleibt es der Regierung uͤberlaſſen, zu arbitriren, welche Summe des nad): 
zuweiſenden Vermoͤgens als dem Geſetz entſprechend zu betrachten ſei, und wird 
nichts dagegen erinnert werden können, wenn ſie die im G. v. 17. April 1797 
feſtgeſetzte, als Norm annimmt. (Ann. XIV. S. 786.) 


Die Beſtimmung der vorſtehenden Verfügung war nicht geſetzlich baſirt. 
Die Gen. Juden⸗Regl. v. 17. April 1750 und 17. April 1797, auf welche 
hier zurückgegangen wird, find theils durch das Ed. v. 11. März 1812, 


— — — — 


1) Daß auf die Beſtimmung dieſes laͤngſt aufgehobenen Geſetzes nicht Bezug ges 
nommen werden koͤnne, iſt dargethan Abth. II. Abſchn. III. Kap. I. 
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theils — in Beziehung auf die zum Herzogthume Warſchau gekommenen 
Landestheile — durch die Juden⸗Verfaſſung des Letzteren antiquirt ), alfo 
für Entſcheidung der Frage ohne Einfluß. Die ausländiſche Jüdin, welche 
einen inländiſchen Juden heirathet, wird von ſelbſt Inländerin, ohne daß ſie 
irgend einen Nachweis eingebrachten Vermögens zu liefern hätte. Der er⸗ 
ſtere Satz ſtützt ſich auf allgemein und von Preußen insbeſondere anerkannte 
ſtaatsrechtliche Prinzipien. Durch die V. v. 1. Juni 1833. §. 25 iſt jedoch 
für das Großherzogtbum Poſen wiederum eine Beſtimmung, ähnlich der 
im R. v. 30. Dec. 1830 gedachten, eingeführt worden. Aan . 

Il. Ein Ausländer erlangt durch Heirath einer inländiſchen Jüdin we⸗ 
der das Niederlaſſungs-Recht in Preußen, noch, den Umſtänden nach, das 
Preußiſche Staatsbürgerrecht. Ueber dieſen auf anerkannten Prinzipien ruhen⸗ 
den und für die alten Provinzen im $. 19 des Ed. v. 11. März 1812 aus⸗ 
geſprochenen Satz bemerkt das R. des Min. des Inn. (Erſte Abth. Köh⸗ 
ler) v. 3. Febr. 1826. | | 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 25. v. M. eröffnet, daß fremden 
Juden, welche ſich mit einheimiſchen Jüdinnen verheirathet haben, die Niederlaſſung im 
Preuß. Staate um dieſer Verheirathung willen nicht zu verſtatten iſt; indem vielmehr 
das Verbot der Aufnahme in einländiſche Provinzen auch auf dergleichen Juden volle 
Anwendung findet. Nach dieſer Vorſchrift iſt in der Regel zu verfahren. 

(Ann. X. S. 109.) vu | Sdt 

IL In Betreff der Kinder ausländiſcher Juden, die mit ihrer in zwei⸗ 
ter Ebe in Preußen lebenden Mutter in's Land gekommen, bemerkt das R. 
des Min. des Inn. (Erſte Abth. v. Meding) v. 26. Mai 1840 an das 
K. Pol. Präſidium zu Berlin: | 

Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Verhältniffen hat es gar kein Bedenken, die 
bei ihrer Mutter, der verehelichten N. aus Schneidemühl, befindliche Tochter in hieſiger 
Stadt ferner zu dulden, daher das K. Polizei⸗Praͤſidium derſelben den Aufenthalt hier⸗ 
ſelbſt zu geſtatten hat. E 

Da es übrigens eine große Härte fein würde, eine noch minderjährige 14 jährige Toch⸗ 
ter, nachdem ſie den Vater verloren, von der Mutter um deswegen zu entfernen, weil 
die in zweiter Ebe hier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte der alt⸗ 
ländifchen Juden hat, fo möge das K. Polizei⸗Praͤſidium in Zukunft, bevor daſſelbe fo 
enge Familienverhältniſſe ſtört, wie bei Ausführung des Beſcheides v. 6. März d. J. or 
ſchehen fein würde, in ahnlichen Fällen vor Erlaß einer Verfügung beim Miniftertum 
anfragen. (V. M. Bl. 1840. Nr. 376.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Beſtimmungen über die Geſtattung des Aufenthaltes auslan: 
diſcher Juden im Preußiſchen Staate. 
Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
J. 
| In Anſehung der alten Provinzen. 

1. Das Ed. v. 11. März 1812 beſtimmt in dieſer Beziehung in den 

ah, 34—38 wie folgt: 


$. 34. 
Fremde Juden, als ſolche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, noch als 


1) Vergl. hierüber die Note 1. zum R. v, 28 Okt. 1825. 
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Lehrburſchen, noch zu Gewerks- oder Hausdienſten angenommen werden. Es erſtrecket 
ſich jedoch dieſes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche ſich zur Zeit der Publi— 
kation des gegenwärtigen Edikts bereits in Unſern Staaten befinden. 

35 


$. 35. 

Diejenigen einländiſchen Juden, welche gegen dieſe Vorſchrift ($. 34) handeln, verfals 
len in 300 Rthlr. Strafe, oder im Falle des Unvermoͤgens, dieſe zu erlegen, in eine, den 
wegen der Verwandlung der Strafen vorhandenen allgemeinen Vorſchriften angemeſſene 
Gefängnißſtrafe, und der fremde Jude muß uͤber die Gränze geſchafft werden. 

36 


Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder zum Betrieb 
erlaubter Handelsgeſchäfte geſtattet. Ueber das von denſelben und gegen dieſelben zu 
beobachtende Verfahren, ſollen die Polizei-Behörden mit einer beſonderen Inſtruktion 
verſehen werden. gg 


Wegen des Verbots wieder das Hauſiren überhaupt, hat es bei den Polizei⸗Geſetzen 
auch in Abſicht der Juden ſein er? / 

. 38. 

In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an der Oder dürfen fremde 
Da fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, ſich auf: 
yalten. 

2. Inſtr. des Staatskanzlers v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
ſaͤmmtl. Reg. 

In dem S. 36 des Ed. v. 11. März d. J. ꝛc. iſt noch eine beſondere Inſtruktion für 
die Polizei⸗Behörden über das gegen die ins Land kommenden ausländiſchen Juden zu 
beobachtende Verfahren vorbehalten worden. In Bezug darauf wird zuvörderſt in Er: 
innerung gebracht, daß die Abſicht des Edikt dahin geht, daß, nach Erfüllung der in den 
63. 3. und 4. deſſelben vorgeſchriebenen Bedingungen, nicht blos die im §. 1. bezeichne: 
ten jüdiſchen Glaubensgenoſſen und deren Familien, die mit Generalprivilegien, Natu— 
raliſationspatenten, Schutzbriefen und Konzeſſionen verſehen ſind, für Einländer und 
Preußiſche Staatsbürger angenommen werden ſollen, ſondern daß ſich dieſes auch er— 
ſtrecket auf ſämmtliche jüdiſche Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die, ohne den 
Beſitz einer beſondern obrigkeitlichen Erlaubniß dazu, zu der Zeit der Publikation des 
Geſetzes ſich im Lande befunden und an dem Orte ihres Aufenthalts als Lehrer, Ge 
lehrte, Künſtler, Studenten, Handlungs- und Gewerbegehülfen, durch Hand— 
und Hausdienſtleiſtungen, oder durch andere Erwerbzweige ſich redlich erhalten haben. 
Es find daher nach der Vorſchrift des 9. 34. des Edikts, nur diejenigen im Lande be⸗ 
findlichen jüdiſchen Glaubensgenoſſen als Ausländer zu behandeln und fortzuſchaffen, 
welche ſich in das Land einſchleichen, und ohne einen eigenen Erwerbzweig nur durch 
öffentliche und Privatunterſtützung ſich erhalten haben. 

In Anſehung der künftig in die Preußiſchen Staaten kommenden ausländiſchen Glau— 
bensgenoſſen, iſt 

1) zwiſchen ſolchen ausländiſchen Juden, die blos als Reiſende das Land betreten, 
und ſolchen, die im Lande Geſchäfte treiben wollen, zu unterſcheiden. Was die Er: 

ſteren betrifft, ſo ſind dieſelben im Allgemeinen genau eben ſo, wie alle andere frem⸗ 
den in oder durch das Land Reiſenden zu behandeln, und wird hierüber das Nähere 
in dem bevorſtehenden beſonderen Paßreglement beſtimmt werden. Bis dahin iſt 
von allen betreffenden Behörden mit Sorgfalt darauf zu halten: 

a. daß kein ausländiſcher Jude ohne einen beſondern unverdächtigen Reiſepaß ſeiner 
Ortsobrigkeit, welcher die Beſchreibung ſeiner Perſon, die Benennung des Orts 
ſeines bisherigen Aufenthalts, die Angabe ſeines Standes und Gewerbes, und 
den Zweck und das Ziel ſeiner Reiſe enthalten muß, ins Land gelaſſen werde, 
und daß beſonders Vagabonden und Bettler jüdiſcher Religion, ſelbſt dann, 
wenn ſie mit einem ſolchen Paſſe verſehen ſind, jedoch einen nothwendigen und 
zuläſſigen Reiſezweck und eine erlaubte Beſchäftigung in hieſigen Landen nicht 
nachweiſen konnen, ſchlechterdings nicht über die Gränze gelaſſen werden, ferner 

b. daß bei dem Zuſammenreiſen mehrerer Perſonen, jede einzeln, in ſofern ſie nicht 
au 2 SEN Ce ber SE eines n gehoͤrt, und dieſes durch 

en Reiſepaß deſſelben zweifelfrei nachgewieſen iſt, einen be | ie: 
D d mi Gelee RK chg ft, ſondern Reiſepaß die 

c, daß der fremde jüdiſche Reiſende von der erſten einländiſchen Polizeibehoͤrde 
deren Sitz er berührt, zu ſeiner weiteren Reiſe im Lande se cb ſich 3 
laſſe, der gleichfalls die Beſchreibung feiner Perſon, die Reiſeroute und den Ort 
der Beſtimmung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten unterweges gehörig 
viſirt werden muß. 
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2) In Rückſicht auf die ausländiſchen Juden, die innerhalb Landesgeſchäfte treiben 
wollen, findet gleichfalls alles dasjenige Anwendung was unter 1) wegen der Er⸗ 
forderlichkeit der Reiſepäſſe feſtgeſetzt iſt. Außerdem kömmt es aber bei ſolchen Ter, 
ner darauf an, ob dieſelben Buͤrger oder Angehoͤrige eines Staats ſind, in welchem 
die Juden alle ſtaatsbürgerliche Rechte haben, oder nicht. Im erſteren Falle ſind ſie 
im Allgemeinen, wie die Chriſten ihres Vaterlandes zu behandeln, und iſt nach 
$. 154 bis 160 des G. v. 7. Sept. 1811, die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe 
betreffend, zu verfahren; jedoch ſoll ſolchen juͤdiſchen Auslaͤndern nicht anders, als 
nach eingeholter Genehmigung des allgemeinen Polizeidepartements, die Erlaub⸗ 
niß und der Gewerbeſchein dazu ertheilet werden, ein Gewerbe umherziehend zu 
betreiben. 

3) Ausländiſchen Juden, die in ihrem Vaterlande nicht alle ſtaatsbürgerlichen Rechte 
haben, iſt innerhalb Landes blos der Ankauf Preußiſcher Produkte und Fabrikate 
und der Verkauf der Produkte und Fabrikate desjenigen Staats, in dem ſie ihre 
Heimath haben, und zwar lediglich auf offenen Maͤrkten oder in großen Handels⸗ 
plätzen geſtattet. Aller andere Gewerbebetrieb und Handel und beſonders der De: 
tail⸗ und Hauſirhandel, imgleichen alles Kommiſſions- und Speditionsgeſchäft, 
bleibt ihnen unterſagt. | 

4) Jede befondere Vergünſtigung, welche den Juden, als ſolchen, zeither auf der 
er Meſſe oder fonft irgendwo zügeftanden fein mag, hoͤrt hingegen gaͤnz⸗ 

ich auf. | 
Hiernach hat die K. Reg. ſich künftig gemeſſenſt zu achten und demgemaͤß das 
Weltere zu veranlaſſen. (Sämmtliche Amtsbl.) 


II. 
In Anſehung des Großherzogthums Poſen. 


Der $. 30. der V. v. 1. Juni 1833 disponirt: 


Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe oder zum Betriebe 
erlaubter Handelsgeſchäfte geſtattet. Das Verfahren gegen dieſelben beſtimmen die er⸗ 
theilten oder noch zu ertheilenden polizeilichen Vorſchriften. 


III. 
Verhütung des Einſchleichens ausländiſcher Juden. 


A. Paßverfahren in Betreff ausländiſcher Juden! ). 

1) Erneuertes nnd geſchärftes Edikt wegen der überhandnehmende ! 
fremden Bettel⸗Juden v. 12. Dec. 1780. 

Wir Friedrich ꝛc. thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir, ohnerachtet der 
vielfältigen, inſonderheit unterm 13. Nov. 1719, 10. Dec. 1720, 21. Jan. 1725, 
30. Sept. 1733, 3. Jan. 1737, 9. Sept. 1738 und 28. April 1748 wider das Einſchlei⸗ 
chen fremder Bettel⸗Juden ergangenen V. und Ed. dennoch mißfällig wahrgenommen 
haben, daß dieſes Uebel ſehr überhand genommen, und die dawider gegebenen Geſetze 
faſt gänzlich außer Acht gelaſſen, diejenigen, welchen die Abhaltung ſolchen Geſindels 
aus Unſern Landen obgelegen, wegen Vernachlaͤßigung ihrer Pflicht nicht zur Verant⸗ 
wortung gezogen worden, die Bettel⸗Juden aber durch allerlei falſche Vorwendungen 
ſich den Eingang und Aufenthalt in Unſern Landen zu verſchaffen gewußt haben. Wir 
haben demnach aus Landesväterlicher Vorſorge noͤthig gefunden, oberwaͤhnte V. und 
Ed., damit ſolche für das Künftige genauer und zuverläſſiger, als bisher geſchehen, 
beobachtet und ausgeübt werden, hiermit und Kraft dieſes dahin zu extendiren, und 
näher zu beſtimmen, daß 

1) Kein fremder Jude uͤberhaupt, welcher zu Fuße, und nicht mit eigenem oder ge⸗ 
dungenem Fuhrwerke, oder mit der Poſt, oder zu Pferde kommt, von nun an in Unſere 
Lande eingelaſſen, ſondern eines von ſeiner fremden Schutzobrigkeit habenden Paffes 
oder Zeugniſſes ungeachtet, fofort an den Graͤnzort zurückgewieſen werden ſoll. 

2) Von den zu Fuße reiſenden Juden aber ſind nur allein diejenigen durch und ins 
Land zu laſſen, welche entweder zur Frankfurter Meſſe gehen oder 50 Thaler bei ſich 


— 


1) In Anſehung der inlaͤndiſchen Juden vergl. Abth. I. Abſchn. III. Kap. II. 


ES 


— 


426 Die Verhältniſſe ausländiſcher J. zum Preuß. Staate. 


habendes baares Geld auſweiſen, oder eines einländifchen Schutzjuden von deſſen Obrig⸗ 
keit beglaubigtes Atteft, daß derſelbe ſolchen fremden Juden als Domeſtiquen zu feinem 
Dienſte verſchrieben habe, produciren koͤnnen. 


3) Einen dergl. zu Fuß an einem Gränzort ankommenden Juden, wenn er gedachter— 
maßen zum Einpaſſiren qualificirt befunden wird, muß vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte ein Atteſt 
oder Paß, in welchem 

die Stadt oder Ort, wohin er reiſen will, und 

die Zeit ſeines Aufenthalts im Lande 
zu bemerken iſt, gegeben, und derſelbe zugleich zu ſeiner weitern und völligen Abfertigung 
an die, an dem Orte des Graͤnz-Zoll⸗Amts oder ſonſt zunächſt demſelben vorhandene 
einländifche Obrigkeit, mit der ausdruͤcklichen Bedeutung hingewieſen werden, daß der 
Paß des Zoll⸗Amts allein zur ſichern Fortſetzung ſeiner Reiſe in das Land nicht hinreiche, 
ſondern er dazu auch ein Atteſt der erwähnten Obrigkeit haben müſſe, oder ſonſt des 
Zoll⸗Paſſes ungeachtet gegen ihn, mit Gefaͤngniß und Strafe, ſobald man feiner hab⸗ 
haft werde, verfahren werden würde. Dieſer vorläufige Einlaſſungs⸗Paß des Zoll⸗Amts 
ſoll gegen 2 Ggr. Schreibgebuͤhr, ohne Stempel, ertheilt werden. 

4) Wenn ein ſolcher Jude vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte ſeine Abfertigung zum weitern Ein⸗ 
paſſiren ins Land erhalten, und vorgedachtermaßen an die nächſte einländifche Obrigkeit 
verwieſen worden, ſo muß dieſe gleichfalls von ſeiner Qualifikation zum weitern Ein⸗ 
gange ins Land, nach den $. 2 beſtimmten Erforderniſſen ſich überzeugen, und ihm hier⸗ 
auf ein Atteſt darüber unter öffentlichem Amtsſiegel ertheilen, in welchem zugleich 

a) fein Wohnungs⸗Ort, 

b) die Stadt, wohin im Lande er reifen will, 

e) feine Anzeige im Allgemeinen von dem vorhabenden Geſchaͤft oder dem Zweck fols 
cher Reiſe, 

d) die längſte Zeit, welche er im Lande ſich aufzuhalten gedenke, 

e) einige Beſchreibung feiner Perſon, nach der ungefaͤhrlichen Größe und dem An— 
ſehen nach zu ſchaͤtzenden Alter, der Farbe des Bartes und der Haare, auch der 
noch ſonſt etwa in die Augen fallenden Geſichts-Zeichen, 

auszudrücken iſt. Mit ſolchem Atteſt aber muß die Obrigkeit denſelben nicht aufhalten, 
ſondern möglichſt geſchwinde abfertigen, auch dafuͤr außer dem Stempelbogen von 4 Ggr. 
nichts mehr als 2 Gar. Schreibgebühren nehmen, und ihn dabei belehren, daß er dieſes 
Atteſt nebſt dem Paß des Gränz-Zoll-Amts bis zu feiner Rückkehr außerhalb Landes 
wohl aufzuheben habe, indem er an allen Orten im Lande, welche er durchreiſen oder wo 
er ſich aufhalten würde, ſelbiges werde vorzeigen muͤſſen, und wenn er dieſes nicht zu 
thun vermöchte, als ein zum Betteln oder aus andern unerlaubten Abſichten eingeſchli⸗ 
chener Vagabonde angeſehen, geſtraft und über die Gränze gebracht werden wuͤrde. 


Ueberdem iſt dergl. Juden von der ihm das Qualifikations⸗Atteſt ertheilenden Obrig⸗ 
keit zu belehren, daß er die öffentlichen Straßen nach der angegebenen Stadt halten, 
und überhaupt weder betteln, noch in Staͤdten, wo Juden wohnen, ſich von denſelben 
Almoſen oder freien Unterhalt und die Mittel zu ſeinem weitern Fortkommen reichen 
laſſen, auch wenn er uͤber die in ſeinem Qualifikations-Atteſt beſtimmte Zeit, wegen 
Krankheit oder anderer unvermeidlicher Hinderniſſe, ſich im Lande aufzuhalten gezwun⸗ 
gen ſein ſollte, ſolches der Obrigkeit, wo er ſich befindet, glaubhaft nachweiſen, und auf 
eine gewiſſe zu verlängernde Zeit ſeines Aufenthalts im Lande, ein Atteſt, welches jedoch, 
wenn die Hinderung der Fortreiſe in andern Urſachen, als in einer wirklichen Krankheit 
beſteht, ohne vorherige Anfrage bei der Kriegs- und Domainenkammer oder Kammer⸗ 
Deputation der Provinz, wo der Jude ſich aufhaͤlt, von keiner Obrigkeit ertheilt wer— 
den muß, ſich geben laſſen oder zu gewarten haben ſoll, daß, wenn er auf Neben- und 
ſolchen Wegen, die nicht zu der von ihm angegebenen im Atteſt benannten Stadt führen, 
oder auch über die darin beſtimmte Zeit ſich im Lande betreten laſſen ſollte, er als des 
Bettelns oder anderer unerlaubter Handlungen und Abſichten verdächtig, zum Gefäng: 
niß gebracht, zur Unterſuchung gezogen, und wenn auch ſonſt nichts auf ihn zu bringen 
iſt, er dennoch ſofort blos um deswillen, weil er ſich auf Abwegen betreffen laſſen, oder 
über die im Atteſt benannte Zeit ſich im Lande aufgehalten, über die Gränze geſchafft, 
wenn er aber auf Betteln, freier Beköſtigung und weiterer Fortbringung von ſeinen 
Glaubensgenoſſen, Kontrebande, oder Hauſiren ſich befinden läßt, mit Zuchthaus = oder 
Feſtungsſtrafe belegt werden wird. | 


5) Wenn ein fremder Jude mit eigenem oder gedungenem Fuhrwerke auf der Gränze 
einpaſſirt und mehrere Juden bei ſich hat, ſo iſt derſelbe zu befragen, ob die übrigen 
ihm zugehören; oder ob er das Fuhrwerk mit ihnen gemeinſchaftlich gemiethet habe? 
und iſt er dabei zu verwarnen, daß, wenn er die Wahrheit hinterhalten ſollte, und er 
die uͤbrigen Juden blos in der Abſicht aufgenommen, um ihnen den Eintritt ins Land 
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zu verſchaffen, er ſelbſt mit gleicher Strafe, wie die durch ſolche ſeine Hülfe eingeſchli⸗ 
chenen Juden angeſehen werden ſoll. 

6) Damit auch fremde Bettel-⸗Juden, welche, wenn fie auf Nebenwegen ſich einge: 
ſchlichen, mit keinem vorfchriftsmäßigen Atteft verſehen fein können, nicht unter dem 
Vorwande, daß fie einländiſche Schutz-Juden oder derſelben Bediente und Angehörige 
ſind, ſich im Lande aufhalten und herumvagiren können, ſo ſoll jeder einländiſche Schutz⸗ 
Jude auf Reiſen, die er zu Fuß thut, ſeinen Geleitsbrief oder ein Atteſt der Obrigkeit 
ſeines Orts, zu ſeiner Legitimation, bei ſich führen, und wenn er einen Bedienten oder 
Angehörigen zu Fuß ausſchickt, ihn mit eben dergleichen obrigkeitlichen Atteſt verſehen. 
Daſſelbe kann ein Schutzjude zu ſolchen Reiſen für ſich, nicht minder für denjenigen 
ſeiner Bedienten, den er zu dergl. Reiſen gebraucht, ein für allemal ſich geben laſſen. 
Nur muß er dasjenige Atteſt, welches er einem zu Ausſchickungen gebrauchten Bedien⸗ 
ten ausfertigen läßt, demſelben, wenn er aus feinem Dienſte geht, abnehmen, damit 
kein Mißbrauch davon zum Herumvagiren und Betteln gemacht werden koͤnne, wie 
dann, wenn er dieſes unterlaſſen, und daraus ſolcher Mißbrauch entſtehen ſollte, er 
ſodann als ein Mitſchuldiger angeſehen und geſtraft werden wird. Würde aber ein 
Schutzjude oder deſſen Bedienter, ohne erwähntes Atteſt bei fi zu führen, auf eine 
Reiſe zu Fuß ſich begeben, ſo hat er zu gewärtigen und ſich ſelbſt beizumeſſen, daß er als 
ein verdächtiger Betteljude fo lange, bis er ſich hinlänglich legitimirt haben wird, an: 
gehalten, und dem Befinden nach zum Arreſt gebracht werden ſoll. Uebrigens iſt in 
dieſen Atteſten eben ſo, wie in denjenigen, welche fremden, zu Fuße einpaſſirenden Ju⸗ 
den ertheilt werden ſollen, die Perſon nach ihrem äußerlichen Anſehen zu beſchreiben, 
und dafür außer dem Stempelbogen von 4 Ggr. nichts mehr als 2 Ggr. Schreibgebüh⸗ 
ren zu nehmen. 

7) Alle Gerichtsobrigkeiten, Zollaͤmter, Schulzen und Dorf-Gerichte, Kreis- und 
Polizeiausreiter, Thorſchreiber, Tabaks- und andere zur Entdeckung der Kontrebande 
und Defraudationen beſtellte Aufpaſſer und Bediente ſollen nicht nur befugt, ſondern 
auch ſchuldig ſein, die zu Fuße reiſenden Juden ſowohl beim Einpaſſiren in einen Ort 
und in ihren Herbergen, als auch ſelbſt auf den Heer- und anderen Straßen anzuhal⸗ 
ten, von ihnen die Vorzeigung eines Atteſtes obgedachter Art zu erfordern, und wenn 
ſie dergleichen nicht aufweiſen können, oder die darin beſtimmte Zeit ihres Aufenthalts 
in Unfern Landen verfloſſen iſt, dieſelben in den nächſten Gerichtsort zum Arreſt bringen 
zu laſſen. f 


Beſonders muͤſſen diejenigen, bei welchen dergleichen Juden auf dem platten Lande 
einkehren, ſofort der Obrigkeit oder dem Schulzen daſelbſt ſolches anzeigen, und die Ge⸗ 
richte des Orts ſich das Atteſt vorzeigen laſſen, bei deſſen Ermangelung oder befundener 
Ueberfchreitung der Zeit des Aufenthalts im Lande aber den unlegitimirten Juden arre⸗ 
tiren, und ihn dem Landrathe des Kreiſes oder dem Magiſtrat der nächſten Stadt, oder 
dem nächſten Juſtizamte zu deſſen Verwahrung in einem öffentlichen Gefängniſſe ab⸗ 
liefern, worauf der Landrath, Magiſtrat oder Juſtizamt die Unterſuchung wider ihn 
anzuſtellen, und das aufgenommene Protokoll der Kriegs⸗ und Domainen⸗Kammer ein⸗ 
zuſenden, dieſe aber die Beſtrafung ſowohl des Juden, als derjenigen, die ihn bis dahin 
erweislich haben paſſiren laſſen, ſo wie in der Folge enthalten, zu veranlaſſen hat. 


8) Da es nach dieſer zur gaͤnzlichen Abhaltung fremder Betteljuden abzielenden und 
hierdurch feſtgeſetzten Einrichtung nicht eigentlich darauſ ankommt, ob ein Jude wirklich 
gebettelt hat, ſondern blos, ob er zu Fuſſe reiſe und kein Atteſt von obgedachter Art 
habe, oder die bemerkte Zeit ſeines Aufenthalts im Lande ſchon verſtrichen iſt, um gegen 
ihn als einen unzuläſſigen Vagabonden zu verfahren, ſo ſoll, ſo oft ein ſolcher Jude 
durch die vorgeſchriebene Vigilanz oder auch bei General : Viſitationen entdeckt wird, er 
mag gebettelt haben oder nicht, die ſammariſche Unterſuchung allezeit mit dahin gerich⸗ 
et werden, 


wie gedachter Jude ins Land gekommen, 2 

welche Städte er durchpaſſirt, und 

an welchen Orten, auch bei wem er eingekehrt iſt und übernachtet hat, da denn jeder 
dererjenigen, welche auf Betteljuden von Amtswegen vigiliren ſollen, aber ihn paſ⸗ 
ſiren laſſen, und die ihn beherbergt haben, zur Verantwortung gezogen und in ver⸗ 
hältnißmäßige Geld- oder Leibesſtrafe genommen werden ſollen. 


99 Weil aber der hier vorgeſchriebenen Mittel ungeachtet durch Vorſchub einländiſcher 
Schutzjuden ſelbſt, aus unzeitigem Mitleiden, obwohl zu ihrer eigenen Beläſtigung, den: 
noch fremde Betteljuden ſich einſchleichen, und von ihnen gehegt werden können, ſo ſoll 
nicht nur jeder Schutzjude, bei welchem ein fremder Jude ſich einfindet, ſofort bei Zehn 
Thaler Strafe, und im Wiederholungsfall bei Verluſt feines Schutz⸗Privilegiums, ohne 
daß ihn Verwandtſchaft oder andere Verhältniſſe und Bewegungsgründe entſchuldigen 
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ſollen und die Strafe mindern können, dem Magiſtrat des Orts und in Unſern Reſiden⸗ 
zien dem Polizeidirektorio zur Unterſuchung ſeiner Qualifikation und weitern geſetzlichen 
Verfügung zu melden gehalten, ſondern auch den Judengemeinden überhaupt nicht er— 
laubt ſein, fremde arme Juden herkommen zu laſſen oder anzunehmen, und in ihren 
Armenanſtalten oder durch gemeine Beiträge auf lange oder kurze Zeit zu verpflegen. 
Damit auch 

10) Unſere Lande von denen bisher eingeſchlichenen fremden Bettel- und andern un— 
qualizirten Juden, welche theils von einzelnen Schutzjuden, theils in ihren gemeinen 
Anſtalten gehegt und unterhalten werden, gereinigt werden, fo ſollen die Juden-Aelteſten 
oder Vorſteher jeden Orts, dergleichen bei ihrer Gemeinde befindliche Juden binnen 4 
Wochen dem Magiſtrate angeben, und muß der Kommiſſarius loci ſolche vom Magiſtrat 
ihm zuzuſendende Anzeigen an die Kriegs- und Domainen-Kammer einſchicken, dieſe 
aber die Wegſchaffung ſolcher Juden, ohne Verzug, bewerkſtelligen laſſen, zu welchem 
Ende auch die Xelteften und Voriteher überall, beſonders aber in Unſern Reſidenzien 
und andern großen Städten, wo ſtarke Judengemeinden ſind, befugt und ſchuldig ſein 
ſollen, von jedem Schutzjuden, gegen welchen fie Verdacht haben, daß er einen Bettel⸗ 
juden unter dem Namen eines Domeſtiquen hegt, darüber nach ihren Religionsgebräu: 
chen den Eid zu fordern, welchen die Obrigkeit auf ihr bloßes Verlangen, ohne Geſtat— 
tung einiger Einwendung und Prozeſſes, von dergleichen verdaͤchtigen Schutzjuden und 
deſſen angeblichem Domeſtiquen abnehmen kann und ſoll. 

11) Wenn zu Fuße reiſende, mit einem vorfchriftsmäßigen Atteſt nicht verſehene 
fremde Juden eingezogen werden, ſollen dieſelben, ſie mögen auf Betteln betroffen ſein 
oder nicht, das erſtemal mit 14tägigem Gefängniß bei Waſſer und Brodt beſtraft und 
hiernächſt mit der Verwarnung, daß ſie das zweitemal zum Zuchthauſe auf 6 Monate 
mit dem ſogenannten Willkommen und Abſchiede, das drittemal aber auf Lebenslang in 
die Karre gebracht werden ſollen, aus dem Lande gewieſen, auch bei wiederholten Ein— 
ſchleichungen dieſe Strafe an ihnen vollzogen werden. 

Wir befehlen demnach ꝛc. 

(N. C. o Tom. VI. S. 3084. Nr. 32. de 1780. — Rabe Bd. I. Abth. 6. 
S. 456.) 


2) C. R. des K. Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Okt. 1839 an 
ſämmtl. K. Reg. und das K. Pol. Präſ. zu Berlin. Ertheilung diesfeiti: 
ger Päſſe für aus ländiſche Juden in den diesſeitigen Staaten. 


— — Da übrigens die Erfahrung gelehrt hat, daß vorzugsweiſe auslaͤndiſche Han— 
delsjuden bemüht ſind, ſich Preuß. Päſſe zu verſchaffen, und, wenn ihnen ſolche einmal zu 
Theil geworden, deren Erneuerung oder Prolongation unter den verſchiedenartigſten 
Vorwänden zu erlangen, um das Land nach allen Richtungen durchſtreifen zu können, 
ſo wird hinſichtlich ihrer beſonders feſtgeſetzt, daß eine Prolongation ihrer abgelaufenen 
Paͤſſe, oder die Ausſtellung neuer diesſeitiger Paͤſſe, oder Geleitſcheine in deren Stelle, 
nur unter ganz beſondern Umſtaͤnden und mit ausdrücklicher Bewilligung der K. Reg., 
in deren Bezirk ſie ſich aufhalten, erfolgen darf. In Stelle angeblich verlorener Paͤſſe 
dürfen nur Päſſe zur Ruͤckkehr in die Heimath mit vorbezeichneter Reiſeroute ausgeſtellt 
werden. 

Dagegen werden die K. Reg. der öſtlichen Provinzen, deren Bezirke an das Ausland 
graͤnzen, für den Fall, daß nach ihrem Ermeſſen die den ausländiſchen Juden von ihren 
heimathlichen Behörden ertheilten Paͤſſe eine geringere Gewähr als diesſeitige Eingangs— 
paͤſſe darbieten ſollten, autoriſirt, die zur Ausſtellung von Eingangspäſſen in den Gränz⸗ 
kreiſen beauftragten Behörden zur Ertheilung folder Päſſe an ausländifche Juden 
generell zu ermächtigen, und ſie zu dieſem Behufe mit der erforderlichen, an mich ab— 
ſchriftlich einzureichenden Inſtr. zu verſehen. 

Von der Prolongation oder Erneuerung ſolcher Päſſe im Innern des Landes gilt 
aber daſſelbe, was über die Unzuläſſigkeit der Prolongation oder Erneuerung der den 
ausländifchen Juden ertheilten heimathlichen Paͤſſe angeordnet worden ift. 

(Ann. XXIII. S. 179.) 


3) C. R. des K. Min. des J. und der P. (v. Schuckmann), v. 24. 
März 1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausſchluß der weſtphäliſchen und 
rheiniſchen). Reiſepäſſe und Geleitſcheine der fremden Juden 1). 


— — — — — 


1) Das Publ. der Reg. zu Marienwerder v. 30. Mai 1823 (X. VII. 349. — 2. 
72.) wiederholt (zum Theil woͤrtlich) die Beſtimmungen dieſes R. 
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Das K. Fm. Min. hat durch die Verf. v. 3. d. Min. die Ertheilung und Verlängerung 
von Reiſepäſſen und Geleitſcheinen im Innern des Landes für fremde Juden betr., der 
K. Reg. zu Königsberg in Pr. eröffnet, daß die dem Judengeleit zum Grunde liegende 
polizeiliche Zwecke bei deſſen Erhebung nicht außer Acht zu laſſen und daher bei letztern 
an der Graͤnze dasjenige, was entw. in früheren Verf. beſtimmt oder von der Pol. Be: 
hoͤrde für nöthig erachtet worden, zu beobachten und die Prolongation im Innern nicht 
eher geſchehen dürfe, als bis die Pol. Behörde die Bewilligung zum längern Aufenthalte 
gegeben, mithin im Innern des Landes das Prolongationsgeleit von der Steuerbehörde 
nur erf dann geſchehen koͤnne, wenn jene Erlaubniß zum verlängerten Aufenthalt Sei⸗ 
tens der Polizei ertheilt worden. 

Mit Bezug auf dieſe Verf. wird die K. Reg. darauf aufmerkſam gemacht, daß der 
beabſichtigte Zweck, die fremden Juden von dem Einſchleichen in die K. Staaten, dem 
Vagabondiren und unbefugten Hauſiren in denſelben abzuhalten, nur dadurch moͤglichſt 
erreicht werden kann, wenn die Gränz⸗Zoll⸗Behoͤrden und die Paßpol.⸗Behoͤrden hierbei 
gleich wirkſam ſind und überhaupt die Kontrolle eines jeden ins Land gekommenen 
fremden Juden vorzuͤglich an der Gränze verbleibt, im Innern des Landes aber gegen 
jene keine vorgreiſende Aenderungen vorgenommen werden. 

Die noch beibehaltene Erhebung des Judengeleits giebt hierbei, gehörig gehandhabt, 
einen ſehr weſentlichen Anhaltspunkt. 

Jeder einkommende fremde Jude muß fich ſchon dieſer Abgabe wegen nach den Beſtim⸗ 
mungen des vormaligen Acciſe-Tarifs v. 22. Mai 1806. S. 64 bis 66 über ſeine Ge⸗ 
ſchaͤfte im Lande und den Beſitz der dazu gehörigen Geldmittel, beſonders aber über Zeit 
und Ort feines Aufenthalts legitimiren, und erhält erſt dann den erforderlichen Geleit⸗ 
ſchein, oder in beſondern Fällen den diesfälligen Depofitenſchein zu feiner Reife bis zur 
nächſten Paßpol.⸗Behörde. Beide werden in der Regel nur auf Vier Wochen, als den 
laͤngſten Termin des Aufenthalts im Lande geltend, ertheilt, nur bei den zu inländifchen 
Meſſen reiſenden Juden iſt eine Erneuerung des Geleits auf Vier Wochen angenommen 
worden. 

Wenn nun die Gränz⸗Zoll⸗Behoͤrden mit Umſicht und Kraft verfahren und den Paß⸗ 
Pol.⸗Behörden dergeſtalt in die Haͤnde arbeiten, daß alle Erforderniſſe zur Ausſtellung 
des Paſſes gehörig ermittelt find, und kein Jude ohne den letztern feine Reife ins Land 
antreten kann, ſo muß auch fuͤr denſelben die Dauer des Aufenthalts im Lande genau 
erwogen und vorgeſchrieben ſein, und es kommt nur darauf an, daß im Innern des Lan⸗ 
des den Juden weder neue Geleitſcheine, noch auf den Grund derſelben fernere Paͤſſe 
ertheilt, vielmehr alle Juden, deren beiderſeitige vorbenannte Ausweiſe abgelaufen ſind, 
ſofort an die Gränge zurückgewieſen werden c. (Ann. VII. 116 — 1. 65.) 


4) C. R. des K. Min. des J. (Köhler), v. 15. Okt. 1824, an die K. 


Reg. zu Gumbinnen, Königsberg, Marienwerder, Bromberg, Poſen und 
Oppeln. Maaßregeln gegen das Einſchleichen polniſcher Juden. 


Die neuerdings im Königreiche Polen emanirten V., wornach die dortigen Juden 
dem Schank⸗ und Schachergewerbe entzogen, und von der Graͤnze drei Meilen zurück in 
das Innere des Landes entfernt werden ſollen, laſſen mit Grund beſorgen, daß mehrere 
der jenſeitigen Schacher-, Brenner- und Betteljuden, um einer ſolchen ihnen eben ſo 
läftigen als ungewohnten Lebens- und Gewerbs-Verfaſſung ſich zu entziehen, den Wer: 
ſuch machen werden, ſich in das Preuß. Gebiet einzuſchleichen. 

Die K. Reg. wird daher aufgefordert, ſofern dieſes nicht etwa bereits geſchehen ſein 
möchte, alle zweckdienliche Maßregeln zu ergreifen, um das Einſchleichen polniſcher 
Juden in die diesſeitigen Staaten zu verhüten, wo ſolches aber der anzuwendenden Vor: 
ſicht ungeachtet ftattfinden ſollte, die Ausweiſung und Fortſchaffung der übergetretenen 
Juden mit gehörigem Nachdruck zu bewirken. (A. VIII. 1138 — 4. 101.) 


5) R. der K. Min. des J. (Köhler) u. d. F. (Maaßen), v. 16. Juli 
1826, an die K. Reg. zu N. N. Deſſelben Inhalts. 


Die K. Reg. hat durch ihr diesjähriges Amtsbl. eine Bekanntmachung uͤber die Mit⸗ 
tel, fremde Juden von dem Einſchleichen in die K. Staaten, dem Vagabondiren und 
unbefugten Hauſiren in denſelben abzuhalten, erlaſſen, welche den beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten nicht überall entſprechend iſt. Es iſt nämlich darin bemerkt, daß die noch beſtehende 
Erhebung des Judengeleits hierbei einen weſentlichen Anhaltspunkt gebe, und daß im 
Innern des Landes den fremden Juden weder neue Geleitsſcheine, noch auf den Grund 
derſelben fernere Paͤſſe zu ertheilen, vielmehr dieſelben nach Ablauf der vorbenannten 
Ausweiſe ſofort an die Graͤnze zurückzuweiſen ſeien. Die Geleitsabgabe beſteht aber 
nicht im Allgemeinen fuͤr fremde Juden, ſondern nur fuͤr die aus dem Koͤnigreiche 
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Polen, wenn fie nach den Prov. Preußen und Poſen kommen; auch iſt die Zuruͤckwei— 
ſung derſelben nach dem Erlöſchen der Gültigkeit des Geleitſcheines nicht allein genügend, 
ſondern es iſt auch ſtrenge darauf zu ſehen, daß die betr. Juden, wenn ſie ſich langer als 
30 Tage aufhalten, einen neuen Geleitsſchein loͤſen. 

Die K. Reg. wird daher zu einer Berichtigung der gedachten Bekanntmachung hier⸗ 
mit angewieſen, und Ihr zugleich eine Abſchrift der in der fraglichen Angelegenheit unter 
dem 16. Nov. 1823 an die Reg. in den vorgenannten Prov. erlaſſenen Verf. zur Nach⸗ 
richt und Beachtung der darin enthaltenen Beſtimmungen mitgetheilt. 

(Ann. X. 801 —3. 129.) 


6) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 16. Sept. 1831, 
an die K. Reg. zu Gumbinnen. Bewilligung von Jahrespäſſen für die 
mit Gewerbeſcheinen auf Ein Jahr verſehenen polniſchen Juden. 


Wenn gleich nach dem R. v. 16. Maͤrz 1823 Päſſe an polniſche Juden in der Regel 
nur auf die Dauer von vier Wochen ausgegeben werden ſollen, ſo finde ich doch kein Be— 
denken, das Verfahren der K. Reg. zu Königsberg, wonach dieſelbe denjenigen polnis 
ſchen Juden, welchen Gewerbeſcheine zum Handel im Umherziehen auf ein ganzes Jahr 
bewilligt worden, auch Jahrespäſſe ertheilt, zu genehmigen, und die K. Reg. zu einem 
gleichmäßigen Verfahren zu autoriſiren; denn die Bewilligung des Gewerbeſcheins ſetzt, 
wenn dabei ordnungsmaͤßig verfahren wird, eine vorangegangene naͤhere Prüfung der 
Perſönlichkeit des Inhabers, und namentl. auch die Feſtſtellung feiner Unverdaͤchtigkeit 
in polizeil. Beziehung voraus, und es wuͤrde in der That nicht nur eine Inkonſequenz, 
ſondern auch eine unbillige Haͤrte ſein, wenn man auch diejenigen Perſonen, welche für 
befugt erklärt find, ihr Gewerbe innerhalb des diesſeitigen Staats ein ganzes Jahr 
lang im Umherziehen zu betreiben, und welche dafuͤr die geſetzliche Steuer erlegt haben, 
zwingen wollte, alle vier Wochen einen neuen Paß zu loͤſen, zumal der Zweck der fort— 
geſetzten polizeilichen Kontrolle eben ſo gut durch die, in den Jahrespaß aufzunehmende 
Beſtimmung, daß derſelbe, wenn er guͤltig bleiben ſolle, alle vier Wochen zur Gratis— 
Viſirung präſentirt werden muͤſſe, erreicht werden kann, auch die Kontrolle wegen rich— 
tiger Erlegung des Judengeleits davon unabhängig iſt. (Ann. XV. 584 — 3. 45.) 


7) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Brenn), v. 22. Nov. 1833, 
an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. Maaßregeln gegen das Einſchlei⸗ 
chen polniſcher Juden. 


Auf den Ber. v. 19. v. M., die Maaßregeln gegen das Einſchleichen polniſcher Juden 
in die dortige Prov. betr., wird der K. Reg. zuvörderſt bemerklich gemacht, daß die 
Nothwendigkeit, dem Inhaber eines Kaiſerl. ruſſiſchen Gouvernements-Paſſes den Eins 
gang in die diesſeitigen Staaten zu geſtatten, keinesweges unbedingt zugegeben werden 
kann, der Einlaß vielmehr nur dann durch den Beſitz eines ſolchen Paſſes begruͤndet 
würde wenn bei Ertheilung deſſelben Alles beobachtet iſt, was diesſeits erfordert 
wird. 

Der $. 44 der Gen. Paß⸗Inſtr. v. 12. Juli 1817 beſagt ausdrücklich, daß Perſonen, 
die keine Reifepäffe hätten, erhalten ſollen, auch wenn fie damit verſehen find, nicht in 
das Land gelaſſen, und reſp. im Innern geduldet werden ſollen, und verweiſet dabei 
auf $. 16, nach welchem Perſonen, die ſich über einen erlaubten Reiſezweck nicht gehörig 
ausweiſen können, oder von denen überhaupt zu beſorgen iſt, daß ſie dem Publiko laͤſtig 
werden möchten, keine Päſſe zu ertheilen ſind. Auch nach §. 7 der gedachten Inſtr. 
iſt der Ausweis uͤber den Reiſezweck erforderlich, und daß ein Ausweis uͤber die Reiſe— 
mittel, wenn deren Beſitz zweifelhaft erſcheint, verlangt werden kann, folgt aus dem 
$. 16. Ob dieſer Fall vorhanden, kann nur durch nähere Prüfung von Seiten der erſten 
diesſeitigen Behörde ermittelt werden, und ſchon dies begründet die nach allgemeinen 
Grundſaͤtzen überhaupt gar nicht zu bezweifelnde Befugniß und Verpflichtung der Gränze 
Polizeibehoͤrden zu einer diesfälligen Prüfung. 

Hinſichtlich der fremden Juden iſt aber die Verpflichtung der Polizeibehoͤrden noch 
durch die Cirk. Verf. v. 24. Maͤrz 1823 beſonders ausgeſprochen, und es macht dabei 
keinen Unterſchied, ob die Juden mit Päſſen bereits verſehen ſind, oder dergleichen erſt 
verlangen. Außerdem wird den polniſchen Juden, welche ihrer Judividualitaͤt nach zu 
den eine beſondere polizeiliche Kontrolle erfordernden Judividuen gehoͤren, nach §. 6 der 
Paß⸗Inſtr., in der Regel eine beſtimmte Reiſeroute vorzuſchreiben, auch überhaupt auf 
Ausführung der, wegen Ertheilung der Paͤſſe an polniſche Juden in der Cirk. Verf. 
v. 24. Maͤrz 1823 gegebenen Vorſchriften und auf Befolgung des Cirk. v. 15. Okt. 
1824 zur Verhuͤtung des Einſchleichens fremder Juden ſtrenge zu halten ſein, zu wel— 
chem Behuf der K. Reg. auf ihre beſondere Anfragen wegen des bei dem Eingange pols 
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niſcher Juden zu beobachtenden Verfahrens mit Hinweiſung auf das oben im Allgemei⸗ 
nen Angefuͤhrte, noch Folgendes eröffnet wird: 

Den mit Paͤſſen des Fuͤrſten Statthalters oder des Kaiſerlich-Ruſſiſchen Kriegs⸗ 
Gouvernements zu Warſchau verſehenen polniſchen Juden iſt zwar, in ſofern den Paͤſſen 
eine beglaubte deutſche Ueberſetzung, welche alles Erforderliche enthält, beigefügt iſt 
(denn ohne eine ſolche ſind die Päſſe, ſo wie bei dem Mangel der noͤthigen Angaben 
überhaupt nicht zu berückſichtigen), der Eingang in die diesſeitigen Staaten nicht zu 
verweigern. Die erſte Polizeibehörde an der Graͤnze hat jedoch zuvörderſt 

1) die Legitimation des Paßinhabers ſowohl als 

2) ſeinen Reiſezweck und 

3) den Beſitz der nöthigen Reiſemittel 
nach Maaßgabe der Cirk. Verf. v. 24. März 1823, des Paßedikts und der Paß⸗Inſtr. 
genau zu pruͤfen, und erſt nach erkannter Vollſtändigkeit und Richtigkeit den Eingang 
wirklich zu geſtatten, bei Viſirung jeden Paſſes aber zugleich nicht allein die Zeit, bin⸗ 
nen welcher der Inhaber auf den Grund des Paſſes im Lande reiſen darf, ſondern auch 
die Reiſeroute näher zu beſtimmen, indem die Gränz-Polizeibehoͤrde allerdings ermaͤch⸗ 
tigt iſt, die Gültigkeit des Paſſes, auch wenn er auf länger als 4 Wochen ausgeſtellt 
worden, auf dieſe oder nach den Umſtänden eine achtwoͤchentliche Dauer zu beſchraͤnken. 
Der Ertheilung beſonderer Paͤſſe für die Reife im Lande bedarf es in der Regel nicht; 
auch iſt von dem Verlangen des Viſa's der Paſſe durch den K. General⸗Konſul in Wars 
ſchau kein großer Nutzen zu erwarten, da der Mangel deſſelben nach der diesfaͤlligen 
Cirk. Verf. v. 8. Mai 1831, auch wenn ſolche auf die aus Polen kommenden Reiſenden 
ausgedehnt wuͤrde, nicht unbedingt die Zuruͤckweiſung des Reiſenden, ſondern nur eine 
polizeiliche Aufmerkſamkeit auf denſelben nach ſich ziehen wuͤrde, dieſe aber bei allen 
ausländiſchen, namentlich den polniſchen Juden, jedenfalls nöthig iſt, ihre Paͤſſe mögen 
viſirt ſein oder nicht. 

Die K. Reg. hat hiernach die betr. Behoͤrden mit gemeſſener Anweiſung zu verſehen, 
auf deren Befolgung ſtrenge zu halten, und Nachläſſigkeiten in dieſer Beziehung nach⸗ 
drücklich zu ahnden. 

In ähnlicher Art iſt an die Reg. zu Gumbinnen, Marienwerder, Bromberg, Poſen 
und Oppeln verfügt worden. (Ann. XVII. S. 1011.) 


8) Cirk. R. deſſelben Min. an die K. Reg. zu Gumbinnen, Marien⸗ 
werder, Bromberg, Poſen und Oppeln in derſelben Angelegenheit. 

Auf die Anzeige der Reg. zu Koͤnigsberg, daß die von ihr zur Verhuͤtung des Ein⸗ 
ſchleichens fremder, beſonders polniſcher Juden, den Behörden wiederholt ertheilten An⸗ 
weiſungen zum Theil des halb erfolglos bleiben, weil viele folder Juden mit Paͤſſen des 
Fuͤrſten Statthalters, oder des Kriegs- Gouvernements zu Warſchau, in welchen in der 
Regel Koͤnigsberg als das Ziel der Reiſe angegeben iſt, durch andere an Polen gränzende 
Regierungsbezirke ins Land kommen, habe ich mich veranlaßt gefunden, auf den Grund 
der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften und Verordnungen, Folgendes feſtzuſetzen: 

8 „Den mit Paͤſſen des u.“ wie in dem vorſtehenden R. an die Regierung zu Königs⸗ 
erg bis: 

g „viſirt fein oder nicht.“ 

Mit Bezug auf die Cirk. Verf. v. 15. Okt. 1824 wird die K. Reg. aufgefordert, hier: 
nach die betr. Behoͤrden mit gemeſſener Anweiſung zu verſehen, auf deren Befolgung 
ſtrenge zu halten, und Nachläſſigkeiten in dieſer Beziehung nachdruͤcklich zu ahnden. 

(Ann. 1. c. S. 1015.) 


9) R. des K. Min. des J. u. d. Pol. (0. Brenn), v. 10. Febr. 1834, 
an die K. Reg. zu Gumbinnen, Königsberg in Pr., Marienwerder, Brom⸗ 
berg, Poſen und Oppeln. Ertheilung von Päſſen und Gewerbeſcheinen 
für polniſche Juden. 

Auf die in Folge des Erlaſſes v. 22. Nov. v. J. wegen des bei dem Eingange fremder 
Juden zu beobachtenden Verfahrens, unterm 11. v. M. gemachte Anfrage eroͤffne ich 
ſe . Reg. ꝛc., daß die Abſicht des oben gedachten Erlaſſes hanptſächlich dahin or ap: 
v eſtz die K. Reg. darauf aufmerkſam zu machen: 

daß polniſche Juden, die mit Päſſen des Fürſten Statthalters ꝛc. zu Warſchau 
verſehen ſind, eben ſo wenig als andern, mit fremden Paͤſſen verſehenen Reiſenden, 
der Eingang in die diesſeitigen Staaten und ein beliebiger Aufenthalt in denſelben 
unbedingt zu geſtatten, vielmehr der perſönliche Ausweis des Reiſenden, die 
Richtigkeit und Zuläffigkeit des angegebenen Reiſezweckes, und der Beſitz der erfor⸗ 
derlichen Reiſemittel zuvörderſt naͤher zu prüfen, und hiernach erſt die Zulaſſung zu 
beurtheilen ſei. 
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Was nun die von der K. Reg. beſonders in Frage geſtellte Beglaubigung der den 
Ruſſiſchen Gouvernements⸗Päſſen beigefügten Ueberſetzung betrifft, welcher ubrigens die 
| Verf. v. 22. Nov. v. J. mehr nur beiläufig erwähnt, fo kann darauf, wenn fonft alles 
\ in Ordnung iſt, und über die Zulaſſung kein Zweifel obwaltet, um fo weniger ein belon: ` 
| deres Gewicht gelegt werden, als die deutſche Ueberſetzung immer mit dem Paſſe verbun- 
0 den iſt, und darin ſchon eine Art von Beglaubigung liegt, mithin eine beſondere Beglau⸗ 
| bigung der Treue deſſelben, Seitens des Ruſſiſchen Gouvernements oder des dieſſeitigen 
General-Konſuls in Warſchau, nicht viel mehr als eine leer Förmlichkeit fein wuͤrde. 
| Deswegen finde ich auch gegen die den Landraͤthen von der K. Reg. ertheilte Anweiſung 
im Weſentlichen zwar nichts zu erinnern, ich kann es indeſſen nicht billigen, daß bei dem 
| Mangel einer befonderen Beglaubigung der deutſchen Ueberſetzung die Paßinhaber in als 
len Fällen zur Loͤſung eines dieſſeitigen Paſſes verpflichtet werden ſollen, muß vielmehr 
| in diefer Beziehung die K. Reg. auf die Ihr deshalb unterm 16. Nov. 1832 gemachte 
Eroͤffnung verweiſen. 
| Zugleich aber finde ich mich veranlaßt, der K. Reg. bei Ausſtellung der Gewerbſcheine 
| für Ausländer, namentlich für polniſche Juden, eine größere Vorſicht und Autmerkfam: 


keit zu empfehlen, als bisher beobachtet zu ſein ſcheint, indem die K. Reg. eines Theils 
die erhobenen Klagen durch unvorſichtige Bewilligung der Gewerbſcheine ſelbſt herbeige⸗ 
führt hat, andern Theils aber ſelbſt anfuͤhrt, daß von den betreffenden Unterbehörden 
oft ſolche Juden, ohne hinlaͤngliche Legitimation, auf den Grund abgelaufener Gewerb: 
ſcheine zugelaſſen worden ſeien. (Ann. XVIII. S. 156.) 
10) R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler), v. 29. März 
1838, an die K. Reg. zu Gumbinnen. Paßverfahren gegen Polniſche Juden. 
f Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 13. d. M. eröffnet, wie nicht mit Sicherheit 
darauf zu rechnen iſt, daß durch eine Kommunikation im diplomatiſchen Wege eine voll: 
ſtändigere Bezeichnung der Inhaber der von dem Kaiſerl. Ruſſiſchen Gouvernement zu 
| Warſchau zu Reifen nach den dieſſeitigen Staaten ausgefertigten Paͤſſen zu veranlaffen 
ſein werde. Es erſcheint vielmehr angemeſſener und zweckmäßiger, wenn die K. Reg. 
denjenigen Polniſchen Juden, deren Paͤſſe, wie der von Ihr in Abſchrift eingereichte, 
den nothwendigen Erforderniſſen polizeilicher Legitimations-Dokumente nicht eniſpre⸗ 
chen, den Eintritt in die dieſſeitigen Staaten nicht geſtattet, vielmehr die Anordnung 
trifft, daß ſie an der Grenze zuruͤckgewieſen werden. (Ann. XXII. 180—1. 169.) 
| 11) Auf Grund vorſtehender Beſtimmungen find eine große Zahl Pur 
A blitanda Seitens einzelner Regierungen erlaffen, fo 
| a) Seitens der Reg. zu Gumbinnen die Publ. v. 14. Jan. 1817, 
| (Ann. I. H. I. S. 128), v. 18. San. 1819, (Ann. III. S. 187), 28. Juli 
1821, (Ann. V. S. 667), 28. Febr. 1823, (Ann. VII. S. 111). 
b) Seitens der Reg. zu Poſen die Cirk. Verf. v. 13. Sept. 1836, 


14. März 1834 und 11. Dez. 1835. (Ann. XX. S. 670.) 


B. Strafen gegen ausländiſche, unlegitimirt im Lande 
vagirende Juden. 

1) R. des K. Pol. Min. (im Auftrage v. Kamptz) v. 5. Jan. 1819 an 
die K. Reg. in Oppeln. Behandlung der im Lande zwar gebornen, jedoch 

| mit dem Staatsbürgerrechte nicht verſehenen eingelieferten Juden. 

| Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 11. Nov. v J., wegen Behandlung der im 
Lande zwar gebornen, jedoch mit dem Staatsbürgerrechte nicht verſehenen, eingeliefer⸗ 

| ten Juden hierdurch im Einverſtändniß mit dem K. Min. des Inn. eröffnet, daß in kei⸗ 

I! nem Fall der Zurücktritt ſolcher über die Grenze gebrachten Juden eine foͤrmliche Auf⸗ 

0 nahme derſelben als Staatsbürger herbeiführen kann. 

| Es ift dagegen unbedenklich, ihnen Päfle in das Ausland zu ertheilen, in welchen aus: 
druͤcklich bemerkt ſein muß, daß ſie lediglich wegen des, nicht zur gehörigen Zeit nach⸗ 
geſuchten Staatsbürgerrechts nicht geduldet würden, und die K. Reg. darf dergleich 

| Juden nur nach dem angränzenden Polen inftradiren, wo deren Aufnahme nichts in 

Wege ſtehen wird. 


D Auf die aber dennoch zurückkehrenden und ſich als Landſtreicher herumtreibenden Ju: 
| den find alsdann auch die gegen Vagabonden vorgeſchriebenen Maßregeln unnachficht: 
lich anzuwenden. (Ann. III. S. 128.) 


2) R. der K. Min. des Inn. und der Fin. (v. Schuckmann. v. Mob) 
| v. 30. Okt. 1827 an die Königl. Reg. zu Gumbinnen. Strafverfahren ge: 
V gen die im Lande aufgegriffenen polniſchen Juden. 
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Der K. Reg. wird zur Beſcheidung auf die in Ihrem Berichte vom 11. Aug. c. ent⸗ 
haltene Anfrage: ob gegen die im Lande aufgegriffenen polniſchen Juden, bei denen wes 
der Waaren, Geld noch Geldeswerth gefunden worden, auch auf Beſtrafung wegen De— 
fraudation der Geleits-Abgabe zu erkennen ſei !)? eröffnet, daß in Anſehung ſolcher pol⸗ 
niſchen Juden, wenn fie mit den im $. 27 des Landarmen-Reglements v. 31. Okt. 1793 


feſtgeſetzten Strafen belegt worden find, die Rüge der Nichtlöſung des Geleitſcheines uns 


terbleiben kann. Denn ſofern dergleichen Juden, wie wohl meiſtens und faſt ohne Aus⸗ 
nahme der Fall ſein dürfte, die geordnete Geldſtrafe von 10 Thlr. zu entrichten nicht 
vermögen, würde nur eine Verwandlung der Geldbuße in Gefaͤngnißſtrafe uͤbrig bleiben, 
letztere aber, welche hoͤchſtens eine 14tägige fein koͤnnte, nicht allein im Vergleich zu den 
durch das vorerwaͤhnte Reglement auf die verſchiedenen Kontraventions-Fälle geſetzten 
Strafen alle Bedeutung verlieren, ſondern auch, weil darauf immer erſt von ben Ge: 
richten wuͤrde erkannt werden müſſen, bei der Beſtrafung der erſteren Kontravention ei— 
nen unzweckmäßigen Aufenthalt in das Verfahren bringen. (Ann. XI. S. 976.) 

3) R. des K Min. des Inn. (erſte Abth. Köhler) v. 22. Nov. 1827 an 
die K. Reg. zu Cöslin. Verfahren gegen die aus Rußland übertreten— 
den Juden. 

Was für Maßregeln die Kaiſerl. Ruſſiſche Reg. in Anſehuug ihrer jüdiſchen Unter 
thanen zu ergreifen für gut findet, kann, wie der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 12. 
d. M. unter Ruͤckſendung der Beilage zu erkennen gegeben wird, in ſofern gleichguͤltig 
fein, als die Königl. Preuß. Behörden nur mit Strenge nach den beſtehenden Verord⸗ 
nungen und Vorſchriften gegen die zum Wohnſitz innerhalb der Preußiſchen Staaten 
nicht berechtigten aus Rußland kommenden Juden zu verfahren brauchen, um die Nach⸗ 
theile abzuwenden, welche aus dergleichen Maßregeln fuͤr die dieſſeitigen Staaten reſul⸗ 
tiren konnten. Ohnehin iſt von einer Vertreibung ſolcher Juden, welche zum Wohnfitz 
in Rußland berechtigt ſind, aus dieſem Reiche glaubhafter Weiſe nichts bekannt, und 
die Muthmaßung, daß wahrheitswidrige Angaben zum Vorwande gebraucht werden, 
um ſich die Aufnahme in Preußen auszuwirken, liegt nahe, indem mancherlei Befchräns 
kungen, welchen die Ruſſiſchen Juden in neuerer Zeit unterworfen worden ſind, ſie zur 
Auswanderung aus Rußland anreizen moͤgen. 

Was den Juden N. N. betrifft, ſo iſt deſſelben Geſuch um Ertheilung des Preußi⸗ 
ſchen Staatsbürgerrechts zur Gewaͤhrung nicht geeignet, ihm auch die Aufnahme über⸗ 
haupt zu unterſagen und ſeine Ausweiſung zu verfügen. In gleicher Art hat die K. 
Reg. mit anderen, ſich in demſelben Falle befindenden Juden zu verfahren. 

4) R. des K. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler) v. 14. Sept. 1835 
an die K. Reg. zu Gumbinnen. Verfahren gegen vagirende Ausländer. 

Inhaltlich des Berichts vom 18. v. M. trägt die K. Reg. zuvoͤrderſt darauf an, eine 
neue geſetzliche Beſtimmung zu erwirken, nach welcher Ausländer, die über die diesſei⸗ 
tige Grenze kommen, härter als bisher zu beftrafen ſeien. Hierbei hat jedoch die Regie: 
rung nicht genugſam erwogen, daß dergleichen Auslaͤnder nicht immer Verbrecher 
ſind, daß nicht der Beſuch eines jeden Auslaͤnders, und auch insbeſondere nicht eines je— 
den ausländiſchen Juden den diesſeitigen Staaten Nachtheil bringt, und daß gerade in 
der Beförderung des erlaubten Verkehrs mit Ausländern eine erhebliche Quelle des 
Wohlſtandes zu ſuchen iſt. Es kann daher nur darauf ankommen, diejenigen Aus: 
länder abzuhalten, welche dem Lande wirklich nachtheilig find. Wenn es nun allerdings 
ſchon in einigen Fällen ſchwierig iſt, zu beſtimmen, wo ein ſolcher Nachtheil eintritt, 
ſo erſcheint es noch weit ſchwerer, hieruͤber im Allgemeinen nähere Beſtimmungen, als 
die in der beſtehenden Geſetzgebung bereits enthaltenen zu erlaſſen. Dies wuͤrde die K. 
Reg. auch ſelbſt wohl gefunden haben, wenn ſie bei Erſtattung Ihres obenerwähnten 
Berichts einen Entwurf zu dem gewünſchten ſtrengeren Geſetze über den vorliegenden 
Gegenſtand gefertigt hatte; insbeſondere würde Sie dabei zu der Ueberzeugung gelangt 
ſein, wie ſehr zu befürchten ſteht, daß durch die bevorworteten härteren Maßregeln auch 
ordentliche und unbeſcholtene Ausländer, deren Beſuch dem dieſſeitigen Lande erwünſcht 
ſein muß, gefährdet werden. 

Was die von der K. Reg. in Vorſchlag gebrachte körperliche Züchtigung der betreffen⸗ 


den vagirenden Ausländer anlangt, ſo hält das unterzeichnete Miniſterium ein ſolches 


Strafmittel einestheils nicht für geſetzlich, indem es mit dem Königl. Juſtizminiſterio 
dahin einverſtanden iſt, daß in Kriminalſachen (und von ſolchen iſt hier, wo das Geſetz 
Ljährige und längere Feſtungsſtrafe anordnet, die Rede) nur der 20. Titel des II. Theils 


3 


1) Vergl. hierüber Abſchn. III. 


28 
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des A. L. R. Anwendung finden kann; anderntheils aber auch nicht einmal für 
zweckmäßig. | 

Das unterzeichnete Miniſterium findet ſich daher nicht veranlaßt, von dem Inhalte 
des R. v. 29. Dec. v. J. (Anl. a.) abzugehen. 

Die Anfrage: 

ob die vagirenden Individuen fernerhin vor der auf den abermaligen Uebertritt der 

Grenze geſetzten Strafe verwarnt werden ſollen? 
wird dahin beantwortet, daß die Ergreifung dieſer polizeilichen Maßregel in ſpeziellen 
Fällen von der ausübenden Behörde erwogen werden muß. Im Allgemeinen wird bg: 
bei allerdings nicht zu ängſtlich zu verfahren fein, da, wenn auch einmal ein Unſchuldi⸗ 
ger verwarnt werden möchte, daraus doch für denſelben kein weſentlicher Nachtheil 
entſtehen kann. 

Uebrigens wird die K. Reg. aufmerkſam darauf gemacht, daß in der juriſtiſchen Ter⸗ 
minologie die Begriffe eines Vagabunden und Landſtreichers nicht ganz gleichlautend 
find, da ein Vagabunde derjenige heißt, der kein Domizil hat, nun aber Jemand, der 
ein ſolches hat, ſich der Landſtreicherei ſchuldig machen, und umgekehrt, ein Menſch 
ohne Domizil ein ganz unſträflicher und nützlicher Menſch ſein kann. 


A. ? 

Das Min. des Inn. und der Pol. kann, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 29. Okt. 
d. J. hiermit erwiedert wird, die in beglaubigter Abſchrift eingereichte Entſcheidung des 
Kriminal⸗Senats des Oberlandesgerichts zu Inſterburg v. 8. Aug. d. J. (Ant, b.) in 
der Unterſuchung wider den polniſchen Juden N. nicht anders, als den Meg chr Ge⸗ 
ſetzen entſprechend, halten, da dieſer Jude kein Landſtreicher, d. h. ein Menſch ohne fe⸗ 
ſten Wohnſitz, ſondern in Philipowo anſaͤſſig iſt, und kein eigentliches Verbrechen be: 

angen hat. 
Die Beſorgniß der K. Reg., daß bei allgemeiner Anwendung der in jenem Erfennt: 
niſſe angenommenen Grundſätze das Land mit fremden Juden werde überſchwemmt 
werden, iſt nicht genugſam begründet, um den Antrag der K. Reg. zu rechtfertigen, da 
der Zurück⸗Transport der ſchon einmal verwieſenen Juden, in Verbindung mit der auf 
die Geleitſchein-Kontravention folgenden Strafe, ſchon empfindlich genug ſein duͤrfte. 
Berlin, den 29. December 1834. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
An Köhler. 
die K. Reg. zu Gumbinnen. 


b. 

In der Unterſuchungs⸗Sache wider den Juden N. | 

Erkennt der unterzeichnete Senat auf das von demſelben eingewandte Rechtsmittel 

d weiteren Vertheidigung für Recht, 

da | 
da zwar Denunziat wegen der Geleitſchein-Kontravention den Geſetzen gemäß, na⸗ 
mentlich $. 242 Tit. 20 Thl. II. des A. L. R. vom Richter erſter Inſtanz beſtraft 
worden iſt, auch den Beſitzer von Waaren, die vorläufige Freiſprechung von der 

Hauſir⸗Kontravention rechtfertigt, dagegen aber, wegen Uebertritts in die Preußi⸗ 

ſchen Staaten, die beim fruͤheren Transport uͤber die Grenze ihm angedrohte 

Strafe nicht Platz greifen kann, weil Denunziat damals nicht wegen Verbrechen, 

ſondern nur wegen mangelnder Legitimation uͤber die Grenze geſchafft wurde, er 

auch, da er verheirathet iſt und in Philippowo ſein Domizil hat, nicht als Landſtrei⸗ 

cher heſtraft werden kann (Conf. §. 22. Tit. 2 Thl. 1. der A. G. O., d. 4, F. 191. 

Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. R. v. 6. Dez. 1822, Jahrb. Bd. 20. S. 297299, 

R. v. 23. Juli 1825, Annalen Bd. 9. S. 710.) 

das am 1. d. M. publizirte Erkenntniß des Königl. Lands und Stadtgerichts zu Gum⸗ 
binnen, dahin reſpektive zu beſtaͤtigen und abzuändern: 

daß der Jude N. 

a) wegen HaufirsKontravention vorläufig freizuſprechen; 

b) wegen Geleitſchein-Kontravention außer der Nachzahlung des Geleitſchein⸗Stem⸗ 
pels von 2 Thlr. 15 Sgr. mit 10 Thlrn., im Unvermögens falle mit vierzehntägi⸗ 
gem Gefängniß zu beſtrafen; 

e) wegen wiederholten Eintritts in die dieſſeitigen Staaten von Strafe zu entbinden; 

demſelben auch die Koſten dieſer Inſtanz zur Laſt zu legen. 8 
Von Rechts Wegen. 
Urkundlich und korma probante ausgefertigt. 
Inſterburg den 8. Aug. 1834. (L. S.) 
Senat des Koͤnigl. Oberlandesgerichts für Strafſachen. 


Donalies. 
(Ann. XIX. S. 803.) 
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C. In Anſehung des Judengeleites, welches gleichfalls zur Verhütung 
des Einſchleichens polniſcher Juden mit benutzt wird. vergl. Abſchn. II. 


Zweites Kapitel. | 


Spezial⸗Beſtimmungen über den temporairen Aufenthalt 


einzelner Gattungen ni Fahr Juden im Preußiſchen 
taate. eis 


E 
Ausländiſcher jüdiſcher Dienſtboten. 
A. Die Annahme ausländiſcher jüdiſcher Dienſtboten iſt 
nur ausnahmsweiſe geſtattet. geng 


1) Cirk. Verf. des Min. des Inn. (erfte Abth. Köhler) v. 9. Aug, 1823, 
Da es an einlaͤndiſchem jüdiſchen Geſinde nicht leicht fehlen kann, die Zulaſſung 
fremder Juden und Jüdinnen, um in Geſindedienſt zu treten, aber meiſtens zur Einni⸗ 
ſtung und zu unerlaubtem Gewerbs-Verkehr Gelegenheit giebt, fo, ut ſolcher in der Re⸗ 
gel nicht, ſondern nur unter ganz beſondern Umſtaͤnden, nach der K. Reg. Ermeſſen, 
als Ausnahme ſtatt zu geben. (Ann. VII. S. 628.) det a 
2) Ein ganz ähnliches R. erging an die Judenſchaft zu Lengerich und 
in Abſchrift an die Reg. zu Münſter am 3. März 1824. SA 
(Ann. VIII. S. 200.) , 

3) R. des K. Min. des Innern und der Pol. (Köhler) v. 16. Dez. 1830 
an die K. Reg. der Provinz Sachſen zu N. N. Verhütung des Einſchlei⸗ 
chens ausländiſcher Juden als Dienſtboten und Gehülfen. 

unter den, von der K. Reg. mittelſt Berichts vom 4. d. M. angezeigten umſtänden, 
bleibt allerdings nichts übrig, als die beiden auslaͤndiſchen Iſraeliten N. N. in N. zu 
behalten. Selbige aber auf die, von der K. Reg. vorgeſchlagene Weiſe, in ihren Rech⸗ 
ten zu beſchränken, iſt unthunlich. d Dean 

Uebrigens irrt die K. Rege, wenn Sie glaubt, daß den Juden in dortiger Provinz die 
unbedingte Erlaubniß zuſtehe, auswärtige Juden ins Land zu ziehen, um ſie in ihre 
Dienſte zu nehmen. Ueber die Frage nämlich: wen die Staats⸗Regierung im Lande auf⸗ 
nehmen wolle oder nicht? ſteht einem Juden eben ſo wenig, als jedem andern Unterthan, 
eine Entſcheidung zu. Und da des Königs Maj, wiederholt Ellerhoͤchſt Sich darüber 
ausgeſprochen haben, daß die Zahl der inlandiſchen Juden durch Aufnahme auslaͤndi⸗ 
ſcher nicht evrgroͤßert werden ſoll, durch die Aufnahme derſelben als Dienſtboten und 
Gehuͤlfen aber ihr Einſchleichen befördert wird, fo hat die K. Reg. Verfügung zu treſſen, 
daß dieſe Aufnahme nicht mehr ſtattfinde, und die etwa im Dienſte befindlichen aus⸗ 
wärtigen Juden bald in ihre Heimath zurückgewieſen werden. (Ann. XIV. S. 7859 

4) R. deſſelben Min. an die K. Reg zu Magdeburg. Verhältniſſe aus⸗ 
ländiſcher Juden als Dienſtboten in den Landestheilen des ehemaligen Kö— 


nigreichs Weſtphalen. 


Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihren Bericht v. 31. v. M. eröffnet, daß, 
wenn den mit ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten, im Sinne der Geſetze des vormaligen Koͤnig⸗ 
reichs Weſtphalen verſehenen Judenfamilien zur Zeit auch nicht verboten iſt, ausländi⸗ 
ſche Juden als Dienſtboten bei ſich aufzunehmen, es den Ortspolizei⸗Behoͤrden i 
an Mitteln fehlen kann, zu verhüten, daß dieſe Freiheit von dergleichen juͤdiſchen Dienſt⸗ 
boten, welche Ausländer find, zur Einniſtung oder zum Gewerbebetriebe für, eigene Rech⸗ 
nung gemißbraucht werde. , 

Denn die allgemeine Vorſchrift, zufolge deren in den wieder eroberten Provinzen für 
jetzt keine fremden Juden zur Niederlaſſung, d. h. zur Begründung eines geſetzlichen 
Domicils verftattet werden ſollen, fest die genannten Behörden in den Stand, auslän⸗ 
diſche juͤdiſche Dienſtboten nach Ablauf der Dienftzeit auszuweiſen. Auch ſteht ihrer 
Ausweiſung zu jeder Zeit ſelbſt dann nichts im Wege, wenn es etwa dergleichen Juden 
geglüct fein möchte, ſich irgendwo ohne Wiſſen der Obrigkeit in anderen als den Dienft- 

oten⸗Verhältniſſen aufzuhalten, da ſie immer als fremde Juden anzuſehen ſind. 
(Ann. V. S. 84.) 12 off mad, ! 13 

5) Cirk. R. deſſelben K. Min. an ſämmtliche K. Reg. in den Rheinpro⸗ 
vinzen. Verhütung des Einſchleichens fremder Juden. | 

Bei demjenigen, was die K. Reg. unterm 16. d. M. einberichtet hat, wird man ſich 
des in N. N. anſaͤſſigen, aus Oeſterreich gebuͤktigen Juden N. N. allerdings nicht mie: 
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der entledigen koͤnnen, daher demſelben der fernere Aufenthalt daſelbſt zu geſtatten iſt. 
Dahingegen iſt ſein bei ihm als Knecht wohnender Bruder, bei welchem dieſelben Rück⸗ 
ſichten nicht eintreten, aus den dieſſeitigen Landen fort und in ſein Vaterland zurückzu⸗ 
weiſen; wie denn überhaupt auch der einſtweilige Aufenthalt fremder Juden als Dienft: 
boten, wodurch nur das allmählige Einſchleichen derſelben befoͤrdert wird, nicht geſtattet 
werden darf. Es find daher ſaͤmmtliche Orts⸗Polizei- Behörden hiernach mit Inſtruk⸗ 
tion zu verſehen, und hat die K. Reg. ſonſt demgemaͤß das Weitere zu veranlaſſen. 
(Ann. XIV. Nr. 54.) 

B. Beſtrafung der kontravenirenden Herrſchaften. 

Für die alten Provinzen beſtimmen hierüber 
1) der $. 34 des Ed. v. 11. März 1842. Vergl. denſelben oben. 

2 R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an die K. Reg 
zu Gumbinnen. Beſtrafung der von Chriſten geſchehenden Aufnahme frem 
der Juden in ihren Dienſt. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Bericht v. 22. Juni c. eröffnet, wie es um 
fo unbedenklicher iſt, daß Sie Sich wegen der von Chriſten geſchehenden Aufnahme frem⸗ 
der Juden in Dienſt nach dem R. des ehemaligen Departements der Staats-Ein⸗ 
kuͤnfte v. 1. April 1813 (Anl. sub a. und b.) achten kann, und danach achten muß, als 
dieſes Reſkript, wie auch darin ausdruͤcklich bemerkt worden, im Einverſtändniß mit dem 
derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, als der kompetenten Ober-Behörde 
in Juden⸗Angelegenheiten, erlaſſen iſt. 

. E 

Aus Anlaß des Berichts der Abgaben-Deputation vom 19. Jan. dieſes Jahres, be⸗ 
treffend das nachtheilige Einwandern fremder Juden in die dieſſeitigen Staaten haben 
wir mit dem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Juſtiz-Miniſterium 
über die Frage kommunizirt: 


ob die Beſtimmung des 9. 34 des Geſetzes v. 11. März vorigen Jahres, die buͤrgerli⸗ 


chen Verhaͤltniſſe der Juden im Preußiſchen Staate betr., nach welcher kein inländi⸗ 

ſcher Jude einen fremden Juden in Dienſt nehmen darf, auch fuͤr Chriſten verbindende 

Kraft habe, und in Kontraventions-Fällen deren Strafbarkeit begruͤnde, oder ob es in 

dieſer Rückſicht einer Deklaration dieſes Geſetzes beduͤrfe. 

Beide Behörden haben ſich für die Bejahung dieſer Frage und eine Deklaration des 
Geſetzes für unnöthig erklärt. Was beſonders das Juſtiz-Miniſterium dieſerhalb geant⸗ 
wortet hat, wird der Deputation aus der abſchriftlichen Anlage (lit. b.) das Mehrere 
zu erſehen geben, um Sich im vorkommenden Falle darnach zu achten. 

Berlin den 1. April 1813. 
Section des Departements der Staats-Einkuͤnfte ꝛc. für direkte und indirekte Abgaben. 
Ladenberg. 


An 
die Regierungs⸗Abgaben⸗Deputation zu Neiße, und ab⸗ 
ſchriftlich zur Nachricht an ſämmtliche Je Reg. 


Eine Königl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats-Einkuͤnfte für die 


direkten und indirekten Abgaben wuͤnſcht nach dem unterm 2. d. M. an mich abgelaſſe⸗ 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung daruͤber zu vernehmen: 

ob die Beſtimmung des $. 34. des Ed. v. 11. März v. J., die bürgerlichen Verhälts 

niſſe der Juden im Preußiſchen Staate betr., nach welcher keine fremden Juden in 

Dienſt genommen werden ſollen, auch für Chriſten verbindliche Kraft habe, und in 

Kontraventions⸗Fällen deren Strafbarkeit begründen, oder ob es in dieſer Ruͤckſicht 

einer Deklaration des Geſetzes beduͤrfen moͤchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenſter Antwort zu erwiedern, wie es nicht un⸗ 
wahrſcheinlich iſt, daß bei der Redaktion des angezogenen Edikts in dem Falle, daß ein 
Chriſt fremde Juden zu Gewerbs⸗ oder Haus⸗Dienſten annehmen moͤchte, nicht gedacht 
worden, weil ein ſolcher Fall wegen der bedeutenden Hinderniſſe, welche die Verſchie⸗ 
denheit der Religion und der damit in Verbindung ſtehenden Lebensweiſe in den Weg 
legt, gewiß zu den höchſt ſeltenen gehört, und vielleicht ohne Beiſpiel iſt. 

Daraus folgt aber nicht, daß es den Chriſten erlaubt ſei, in ſolche Verbindung mit 
fremden Juden ſich einzulaſſen, denn wenn gleich im $. 35 nur verordnet iſt, daß dieje⸗ 
nigen inlaͤndiſchen Juden, welche dem Verbote des §. 34 zuwider handeln, mit einer 
Geldſtrafe von 300 Thlr. oder verhaͤltnißmäßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt werden ſollen 
fo iſt doch im $. 34 der Satz ganz allgemein ausgedruͤckt: 8 

„Fremde Juden als ſolche duͤrfen weder ꝛc. als Lehrburſchen, noch zu Gewerbs- und 

„Hausdienſten angenommen werden.“ ? 
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Auch der Grund dieſes Verbots iſt ganz allgemein. Es fol nämlich nach $. 31 des 
angeführten Edikts verhütet werden, daß fremde Juden in den hieſigen Staaten ſich nie: 
derlaſſen, fo lange ſie nicht das Preußiſche Staatsbürgerrecht erlanget haben. Die Ab: 
ſicht des Geſetzes würde aber leicht zu vereiteln ſein, wenn es einem jeden freiſtände, 
fremde Juden entweder in wirkliche Dienſte oder doch unter dieſem Vorwande bei ſich 
aufzunehmen, und denſelben dadurch die Niederlaſſung ohne Erlangung des Bürger: 
rechts gewiſſermaßen möglich zu machen. , a , 

Das allgemeine Verbot verbindet daher auch unftreitig die Chriſten, und die Uebertre⸗ 
ter deſſelben werden um ſo mehr polizeimäßig zu beſtrafen ſein, da nach bekannten poli⸗ 
zeilichen Vorſchriften Niemand befugt iſt, Fremde überhaupt, ohne der Polizei⸗Behoͤrde 
davon Anzeige zu machen, bei ſich aufzunehmen, und daher um ſo viel weniger es Je⸗ 
manden freiſteht, fremde Juden zu Gewerbs- oder Haus-Dienſten ohne Vorwiſſen der 
Polizei⸗Behörde zu engagiren. 

Sobald dieſe Behörde von der unerlaubten Aufnahme eines ſolchen Juden Wiſſen⸗ 
ſchaft erhält, werden ohnehin die nöthigen Verfügungen dagegen getroffen, und diejenigen, 
welche die Polizei-Behoͤrde zu hintergehen ſuchen, mit aller Strenge zurecht gewiefen 
werden. 

Aus dieſen Gründen halte ich die Strafbarkeit derjenigen, welche dem §. 34. des ein: 
geführten Edikts entgegen handeln, ſchon durch das Geſetz und durch allgemeine poli⸗ 
zeiliche Vorſchriften, auch in Beziehung auf Chriſten für begruͤndet, und daher eine 
nähere Deklaration um fo weniger für noͤthig, je unwahrſcheinlicher es iſt, daß Kontra⸗ 
ventions⸗Fälle ſolcher Art öfter vorkommen könnten. Berlin, den 9. März 1813, 

v. Kircheiſen. 
An Eine Königl. ꝛc. Sektion des Departements 
der Staats⸗Einkuͤnfte ꝛc. für direkte und 
indirekte Abgaben 
bieſelbſt. 
(Ann. IX. S. 666.) 


3) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 18. Nov. 1825 an die K. Reg. 


zu Gumbinnen. 

Das unterzeichnete Min. giebt der K. Reg. zur Beſcheidung auf den Ber. v. 18, 
v. M., wegen Beſtrafung derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren Dienſt 
nehmen, zu erkennen, daß daſſelbe die Feſtſtellung eines beſtimmten Strafmaßes fuͤr 
Fälle der betreffenden Art weder nöthig, noch angemeſſen findet, weil die Strafbeſtim— 
mung der Beurtheilung der, vorbehaltlich des Rekurſes, die Beſtrafung anordnenden 
Behörde fuͤglich überlaſſen bleiben kann, und ruͤckſichtlich der großen Verſchiedenartig⸗ 
keit der umſtände, welche dabei ſtattfinden koͤnnen, überlaſſen bleiben muß. 

(Ann. IX. S. 1055.) 


4) R. deſſelben Min. v. 10. April 1827 an das K. Polizei-Präfidium 


zu Berlin. 
Dem K. Polizei⸗Praͤſidio wird zur Beſcheidung auf den Ber. v. 28. Februar e., mes 


gen Beſtrafung derjenigen Chriſten, welche fremde Juden in ihren Dienſt nehmen, die 


desfalls unterm 18. Nov. 1825 an die Reg. zu Gumbinnen erlaſſene Verfügung hierbei 
abſchriftlich mit dem Bemerken kommunicirt, daß, wenn ein ſolcher Contraventionsfall 
ſich ereignet, die Feſtſetzung der Strafe, welche außer der gewöhnlichen Polizeiſtrafe fuͤr 
die unterlaſſene vorſchriftsmaͤßige Meldung aufzuerlegen, der richterlichen Kognition zu 
überlaſſen iſt. (Ann. XI. S. 448.) l 

5) C. R. des K. Min. v. 9. Aug. 1828 an die K. Reg. zu Potsdam, 
Frankfurt, Stettin, Köslin, Danzig, Marienwerder, Königsberg, Gum⸗ 
binnen, Breslau, Liegnitz, Oppeln und Magdeburg, ſo wie an das K. Po⸗ 
lizei⸗Präſidium zu Berlin. 

Es iſt der Fall vorgekommen, daß gegen Perſonen chriſtlichen Glaubens, wegen Ueber⸗ 
tretung des im §. 34 des Ed. v. 11. März 1812 enthaltenen Verbots, auslaͤndiſche 
Juden in Dienftverhältniffe aufzunehmen, fiskaliſche Unterſuchungen eingeleitet, die De⸗ 
nunziaten aber von den Gerichten deshalb von der Anſchuldigung freigeſprochen worden 
ſind, weil es dem berührten Verbote an dem weſentlichſten Beſtandtheile eines Straf⸗ 
geſetzes, nemlich der Strafbeſtimmung, fehlt. um nun unter dieſen Umftänden der Un: 
wirkſamkeit des mehrgedachten Verbots vorzubeugen, wird die K. Reg. hiemit ange⸗ 
wieſen, gegen dergleichen Kontravenienten nicht foͤrmlich bei den Gerichten klagbar zu 
werden, ſondern vielmehr in künftig vorkommenden Fällen der bezeichneten Art das 
polizeiliche Verfahren und in Folge deſſelben eine blos polizeimaßige Beſtrafung von 
zwei bis fünf Thaler ſtattfinden zu laſſen. Zunächſt wird es aber nothwendig ſein, daz 
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fragliche Verbot zu republiziren, und die ermangelnde Strafbeſtimmung von Polizei 
wegen zu treffen. (Ann. XII. S. 734.) 
6) Vergl. auch die Kap. I. sub III. B. gegebenen Beſtimmungen. 


II. 
Temporairer Aufenthalt ausländifcher jüdiſcher Handels⸗ 
| leute. 


1) In Anſehung des Handelsbetriebes Ausländiſcher Juden in den ehe⸗ 
mals Königlich Sächſiſchen Territorien vergl. 

a) das Mandat v. 16. Aug. 1746 Abthl. II. Abſchn. V. S. 340. und 
Abthl. III. Abſchn. II. Kap. I. sub III. S. 411. 


b) C. R. der K. Min. d. J. (v. Schuckmann) u. d. F. (v. Motz) v. 
29. Nov. 1829 an die K. Reg. zu Merſeburg, Erfurt, Potsdam, Frankfurt 
und Liegnitz. Beſuch der Märkte im Herzogthum Sachſen von Seiten 
ausländiſcher Juden. 

Der Herzogl. Anhalt⸗Köthenſche Steuer⸗Direktor hat ſich darüber beſchwert, d aß die 
Königl. Regierung den Koͤthenſchen Juden auf den Grund des Mandats v. 16. Auguſt 
1746 den freien Markt⸗Verkehr auf den Maͤrkten des Herzogthums Sachſen nicht ge⸗ 
ſtatten wolle, und hat unter Beziehung auf den Traktat v. 17. Juli v. J. §. 11. um 
Remedur gebeten. 

Da es nun bei Abſchluß dieſes Traktats die Abſicht geweſen iſt, den gegenſeitigen Un⸗ 
terthanen in Hinſicht des Verkehrs eine gleiche Berechtigung zu gewaͤhren: ſo muͤſſen 
die Anhalt⸗Köthenſchen Juden in dieſer Hinſicht den inländiſchen gleich geachtet werden, 
welchen des Koͤnigs Majeſtät auf den Jahrmaͤrkten des Herzogthums Sachſen freien 
Verkehr zu bewilligen geruht haben. 

Hiernach möge die K. Reg. das Weitere verfügen, und den oben angegebenen Grunds 
op überhaupt in Hinficht auf die Juden aus denjenigen Nachbarſtaaten anwenden, mit 
welchen ahnliche in dieſer Hinficht mit dem Traktate o. 17. Juli v. J. üÜbereinſtimmende 
Verträge abge chloſſen worden ſind. (Ann. XIII. S. 919.) 

2) Rückſichtlich der alten Provinzen bemerkt das R. des K. Min. des 
Inn. (v. Bülow, v. Schuckmann) u. d. F. (o, Klewitz) v. 20. Juni 
1822 an die K. Reg. zu Liegnitz, die Niederlaſſungen und den Handelsbetrieb 
der Juden betr. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 10. März d. J. exwiedert, daß, wenn der 
Aufenthalt eines Ausländers, welcher innerhalb Landes rohe oder halb rohe Fabrikate 
einkauft, und bei einländiſchen Profeſſioniſten für Stuͤcklohn weiter zurichten läßt, bloß 
vorübergehend iſt, und die qu. Waaren ausſchließlich zur Ausfuhr beftimmt ſind, weder 
fee w des Buͤrgerrechts noͤthig iſt, noch eine Gewerbſteuer⸗Entrichtung ſtatt 

indet. | 

Was die Poſenſchen Juden betrifft: fo kann denſelben bei noch ermangelndem Staats⸗ 
buͤrgerrecht die Niederlaſſung innerhalb der alten Provinzen zwar zur Zeit noch nicht 
geſtattet, dagegen aber ohne Härte nicht verſagt werden, was nicht allein Ausländern 
überhaupt, ſondern ſogar ausländiſchen Juden erlaubt iſt, nämlich in den Fabrikſtädten 
der alten Provinzen rohe Tuche zu kaufen, um ſolche, es ſei in dieſem Zuſtande, oder 
aber, nachdem ſie für des Einkäufers Rechnung zugerichtet worden, nach dem Großher⸗ 
zogthum Poſen auszuführen. Dergleichen jüdiſche Einwohner ſind zu weiter nichts ver⸗ 
bunden, als an ihrem Wohnort, oder da, wo ſie ſich mit dem Verkauf beſchäftigen, die 
Gewerbſteuer vom Handel zu erlegen. (Ann. VI. S. 388.) 


3) Rückſichtlich des Großherzogthums Poſen das Publ. der K. Reg. in 
Gumbinnen. Verfahren gegen diejenigen fremden Juden, welche rohe 
Produkte oder ſonſtige Erzeugniſſe des Auslandes in die hieſige Provinz 
bringen. 

Durch die nach dem 16. Amtsbl. Nr. 71. v. 2. April d. J. auf Flachs, Hanf ꝛc. be⸗ 
willigte Abgabenfreiheit bei der Einbringung vom Auslande in dieſe Provinz vermehrt 
fich hier der Handel der polniſchen und ruſſiſchen Juden mit den genannten Gegenſtaͤn⸗ 
den ſeit kurzer Zeit ſehr. N 

Es iſt daher nothwendig, in polizeilicher Hinſicht dieſerhalb folgende Beſtimmungen 
feſtzuſetzen: | 
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1) Ein jeder mit genannten Gegenftänden ins Land kommende fremde Jude iſt ver⸗ 
pflichtet, auf keinem andern Punkte als bei einem Kleinigkeitszollamte, über die Gränze 
einzugehen und bei demſelben ſich zu melden. 

2) Das Kleinigkeitszollamt fertigt ihm eine gewöhnliche Zollexpedition aus, in welcher 

„die Quantitat und Qualität der Ladung nach der eigenen Angabe des Deklaranten und 
der ungefähren Beurtheilung des ꝛc. Amts zu bemerken, und dem Deklaranten die ge= 
rade Tour nach der erſten Stadt, welche derſelbe mit ſeiner Ladung beſuchen will, vor⸗ 
zuſchreiben iſt. 

3) Bei der Ankunft in der vorgeſchriebenen Stadt muß der juͤdiſche Frachtführer dieſe 
Zollabfertigung und ſeinen polniſchen Paß ſogleich der Polizeibehoͤrde zur Einſicht, und, 
im Fall es erforderlich iſt, zur Ausfertigung eines Paſſes für die hieſige Provinz vor⸗ 
legen, ſodann, wenn er von der Polizeibehoͤrde feine Abfertigung erhalten hat, ſich bei 
| dem Acciſeamte der Stadt mit feinen Legitimationen melden, und ſolche, in specie die 
an der Graͤnze erhaltene Zollabfertigung, vorzeigen. Das Acciſeamt beurtheilt ſodann 
nach Letzterer die Beſchaffenheit ſeiner Ladung. * 
a 4) Wird die Ladung in der erſten Stadt, wohin er nach der Zollexpedition verwieſen 
? iſt, nicht ganz abgeſetzt, ſondern der jüdiſche Frachtfuͤhrer will die unverkaufte Quantität 
nach einer andern Stadt zum Verkauf bringen, ſo hat er ſich beim Abgange wiederum 
bei der Polizeibehoͤrde und dem Acciſeamte zu melden. 
Erſtere bemerkt auf dem Paſſe den Tag des Abganges, die Dauer ſeines dortigen 
g Aufenthalts und die zu nehmende gerade Straße nach der gewaͤhlten andern Stadt. 
. Das Acciſeamt dagegen ſchreibt in der Zollabfertigung die am Orte von der Ladung 
r erkaufte Quantität ab. 
, 5) Dieſe Vorſchriften find in einer jeden Stadt, in welcher der jüdiſche Frachtfuͤhrer 
kommt, zu beobachten. 
2 Bei dem Verkauf feiner Ladung am letzten Ort bemerkt die Polizeibehoͤrde auf dem 
k Ye den Tag des Zuruͤckganges und beſtimmt dazu die gerade Tour bis zum Ueber⸗ 
2 ge über die Graͤnze; mit Benennung des zu paſſirenden Kleinigkeitszollamts, bei 
\ whem derfelbe ſich melden muß. Ein Gleiches geſchiehet, wenn die ganze Ladung 
ale, in der erſten Stadt verkauft wird. 


x 6Dieſe Beſtimmungen gelten nicht nur für die jübifhen Flachs und Hanfführer, 

t ſonen für alle diejenigen fremden Juden, welche rohe Produkte aller Art oder ſonſtige 

P Erzaniffe des Auslandes in die hieſige Provinz bringen, und ſollen mit dem 1. Juli 
S Jin völlige Kraft treten, damit bis dahin die fremden Juden davon unterrichtet 

d ein önen. 

H 7) zenn fremde Juden öfter mit Produkten und Erzeugniſſen des Auslandes in die 

, hieſigorovinz kommen und damit in den Städten einen Handel treiben; ſo ſoll ihnen 


u ein ſolchen Handel auf ein Jahr die Konzeſſion ertheilt werden, wenn die ſolche 
ei umachſuchende Behoͤrde durch gültige Zeugniſſe die Rechtlichkeit und Unverdaͤch⸗ 
tigkeit! Supplikanten dokumentirt, und alsdann ſind dieſe juͤdiſchen Kaufleute auch 


* 

e zur Erung der Gewerbeſteuer verpflichtet, wovon der ungefähre Betrag gleich bei 
5 Nachſueng der Konzeffion in Vorſchlag zu bringen iſt. 

2 Wer ze Konzeſſion und Gewerbeſchein öfter in dieſer Provinz einen ſolchen Handel 
t betreibt, als Kontravenient nach den Geſetzen beſtraft werden. 

| Die Preis und Accifebehörden haben ſich nach dieſen Beſtimmungen auf das ger 
2 naueſte zichten, und erftere beſonders noch darauf zu ſehen, daß der Frachtführer die 
d vorgeſchrine Straße nicht verändere, und nicht zur Ungebühr von einem Orte zum an⸗ 
n dern languf der Reiſe zubringe. 

n Wer vo en jüdiſchen Frachtführern dieſe Vorſchriften nicht beobachtet, iſt als Vaga⸗ 
r bond ſogleüber die Grenze zu bringen. 

e Die Accunter werden noch auf die richtige Zahlung des Judengeleits aufmerkſam 
+ gemacht. in. II. S. 321.) 

J III. 

n Aufentht ausländiſcher Juden in dem Preußiſchen Staate 
e behufs isbildung zu einem nützlichen Berufe und Aus⸗ 
A übung deſſelben. 

2 1) Zumitudium auf Preußiſchen Univerſitäten. 

t R. der Md. Inn. (v. Schuckmann) u. d. Pol. (v. Wittgenſtein) 
E v. 18. Juni 19 an die K. Reg. zu Berlin. 


| Die K. Regeßert im Eingange Ihres wegen der von dem jübifhen Glaubenöge: 
` Hoffen NN. auibeck nachgeſuchten Erlaubniß zum einſtweiligen Aufenthalt hierſelbſt 
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unterm 10. v. M. erſtatteten Berichts, daß eine Umgehung des Geſetzes v. 11. Maͤrz 
1812 darin liege, wenn ſich Juden, welche keine ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte beſitzen, in der 
Eigenſchaft als Fremde hierſelbſt aufhalten, von Zeit zu Zeit ihre Aufenthaltskarte er 
neuern, und auf ſolche Weiſe ſich faktiſch fortdauernd hier befinden, ohne die Abſicht, 
ſich in den Preuß. Staaten niederzulaſſen, ausdruͤcklich zu erklaͤren. 

Es iſt aber ein ganz anderer Fall, wenn gerade das Gegentheil: nämlich ſich nicht in 
den preußiſchen Staaten niederzulaffen, erklärt wird, und lediglich die Abſicht vorhanden 
iſt, für eine beſtimmte Zeit den Aufenthalt zu einem Zweck hier zu nehmen. 

In ſolchen Fällen wird der fremde Jude allen andern Fremden gleich geachtet, und es 
dürfte wohl namentlich Hinſichts der hieſigen Univerſität nicht der mindeſte Grund vor⸗ 
handen ſein, einem fremden Juden den Aufenthalt während der Zeit der Univerfitäte- 
Studien zu verſagen. 

In dem vorliegenden Falle iſt bei der erfolgten Erklaͤrung: daß auf die Naturaliſa⸗ 
tion gar kein Antrag gerichtet werden ſolle, eine Umgehung des Geſetzes um ſo weniger 
denkbar, als ſelbſt die Gewinnung der Naturaliſation für den NN. nicht mit Schwie⸗ 
rigkeiten verbunden ſein wuͤrde. 

Die Polizei-Behoͤrde kann übrigens keinen andern Maaßſtab zur Beſchrankung der 
kat, Zeit des Aufenthalts eines ſolchen Individui haben, als den Zweck des 
Aufenthalts. 

Es iſt auch keinesweges die Abſicht, das fruͤher beſtimmte Verfahren, wonach fremde 
Juden zwar der Aufenthalt hierſelbſt, jedoch auf eine beſtimmte von ihnen ſelbſt anz 
gebende Zeit, welcher noͤthigen Falls von der Polizei⸗Behoͤrde die gehörigen Schrann 
zu ſetzen ſind, geſtattet werden ſoll, aufzuheben; vielmehr ſoll daſſelbe ganz auf den v⸗ 
liegenden Fall angewendet werden. 

In die Lehre konnte der NN. den NN. allerdings nicht nehmen, und hätte beier 
Anzeige des erſteren, daß der NN. ſich bei ihm in der Lehre befinde, ſofern die Erlaniß 
der Behoͤrden dazu nicht ertheilt worden, gegen den NN. nach der Vorſchrift des 35 
des Ed. v. 11. März 1812 verfahren werden follen. 

Ob dergleichen junge Juden ſich hier der Ausbildung oder aber wegen heimlichewan⸗ 
dels aufhalten, läßt ſich ſehr leicht kontrolliren, und iſt ihnen allenfalls bei der Erlbniß 
eines beſtimmten Aufenthalts, Seitens der Polizei⸗Behörde, zu eröffnen, daß, ofern 
irgend eine eigene Geſchäfts⸗Betreibung ſtatt finden möchte, ſogleich die Erlaubs zum 
Aufenthalt aufgehoben werden würde, welches letztere inzwiſchen unter allen Uraͤnden 
auch ohne eine ſolche Eröffnung geſchehen kann. 

Nach dieſen Grundſaͤtzen wird es bei der Gewaͤhrung des Aufenthalts des N. auf 
die beſtimmte Zeit von Einem Jahre verbleiben muͤſſen; wenn jedoch das Kamm voll 
ſtändig konſtatirt wird, daß der NN. den NN. ohne vorherige Anzeige und 48druͤck' 
liche oder ſtillſchweigende Genehmigung der Behoͤrde in die Lehre genommen © ift die“ 
Vorſchrift des 8. 35 des Ed. v. 11. März 1812 in Anwendung zu bringen, u auf den 
nachtraͤglich gemachten Antrag nicht weiter einzugehen. (Ann. III. S. 421 


2) Aufenthalt ausländiſcher Juden zur Erlernung id Aus⸗ 
übung von Handwerken und ſonſtigen nützlichen BerBßarten. 

a) Reſol. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) an d Tiſchler⸗ 
meiſter NN. zu NN. Verbot der Annahme junger ausländier Juden 
zu Lehrlingen. | 

Auf den in der Eingabe v. 25. v. M. enthaltenen Antrag des Tiſchleriſters NN., 
den dortigen Tiſchlern zu geſtatten, junge Juden aus dem Auslande als h rlinge out: 
nehmen zu dürfen, kann nicht eingegangen, Supplikant vielmehr nur f die einge⸗ 
reichte, anbei zurückerfolgende Reſolution der K. Reg. zu Gumbinnen v. Jan. d. J., 
welche, als den Beſtimmungen des Ed. v. 11. März 1812 F. 34. voͤllentſprechend 
beftätigt wird, zuruͤckgewieſen werden. (Ann. XIV. Nr. 55.) 


b) R. deſſelben Min. v. 25. Jan. 1832 an die K. Reg. Minden. 

Nach den beſtehenden allgemeinen Grundſätzen, wie ſolche auch im (v. 11. Maͤrz 
1812 F. 34. ausgeſprochen worden, dürfen, wie der Königl. Reg. Ihre Anfrage 
v. 1 d. M. erwiedert wird, fremde Juden auch als Lehrburſchen n angenommen 
werden. 

Die K. Reg. möge daher, wenn auch beſagtes Edikt dort nicht „Sich danach 
achten, da die fragliche Stelle wenigſtens als allgemeine Vorſchrift fdie Adminiſtra⸗ 
tions⸗Behoͤrden zu betrachten iſt. (Ann. XVI. S. 210. 

c) R. des Min. d. Inn. (Erſte Abthl. Meding) v. 8. Al 1842 an die 
K. Reg. zu Erfurt. 

In Berückſichtigung der in dem Ber. v. 11. v. M. auseinand ſetzten umſtände 
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will das Miniſterium die Koͤnigl. Reg., nach Ihrem Antrage, hiermit ermaͤchtigen, 
ausländiſchen Juden, welche ſich in Ihrem Verwaltungsbezirke zu einem beſtimmten er⸗ 
laubten Zwecke und auf beſtimmte Zeit aufzuhalten beabſichtigen, die Erlaubniß zu 
dieſem Aufenthalte, ſtatt, wie bisher, von Jahr zu Jahr, gleich fuͤr die ganze, von den⸗ 
ſelben beſtimmt anzugebende Zeit unter den von Ihr im Berichte ausgeſprochenen Be⸗ 
dingungen und Vorausſetzungen zu ertheilen. 


Bericht der Reg. zu Erfurt. 

In unſerm ehrerbietigen Berichte v. 6. April 1838 erlaubten wir uns die Anfrage, 
ob es für zuläſſig zu erachten ſei, uns zur Ertheilung der Erlaubniß zu einem vorüber⸗ 
gehenden Aufenthalt an ausländiſche Juden zu ermädhtigen. 

Durch das verehrliche R. v. 19. April 1838 wurden wir autoriſirt, dieſe Erlaubniß 
auf Ein Jahr zu ertheilen, inſofern dieſelbe von einem Juden zum Zwecke ſeines Auf⸗ 
enthalts als Fremder in einer Stadt des hieſigen Departements erbeten werden möchte 
nnd nicht nur im Allgemeinen kein polizeiliches Bedenken entgegen ſtaͤnde, ſondern auch 
d eh des Antragſtellers, fo wie deſſen Wiederaufnahme in der Heimath, ges 
ichert ſei. 

Daß dergleichen Anträge bei uns ziemlich häufig angebracht werden, erklärt ſich aus 
der eigenthümlichen Lage des hieſigen, faſt ganz vom Auslande umſchloſſenen Regie⸗ 
rungsbezirks, und es iſt nicht ſelten der Fall, daß ausländifche jüdiſche Lehrburſchen, 
Handlungs⸗Kommis ꝛc., welche bei inländiſchen Meiſtern oder Kaufleuten in die Lehre 
oder Kondition zu treten beabſichtigen, bei uns darauf antragen, ihnen die Erlaubniß, 
ſich in dem hieſigen Departement aufhalten zu dürfen, auf zwei, drei und vier Jahre zu 
ertheilen, je nachdem ihr Lehrkontrakt oder Engagement einen laͤngern oder kürzern 
Zeitraum umfaßt. 

Der oben erwähnten hohen Vorſchrift gemäß, haben wir derartigen Geſuchen, wenn 
ſonſtige Bedenken nicht obwalteten, bisher immer nur vorläufig auf Ein Jahr defe⸗ 
rirt, nach Ablauf dieſer Friſt aber, wenn das Geſuch erneuert wurde und den Bittſtellern 
von den Ortspolizeibehörden ein günſtiges Führungsatteſt ausgeſtellt wurde, die Er⸗ 
laubniß zum temporairen Aufenthalt in dem unſerer Verwaltung anvertrauten Bezirk 
von Jahr zu Jahr prolongirt. 

Nach obigem Grundſatz würden wir dieſe Erlaubniß nur immer von Jahr zu Jahr 
prolongiren koͤnnen; da aber dies Verfahren eine unſeres Dafuͤrhaltens wenig lohnende 
Vermehrung der Schreiberei verurſacht, To glauben wir ehrerbietigſt darauf antragen 
zu duͤrfen, 

uns hochgeneigteſt zu autoriſiren, ausländiſchen Juden, welche ſich zu einem beſtimm⸗ 
ten erlaubten Zweck und auf beſtimmte Zeit in dem dieſſeitigen Departement auf⸗ 
zuhalten beabſichtigen, die Erlaubniß dazu gleich für die ganze beſtimmt anzugebende 
Zeit ertheilen zu dürfen. 
Ein Nachtheil dürfte unferes Erachtens hieraus nicht entſtehen, da wir ſtreng auf die 
jedesmalige Beibringung von Heimathſcheinen halten und uͤberdies die Erlaubniß nur 
unter der Bedingung ertheilen würden, daß dieſelbe zu jeder Zeit widerruflich ſei, wenn 
e ze derfelben durch fein Betragen ꝛc. zu Unzufriedenheit Veranlaſſung geben 
ollte. ’ 

Außerdem würden wir die Polizeibehörden beſonders inſtruiren, überall auf ſofortige 
Entfernung jener ausländiſchen Juden zu dringen, wo das Dienſtverhaͤltniß oder ein 
ſonſtiges Engagement derſelben ſich vor der beſtimmten Zeit, für welche ihnen der Auf⸗ 
enthalt geſtattet ift, auflöſt, damit denſelben jede Gelegenheit zur felbftftändigen Nie⸗ 
derlaſſung oder zum unbefugten Gewerbebetriebe abgeſchnitten wird. 

Erfurt, den 11. März 1842. 

(V. M. Bl. 1842. S. 110.) 


d) Zulaſſung von Handwerksgeſellen. 
aa) R. des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Okt. 1836 an die 
K. Reg. zu Arnsberg. 

„Der K. Reg. erwiedere ich auf Ihre Anfrage v. 22. v. M., die Zulaſſung auslän⸗ 
diſcher israelitiſcher Handwerksgeſellen in die dieſſeitigen Staaten betreffend, daß auch 
in den neuen Provinzen hinſichtlich der Aufnahme ausländiſcher juͤdiſcher Handwerks⸗ 
geſellen nach Analogie des G. v. 11. März 1812 f. 34. verfahren werden muß, da ſonſt 
das Einſchleichen fremder Juden nicht zu vermeiden ſein würde. 

(Ann. XX. S. 833.) 


bb) K. O. v. 14. Okt. 1838. Zulaſſung von jüdiſchen Handwerksge⸗ 
ſellen aus deutſchen Bundesſtaaten, um bei inländiſchen Meiſtern 
als Geſellen zu arbeiten. 


\ 
| 
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Aus den in Ihrem Ber. v. 4. v. M. angefuͤhrten Gruͤnden, will Ich, nach Ihrem 
Antrage, beſtimmen: daß in Zukunft den jüdiſchen Handwerksgeſellen aus den deutſchen 
Bundesſtaaten geſtattet fein ſoll, bei inläͤndiſchen Meiſtern als Geſellen zu arbeiten, fo- 
fern in ihrer Heimath den jüdiſchen Handwerksgeſellen aus dem Preuß. Staate gleiche 
Befugniſſe zugeftanden werden. Ueber dieſe Reziprozität haben fie die Beſcheinigung 
ihrer heimathlichen Behörde beizubringen. In Beziehung auf ihre Legitimation iſt 
lediglich nach den wegen der auswärtigen Handwerksgeſellen beſtehenden allgemeinen 
Vorſchriften zu verfahren. Damit übrigens mit dieſer Erlaubniß kein Mißbrauch ge⸗ 
trieben und diefelbe nicht heimlicher Weiſe zu einer Niederlaffung in den dieſſeitigen 
Staaten, oder zu einem Aufenthalt auf unbeſtimmte Zeit benutzt werde, haben Sie, der 
Min. des J., vorzuſorgen, daß die Konzeſſien auf beſtimmte Zeit, etwa auf 2 bis 3 Jahre, 
ausgeſtellt werde. (G. S. 1838. S. 503. A. XXII. 171. — 1. 161.) 

cc) C. R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 28. Dec. 1838 
an ſämmtl. K. Reg. ſowie an das K. Polizeipräf. zu Berlin. 

In der A. K. O. v. 14. Okt. d. J., mittelſt welcher den jüdiſchen Handwerksgeſellen 
aus deutſchen Bundesſtaaten geſtatket worden iſt, bei inländiſchen Meiſtern als Geſellen 
zu arbeiten, haben Seine Maj. der König mir die Pflicht aufgelegt, vorzuſorgen, daß 
mit dieſer Erlaubniß kein Mißbrauch getrieben, ſolche nicht zur heimlichen Niederlaffung 
in den dieſſeitigen Staaten oder zu einem Aufenthalte auf unbeſtimmte Zeit benutzt, und 
deshalb die Konzeſſion auf beſtimmte Zeit, etwa auf zwei bis drei Jahre, ausgeſtellt 
werde. 

um zun der A. Abſicht zu entſprechen, verordne ich hiermit Folgendes: 

1) Wenn ein jüdiſcher Handwerksgeſell aus einem der Bundesſtaaten, mit der gehö⸗ 
rigen Legitimation, inſonderheit auch wegen der in ſeiner Heimath gegen preuß. jüdiſche 
Handwerksgeſellen ftattfindenden Rezpirozität, verſehen, in eine der preuß. Prov. gn: 
gewandert ift, ſo hat die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, in welchem derſelbe zuerſt 
Arbeit findet, ihm, wenn ſonſt, nach den allgemeinen Grundſätzen wegen des Einwan⸗ 
derns fremder Handwerksgeſellen, kein Bedenken ſtattfindet, die Arbeit im Orte zunächſt 
auf ſechs Wochen zu geſtatten. 

Gleichzeitig aber hat dieſelbe an die vorgeſetzte Reg. zu berichten, derſelben die Legiti⸗ 
mation einzureichen, die Zeit, zu welcher der Geſell zuerſt im Inlande in Arbeit getreten 
iſt, anzuzeigen, und auf Ausſtellung der Konzeſſion anzutragen. Sollte vor Ablauf 
obiger 6 Wochen, und ehe die Konzeſſion eingegangen iſt, der eſell den erſten Arbeits⸗ 
ort verlaffen, fo kann er auf Vorzeigung eines Atteſtes der erſten Ortsobrigkeit für die 
noch nicht abgelaufene Zeit auch an einem anderen Orte noch angenommen werden. 
2) Die Reg. ſtellt ſogleich nach Eingang der Anzeige die Konzeſſion auf zwei Jahre, 
von Anfange der Arbeit im Inlande gerechnet, aus, jedoch unter Hinzufuͤg ung der Be: 
dingung, daß ſolche auch vor Ablauf der gedachten Zeit erloſchen ſein, und der Geſell in 
— Vaterland zuruͤckgewieſen werden ſolle, wenn er durch fein Betragen dazu Veran⸗ 
laffung gebe. ) 

3) Dae auf einem Stempelbogen von 15 Sgr., übrigens aber ſportelfrei, auszufer⸗ 
tigende Konzeſſion iſt der Orts⸗Pol. Behörde zur Aushaͤndigung an den Betheiligten zu 
überfenden, welche gegen Entrichtung des Stempelbetrages, ſonſt aber unentgeldlich, zu 
bewirken und im Paſſe zu vermerken iſt. Hat der Geſell nach $. 1. den erſten Arbeitsort 
immitelſt verlaſſen, ſo liegt ihm ob, der Obrigkeit deſſelben anzuzeigen, wo er wieder 
Arbeit gefunden, damit der Polizeibehörde deſſelben die Konzeſſton zur Aushändigung 
überſandt werden könne. 

4) Bei jeder Ortsveränderung, ſo wie beim Wechſeln des Meiſters, hat derſelbe ſich 
bei der Polizeibehoͤrde zu melden, und derſelben die Konzeffion zu produziren, damit auf 
der Rückſeite derſelben bemerkt werde, wie lange und bei welchen Meiſtern er im Orte 
gearbeitet habe, ob dieſe mit ſeiner Aufführung ſowohl, als mit ſeiner Brauchbarkeit zu⸗ 
frieden gen find, und ob er ſonſt zu polizeilichen Rügen Veranlaſſung gegeben hat 
oder nicht. | | 

5) Die Konzeſſion, welche nach beifolgendem Schema auszuſtellen, iſt für alle Regie⸗ 
rungsbezirke gültig. 

Wenn die darin bezeichnete Zeit abgelaufen iſt, ſo hat die Polizeibehoͤrde, wenn der 
Geſell ferner im Lande zu arbeiten beabſichtigt, unter Einreichung derſelben und mit 
Beifuͤgung eines Zeugniſſes über die Aufführung im jetzigen Aufenthaltsorte, der vorge⸗ 
ſetzten Bezirks⸗Regierung die Verlängerung der Konzeſſion auf das dritte Jahr anheim⸗ 

uſtellen. 

P Ergiebt ſich aus den auf der Konzeſſion befindlichen Zeugniſſen, daß der Handwerks⸗ 
geſell ſich gut aufgeführt und als einen brauchbaren Arbeiter bewährt hat, jo iſt die 
Verlängerung, zu deren Bemerkung am Fuße der Konzeſſion Platz zu laſſen iſt, von der 
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Königl. Regierung zu ertheilen, entgegengeſetzten Falles ab er abzuſchlagen, und der 
Geſell in ſeine Heimath zurückzuweiſen. 1 * 
6) Nach Ablauf der in der Konzeſſion und in deren Verlängerung beſtimmten Zeit iſt 
jedenfalls der Geſell in feine Heimath zurückzuweiſen. | | 

7) Kein Handwerksmeiſter ift berechtigt, einen auswärtigen juͤdiſchen Handwerksge⸗ 
ſellen, beim erſten Eintritt deſſelben, ohne die Erlaubniß der Ortsobrigkeit, ſpaͤter ohne 
Produktion der Regierungs⸗Konzeſſion in Arbeit zu nehmen, und verfällt bei ſtattfin⸗ 
dender Kontravention in eine Polizeiſtrafe von 5— 10 Thlrn. Vernachläſſigung obiger 
Vorſchriften von Seiten der Ortsbehörden wird durch Ordnungsſtrafe gerügt. 

8) Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle der Regierung das Polizei-Praͤſidium. 

Gegenwärtige Verfügung iſt durch die Amtsblätter bekannt zu machen. 

(Ann. a. a. O.) E h ? 

dd) K. O. v. 19. Febr. 1842, mitgetheilt durch Cirk. R. des K. Min. 

d. Inn. u. d. P. (v. Roch ow) v. 9. März 1842. Die K. O. v. 14. Okt. 


1838 findet auch auf Handwerksgeſellen aus Dänemark Anwendung. 

Da nach Ihrem Berichte v. 30. v. M. in Meinem Theile des Königreichs Daͤnemark 
fremde Handwerksgeſellen aus dem Grunde, weil fe Juden find, geſetzlich gehindert ſind, in 
Arbeit zu treten, ſo will Ich nach Ihrem Antrage genehmigen, daß auch den jüdiſchen 
Handwerksgeſellen aus Danemark unter den in der O. v. 14. Okt. 1838 feſtgeſetzten 
Bedingungen geſtattet werde, bei inländiſchen Meiſtern als Geſellen zu arbeiten. Sie 
haben dieſe Beſtimmung durch die Amtsblätter zur öffentlichen. Kenntniß zu bringen. 

N Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Roch ow u. das Min. 
der ausw. Ang. 
3) Aufenthalt ausländiſcher Juden zur Betreibung der 


ärztlichen Praxis. 
a) R. der K. Min. der G. U. u. M. Ang, und des Inn. (v. Altenſtein 


u. v. Schuckmann) an ſämmtl. Reg., v. 11. Nov. 1820. Zulaſſung 


ausländiſcher Juden zur Praxis als Medizinalperſonen. 
um zu verhindern, daß fremde Juden zur Praxis als Medizinalperſonen innerhalb 
der Preuß. Staaten approbiret werden, bevor ſie das Staatsbuͤrgerrecht erworben ha⸗ 
ben, finden ſich die unterzeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. zu beauftragen: den⸗ 
jenigen ausländiſchen Juden, welche ſich künftig zu den Prüfungen für Medizinalperſonen 
bei ihr melden follten — ſofort anzukündigen, daß ihre Approbation in der Folge nur nach 
geführtem Nachweiſe, daß ſie das Staatsbürgerrecht erlangt haben, erfolgen könne, und 
es iſt demgemäß von der von der K. Reg. auch die Approbation bei dem Min. nicht eher 
in Antrag zu bringen, als vis dieſer Nachweis geführt worden, ſodann aber die daruͤber 
ſprechende Beſcheinigung den einzureichenden Verhandlungen beizulegen. Was bier: 
nächſt die inländifchen Juden anbetrifft, ſo haben ſämmtl. K. Reg. in denjenigen Pro⸗ 
vinzen in denen das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 bereits Geſetzeskraft hat — dahin zu ſehen, 
daß dieſelben auch wenn ſie die Approbation bereits erhalten haben ſollten — zur Praxis 
in ihrem Departement doch nicht eher verſtattet werden, als bis ſie ſich zugleich über 
das erlangte Staatsbürgerrecht ausgewieſen haben. 
(Ann. IV. S. 890.) 
b) Vergl. oben das Eirf. R. des Min. d. G. U. u. M. Ang. an ſämmtl. 


K. Reg. v. 8. Okt. 1836. (Ann. X. S. 1035.) 

c) Publik. des K. Min. des Inn. (v. Schuckmann) v. 15. Nov. 
1822. Zulaſſung der Juden zu ärztlicher Praxis. 

um der irrigen Meinung zu begegnen, als ſei denjenigen ausländiſchen Juden, welche 
als Doktoren der Arznei⸗ oder Wundarznei⸗Kunde die geordneten Staatsprüfungen 
beſtanden haben, die Approbation als praktiſche Aerzte oder Wundaͤrzte und mit dieſer 
zugleich die Befugniß, innerhalb der Preuß. Staaten aller Orten die Praxis auszuüben, 
nicht weiter zu verſagen, wird hierdurch bekannt gemacht: daß dergleichen Juden der 
vollſtändigen Genuͤgung aller übrigen Erforderniſſe ungeachtet, die Approbation Behufs 
Ausuͤbung der Praxis innerhalb der Preuß. Staaten in keinem Fall eher ertheilt wer⸗ 
den kann, als bis ihnen, in ihrer Eigenſchaft als Ausländern jüdiſchen Glaubens, zuvor 
die Aufnahme in den Preuß. Unkerthanen⸗Verband, und ſofern ſie ſich innerhalb der⸗ 
jenigen Provinzen, wo das Allerh. Ed. v. 11. Maͤrz 1812 uͤber die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Juden in Kraft beſteht, niederzulaſſen beabfichtigen, zufolge der Beſtim⸗ 
mungen in den $$. 31 und 32 dieſes Ed. das Preuß. Staatsbürgerrecht zugeſtanden 


worden iſt. 
Die ſich in dem angezeigten Falle befindenden Individuen werden daher wohl thun, 
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die Aufnahme in den Preuß. Unterthanen-⸗Verband, oder aber das Staatsbürgerrecht 
nachzuſuchen, bevor ſie, um die Approbation als praktiſche Aerzte oder Wundaͤrzte zu 


erlangen, ſich den Staatsprüfungen unterwerfen, weil fie außerdem durch die Approba⸗ 
tion zur Paxis in den Königl. Staaten keinesweges befugt werden. 
(Ann VI. S. 902.) 

4) Zulaſſung ausländiſcher jüdiſcher Schullehrer. 

a) R. des K. Min d. Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 1. Okt. 1824 an 
die K. Reg. zu Erfurt. 

Da, wie der K. Reg. in Beſcheidung auf den Bericht v. 6. v. M. eröffnet wird, aus⸗ 
laͤndiſchen Juden die Aufnahme in die Preuß. Staaten als Schullehrer eben ſo wenig, 
als in einer anderen Eigenſchaft zugeſtanden werden kann, ſo wird die K. Reg. wohl 
thun, zu den Seitens der K. Min. der Geiſtl. ꝛc. Ang. unterm 15. Juni e. verordneten 
Pruͤfungen uͤberall nur ſolche Juden zuzulaſſen, welche zum bleibenden Aufenthalte im 
Lande an und für ſich berechtigt find. (Ann. VIII. S. 1101.) 

b) R. deſſelben K. Min. v. 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M. 

betreffend die Zulaſſung fremder Juden zu Schullehrerſtellen, 
der desfalls, in Gemeinſchaft mit dem K. Min. der Geiſtl. ꝛc. Ang., an die Reg. zu 
Bromberg erlaſſene Beſcheid v. 26. März c. hierneben abſchriftlich mitgetheilt, um Sich 
nach deſſen Inhalt gleichmäßig zu achten. 

Daß dergleichen Juden neben dem Schullehrer-Geſchäfte weder Handel, noch ſonſt ein 
buͤrgerliches Gewerbe treiben dürfen, verſteht ſich übrigens von ſelbſt, und entſpricht 
dies auch der Abſicht des unterzeichneten Miniſterii bei dem Erlaſſe des beregten 
Beſcheides 2c. (Ann. IX. S. 394.) 


IV. 
Aufenthalt ausländiſcher Juden im Lande zum Zweck des 


Beſuches von Badeorten. 


R. deſſelben K. Min. v. 30. Okt. 1829 an die K. Reg. zu Breslau. 
Verfahren gegen fremde zum Beſuche inländiſcher Bäder in's Land Bom, 
menden Juden. 

Gegen ſolche fremde Juden, welche ohne die gehoͤrigen Unterhaltungsmittel zum Be⸗ 
ſuche der inländiſchen Bäder über die Graͤnze kommen, koͤnnen, wie der K. Reg. auf den 
Bericht v. 14. d. M. zu vernehmen gegeben wird, keine weiteren Maßregeln ergriffen 
werden, als gegen ausländifche Chriſten unter gleichen Verhältniſſen. Hiernach bleibt 
der K. Reg. das Weitere zu verfügen anheimgeſtellt. 

(Ann. XIII. H. 4. Nr. 52.) 


Dritter Abſchnitt. 


Abgaben ruſſiſch-polniſcher Juden in den Provinzen Preußen 
und Poſen. 


Der Juden Geleitzoll, welcher als ein Ueberreſt des Mittelalters 
auch in Preußen längſt abgeſchafft worden ), hatte nur, als Retorſions— 
Maßregel gegen Rußland, in den öſtlichen Provinzen fortbeſtanden, und als 
letzterer Staat durch eine V. v. 26. Nov. 1822 denſelben für eine fort— 
dauernde Abgabe erklärt, wurde dieſelbe durch die K. O. v. 11. Sept. 
1823 für die Provinzen Preußen und Poſen von Neuem regulirt. 


Die hierüber ergangenen V. beſtimmen: 


1) K. O. v. 11. Sept. 1823, mitgetheilt durch R. der Min. des Inn. 
u. d. P. (v. Schuckmann) und der Fin. (v. Klewitz) v. 16. Nov. 1823. 
„Da in dem Königreiche Polen durch eine V. v. 26. Nov. 1822 der Judengeleitszoll 
für eine fortdauernde Abgabe erklärt, und jeder fremde Jude, ohne Ruͤckſicht auf Alter, 
Stand und Geſchlecht fuͤr einen 30tägigen Aufenthalt im Lande einer Abgabe von 


— 


1) Vergl. die allg. hiſtor. Einleitung. 
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15 Floren polniſch (24 Rthlr.) unterworfen ift, dadurch alfo die Ausſicht auf eine Vers 
einigung zur gegenſeitigen Abſchaffung dieſer Abgabe ſich entfernt hat, ſo ſoll die Letz⸗ 
tere auch diſſeits erwiederungsweiſe noch fortbeſtehen, jedoch mit K. Allerh. Genehmi⸗ 
gung v. 11. Sept. d. J. in der Verfahrungsweiſe eine Abänderung, und zwar vom 
1. Jan. 1824 an, in folgender Art Statt finden: 

Der Geleitsabgabe bleibt jeder Jude aus dem Koͤnigreich Polen der in die Provinzen 
Preußen und Poſen kommt, unterworfen, und zwar ohne Rückſicht auf Alter, Ge⸗ 
ſchlecht, Stand und Geſchaͤfte. Binnen der Friſt, wo er feinen Reiſepaß viſiren zu laſ— 
fen gehalten iſt, muß er auch den Geleitſchein löſen. 

Es wird derſelbe auf einem Stempelbogen von 2 Rthlr. 15 Sgr. ertheilt, wie ihn 
die Beilage enthält. 

Die Ausfüllung und Aushaͤndigung gegen Erlegung der Stempelabgabe geſchieht von 
den zur Prüfung und Viſirung der Reifepäffe authoriſirten Behörden. 

Der Schein gilt nur längftens 30 Tage, und muß bei einem nach Verlauf Meier Zeit 
noch ftattfindenden Aufenthalte in den Provinzen Preußen und Poſen ein neuer Schein 
extrahirt werden. 

Juden, welche es unterlaſſen, den Geleitsſchein gehörig, und nach Ablauf deſſelben 
einen neuen zu loͤſen, werden um den vierfachen Betrag der Gefälle, alſo mit 10 Thlr. 
beſtraft, wie es das allgemeine L. R. bei beabſichtigten Verkürzungen der vom Staate 
angeordneten Gefälle beſtimmt. 

Den Behörden ift die vollftändige Ausfüllung des Scheins, wie ſolche aus dem For: 
mular (Anlage a.) erſichtlich iſt, zur genaueſten Pflicht zu machen, und mit dem Ans 
kauf und der Ausgabe der Geleitsſcheine wird Seitens der Polizeibehörden es eben ſo ge⸗ 
halten, wie es mit den Paßformularen geſchieht. Die gedachten Behoͤrden beziehen 


uͤbrigens die Formulare zu den Geleitsſcheinen gegen baare Bezahlung, wie jedes op: 


dere Stempelpapier, von den Special-Debitsſtellen. 

Das Haupt⸗Stempel⸗Magazin wird die Hauptämter des dortigen Regierungsbezirks 
mit den nöthigen Formularen ‚verfehen, welche fie gleich den übrigen Stempel-Mate⸗ 
rialien zu berechnen, und davon an die SpecialeDebitöftellen zu verſenden haben. 

Die Behörden ſind verpflichtet, bei Viſirung der Päſſe die Entrichtung des Geleits⸗ 
Stempels zu kontrolliren, und dürfen keinen Paß eines im Koͤnigreich Polen wohnhaf⸗ 
ten Juden viſiren, ohne zugleich den Geleitsſchein zu ertheilen, oder wenn der Jude be⸗ 
reits damit verſehen iſt, auch den letztern zu viſiren. 

Die Steuer⸗Beamten haben ebenfalls, ſo viel es ihrerſeits geſchehen kann, mit dar⸗ 
auf zu achten, daß jene Abgabe nicht umgangen werde. 

a 


Geleitsſchein auf 30 Tage und weniger gültig. 
Inhaber des hier angeſiegelten Reiſepaſſes (Name) wohnhaft zu (Wohnort), welcher 
am (Tag und Datum mit Buchſtaben) über (Eingangsort) in die Provinz gekommen 
iſt, kann ſich hierauf bis zum (auf 30 Tage nach dem Eintritt ins Land, oder bei Ver⸗ 
laͤngerung nach Ablauf des vorigen Scheins auszufüllen) in den Provinzen Preußen, 
Weſtpreußen und Poſen aufhalten, muß aber auch überall den Vorſchriften nachkommen, 
wozu das Paßgeſetz und andere allgemeine Beſtimmungen Ausländer, welche ſich im 
Preußiſchen Staate aufhalten, verpflichten. 
Gegeben (Ort, Tag, Jahreszahl, Beides mit Buchſtaben). 
(Firma und Siegel der Behoͤrde.) 
(Ann. VII. S. 893.) | 


2) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow) des Inn. (o. Schuck⸗ 
mann) u. der Fin. (v. Klewitz) v. 3. März 1823 an die K. Reg. zu Danzig. 

Die von der K. Reg. zu Poſen abſchriftlich mitgetheilte Antwort der K. Reg. v. 
5. Dec. v. J., die Erhebung des Judengeleits betreffend, giebt Veranlaſſung derſelben 
zu eröffnen, daß durch das G. v. 26. Mai 1818 in der Verfaſſung jener Abgabe nichts 
eändert iſt, da dieſes G. nur von objektiven, nicht von perfönlichen Abgaben handelt. 
u den letzteren gehört das Judengeleit, und daß deſſen Erhebung den Steuerbehoͤrden 
mit übertragen worden, ändert in keiner Hinſicht die Natur der Abgabe. 

(Ann. VII. S. 53.) 


3) Das Cirk. R. der K. Min. des Inn. u. d. P., (o. Schuckmann) ſo 
wie der Fin. (v. Klewitz) v. 16. Nov. 1823 an die betr. K. Reg. verfügt 
wie die sub Nr. 1. gegebene K. O. (Ann. VII. S. 798.) 

4 R. derſelben K. Min. an die K. Reg. zu Königsberg v. 21. Febr. 


1829. Formulare zu den Geleitsfcheinen für Polniſche Juden. 
Die Polizei⸗Behörden konnen die Formulare zu den Geleitsſcheinen für die Juden 
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aus dem Königreiche Polen, bei den für die Stempelverwaltung angeordneten Spezial⸗ 
Debitöftellen zu jeder Zeit einzeln erhalten. Es iſt daher auf den Antrag v. 16. v. M. 
dieſen Behörden jener Auslagen wegen eine Tantieme von den Gebühren für die Ge 
leitsſcheine zu bewilligen, nicht einzugehen. 

(Ann. VIII. H. 1. Nr 33.) 


5. R. derſelben K. Min. an die K. Reg. zu Gumbinnen, v. 10. Mä 
1824. Juden⸗Geleitsabgabe und das Verfahren gegen Betteljuden. 

Durch Umwandlung des bisherigen Judengeleitszolles in eine Stempelabgabe ſind, 
wie der K. Reg. auf den Ber. v. 29. Jan. c. erwiedert wird, die beſtehenden polizeili⸗ 
chen . wegen der Betteljuden und Vagabonden nicht aufgehoben und 
modifizirt. 

Die wegen umgehung jener Stempelabgabe zu erlegenden Strafgelder ſind, wie alle 
andere Strafgelder in Stempelſachen zu verrechnen. 

(Ann. VIII. H. 1. Nr. 31.) 


6) R. derſelben K. Min. an die K. Reg. zu Danzig, v. 21. Maͤrz 1824. 

In der, der K. Reg. unterm 6. v. M. mitgetheilten Verf. v. 16. Nov. v. J. iſt aus⸗ 
druͤcklich be D daß nur die Juden aus dem Koͤnigreiche Polen der neuen Stem⸗ 
pelabgabe, durch Löſung von geſtempelten Geleitsſcheinen unterworfen ſind. 

Mit Beziehung hierauſ muß daher die unterm 8. d. M. vorgelegte Frage: ob auch 
Juden aus anderen Staaten, welche in die Provinzen Preußen und Poſen eintreten, 
jener Abgabe zu unterwerfen waͤren, um ſo mehr verneint werden, als es ſich bei ſelbi⸗ 
ger nur darum handelt, die in Polen gegen die fremden Juden angeordneten Maaßre⸗ 
geln zu erwiedern. (Ann. VIII. S. 58.) 


7) R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Schuckmann) fo wie der Fin, 
v. 18. Juni 1824, an die K. Reg. zu Königsberg in Preuß., deſſelden 
Inhalts. | | 

Auf den Ber. der K. Reg. v. 15. v. M., die in den K. Staaten herumſtreifenden 
polniſchen Juden betr., wird derſelben eröffnet: daß Ihr Antrag, der durch das R. v. 
16. Nov. v. J. beſtimmten Defraudationsſtrafe der Entrichtung einer vierfachen Ge⸗ 
leitsabgabe, körperliche Zuͤchtigung zu ſubſtituiren, nach der Natur der Sache nicht zu⸗ 
laͤßig ſcheint. um dem Eindringen erwerblofer polniſcher Juden in die K. Staaten zu 
ſteuern, bleibt folglich nur übrig, die polizeiliche Aufſicht nach Möglichkeit zu verſchär⸗ 
fen, und mit denjenigen Juden, welche ſich verbotswidrig betreffen laſſen, nach der 
Strenge des G. zu verfahren. (Ann. VIII. 535.) 


8) Cirk. R. derſelben K. Min. an die K. Reg. zu Königsberg, Gum⸗ 
binnen, Marienwerder, Poſen und Bromberg, v. 11. Jan. 1826. 

Die unterm 16. Nov. 1823 gegebene Vorfchrift, wegen Erhebung des Judenge⸗ 
leites, wird dahin erweitert, daß jeder, aus dem Königreiche Polen nach Preußen oder dem 
Großherzogthume Poſen, ſei es unmittelbar über die Landesgränze dieſer Provinzen, 
oder nach vorheriger Berührung anderer Provinzen des Staats, kommende Jude gehal⸗ 
ten iſt, ſich bei der erſten Polizeibehoͤrde zu melden, und den Geleitsſchein zu löſen. 

(Ann. X. S. 109.) 


9) Git, R. des K. Min. des Inn. u. d. P. (Köhler) v. 25. Jan. 1831 
an die K. Reg. zu Königsberg, Gumbinnen, Bromberg und Poſen. 

Von des Herrn Finanz⸗Min. Exc. iſt unterm 19. d. M. wegen der von polniſchen 
Juden zu erhebenden Geleitsabgabe dasjenige an die Provinzial⸗Steuer⸗Direktionen zu 
Koͤnigsberg, Danzig und Poſen erlaſſen worden, was der K. Reg. beikommend in Ab⸗ 
ſchrift zur Nachricht mitgetheilt wird. (Anl. a.) 


a. 

Mehrere zeither eingegangene Vorſtellungen laſſen vermuthen, daß die am 31. Juli 
v. J. ergangene Verf. zur Verhuͤtung des Einſchleichens polniſcher Juden in einem wei⸗ 
tern Umfange, als beabſichtigt worden, ausgeführt wird. Es iſt durch jene Verfuͤgun 
nicht bezweckt, in der Dauer der den polniſchen Juden obſervanzmäßig geſtatteten Friſt 
eines geleitsabgabenfreien Aufenthalts im Lande etwas zu aͤndern, auch nicht beabſich⸗ 
tigt, diejenigen polniſchen Juden, welche ohne ſteuerpflichtige Waaren ins Land kom⸗ 
men an den Eingang uͤber ein Zollamt zu binden, wie ſolches überall nur fuͤr ſteuer⸗ 
pflichtige Gegenſtaͤnde geſetzlich vorgeſchrieben iſt. | 79 

um daher etwanige fernere Zweifel zu beſeitigen, und ein gleichmäßiges Sieg 
einzuführen, wird, im Einverſtaͤndniß mit dem K. Miniſterio bes Im. und der 
Polizei beſtimmt: 
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1) Der Eingang über die Graͤnze ſteht dem polniſchen Juden, der keine ſteuerpflich⸗ 
tigen Gegenſtände mit ſich führt, eben ſo wie jedem Andern auf jedem polizeilich 
erlaubten Wege frei, weshalb derſelbe an keine Zollſtraße gebunden iſt. 

2) Sobald aber derſelbe die Graͤnze uͤberſchritten hat, muß er ſich direkt nach einem 
Zollamt begeben, um die Geleitsabgabe zu zahlen, oder reſp. zu deponiren. 

3) Verläßt der polniſche Jude das Land über das nämliche Zollamt binnen acht und 
fart Stunden nach der Gränzuͤberſchreitung, ſo kann er das Depoſitum zurück⸗ 

ordern. 

4) Den Hauptzollämtern wird geſtattet, ſich mit bekannten, in den polniſchen 
Granzorten angefeffenen Juden, wenn fie dieß wuͤnſchen ſollten, über ein Pauſch⸗ 
Quantum von fuͤnf Thalern für das ganze Jahr wegen des Geleits zu einigen. 

Ew. Hochw. wollen hiernach das Weitere verfügen, und die Beſtimmungen zu 

eins, zwei und drei durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

Berlin, den 19. Januar 1831. Der Finanz⸗Miniſter, Maaßen. 


An 
die Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer⸗Direktoren 
Hrn. v. Landmann in Königsberg, 
er Mauve in Danzig, 
rn. Löffler in Pofen. 
(Ann. XV. S. 21.) | 
10) R. der K. Min. der Fin. (Maaßen) fo wie des Inn. u. d. P. 
(v. Brenn) v. 26. Okt. 1831 an das K. Polizeipräſidium zu Berlin. 

Auf die Anfrage v. 12. Aug. c., das Judengeleit betreffend, wird dem K. Polizei⸗ 
Präſidium eroͤffnet, daß, da die Allerh. K. O. v. 11. Sept. 1823 das Judengeleit nur 
fuͤr die beiden Provinzen Preußen und Poſen vorſchreibt, von einer Erhebung deſſelben 
oder hierin einer andern Provinz die Rede nicht ſein kann. 

Exſpirirt daher die 30täͤgige Friſt eines vergeleiteten Juden hier in Berlin, und es 
waltet ſonſt kein polizeiliches Bedenken ob, ihm einen längern Aufenthalt hierzu geſtat⸗ 
ten, fo bleibt derſelbe von einer abermaligen Erlegung des Geleitgeldes hier frei, unter: 
liegt derſelbe aber auf ſeiner Ruͤckkehr, falls er ſeinen Weg durch eine der erſt genannten 
Provinzen nimmt. 
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Zweiter Theil. 
Die 
Privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden 


des 


Preussischen Staates. 
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Erſte Abtheilung. 


Die Geſetzgebungen, nach welchen die civil und criminalrechtlichen 
Verhältniſſe der Juden in den einzelnen Landestheilen zu beurtheilen. 


It 


Erſter Abſchnitt. 
Die früheren Berhältniffe. 


Klein, über das rechtl. Verhältniß der Juden in den Preuß. Staaten. Annal. Bd. 22. 
Kaiſer, de autonomia Judaeorum Giss. 1737. 
Walch, Beiträge zum deutſchen Recht. Th. IV. S. 105. ` 

Beſſel, über das bürgerliche Recht der Juden in Deutſchland nach gemeinem deut⸗ 
805 4 im rheiniſchen Muſeum fuͤr Jurisprudenz. Jahrg. III. S. 433 flg. 

onn 1829. 

Entwurf der bürgerlichen Geſetze der Juden nach Anleitung der heiligen Schrift. Ko⸗ 
penhagen und Leipzig 1769. 

Ritualgeſetze der Juden, betreffend Erbſchaften, Vormundſchaftsſachen, Teſtamente 
und Eheſachen, in ſoweit ſie das Mein und Dein angehen. Entworken von dem 
Verfaſſer der philoſophiſchen Schriften, auf Veranlaſſung und unter Aufſicht R. Bir 
ſchel Levin, Oberrabiners zu Berlin 1778. kl. 8. (von Moſes Mendelsſohn.) 

Mittermeier, Grundſaäͤtze des gem. deutſch. Privatrechts 1824. §. 108. 

Eichhorn, deutſches Privatrecht 9. 82. 

Bereis in der allgemeinen hiſtoriſchen Einleitung wurde gezeigt, daß die 
Juden im römiſchen Reiche !) ihre privatrechtlichen Streitigkeiten, welche fie 
unter ſich hatten, nach ihrem nationellen Rechte von den Rabbinern out 
ſcheiden ließen, deren Entſcheidungen die Staatsgewalt vollſtreckte. Dage⸗ 
gen fand in jeder anderen Beziehung im vierten Jahrhunderte bereits das 
römiſche Recht als gemeines Recht auf fie Anwendung?). Auch in Deutſch⸗ 
land wurde gemeinhin angenommen, daß dieſelben nicht nur in Ceremo⸗ 
nial- und ſonſtigen kirchlichen Angelegenheiten, ſondern auch in Dotal⸗ und 
Eheſachen, in letzteren mit Beobachtung der Prohibitivgeſetze, ferner in 
Teſtaments⸗ und Erbſchafts⸗ Angelegenheiten, fo wie in allen Civilrechts⸗ 
ſtreitigkeiten der Juden mit Juden, nach ihrem eigenen Rechte zu beurthei⸗ 
len »). Die Anſichten des kanoniſchen Rechtes waren gleichfalls der Gültig⸗ 
keit jüdiſcher Rechtsgebraͤuche nicht entgegen!). “nr 


— - - — 


1) Const, 7. S. 15. Cod. de Judaeis. 

) I. 8. 1000 cit. 

) Vergl. die vielen Beläge bei Beſſel a. a. O. S. 450 fla. 

) Tit. decretal. de Jud. cap. 8. X. de divort. cap. 4. X. de consang. ei alſin. 


* 
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Letztere gründen ſich nun theils auf das ſchriftliche, theils auf das münd— 
liche Geſetz. Erſteres iſt in den fünf Büchern Moſes enthalten. Das münd— 
liche beſteht theils in weiteren, durch Tradition überlieferten Beſtimmungen 
Moſis, theils in Satzungen der Propheten und Weiſen der Nation, welche 
zuerſt im zweiten Jahrhunderte nach Chriſti Geburt in ſechs Büchern von 
dem Rabbi Jehada Hannaſie zuſammengetragen wurden, die unter 
dem Namen Miſchnah bekannt ſind. Ebenſo bildete ſich im dritten Jahr— 
hunderte die Jeruſalemiſche Gemara und zweihundert Jahre ſpäter die Bas 
byloniſche Gemara. Die Miſchnah und die Gemara bilden den Talmud. Im 
12ten und 16ten Jahrhunderte erſchienen Bearbeitungen dieſer Sammlun— 
gen, die das ganze bürgerliche Recht umfaſſen, von denen die letzte unter dem 
Namen Spulchan Aruch nochjetzt gebräuchlich iſt !); aus letzterem iſt insbes 
ſondere die Bearbeitung von Moſes Mendelsſohn gezogen ?). Diefe war 
für den Preußiſchen Richter lange Zeit ein nothwendiges Hülfsbuch, da den 
Rabbinern die Jurisdiktion ſchon durch ein R. v. 2. Febr. 1700 entzogen 
war 8), dagegen dem ordentlichen Richter vorgeſchrieben, in Succeſſions⸗ 
und anderen dergleichen Fällen, welche in den jüdiſchen Ritus einſchlagen, 
nach jüdiſchen Rechten zu erkennen). Es bezog ſich dies beſonders auf Ehe, 
Vormundſchaft und Succeſſionsfälles ). 

Ausdrücklich wurde jedoch den ſchutzberwandten Juden geſtattet, D gaͤnz⸗ 
lich den Ritualgeſetzen durch eine Erklärung vor dem perſönlichen Richter 
zu entziehen und dem gemeinen Land-Rechte zu unterwerfen. Es beſtimm⸗ 
ten hierüber | | 4 

1) Die K. O. v. 17. Juli 1804 %, mitgetheilt durch das R. v. 21. Juli 1804. 
Schutzverwandte Juden können ſich den Ritual⸗Geſetzen entziehen, und ſich 
den Vorſchriften des Landrechts unterwerfen. dÉ dal 
Mein lieber Großkanzler von Goldbeck! Auf Eure Anfrage vom 13. d. M. ertheile ich 
Euch zum Beſcheid, daß unbedenklich jedem ſchutzverwandten Juden, wenn er darauf 
anträgt, Di ohne Ausnahme den Ritual⸗Geſetzen entziehen zu wollen, und dagegen den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts zu unterwerfen, ſolches zu geſtatten. (N. C. C. 
Tom. XI. S. 2635. N. A. IV. S. 84. Mathis I. S. 49. Rabe VIII. S. 127.) 

2) R. v. 18. Aug. 1804. | | 10 

Auf Eure Anfrage v. 2. d. M. darüber: ob, wenn ein ſchutzverwandter Jude darauf 
anträgt, ſich ohne Ausnahme den Ritualgeſetzen entziehen, und dagegen den Vorſchriften 
des A. L. R. unterwerfen zu wollen, dieſe Erklärung bei dem ſoro feines perſönlichen 
Gerichtsſtandes geſchehen, und demnächſt zur Wiſſenſchaft des Publici gebracht werden 
muͤſſe, laſſen wir Euch zur Reſolution ertheilen, wie es der offentlichen Bekanntmachung 
dieſes Antrags, welcher in deſſen perſonlichen Gerichtsſtande anzubringen iſt, nicht 
bedürfe. (N. A. IV. S. 85. Rabe VIII. S. 157.) | 1 * 


Ram d HERE 


e V ad zu Mendelſohns Ritualgeſetzen S. 1— 16. | 

d. a. — . D j | 

Ws) — zë: II. Abth. I. S. 690. und Gem. Priv. v. 17. April 1750. 9. 31. f. oben 

)J a. a. O. §. 32. und Gen. Juden⸗Regl. fur Süd⸗ und Neu Oſt⸗Preußen v. 
17. April 1797. c. 4. J. 3. Oben S. 290. | 

, ) Vergl. hierüber Abth. II die einzelnen betr. Abſchnitte. v | 

) Es bemerken die Ergänzungen der Preuß. Rechtsbuͤcher — zum L. R. 

Publ. Pat. 8, 1., — daß dieſe Beſtimmungen noch nicht antiquirt, ſondern z. B. 

im Kottbuſſer Kreiſe und in Beziehung auf die Juden in den alten Provinzen 

noch Gültigkeit haben, welche nicht Staatsbuͤrger ſind. Allein dies iſt in ſofern 

ein Irrthum, als in den alten Provinzen alle Juden Staatsbürger ſind. Die 

K. O. v. 17. Juli 1804 hat im Uebrigen lediglich das aufgehobene Gen. Juden⸗ 

— 17. April 1750 vor Augen, wie ſich aus dem R. v. 3. März 1806 
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3) R. v. 5. März 1806. Auslegung der vorerwähnten KH Od. 
Auf den Ber. v. 20. Febr. c., die Beſcheidung des dortigen Schutzſuden N. N. über 
den rechten Sinn des Ed. v. 17. Juli 1804, wegen Aufhebung der juͤdiſchen Ritual 
Geſetze betreffend, geben Wir Euch Folgendes zu erkennen i g Anteilen 
Das revidirte Gen. Priv. für die Judenſchaft v. 17. April 1750, unterſcheidet $. 30 
und 31 die mit dem Bekenntniß der juͤdiſchen Religion verbundenen Ceremonien und 
Gebräuche, desgleichen ihre Religions: und Kirchenſachen, weshalb es ihnen den nach⸗ 
druͤcklichſten Schutz zuſichert, von den Sachen, in welchen Juden mit Juden zu thun ha⸗ 
ben, und die in ihren ritus einſchlagen, als ı on ihren Ehepakten, der Gültigkeit derſelben 
bei entſtehendem Konkurſe, von der bei ihnen eintretenden Erbfolge und ſetzet feſt, daß 
ſolche blos nach moſaiſchen Geſetzen entſchieden werden Toilen. Daß in der K. O. v. 
17. Juli 1804, welche einem jeden ſchutzverwandten Juden geſtattet, ſich den Ritual⸗ 
Geſetzen zu entziehen, nur von dieſer letzten Art der Ritual⸗Geſetze die Rede iſt und ſein 
kann, verſteht ſich hiernach um ſo mehr von ſelbſt, als ſonſt die ihnen zugleich geſtattete 
Erlaubniß, ſich dagegen den Vorſchriften des A. L. R. zu unterwerfen, offenbar ganz 
zwecklos ſein, uͤberhaupt auch der Ertheilung dieſer Erlaubniß es auf dieſen Fall an allen 
hinreichenden Gründen fehlen würde, da der Uebertritt eines Juden zur chriſtlichen Relt: 
gion nirgends unterſagt iſt. 2 | Len 
Hiernach habt Ihr alſo den dortigen Magiſtrat zu beſcheiden, und demgemäß den 
N. N. zu belehren. tee led TINTEN 
(N. ©. C. Tom. XII. S. 67. Mathis IX. S. 459. Rabe VIII. 487.) 
KR | ad om oinat Si mudi 
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Zweiter Abſchnitt. 


JI 


Die gegenwärtigen Verhältniſſe. 


Zur Zeit find in Beziehung auf die Geſetze, nach welchen die privat und 
ctiminalrechtlichen Verhaͤltniſſe zu entſcheiden, zunächſt die alten Pro⸗ 
vinzen von den neu und wieder erworbenen zu unterſcheiden. 

I. Für die alten Provinzen beſtimmen die Ab. 20. bis 30. des Ed. v. 
11. März 1812 im Weſentlichen, daß die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden nach eben denſelben Geſetzen zu beurtheilen, welche andern Preußi⸗ 
ſchen Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen, Ausnahmen aber bei ſolchen 
Handlungen und Geſchaͤften ſtattfinden, welche wegen Verſchiedenheit der 
Religionsbegriffe und des Kultus an beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
und Formen nothwendig gebunden ſind 1). Es wird in letzterer Beziehung 


i ur 
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) Hierzu bemerkt das R. v. 15. Dec. 180. 
ic. Das G. v. 11. März 1812 verordnet 5. 20 und 21 ganz unzweideutig : 
„daß die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden, nach eben denſelben Geſetzen be⸗ 
urtheilt werden ſollen, welche anderen Preuß. Unterthanen zur Richtſchnur dienen, 
und az 
„daß Ausnahmen hiervon nur bei ſolchen Handlungen und Geſchaͤften ſtattfin⸗ 
den, welche wegen Verſchiedenheit der Religjonsbegriffe und des Kultus an befons 
dere geſetzliche Beſtimmungen und Formen nothwendig gebunden ſind.“ 
Wo das gedachte G. die bei dieſen Ausnahmen zu beobachtenden Formen (wie 
. B. g. 22—27 geſchehen iſt! ſpeziell vorſchreibt, hat es dabei fein Bewenden. 
In ſofern aber ſorche darin nicht ausdrücklich beſtimmt, und nichts deſto weniger 
nach jüdiſchem Kultus und Religionsbegriffe geſedlich nothwendig find, iſt es 
nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen, darin einzugreifen. Jedoch verſteht es 
ſich von ſelbſt, daß jene Rothwendigkeit durch ein anerkanntes G. im Ju⸗ 
denthum feſtſtehen muß, ſo wie es auch dabei Ei eden untertiegt, daß 
die Beurtheilung der privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden vor dem Civilrich⸗ 


ter dadurch keiner mehreren Beſchränkung, als die Prioatuerhäftniffe aller übri⸗ 

gen Unterthanen ausgeſetzt werden dürfen. | UI Zë 
Hieraus folgt denn zugleich, daß die von einem Juden nachgeſuchte und erhals 

tene Ehedispenſation von dem Civilrichter, — unbeſchadet ihrer Beurt eilung 


N 
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auf die Vorſchriften des L. R. und der G. O. rückſichtlich der Eidesleiſtun⸗ 
gen, der Zeugniſſe in Crimin alſachen, der Präſentation der Wechſel am 
Sabbath, der ehelichen Verhältniſſe verwieſen und insbeſondere noch 
beſtimmt, daß in Abſicht des Gerichtsſtandes und der damit verbundenen 
vormundſchaftlichen Verwaltung ebenfalls zwiſchen Chriſten und Juden 
kein Unterſchied ſtattfinde und Rabbiner und Juden⸗Aelteſten weder eine 
Gerichtsbarkeit, noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion ſich 
anmaßen dürfen. | 
II. In die neuen und wieder erworbenen Provinzen wurde 


1 242 


und die Stadt Thorn mit ihrem Gebietes). | 

J) Durch Patent v. 9. Nop. 1816 im Großherzogthume Poſen 2). In 
dieſem ſtellte demnächſt das G. v. 1. Juni 1833 in den 88. 20 und 27 die 
Juden in Betreff der Ritualgeſetze ganz auf den Standpunkt der Juden in 
den alten Provinzen. CH 

4) Durch Verf, v. 24. März 1814 in Danzig und deſſen Gebiets). 

5) Durch Pat. v. 15. Nov. 1816, v. 1. Mai 1817 in den ehemaligen 
Sächſiſchen Provinzen und Diſtrikte 6). dan mare 

6) Durch V. v. 25. Mai 1818 in den zwiſchen den älteren Provinzen 
belegenen Diſtrikten 7). 

7) Dürch V. v. 20. Okt. 1819 in den ehemals Schwarzburg Rudolſtadt⸗ 
ſchen Aemtern Heringen und Kelbras). | * 


2) Durch Patent v. 9. Nov. 1816 in den Kulm und Michelauer Kreis 


nach juͤdiſchen Religionsbegriffen — fuͤr vollkommen gültig und wirkſam geach⸗ 
tet werden muß ic. | | 
(Juſtizminiſt. Akt. A, 9585. — Gen. I. Nr, 7. Vol, 3. Fol. 70.) 
21 GE dieſem R. gab eine Vorſtellung des Ob. Landes⸗Rab⸗ 
# biners Real, v. 13, Nov. 1820, welche an das Min. d. geiſtl. Ang. gerichtet 
war und von dieſem an das Juſt. Min. abgegeben wurde. Dieſelbe iſt bei Hei: 
nemann Bd. J. S. 264. fig. abgedruckt. 
1) G. S. 1814. S. 8 


S. 89. 
E) Patent v. 22. Mai 1815. (G. S. 1815. S. 185.) 


5) G. S. 1816. S. 225. 

4) G. S. 1816. S. 224. 

5) Weſtpreuß. Amts⸗Bl. 1814. S. 177. 
6) G. S. 1816. S. 233. 

7) G. S. 1818. S. 45. 

) G. S. 1819. S. 246. 
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8) Durch Pat. v. 21. Juni 1825 in das Herzogthum Weſtphalen, das 
Fürſtenthum Siegen mit Burbach und Neuenkirchen und den Grafſchaf⸗ 
ſchaften Wittgenftein?). den e er 

B. In dem Bezirke des Oberappellations⸗Gerichts zu Köln blieb das 
vorgefundene franzöſiſche Rechts-Verfahren, und ebenſo ließ man bis jetzt 

C. das vorgefundene gemeine deutſche Recht und Prozeß⸗Verfahren 

1) in Neuvorpommern (Reg. Bezirk Stralſund) und 

2) in dem Gerichts-Bezirk des Juſtiz⸗Senats zu Koblenz, welcher den 
zl dem rechten Rheinufer belegenen Theil des Reg. Bezirks Koblenz 

ildet 2). | | 

III. Was nun die gegenwärtige Gültigkeit der jüdiſchen Ritualgeſetze 
anlangt, ſo iſt 

1) in Anſehung der alten Provinzen bereits oben gezeigt, in wiefern 
dieſelben noch berückſichtiget werden. i | 
Nach denſelben Grundſätzen find die Juden in Danzig und deſſen Gebiet 
in privatrechtlicher Beziehung zu beurtheilen, da daſelbſt das Ed. v. 
11. März 1812 gilt, wie oben dargeſtellt worden?). 

2) In Kückſicht der neuen und wieder erworbenen Provinzen hat die Gel⸗ 
tung der jüdiſchen Ritualgeſetze | 

a. gänzlich aufgehört, wo entweder das franzöſiſche Recht und Verfahren 
zur Zeit gilt, oder gegolten hat, alſo in den Provinzen, die zum franzöſiſchen 
Reiche, zum Königreiche Weſtphalen und zu den Großfürſtenthümern Berg, 
Frankfurt und Warſchau gehört haben ). Der Code Napoléon ſtellte fi) 
nämlich in allen Materien, die er behandelte, als Prinzipal⸗Recht hin, unter 
Aufhebung aller bisherigen Subſidlarrechte, insbeſondere alſo auch der jüdi⸗ 
ſchen Ritualgeſetze und bei Einführung des L. R. in dieſe Diſtrikte, wurden 
die bereits aufgehobenen beſonderen Rechte und Gewohnheiten nicht wieder 
mit eingeführt 5). 

b. Daſſelbe Verhältniß tritt in den ehemals K. Sächſiſchen Provinzen 
ein, da die Juden dort nach dem Mandat v. 1746. F. 9°) nicht nach ihren 
Ritualgeſetzen leben durften, vielmehr dem gemeinen L. R. unterworfen 
waren, an deſſen Stelle das Preuß. Recht getreten iſt, welches daher allein 
maßgebend iſt. nn 

. In Betreff Neuvorpommerns endlich kommen gleichfalls die Ritual⸗ 
geſetze nicht mehr zur Anwendung) ). 

d. Das L. R. hatte dagegen bei ſeiner Promulgation im Jahre 1794 


1) G. S. 1825. S. 153. | | | 

) Mit Ausnahme der Herrſchaft Wildenburg, in der franzöſiſches Recht gilt. 

3) Vergl. Thl. I. Abth. II. Abſchn. II. S. 284 fig. Koch ſucht auszuführen, daß in 
Anſehung des Erbrechts und des Güterrechts der Eheleute die Ritualgeſetze unter 
denjenigen Juden in Danzig und dem alten Gebiete, welche nicht Staatsbuͤrger 
find. oder welche bei Auseinanderſetzung das alte Recht wählen, zur Anwendung 

Sr kommen müffen, wobei jedoch, wie a. a. O. gezeigt, irrthümlich angenommen 18. 
* daß dergleichen Perſonen daſelbſt noch exiſtiren, welche nicht Staatsbürger wären. 

) Welches dieſe Diſtrikte find, welche die Hälfte des Reichs ausmachen, daruͤber 
vergl. Thl. I. Abth. II. | 

6) Vergl. die sub A. gegebene Patente und unten die R. v. 6. März 1826 und 
12. Juli 1819. (Jahrb. Bd. 27. S. 77. Bd. 14. S. 13, Gräff. I, S. 6—9.) 
Ko S. 261. sub III. und S. 257. 


ch a. a. O. 
e) Vergl. daſſelbe Thl. 1. Abth. II. S. 340. 
) Bornemann bei Koch a. a. O. S: 297. 
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die Ritualgeſetze als eine ſelbſtſtändige Specialgeſetzgebung 1) nicht aufgeho⸗ 
ben und es ift deshalb durch deſſen Einführung in den wenigen und unbedeu⸗ 
tenden Bezirken, wo in ähnlicher Weiſe die jüdiſchen Ritualgeſetze zu Recht 
beſtanden, letzteren nicht derogirt worden, weil das 8 R. eben nicht als Prin⸗ 
zipal⸗Recht eingeführt wurde rk wi wë $ 


Dritter Abſchnitt. 
Anwendung der früheren Geſetze auf Fälle, die der gegen— 
f wärtigen Geſetzgebung nicht unterliegen. D 
I. Für die alten Provinzen beſtimmt hierüber ber §. 28. des Ed. v. 
11. März 1812 beſtimmt: stısmd nende e maln on | 
Da, nach den allgemeinen Rehtögrundfägen, neue Geſetze auf vergangene Fälle nicht 
bezogen werden können, fo find die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten und 
Gegenſtände, welche das buͤrgerliche Privakrecht der Juden betreffen, und ſich vor der Pu⸗ 
blikation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach den Geſetzen zu beurthei⸗ 
len, die bis zur Publikation dieſes Ed, verbindend waren, wenn nicht etwa die bei jenen 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenſtänden Intereſſirte, in ſo fern ſie dazu rechtlich 
befugt find, ſich durch eine rechtsgültige Willenserklärung den Beſtimmungen der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben ſollten. | 
Dieſe Beſtimmung hat folgende Erläuterungen erhalten: | 
1) In Anſehung der Teſtamente, welche vor Publikation des Ed. v. 
11. Mai 1812 errichtet ſind. * Eë ! 
a. R. des Juſt. Min. (Kircheiſen) v. 21. März 1812. 
Aus dem, von dem K. Kammergerichte unter dem 30. v. M. erſtatteten Ber. ift erſe⸗ 
hen worden, wie das Kollegium daruͤber zweifelhaft iſt und beſchieden zu ſein wuͤnſcht: 
1) ob die vor dem 11. Marz 1812 nach den Ritualgeſetzen errichteten Teſtamente jüdiſcher 
Slaubensgenoſſen von Gultigkeit fein ſollen, wenn auch die Teſtatoren die Publi⸗ 
kation der Verordnung v. 11. März 1812 erlebt, und ſich den Beſtimmungen der⸗ 
ſelben unterworfen haben? und 
2) unter welchen Modalitäten die chriſtlichen Gerichte in den ſchon eingeleiteten Vor⸗ 
mundſchaften über jüdiſche Glaubensgenoſſen, fernerhin die Obervormundſchaft 
fuͤhren ſollen? Dr'üap nd demie | | 
Es wird dem Kollegio darauf ad 1. eröffnet, daß die Meinung derjenigen Mitglieder 
deſſelben, welche die nach den Ritualgeſetzen vor der Publikation des Ed. v. 11. März 
d. J. errichteten Teſtamente für gültig achten, ganz gegründet iſt, indem der §. 28 des 
angeführten Ed. ganz allgemein verordnet, daß frühere Handlungen, welche die Privat⸗ 
rechte der Juden betreffen, nach den damaligen Geſetzen zu beurtheilen, und nur diejeni⸗ 
gen Faͤlle auszunehmen ſeien, in welchen die Intereſſenten durch rechtsgültige Willens⸗ 
Erklärungen ſich den Beſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung, namlich den, alle 
Staatsbürger ohne unterſchied der Religion verpflichtenden geſetzlichen Vorſchriften, wie 
dies den Juden auch ſchon in früheren Verordnungen, beſonders in dem R. v. 21. Juli 
1804 freigelaſſen war, nach der Publikation unterworfen hatten. Was den Antrag 
betrifft, durch ein Geſetz zu beſtimmen, daß jeder juͤdiſche Glaubensgenoſſe, welcher uͤber 
ſeinen Nachlaß nach jüdiſchen Gebräuchen teſtirt habe, in einer zu beſtimmenden Zeitfriſt 
ſein Teſtament in deutſcher Sprache bei den Gerichten niederzulegen verbunden, und 
nach Ablauf der Friſt keine weitere Ruͤckſicht auf die nach älterer Form errichteten Teſta⸗ 
mente zu nehmen ſei; fo hat der Juſtizminiſter für dienlich erachtet, von den fammtlichen 
Oberlandesgerichten darüber gutachtliche Berichte zu erfordern, nach deren Eingang das 
K. Kammergericht darüber, und demnächſt auch über die Frage ad 2, unter welchen 
Modalitäten die chriſtlichen Gerichte die Obervormandſchaft in den ſchon eingeleiteten 
Vormundſchaften über Juden führen ſollen, wird beſchieden werden. 


(Jahrb. Bd. 1. S. 57. Gräff Bd. 1. S. 18.) 


*) Gen. Juden⸗Regl. v. 17. April 1750. 
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2) In Anſehung der vor dem Ed. v. 1812 errichteten Verträge beſtimmt 
das R. v. 15. Januar 1813. | 

Nach dem A. L. R. Einl. $. 14, können neue Geſetze auf ſchon vorhin vorgefallene 
Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werden. Dieſe Vorſchrift iſt in dem 
28 ſten d. des Ed. v. 11. Maͤrz v. J., betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, 
beſtätiget, und es ſind daher die von denſelben, vor der Publikation des Ed., errichteten 
Teſtaments- und andere letzte Willens⸗Erklärungen nach den damaligen, zur Zeit der 
Errichtung beſtandenen Geſetzen zu beurtheilen. Bei den Gerichten und vormundſchaft⸗ 
lichen Behörden ſind aber durch die eigenen Schwierigkeiten der Sprache, in welcher dieſe 
Willenserklärungen abgefaßt ſind, und durch die daraus entſtandenen zweifelhaften und 
oft ganz von einander abweichenden Ueberſetzungen, ſo wie durch mancherlei Beziehun⸗ 
gen auf ſchwankende Ritualgeſetze, die nach aller Erfahrung von den jüdiſchen Gelehr⸗ 
ten ſelbſt bald in dieſem, bald in jenem Stuͤcke beſtritten werden, endlich auch durch die 
Verſchiedenheiten der Form der Errichtung und Aufbewahrung, ſchon jetzt ſolche erheb⸗ 
liche Bedenken veranlaßt und angezeigt, daß das Entſtehen einer Menge verwickelter 
Rechtsſtreitigkeiten vorherzuſehen iſt, deren Inſtruktion und Entſcheidung noch durch die 
geſetzlich nothwendige Annahme beftändiger Familien-Namen, und die hiernach unver⸗ 
meidliche Verdunkelung der Identität der Perſonen, ſehr erſchwert werden wird. Dieſe 
Wahrnehmung iſt von wichtigem Einfluß auf das eigene Intereſſe der Juden, welchen 
nothwendig daran gelegen ſein muß, das Eigenthum ihrer Nachkommen zu ſichern, 
die Gewißheit der von lihnen angeordneten Familien- und Erbrechte zu befeſtigen, und 
verderbliche Uneinigkeiten und Mißverſtaͤndniſſe unter ihren Erben zu verhüten. Alle 
diejenigen, welche vor der Publikation des Ed. v. 11. März v. J., nach damaligen 
juͤdiſchen Gebraͤuchen, Teſtamente und andere letzwillige Verordnungen errichtet, oder 
Erb⸗, Ehe und Schenkungs⸗Vertraͤge geſchloſſen, oder Verſicherungen über kuͤnftige Erb⸗ 
theile in Form von Schuldbriefen, oder andere Inſtrumente ſolcher Art vollzogen 
haben, werden daher auf die nachtheiligen Folgen jener alten Form und Faſſung auf⸗ 
merkſam gemacht und zu ihrem eigenen und ihrer Familie Beſten hiermit aufgefordert, 
ihre in hebräiſcher oder rabbiniſcher Sprache abgefaßten Willens⸗Erklärungen, Ver⸗ 
träge, Schenkungen, Verſicherungen und andere auf Zuwendungen nach dem Tode ſich 
beziehende Inſtrumente, mit vorzüglicher Ruͤckſicht auf den weſentlichen Sinn und 
Inhalt derſelben und mit Auswahl der gemein verſtaͤndlichſten und beſtimmteſten Aus⸗ 
drücke, noch bei ihren Lebzeiten, und bei Verträgen in Uebereinſtimmung mit den dabei 
zuzuziehenden Intereſſenten, in deutſche Sprache und Schrift umſchreiben zu laſſen, und 
dieſe umſchriebenen Auffäge zur gerichtlichen Vollziehung oder Genehmigung und Nies 
derlegung oder Beftätigung den Gerichten nach den allgemeinen Landesgeſetzen zu uͤber⸗ 
geben. Diejenigen Mitglieder der jüdiſchen Gemeinden, welche die vorſtehenden Maß⸗ 
regeln der Vorſicht innerhalb ſechs Monaten, von heute an gerechnet, freiwillig beobach⸗ 
ten, erhalten zugleich die Verſicherung, daß fuͤr die bei dieſen Handlungen eintretenden 
Bemühungen der Gerichte keine Gebuͤhren angeſetzt, ſondern nur die zu erſtattenden baa⸗ 
ren Auslagen von ihnen gefordert werden ſollen. 

Nach dem Ablaufe der ſechs Monate findet die Gebühren-Freiheit nicht weiter ſtatt, 
und haben die, welche der gegenwaͤrtigen Aufforderung kein Gehör geben, zu erwarten, 
was nach den in der Folge vielleicht nothwendig werdenden geſetzlichen Beſtimmungen 
uͤber dieſen Gegenſtand ferner verfügt werden wird. 1 

(Jahrb. Bd. 2. S. 188. Graff. Bd. 1. S. 18.) | 


3) In Betreff der Erbregulirungen disponirt das R. (Kircheiſen) 
v. 18. Juni 1814: * 


Dem K. Ob. L. G. zu Stettin wird auf den, wegen der privatrechtlichen Verhaͤltniſſe 
der Juden unter dem 9. v. M. erſtatteten Ber. hiermit zu erkennen gegeben, wie das 
Ed. v. 11. März 1812 ganz deutlich verordnet, daß die, nach den Beſtimmungen der 
99. 1 bis 5, für Einländer und Staatsbürger zu achtenden Juden in Abſicht ihrer bür⸗ 
gerlichen Rechte und Freiheiten den Chriſten ganz gleich gehalten, und beſonders in 
ihren privatrechtlichen Verhaͤltniſſen, nur mit Ausnahme der 58. 21—25. bemerkten 
Fälle, nach eben denſelben Geſetzen beurtheilt werden müſſen, welche anderen Preußiſchen 
Staatsbuͤrgern zur Richtſchnur dienen. Die von dem Statgericht zu N. erregten Zwei: 
fel, nach welchen Geſetzen die Erbſchaften verſtorbener Juden zu reguliren ſeien, erlediget 
ſich demnach von ſelbſt dahin, daß dabei, in ſofern der Sterbefall nach der Zeit der 
Publikation des Ed. v. 11. März 1812 in der Perſon eines ſolchen Juden eingetreten, 
welcher der Rechte Preußiſcher Einländer und Staatsbürger theilhaftig geworden iſt, 
ditjenigen Geſetze zum Grunde gelegt werden müſſen, welchen der Erblaſſer ſchon im 


— 
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Leben unterworfen geweſen iſt, und daß alſo in dieſer Hinſicht auch die Statuten ſeines 
Wohnorts zu berückſichtigen ſind. So hat auch das Stadtgericht zu N. die Sache ange⸗ 
ſehen, und das K. Ob. L. G. ſelbſt neigt ſich zu der Meinung, daß die mit dem allge⸗ 
meinen Staatsbuͤrger⸗Rechte verſehenen Juden nach den naͤmlichen Geſetzen, welche 
Chriſten gleichen Standes zur Vorſchrift dienen, beurtheilt, mithin, wenn ſie nicht zu der 
Klaffe der Eximirten nach ihrem Stande gehören, nach den für die Nicht-Eximirten in 
der dortigen Provinz geltenden Provinzial: und ſtatutariſchen Geſetzen gerichtet werden 


müſſen. Dieſe Meinung iſt die richtige, und danach hat das K. Ob. L. G. ſowohl ſich 


ſelbſt zu achten, als auch das Stadtgericht zu N. zu beſcheiden. 

Was die, am Ende des Berichts erwaͤhnte, Wechſelfähigkeit der Juden betrifft, ſo hebt 
das Edikt alle die Juden betreffenden, nicht beftätigten Geſetze auf, und es fällt daher 
auch die Beſtimmung des A. L. R. Th. II. Tit. 8. 9. 723, wonach die Juden ohne 
Unterſchied dem Wechſelrechte unterworfen geweſen find, weg, dergeſtalt, daß nur bie 
jenigen Juden für wechſelfähig zu achten, welche zu den A8. 718. 720. 721. 726. 731. 
des N. L. R. a. a. O. und 8% 110. 111. des erſten Anhanges, bezeichneten Perſonen zu 
rechnen ſind. Die Beilagen des Berichts erfolgen hierneben zurück. 

(Jahrb. Bd. 4. S. 44. Gräff Bd. 1. S. 21.) 

4) Rückſichtlich der Inteſtat⸗Erbfolge bemerkt 

a. das R. des Juſt. Min. (Kircheneiſen) v. 2. April 1814. 

Dem K. Ob. L. G. von Weſtpreußen wird auf den Ber. v. 5 März e. wegen der von 
dem Land⸗ und Stadt⸗Gericht zu Jaſtrow, in Beziehung auf das Ed. v. 11. Maͤrz 1812, 
betreffend die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, nachgeſuchten Belehrung eröffnet, 
daß die Entſcheidung der in dem Bericht des Land- und Stadtgerichts zu Jaſtrow 
erwähnten Fälle, zunaͤchſt aus den AR. 20 und 28. des Ed. v. 11. März 1812 zu ſchoͤpfen 
iſt, wonach es feſtſteht, daß die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden in der Regel 
nach eben den Geſetzen zu beurtheilen ſind, welche anderen Preußiſchen Unterthanen zur 
Richtſchnur dienen, daß aber bei Streitigkeiten über Handlungen und Begebenheiten, 
die vor der Publikation des Edikts ſich ereignet haben, eine Ausnahme zu machen, und 
in ſolchen Fällen diejenigen Vorſchriften anzuwenden, welche bis zur Publikation des 
Edikts fuͤr die Juden verbindlich ne find. Hieraus fließt von ſelbſt, 

1) daß die Inteſtat⸗Erbfolge uͤberhaupt bei den nach der Publikation des Edikts ein⸗ 
getretenen Sterbefälle, in Gemaͤßheit der den Juden wie andern Staatsbuͤrgern 
jetzt zur Richtſchnur dienenden Geſetze ſich regulirt, und daß nach dieſen Geſetzen 
auch die untergeordneten Fragen, wegen des Vorrechts der Erſtgeburt, wegen Aus— 
ſchließung der Töchter durch die Söhne, und wegen Coclation der Ausſteuer zu 
beantworten ſind, womit denn auch der von dem Land- und Stadtgericht gemachte 
Unterſchied zwiſchen einer vor oder nach der Publikation des Edikts gegebenen Aus— 

ſteuer hinwegfaͤllt, indem hier alles auf die Beurtheilung derjenigen Rechte einer 

Tochter juͤdiſcher Nation, die ihr in der Eigenſchaft einer geſetzlichen Erbin zuſte⸗ 
hen, ankommt, und folglich die Zeit des Erbanfalls, und nicht die Zeit der gegebenen 
Ausſteuer, entſcheidet. 1 
2) Was beſonders die Succeſſion der Eheleute, in Beziehung auf die eheliche Guͤter⸗ 
gemeinſchaft betrifft, fo iſt es für ſich klar, daß bei den nach der Publikation des 
Etdikts geſchloſſenen Ehen, die gegenwärtig auch die Weſtpreußiſchen Juden verbin⸗ 
denden Landesgeſetze in Anwendung kommen muͤſſen. 

Bei den vor der Publikation des Edikts geſchloſſenen Ehen hingegen dienen die⸗ 
jenigen Grundſaͤtze zum Leitfaden, welche bei Veränderung des Wohnſitzes der Ehe: 
leute ftattfinden. Die Weſtpreußiſchen Eheleute jüdiſcher Nation find namlich, in 
ſofern die Guͤtergemeinſchaft unter ihnen vor Publikation des Edikts nicht einge⸗ 
führt geweſen, denjenigen Eheleuten ganz gleich zu achten, welche ihren Wohnſitz 
von einem Orte, wo keine Guͤtergemeinſchaft obgewaltet, an einen Ort, wo dieſelbe 

ſtattfindet, verlegt haben. In Ermangelung näherer Beſtimmung der Statuten 
und Provinzialgeſetze, ſind daher die Vorſchriften des A. L. R. Th. II. Tit. 1. 
98. 350. 351. 352. 355. 416. zum Grunde der Entſcheidung zu legen. 

Hiernach hat das K. Ob. L. G. das Land: und Stadtgericht auf feine Anfrage zu 
beſcheiden. (Jahrb. Bd. 3. S. 46. Graff Bd. 1. S. 20.) N 

b. Vergl. auch die Erkenntniſſe des Stadtgerichts zu Berlin v. 19. Dec. 
1834, des Ob. Apell. Senats, des Kammergerichts v. 1. April 1837 und 
des Geh. Ob. Trib. v. 18. Juni 1838, ſo wie das Geh. Ob. Trib. v. 
20. Sept. 1834, welche über Fälle dieſer Art geſprochen haben. 

(Heinemann II. S. 100—183. 


, 
6. Beſonders wichtig tritt das Recht des überlebenden Ehegatten unter 
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Eheleuten, die ſich vor dem Edikte von 1812 verheirathet haben, zu wählen, ob 
er nach den früheren jüdiſchen Geſetzen oder nach den jetzt geltenden Landesge⸗ 
ſetzen erben wolle ), dann hervor, wenn der Mann der Ueberlebende iſt, da nach 
jüdiſchen Geſetzen der Ehemann mit Ausſchluß der Kinder den geſammten 
Nachlaß ſeiner verſtorbenen Frau zu fordern hat. | 

5. Daß bei Eheſcheidungen?) und Eheſcheidungsſtrafen es 
auf die Ritualgeſetze nicht ankommen könne, wenn gleich die Ehe vor dem 
Jahre 1812 eingegangen, führt ſehr richtig das Erk. des Stadtgerichts v. 
28. Juli 1830 aus, welches durch Erk. des Kammergerichts v. 31. Okt. 
1831 beſtätiget wurde und desgl. das Reviſions ⸗Erkenntniß des Ob. 
Appell. Senats des Kammergerichts v. 16. Juli 1832. | 

(Heinemann Bd. 2. ©. 42— 100.) | | 

II. In Anſehung der Landestheile, wo ehemals das franzöſiſche Recht 
gegolten, bemerkt | | 

1) in Anſehung der Güter gemeinſchaft das R. v. 6. März 1826. 

Aus dem Ber. des K. Ob. L. G. v. 28. Juni v. J. iſt erſehen worden, zu welcher 
Anfrage das Kollegium wegen Anwendung der allgemeinen ehelichen Guͤtergemeinſchaft 
auf die Juden ſich veranlaßt gefunden hat. en el 

Die jüdiſchen Ritualgeſetze find, mindeſtens fo viel ſie die durch den Code Napoléon 
betroffenen privatrechtliche Verhältniſſe betreffen, dürch jenes Geſetzbuch aufgehoben 
worden, und können daher für die gedachten Verhältniſſe als Entſcheidungsquellen nicht 
welter angeſehen werden. Dieſer rundſatz tritt inſonderheit in Anſehung des Güter⸗ 
verhältniſſes der, feit Einföhrung des Code Napoleon, unter den Juden eingegangenen 
Ehen ein. So viel die feit vip, Ein: und Wikdereinfuͤhrung der Preußiſchen Geſegge⸗ 
bung unter juͤdiſchen Glaubensgenoſſen eingegangenen Ehen und inſonderheit der Frage: 
in wiefern in denſelben die Guͤtergemeinſchaft ſtattfinde? anlangt; ſo ſind auch in Anſe⸗ 
hung derſelben die Ritualgeſetze, ſo weit ſie Vermögensverhaͤltniſſe betreffen, nicht wie⸗ 
der hergeſtellt, und können daher auch in Anſehung dieſer Ehen als Entſe eidungsquel⸗ 
len weiter nicht gelten. Es folgt hieraus von ſelbſt, daß dieſe Guͤterverhaͤltniſſe lediglich 
nach den Vorſchriften des A. L. R. zu beurtheilen ſind. Dagegen verſteht ſich eben ſo 
ſehr von ſelbſt, daß, wenn vor Einführung der franzöſiſchen Geſetzgebung, in dieſer 
Beziehung entweder fuͤr die Juden beſondere Provinzial: oder ſtatutariſche Rechte beſtan⸗ 
den, oder die Juden in dieſen Verhältniſſen den gemeinen Provinzial oder Statutar⸗ 
Rechten mit unterworfen geweſen, die beſondern Provinzial⸗ oder Lokalrechte, in ſofern 
ſie überhaupt wieder hergeſtellt ſind, wie dies namentlich in Anſehung der Guͤtergemein⸗ 
ſchaft in Beziehung auf die Provinz Weſtphalen durch die V. v. 8. Jan. 1816 geſche⸗ 
hen, auch in Anſehung der Juden geſetzliche Kraft wuͤrden erlangt haben, und daher die 
Juden nach denſelben in eben dem Maaße, wie dies vor Einführung des Code Napoléon 
der Fall geweſen, wuͤrden zu beurtheilen ſein. Wegen der von dem K. Ob. L. G. 
gewünſchten Einführung des Ed. v. 11. Marz 1812 in die Provinzen jenſeit der Elbe, 
wird uͤbrigens nach erfolgter Reviſion dieſes Edikts ein Beſchluß gefaßt werden. 

( Fahtb. Bd. 27. S. 77. Gräff Bd. 1. ©. Sn Dal | 


2) In Betreff des Erbrechtes und der Erbfolge. 
| ’ =. 
Bericht des Ober⸗Apellationsgerichts zu Pofen. 


Bei Beantwortung der Frage: 
nach welchen Geſetzen das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im jetzigen Groß⸗ 
herzogthum Poſen auszuuͤben iſt? | 
worüber Ew. Excell. mittelft hoher Verf. v. 21. d. M. unſern gutachtlichen Bericht zu 
erfordern geruht haben, iſt nach unſerer Anſicht zu unterſcheiden, ob ſich der Erbfall 
1) in dem Zeitraume bis zum 1. Mai 1808, oder N 
2) in dem Zeitraume v. Mai 1808 bis zum 1. März 1817, oder 
3) ſeit dieſem Zeitpunkte zugetragen hat. 
In der Sammlung der Statuten und Konſtitutionen des vormaligen Koͤnigreichs 


1) Publ. Pat. zum L. R. v. 5. Febr. 1794. $. 14. Patent v. 9. Sept. 1814. f. 9. 
v. 9. Nov. 1816. §. 2. 11. 12. N 
2) * hierüber Moſes Mendelſohn, Ritualgeſetze p. 134, und Koch a. a.. 
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Polen befinden ſich zwar verſchiedene Verordnungen, welche die Juden betreffen, allein ſo 
wenig das in dieſer Sammlung auſgenommene Haupt⸗Privilegium, welches ihnen der 
Herzog von Großpolen Boleslaus im Jahre 1264 ertheilte, und der König von Polen 
Kaſimir der Große, im Jahre 1343, ſo wie der Koͤnig Alexander, im Jahre 1505, beftä: 
tigte, als die ſonſtigen Verordnungen, enthaltenden Beſtimmungen uͤber die Privatrechte 
der Juden unter ſich und uͤber die Erbfolge; ſie beziehen ſich nur auf das Verhaͤltniß der 
Juden zum Staate und zu den chriſtlichen Einwohnern. Es iſt jedoch bekannt, daß ſich 
die Juden im vormaligen Koͤnigreiche Polen nach ihren Ritualgeſetzen richteten, und 
— CN Rabbinen eine Gerichtsbarkeit ausübten, die ſich auch auf Erbregulirungen 
erſtreckte. 7707 
Als die Länderbezirke, welche jetzt das Großherzogthum Poſen bilden, im Jahre 1773 
und 1793 unter dem Namen von Weſt⸗ und Suͤdpreußen unter preußiſche Hoheit gelangt 
waren, wurde den Rabbinen zwar die Ausübung der Gerichtsbarkeit uͤber ihre Glaubens⸗ 
genoſſen nicht weiter geſtattet, allein die Ritualgeſetze dienten bei Erbregulirungen unter 
den Juden den Gerichten fortwährend zur Norm. | 
(General:Privilegium und Reglement für die Judenſchaft in den Danziger Vor⸗ 
ſtädten, Hoppenbuch ꝛc. v. 9. Aug. 1773, §. 31 und 32. Gen. Juden⸗Regl. fuͤr 
Suͤd⸗ und Neu⸗Oſtpreußen v. 17. April 1797, Kap. 4. 9. 3.) LAG 
Nachdem durch den Zilfiter Frieden v. 12. Juli 1807 das Herzogthum Warſchau 
proklamirt und dieſem der Theil von Welt: und Südpreußen, welcher jetzt das Groß⸗ 
berzogthum Poſen bildet, einverleibt worden war, blieb dies Verhaͤltniß bis zum 1. Mai 
1808 unverändert. Denn obgleich kurz nach der Beſitznahme des Landes von franzöſi⸗ 
ſchen Truppen durch eine Verordnung der regierenden Kommiſſion zu Warſchau v. 
24. Febr. 1807 feſtgeſetzt worden war, daß die polniſchen Geſetze wieder in Kraft treten, 
und die preußiſchen Geſetze und Verordnungen nur in subsidium gelten ſollten, und 
dieſe Beſtimmung der regierenden Kommiſſion ſpäter durch das tranſitoriſche Geſetz für 
das Herzogthum Warſchau v. 10. Okt. 1809 Art. 6 beſtätigt wurde; | 
(G. S. des Herzogthums Warſchau, Bd. II. S. 52.); 
ſo enthielten doch die polniſchen Geſetze keine beſondern Feſtſetzungen über die Erbfolge 
der Juden, und überhaupt behielten alle früher beſtandenen Statuten und Obſervanzen 
bis zum 1. Mai 1808 ihre Gültigkeit. | 
Hieraus folgt, | 
daß bei Erbfällen, die ſich vor dem 1. Mai 1808 ereignet haben, das Erbrecht und 
die Erbfolge der Juden im Großherzogthum Poſen nur nach ihren Ritualgeſetzen 
ausgeübt werden kann. 
Durch die V. v. 27. Jan. 1808 und 10. Okt. 1809 ? | 
(G. S. des Herzogthums Warſchau Bd. I. S. 55. und Bd. II. S. 52.) 
wurde, v. 1. Mai 1808 an, das franzöſiſche Civilrecht im Herzogthum Warſchau einge: 
führt, und alle fruheren Geſetze und Statuten ohne unterſchied wurden aufgehoben. Daß 
jenes Geſetz auch für die Juden verpflichtend war, kann keinem Zweifel unterligen, da 
die Konſtitution des Herzogthums Warſchau v. 22. Juli 1807 im Art. 69 das franzö⸗ 
ſiſche Civilrecht für das buͤrgerliche Geſetz erklärt hat, da im Art. 4 dieſer Konſtitution 
beſtimmt iſt, daß vor dem Geſetze vollkommene Gleichheit ftattfinden folle, und da in 
Rückſicht der juͤdiſchen Einwohner keine Ausnahme gemacht iſt. Zwar war durch eine 
beſondere V. v. 18. Okt. 1808 feſtgeſetzt, daß die Juden im Herzogthume Warſchau auf 
10 Jahre in Ausübung der politiſchen Rechte ſuspendirt fein ſollten, allein dieſe Beſtim⸗ 
mung hatte auf die Civilrechte derſelben keinen Bezug, und es kann daraus keinesweges 
gefolgert werden, daß die Juden nicht den franzoͤſiſchen — für das Herzogthum War⸗ 
ſchau geltenden — Geſetzen gleich den uͤbrigen Einwohnern unterworfen geweſen wären. 
Sollten ſich dennoch die Rabbiner derſelben angemaßt haben, Erbſonderungen vorzuneh⸗ 
men, fo iſt dies abusive geſchehen, und es iſt der Unvollkommenheit der über dieſe Volks⸗ 
klaſſe geführten Aufſicht zuzuſchreiben, wenn ſolche Anmaßungen nicht von Amtswegen 
geruͤgt worden ſind. | | 
Im Art. 11. und 12 der ſchon oben in Bezug genommenen V. v. 10. Okt. 1899 iſt 
ausdrücklich feſtgeſetzt, daß bei Erbfällen nach dem 1. Mai 1808 die Vorſchriften der 
franzöſiſchen Geſetze zur Anwendung gebracht werden ſollen. 18 
Dieſe Geſetze haben auch nach der Beſitznahme des jetzigen Großberzogthums Pofen 
ihre Gültigkeit bis zum 1. März 1817 behalten, und es ergiebt ſich hieraus, 
daß bei Erbfällen, die in dem Zeitraume vom 1. Mai 1808 bis zum 1. Maͤrz 1817 
ſtattgefunden haben, auch die Erbrechte der Juden nach den franzoͤſiſchen Geſetzen 
zu beurtheilen ſind. | 
Durch das Patent v. 19. Nov. 1816 iſt das Allg. Preuß. L. R., v. 1. März 1817 an, 
als allein geltendes Geſetz im Großherzogthum Poſen eingeführt, und es iſt ausdruͤcklich 
feſtgeſetzt, daß alle fonft heſtandenen Rechte und Gewohnheiten, in ſoweit ft unter der 
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vorigen Regierung aufgehoben und abgeſchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen ſollen. 

Hiernach ſind auch die Ritualgeſetze der Juden, die ſich auf die Erbfolge beziehen, 

nicht wieder in Kraft getreten, 
und nach A8, 8—10 des vorerwähnten Patents kann bei Erbfaͤllen, die ſich ſeit dem 
1. Maͤrz 1817 ereignet haben, das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im Groß— 
herzogthum Poſen nur nach den Vorſchriften des A. L. R. ausgeübt werden, in 
La K? durch rechtsgültige Verträge oder letzwillige Verordnungen etwas abge⸗ 
indert iſt. 

Jedoch verſteht es ſich von felbft, daß, wenn von der Erbfolge unter Ehegatten die Rede 
iſt, und ſolche nicht durch rechtsguͤltige Verordnungen beſtimmt worden, dem Ueberleben⸗ 
den nach A, 11. des Patents die Wahl zuſteht, ob er nach dem, zur Zeit der geſchloſſenen 
Ehe geltend geweſenen Geſetze, oder nach den Vorſchriften des A. L. R. uͤber die Erb⸗ 
folge, bei vorhandener ehelichen Gütergemeinſchaft, erben wolle. — In dieſem Sinne 
haben wir auch die, uns mittelſt Ew. Excell. Verf. v. 21. Maͤrz v. J. mitgetheilte 
Vorbeſcheidung des Dolmetſchers und Syndikus Hirſch Jatowicz zu Santomys'l genom⸗ 
men, und wir ſtellen gehorſamſt anheim, 

jetzt den hieſigen Ober⸗Rabbin Kivo Ginſimo, der durch feine Anträge zu dieſem 
Berichte Veranlaſſung gegeben hat, nach den von uns aufgeſtellten Grundſaͤtzen 
hochgeneigt zu beſcheiden. 

Poſen, den 30. Juni 1819. Das Were lattopesericht. 


Reſolution des K. Juſtiz⸗Min. v. 12. Juli 1819. 
Der Juſtiz⸗Miniſter ift mit der Ausführung in dem Berichte des K. Ober⸗Appella⸗ 
tionsgerichts v. 30. v. M. in Betreff der Frage: 
nach welchen Geſetzen das Erbrecht und die Erbfolge der Juden im Großherzog⸗ 
thum Poſen auszuüben? 
einverſtanden, und traͤgt dem Kollegio auf, den dortigen Ober⸗Rabbin Kivo Gin⸗ 
ſimo darnach auf ſeine Anfrage v. 13. Juni c. zu beſcheiden. | 
(Jahrb. Bd. 14. S. 13. Graff Bd. 1. ©. 7.) | 


Zweite Abtheilung. 


Die civilrechtlichen Verhältniſſe der Juden. 


— — 


Erſter Abſchnitt. 
Materielle Rechtsverhältniſſe. 
Erſtes Kapitel. 
Die Ehe. 

D. J. J. Richters Abhandlung von dem Rechte der jüdiſchen Ehen in Deutſchland, 

— 1 o als wenn ein jüdiſcher Ehegatte zur chriſtlichen Religion getreten. 

eipzig . 8. | | a 

Kontrakte, Käufe, Che: und Scheidebriefe, welche bei den Juden gebräuchlich. Ham: 

burg, 1773. 8. 


Moſes Mendelſohn, Ritualgeſetze der Juden 99. 2 ga, 
Terlinden, a. a. O. $$. 440 fig. 


Ehehinderniſſe. 

1) Ehe zwiſchen Juden und Chriſten. 

Erſt von Valentinian wurden die Ehen zwiſchen Juden und Chriſten 
verboten). In einigen neueren Geſetzgebungen, namentlich in den betr. 
Mecklenburgiſchen 2) und Sachſen⸗Weimarſchen Edikten iſt das frühere Ver⸗ 
hältniß wieder hergeſtellt, wonach dem Cannubium zwiſchen Chriſten und 
Juden nichts im Wege ſteht. Der von Napoleon zuſammenberufene San— 
hedrin v. 4. Febr. 1807 erklärte s), daß die Ehe der Chriſten mit Juden bür⸗ 
gerlich, aber nicht kirchlich, gültig ſei. 

Das A. L. R. beſtimmt über dieſe Frage Thl. II. Tit. I. §. 36: 

„Ein Chriſt kann mit ſolchen Perſonen keine Heirath ſchließen, welche nach 
den Grundſätzen ihrer Religion ſich den chriſtlichen Ehegeſetzen zu unter, 
werfen gehindert werden“. 

Daß durch dieſe Beſtimmung die Ehe zwiſchen Juden und Chriſten kei⸗ 
nesweges habe unbedingt verboten, ſondern in dem Falle geſtattet werden 
ſollen, wenn der jüdiſche Theil ſich der chriſtlichen Trauungs⸗Ceremonie 
unterwirft, erhellt auf das Beſtimmteſte aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes d. 

Es war nämlich im ungedruckten Entwurf die Ehe zwiſchen Zu: 
den und Chriſten unbedingt verboten; deſſenungeachtet wurde gegen 


— 


1) Vergl. die La hiſtor. Einleitung und J. 6. 7. C. de Judaeis. 
2) Welches jedoch einſtweilen ſuspendirt iſt. Vergl. die allgem. hiſtor. Einl. 


ei Vergl. Thl. I. Abth. II. Abſchn. XI. 
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Suarez's Anſicht, die jetzige Faſſung ſchon in den gedruckten Entwurf 
aufgenommen. Nachher entſtanden neue Debatten, welche endlich beſeitigt 
wurden, als Suarez ſelbſt ſich für dieſe Faſſung erklärte. Er bemerkte: 
„Alles wohl erwogen, halte ich es für's Beſte, den §. ſo zu laſſen wie er 
iſt. Warum will man die Ehen zwiſchen Juden und Chriſten ſchlechter⸗ 
dings verbieten? In den chriſtlichen Ehegeſetzen iſt nichts, dem ſich eine 
Jüdin nicht unterwerfen könnte. Findet ſie alſo in der Trauungs⸗Liturgie 
keinen Anſtoß, ſo mag ſie einen Chriſten immer heirathen. Erlaubte doch 
Paulus, daß Chriſten ſich mit Heiden verheirathen durften.“ Nach dieſem 
Votum blieb es bei der jetzigen Faſſung der Geſetzſtelle. Obige Anſicht 
wird deshalb von den Geſetzreviſoren (Motive zu $. 27 des Entw. 
S. 54.) und von Bornemann (Syſtem Bd. 5. S. 53.) getheilt und Robe!) 
weißt aus den einzelnen chriſtlichen Ehegeſetzen nach, daß ein Jude 
dree feine Religion durchaus nicht verhindert ſei, ſich denſelben zu unter⸗ 
werfen 2). 


2) Komputation der Verwandtſchaftsgrade. 


Terlinden, a. a. O. H. 412 ff. 

Auf Grund des Gutachtens des Oberlandrabbiners v. 20. März 1800 
hat die Oſtpreuß. Regierung angenommen, daß bei der Succeſſion der Ju⸗ 
den die Berechnung der Grade nach der Komputation des Kanoniſchen 
Rechts üblich ſei. Das erwähnte Gutachten?) lautet dahin: 

Auf Verlangen der Sara, Tochter des hierſelbſt verſtorbenen Schutzjuden Hirſch Mars 
kus, wird hiermit pflichtmaͤßig atteftirt, daß bei der juͤdiſchen Nation der dritte Grad 
der Seitenverwandſchaft heißt, und hiernach rechtlich beurtheilt wird, wenn die Groß⸗ 
eltern leibliche Geſchwiſter geweſen. Dieſem zufolge iſt die Tochter des verſtorbenen 
Hirſch Markus mit dem verſtorbenen Alexander Moſes zu Koͤnigsberg im dritten Grade 


verwandt. Berlin am 30. März 1800. 
Hirſchel Loͤbel. 
(Stengel Bd. 11. S. 123. Rabe Bd. 5. S. 73.) 


5 


3) In Anſehung der bei Einſchreitung der zweiten Ehe nothwendigen 


Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe vergl. sub III. (L. R. II. 
2. $. 187. Anh. §. 89. und K. O. v. 29. März 1836.) d 


II. 


Ehegelöbniſſe. 
Moſes Mendelsohn a. a. O. 4. Hauptſtuͤck. 2. Abſchn. Bä, 3—5. 
Daß das Ehegelöbniß bei Juden nicht zu den Handlungen zu rechnen, 
welche wegen der Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus 
unter den Juden an beſondere geſetzliche Beſtimmungen gebunden ſind, 


mithin nach dem Ed. v. 11. März 1812 in Beziehung auf dieſelben das 


gemeine Recht und nicht die jüdiſchen Ritualgeſetze zur Anwendung kom⸗ 
men, führt ſehr richtig ein Erkenntniß des Inſtr. Senats des Kammerge⸗ 
richts vom Jahre 1823 aus!). a 


— I gf 


1) Centralbl. 1837. S. 1162 ff. | 

2) Dem tritt Haͤlſchner im Centralbl. 1840 S. 249 ff. entgegen. 

3) Auf Juden, die das Staatsbürgerrecht nach dem Ed. v. 11. März 1812, oder 
die Naturaliſation nach der V. v. 1. Juni 1833 erlangt haben, hat dies keine 
Anwendung. Bee | e 

4) Heinemann I. S. 128 bis 145., wo die betr. fruͤheren Prozeßſchriften mitge⸗ 


theilt ſind. 
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| Aufgebot und Trauung. 
Moſes Mendelsſohn 4. Hauptſt. 1. Abſchn. S. 75 ff. 
Terlinden, a. a. O. §§. 418 ff. d 310 c ) 
Ueber Aufgebot und Trauung der Juden find die folgenden Beſtimmun⸗ 
gen ergangen, von denen die K. O. v. 29. März 1836 dieſe Verhältniſſe 
für die geſammte Monarchie 1) mit Ausnahme des Gerichts⸗Bezirks des 
Ob. Appell. Gerichts zu Köln ordnet. Bund) 
1) Bereits das Ed. v. 11. März 1812 hatte im §. 25. beſtimmt, und 
für Poſen enthält die V. v. 1. Juni 1833 im $. 15. dieſelbe Anordnung, 
daß an die Stelle der, nach L. R. II. 1. §. 136. zu einer vollgültigen Ehe 
erforderlichen Trauung bei den Juden die Zuſammenkunft unter dem Trauhim⸗ 
mel tritt und das feierliche Anſtecken des Ringes, und daß dem im D 138. 
verordneten Aufgebote die Bekanntmachung in der Synagnge gleich zu 
achten. Hieran reihen ſich demnächſt die folgenden Beſtimmungen: 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 31. Juli 1818 
an den Banquier Herz Beer zu Berlin. Trau⸗Rituale unter Juden. 

Auf Ihre Vorſtellung v. 28. d. M. dient Ihnen zur Reſolution, daß, da nach A, 17 
des Ed. v. 11. März 1812 inländiſche Juden unter ſich Ehebündniſſe ſchließen können, 
ohne hierzu einer beſonderen Genehmigung oder der Loͤſung eines Trauſcheines zu be: 
duͤrfen, ſofern nach allgemeinen Vorſchriften der Erlaubniß zur Ehe ſelbſt nichts ent⸗ 
gegenſteht, und da nach §. 25. deſſelben Edikts bei den Ehen der Juden an die Stelle 
der zu einer chriſtlichen vollgültigen Ehe erforderlichen Prieſterlichen Trauung die Zu: 
ſammenkunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes tritt, und 
dem für chriſtliche Ehen verordneten Aufgebote die Bekanntmachung in der Synagoge 
gleich zu achten iſt, die von Ihren Söhnen abzuſchließenden Ehen in buͤrgerlicher Hin⸗ 
ſicht volle Kraft und Gültigkeit haben, wenn die hier erwähnten angeordneten Foͤrmlich⸗ 
keiten beobachtet werden, und es lediglich Ihnen überlaſſen bleibt, ob und welche ander⸗ 
weitige Feierlichkeiten Sie noch nach jüdiſchen Ritual⸗Vorſchriften beobachten wollen, 
indem letztere auf die buͤrgerliche Gültigkeit der abgeſchloſſenen Ehen von gar keinem 
Einfluß fein konnen. (Ann. 11. S. 727.) R ( 


3) V. der K. Reg in Minden v. 15. Febr. 1818. Die im Auslande 
zu vollziehenden Trauungen jüdiſcher Brautpaare. | | 

Das A. L. R. Thl. II. Tit. 1. . 137. will zwar die Vollziehung einer gültigen Ehe 
zwiſchen Perſonen eines fremden im Staat geduldeten Religionsbekenntniſſes lediglich 
nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wiſſen; dadurch iſt aber für ſolche Pers 
ſonen keinesweges die Befolgung ſolcher allgemeinen Landesgeſetze ausgeſchloſſen, welche 
die Sicherung bürgerlicher Verhältniffe gegen irgend eine durch Ehevollziehung ihnen 
drohenden Verletzung oder Verwirrung zum Gegenſtande haben. 

Es iſt daher ein Mißbrauch, wenn Perſonen jüdiſcher Religion ſich im Auslande 
trauen laſſen, ohne vorher, wenn ſie auch ſonſt durch das im Auslande begründete Dos 
micil des andern Theils dazu befugt find, dem Ober⸗Rabbiner, zu deſſen Sprengel ſie 
gehören, davon Anzeige gemacht, und deſſen Beſcheinigung über Abweſenheit buͤrger⸗ 
licher, ihren Vorhaben entgegen ſtehender Hinderniſſe erhalten zu haben. | 

Und da dieſer Mißbrauch, den an uns gelangten Berichten zu Folge, im Regierungs⸗ 
Bezirk einzureißen beginnt, ſo finden wir uns veranlaßt, dagegen zu verordnen, wie 
folgt: | | > 2.25 

910 Jede innerhalb unſers Regierungsbezirks bürgerlich wohnhafte Perſon, welche 

ſich im Auslande trauen läßt, ohne vorher bei ihrem Ober-Rabbiner ſich gemeldet, 
und die vorgedachte Beſcheinigung extrahirt zu haben, hat allein durch dieſe 
Unterlaſſung eine polizeiliche Geldbuße von fünf. Thalern verwirkt, welche auf 
Anzeige des Ober⸗Rabbiners durch die betreffende landräthliche Behoͤrde ſofort 
eingezogen werden ſoll. | rr 

2) Iſt die Trauung außer Landes außerdem in der boͤslichen Abſicht geſchehen, die 

dieſſeitigen Landesgeſetze in irgend einer Beziehung zu umgehen oder unwirkſam 


1) Insbeſondere auch für die gemeinrechtlichen Diſtrik te. 
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zu machen, fo kommt die Strafbeſtimmung des A. L. R. Thl. II. Tit. I. 5. 170. 
zur Anwendung. 

3) Der Ober⸗Rabbiner kann das bei ihm nachgeſuchte Atteſt nur in ſolchen Fällen 
verweigern, wo durch die Ertheilung ein Geſetz uͤbertreten, oder die Uebertre⸗ 
tung eines Geſetzes veranlaßt werden wuͤrde. 

Die Herren Landraͤthe und die Ober⸗Rabbiner des Regierungsbezirks ſind mit Voll⸗ 
ziehung dieſer Verordnung beauftragt, welche durch das Amtsblatt und außerdem in 
allen Synagogen des Regierungsbezirks publicirt werden ſoll. 

(Ann. II. H. 1. S. 71.) 

4) Das R. v. 10. Nov. 1823 über denſelben Gegenſtand vergl. Thl. I. 
Abthl. L Abſchn. X. Kap. II. 

5) Reſol. derſelben Min. v. 23. März 1825 an den Vice⸗Ober⸗Land⸗ 
Rabbiner Herrn N. N. Vollziehung jüdiſcher Ehen und die Verhältniſſe der 
Rabbiner rückſichtlich derſelben. 

Die unterzeichneten Min. können ſich zu der von Ihnen mittelſt Vorſtellung v. 17. 
v. M. ungehörig bei dem K. Juſtiz⸗-Min. in Antrag gebrachten Deklaration des $. 25 
des Allerh. Ed. v. 11. Maͤrz 1812 nicht bewogen finden. 

In dieſem $. find die geſetzlichen Erforderniſſe einer vollguͤltigen Ehe unter Juden 
genau angegeben, und das Intereſſe der Staats-Behörde beſchränkt ſich darauf, auf die 
Beobachtung der diesfälligen Vorſchriften zu halten. 

Dagegen liegt derſelben nicht ob, auch die Anwendung der nach jüdiſchen Ritual- 
Geſetzen bei der Vollziehung von Heirathen uͤblichen Gebräuche zu kontrolliren, indem 
ſolche bei den Bekennern einer blos geduldeten Religion lediglich dem Gewiſſen eines 
jeden Einzelnen uͤberlaſſen bleiben muß. Am wenigſten kann den juͤdiſchen Rabbinern 
ein ausſchließliches Recht, Trauungen (die nach den Beſtimmungen des angefuͤhrten 
Edikts in dem bezeichneten §. zu einer vollgültigen Ehe überhaupt nicht erforderlich find) 
entweder ſelbſt vorzunehmen, oder durch ſpeziell von ihnen dazu ermaͤchtigten Perſonen 
vornehmen zu laſſen, zugeſtanden werden, weil den Rabbinern der Zuden überall keine 
potestas ecclesiastica im geſetzlichen Wortverſtande beigelegt iſt 1). 

Die in Bezug genommene A. K. O. v. 9. Dec. 1823 iſt übrigens auf die bei der 
Vollziehung juͤdiſcher Ehen ſtattfindenden Ceremonien gar nicht anzuwenden, indem 
ſelbige blos Beſtimmungen daruͤber enthaͤlt, in welcher Art der öffentliche Gottesdienſt 
in den Synagogen abgehalten werden ſoll. (Ann. IX. S. 107.) 


6) R. derſelben K. Min. v. 24. Febr. 1826 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
Schließung der Ehen unter den Juden. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf den Ber. v. 12. d. M., betreffend die bei 
Schließung der Ehen unter den Israeliten zu beobachtende Form, zu erkennen gegeben, 
daß eine allgemeine Norm hierunter im A. L. R. Thl. II. Tit. 1. ke 136 bis 138. ſich 
findet. Für alle Religions-Partheien ift hier vorgefchrieben, daß der Trauung jedes- 
mal ein Aufgebot vorhergehen muß. Das Aufgebot der ſich verheirathenden Juden 
muß in der Synagoge geſchehen, und es iſt von Polizei wegen darauf zu halten, daß 
2 ** nicht unterbleibt, ſondern auf eine dem Zwecke entſprechende Weiſe vorgenommen 
wird. 

In welcher Form die Juden übrigens ihre Ehen vollziehen wollen, kann ihnen inner— 
halb der Grenzen ihrer Religions-Gebraͤuche überlaſſen bleiben. 

(Ann. X. S. 355.) , 

7) Schr. derſelben K. Min. v. 19. Mai 1829 an das K. ꝛc. Pupillen⸗ 
Kollegium zu Berlin. Gültigkeit jüdiſcher ohne Trauungen geſchloſſener 
Ehen. | 

Einem K. Pup. Kollegium erwiedern wir ergebenft auf das Schreiben v. 31. März 
c., daß, da zur bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe unter Juden gar keine Trauung durch 
einen Rabbiner erforderlich iſt, es auf die Anſichten des Rabbinats-Aſſeſſors N. von der 
Zulaͤſſigkeit der Eheverbindung zwiſchen der N. und dem N. nicht ankommen kann, fo: 
bald dieſe Brautleute ſich darüber hinwegſetzen wollen, daß ihre Verbindung nach jüdi⸗ 
ſchen Religionsbegriffen nicht zuläſſig iſt. Der Obrigkeit genügt es, daß nach den Lan⸗ 
desgeſetzen kein Ehehinderniß obwalte, und daß die Ehe auf die im A. Ed. v. 11. März 
1812 $. 25. vorgeſchriebene Weiſe abgeſchloſſen wird. 

Bei etwaniger Weigerung des N. N., die jüdiſchen Trauungs-Ceremonien zu ver— 
richten, kann derſelbe dazu, den Geſetzen ſeiner Religion entgegen, nicht angehalten wer— 


„4444 „„ 


1) Vergl. das R. v. 12. Jan. 1837 sub Nr. 12. 
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den. Die Bekanntmachung in der Synagoge aber, welche gefetzlich als Aufgebot gilt, 
darf der Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde dahingegen nicht verſagen, indem dies kein 
gottesdienſtlicher, ſondern ein weſentlich bürgerlicher Akt iſt. (Ann. XIII. S. 295.) 

8) C. R. des K. Min. d. Inn un d. P. (v. Brenn) v. 25. Juli 1831 
an ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich der Rheiniſchen / jedoch auch reſp. an die 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf. Schließung, jüdiſcher Ehen. n 

Es ift zur Sprache gekommen, daß bei Schließung jüdiſcher Ehen diejenigen Vor⸗ 
ſchriften vernachlaͤßigt worden find, welche das A. L. R. ſowohl wegen der Ehehinder⸗ 
niſſe, als wegen der Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe bei Abſchließung 
einer zweiten, ertheilt hat. Da die Trauungen der Inden nicht immer von gottesdienſt⸗ 
lichen Beamten verrichtet werden, ſondern auch andere juͤdiſche Hausväter dazu gebraucht 
werden können, welchen man die Beobachtung der Geſetze von Amtswegen um ſo weniger 
aufgeben kann, als nicht einmal eine gehoͤrige Kenntniß derſelben bei ihnen im Allge⸗ 
meinen vorauszuſetzen iſt; ſo iſt es für angemeſſen erachtet worden, ſich deshalb an die⸗ 
jenigen juͤdiſchen Beamten oder Bevollmächtigten der israelitiſchen Religionsgeſellſchaften 
zu halten, bei welchen das Aufgebot in der Synagoge vor erfolgter Trauung 
ihrer Glaubensgenoſſen nachgeſucht werden muß. | | 

Dieſe hat die K. Reg. (die Reg. zu Duͤſſeldorf in denjenigen Theilen ihres Bezirks, 
in welchen das A. L. R. gilt) anzuweiſen: 

bei perſönlicher Verantwortlichkeit diejenigen Pflichten, welche das A. L. R. Thl. II. 

Tit. 1. $. 147. und Tit. 2. $. 178. Anh. 89. den chriſtlichen Pfarrern auflegt, zu 

erfüllen, auch das Aufgebot nicht eher, als bis den vorgeſchriebenen Erforderniſſen at: 

nügt iſt, zu veranlaffen oder zu geſtatten, bei eintretenden Zweifeln aber ſich an die 
kompetente Gerichtsbehoͤrde zu wenden, unter deren Disziplinar-Aufſicht fie in 

Beziehung auf dieſe Angelegenheit geſtellt werden. 

Hiernach werden von Seiten des K. Juſtiz⸗Min. auch die Gerichtsbehörden angewieſen 
werden!). (Ann. XV. S. 762.) 

9) R. deſſelben K. Min. (Köhler) v. 5. Dec. 1831 an die K. Reg. zu 
Gumbinnen. Aufgebote jüdiſcher Glaubensgenoſſen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 28. Okt. d. J., nach erfolgter Rückſprache 
mit dem K. Juſt. Min., erwiedert, daß da, wo keine Synagogen vorhanden find, freilich 
nichts anderes übrig bleibt, als die Aufgebote jüdiſcher Glaubensgenoſſen in dem Sur⸗ 
rogate der Synagogen, den Betſtuben, zu geſtatten. (Ann. XV. S. 764.) 

10) C. B. d. K. Reg. zu- Poſen v. 31. Aug. 1834 an ſämmtl. K. Land: 
räthe. Die das Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen der jüdiſchen 
Heirathen. 

In Erwiederung Ihrer Anfragen v. 26. d. M., wie viel Mal? in welchen Zwiſchen⸗ 
taumen®: und an welchen Tagen die das Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen 
der juͤdiſchen Heirathen erfolgen ſollen? verweiſen wir Sie auf die Analogie des §. 151. 
Tit. 1. Thl. II. des A. L. R., wonach die gedachten Bekanntmachungen in der Regel 
drei Sabbathe hintereinander in der Synagoge zu veranſtalten ſind. — Dispenſationen 
von der dreimaligen Bekanntmachung ſind nach Analogie des A. 152. Le bei Ihnen 
ſelbſt nachzuſuchen, in ſofern Sie die vorgeſetzte Behoͤrde der betreffenden Korporation 
ſind. (Ann. XVIII. S. 719.) 


11) A. K. O. v. 29. März 1836 an das Staatsminiſterium. Aufgebot 


und Trauungen der jüdiſchen Religions verwandten. 

Aus dem Berichte des Staatsminiſteriums v. 16. d. M. habe ich erſehen, welche 
Zweifel über die Anwendung der Vorſchrift im $. 27. Tit. 11. Thl. II. L. R., ſo weit 
ſie die Erforderniſſe bei den Trauungen jüdiſcher Religionsverwandten betrifft, von den 
Behörden in den Regierunzsbezirken Oppeln und Poſen erhoben worden ſind. Mit 
Beziehung auf die Beſtimmung im §. 137. Tit. 1. Thl. II. L. R., nach welcher die 
Vollziehung einer vollgültigen Ehe zwiſchen Perſonen fremder, im Staate geduldeter 
Religionsbekenntniſſe lediglich nach den Gebräuchen ihrer Religion beurtheilt wird, ver⸗ 
weiſe Ich zunaͤchſt, was das Erforderniß des Aufgebots ($- 138. I. c.) betrifft, auf den 
8.25 der V. v. 11. Maͤrz 1812, und namentlich für die Provinz Poſen auf den A. 15 
der V. v. 1. Juni 1833, wonach, ſtatt des Aufgebots in der chriſtlichen Kirche, die Be⸗ 
kanntmachung in der Synagoge geſchehen muß. In Rückſicht auf die Nachweiſungen, 
daß der Trauung kein geſetzliches Ehehinderniß entgegenſtehe (§. 440. Tit. 11. Thl. IK 
L. R.), und daß entweder die Auseinanderſetzung mit den Kindern aus einer fräheren 
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2) Dies iſt durch R. v. 30. Juli 1831 geſchehen. (Ann. XV. 763.) 
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Ehe oder die Erlaubniß der vormundſchaftlichen Behörde zur Eingehung der zweiten 
Ehe (F. 18. Tit. 1. Thl. II. L. R.) erfolgt ſei, kann die Anwendung des §. 27. Tit. 11. 
Thl. II. L. R. kein Bedenken finden, und es wird dieſerhalb, ſo wie wegen der Prokla⸗ 
mation nur der Belehrung der Behörden in den vorgedachten Regierungebezirken bedür⸗ 
fen. Ich überlaffe den betreffenden Miniſterien, dieſe Belehrung zu verfuͤgen. Damit 
jedoch die Vorſchriften des Landrechts und der V. v. 11. März 1812, als die öffentliche 
Ordnung bezweckend, auch in denjenigen Landestheilen befolgt werden, in welchen durch 
anderweite geſetzliche Anordnungen noch nicht dafuͤr geſorgt worden, beſtimme Ich zu⸗ 
gleich, nach dem Antrage des Staatsminiſteriums, daß auch in Neuvorpommern und 
im Oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Koblenz die obgedachten Vorſchriften bei 
den Trauungen der Juden beobachtet werden ſollen, weshalb dieſe Ordre durch die Amts⸗ 
blätter jener Landestheile bekannt zu machen iſt. In wie weit es erforderlich, in ben: 
jenigen Landestheilen, in welchen zwar das Landrecht geſetzliche Kraft hat, aber die V. 
v. 11. März 1812 nicht eingeführt iſt, hinſichtlich der Proklamation in der Synagoge, 
eine beſondere Bekanntmachung zu erlaſſen, gebe ich der weitern Erwägung des Staats 
miniſteriums anheim. Friedrich Wilhelm. 
(Ann. XX. S. 352.) g 
12) Gurt R. der K. Min. d. G. U. u. M. Ang. (v. Altenſtein), der 
Juſt. (Mühler) u. d. P. u. d. J. (v. Rochow) v. 12. Jan. 1837 an 
ſämmtl. K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Aachen und Trier, ſowie an 
die betreffenden Provinzial⸗Juſtizkollegien 1c. Aufgebot und die Trauung 
jüdiſcher Religionsverwandten. | 
Die Zweifel, welche bei Anwendung der Vorfchrift des §. 27. Tit. 11. Thl. II. des 
A. L. R. auf die Trauungen juͤdiſcher Religionsverwandten von den Behoͤrden in den 
Regierungsbezirken Oppeln und Poſen erhoben worden find, haben das K. Staatsmini⸗ 
N veranlaßt, eine Immediat-Entſcheidung Seiner Majeſtät des Koͤnigs ein⸗ 
zuholen. 
e haben hierauf die umſtehende K. O. v. 29. März v. J. zu erlaſſen 
und darin 
1) zu beſtimmen geruhet: 
daß an die Stelle des Aufgebots in der chriſtlichen Kirche, die im Ed. d. 14: 
März 1812 und im $. 15 der V. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum 
Poſen vorgeſchriebene, der Trauung vorhergehende Bekanntmachung in der Sy⸗ 
nagoge treten ſoll; 


und 
2) die Nachweiſung für nothwendig erklaͤrt: 
daß der Trauung kein geſetzliches Ehehinderniß entgegenſtehe 
OG. 440. Tit. 11. Thl. II. des A. L. R.) und daß entweder die Ausein⸗ 
anderſetzung mit den Kindern aus einer fruͤheren Ehe, oder die Erlaubniß 
der vormundſchaftlichen Behoͤrde zur Eingehung der zweiten Ehe (§. 18 a. a. O.) 
erfolgt ſei. 

Dieſe Vorſchriften ſollen, als die öffentliche Ordnung bezweckend, auch in Reuvor⸗ 
pommern und im Oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Koblenz und eben ſo in 
denjenigen Landestheilen befolgt werden, worin zwar das A. L. R., aber nicht das Ed. 
v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden betreffend, Geſetzes⸗ 
kraft hat. 8 

In Gemäßbeit dieſer A. Entſcheidung unterliegen Rabbinner, Synagogenvorſteher 
und juͤdiſche Hausvaͤter — denen nach den Ritualgeſetzen die Befugniß zuſteht, unter 
Beobachtung gewiſſer Foͤrmlichkeiten Trauungen ihrer Glaubensgenoſſen vorzunehmen 1) 
wenn ſie den oben angeführten geſetzlichen Vorſchriften zuwider handeln, denſelben Straf⸗ 
beſtimmungen, nach denen gleiche Pflichtverletzungen der chriſtlichen Pfarrer zu beurthei⸗ 
len find. (A. L. R. Thl. II. Tit. 1. A8. 149. 155 in Verbindung mit Tit. 20. Së. 35. 
503. Thl. 1. Tit. 6. d. 26.) ö 

Die K. Reg. haben die Unterbehoͤrden ihrer Departements und namentlich bie Rab: 
biner und Synagogenvorſteher mit näherer Anweiſung zu verſehen, und ihnen insbeſon⸗ 
dere dabei bemerklich zu machen, daß die das Aufgebot vertretende Bekanntmachnng in 
der Synagoge des Wohnorts beider Verlobten geſchehen muß, oder, wenn ſich eine 
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1) Dieſe Anſicht wird auch in den R. v. 23. Maͤrz 1825 (oben sub 5), v. 10. 
Nov. 1823 (oben sub No. 4.) und dem unten folgenden R. v. 17. Febr. 1840 
ausgeſprochen und eben ſo in den Thl. I. Abth. V. Abſchn. X. Kap. II. gege⸗ 
benen R. v. 24. April 1821. 
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ſolche an dem Wohnorte des einen oder andern von ihnen nicht befindet, in derjenigen 
inländiſchen Synagoge, welche dem Wohnſitze dieſes Verlobten am nächſten liegt. | 

Bethäuſer, denen kein Rabbiner vorfteht, können die Stelle der Synagogen zum 
Zweck der Bekanntmachung nicht vertreten. 

Es iſt ſodann die Einruͤckung dieſer Verf. und der A. K. O. in die Amtsblätter der 
Provinz zu beſorgen; auch haben die K. Reg., und eben ſo die Provinzial⸗Landes⸗Juſtiz⸗ 
Kollegien und die denſelben untergeordneten Behörden, ſich nach dem Inhalte dieſer 
Verordnung gebührend zu achten. (Ann. XXI. S. 87.) 

13) R. derſelben K. Min. v. 19. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Frank⸗ 
furt, und abſchriftlich an die K. Reg. zu Marienwerder und Erfurt. Auf⸗ 
gebote jüdiſcher Ehen in Synagogen und Bethäufern. 

In dem Berichte v. 11. Mai v. J., die Bekanntmachung der von Juden beabſichtig— 
ten Eheſchließungen in den Synagogen betr., hat die K. Reg. diejenigen Gruͤnde bereits 
richtig hervorgehoben, aus denen die Meinung der unter dem 12. Jan. 1837 von 
den unterzeichneten Min. erlaſſenen C. V. nicht füglich dahin hat gehen können, daß 
ſolche Aufgebote jüdiſcher Ehen nur in den Synagogen der wenigen mit einem wirklichen 
Rabbiner verſehenen juͤdiſchen Gemeinden geſchehen dürſten. Es koͤnnen dieſelben 
vielmehr unter den näheren Maßgaben obiger C. V. bei jeder inländiſchen auf 
geſetzmäßige Weiſe als eigenthuͤmliches Inſtitut der betr. juͤdiſchen Gemeinde errichteten 
Synagoge, ſo wie auch in ſolchen, von minder zahlreichen oder vermoͤgenden Judenge— 
meinden etwa nur als gemiethetes Lokal unterhaltenen Bethäuſern ſtattfinden, welche 
den Synagogen in Betreff ihrer dauernden Beſtimmung und Einrichtung fuͤr den 
judiſchen Kultus, ſo wie in Betreff ihrer Leitung durch beſtimmte, ordnungsmaͤßig 
als Gemeindebeamten beſtellte, und für legales Verfahren bei den Kultus und Res 
ligionshandlungen verantwortliche Vorſteher, gleich kommen. Ausgeſchloſſen bleiben 
dagegen diejenigen Bet⸗Lokale, deren ſich die an einem Orte oder in einer Gegend etwa 
nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn auch zu gemeinſchaftlicher Andachtsuͤbung 
unter polizeilicher Geſtattung, doch ohne ſonſtiges Beſtehen eines wirklichen Gemeinde⸗ 
Verbandes, bedienen. 

14) Verf. des K. Min. d. J. u. d. Pol. (v. Rochow), an die K. Reg. 
zu N. v. 17. Febr. 1840. Vollziehung jüdiſcher Trauungen. 

Der K. Reg. erwiedere ich auf Ihren Bericht v. 30. v. M., die Verantwortlichkeit 
des Land⸗Rabbiners N. für eine in ſeinem Auftrage unternommene Trauung betreffend, 
daß ich der deshalb mir vorgetragenen Anſicht nicht beiſtimmen kann. Jeder Jude, ſei 
er Rabbiner oder bloßer Hausvater, welcher eine juͤdiſche Trauung unternimmt, iſt in 
Beziehung auf dieſe Handlung Beamter, folglich der Disziplinargewalt der Behoͤr⸗ 
den untergeben, und für dieſe Handlung, gleich einem chriſtlichen Pfarrer, verantwort— 
lich. Der N. iſt dies um ſo mehr, da er ſich ſelbſt, in Folge des mit der Judenſchaft 
ahgeſchloſſenen Kontrakts, als denjenigen gerirt, welcher juͤdiſche Trauungen allein zu 
beſorgen berechtigt iſt, und inſofern er ſie perſönlich nicht vollziehen kann, den Auftrag 
dazu zu ertheilen hat. Ertheilt er einen ſolchen Auftrag, ſo iſt die Trauung immer als 
von ihm ſelbſt vollzogen zu betrachten. Er iſt daher auch verpflichtet, ſich felbft zu über: 
zeugen, ob dasjenige, was nach den Geſetzen einer Trauung vorausgehen muß, auch 
wirklich vorausgegangen ſei, und bleibt, wenn er dies unterlaſſen, für die von ſeinem 
Mandatar begangenen Verſehen verantwortlich. Im vorliegenden Falle kann die in dem 
Kommiſſario enthaltene Weiſung, alle geſetzliche Vorſchriften zu beobachten, welche 
dabei gebräuchlich, den N. vor dieſer Verantwortlichkeit um fo weniger ſchützen, 
als dieſe Ausdruͤcke nur auf das juͤdiſche Ritualgeſetz, nicht aber auf das beſtehende bür⸗ 
gerliche Geſetz zu beziehen ſind. 

Der N. hat alſo gegen die A. K. O. v. 29. März 1836. und die zu deren Ausfühs 
rung unterm 12. Jan. 1837. erlaſſene Min. Verf. gefehlt, daher die K. Reg. die Sache, 
unter Mittheilung gegenwaͤrtiger Verfügung, an die Juſtizbehoͤrde abzugeben und auf 
Beſtrafung deſſelben, nach vorgaͤngiger gerichtlicher Unterfuhung, anzutragen hat. 

Im Uebrigen finde ich nach der dargeſtellten Sachlage keine Veranlaſſung, den N. als 
be Trauungen allein berechtigt anzuerkennen, und ihn bei dieſem Anſpruche und bei Er⸗ 

ebung der für ſolche Handlungen einzuziehenden Gebühren zu ſchuͤtzen. Vielmehr bleibt 
es jedem Juden uͤberlaſſen, ſich wegen einer Trauung an andere Perſonen zu wenden, 
welche nach dem Ritualgeſetze dazu berechtigt find, und ſich mit dieſen wegen der (Gr 
bühren zu vergleichen. Deshalb bedarf es aber einer weitern oͤffentlichen Bekanntma⸗ 
chung nicht, da es durch die obgedachte A. K. O. und die erlaſſene Miniſterialverfü⸗ 
gung bereits feſtſteht, daß Jeder, welcher eine jüdiſche Trauung verrichtet, für die Bes 
obachtung der Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzes verantwortlich bleibt. 

(V. M. Bl. 1840. Nr. 23.) 
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15) In Anſehung der Gebühren der Synagogen⸗Diener bei jüdiſchen 
ce fpricht ſich das Gutachten des Bicer Oberlandrabbiners v. 8. Juli 
aus: 


LP f 
Requiſitions-Schreiben des Magiſtrats zu Danzig. 

Es ſind uͤber die Bezahlung der Gebühren an den Schulbedienten oder Kantor, bei 
einer juͤdiſchen Trauung hierſelbſt, Streitigkeiten entſtanden, bei deren Entſcheidung es 
vorzuͤglich auf die durch eine expreſſe Taxe oder das Herkommen als gewöhnlich ange⸗ 
nommene Saͤtze über folgende Punkte ankommt: 


1) Für das Bitten der Hochzeitgaͤſte? 
2) s Aufſetzen des Baldachins bei der Trauung? 
3) „Holen und Hinbringen der Stangen dazu? 


Halten des Glaſes bei der Trauung? 
Beiwohnen der Zeremonien als Zeuge? 
die Unterſchrift der dreifachen Kontrakts⸗Exemplare? 
Da wir nun erwarten duͤrfen, daß dieſe Angelegenheit in Berlin ganz regulirt fein wird, 
fo erſuchen wir den Herrn Ober⸗Landrabbiner hierdurch dienſtergebenſt, uns entweder 
die dort eingefuͤhrte oder approbirte Taxe ſelbſt mitzutheilen, oder uns, wenn ſolches 
blos auf Herkommen beruhen ſollte, gefälligft Auskunft zu geben, wie viel dort den Kan⸗ 
toren an Gebühren in den benannten Fällen bezahlt werden muß, wenn die verſchrie⸗ 
bene Morgengabe etwa 150 Rthlr. beträgt. Kai, 
Danzig, den 6ten Juni 1806. 
Sräfident, Bürgermeiſter und Rath. 
An den Herrn Ober-Landrabbiner zu u 
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Gutachten des Vice-Ober-Landrabbiners. 

Auf Ew. ꝛc. geneigte Zuſchrift und Anfrage v. 6. v. M., welches eher zu beantwor⸗ 
ten, mir die vielen Geſchaͤfte, mit welchen ich jetzt beſonders uͤberhäuft bin, unmöglich 
gemacht haben, — erwiedere ich hierdurch dienſtſchuldigſt ganz ergebenſt: 

Daß über die mir in gedachtem Dero geneigten Schreiben vorgelegten Punkte, die 
Gebuͤhren der Schulbedienten bei einer juͤdiſchen Trauung betreffend, zur Zeit keine eins 
gefuͤhrte approbirte Taxe exiſtiret, und ſind dieſelben nur nach dem eingeführten Ge⸗ 
brauche folgendermaßen zu beſtimmen; nämlich: | 

ad 1. der gedachten Punkte, wird für das Einladen der Hochzeitsgäſte dem Gemein⸗ 

de⸗Bedienten, als welchem dieſes Geſchaͤft gemeiniglich aufgetragen wird, 16 9@r,, 
und wenn der Gäſte viele find, 1 Kthlr., das allerwenigſte, bezahlt. Reiche Leute 
aber geben auch wohl 2 Rthlr. 

ad 2, 3 und 4. wird dem Synagogen-Bedienten, welcher die in dieſen Punkten ent⸗ 

haltenen Dienſte verrichtet, und auch den Wein, zum Segensſpruch unter dem 
Baldachin, beſtellet, mit 1 Rthlr. vom gemeinen, 1 Rthlr. 8 Gr. vom bemit⸗ 
teltern, und 2 Rthlr. vom reichen Manne bezahlt. Und da endlich 

ad 5 und 6. die Zeugen zur Zeremonie unter dem Baldachin eben dieſelben ſind, welche 

die drei Kontrakts⸗Exemplare, und zwar 
1) Die Verſchreibung der Morgengabe, ſogenannte Chetubba, welche allein 
unter dem Baldachin vom Rabbi laut abgeleſen und hieſelbſt auf Pergament 
geſchrieben wird, N 
2) die Vermehrungs⸗Verſchreibung, und 
3) die zweiten Ehepakten, ſchreiben und unterzeichnen: 
fo wird für die erſte 1 Rthlr. 4 9 Gr. und für jede der zwei letzten 16 gGr. des aller: 
wenigſten bezahlt. Der Reiche hingegen zahlt nach Belieben mehr. ꝛc. ꝛc. 
Berlin, den 8. Juli 1806. u 
(Heinemann a. a. O. I. S. 357.) 


IV. 
Eheſcheidung. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. II. S. 130 seg. 
Moſes-Mendelsſohn a. a. O. §. 12. S. 214. 
Terlinden a. a. O. F. 437 seg. 


A, Gerichtsſtand. 
„Die Eheſcheidungs Prozeſſe der Juden gehören vor die ordentlichen Ges 
richte. Hierüber bemerkt: 
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1) für die Gebiete, in denen das A. L. R., aber nicht das Ed. v. 11. 
März 1812 und 1. Juni 1833 gelten, das R. v. 17. Jan 1812. 


Das K. O.⸗Landesgericht von Schleſien hat nach feinem in der N fchen Eheſcheidungs⸗ 
ſache eingegangenen Berichte v. 20. Dec. v. J. zwar nunmehr angenommen, daß dieſe 
Sache quoad eflectus eiviles vor die ordentliche Civil⸗Obrigkeit gehöre, verlangt aber 
noch darüber beſchieden zu werden, ob dabei einzig nur den chriſtlichen Ehegeſetzen nach⸗ 
zugehen, oder vielmehr, ſoweit dieſelben mit dem jüdiſchen Ritual unverträglich ſeien, 
dieſen vorzugsweiſe volle Wirkſamikeit einzuräumen ſei? 

Allem Vermuthen nach gehet der Sinn dieſer Frage zunaͤchſt dahin: ob die in dem A. 
L. R. Thl. II. Tit. 1. $. 668 seg. feſtgeſetzten erheblichen Urſachen der Scheidung auch 
auf die Trennung einer Juden⸗Elje durch richterlichen Ausſpruch Anwendung finden? 
und in dieſem Sinne iſt es unbedenklich, die Frage zu bejahen, weil die Ehe, in ſofern 
fie, ohne Ruͤckſicht auf Religions meinungen, als ein buͤrzerlicher Vertrag angeſehen 
wird, auch nach buͤrgerlichen Geſetzen beurtheilt und folglich getrennt werden muß, 
ſobald ein Theil darauf wegen ſolcher Pflichtverletzung des andscn Theiles antraͤgt, 
welche die Zwecke einer vernünftigen Ehe vereiteln, und wohl gar die Geſundheit und 
das Leben eines Ehegatten in Gefahr ſetzen, wie dieſes in der N. ſchen Sache nach der 
Behauptung der Klägerin wirklich der Fall fein ſoll. Von einem Ritual, welches den 
beleidigten Theil nöthigen ſollte, eine ſolche ungluͤckliche Ehe nicht nur auf Koſten ſei⸗ 
ner häuslichen Ruhe und Privatſicherheit, ſondern auch zum öffentlichen Anſtoß und 
Aegerniß ſchlechterdings fortzuſetzen, kann alſo nicht die Rede ſein. Eben ſo wenig 
kann das Ritual in den bürgerlichen Wirkungen der vom Richter auf den Grund der Ci⸗ 
vilgeſetze für zuläſſig erklärten Eheſcheidung etwas ändern; vielmehr muß ſich der Jude 
in der Regel allen Anordnungen des Staats, deſſen Schutz er genießt, wie jeder andere 
Unterthan unterwerfen. Eine Ausnahme läßt ſich nur alsdann rechtfertigen, wenn ſie 
nöthig wird, um den Cultus der Juden nicht zu beeinträchtigen, noch der Gewiſſens⸗ 
freiheit derſelben einen unbilligen Zwang anzulegen. Dies kann der Fall ſein, wenn 
ein judifcher Ehegatte den Grund der Eheſcheidung ſelbſt aus dem Ritual herleitet: z. 
B. aus der Uebertretung der Ceremonialgeſetze, oder, wenn es darauf ankommt, ob 
die Frau zur zweiten Ehe zu ſchreiten berechtigt und der Mann zu dieſem Behuf ihr den 
Scheidebrief zu geben verpflichtet ſei? Da in dieſen und andern ähnlichen Fällen das 
Ritualgeſetz von der Civil⸗Obrigkeit allerdings beruͤckſichtigt und dem Gewiſſen des Ju⸗ 
den die erforderliche Freiheit gelaſſen werden muß. Das K. O. Landesgericht wird bei 
näherer Erwägung dieſer Anſichten keine Schwierigkeiten finden, die Ni. ſche Eheſchei⸗ 
dungsſache ferner zu leiten, und bleibt demſelben auch ganz unbenommen, des Rabbi⸗ 
ners ſich zu bedienen, und denſelben zum Verſuch der Suͤhne zuzuziehen. 

(Jahrb. Bd. 1. S. 23. Graff Bd. 1. S. 142.) 


2. Daſſelbe beſtimmt für die alten Provinzen das Ed. v. 11. März 1812 
in den $8. 26, 27. (ſ. oben) und für das Großherzogthum Pofen der 8. 20. 
der V. v. 1. Juni 1833. 

B. Zweifelhaft iſt es, ob der Uebertritt eines jüdiſchen Ehegatten zur 
chriſtlichen Religion den anderen Ehegatten zur Eheſcheidung berechtige. 

Es bängt dieſe Frage genau mit der oben erörterten zuſammen !), ob 
eine Ehe zwiſchen Juden und Chriſten zuläſſig, indem das L. R. II. 1. 
§. 715. beſtimmt: 

„In ſoweit als der Unterſchied der Religion von zech? an ein Ehehinderniß ift 
($. 36.), in fofern giebt ein Ehegatte, durch Veränderung ſeiner bisherigen Religion, 
dem Andern rechrmäßigen Anlaß, auf die Scheidung zu klagen.“ 

Ueber die Entſtehung dieſes §. 715. h. t. theilen die Geſetzreviſoren 
Folgendes mit: 

In den Entwürfen fehlt dieſe Beſtimmung gänzlich, indem die Redaktoren erſt durch 
ein Monitum gegen den gedruckten Entwurf darauf aufmerkſam gemacht wurden. Der 
Monent bemerkte: Die Te mee u verſtattet werden, wenn der eine Ehegatte 
eine Religion annähme. nach deren Grundſaͤtzen er ſich den chriſtlichen Ehegeſetzen nicht 


unterwerfe. e KC 
Herr von Grolman machte den Zuſatz: Jedoch nur, wenn die Parthei, die die 


— vg — 


1) Siehe sub I. 1. 
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Align nicht ändert, ſolche ſuchet, ſonſt muß die Ehe bei Kräften bleiben. und Sua⸗ 
rez äußerte: Ob wegen Religionsveraͤnderung eine Ehe getrennt werden konne, z. E. 
wenn der Mann ein Jude wird, ſcheint mir bedenklich. 

Das Konkluſnm aber lautete dahin: „Beziehungsweiſe auf oben,“ worauf der d., wie 
er vorliegt, gefaßt wurde !). (KE: 

Demgemäß nehmen die Geſetz-Reviſoren (a. a. O.) ſo wie Bor⸗ 
nemann?) mit Recht an, daß aus der Faſſung und Stellung des“ §. 715. 
und aus dem Inhalte der Materialien, da die deutliche Aeußerung v. Grol— 
man's nicht angefochten worden, erhelle, daß die Ehe nicht ex officio 
annullitt, ſondern nur auf den Antrag! des Ehegatten, welcher die Religion 
nicht geändert hat, geſchieden werden könne, und Bornemann hält es für 
wahrſcheinlich, daß die Redaktoren nur an eine Religionsveränderung 
gedacht haben, in Folge deren ein chriſtlicher Ehegatte zu einer anderen Reli⸗ 
gion übertritt, denn Faͤlle der Art habe der Monent nur im Auge gehabt, 
und auch das von Suarez angeführte Beiſpiel betreffe einen folchen. Es 
(et daher zweifelhaft, ob auch im umgekehrten Falle eines Uebertritts zur 
chriſtlichen Religion derjenige Ehegatte, welcher die Religion nicht geändert 
hat, die Scheidung verlangen könne? 

Beim Kammergericht iſt die Frage affirmativ entſchieden worden. Ein 
jüdiſcher Ehemann war zur chrſſtlichen Religion übergetreten, und verlangte 
nun die Trennung der ‚Ehe, da He nach ſeinem Uebertritt ech, 36. h. t. 
als nichtig zu betrachten ſei. Auf Grund des §. 715 wurde er aber per de- 
cretum abgewieſen, da die Religionsveränderung niemals eine Nichtigkeit 
der gültig geſchloſſenen Ehe nach ſich ziehe, ſondern nur dem Richtverän⸗ 
derten das Recht zuſtehe, die Trennung der Ehe zu verlangen. Nun trat 
die bei der jüdiſchen Religion verbliebene Ehefrau als Klägerin auf, und 
die Ehe wurde auf Grund des §. 715 geſchieden, der Ehemann für den 
allein ſchuldigen Theil erklärt, in die Eheſcheidungsſtraͤfe aber blos aus dem 
Grunde nicht genommen, weil die Klägerin darauf verzichtet hatte. 

Bornemann hält ddieſe Entſcheidung nicht für richtig, weil der §. 715 
einen während der Ehe eingetretenen Religionswechſel des einen Ehegatten 
zu Gunſten des andern nur dann füreinen Eheſcheidungsgrund hält, wenn 
der Unterſchied der Religion von Anfang an ein Ehehindezniß geweſen 
ſein würde. Nur in Hinſicht auf Chriſten ſei aber die Religions⸗ 
verſchiedenheit des andern Theils ein Ehehinderniß nach §. 36. Tit. I. 
Hieraus folge nun zwar umgekehrt, daß auch der Nichtchtiſt einen Chri⸗ 
ſten nicht heirathen kann, dies ſei aber nicht aus Rückſicht auf ſeine Reli⸗ 
gionsgrundſätze oder darum unterſagt, weil der Geſetzgeber will, daß z. B. 
auch die Ehe eines Juden eine ſolche ſei, welche möglicherweiſe nach jüdi⸗ 
ſchen Religionsgrundſätzen uud Lebensregeln geführt werden könne, fordern 
es iſt dies nur eine nothwendige Folge des gegen den Chriſten aus geſpro⸗ 
chenen Verbots. Der Jude ſei nicht behindert, eine Mohomedanerin oder 
Heidin zu heirathen, und die Ehe mit einer Chriſtin ſei nicht um ſeinetwil⸗ 
len, ſondern blos aus dem Grunde nichtig, weil hinſichtlich der Chriſten ein 
abſolutes Ehehinderniß exiſtirts). | 

Die Unrichtigkeit dieſer Anſicht ſucht Schmidt in feinem Familienrecht 
S. 410 auszuführen. 

Ebenſo verneint zwar v. Rönne die Zuläſſigkeit der Scheidungsklage 
des zur chriſtlichen Religion übertretenden Ehegetten gegen den bei feiner 
Religion verharrenden, weil nach §. 715 und §. 36. h. t. nur der Ueber; 


— Pe 


1) Geſetzreviſion a. a. O. Motive zu Abſchn. 8. $- 34, des Entw. S. 360.) 
2) Syſtem Bd. 5. S. 241. 
2) Syſtem Bd. 5. ©, 213, 
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gang zu einer ſolchen Religion, deren Grundſätze die Unterwerfung unter 
die chriſtlichen Ehegeſetze verhindern, die Scheidung begründe, meint 
aber, daß eine ſolche Ehe nach $$. 9 39. 950. 95 1. h. t. vom Richter ex 
off. als nichtig anzufechten und zu trennen ſei, was jedoch aus den obigen 
Gründen nicht als richtig erſcheint. 

(Klein's Syſtem des Civ. R. 2. Ausg. 1836. Bd. 2. S. 69. Note 1.) 

Hälſchner folgert aus dem $. 715. h. t., in Veraleich mit §. 36. h. t., 
ins beſondere aus den Worten des erften $. „in ſoweit als der Unterſchied 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt“, ſo wie daraus, daß der 
zum Chriſtenthume übergetretene Jude in den Augen der chriſtlichen Reli— 
gion durch dieſen Uebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf ſich geladen habe, 
der ihm in ſeinen ehelichen Verhältniſſen zum Nachtheile gereichen könne, daß: 

a) wenn von zwei chriſtlichen Ehegatten der eine zum Judenthume 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, ſondern nur von der Kunde 
und Erlaubniß der Staatsbehörde abhängig gemacht ſei, — der verlaſſene 
Ehegatte auf Eheſcheidung antragen könne, nicht aber der neue Judenge⸗ 
noſſe, weil nur der Letztere die von dem andern Ehegatten bei Eingehung 
der Ehe nothwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt laſſe; 

b) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten der Eine zur chriſtlichen Religion 
übertrete, kein Theil zur Eheſcheidungsklage befugt ſei; 

6) wenn von zwei jüdiſchen Ehegatten ein Theil zum Chriſtenthum übers 
getreten, der andere erſt fpäterhin Chriſt geworden ſei, der zuerſt übergetre⸗ 
tene keinen Anſpruch aus dem Uebertritt des andern habe; 

d) ebenſo die Sache ſich geſtalte, wenn ein Apoſtat wieder zur chriſtlichen 
Religion zurücktrete, welcher der andete Ehegatte inzwiſchen treu geblieben, 
und wenn 

e) von zwei urſprünglich chriſtlichen Chegatten der Eine zum Juden. 


thume übergetreten und der Andere nachgefolgt ſei. 


In keinem dieſer Fälle endlich habe ſich der Staat ohne Antrag der Ehe⸗ 
gatten einzumiſchen. (Centralblatt 1840. S. 287.) 

Dagegen meint Gitzler, daß der §. 715. h. t., welcher auf den Fall 
Rückſicht nehme, wo der eine bis dahin Chriſt geweſene Ehegatte feine Reli— 
gion ſo ändere, daß er ſich nunmehr den chriſtlichen Ehegeſetzen nicht mehr 
unterwerfen könne, da jetzt eine ſolche Religions veränderung nicht mehr 
geſtattet ſei, unpraktiſch ſei, wogegen im umgekehrten Falle, wenn der eine 
Ehegatte Chriſt werde, kein Eheſcheidungsgrund vorhanden ſei, weil dieſe 
Handlung eine erlaubte ſei; der Staat dürfe jedoch von Amtswegen eine 
ſolche gemiſchte Ehe nicht dulden 1). 

Letzteres iſt, wie bemerkt, unrichtig, da ein Grund, von Staatswegen ein⸗ 
zuſchreiten, um ſo weniger vorhanden iſt, als man ſich überhaupt bei Erwä— 
gung der oben gegebenen Auslegung des §. 36. 1. c. 2), wonach nach dem 
L. R. die Ehen zwiſchen Juden und Chriſten keinesweges unbedingt verbo— 
ten ſind, dafür entſcheiden muß, daß auch der Uebertritt des einen Theils 
zur chriſtlichen Religion nach der Theorie des L. R. keinen Eheſcheidungs⸗ 
grund abgeben könne. 


C. Zuläſſigkeit des Scheidebriefes und deſſen Nothwendig— 
keit vor Einſchreitung der zweiten Ehe. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. II. $. 119. 
Mirdorf, Synagoga Judaica. Franc. 1729. S. 644. Ha, 


1) Eherecht S. 185. Note 28. 
2) ©. oben sub I, 1. 
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Hierüber ſprechen ſich die folgenden R. und Gutachten aus: 
1. R. der K. Reg. zu Berlin v. 28. April 1818 an den Vice «Ober 
Landrabbiner. 


Die geſchiedene M. M., geborene J. J., hat beſchwerend angezeigt, daß, nachdem ſie 
von ihrem bisherigen Ehemann, dem Sänger bei der hieſigen Synagoge J. M. M., der 
ſie ſeit 10 Jahren verlaſſen, durch ein Erkenntniß des hieſigen Stadtgerichts geſchieden 
worden, ihrer anderweitigen Verheirathung durch Verweigerung des nach moſaiſchen 
Geſetzen erforderlichen Scheidebriefes Hinderniſſe in den Weg gelegt würden. 


In Gemäßheit eines unterm 14. d. M. aus dem K. Min. des Inn. ergangenen R., 
fordern wir Sie daher auf, dafür zu ſorgen, daß, wenn ſonſt keine hier unbekannten Hin⸗ 
derniſſe entgegen ſtehen, die anderweitige Trauung der geſchiedenen M. M., der Vor⸗ 
ſchrift des Edikts v. 11. März 1812. 88. 17. 25. 27. gemäß, ohne Produktion des ehe⸗ 
mals erforderlichen jüdiſchen Scheidebriefs, auf den Grund des gerichtlichen Eheſchei⸗ 
dungs⸗Erkenntniſſes, bei beſcheinigter Rechtskraft deſſelben, erfolge; auch wie ſolches 
geſchehen, binnen vier Wochen anzuzeigen. 


2. Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners v. 28. Mai 1818. 


In Gefolge der hohen Verf. v. 28. v. M. in Betreff der, von der geſchiedenen M. M., 
gebornen J. J., geführten Beſchwerden, muß ich Folgendes gehorſamſt anzeigen. 
Nach den moſaiſchen Religions-Geſetzen, 
5 Buch Moſe, Kap. 24. V. 1—4, i 
(Michaelis mot, Recht Thl. II. $. 119. Pag. 232. sqq. Terlinden, Grundſätze des 
Juden⸗Rechts nach den Geſetzen für die Preuß. Staaten, g. 439.) 
iſt zur Trennung einer juͤdiſchen Ehe durchaus die Ertheilung des Scheidebriefes, Sei: 
tens des Ehemannes von der Ehefrau, unter den vorgeſchriebenen geſetzlichen Zeremo⸗ 
nien und Formalitäten, erforderlich, und bis dahin, daß dieſes geſchehen, iſt die Ehe 
nicht als getrennt anzuſehen. Noch weniger aber kann bis dahin einer der Ehegatten 
ſich anderweitig verheirathen, und wenn dieſes dennoch, und zwar von Seiten der Ehe: 
frau geſchieht, ſo iſt ſolche als eine ſonſt blutſchaͤnderiſche Ehe zu betrachten, und die 
daraus zu erzeugenden Kinder ſind Mamserim — Schandflecke. 
Maimonides Thl. III. Abſchn. 2. 10. 


Es darf daher auch kein Rabbiner oder ſonſt Jemand, eine anderweitige Trauungs⸗ 
formel mit einem Ehegatten, wo die Ertheilung des Scheidebriefes nach Vorſchrift der 
Zeremonial⸗Geſetze nicht geſchehen iſt, nicht vornehmen, wenn er ſich nicht die Uebertre⸗ 
tung eines klaren Leligions⸗Geſetzes zu Schulden kommen laſſen will. Hierin macht 
auch ein richterliches Eheſcheidungs-Erkenntniß keinen Unterſchied, und dadurch Tonnen 
Religions⸗Geſetze nicht alterirt werden. a 

Auch das Ed. v. 11. März 1812 andert hierin nichts. Denn dort wird dem richter⸗ 
lichen Erkenntniſſe, ohne daß es der Ertheilung eines Scheidebriefes bedarf, nur hin- 
ſichts der buͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden, die Wirkung der Ehetrennung beige⸗ 
legt; — keinesweges aber hinſichts ber Religions⸗Begriffe und folder Handlun⸗ 
gen, die nach dieſen an beſondere Formen gebunden ſind: 

$. 21 und 27 des allegirten Edikts; 
ſo wie uͤberhaupt aus dem ganzen umfange des qu. Edikts (ſchon dem Namen nach) 
und beſonders $. 24 und 25. deutlich hervorgehet, daß in religiöſen und kirchlichen 
Verhältniſſen nichts abgeändert iſt, welches auch laut beigehender abſchriftlicher 
Reſolution (auf gewiſſe Geſuche) vom K. Departement für den Kultus und oͤffentlichen 
Unterricht im Minifterio des Innern, und Einem K. Kammergericht beſtaͤtigt wird. 


Es kann nun aber ein Eheſcheidebrief, nach den klaren Vorſchriften der juͤdiſchen 
Ritual: und Religions-Geſetze, und wie die, Eingangs dieſes, angezogenen Stellen onge: 
ben, nur von dem Ehemanne ſelbſt oder deſſen dazu beſtellten Bevollmächtigten, und 
folglich niemals ohne deſſen Zuziehung ertheilt werden, und alle richterliche Verfuͤgun⸗ 
gen und Geſetze koͤnnen nur hinſichts des bürgerlichen Verhältniſſes, nicht aber des 
Religions-Geſetzes von Wirkung fein. Eine juͤdiſche Ehefrau, deren Ehemann ſich 
entfernt hat, kann daher die Ertheilung des Scheidebriefes von einem Rabbiner oder 
Gerichte nicht verlangen, ſondern ſie muß aus Religion ſich bis dahin gedulden, daß der 
Aufenthalt ihres Ehemannes in Erfahrung gebracht, und von ihm der Scheidebrief 
bewirkt wird. 

Es iſt übrigens aber ganz unrichtig, daß die Supplikantin auf die Ertheilung eines 
Scheidebriefes, und noch weniger hat fie auf die anderweitige Trauung bei mir ange: 
tragen. Sie konnte dieſes auch nicht, da ihr das Vorausgefuͤhrte ſelbſt und einem jeden 


juͤdiſchen Mitgliede hinlaͤnglich bekannt iſt, und ich fig auch deshalb gehörig beſchieden 


| 
| 
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habe. Dahingegen habe ich auf ihr Anſuchen bereits an mehrern Orten, wo nach ihrer 
Angabe der Aufenthalt des Ehemannes zu vermuthen war, als London, Haag, Straß— 
burg u. ſ. w. an die dortigen Rabbiner geſchrieben, jedoch bis jetzt fruchtlos und ohne 
den Aufenthalt des Ehemannes zu entdecken ꝛc. c. (Heinemann Bd. I. S. 242.) 

3) Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners an das K. Kammergericht v. 
5. Juni 1813. 

In Gemaͤßheit der hohen Verf. v. 13. et praes. den 27. v. M. verfehlen wir nicht 
anliegend eine nahmhafte Liſte derjenigen jüdiſchen Eheleute, die ſeit dem 17. März u. 
p. bis dato, den Eheſcheidungsbrief von uns erhalten haben, gehorſamſt zu überreichen, 
und eben ſo gehorſamſt Folgendes zu bemerken. 

Die ad D. und E. aufgeführten Ehen ſind bereits vor Ertheilung des Scheidebriefes 
durch ein rechtskräftiges Erkenntniß Ew. ꝛc.; wie die in Ew. ꝛc. Regiſtratur befindli⸗ 
chen Akten ergeben muͤſſen, gerichtlich getrennt geweſen. 

Die ad C. in der beſagten Liſte benannten Eheleute hatten ſich bereits durch ein vor 
dem Domgerichte allhier errichtetes hierbei abſchriftlich ertrahirtes gerichtliches Doku⸗ 


ment freiwillig zur Scheidung verbunden, und ſich wegen ihres Vermoͤgens früher aus⸗ 


einander geſetzt. 

Die ad A, erwähnten aber waren keine hieſige Königl. Unterthanen, und nicht in hie⸗ 
figen Koͤnigl. Landen anſaͤſſig, ſondern Fremde, und verlangten beiderſeits einſtimmig 
die Trennung der Ehe, weil ſie kinderlos waren. 

Endlich ad B. iſt die Eheſcheidung ebenfalls blos auf den gleichſtimmigen Antrag bei: 
der Eheleute, wegen gegenſeitiger Abneigung erfolget. Hiernächſt aber müſſen wir ſo⸗ 
wohl zur Entſchuldigung unſeres bisjetzigen Verfahrens, als auch zur Vorbeſcheidung 
für zukünftige Falle Nachſtehendes gehorſamſt vortragen. 

Es iſt nämlich die Ertheilung eines Scheidebriefes eines juͤdiſchen Ehemannes an ſeine 
Ehegattin weder nach dem moſaiſchen Rechte noch nach den Satzungen der Rabbiner 
und den Ritual⸗Geſetzen der Juden ein actus jndicialis, ſondern ein actus extrajudi- 
cialis oder vielmehr ein actus ministerialis, ſobald nur beide Ehelente in die Ehetren⸗ 
nung willigen, und wegen der Auseinanderſetzung ihres Vermoͤgens kein Streit unter 
ihnen obwaltet, und nicht ein oder der andere Theil deshalb, oder aus ſonſt einer Hr 
ſache diſſentirt und der Scheidung kontradicirt; und es iſt alsdann auch weder die Ans 
gabe einer beſtimmten Urſache noch ein obrigkeitliches Erkenntniß erforderlich. Dieſes 
lehrt nicht nur der Talmud und deſſen Kommentaren, ſondern ſolches wird auch in 

Michaelis Moſaiſches Recht Th. II. $. 119. S. 234 und 236, und Schotts Einlei⸗ 

tung in das Eherecht (Nürnberg 1802) §. 216. pag. 315. 0 
beſtätiget. Es iſt mithin die Ertheilung des Scheidebriefes ein gleicher Actus wie die 
Trauung bei der Ehe; ſo wie die Zuſammenkunft der Eheleute unter dem Trauhimmel, 
das Anſtecken des Ringes und Ertheilung des Traubriefes bei den juͤdiſchen Eheverbin— 
dungen zur Fortſetzung der Ehe, 

Mendelsſohn, Ritual⸗Geſetze der Juden, Hauptſt. IV. Abſchn. 1. §. 2. pag. 78 und 

Abſchn. 6. $. 1. pag. 107 und 108, 
zwar erforderlich, jedoch kein actus jurisdietionis iſt. Entgegengeſetzt aber, jo wirkt 
nach dem Ritual⸗Geſetze der Juden, 5. B. Moſis, Kap. 24, 1, wo es ausdruͤcklich heißt: 


yer ſchreibt ihr einen Scheidebrief, giebt ihn ihr in die Hand, und läßt fie aus feinem 


„Hauſe u. ſ. w.“ 
ein obrigkeitliches Eheſcheidungs-Erkenntniß hinſichts der Kirchenrechte, und zufolge un⸗ 
ſerer Religionsbegriffe keine legale Trennung der Ehe, ohne geſetzliche Ertheilung des 
Scheidebriefs, und bevor dieſes geſchehen, konnen beide Eheleute ſich nicht anderweitig 
verheirathen, und Niemand darf ſie trauen. Wenn dieſes aber doch geſchiehet, oder wenn 
auch die Frau ſich ohne bieten mit einer andern Mannsperſon fleiſchlich vermiſcht, ſo be⸗ 
gehen beide, namlich die Mannsperſon und die Frau, die Sünde des Ehebruchs, und 
die etwa aus dieſem Beiſchlafe zu erzeugenden Kinder find Mamserim (Schandflecke). — 

Hiernach alſo ſcheint der 8. 27 des Ed. v. 11. März a. p. eines Theils nicht mit dem 
F. 21. J. c. zu harmoniren. Denn dort heißt es: 

„Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Geſchäften ſtatt, welche wegen der 

„Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an beſondere geſetzliche 

„Beſtimmungen und Formen nothwendig gebunden ſind.“ 


Nach der obigen Ausführung aber iſt die Ertheilung des Scheidebriefes zur Trennung 


einer jüdiſchen Ehe, nach unſern Religionsbegriffen allerdings eine eben ſo nothwendige 
Form, wie die §. 25. ibid. beſtätigte, zur Eheverbindung erforderliche Zuſammenkunft 
unter dem Trauhimmel und Anſtecken des Ringes. 

Andern Theils aber, fo iſt auch überhaupt zweifelhaft, ob die Vorſchrift dieſes A. 
ſelbſt in Hinſicht privatrechtlicher Verhaͤltniſſe der Juden auf Scheidung und Trennung 
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ſolcher jüdiſchen Ehen, die vor Emanirung der V. v. 11. Maͤrz v. J. geſchloſſen wor⸗ 


den, Anwendung findet. 


Denn nach 8, 28 daſelbſt find Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten 
und Gegenftände, die ſich vor Publikation des Edikts qu. ereignet haben, nach 
den Geſetzen zu beurtheilen, die bis dahin verbindend waren. Da nun die frü⸗ 
heren juͤdiſchen Ehen rechtsgültig nach jüdiſchen Rechten geſchloſſen worden, wie dies be⸗ 
ſonders die bei der Hochzeit und Eheverbindung errichteten Ehepakten und der Trau⸗ 
brief ergeben, fo können ſolche auch nur wieder nach jenen Geſetzen und Formen ge⸗ 
trennt werden. 


Da nun bei den in der überreichten Lifte verzeichneten Eheſcheidungen beide Eheleute 
freiwinig auf die Trennung und Ertheilung des Scheidebriefs angetragen haben, und 
daher ſolches nach dem Vorangefuͤhrten ſchon an und für ſich nur eine außergerichtliche 
Handlung iſt, der 8, 30 des mehr angezogenen Edikts aber uns lediglich ein actus Ju- 
risdictionis unterſagt, und da wir auch mit keiner beſondern Inſtruktion deshalb verſe⸗ 
hen, und noch weniger uns die Pflicht auferlegt worden, jüdiſche Eheleute, die die Er⸗ 
theilung des Scheidebriefes verlangen, ex officio zur gerichtlichen Eheſcheidungsklage 

u verweiſen, ſo konnten wir auch keinen Anſtand nehmen, dem Anſuchen der Eheleute 
nachzugeben und den Scheidebrief zu ertheilen. 


Wir muͤſſen aber Ew. ꝛc. die voraufgeſtellten Zweifel in dem Ed. v. 11. Marz a. p. 
zur hohen Entſcheidung anheimſtellen und 

um geneigteſte Vorbeſcheidung und Deklaration, ſo wie um Inſtruktion fuͤr zukünf⸗ 

tige Fälle 
gehorſamſt bitten. 

Mit vorzüglichſter Devotion ꝛc. 
Vice⸗Ober⸗Landrabbiner und Aſſeſſoren. aler 

4) In Folge deſſen erging das R. des Juſt. Min. (o. Kircheiſen) an 
das Kammergericht v. 17. Aug. 1813. 

Der von dem Koͤnigl. Kammergerichte vermittelſt des unter dem 9. d. M. erſtatteten 
Berichts gethane Antrag: den Rabbinern und Aſſeſſoren die Ertheilung der Scheide⸗ 
briefe zu inhibiren, iſt nicht zulaſſig. 

Das Ed. v. 11. März 1812 §. MI. verordnet nur, daß zur Begründung der bürgerli⸗ 
chen Wirkungen einer gänzlichen Eheſcheidung die Ausfertigung eines Scheidebriefes nicht 
nothwendig ſei. Dadurch iſt alſo keinesweges entſchieden, daß der Scheidebrief in Bezie⸗ 
hung auf die Religionsbegriffe und die kirchenrechtlichen Verhaltniſſe der Juden für ent: 
behrlich oder gar fuͤr unſtatthaft zu achten ſei. Den Rabbinern bleibt es daher unbenom⸗ 
men, auf den Antrag ihrer Glaubensgenoſſen noch fernerhin Scheidebriefe zu ertheilen. 
Dieſen Scheidenbriefen koͤnnen jedoch in keinem Falle die bürgerlichen Wirkungen einer 

änzlihen Eheſcheidung beigelegt werden, fo lange nicht das, nach dem angeführten 
27 erforderliche Erkenntniß des gehörigen Richters hinzugekommen iſt. 

Der Jude ſtehet in dieſer Hinficht mit den chriſtlichen Staats⸗ Einwohnern in gleichem 
Verhältniſſe, und iſt eben ſo wie dieſe an die Vorſchrift des A. T. R. Th. II. Tit 1. 
$. 175 gebunden, wonach Eheleute vereint mit einander leben muͤſſen, und ihre Verbin⸗ 
dung nicht eigenmächtig aufheben dürfen. Auf den Unterſchied, ob die Ehe vor der Pu⸗ 
blikation des Edikts oder nachher geſchloſſen worden, kommt nichts an. Sie gilt in bei⸗ 
den Fällen als eine ſolche Verbindung, die in Abſicht ihrer bürgerlichen Wirkung nur 
durch den Tod oder durch richterliches Erkenntniß getrennt werden kann. Dem Koͤnigl. 
Kammergerichte wird es überlaſſen, den Vice⸗Ober⸗Landrabbiner und die Aſſeſſoren auf 
deren Bericht v. 5. v. M. hiernach zu beſcheiden. | 

(Jahrb. Bd. 2. S. 195. Gräff Bd. 1. S. 147.) b 


5) Gegen dieſes, durch das Kammergericht mittelſt Verf. v. 26. Aug. 
1813 dem Vice⸗Ober⸗Landrabbiner mitgetheilte Reſkript wendete ſich der 
letztere mit der folgenden Eingabe v. 24. Dec. 1819 an das Juſt. Min. 

Mittelſt hochv. R. des hohen Juſt. Min. v. 17 Aug. 1813, 
durch meinen gehorfamſten Bericht v. 5. Juni 1813 an das Königl. Kammergericht, 
und den Bericht dieſes Gerichts an ein hohes Juſt. Min. v. 9. Aug. 1813 veranlaßt, 
geruheten Ew. Excellenz feftzufegen: 

daß es den Rabbinern unbenommen bleibe, auf den Antrag ihrer Glaubensgenoſſen, 

nach vorher erfolgter Trennung der Ehe durch rechtskräftiges richterliches Erkenntniß 

den Scheidebrief zu ertheilen. Cs ereignen Réi aber die Falle, daß 

1) nach ergangenen rechtskräftigen Eheſcheidungs⸗Erkenntniſſen unter juͤdiſchen Ehe⸗ 

leuten, nach welchen die Ehe getrennt worden, nur der eine Theil auf Ertheilung 
des Scheidebriefes bei mir anträgt, der andere aber diſſentirt, und entweder der 
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Ehemann die Ertheilung oder die Ehefrau die Annahme deſſelben nach den jüdi⸗ 
ſchen Zeremonial: und Ritual⸗Geſetzen verweigert; 


2) der eine oder andere Theil der durch richterliche Erkenntniſſe geſchiedenen Eheleute, 
ohne den Scheidebrief ertheilt oder empfangen zu haben, ſich anderweitig mit juͤ⸗ 
diſchen Perſonen verheirathen will, und von mir die Trauung verlangt. 

ad 1. So iſt es mir bei den bis dato vorgekommenen Fällen dieſer Art ſtets ge: 
lungen, die Parteien durch vorgängige Ermahnungen und religioͤſe Vorſtellun⸗ 
gen dahin zu vermögen, daß fie von ihren Weigerungen abſtanden, und in die 
Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes konſentirten. | 

Gegenwärtig ift es aber bei den hier wohnenden S. A. .... ſchen Eheleuten der 
Fall, daß deren Ehe bereits mittelſt rechtskräftigen Erkenntniſſes des Königl. Hoch— 
preisl. Kammergerichts getrennt iſt, der Ehemann auch bei mir auf Ertheilung des 
Scheidebriefes angetragen hat, die geſchiedene Ehefrau, geb. B., aber die Annahme 
deſſelben verweigert, und alle diesfallſigen gütlichen Vorſtellungen und Ermahnungen 
find bis dato fruchtlos geblieben. Es hat nun zwar der A.. ſowohl als ich beim Kö⸗ 
nigl. Kammergericht darauf gehorſamſt angetragen, 

die A . .. durch geſetzliche Zwangsmittel hierzu zu bewegen. 

Aus den anliegenden Reſolutionen dieſes Gerichts p. 4. Jan. und 25. März d. J. 
aber werden Ew. Excellenz zu entnehmen geruhen, daß wir mit diefem Antrag zuruͤck⸗ 
gewieſen und abſchläglich beſchieden worden. 

Dies veranlaßt mich nun, ſolches Ew. Exzellenz zur hohen Entſcheidung unterthaͤnigſt 
vorzutragen, da ich mich von der Richtigkeit der hohen Verf. des Königl. Kammerge⸗ 
richts nicht uͤberzeugen kann, und Ew. Exzellenz erlauben mir gnädigſt, Folgendes un⸗ 
terthaͤnigſt dagegen zu bemerken: | 

Das Koͤnigl. Kammergericht gehet zwar von dem richtigen Geſichtspunkt aus, daß 
die Ertheilung des Scheidebriefes unter jüdiſchen Eheleuten kein Actus Judicinlis, fon= 
dern nur ein Actus Ministerialis, und folglich blos eine religiöſe Handlung und Zere⸗ 
moniel iſt, wie ich dies in meinem gehorſamen Bericht v. 5. Juni ausgeführt habe. 
Hiernächſt folgert das benannte Gericht: da nach §. 27 des Allerh. Ed. v. 11. Maͤrz 
1812 der Scheidebrief zur Begruͤndung der bürgerlichen Wirkung einer gänzlichen Tren⸗ 
nung der Ehe nicht nothwendig iſt, ſo koͤnne auch das Gericht die jüdiſchen Eheleute 
hierzu nicht zwingen, da keinem Mitgliede einer Geſellſchaft nach den Vorſchriften des 
Landrechts Glaubensgeſetze auſgedrungen, und ſolches zu einer Religions-Zeremonie ge⸗ 


nöthigt werden könne. | 
§. 1. 4. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 

Indeſſen bin ich der unterthaͤnigſten unvorgreiflichen Meinung, daß dieſe Grundſätze 
und Verordnungen auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar ſind. Denn die Glaubens— 
und Gewiſſens-Freiheit eines Menſchen koͤnnen ſich nur auf ſolche religiöſe und zeremo— 
nielle Handlungen beziehen, deren Thun und Laſſen eines jeden Einwohners des Staats, 
der ſonſt die geſetzlichen perſoͤnlichen Fahigkeiten, allein be en und zu urtheilen be⸗ 
ſitzt, freiem Willen und Gewiſſen überlaſſen bleiben, wobei kein anderer intereſſirt, und 
Niemanden ein Nachtheil entſtehet, oder in der Ausübung ſeines Rechtes geſtört wird. 
Hier aber verhält es ſich anders. 70 A9 

Die religidfe Handlung ber Ertheilung des Scheidebriefes unter jüdiſchen Eheleuten 
kann nicht von einem Theile allein, ohne des Andern Zuthun oder Duldung verrichtet 
werden. Der Ehemann muß ſolchen geben, und die Ehefrau denſelben annehmen. 
Einer wie der Andere hat, als eine vom Staate aufgenommene und geduldete Religions⸗ 
Geſellſchaft, ſobald die Ehe ſchon durch richterliche Erkenntniſſe und Eheſcheidungs⸗ 
gründe buͤrgerlich getrennt iſt, das Recht, dieſe religiöſe Handlung nach ſeinen Reli⸗ 
gions⸗Begriffen und wie es die Vorſchriften ſeiner Religion verlangen, auszuüben. Bei 
der Weigerung des einen oder andern Theils aber wird jener dadurch in ſeinem Rechte 
und ſeiner Gewiſſensfreiheit geſtoͤrt. 

Dieſes iſt aber in den Geſetzen nicht geſtattet. 

$. 509. Tit. 20. ibid. 
F. 93. der Einleitung zum A. L. R. f 

Beſonders aber, da hier der Eine, zur Ausübung biefer religioͤſen Handlung bereit⸗ 
willige Theil, nach ſeinen Religions⸗Begriffen nur nach gehöriger, nach den Vorſchrif⸗ 
ten der jüdiſchen Ritual⸗Geſetze erfolgten Ertheilung des Scheidebriefes, ſonſt aber nicht 
ſich anderweitig verheirathen kann; ihm aber dieſes Recht durch das richterliche Erkennt⸗ 
niß zuſtehet, und von dem andern Theil in der Ausübung deſſen verhindert wird; dem 
konſentirenden Theil daher bei der Vollziehung des Zeremoniels ein Vortheil entſteht, 
und ein Nachtheil abgewendet wird, der andere und diſſentirende Theil aber durch die 
Ertheilung und Abnahme keinen Nachtheil, ſo wie von der Unterlaſſung und Verweige⸗ 
rung keinen Vortheil hat. Hier gilt aſo auch wohl die allgemeine Rechtsregel: 
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Quod tibi non nocet, alteri vero 
prodest, ad id potes compelli. 
als worauf auch die Vorſchriften 
8.37. Tit. 6. Th. I. A. L. R. 
§. 516. Tit. 20. Th. II. ibid. 
ſich gruͤnden. 

In concreto und die Weigerung Seitens der geſchiedenen Ehefrau des A.., den 
Scheidebrieſ anzunehmen, ergiebt offenbar nur die böſe Abſicht derſelben dem geſchiede⸗ 
nen Ehemann zu ſchaden. Denn eines Theils war ſie es ſelbſt, die um die Scheidung 
geklagt hatte, und andern Theils ihre Mitwirkung bei der Erthetlung des Scheidebrie— 
fes weder beſchwerlich noch mühſam iſt; indem im ſchlimmſten Fall ſie es nur zu geſtat⸗ 
ten noͤthig hat, daß ihr der Scheidebrief durch zwei männliche beglaubte Zeugen in ihre 
Wohnung geſchickt, und dieſe ſelbigen in ihrer Gegenwart, und indem ſie es ihr bekannt 
machen, daß dieſes der Scheidebrief ihres geſchiedenen Ehemannes ſei, dort zurücklaſſen, 
wenn ſie dieſen nur nicht widerſpricht und unterſaget. Ich glaube daher auch, daß hier 
eine offenbare widergeſetzliche Beeinträchtigung der Rechte und Kränkungen der Gr 
wiſſens⸗Freiheit des andern Theils vorhanden und ſtrafbar iſt, und daß das Gericht 
wohl befugt und verbunden iſt, geſetzliche Zwangsmittel nach Vorſchrift der G. O. 

$. 48 seqq. Tit. 24. Th. I. 
anzuwenden. | 

Hierzu kommt aber noch, daß wenn gleich nach dem Allerh. Ed. v. 11. März 1812 
der Scheidebrief zur bürgerlichen Begründung der Eheſcheidung unter Juden nicht 
für nothwendig erachtet worden, fo iſt derſelbe doch immer eine der wichtigſten, noth⸗ 
wendigſten öffentlichen juͤdiſchen religiöfen Zeremoniel⸗ Handlungen, auf den Fall der 
eine oder der andere Ehegatte ſich anderweitig verheirathen will. Gleich den Zeremoniels 
der Fe be Beſchneidung u. ſ. w., von deren Ausübung kein Iſraellt, fo lange er 
ſich dazu bekennet, nach Inhalt der juͤdiſchen Religions⸗Geſetze ſich ausſchließen und ei⸗ 
nen öffentlichen Aerger und Verachtung der juͤdiſchen Religions-Gebraͤuche bewirken 
darf, wenn er ſich nicht den Folgen der Vorſchriften 

§. 54. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 
ausſetzen will; die Verweigerung und Unterlaſſung aber auch einer ausdruͤcklichen Erklaͤ⸗ 
rung, daß er ſich nicht mehr zum Judenthum bekenne, und als ein von dieſer Religion 
Abgegangener, wie dieſes analogiſch aus dem 

§. 42. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 
zu erſehen iſt, und daß er daher weder Jude, noch als einer zu einer andern im Staate 
aufgenommenen Religion Uebergegangener zu achten ſein würde. 


Dieſes geſtatten aber die Geſetze nicht, beſonders da wegen des juͤdiſchen Kultus noch 
die früheren Verordnungen vor 1812 geltend und anwendbar find, und in dem General⸗ 
Juden-Reglement v. 17. April 1750 f. 31 ausdruͤcklich verordnet iſt: daß die jüdiſchen 
Einwohner, und fo lange er ſich zur moſaiſchen Religion bekennet, in Religions ſachen es 
mit der ganzen Gemeinde halten, und keiner davon ausgeſchloſſen, noch auch die ge⸗ 
ringſte Trennung darin verſtattet werden ſoll u. ſ. w. 


Indem ich die Entſcheidung dem hohen Ermeſſen Ew. Excellenz unterthänigft ans 
heim ſtelle, bitte ich im Falle einer hohen beifälligen Meinung, 

gnaͤdigſt ſowohl das Nöthige an das K. Kammergericht in der jetzigen vorallegirten 

A. . ſchen Eheſcheidungs⸗Sache, als auch für zukünftige Soe und zur Bekannt⸗ 

machung an die dem Departement des Koͤnigl. Kammergerichts untergeordneten Ge: 

richte zu verfügen und zu erlaſſen. 

Ad 2. So iſt auch vorgekommen, daß, durch richterliche Erkenntniſſe geſchiedene jü⸗ 
diſche Eheleute, die noch keinen Scheidebrief ertheilt und erhalten haben, einer oder 
der andere Theil ſich ohne denſelben haben anderweitig verheirathen wollen, und von 
mir die Trauung der zweiten Ehe verlangt, auch ſogar einige ſich deshalb bei der K. 
Reg. über mich beſchwert haben. Da nun weder ich noch irgend ein Jude nach den 
jüdiſchen Religions- und Ritualgeſetzen Eheleute, die den Scheidebrief nicht ertheilt 
und erhalten haben, von neuem trauen kann, ſo habe ich dieſes verweigern müſſen, 
und die Beſchwerdefuͤhrer ſind mit ihren Anträgen zuruͤckgewieſen worden. Damit aber 
weder ſolche Anträge, noch Beſchwerden, und vielleicht auch irrige Religions⸗Begriffe 
für die Folge ſtattfinden mögen, bitte ich Ew. Excellenz unterthaͤnigſt, in eben dem 
Maße, als bei Eheſcheidungs⸗Klagen von Eheleuten katholiſcher Religion früher durch 
des hohen Juſt. Min. v, 8. Sept. 1802 und jetzt $. 287 des Anhangs zur G. O. ver: 
ordnet iſt, auch bei Eheſcheidungs⸗Klagen jüdiſcher Eheleute ein Aehnliches dahin gnä⸗ 
digſt feſtzuſetzen, und den Gerichten zur Beobachtung aufzugeben: daß 

in allen Fällen, wo jüdiſche Eheleute Eheſcheidungsklagen anſtellen, ihnen gleich 

vom inſtruirenden Gerichte bekannt gemacht werde, | 


— — 
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daß zwar, auf den Fall, die Ehe wirklich durch das richterliche Erkenntniß in An⸗ 
ſehung aller buͤrgerlichen Wirkung getrennt wuͤrde, der Scheidebrief, wenn keiner 
von beiden Theilen auf deſſen Ertheilung dringt, nicht nothwendig ſei; daß jedoch, 
falls ein oder der andere Theil ſich ohne dieſen anderweitig verheirathen will, kein 
Rabbiner, oder ſonſt jemand zu der Trauung dieſer zweiten Ehe angehalten wer⸗ 


den koͤnne. 
In tiefſter Submiſfion erſterbe ich ꝛc. 

6) In Folge dieſer Eingabe wurde durch das Juſt. Min. die Verneh⸗ 
mung des Vice-Ober⸗Landrabbiners Weyl durch das Kammergericht 
darüber angeordnet: 

1) ob zu der in dem A 25 des Ed. v. 11. März 1812 geordneten Trauung die Bon: 
kurrenz des Rabbiners oder mehrerer jüdiſcher Zeugen ſchlechterdings nach den 
Ritualgeſetzen erforderlich iſt? 

2) in welcher Art die Ertheilung des Scheidebriefes bei den Juden alsdann vollzogen 
wird, wenn nach den juͤdiſchen Geſetzen der Fall eintritt, wo der geſchiedene Ehe⸗ 
mann ſeiner Frau ſolchen aufzudringen berechtigt iſt? 

Hierauf erſtattete Letzterer 

7) folgenden Bericht unter dem 11. Febr. 1820. 

Im Verfolg meiner gehorſamſten Eingabe vom 24. Dec. v. J. will ich die in der ho⸗ 
hen Verf. v. 24. v. M. aufgeſtellten Anfragen, wie folget, gehorſamſt beantworten. 

Ad 1. ſo wird zur Vollziehung einer vollgültigen Ehe nach den juͤdiſchen Ritual-Ge⸗ 
ſetzen im engern Sinne nur erfordert, 

daß die Verlobten unter dem Trauhimmel in Gegenwart zweier, nach juͤdiſchem 
Ritus tüchtiger Zeugen, zuſammentreten, der Braͤutigam der Braut ein ihm ei⸗ 
enthuͤmlich zugehoͤriges Stuͤck Geld, oder eine Sache, die mit Gewißheit mindes 
ſens den Werth einer Perutah, oder ohngefähr wie einen halben Pfennig jetzigen 
Landes⸗Geldes hat, uͤbergiebt, und zu ihr die Worte ſagt: 
„hiermit ſollſt du mir angetraut fein, nach der Weiſe Moſes und Iſraels.“ 
Ritualgeſetze Hauptſt. 4. §. 2. 

Im weitern Sinn aber iſt ſowohl nach den Satzungen der Talmudiſten und den ſpä⸗ 
tern Rabbinern, als nach dem allgemeinen und herkoͤmmlichen Ritus und der Obſerva nz 
die Konkurrenz des Rabbiners oder einer von dieſem dazu ausdruͤcklich beauftragten Per: 
fon unumgänglich dabei nothwendig. Denn einmal, fo hängt von der präciſen Beob— 
achtung der oben bemerkten Trauungs-Form ſowohl, als auch von den dazu gehörigen 
Requiſiten die Guͤltigkeit der Eheverbindung ab. Als: 

1) daß das Stück Geld oder die Sache dem Bräutigam eigenthuͤmlich zugehöre; 

2) daß deſſen Werth nicht mehr ſcheine, als er wirklich iſt, und daher durchaus kein 

Edelſtein fein darf, weil dieſer der Taͤuſchung unterworfen iſt: 

3) daß die zwei Zeugen weder unter ſich ſelbſt, noch mit den beiden Eheverlobten in 
naher Verwandtſchaft ſtehen; 

4) daß der Braͤutigam bei Uebergebung des Ringes die Worte wirklich ſo ausſpricht, 
wie vorbemerkt iſt. Eines Theils iſt nun nicht ein jeder Sfraelit, außer dem Rab: 
biner, mit dieſen Vorſchriften ſo genau bekannt, andern Theils beſitzet auch dieſer 
mehr als ein anderer das öffentliche Vertrauen, daß er auf die genaue Beobach⸗ 
tung achten und jeden Verſtoß dagegen verhüten wird, ſo wie das Ehepaar ſelbſt 
aus Achtung vor ihm ſich eher als eines jeden andern Anordnungen hierbei gutwil⸗ 
lig unterwerfen und nachkommen wird. 

Zweitens aber, fo giebt es außer den allgemein bekannten verbotenen Ehen noch Ehe⸗ 
hinderniſſe nach juͤdiſchem Ritus, die nicht ein jeder weiß, und von ihm auch nicht ſo 
genau, als von dem Rabbiner vor der Trauung geprüft werden. Nämlich: 

1) daß die Eheverlobten nicht in einem Grad verwandt ſeien, der die Ehe nach juͤdi⸗ 

ſchen Geſetzen verbietet; 

2) daß bei aus einer fruͤhern Ehe geſchiedenen Verlobten man ſich von der Rechtskraft 
der Scheidung nach juͤdiſchen Geſetzen genau uͤberzeuge; 

3) daß eine Mannsperſon, die ein Cohen iſt, keine geſchiedene oder geſchwächte Per⸗ 
ſon heirathen darf; 

4) daß die Braut nicht etwa von einer andern Perſon beſchwaͤngert ſei; 

5) daß eine Wittwe aus einer kinderloſen Ehe von dem Bruder ihres verſtorbenen 
Mannes die Chaliza erhalten hat. 

Endlich aber, ſo iſt auch nach den Satzungen der Rabbiner, außer der obigen Trauungs⸗ 
Zeremonie, keinem Iſraeliten erlaubt, mit einer Frau zu leben, bevor er ihr nicht die 
Morgengabe in ein rechtsgültiges Dokument (Ketubah) und Traubrief verſchtieben hat. 
Ritualgeſetze 1. c. Abſchnitt 6. 9. 1. Dieſer Traubrief muß dem Rabbiner vor der 
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Trauung eingehändigt werden, von ihm unterſucht, ob er rechtsbeſtaͤndig verfaßt iſt, 
und wird alsdann öffentlich unter dem Trauhimmel, in Gegenwart des Ehepaares und 
der Zeugen vorgeleſen, damit es einem jeden bekannt werde, daß auch hier dem juͤdiſchen 
Ritus genuͤget worden, und daher niemals das Ehepaar deshalb ein Vorwurf treffen 
könne. Es iſt auch im Talmud Traktat Kiduſchin ausdrücklich bemerkt: „daß Niemand, 
der nicht die genaue Kenntniß der Ehegeſetze beſitzet, ſich weder mit einer Eheverbindung, 
Trauung, noch mit einer Eheſcheidung befaſſen ſoll.“ 

Daher iſt auch überall, und beſonders in den hieſigen Koͤnigl. Landen, eine immer: 
währende Obſervanz und durch mehrere Verordnungen geſetzlich geweſen, daß jede 
Trauung juͤdiſcher Eheverlobten nur von dem Rabbiner des Orts, oder von dem, der 
von dieſem oder dem Ober-Landrabbiner dazu autoriſirt und beauftragt geweſen, ver— 
richtet wurde. 

Gegenwärtig aber und nach dem Ed. v. 11. März 1812 $. 25 iſt dieſes um fo noth⸗ 
wendiger. Denn erſtlich, fo bezieht ſich dieſe Verordnung auf den 8, 136. Tit. 1. Th. II 
des A. L. R. als wo ausdruͤcklich feſtgeſetzt iſt: 

„eine vollguͤltige Ehe wird durch die prieſterliche Trauung vollzogen,“ 

und hier Niemand als der Rabbiner die Stelle des Prieſters vertreten kann. Zweitens, 
ſo ſoll nach dem vorallegirten Edikt zwar dem Aufgebote die Bekanntmachung in der 
Synagoge gleich geachtet werden, und folglich darf auch keine Trauung erfolgen, bevor 
nicht dieſe Bekanntmachung geſchehen iſt. Hiervon iſt nun aber nur der Rabbiner un— 
terrichtet, ob die Eheverbindung wirklich in der Synagoge bekannt gemacht worden iſt; 
ſo wie auch nur bei ihm, nach Inhalt der Bekanntmachung in der Synagoge jeder et— 
wanige Ein ſpruch angezeigt werden ſoll, und daher auch nur er es wiſſen kann, ob der— 
gleichen Ein ſpruͤche vorhanden ſind oder nicht, und im erſten Falle die Trauung ſo lange 
verſaget und unterlaͤßt, bis der Einſpruch beſeitigt iſt. Wenn aber die Trauung von 
einem jeden andern geſchehen ſollte, ſo wuͤrde der Zweck des Geſetzes verfehlt, und 
Trauungen, obgleich Einſprüche vorhanden find, vollzogen werden. 

Es haben daher auch die Aelteſten der hieſigen Judenſchaft gleich nach Publizirung 
des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 die hier in Abſchrift anliegende Bekanntmachung an die jü⸗ 
diſche Gemeinde erlaſſen, und ad 3. daſelbſt ausdrücklich bemerkt, daß keine Trauung 
von Fr anders, als durch den Rabbiner und die von ihm Beauftragten geſche— 
en duͤrfe. 

u Ad 2. fo iſt in früheren Zeiten und als das jüdiſche Gericht eine vollftändige Jurisdik— 
tion über die juͤdiſche Gemeinde hatte, in den Fällen, wo der Ehemann berechtigt iſt, 
der Ehefrau den Scheidebrief wider ihren Willen aufzudringen, 

(Ritualgeſetz 1, c. Abſchn. 17. 8. 2.) 
die Art der Eheſcheidung deſſelben mannigfacher Weiſe geweſen. 

Zuvoͤrderſt nämlich wurden Zwangsmittel gegen die Frau verfüget, wodurch fie ver— 
anlaßt wurde, denſelben in gerichtlicher Form anzunehmen. Nämlich, daß 1. der Ehe- 
mann ihr weder Kleider, noch ſonſtigen Unterhalt, und ſelbſt ihr wirklich eingebrachtes 
Vermögen nicht gab, ſondern letzteres nur deponirte, und welches ihr nur gegen An- 
nahme des Scheidebriefs und mit demſelben Zug um Zug ausgehändigt wurde. Iſt ſie 
hierdurch nicht zur Aufnahme bewogen worden, oder ward dieſes Mittel vorausſehend 
als unwirkſam geachtet, fo konnte 2. das Gericht fie durch Geißelzucht, eine Art Leibes— 
ſtrafe, (conk. 1. c. Abſchnitt I. F. 1. Anmerk.) zur Annahme deſſelben zwingen laſſen. 
Talmud Tractat Kesuboth Abſchn. 7. fol. 77. Waren aber dieſe Zwangsmittel auch 
fruchtlos ausgefallen, ſo wurde 3. der Verſuch gemacht, ihr den Scheidebrief durch den 
Ehemann oder ſeinen Bevollmächtigten, in Gegenwart zweier Zeugen, in ihre eigen— 
thümliche oder gemiethete Wohnung und wo fie zugegen war, hinzubring en oder hinzu⸗ 
legen. Wenn aber endlich auch dieſes Mittel unausführbar blieb, ſo wurde 4. ſie durch 
dazu vom Gericht beauftragte Perſonen, ſobald man ihrer habhaft werden konnte, ſo 
lange mit Gewalt feſtgehalten, bis ihr der Ehemann, oder deſſen Bevollmaͤchtigter, den 
Scheidebrief entweder in die Haͤnde gegeben, oder in ihrer Gegenwart in ihr Zimmer ge— 
legt hat. Tract. Gittin, Abſchn. 8. fol. 77. In gleichem Maße hatte das jüdiſche Ge: 
richt in den Fällen, wo der Mann zur Ertheilung des Scheidebriefes gezwungen werden 
konnte, das Recht, denſelben durch den Bann und durch Leibesſtrafen dazu anzuhalten. 

Von der Zeit ab, als das jüdiſche Gericht zu keiner dergleichen exekutiviſchen Verfuͤ⸗ 
gungen mehr ermaͤchtigt war, geſchehen dieſe Zwangsmittel durch Requiſition an die Lan⸗ 
desbehörden, und auf die Anträge des Rabbiners und der Aſſeſſores, wie dies im Tal- 
mud bemerkt iſt, Tractat Gittin Abſchn. 9. Fol. 88. und in ſpaͤtern Zeiten wurden 
überhaupt gegen ein Individuum aus der jüdiſchen Gemeinde, das dem Verlangen des 
Rabbiners oder der Aelteſten im jüdiſchen Ritus nicht gehorchen wollte, Geldſtrafen unter 

5 Thlr. von dieſen ſelbſt, höhere aber auf deren Requiſition von den Landesgerichtshoͤ⸗ 
fen verfügt, und immer durch dieſe exekutirt. V. v. 5. Juni 1767. 8. 3. N. C. C. 
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March. Th. II. pag. 258. Cirk. v. 22. Mai 1775. 1. c. Bd. V. e. pag. 134. 
Nro. XXIII. | 


Wenn ich nun zwar den Auflagen der hohen Verf. v. 24. v. M. mich genügend ent: 
ledigt zu haben glaube, ſo iſt in der gedachten Verfuͤgung nicht angegeben, wodurch Se. 
Ercellenz der Herr Juſtiz-Miniſter veranlaßt worden, über die dort enthaltenen Punkte 
Auskunft zu verlangen. Ich vermuthe daher, daß tiefes lediglich in Folge meines unter: 
thaͤnigen Berichts an das hohe Juſtiz-Miniſterium v. 24. Dec. v. J. geſchehen iſt. 
Deshalb ſehe ich mich veranlaßt, noch folgendes gehorſamſt zu bemerken. Es find nam: 
lich die Falle, wo juͤdiſche Eheleute die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes ein⸗ 
ſeitig verweigern, vor Emanirung des Ed. v. 11. März 1812 von denen, die ſich nod: 
her und jetzt in den Königl. Landen, ſo weit jenes Edikt fuͤr die jüdiſchen Einwohner 
Geſetzeskraft hat, ereignen, weſentlich unterſchieden. | 

Denn zu jener Zeit, als auch die bürgerliche Wirkung einer Ehetrennung von ber Er: 
theilung und Annahme des Scheidebriefes abhing, war Seitens des diſſentirenden Ehe⸗ 
gatten zugleich die Abſicht und der Zweck verbunden, ſich von dem andern Ehegatten gar 
nicht zu trennen, ſondern vielmehr in jeder Rückſicht verehelicht zu bleiben; hierzu konnte 
nun der Ehegatte, der die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes verweigerte, 
durch die bürgerlichen Verhaͤltniſſe zwiſchen ihm und dem andern Ehegatten manchen 
Grund haben. Es bemühte ſich daher auch das vormalige juͤdiſche Gericht, das Motiv 
der Verweigerung aufzufinden und zur Sprache zu bringen; und in der Regel wurde 
deshalb zwiſchen den Ehegatten ein gütliches Abkommen zu Stande gebracht, wodurch 
der früher der Scheidung widerſprechende Ehegatte von feiner Weigerung abſtand, und 
in die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes freiwillig konſentrirte. Daher auch 
zu jenen Zeiten nur ſehr ſelten anzuwendende Zwangsmittel vorgekommen ſind. 


Gegenwärtig aber, wo nach $. 27 des Allerh. Ed. v. 11. Maͤrz 1812 die Ehetrennung 
hinſichts der bürgerlichen Verhältniſſe der jüdiſchen Eheleute nur durch das richterliche 
Erkenntniß bewirkt wird, welches der Ertheilung des Scheidebriefes vorausgehen muß, 
folglich auch kein Ehegatte je ein rechtliches Motiv zur Weigerung der Ertheilung oder 
Annahme des Scheidebriefes haben kann, indem die Ehe in jeder buͤrgerlichen Ruͤckſicht, 
auch wenn der Scheidebrief gar nicht ertheilt wird, immer als getrennt anzuſehen iſt, 
und daher weder aus der Ertheilung ein Vortheil, noch aus der Nichtertheilung ein 
Nachtheil erwachſen kann. Hier alſo iſt die einſtimmige Weigerung zur Ertheilung oder 
Annahme des Scheidebriefes eine bloße Chikane und Störung des andern Theils in der 
Ausübung ſeiner Religionsgeſetze und Zeremonien, und daher dieſer auch wohl befugt 
ift, zu verlangen, daß jener durch richterliche Huͤlfe zur Ertheilung oder Annahme des 
Scheidebriefes angehalten werde. Nur wenn beide Theile den Scheidebrief nicht verlan⸗ 
gen, kann dieſes ihrem Gewiſſen uͤberlaſſen bleiben, jedoch aber kann keine anderweitige 
Trauung einer zweiten Ehe vor der Ertheilung des Scheidebrieſes erfolgen. 

(Hinſchius Wochenſchrift 1837. S. 513. und Heinemann a. a. O. S. 258.) 


8) Dieſes Gutachten veranlaßte das R. des Juſt. Min. (v. Kirch— 


eiſen) v. 28. März 1820. 

Nach Erwägung des, mit dem Berichte des Königl. Kammergerichts v. 21. Febr. e. 
in der Eheſcheidungs⸗Sache des Kaufmanns A. .. eingekommenen, von dem Vice-Obers 
Landrabbiner anderweit abgegebenen motivirten Gutachtens, haͤlt der Chef der Juſtiz 
es für unbedenklich, daß die geſchiedene X... nach erfolgter Annahme des den Scheide⸗ 
brief involvirenden Eheſcheidungs-Erkenntniſſes zur Ausſtellung des erforderlichen ans 
derweiten Konſenſes oder der dieſen Konſens vertretenden Annahme des Scheidebriefes, 
nach juͤdiſchem Ritus, durch geſetzliche Zwangsmittel angehalten werden kann und muß. 
Denn ſie hat ſelbſt nicht nur auf die Ehetrennung angetragen, ſondern ſich auch der 
Kognition des Koͤnigl. Kammergerichts freiwillig in der Sache unterworfen. 

Der erfolgte Ausſpruch des Gerichts ziehet nach dem Geſetz v. 11. März 1812 ſchon 
an und für ſich ſelbſt alle Wirkungen der Eheſcheidung in bürgerlicher Hinſicht nach ſich, 
und wo — wie dies hier der Fall iſt — dieſe Wirkungen durch bloße Chikane des andern 
Theils, und ohne daß dabei ein Gewiſſens-Skrupel gedenkbar fein kann, in ritueller 
Hinſicht gehemmt zu werden Gefahr laufen, da iſt der Richter eben ſo ermaͤchtigt und 
verpflichtet, fein Amt durch Auferlegung geſetzlicher Zwangsmittel eintreten zu laſſen, 
als nach der Auseinanderſetzung des ꝛc. Weyl der Rabbiner in ſonſtigen Fällen gewe⸗ 
fen fein wuͤrde. Auch ſprechen die von dem Vice-⸗Ober⸗Landrabbiner allegirten Geſetz⸗ 
Stellen dergeſtalt dafür, daß dadurch die Lucke, fo das Koͤnigl. Kammergericht in dies 
ſem Tbeil der Geſetzgebung zu finden vermeint, gedeckt wird. Eventualiter wird es kein 
Bedenken haben, in künftigen Scheidungsfällen dieſer Art die Verpflichtung zur Aus⸗ 
ſtellung des Konſenſes in die anderweite Verheirathung, in dem Erkenntniſſe mit aus: 
zudrücken. Eines ſpeziellen Geſetzes bedarf es hieruͤber nicht, da hierin nur ein, die 
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Erreichung des geſetzlichen Endzwecks entſprechendes Mittel liegt, und den Judikaten da⸗ 
durch ihre, nach den Ritual⸗Geſetzen erforderliche vollendete Wirkung gegeben wird !). 
Das K. Kammergericht wird befehligt, dieſem gemäß die noͤthige Verfügung zur Ab⸗ 
huͤlfe der von dem A.. geführten Beſchwerde zu ſtellen ). 199 ı 
(Ergänz. zum L. R. II. 1. J. 731. 732. Juriſt. Zeitung 1837 S. 520. Central⸗ 
Bl. 1837. S. 891. Heinemann I. S. 263.) 
9) Edenſo verfügte ein R. v. 15. März 1825, und das R. v. 11. März 
1837 disponirte gleichfalls, daß der Scheidebrief nach jüdiſchen Ritualge⸗ 
ſetzen der Wiederverheirathung unerläßlich vorausgehen müſſe und dazu der 


nach G. O. I. 24. $. 52. zuläſſige Zwang angewendet werden könne. 
(Jahrb. Bd. 49. S. 161. Gräff Bd. 10. S. 44.) 


Zweites Kapitel. 
Von der väterlichen Gewalt. 


I. Eheliche Kinder. 


In dieſer Beziehung gelten die allgemeinen Beſtimmungen des L. R. II, 
2.88.58 ff. Da insbeſondere das L. R. den Verluſt der väterlichen Ge— 
walt nicht für den Fall ausſpricht, daß das jüdiſche Kind zur chriſtlichen 
Religion übertritt, ſo ſind die früheren entgegengeſetzten Beſtimmungen des 
Git, v. 20. Juli 1774 u. 8. Okt. 1772 für aufgehoben zu erachten). 


II. 


Uneheliche Kinder. 


Uneheliche Kinder ſtehen nach dem L. R. II. 2. $. 644. nicht unter der 
Gewalt des Vaters, ſondern nur unter der ihnen vom Staate verordneten 
Vormundſchaft. Ueber ihre religiöſe Erziehung bemerken die An. 612. 
643. J. c., daß fie bis zum beendeten 14. Jahre in dem Glaubensbekennt— 


—Ü— EE 


1) Sehr richtig bemerkt Koch a. a. O. S. 184. in Beziehung auf dieſes R., daß 
nicht einzuſehen, mit welchem Recht Jemand etwas zu thun durch Exekution 
angehalten werden kann, wozu er nicht verurtheilt iſt; und noch weniger ſei 
einleuchtend, aus welchem Rechtsgrunde Jemand etwas zu thun verurtheilt wer— 
den ſoll, wozu er nach bürgerlichem Rechte nicht verbunden iſt, da die Bibel und 
der Talmud als Geſetzbuͤcher nicht recipirt find. 

An die Partei erging das folgende R. vom naͤmlichen Datum. 

Der geſchiedenen Moſſon wird in der Anlage eine Abſchrift des, auf Veran— 
laſſung ihrer Eingabe v. 24. Dec. v. J. über die Zuläßigkeit ihrer anderweiten 
Verheirathung vom Ober-Land⸗Rabbiner erforderten Gutachtens zugefertigt, 
mit dem Eroͤffnen, daß der Juſtizminiſter ſich hiernach lediglich darauf beſchränken 
muß, Supplikantin auf die Vorſchriften der A. G. O. Thl. I. Tit. 24. $. 52. 
zu verweiſen. Ausgedehntere Zwangsmittel geſtatten die Geſetze um ſo weniger, 
als der vorliegende Fall zu den Ausnahmen gehort, welche nach dem Ed. v. 
11. März 1812 f. 21. für die, wegen Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und 
des Kultus an beſondere Formen gebundenen Handlungen gemacht ſind. Glaubt 
Supplikantin ſich nach ihrem Gewiſſen und ihrer Ueberzeugung bei der inten- 
dirten anderweiten Verheirathung über dieſe Formen nicht hinwegſetzen zu kon— 
nen, ſo bleibt ihr nichts uͤbrig, als den Weg zu verfolgen, welchen die A. G. O. 
a. a. O. vorſchreibt. g 

(Ergänz. zum L. R. II. 1. Ab 731. 732. Juriſt. Zeitung 1837. S. 520. 

Central⸗Bl. 1837. S. 891.) 

2) N. C. C. V. d. S. 337. Durch die K. O. v. 4. Nov. 1786 und das R. 
v. 7. Nov. 1786 (N. C. C. VIII. 197.) war vorgeſchrieben, daß der Vater das 
Kind für den Fall des Uebertritts zur chriſtl. Religion nicht enterben koͤnne. 
Eine Abhandlung in Hymmens Beiträgen Sammlung V. S. 144. führte das 
Gegentheil aus. 


— 
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niſſe der Mukter erzogen werden, wenn aber der Vater ein Chriſt, die Mut⸗ 
tereiner anderen Religionspartei zugethan, bis nach zurückgelegtem 14. Jahre 
in der chriſtlichen Religion. 

Ueber die Entſtehung dieſer Beſtimmungen theilen die Geſetzreviſoren 
folgende intereſſante Momente mit. 


Der §. 460 des gedr. Entw. beſtimmte, wie ſchon durch ein Konkl. der Gef. Komm. 
v. 11. Dec. 1781 (Klein's Ann. I. 12. Rabe J. 6., 582 — 583) feſtgeſetzt war, ohne 
Ausnahme, daß uneheliche Kinder bis nach zuruͤckgelegtem 14. Jahre in der Religion 
der Mutter erzogen werden ſollten. 


Ein Monent meinte zwar, die Söhne ſollten nach der Religion des Vaters, und die 
Töchter nach der Religion der Mutter unterrichtet werden, wie man bei ehelichen Kin— 
dern angenommen hatte (gedr. Entw. A 43. A. L. R. $. 76. Bh. t.). Auch Herr 
5 — wollte die bei ehelichen Kindern vorgeſchriebenen Regeln in ſoweit bei⸗ 

ehalten, 


daß, ſo lange die Eltern einig wären, ihnen Niemand vorzuſchreiben habe, in welcher 
Religion das Kind unterrichtet werden ſolle. 
Aber, faͤhrt er fort, 
ſind die Eltern uneinig, ſo muß die Mutter vorgehen, deren Namen und Stand das 
Kind fuͤhren ſoll. (Mat. Bd. 73 f. 557 v. §. 460. mon. 2. et marg.) 
ndeſſen iſt die Regel unverandert ſtehen geblieben, daß uneheliche Kinder in der Res 
ligion der Mutter erzogen werden ſollen. | 
Nun fragte das Kammergericht: „Soll dies auch alsdann ftattfinden, wenn die 
Mutter juͤdiſcher, der Vater aber chriſtlicher Religion iſt, und dieſer das Kind zur 
Erziehung zu ſich nehmen will? Das Kind kommt bei der chriſtlichen Religion 
beſſer fort. e 
Herr v. Grolman meinte: 
„Ob die Mutter eine Jüdin, und der Vater ein Chriſt iſt, macht eben fo wenig Un: 
terſchied, als wenn die Mutter eine Chriſtin und der Vater ein Jude iſt.“ 
(Mat. Bd. 73 f. 537. $. 460. mon, 1. et marg.) 
Allein Suarez erklaͤrte: | 
„So wenig ich fonft dafür bin, Juden in der Geſetzgebung härter, 
als Ehriſten zu behandeln, ſo wuͤrde ich doch dem Voto des Kammergerichts 
beitreten, daß, wenn die Mutter eine Jüdin, der Vater aber ein Chriſt wäre, und 
letzterer die Erziehung des Kindes ſelbſt übernehmen wollte, ihm freiſtehen müſſe, 
ſolches in der chriſtlichen Religion erziehen laſſen, 
weil das zeitliche Wohl des Kindes (mit welchem es die Geſetzgebung nur zu thun hat) 
dieſes offenbar erfordert.“ (Rev. mon. Mat. Bd. 80. Abſchr. Bd. II. f. 594. et v.) 
Demgemäß wurde die Ausnahme im Koncept zum umgearb. Entw. (Mat. Bd. 82 f. 
51. F. 646.) und im Manuſkr. zum Gef. Buch (Mat. Bd. 86 f. 158.) dahin gefaßt: 
„doch kann der Vater, welcher der chriſtlichen Religion zugethan iſt, ein Kind, 
welches von ihm mit einer Perſon eines anderen Glaubensbekenntniſſes außer der 
Ehe erzeugt worden, in der chriſtlichen Religion erziehen laſſen.“ 
Dieſer 8. iſt jedoch im Manuſkr. z. G. B. (I. c.) durchſtrichen, und dafür der jetzige 
$. 643. fubſtituirt worden, nach welchem 
uneheliche Kinder in der Religion des Vaters erzogen werden müſſen, wenn 
er ein Chriſt iſt und die Mutter nicht; 
ohne Zweifel aus Veranlaſſung eines waͤhrend der Redaktion vorgekommenen Falles 
und der dadurch herbeigefuͤhrten K. O. v. 9. Okt. 1789, worin dies auf einen von 
Suarez ſelbſt koncipirten Bericht des Staatsraths feſtgeſetzt wurde. Er ſagt darin: 
das ältere Konkl. der Gef. Komm., welches unehl. Kinder in der Rel. der Mutter er: 
zogen wiſſen wolle, habe nur an den Unterſchied der chriſtl. Rel. Partheien gedacht. 
Dem Kinde fei in jeder Beziehung beſſer proſpicirt, wenn es in der chriſtl. Rel. erzogen 
werde. Die Geſetze, welche die gar zu große Vermehrung der Juden zu verhindern 
ſuchten, würden mit ſich ſelbſt in Widerſpruch ſtehen, wenn ſie ſolche Vermehrung durch 
unerlaubten Beiſchlaf beguͤnſtigen wollten. Ueberhaupt ſcheine es unſchicklich zu fein, 
in zweifelhaften Fällen, wo es, wie hier, gar nicht auf Toleranz ankomme, die öffent⸗ 
liche Rel. des Staats einer blos geduldeten Sekte nachzuſetzen (act. des Geh. St. Archivs, 
betr. die Anfrage, in welcher Rel. ein von einer Jüdin und einem Chriften erzeugtes uns 
eheliches Kind zu erziehen. R. 7. Nr. 70. de 1789.) 
(Geſetzrev. a. a. O. Mot. zu Thl. II. Tit. 2. AR, 263264 der E. S. 203 — 205.) 


Obigen geſetzlichen Vorſchriften gemäß beſtimmen 
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Gr 


dafür verantwortlich, daß uneheliche Kinder, welche eine Jüdin mit einem 
Chriſten erzeugt, in der chriſtlichen Religſon erzogen werden. 
(Jahrb. Bd. 21. S. 249. Graͤff Bd. 1. S. 174.) zer? 
2) Das R. v. 31. Dec. 1834, daß uneheliche Kinder, wenn einer der 
Eltern der chriſtlichen Religion zugethan iſt, ohne Rückſicht auf den Willen 
der Eltern in der letzteren zu erziehen ſeien. 0 
(Jahrb. Bd. 44. S. 353. Gräff Bd. 8. S. 68.) 


Drittes Kapitel. 
Von der Volljährigkeit und der Vormundſchaft. 


I. 
Volljährigkeit. 


1) Nach den Ritualgeſetzen wird der Jude großjährig, wenn er 13 Jahr 
und einen Tag alt iſt, die Jüdin, wenn fie 12 Jahr alt, auch mannbar ift!). 
Schon das R. v. 13. Dec. 17682) ſetzte jedoch die Großjährigkeit auf das 
vollendete zwanzigſte Jahr und dieſe Beſtimmung ging in den F. 3 des 
Anh. zum A. L. R. über: „Die Großjährigkeit der Juden nimmt, ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, mit der Vollendung des zwanzigſten Jahres 
ihren Anfang.“ 

2) Das Ed. v. 11. März 1812 hob dagegen im §. 20. auch dieſen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Juden und Chriſten auf und Daſſelbe thut der §. 20 der V. 
v. 1. Juni 1833 für das Großherzogihum Poſen. 

3) Was nun die neuen und wiedererworbenen Provinzen anlangt, wo 
nach der K. O. v. 8. Aug. 1830 die alte Verfaffung der Juden aufrecht 
erhalten worden, ſprechen zwar die ſämmtlichen Patente wegen Einführung 
des L. R. aus, daß der Terminus majorennitalis allgemein auf das 
24. Jahr feſtgeſetzt werde, erwähnen aber dabei der Juden nicht befon: 
ders, und da durch dieſelben das A. L. R. nebſt deſſen ſpäteren De⸗ 
klarationen (alſo mit dem Anh.) eingeführt iſt, ſo iſt, wie auch das R. 
v. 30. Okt. 1818 (Jahrb. Bd. 12. S. 255. Gräff Bd. 1. S. 310 in Be⸗ 
treff der Juden im Großherzogthum Poſen ausſpricht, anzunehmen, daß 
es, wo das Edikt v. 11. März 1812 nicht gilts), und in Betreff der nicht 
naturaliſirten Poſener Juden), noch jetzt bei dem Anh. F. 3. bewen⸗ 


1) Moſes Mendelsſohn a. a. O. $. 1. S. 36. 

1) N. C. C. T. IV. ©. 506. Rabe Bd. 1, Abthl. 3. S. 427. 
Das R. v. 3. März 1798 ließ es jedoch für Neu-, Oft: u. Süd⸗Preußen bei den 
Beſtimmungen der Ritualgeſetze. (Stengel Bd. 10. S. 179. Rabe Bd. 5. S. 53.) 

1) Das C. R. v. 10. Aug. 1841 an das Kammergericht und die O. L. Gerichte 
zu Frankfurt, Glogau, Marienwerder, Naumburg, Magdeburg, Halberſtäbt, 
Münſter, Hamm, Paderborn und Arensberg, bemerkt, daß bei einigen Gerichten 
Zweifel darüber entftanden ſeien: ob in denjenigen Landestheilen, wo zwar das 
A. L. R., aber nicht das Ed. v. 11. Marz 1812 wegen der buͤrgerl. Verh. der 
Juden oder die vorläufige V. v. 1. Jun! 1833 wegen des Judenweſens im Groß⸗ 
herzogthum Po ſen eingeführt iſt, die Volljaͤhrigkeit der Juden mit dem 20. oder 
24. Lebensjahre eintrete? Die genannten Obergerichte werden daher aufgefor⸗ 
dert, über die bisherige Praxis und deren Gründe zu berichten und die Bezirke 

enau zu bezeichnen, auf welche eine erwanige Deklaration ſich zu erſtrecken 

hüben würde. (Juſtizmin. Bl. 1841 S. 252.) — Es iſt eine definitive Beſtim⸗ 
mung indeß hieruͤber noch nicht erlaſſen worden. 

4) In der Jur. 3. 1834 S. 496 ff. wird dagegen ausgeführt, daß in Bezug auf die 
Poſener Juden auch ruͤckſichts der Majorennitaͤts⸗-Termine keine Ausnahme von 
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det, in ſofern nicht ein anderer provinzieller Major. Termin gilt. Das in 
Rückſicht der Juden in den ehemals Königlich Weſtphäliſchen Landes⸗ 
theilen erlaſſene R. v. 24. Juni 1836 ſteht hiermit auch nicht im Wider⸗ 


ſpruch. 

Es beſtimmt: 

Die Koͤnigl. Gerichts⸗Deputation zu Salzkotten hat bei dem Juſtiz-Miniſter darüber 
angefragt: 8 

mit welchem Lebensjahre der Majorennitätstermin der dortigen Juden nach der 
gegenwärtigen Geſetzgebung eintrete? 

Das Koͤnigl. Oberlandesgericht erhält anliegend Abſchrift des betreffenden Ber. v. 
12. d. M. mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der darin entwickelten 
Anſicht dahin beitritt: 

daß nach §. 14 des Publikationspatents zur Einführung des A. L. R. v. 9. Sept. 
1814 der Eintritt der Majorennität der dortigen Juden, gleich wie der übrigen Un: 
terthanen, mit dem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen iſt. 

Diefer Annahme ſteht die Allerh. K. O. v. 8. Auguſt 1830 (G. S. S. 116.), nicht 
entgegen, ſie beſtimmt nur, daß das Ed. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe der Juden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr dieſe beſonderen Verhaͤltniſſe 
der Juden nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt werden müßten. Hätten alſo die 
Juden nach den frühern Geſetzen einen beſondern von der allgemeinen Verfaſſung ab: 
weichenden Majorennitätstermin gehabt, Io würde dieſer allerdings noch gegenwaͤrtig 
gelten. Dies iſt aber nicht der Fall. Sie waren vielmehr, wie der Art. 1. des Dekrets 
v. 27. Jan. 1808 klar ergiebt, allen übrigen Unterthanen in dieſer Beziehung und ſonſt 
gleich geſtellt, mithin auch gleich dieſer jeder allgemeinen geſetzlichen Abänderung des 
Majorennitätstermins unterworfen. Es folgt hieraus, daß der fruͤhere allgemein ge— 
ſetzliche Mojorennitätstermin von 21 Jahren auch in Betreff der Juden durch die Ein⸗ 
führung des A. L. R. wegfallen und an deſſen Stelle der landesrechtliche Majorennitäts⸗ 
termin von 24 Jahren nach §. 14 des Publikationspatents v. 9. Sept. 1814 oe 
treten iſt. 

Hiernach hat daher das Kollegium zu verfahren, und die Verf. v. 3. Mai d. J. 
zurückzunehmen. (Jahrb. Bd. 47. S. 501. Graff Bd. 10. S. 6.) 

4) Was insbeſondere die ehemals Königl. Sächſiſchen Landestheile 
anlangt, ſo nimmt in ihnen die Volljährigkeit der Juden mit vollendetem 
21. Lebensjahre ihren Anfang, wie §. 1. Kap. III. der Vormundſchafts⸗ 
Ord. v. 11. Okt. 17821) beſtimmt, welche durch das Ob. Amts Reg. Pa⸗ 
tent v. 8. Dec. 17832) auch in der Nieder-Lauſitz publicirt iſt. 

5) Diejenigen Juden, welche zur Zeit der Publikation des Edikts v. 
11. März 1812 das 20. Jahr ſchon zurückgelegt hatten, konnen nicht wieder 
in die Minderjährigkeit zurücktreten, ſondern müſſen als großjährig behans 
delt werden. 

(R. v. 28. Aug. 1822 u. R. v. 5. Jan. 1813 sub Nr. 2. Jahrb. Bd. 1. S. 203. 
u. Bd. 2. S. 181—186. Gräff Bd. 1. S. 30. u. S. 265 — 269.) 


II. 
Vormundſchaft. 


Moſes Mendelsſohn, a. a. O. 2. Hauptſt. 2. Abſchn. 9. 1. 
Terlinden, a. a. O. A 468 


Früher wurde die Vormundſchaft durch die Rabbiner geführt. Das Ed. 


der Vorſchrift zugelaſſen werden koͤnne, wonach die Minderjährigkeit ohne Un⸗ 
terſchied des Orts, der Herkunft und des Standes bis zum zuruͤckgelegten 
24. Jahre bourg, weil der $. 27 der V. v. 1. Juni 1833 in Beziehung auf alle 
in ihr ſelbſt nicht anders beſtimmte Verhaͤltniſſe alle, wegen der Juden früher er: 
gangenen Verordnungen aufgehoben und alle Juden den chriſtlichen Einwohnern 
gleichgeſtellt habe. Die V. deute das auch an andern Orten genugſam an, da 
ſie z. B. im S. 25. den nicht naturaliſirten Juden vor erreichtem vierundzwan⸗ 
zigſten Jahre die Schließung einer Ehe nicht geſtatte. 

2) Cod. August. II. Fortſ. Thl. 1. S. 383. 

2) Cod. August. II. Fortſ. Thl. 111. S. 801. 
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v. 11. März 1812 88. 29. 30. hob jedoch in dieſer Beziehung jeden Unters 
ſchied auf. In Anſehung des Ueberganges der Vormundſchaften von den 
Rabbinern auf die Gerichte verordneten die R. v. 30. Juni 1812), 5. Jan. 
u. 20. April 18132). Die nur in Beziehung auf Berlin gemachte Aus— 
nahme, daß dort das Obergericht die Vormundſchaft über die Juden führte, 
auf welche Ausnahme ſich die R. v. 26. Jan. und 23. Febr. 1813 rüd: 
ſichtlich der Bevormundung unehelicher Kinder daſelbſt beziehen 3), iſt dem⸗ 
nächſt gleichfalls aufgehoben. 

Daß Chriſten nicht Vormünder von Juden und Juden nicht Vormünder 
von Chriſten werden können beſtimmt das L. R. II. 18. §. 1374). Unehe⸗ 
lichen Kindern eines Juden oder einer Jüdin, die einen chriſtlichen Vater, 
oder eine chriſtliche Mutter haben, wird nach dem in der Note gedachten 
R. ein chriſtlicher Vormund gegeben. 


Viertes Kapitel. 
8 Das Erbrecht. 


In Betreff der jüdiſchen Ritualgeſetze ſind zu vergleichen: 

Josephi Karo, sententiae Rabinorum de successione ab intestato et testament. 

editae a G. H. Stuck cum praef. Nettelbladt. Halac 1775. 

Mofes Mendelsſohn, a. a. O. Hauptft. 2 u. folg. Abſchn. 
Terlinden, a. a. O. hä. 446— 467 u. $. 429 ff. 

Durch $. 20 des Ed. v. 11. März 1812 find die jüdiſchen Geſetze auch 
in Beziehung auf die teſtamentariſche und Inteſtat⸗Erbfolge in den alten 
Provinzen aufgehoben worden. In Betreff der früheren Fälle ſind die R. 
v. 2. April und 18. Juni 1814 zu vergleichen). Es kam vor dem J. 
1812 nicht das Landrecht, ſondern das jüdiſche Ritualgeſetz zur Anwen⸗ 
dung, welches durch das Gen. Jud. Priv. v. 17. Apr. 1750 anerkannt 
war 6). © | 

In Betreff der Teſtamente ſpricht ſich 

1) über die Form der Judenteſtamente das Gutachten des Ob. Land— 
rabbiners v. 29. Mai 1793 aus (Stengel Bd. 5. S. 187. Rabe Bd. 3. 


S. 437.) und x 

2) über die vor dem 11. März 1812 entworfenen Teſtamente die R. 
v. 21. März 1812 und 2. April 18147). 

3) In Anſehung der Gültigkeit eines mit jüdiſchen Schriftzügen ver⸗ 
ſehenen Teſtamentes bemerkt das R. d. Min. (v. Kircheiſen) v. 23. Juni 
1812 an das K. O. L. G. zu Stettin. 

Dem K. O. L. G. zu Stettin wird auf die mittelſt Ber. v. 15. d. M gethane Ans 
frage: ob ein mit jüdiſchen Schriftzügen unterzeichnetes Teſtament als rechtsgültig 
anzunehmen ſei, Folgendes eröffnet. Das Ed. v. 11. Maͤrz d. J. verpflichtet die Juden, 
bei ihren Namensunterſchriften ſich keiner andern als deutſcher oder lateiniſcher Schrift⸗ 
züge zu bedienen, und macht von der Beobachtung dieſer Vorſchrift die Fortdauer der 
den Juden beigelegten Eigenſchaft als Einländer und Staatsbürger abhaͤngig. 

Dem Stadtgerichte zu Stargard hat daher in dem zu der gedachten Anfrage Veran⸗ 


— Pym— 


1) Jahrb. Bd. 1. S. 68. Gräff Bd. 1. S. 265. 

) Jahrb. Bd. 2. S. 181. Graff Bd. 1. S. 269. 

2) Jahrb. Bd. 2. S. 190. Graff Bd. 1. S. 271. 

4) Schon das R. v. 30. Juni 1794 hatte Letzteres beſtimmt. 
(N. C. C. T. IX. S. 2361.) 

) Vergl. oben Abthl. I. Abſchn. III. sub I. 3. 4. 

e) Es ſpricht dies auch das Erk. des Geh. Ob. Trib. v. 18. Juni 1838 aus. 
(Heinemann Bd. 2. S. 170.) 

7) S, Note 1. 
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laſſung gebenden beſonderen Falle allerdings obgelegen, der Ehefrau des M. J. ., welche 
das von ihr niedergelegte Teſtament geſtändlich in jödiſcher Sprache unterſchrieben hat, 
das erwähnte Edikt vorzuhalten, un fie auf die Folgen der unterlaſſenen Beobachtung 
deſſelben aufmerkſam zu machen. In ſofern ſolches noch nicht geſchehen iſt, muß es da⸗ 
her nachgeholet, und die Teſtatrix dadurch veranlaſſet werden, ihre Namensunterſchrift 
dem Edikte gemäß zu berichtigen. Wenn dieſelbe aber ſich deſſen weigert, fo iſt es 
genug, daß ihre Weigerung zum Protokoll vermerkt werde, und verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß das Stadtgericht, welches hiernach, der allgemeinen Gerichtsordnung Thl. II. 
Tit. 2. AR 31—33. gemäß, des Seinige gethan hat, für die Folgen nicht weiter verant⸗ 
wortlich iſt ie. (Jahrb. Bd. 1. S. 67. Graff Bd. 1. S. 48.) ) 

In Betreff der Gültigkeit der vor 1812 nach jüdiſchem Ritus geſchloſſenen 
Ehepakten vergl. die in einem ſpeziellen Falle abgegebenen Gutachten 
bei Heinemann, Bd. 1. S. 103129. 


Fünftes Kapitel. 
Güter gemeinſchaft. 


An Orten, wo Gütergemeinſchaft unter Eheleuten durch Provinzialge— 
ſetze oder Statuten eingeführt iſt, ſind derſelben auch Eheleute jüdiſcher 
Religion unterworfen, und es müſſen insbeſondere alle von ihnen vorge⸗ 
nommenen Handlungen in Beziehung auf Dritte nach den Regeln der 
Gütergemeinſchaft beurtheilt werden, auch wenn die Ehe vor Publikation 
des Ed. v. 11. März 1812 vollzogen worden, in ſofern nicht die Güterge⸗ 
meinſchaft nach Publikation dieſes Ed. durch Vertrag ausgeſchloſſen wor: 
den iſt. Wenn der Eintritt der Gütergemeinſchaft dadurch bedingt iſt, daß 
die Ehe beerbt, ſo kommt es bei jüdiſchen Eheleuten nicht darauf an, ob 
die Kinder vor oder nach Publikation des Ed. v. 11. März 1812 geboren 
ſind. So wutde erkannt durch die drei gleichlautenden Erkenntniſſe des 
Stadtgerichts zu Breslau und erſten Senats des O. L. G. daſelbſt de 
publ. 18. April 1834 und 16. März 1836 und des Geh. On Trib. vom 
18. Febr. 1837 ). 

Von den nämlichen Anſichten gehen mit Recht aus: 

Koch (Die Juden im Preuß. Staate. S. 191.) und 

Bornemann (Syſt. Bd. 5. S. 168.), wogegen bk 

Schmidt (Familien⸗Recht S. 273 —276.) die entgegengeſetzte Anſicht aus» 
zuführen verſucht. Li d 


Sechſtes Kapitel. 
Verträge. 


| IJ. Darlehne. 

A. In Anſehung der Zinſen beſtimmt 

1) das L. R. I. 11. GF. 805. 806. 

„Kaufleuten iſt erlaubt Sechs, und Juden Acht vom Hundert, an Zinſen ſich ver⸗ 
ſchreiben zu laſſen,“ 

„Juden, welche die Rechte chriſtlicher Kaufleute haben, muͤſſen darnach, auch in An— 
ſehung des erlaubten Zinsſatzes beurtheilt werden.“ 

$. 836. Kaufleute und Juden koͤnnen den höchſten ihnen erlaubten Zinsſatz als 
Zögerungszinſen fordern, wenn ſie gleich im Inſtrumente ſelbſt ſich nur niedrigere Zinſen 
verſprechen laſſen. ? BI 

2) In Betreff der alten Provinzen beſtimmt jedoch die Erklarung der 


— — — 


1) Simon Entſch. Bd. 2. S. 234 ff. Koch Archiv Bd. 1. S. 544 ff. 
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V. v. 11. März 1812, daß kein Staatsbürger jüdiſcher Religion, höhere, 
als den Kaufleuten erlaubte Zinſen rechtsgültiger Weiſe ſich verſprechen, 
noch zahlen laſſen dürfe, vom 20. April 1813. : 

Ich habe aus Ihrem Berichte mit Mißfallen erſehen, daß einige Juden im Depar⸗ 
tement der Liegnitzſchen Regierung ſich noch jetzt unterfangen, von ihren Schuldnern 
übermäßige Zinſen, unter dem Vorwande zu erheben, daß ihnen ſolches durch das der 
Judenſchaft zu Groß⸗Glogau ertheilte Privilegium v. 25. Mai 1743 erlaubt fei. Da 
dies der Abſicht des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 ganz zuwider iſt, welches, mit Aufhebung 
aller die Juden betreffenden und nicht ausdruͤcklich beibehaltenen fruͤheren geſetzlichen 
Vorſchriften, verordnet, daß die Juden gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den 
Chriſten genießen und in ihren privatrechtlichen Verhaͤltniſſen nach eben den Geſetzen 
beurtheilt werden ſollen, welche anderen Buͤrgern des Staates zur Richtſchnur dienen; 
ſo folgt von ſelbſt, daß auch die in dem Privilegio v. 25. Mai 1743, ſo wie in dem Ge⸗ 
neralprivilegio v. 17. April 1750 und in dem A. L. R. Thl. I, Tit. 11. $. 805. enthal⸗ 
tenen beſonderen Beſtimmungen wegen der den Juden damals erlaubten Zinſen für out 
gehoben zu achten ſind. 

Kein Jude kann daher höhere, als landuͤbliche, oder, wenn er ein Kaufmann iſt, 
höhere, als den Kaufleuten erlaubte Zinſen, rechtsguͤltigerweiſe ſich verſprechen noch 
zahlen laſſen. Auch aus Verträgen, die vor der Publikation des Ed. v. 11. März 
1812 errichtet worden, duͤrfen keine hoͤhere Zinſen, doch mit Ausnahme der bis zum 
Tage der Publikation dieſes Edikts laufenden, erhoben werden. 

In Anſehung der durch rechtskraͤftige, vor der Publikation des Edikts eröffnete Gr 
kenntniſſe, nach damals geltenden Rechten, feſtgeſetzten Zinſen, ſoll es bei dem, was ein⸗ 
mal erkannt iſt, das Verbleiben haben. 

Gegen diejenigen Juden, welche hoͤhere Zinſen, als die Geſetze, nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen verſtatten, ſich verſorechen oder geben laſſen, iſt nach den Vorſchriften des 
A. L. R. Thl. II. Tit. 20. §. 1271 u. ff. zu verfahren. | 

Ich beauftrage Sie, dieſes durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen und Sorge 
zu tragen, daß allenthalben feſt darüber gehalten werde. 


Friedrich Wilhelm. 
(G. S. 1813. Nr. 183.) * 


3) Daſſelbe gilt im Großherzogthum Poſen nach §. 20 der V. v. 
Juni 1833. 1 „pid | 

B. In Betreff der Form der Darlehne gelten einige beſond ere Be⸗ 
ſtimmungen, | 

1) In den ehemals Königl. Saͤchſiſchen Landestheilen beſtimmt das 
Mandat v. 1. Auguſt 1811, welches auch in den Lauſitzen publizirt iſt 1): 

Alle zwiſchen einem Chriſten als Schuldner und einem Juden als Gläubiger, oder 
zwiſchen einem Chriſten als Cedenten oder Indoſſanten und einem Juden als Ceſſionar 
oder Indoſſatar in der Nieder⸗Lauſitz geſchloſſenen Darlehns und Ceſſions⸗Geſchaͤfte find 
nichtig, wenn nicht das darüber ausgeſtellte Dokument gerichtlich rekognoscirt, die Va⸗ 
luta baar vor Gericht aufgezählt und in Empfang genommen, auch daß beides geſchehen 
ſei, in dem Rekognitions-Protokoll mit bemerkt iſt. Ausgenommen von dieſer Vor⸗ 
ſchrift ift der Fall, wenn der chriſtliche Empfänger des Darlehns oder der Valuta, ein 
Kauf⸗ und Handelsmann oder eine handeltreibende Frauensperſon iſt. 

Dem jüdiſchen Darleiher iſt bei Verluſt feiner ganzen Forderung und bei Strafe der 
Nichtigkeit des ganzen Geſchaͤfts verboten, mit dem Anleihenden zu ſtipuliren, daß ihm 
nach der gerichtlichen Verhandlung wieder etwas von der vor Gericht aufgezaͤhlten 
Summe, unter dem Vorwande der Proviſion, Courtage, oder unter irgend einem andern 
Titel zuruͤckgegeben werde. Bei gleicher Strafe muß auch das Darlehn ganz in baarem 
Gelde beſtehen und es dürfen keine Waaren, Prezioſen oder andere Mobilien, auch keine 
Schuldforderungen ſtatt baaren Geldes gegeben oder angerechnet werden. 

Eben ſo wenig kann eine Klage angenommen werden, wenn Schuldverſchreibungen, 
Wechſel oder Ceſſionen, von einem in der Nieder⸗Lauſiz wohnhaften, nicht zu dem Hans 
delsſtande gehörigen Chriſten, an einen ebendaſelbſt wohnhaften Juden, außerhalb der 
Nieder⸗Lauſitz ausgeſtellt und dabei nicht die im erſten Abſatze enthaltenen Vorſchriften 
beobachtet, oder wenn den im zweiten und dritten enthaltenen Ge, und Verboten zumi: 
der gehandelt worden. Oe 


` 


gd Cod. Aug. III. Fortſ. Thl. I. S. 256. 
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2. Eine Beſtimmung der Kurkölniſchen Juden⸗Ordn. v. W. Juni 1700. 
Kap. IV. i) und der V. v. 14. Dec. 17712), daß Perſonen geringen Stan: 
des gültigerweiſe nur vor zwei chriſtlichen Zeugen, welche der Auszahlung 
des Geldes beigewohnt, an Juden Schuldſcheine ausſtellen können, iſt nach 
dem Zeugniſſe des O. L. G. zu Arnsberg völlig obſolet geworden und in 
judicando ſeit undenklicher Zeit nicht mehr in Anwendung gekommen ). 


3. In Oſtpreußen und dem Großherzogthume Poſen kommt 
eine beſondere Form der Darlehns-Urkunde unter Juden vor. In der 
Urkunde, Mamre*) genannt, bekennt der Schuldner ein Darlehn empfan⸗ 
gen zu haben, und iſt vermöge dieſes Bekenntniſſes ohne alle Einrede die 
darin bemerkte Schuld zu bezahlen verbunden. Die Form dieſes Inſtru— 
ments iſt dieſe: Auf der einen Seite eines Zettels wird der ganze Inhalt 
der Obligation, nämlich die Summe und Urſache der Schuld, der Ort der 
zu leiſtenden Zahlung und der Name des Gläubigers, auf der andern Seite 
aber wird der Name des Schuldners und des Rabbiners nebſt den Zeugen, 
welche zur öffentlichen Beglaubigung einer ſolchen Urkunde gebraucht ger 
den, verzeichnet. Es giebt zweierlei Arten des Mamre, nämlich: Staar⸗ 
Chow und Staar-Iska (Handlungsbrief und Schuldbrief),, 
welche faſt auf gleiche Weiſe verfertigt werden. Aus einem ſolchen Doku: 
mente kann nach den jüdiſchen Gebräuchen ein jeder Inhaber den Schuld- 
e vor jedem Gerichte, unter deſſen Gerichtszwang er denſelben antrifft, 
elangen. 
Das Oſtpreußiſche Provinzial-Recht erwähnt derſelben im Zuſatz 145. 
In Weſtpreußen kommen die Mamre-Storchows ausländifcher Juden 
nicht vors). 


| II. Wechſel. I 
L Wechſelfähigkeit. 

Nach dem L. R. II. 8. 8, 723 find Juden ohne Unterſchied dem Wechſel⸗ 
rechte unterworfen. 

Dies iſt für die alten Provinzen durch das Ed. v. 11. März 1812 auf⸗ 
gehoben. 

Es bemerken hierüber: 

a) Das R. des Juſt. Min. (Kircheiſen) v. 31. Aug. 1813. 


Durch die aub lege remissionis originaliter anliegende Eingabe hat der Juſtiz⸗ 
Kommiſſarius N. angefragt: 
ob nach der Publikation des Ed. v. 11. März 1812, die buͤrgerlichen Verhältniſſe 
der Juden betreffend, bei den Juden, wie bei Chriſten, der Gewerbeſchein über ein 
Gewerbe, welchem das A. L. R. oder ſpätere Verordnungen die Wechfelfähigkeit 
beilegen, über die Wechſelfähigkeit entſcheide? 
und der Juſtiz⸗Miniſter Veranlaſſung genommen, über dieſe Frage mit dem Departe⸗ 
ment für die allgemeine Polizei im Miniſterio des Innern zu kommuniziren. Das 
gedachte Departement iſt mit der demſelben geäußerten Meinung dahin ganz einver⸗ 
ſtanden: 
daß die Vorſchrift des A. L. R. Th. II. Tit. 8. 9. 728., wonach Juden ohne unter⸗ 
ſchied dem Wechſelrecht unterworfen, durch das Ed. v. 11. Marz 1812 für aufge: 


— — — — 


1) Scotti a. a. O. I. S. 557. 

2) d. a. O. I. 11. S. 910. 

) Revidieter Entwurf des Prob. Rechts des Herzogthums Weſtphalen. Berlin 
1837. (Als Handſchrift gedruckt.) Motive S. 2. 

) Jester (W. B.) diss, de indole et jure instrumenti Judaei; usitati, cui 
Mamre nomen est, Regiomont 1755, 

) Reoidirter Entwurf des Weſtoreußiſchen Prob. Rechts. (Als Hand rift gedruckt. 
Berlin 1837. Motive S. 56. N e et Aria 


Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden. 489 


hoben zu achten, und hiernach anzunehmen ſei, daß, ſo wie der Jude nur 
unter eben den Bedingungen als ein Kaufmann anzuſehen, unter welchen ein 
Chriſt dafür gelte, eben ſo auch die Wechſelfaͤhigkeit des einen wie des andern 
von gleicher Bedingung abhängig Tei: daß demnach ein jeder, der einen Gewerbe— 
ſchein zum Handel habe, als Kaufmann, und in dieſer Eigenſchaft als wechſelfahig 
zu betrachten, und daß zu dieſer Art der Wechſelfaͤhigkeit keine andern Erforderniſſe, 
namentlich nicht der Beitritt zu einer Innung und Gilde noͤthig ſeien ꝛc. 
(Jahrb. Bd. 2. S. 197. Gräff Bd. 1. S. 211.) 


b) Ebenſo das R. v. 18. Juni 1814, welches unten zu vergl. iſt. 


c) In den ehemals Sächſiſchen Landestheilen iſt jeder Jude mit dem 
zurückgelegten 25 fen Jahre wechſelfähig. Es beſtimmt dies das Mandat 
v. 21. April 1724 (Cod. Aug. II. S. 2024, welches mit der Leipziger Wech⸗ 
ſel⸗Ord. v. 2. Okt. 1682, durch das R. v. 9. Jan. 1730, (Cod. Aug. 
Fortſ. II. Thl. III. S. 715) auch in den Lauſitzen publizirt iſt. 


2) Rückſichtlich der Gültigkeit eines mit jüdiſchen Schriftzügen unter: 
VE MEHR bemerkt das R. des Juſt. Min. (Kircheiſen) v. 
Mai t 


Es bedarf über die Frage: ob ein von einem jüdifchen Staatsbürger mit jüdiſchen 
Schriftzuͤgen unterzeichneter, ſonſt vollftändiger Wechſel, den Wechſelprozeß begründen 
und ein ſolcher uͤberhaupt als ſchriftliches Dokument gelten koͤnne, oder ob dieſe Rechts⸗ 
wirkungen nur dann eintreten, wenn ein ſolcher Wechſel mit deutſchen oder lateiniſchen 
Schriftzuͤgen unterſchrieben ift? der von dem K. O. L. G. mittelſt Ber. v. 17. April 
d. J. angetragenen authentiſchen Deklaration in keiner Art. 


Das A. P. L. R., welches hinſichtlich der zur Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 
nothwendigen Erforderniſſe jederzeit die Quelle der Entſcheidung bleibt, hat an keiner 
einzigen Stelle vorgeſchrieben, daß ein Wechſel, um die Wechſelkraft und das davon 
abhängige gerichtliche Verfahren zu begr''nden, in deutſcher oder lateiniſcher Sprache 
ausgeſtellt, oder mit deutſchen oder lateiniſchen Schriftzuͤgen unterzeichnet ſein muͤſſe. 
Si Dispoſition des Geſetzes lautet vielmehr Th. II. Tit. 8. $. 781. woͤrtlich nur 
dahin: 

Wechſel, die blos mit Kreuzen oder andern Zeichen unterſchrieben ſind, haben keine 
Guͤltigkeit; 
und der Berfaffer der Materialien zur wiſſenſchaftlichen Erklärung der Preuß. Landes⸗ 
geſetze deutet jene Dispoſition ſehr richtig, wenn er bemerkt, daß unter dergleichen unzuläf: 
ſigen Zeichen fremde Buchſtaben und wirkliche Schriftzuͤge nicht verſtanden werden 
dürften. (C. f. Heft 1. S. 203. J. a.) Der Geſetzgeber felbft, beſtaͤtigt dies, indem er 
d. 784. I. a. feſtſtellt: 
das Vorgeben des Ausſtellers, daß er der Sprache, worin der Wechſel abgefaßt wor⸗ 
den, nicht kundig ſei, ſoll dem Inſtrumente nichts an ſeiner Wechſelkraft nehmen. 


Das K. Ob. L. G. hat ſich mit obiger Anſicht auch bereits in dem Ber. v. 17. v. M. 
im Allgemeinen einverſtanden erklärt; es behauptet aber, daß die rechtlichen Forderun⸗ 
gen daraus, nach Emanirung des G. v. 11. Maͤrz 1812, auf die juüdiſchen Staatsbuͤr⸗ 

er nicht mehr ausgedehnt werden könnten, weil ſelbige fortan verpflichtet waͤren, ſich 
bei Abfaſſung ihrer Verträge und rechtlichen Willenserklärungen der deutſchen oder einer 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Unterſchriften keiner andern als deutſcher oder 
lateiniſcher Schriftzüge zu bedienen. | 

Das ſcheinbare Gewicht jener Behauptung verliert ſich, wenn man erwägt, 

1) das das allegirte Geſetz hauptſächlich nur von den ſtaats bürgerlichen Ver: 
. haͤltniſſen der Juden, fo wie von den Bedingungen handelt, unter denen fie der 
F damit verknüpften Rechte fortdauerd theilhaftig werden können; 

E 2) daß es diejenigen Juden, welche die vorausgeſetzten Bedingungen nicht erfüllen, 
oder ſelbigen zuwider handeln, als fremde Juden angeſehen und behandelt 
(wiſſen will. (F. 6. I. a.) 

Dieſe Erwägung erledigt jeden Zweifel, welchen man rückſichtlich der jüdiſchen Staats: 
buͤrger, bei Zuſammenſtellung der Vorſchriften des A. L. R., ſowohl in allgemeiner pri: 
vatrechtlicher Beziehung, als in ſpecieller Hinſicht auf die Rechtsgültigkeit der mit 
judiſchen Schriftzügen von ihnen unterzeichneten Wechſel, haben könnte. Der Knoten 
findet ſich in dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 ſelbſt ſchon mit vieler Vorſicht aufgeldfet, indem 
es die ſeinen Vorſchriften entgegenhandelnden juͤdiſchen Staatsbuͤrger ihrer bedingten 
Beguͤnſtigungen ipso jure verluftig erklärt, und fie in die Kategorie der fremden Juden 
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zurückwirft, welche nach dem A. L. R. Thl. II. Tit. 8. A 723. ohne Unterſchied bei 
ihren ausgeſtellten Wechſeln dem Wechſelrechte unterliegen. 

Vorſtehende Auseinanderſetzung wird das K. Ob. L. G. zu der Ueberzeugung fuͤhren, 
daß das in Sachen der Kaufleute N. N. wider den juͤdiſchen Handelsmann N zu N. 
unter dem 27. März d. J. erlaſſene Reſkript in feinem ganzen Umfange mit ben Geſetzen 
conform iſt. 

Auch ſtehet ſolches mit keinem bishero ergangenen miniſteriellen Verfuͤgungen in 
Widerſpruch. 

Die R. v. 17. Aug. 1813 und 18. Juni 1814 beziehen ſich nur auf die Wechfelfähig- 
keit der Juden, in ſoweit und fo lange ſie als juͤdiſche Staatsbürger zu 
1 7 ſind. Der concrete Fall ſtellt jederzeit erſt den richtigen Geſichtspunkt hier⸗ 

ei feſt. 

Das R. v. 23. Juni 1812, worauf ſich das K. Ob. L. G. ſodann noch beruft, dient 
ſogar zur Beſtaͤrkung der oben entwickelten Grundſätze. Es wird darin ausdruͤcklich 
geſagt, daß das Ed. v. 11. März 1812, von der Beobachtung ſeiner Vorſchriften, die 
Fortdauer der den Juden beigelegten Eigenſchaft, als Einländer und Staatskürger 
abhängig gemacht habe, und es wird zugleich gemißbilligt, daß die Ehefrau des jüdiſchen 
Staatsbuͤrgers M. J., welche ein von ihr niedergelegtes Teſtament geſtaͤndlich in juͤdi⸗ 


ſcher Sprache niedergeſchrieben hatte, nicht auf die für ſie daraus entſpringenden nach⸗ 


theiligen Folgen von dem Stadtgerichte zu Stargard aufmerkſam gemacht war. 

Ueber die Natur dieſer Folgen, welche in ſtaatsbürgerlicher Beziehung zwar niemals 
zweifelhaft ſind, in das privatrechtliche Verhaͤltniß aber, nach Verſchiedenheit des con⸗ 
creten Falles, bald mehr, bald weniger eingreifend, iſt von dem Chef der Juſtiz keine das 
richterliche Ermeſſen vinculirende materielle Entſcheidung ausgegangen, die Beurthei⸗ 
lung derſelben muß vielmehr in ſtreitigen Faͤllen mit Ruͤckſicht auf die Vorſchriften des 
G. v. 11. März 1812. $. 20 und 21 jederzeit den kompetenten Gerichtshöfen uͤberlaſſen 
bleiben. (Jahrb. Bd. 11. S. 222. Gräff Bd. 1. S. 214.) 


3) In Betteff der Berückſichtigung der jüdiſchen Feiertage und 
des Sabbaths beſtimmen 
a) bei Präſentation und Acceptation der Wechſel 


aa) die BR. 985— 990. Tit. 8. Thl. II. L. R.: Wenn der Wechſelbezogene 


ein Jude und der Präſentant ein Chriſt iſt, kann Letzerer den Wech⸗ 
ſel an einem Sonn-, hohen Feſt⸗ oder Bußtage zu präſentiren nicht 
verpflichtet werden, ſondern kann, ohne Nachtheil ſeines Rechts, den 
nächſtfolgenden Werkeltag abwarten. Dagegen kann auch von einem 
Juden während eines Sabbatbs oder ſolchen jüdiſchen Feſtes, an wel⸗ 
chem der Jude keine Handlungsgeſchäfte treiben darf, die Acceptation 
eines auf ihn gezogenen Wechſels nicht verlangt werden, jedoch iſt der 
Jude an dem nächſt vorhergehenden Werkeltage ſich darüber auf Ver⸗ 
langen des Präſentanten zu erklaren ſchuldig. | | 

bb) Diefe Beſtimmungen gelten nach §. 24. des Ed. v. 11. März 1812 auch 
in den alten Provinzen gegenwärtig noch. | 

cc) Als ſolche Feiertage find nach der G. O. I. 10. F. 320. und Anh. 
$. 90. zu betrachten: zwei Neujahrstage, ein Verſöhnungstag, der 
erſte, zweite, ſiebente, achte und neunte Lauberhüttens, der erſte, zweite, 
ſiebente und achte Oſtertag, zwei Pfingſttage, der Tag vor dem jüdi⸗ 
ſchen Neujahr, der Tag des Andenkens an die Zerſtörung der Stadt 
Jeruſalem. | ` 

dd) Grävell , Bieligd, Crelinger und Grotz) nehmen an, daß 
der Jude zwar nach $. 871%) an den Tagen des §. 987 keine Zah⸗ 


1) Kredit⸗G. Bd. 3. S. 375. 
„ Komment. Bd. 6. S. 401. 
2) Wechſel⸗R. S. 200. 

) S. unter sub b. 
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lung zu leiſten brauche, dagegen müſſe er ſich an dieſen Tagen über 
die Acceptation eines Wechſels erklären, gleichviel, ob der Prä⸗ 
ſentant ein Jude oder ein Chriſt. Denn der §. 987 beſchränke die all: 
gemeine Faſſung des $. 985 auf den Fall, wo der Bezogene ein Chriſt | 
ift, weil ſonſt F. 987 keinen Gegenſatz finden würde. Dieſer ſtelle ſich | 
durch die reſtriktive Auslegung des §. 985 dahin, daß 
a. ein Chriſt, welcher Inhaber eines auf einen Juden gezogenen 
Wechſels iſt, verlangen kann, daß derſelbe an einem Sonntage oder 
chriſtlichen Feſttage acceptirt werde; 
5. daß ein Jude als Inhaber eines ſolchen Wechſels nicht nur 
berechtigt iſt, deſſen Acceptation an den gedachten Tagen zu ver⸗ 
langen, ſondern ſogar den Wechſel präjudiciren würde, wenn der 
letzte Tag der Präſentation auf einen Sonn» oder Feſttag Tele, und 
er den nächſten Werkeltag hierzu abwarten wollte. 


Dagegen führt Mathis!) aus, daß ein Jude ſich auch an den Tagen 
des §. 987 über die Acceptation nicht zu erklären brauche. 
b) Bei der Zahlung. | ! 
| aa) Das L. R. beſtimmt U. 8. $$: 870 872. | | 
$.:870. Trifft ber Zahlungstag auf einen Sonn-, hohen Feſt⸗ oder Bußtag, wohin | 
auch der Neujahrs- und Charfreitag gehören: ſo muß der Gläubiger den naͤch⸗ 
fen Werkeltag abwarten. 
$. 871. Es macht keinen Unterſchied, wenn auch der Schuldner einer andern als der 
criſtlichen Religion zugethan wäre. 1 
J. 872. Trifft aber der Zahlungstag auf einen Sonnabend oder jübifchen Feiertag: 
ſo muß ein Jude, wenn er auch ſonſt chriſtliche Rechte erhalten hat, ſchon an dem 
zbiunächſt vorhergehenden Werkeltage Zahlung leiſten. ut mm 
A. 865. Juden müſſen bei Wechſeln auf Breslauer Meſſen oder Märkten, den Tag 
vor der Ausleutung der Meſſe Zahlung leiſten. | 
bb) In den alten Provinzen find diefe Beſtimmungen, welche in Betreff 
der Zahlungszeit den Juden gegen den Chriſten benachtheilſgen, 
durch die 88. 20. 24. des Ed. d. 11. März 1812 aufgehoben. Es 
| wird daher daſelbſt ein Wechſel, der von einem Juden acceptirt und 
| zam Charfreitage fällig iſt, erſt am Dienſttage nach Oſtern zahl: 
bar fein ?). | 
| ce) In Anſehung der Reſpecttage machen die Geſetze — $$.. 1095 bis 
| 1097 — denſelben Grundſatz für Chriſten und Juden geltend. 
4) Auch in Anſehung des Einwandes der nicht erhaltenen Valuta bei 
trocknen Wechſeln ſtellt bereits das L. R. a. a. O. §. 1243 den Juden dem 
Chriſten gleich. 


III. 
| Pfandverkehr. E 
| 1) Schon das Juden⸗Regl. von 1730. 8. 6. ſtellte den Pfandverkehr der 
Juden unter beſondere Kontrolle, was die Grundlage der Beſtimmungen 
in den 88. 24— 26 des Gen. Juden⸗Priv. v. 17. April 1750 wurde. Letz⸗ 
| tere gingen über in das Pfand: und Leih⸗Regl. v. 13. März 1787, auf wel: 


. —— "28 


A3 Mathis, Bd. 7. S. 554. 

„ Graͤvell, (Kredit⸗G. Bd. 3. S. 399.). Bielitz, (Komment. Bd. 6. S. 437.) 
und Creling er und Graff (Wechſel⸗R. S. 114.) nehmen an, daß der Wech⸗ 
ſel am grünen Donnerſtage zahlbar fei, allein fie haben ſaͤmmtlich die angefuͤhr⸗ | 
ten Beſtimmungen des Ed. v. 11. März 1812 überfehen. | 
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ches das L. R. I. 20. ep 263— 270 Bezug nimmt. Erſteres beſtimmt in 
den 88. 16-23: 


$. 16. Hat ein juͤdiſcher Pfandverleiher wiſſentlich geſtohlene Sachen zum Pfand 
angenommen, ſo ſoll derſelbe, in ſofern er nicht Staatsbuͤrger iſt, ſeines Schutzbriefes 
verluſtig erklaͤrt und nebſt den Seinigen aus dem Lande geſchafft werden. 


$. 17. Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach dieſer Vorſchrift zur Fortſchaffung 
qualifizirten jüdiſchen Pfandverleiher ferner duldet, ſoll nicht nur wegen einer ſolchen 
Contravention in fiskaliſchen Anſpruch genommen, ſondern auch zur Selbſthaftung für 
alle von ihm etwa nachher noch verübte Betruͤgereien und Uebervortheilungen und den 
daraus entſtandenen Schaden angehalten werden. 


$. 18. Iſt ein ſolcher juͤdiſcher Pfandverleiher nicht vermoͤgend, das Pfand ſelbſt dem 
Eigenthuͤmer wieder zu ſchaffen, oder bei deſſen Ermangelung, den vollen Werth zu 
erſetzen; To iſt die Judenſchaft des Orts ſchuldig, den Eigenthuͤmer für dieſen Werth und 
die bei der Sache verwendeten Koſten, zu entſchädigen. 


$. 19. Von dieſer Vertretung ſoll die Judenſchaft nur in dem einzigen Falle befreit 
ſein, wenn die Aelteſten nachweiſen koͤnnen, daß ſie alle in dem Gen. Juden-Regl., in 
den übrigen Landesgeſetzen, und in dem gegenwärtigen Reglement (9. 79) ihnen vorge⸗ 
ſchriebene Sorgfalt angewendet haben, um dergleichen Diebeshehler und liederliches 
Geſindel in Zeiten zu entdecken und zur Fortſchaffung anzuzeigen. 

$. 20. Kann nach vorſtehenden Grundſaͤtzen dem Eigenthümer weder das Pfand 
ſelbſt zuruͤckgeſchafft, noch ihm zu ſeiner Entſchädigung von dem Pfandverleiher, außer 
der Judenſchaft, verholfen werden; fo iſt gegen den Pfandverleiher, welcher nicht Staats 
burger iſt, außer der Caſſation feines Schutzbriefes und noch vor feiner Wegſchaffung 
aus dem Lande, mit Zuchthausſtrafe nebſt koͤrperlicher Zuͤchtigung, oder anderer verhält⸗ 
nißmäßiger Leibesſtraſe zu verfahren. 1 

$. 21. Iſt dagegen das Pfand ſelbſt dem Eigenthümer zurück verſchafft, oder ihm 
dafür vollſtändige Schadloshaltung geleiſtet worden, und es iſt das erſte Mal, daß der 
juͤdiſche Pfandverleiher auf dem Vergehen, geſtohlene Sachen wiſſentlich zum Pfand 
angenommen zu haben, betroffen wird; ſo ſoll, auf Vorbitte der Judenſchaft des Orts, 
und nach Befund der von ſelbiger zur Milderung des Vergehens beigebrachten Gründe 
und Umftände, dem Richter erlaubt fein, die in dem $. 16 feſtgeſetzte ordentliche in eine 
außerordentliche Geld- oder Leibesſtrafe zu verwandeln. | | 

$. 22. Wird aber ein ſolcher jüdiſcher Pfandverleiher auf einem dergleichen Verbrechen 
zum zweiten Male betroffen; Io ſoll die geſetzliche Strafe ($. 16 sag.) ohne weitere 
Schonung über ihn verhaͤngt werden. 

$. 23. Kann der jüdiſche Pfandverleiher, welcher eine geſtohlene Sache zum Pfand 
angenommen hat, zwar keiner wirklichen Wiſſenſchaft von dieſer Qualitat der Sache, 
dagegen aber einer Vernachlaͤßigung der in den 9 6 - 10 vorgeſchriebenen Prüfung und 
Vorſicht überführt werden; fo ſoll bei dem erſten Contraventionsfalle die Vorſchrift $. 14 
wider ihn ftattfinden. Wenn er aber zum zweiten Male auf einer dergleichen Contraven⸗ 
tion betroffen wird; ſo ſoll, in ſofern er nicht Staatsbürger iſt, mit der in dem $. 16 
beſtimmten ordentlichen Strafe der Kaſſation ſeines Schutzbriefs, auch ſeiner und der 
Seinigen Fortſchaffung außer Landes verfabren werden. | en 

(N. C. C. de 11787. S. 781. Rabe Bd. 1. Abth. 7. S. 560.) . 


Dieſe Beſtimmungen wurden modificirt durch das Regl. v. 18. Juli 1801 
(J. C. C. Jom. XI. S. 393. Rabe Bd. VI. S. 554 flg.) Dies beſtimmt im H. 1, 
daß künftig die Judengemeinden nicht mehr zum Schadenerſatz verpflichtet 
ſeien, wenn ein Mitglied derſelben einen Diebſtahl begeht, wiſſentlich geſtoh— 
lene Sachen verhehlt oder zum Pfand nimmt und nicht des Vermögens ist, 
den entſtandenen Schaden zu erſetzen, und demgemäß jeder hierin zwiſchen 
den we und jüdiſchen Gemeinden obwaltente Unterfchied aufgeho⸗ 
ben ſei. 

2) In Betreff der Juden in den alten Provinzen find die 89. 16—23 
durch das Ed. v. 11. März 1812 für gänzlich" aufgehoben zu erachten 
(. 7 und 20). Ebenſo die 68. 91 fla. des Regl, welche den jüdiſchen 
Pfandleihern höhere Zinſen zugeſteben und der $. 79, daß die Judenälteſten 
die Pfandbücher der Juden ihrer Gememde reoidiren follen, 


Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden. 493 


3) Für die neuen undzwieder erworbenen Provinzen gelten ſie dagegen 
noch mit der Einſchränkung durch das obige R. v. 18. Juli 1801. 


Zweiter Abſchnitt. 
Formelle Civil⸗Rechts-Verhältniſſe. 


Erſtes Kapitel. 
Gerichts ſt and der Juden. 


Zur Zeit der Publikation der G. O. waren neben den ordentlichen Gerich⸗ 
ten noch ſehr viele beſondere für einzelne Klaffen von Perſonen und Gat⸗ 
tungen von Sachen. Zu den Erſteren gehörten auch die der jüdiſchen Rab⸗ 
biner und Aelteſten, welche Rechtsſtreitigkeiten unter Juden, wenn dieſe auf 
beſondere jüdiſche religiöſe Geſetze und Gebräuche Bezug hatten, mit der 
Wirkung entſchieden, daß gegen ihre Entſcheidung der ordentliche Rechtsweg 
jederzeit ergriffen werden konnte !). 


Aus dem altdeutſchen Verhältniſſe, nach welchem die Juden Schutzunter⸗ 
thanen der landesherrlichen Kammern waren, hatten ſich an einigen 
Orten, z. Bin Berlin und Glogau, ein eximirter Gerichtsſtand der Juden 
gebildet ). 

Durch den §. 29 des Ed. v. 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Ver⸗ 
hältniffe der Juden, iſt der eximirte Gerichtsſtand aufgehoben. Nur in Ber⸗ 
lin behielten ſie ſolchen noch bei. 

Indeß hob auch hier ihn die K. O. v. 17. April 1829 auf;). 

Auf Ihren gemeinſchaftlichen Ber. v. 1. d. M. genehmige Ich, nach Ihrem Antrage, 
mit Aufhebung der im 9. 29. des G. v. 11. März 1812, über die bürgerlichen Verhält⸗ 
niffe der Juden, enthaltenen Beſtimmung, daß die Gerichtsbarkeit über die Juden in Ber: 
lin auf das Stadt⸗Gericht uͤbergehe, mit der Maßgabe, daß die bereits rechtshängigen 
Angelegenheiten im bisherigen Gerichtsſtande beendigt werden. Ich überlaffe Ihnen, 
dieſen Befehl durch die G. S. bekannt zu machen und die betreffenden Behörden demge⸗ 
maß anzuweiſen. (G. S. 1829. S. 24.) 

Das R. des Fürſten Staats Kanzlers und des Juſtiz⸗Min v. 25. Sept. 
1816 hob auch in Glogau die ausnahmsweiſe vom dortigen O. L. G. 
noch übertragene Gerichtsbarkeit über die Juden auf. 

(Jahrb. Bd. 8. S. 252. Gräff Bd. 2. S. 19.) 

Im Großherzogtbum Poſen ſtehen die Juden in Betreff des Gerichts⸗ 
ſtandes den chriſtlichen Einwohnern nach der V. v. 1. Juni 1833 gleichfalls 
vollkommen gleich. 

Daß auch die jüdiſchen Rabbiner keine Befugniß haben actus jurisdictio- 
nis voluntariae in Gemäßheit der jüdiſchen Ritualgeſetze zu beglaubigen, 
beſtimmte das R. v. 22. Okt. 1798. 

(Stengel Bd. 10. S. 187. Rabe Bd. 5. S. 231.) 


— — 


1) Gen. Juden⸗Priv. v. 17. April 1750. $. 21. |. oben und Beſcheidung v. 5. Juni 
1757. (N. C. C. T. II. S. 257.) G. O. I. 2. $. 40. 

2) Beſcheid an den Magiſtrat zu Berlin v. 25. Mai 1702. (C. C. M. T. II. S. 1. 
Vaters Mepert. 11. S. 336.) 

2) Hiernach iſt das R. v. 2 März 1809, wegen des Gerichtsſtandes der konceſſionir⸗ 
ten Juden in Berlin (Mathis Bd. 8. S. 95. Rabe Bd. 10. S. 45) anti⸗ 
quirt. 
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| Zweites Kapitel. 
Beweisverfahren. 


I. Beweis durch Zeugen. 


Juſtinian in ſeiner die Juden nach Möglichkeit herabwürdigenden Ge⸗ 
ſetzgebung, war auch der Erſte, der ihrem Zeugniſſe die Beweiskraft nahm). 
In Sachen zwiſchen Juden und Chriſten wurde das vom Juden zu ſeinen 
Gunſten vorgefchlagene Zeugniß eines Juden gar nicht angenommen?). 
Daſſelbe verordnete noch die Märkiſche Kammergerichts O. v. 1709 Tit. 38 
Dh, 8. 9. ), während die unten folgenden Beſtimmungen der Ger. O. ſich 
an die milderen Beſtimmungen der deutſchen Praxis hielt). War der 
Produzent des jüdiſchen Zeugen die chriſtliche Partei, ſo wurde derſelbe zu⸗ 
gelaſſens). 

In Prozeſſen zwiſchen Chriſten, ſollte nach Juſtinian ebenfalls kein Jude 
als Zeuge zugelaſſen werden s), wovon jedoch ſchon die deutſche Gerichts» 
praxis abwich ) und eben fo die märkiſche Kammergerichts-Ordnungs) und 
demnächſt die A. G. O. 

Nur in dem Falle des Prozeſſes unter Juden ließ Juſtinian das Zeugniß 
eines Juden zu 9). 

Nach der Ger O. J. 10. §. 230. Nr. 12. können Juden in einem Rechts⸗ 
ſtreite zwiſchen einem Chriſten und einem ihrer Glaubensgenoſſen, wenn ſie 
von letzterem als Beweiszeugen vorgeſchlagen werden, kein gültiges 
Zeugniß ablegen, ſondern werden nur der Erkundigung wegen von 
dem Richter abgehört. Wenn aber der vorgeſchlagene jüdiſche Zeuge ein 
einländiſcher Schutzjude iſt, und durch ein Atteſt ſeiner Obrigkeit beſchei⸗ 
nigt wird, daß er noch nie eines Verbrechens wegen in Unterſuchung ge⸗ 
weſen fei, übrigens aber aus den Umſtänden erhellet, daß derſelbe von der 
Sache Wiſſenſchaft hat erhalten können; ſo kann die eidliche Abhörung auch 
auf den Vorſchlag der jüdiſchen Partei erfolgen. Doch können dergleichen 
jüdiſche Zeugen, ſelbſt wenn ihrer mehrere ſind, niemals einen vollen Be⸗ 
weis zum Beſten der jüdiſchen Partei gegen einen Chriſten bewirken, ſon⸗ 
dern ihre Ausſagen verdienen nur in ſoweit Rückſicht, als ſie mit den Aus⸗ 
ſagen anderer chriſtlichen Zeu ugen übereinſtimmen. Der chriſtlichen Par⸗ 
tei ſteht es ebenfalls frei, jüdiſche Zeugen in Vorſchlag zu brin⸗ 
gen, welche jedoch ebenfalls als vollgültige Zeugen nicht zu betrachten 
ſind. Dieſe Qualität gebührt ihnen nur alsdann, wenn der Prozeß, in 
welchem ſie abgehört werden, bloß unter Parteien ihrer Nation geführt 
wird. Uebrigens 8 es bei der Beurtheilung: ob ein füdiſcher Zeuge 


V 1.:21: Cod. de haeret. und in der Nov. Vi Gl 

2) a. a. O. und Const. 26. Cod. 2. qu. 7. F. 1. Koch Gab fast rd 
Note 14: Dieſes Verbot iſt wolbegründet 15 Nückſicht auf zwei Nusſprüche 
des Talmuds. Derſelbe hält mithin die Beſtimmungen des Gdikts v. 11. Marz 
1812, welches alle dergleichen Ausgeburten fanatiſcher Jahrhunderte beſeitiget, 
dr EIN reck 
C. C. M. II. 1. p. 43 

d Puffendorf Obs. I. Nr. 109. ‚Carpzow Def, forens. P. 1. c. 16. D. 71. 
Nr. 7. Cramer Obs. II. p. 1. Oé, 568. Struben rechtl. Bedenken III 
Bd. 67. p 247. d 

5) Nov. 45. c. 2. | 

) 1.21. C. de Haeret. Nov. 45. 9 

) Mascard de probat. d. 945. Nr. 6, 

) Tit 38. 8.9. 

) 1.21. Cod. 1. c. und Nov. 45. c. 1. 
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gültig ſei, und welches Gewicht feine Ausſage habe, keinen Unterſchied, 
wenn auch dem Zeugen oder der Partei die Rechte der chriſtlichen 
Kaufleute beigelegt wären. Wol aber ſteht einem Juden, welchem die 
Rechte chriſtlicher Bürger überhaupt nach ihrem ganzen Umfange 
beigelegt worden, ſeine Religion, in Rückſicht auf die Gültigkeit eines in 
bürgerlichen Rechtsangelegenheiten abzulegenden Zeugniſſes, nicht entgegen. 
Dieſe Beſchränkungen ſind A 

1) in Betreff der alten Provinzen durch das Ed. v. 11. März 1812 
aufgehoben und der $. 88 des Anh. zur G. O. hebt fie überhaupt rückſicht⸗ 
lich der Juden, welche die Rechte der Preußiſchen Staatsbürger erlangt, auf, 
ſo daß ſie mithin auch in allen anderen Landestheilen nicht gelten, wo die 
Ger. O. eingeführt und die Juden Staatsbürger ſind. | 

2) Die R. v. 30. Mai u. 13. Okt. 1812 beſtimmten bereits in erſterer 
Beziehung daſſelbe. (Jahrb. Bd. 1. S. 60. 269. Graff Bd. 2. S. 108. 104. 

Sie lauten: | 3 


a, 

Aus dem von dem K. Kammergerichte unter dem 21. d. M. erftatteten Berichte ift 
DEA worden, welche Verſchiedenheit der Meinungen bei dem Kollegio über die Frage 
obwaltet; * ` 

ob ſeit Emanirung des Ed. der bürgerlihen Verhaͤltniſſe der Juden v. 11. März 
1812 ein Jude, welcher die in den 88. 1 und 2 dieſes Ed. beſtimmte Eigenſchaften 
hat, ein gültiger Inſtrumentszeuge fer? | | 

Es wird dem Kollegio darauf eröffnet, daß die Meinung derjenigen Mitglieder 
deſſelben, welche die aufgeworfene Frage bejahen, nach dem d 20. des angezogenen 
Edikts, woſelbſt die Regel feſtgeſetzt iſt, daß die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden 
nach eben den Geſetzen zu beuccheiten feien, welche andern preußiſchen Staatsbürgern 
ur Richtſchnur dienen, vollkommen gegründet, der dagegen aus dem $. 23. des ange: 
fäbeten Edikts hergenommene Zweifel aber ganz unerheblich iſt, indem daſelbſt den 
Zeugniſſen der Juden nur in Criminalfällen die volle Glaubwürdigkeit, und zwar 
deswegen abgeſprochen wird, weil anzunehmen iſt, daß der Jude in den erwahnten Cri⸗ 
minalfällen nach den Grundfägen ſeiner Religion zu einem eidlichen Zeugniſſe nicht an: 
gehalten, eben darum aber ſeinen freiwilligen Ausſagen kein völliger Glaube beigelegt 
werden könne; wogegen die Beweiskraft der juͤdiſchen Zeugniſſe in Civilfaͤllen unbe: 
ſchraͤnkt, und eben darum die Vorſchrift der allgemeinen Girichtsordnung Thl. I. 
Tit. 10. 5. 230. Nr. 12: in das Edikt mit gutem Vorbedacht nicht aufgenommen, fon: 
dern nach d€ in dem Eingange enthaltenen allgemeinen Beſtimmung für aufgehoben 
zu achten iſt. E , ) 

b) R. v. 13. Okt. 1812 an das K. Stadtgericht in Berlin. | 

Dem hieſigen K. Stadtgerichte wird auf den, auf Veranlaſſung der Vorſtellung der 
Aelteſten der hieſigen Judenſchaft v. 12. v. M. in der Rechtsſache des Juden N. zu N. 
wider den ſich hier aufhaltenden meklenburgiſchen Pferdehaͤndler N. gegen das Dekret 
des Kollegii v. 6. ejasd. unterm 27. erſtattete Bericht, hierdurch zum Beſcheid ertheilt, 
daß die Vorſchrift der allg. Ger. Ordn. Thl. I. Tit. 10. §. 230. Nr. 12., wornach die 
Ausſagen der Juden in Cioil⸗Sachen niemals einen vollen Beweis zum Beſten der 
jüdischen Partei gegen einen Chriſten bewirken ſollen, durch das Ed. v. 11. Marz d. J. 
allerdings aufgehoben iſt, und die Faſſung der Aë, 20— 27. deutlich zu erkennen giebt, 
daß nur die Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung in Anſehung der Form der 
Eidesleiſtung und in Rückſicht der Criminalfälle beibehalten; in Beziehung auf die 
Glaubwärdigkeit der Ausſagen der Juden in Civil⸗Sachen hingegen dem Juden völlig 
gleiche Rechte mit andern Staatsbuͤrgern beigelegt worden, da die Wirkung des Zeugen⸗ 

Eides in Civil⸗Sachen wegen der Verſchiedenheit der Religions-Begriffe und des Kul⸗ 
tus keinesweges an beſondere geſetzliche Beſtimmungen nothwendig gebunden iſt. 

3) Für das Großherzogthum Poſen hebt jene Beſchränkungen der §. 20 
der V. v. 1. Juni 1833 auf. ö 

4) Ja Neu vorpommern ſind die Juden nach dem Patente von 1799 
allgemein den Statutarrechten des Orts unterworfen, wo fie ihren Wohnſitz 
haben, und ſoweit dieſe nicht ausreichen, gelten die allgemeinen Landesge⸗ 
ſetze und das gemeine Recht, alſo auch in Betreff der Glaubwürdigkeit der 
Juden bei nothwendigen und Zeugeneiden. Beſondere Beſchränkungen | 
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oder Erweiterungen der hieraus von ſelbſt folgenden Rechte exiſtiren nicht. 
Vergl. hierüber Thl. I. Abthl. II. Abſchn. VI. und Bornemann bei Koch 
a. a. O. S. 301. 


II. Beweis durch den Eid. 


Moses Maimonides de juramentis secundum leges Hebraeorum, Edit. Miegii 
1672. 

Moller de judaicorum juramentorum a Christianis tam receptorum quam exactorum 
fide et moralitate. Altd. 1698. 

Wildvogel de juramentis judaeorum. Jena 1720. 

Taufenberg, juramenti judaeorum formula, oder der Judeneid, darinnen ihre bis⸗ 
herige Art gegen die Chriſten zu ſchwoͤren, als falſch verworfen, und dagegen eine ans 
dere Art gezeiget wird, mit angehängtem Beweiſe, daß ein Jude ſchuldig ſei, gegen 
die Chriſten eben ſo wie gegen einen andern Juden zu ſchwören. Regensburg und 
Wernigerode 1723 fol. u. Gieſſ. und Ffrth. 1729. 4. 

Stamlor de jurejurando, secundem disciplinam Ebraeorum (vom Judeneide) 
Leipz. 1730. 

Kayser de juramentis judaeorum. Giess. 1741. 

Heißler, Erörterung der Frage: ob die Zulaſſung eines Judeneides wider einen Chri⸗ 
ſten bedenklich ſei. Halle 1778. 

Bodenſchatz, Unterricht uͤber den Judeneid. Ein Anhang zu Seidlers Eidesverwar⸗ 
nungen. Erlang. 1791. 

O ſa n, über den Werth des Judeneides vor chriſtlichen Obrigkeiten. 1794. 

Paalzow, de solennitatibus observandis in juramentis judaeorum. Obsery. ad jus 
Boruss. fasc. 1. obs. VIII. p. 45. 

Koch, a. a. O. S. 93 ff. 


Darüber, wie die Eide der Juden abgeleiſtet werden ſollen, ſind dem 
Weſentlichen nach: 

I) in der A. Ger. Ord. I. 10. 88. 317—351. nachfolgende Vorſchriften 
gegeben, welche nach 9. 20 des Ed. v. 11. März 1812 und $, 20 der V. 
v. 1. Juni 1833 aach heut noch zu beobachten ſind. 


Alle Eide der Juden, die ihnen von dem Gegentheile zus oder zurückge⸗ 
ſchoben, oder von dem Richter auferlegt worden, müſſen in der Synagoge 
oder Schule abgeleiſtet werden ). An Orten, wo keine eigentliche Schule 
ſich befindet, muß die Ableiſtung des Eides in demjenigen Zimmer oder an⸗ 
dern Privargelaffe gefchehen, wo die daſelbſt wohnenden Juden ihre gottes⸗ 
dienſtliche Zuſammenkünfte zu halten pflegen 2). | 


1) Die Synagoge iſt zu dieſem Zwecke auch fremden Juden zu geſtatten. Vergl. 
die K. O. v. 30. April 1837 Thl. I. Abthl. I. Abſchn. X. Kap. I. sub III. A. 
) Gutachten der jüdiſchen Gerichte zu Berlin v. 15. Aug. 1805, betr. den Ort, wo 
gültig Judeneide abgeleiſtet werden koͤnnen. 
Auf Anſuchen des hieſigen Herrn S. A. L. geben wir demſelben das nach 
Allerhoͤchſtem Decreto eines Koͤnigl. Hochpreißl. Kammergerichts erforderliche 
Gutachten uͤber das zu jüdiſchen Eiden erforderliche Lokale. 
Bereits im Jahre 1802 haben wir auf Befehl Sr. Excellenz des Herrn Groß⸗ 
kanzlers über dieſen Gegenſtand einen Bericht abgeſtattet, deſſen weſentlichen 
Inhalt wir hier zuförderft wiederholen: 
Die Ableiſtung des Juden⸗Eides in der Synagoge iſt deswegen eingefuͤhrt, 
weil: e 
1) die Thora dabei erforderlich, und man dieſe nur in hoͤchſt dringenden Fällen 
von einem Ort zum andern bringt, und weil 
die Feierlichkeit der Handlung durch das Ehrwuͤrdige des Orts vermehrt 
wird, und der Eindruck, welchen die Synagoge auf jeden Iſraeliten macht, 
ihn noch mehr von einem, in moraliſcher, religioͤſer und bürgerlicher Hinſicht 
gleich großen Verbrechen abſchreckt. Daß 

3) der Name Adonai in dem Verſe 8 Kap. 16 der Pſalmen, welcher ſich auf 
einer Taſel vor dem Kantor befindet, ein unerläßliches Erforderniß iſt, giebt 
keinen triftigen Grund in jener Rückſicht, weil denſelben Dienſt ſedes 
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Den Fall dringender Nothwendigkeit ausgenommen, müſſen die Juden an 
Sabbathe, Feft: und Buß⸗Tagen mit Eidesleiſtungen verſchont werden; ders 
gleichen Feſttage ſind: zwei Neujahrstage, ein Verſöhnungstag, der erſte, 
zweite, ſiebente, achte und neunte Lauberhütten⸗, der erſte, zweite, fiebente 
und achte Oſtertag und zwei Pfingſttage; der Tag vor dem jüdiſchen Neu⸗ 
jahr und der Tag des Andenkens an die Stadt Jeruſalem. Die jüdiſchen 
Bußtage nehmen mit dem erſten jüdiſchen Neujahrstage ihren Anfang, und 
endigen ſich mit dem Verſöhnungsfeſte. Unter allen übrigen Tagen bleibt 
die Auswahl des Termins zur Eidesleiſtung dem Richter lediglich anheim⸗ 
geſtellt, doch hat es an Orten, wo es bisher üblich geweſen, die Judeneide 
an einem Montage oder Donnerſtage abzunehmen, dabei ferner ſein Be⸗ 
wenden 1). 

Zu jeder Eidesleiſtung muß der Schwörende zwei Zeugen mitbringen; 
auch muß der Rabbiner des Orts, oder ein jüdiſcher Aſſeſſor oder Gelehrter 
gegenwärtig ſein; dieſer Rabbiner, Aſſeſſor oder Gelehrter kann im Noth⸗ 
falle zugleich die Stelle des zweiten Zeugen vertreten. Iſt die Gegenpartei 
des Schwörenden ein im Orte ſich aufhaltender Jude, ſo muß auch dieſer 
bei der Eidesleiſtung in Perſon erſcheinen, welchem ſodann durch den 


gedruckte Buch, worin dieſer Name mit ſeinen Mitlautern ſtehet, ver⸗ 
richten kann. 

Nicht alſo, wie Stengel in ſeinen Beitraͤgen Bd. 13, S. 345 ſagt — wo 
das Gutachten v. 5. Mai 1801 abgedruckt iſt — dieſer letzte Umſtand, ſondern 
jene erſtere haben das im A. L. R. Thl. 1. Tit. 10. F. 317 und 318 befindliche 
Geſetz veranlaßt, nach welchem 

Judeneide in der Synagoge und in Ermangelung derſelben, in einem zu got= 
tesdienſtlichen Handlungen angewieſenen Orte abgehalten werden müſſen. 

Vollkommen einverſtanden mit den Gründen dieſes Geſetzes, koͤnnen wir von 
der Eidesleiſtung in der Synagoge nur alsdann dispenſiren, wenn ein Arzt 
geſetzlich atteſtirt: 

Gei Ce Schwoͤrende ſich nicht ohne Gefahr für feine Geſundheit dahin bege⸗ 
en koͤnne. 
Dieſer allgemeinen Vorausſetzung zufolge, erklaͤren wir im vorliegenden Falle 
den Herrn S. A. L. allerdings für verbunden, den zu leiſtenden Eid in ber bie 
ſigen großen Synagoge abzulegen, wofern er nicht, wie oben erwähnt, ein Zeug⸗ 
niß des Arztes uͤber die fuͤr ihn daraus entſtehende Gefahr beibringen kann. 
Aber auch in dieſem Falle müßte er die Eidesleiſtung in irgend einem nähern und 
geſündern Bethauſe verrichten, wenn er nicht durch Atteſt des Arztes erweis⸗ 
lich macht, daß ſein körperlicher Zuſtand auch dieſe Bewegung nicht ertrage. 
Wenn dieſe Atteſte beigebracht werden, und Hr. ꝛc. L. zur Eidesleiſtung in 
ſeinem Hauſe zugelaſſen wird, ſo iſt hierbei erforderlich, daß 
1) alle in der allgemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. Tit. 10. 99.517 sqq. vorge⸗ 
ſchriebene Formalitäten auf das genaueſte beobachtet werden, die Thora, das 
Waſchen der Haͤnde u. dergl. und auch der oberwaͤhnte Vers 8. Kap. 16 der 
Pſalmen in einem gedruckten Buche vorgezeigt werde, und daß 

2) der hierzu requirirte jüdiſche Gelehrte dem Schwoͤrenden bei Vorleſung der 
Vermahnungen den Umſtand deutlich ans Herz lege, wie die Wichtigkeit des 
zu leiſtenden Eides und das Schändliche und Straffaͤllige eines Meineides 
durch das Profane des Lokals nicht im geringſten geſchwächt werde, und daß, 
wenn ihm wegen ſeiner Kraͤnklichkeit und ſeines hoben Alters geſtattet wird, 
dieſen Eid außerhalb des gewoͤhnlichen Ortes zu leiſten, eben dieſer Umſtand 
ihn auch an den furchtbaren Richter uͤber Leben und Tod, den Rächer des 
Meineides um ſo lebhafter erinnern muͤſſe. 

(Mathis Bd. 2. S. 38. 2. Abſchn. Rabe Bd. 7. S. 612.) 

Vergl. hierüber auch das Gutachten des Ob. L. Rabbiner v. 5. Mai 1812 bei 

Heinemann L 304. 


1) A. G. O. Thl. I. Tit. 10. 88.317323. und Anh. F. 90. 
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Rabbiner, Aſſeſſor oder Gelehrten die Strafe des Bannes angedrohet wird, 


wenn 


er etwa ohne Grund auf der Eidesleiſtung beſtünde, und muß derſelbe 


dieſe Ankündigung mit Amen beantworten 1). Der Schwörende ſelbſt muß 
ſich zur Eidesleiſtung durch Abwaſchung der Hände und durch Anlegung 
des Gebetmantels und der Gebetſchnur vorbereiten. Bei den Eidesleiſtungen 


—— 


* 


In Betreff dieſer Aſſiſtenz jüdiſcher Gelehrten beſtimmt: 

a) das R. des Juſtizminiſt. (v. Kircheiſen) an das K. O. L. G. zu Breslau 
v. 9. Juni 1812. 

Aus dem Berichte des Königl. O. L. G. zu Breslau v. 24. v. M. uͤber die 

Beſchwerde des Kommiſſarii G. iſt zu erſehen, daß daſſelbe der Meinung iſt, daß 

die juͤdiſchen Gelehrten im Fall ihrer ferneren Weigerung durch Zwangsmittel 


zur Aſſiſtenz bei dem von dem G. zu leiſtenden Eide anzuhalten ſind. Da dieſe 


Meinung nach den Geſetzen für gegruͤndet zu achten, indem die Beurtheilung der 
Fähigkeit eines Menſchen zur Eidesleiſtung und die Wirkung eines geleiſteten 


Eides keinesweges von der anmaßlichen Entſcheidung der Rabbiner und jüdiſchen 


Gelehrten abhängig, ſondern lediglich dem Ermeſſen der Obrigkeit nach den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu uͤberlaſſen, hiernach aber der ꝛc. G. 
wegen ſeiner Verheirathung mit einer geſchiedenen Frau und ſeiner ſupponirten 
Abſtammung von Aaron für unfähig zur Ableiſtung eines Eides nicht zu halten, 
am wenigſten aber den Rabbinern und jüdiſchen Gelehrten die Befugniß einzu— 
räumen ift, in Civil⸗Streitigkeiten den Fortgang des rechtlichen Verfahrens durch. 
Verweigerung der ihnen nach der Allg. Gerichtsordn. Thl. I. Tit. X. 8. 324. 
obliegenden Funktionen zu hemmen, und die Definitiv⸗Entſcheidung durch Gin: 


wendungen, die nur das Gewiſſen des Schwörenden und das Intereſſe ſeines 


Gegners angehen, zu verzögern, fo hat das Koͤnigl. Ober Landesgericht die Rab: 
biner und die juͤdiſchen Gelehrten nachdruͤcklich zurechtzuweiſen und weiter in der 
Sache rechtlich zu verfahren. (Jahrb. Bd. 1. S. 62. Graff Bd. 2. S. 16.) 


b) Vergl. auch das R. v. 29. Juli 1825 oben Thl. I. Abthl. I. Abſchn. X. 
Kap. II. sub I. C. 2. S. 149. | 


e) R. v. 13. Febr. 1826, betr. die bei Eidesleiſtungen der Juden zuzuziehenden 
Religionsbeamten. Bo 


Dem K. Oberlandesgericht wird auf den Ber. v. 14. Okt. v. J. wegen der 
bei Eidesleiſtungen jüdiſcher Glaubensgenoſſen in den Provinzialſtaͤdten zuzu⸗ 
ziehenden jüdiſchen Religionsbeamten, im Einverſtändniß mit dem K. Miniſt. 
der geiſtlichen Angelegenheiten, unter abſchriftlicher Mittheilung des darauf Be: 
zug habenden Schreibens v. 11. März v. J. eröffnet, daß in Fallen der betreffen: 
den Art Seitens der Gerichte von den Aelteſten oder Vorſtehern der Juden⸗Ge⸗ 
meinde jedes Orts eine Erklärung darüber zu erfordern iſt: welcher Perſon ſie 
ſich als eines Rabbiners, Aſſeſſors oder ſogenannten juͤdiſchen Gelehrten bediene. 

Das bezogene Schreiben des Minift. d. C. lautet dahin: 


Ew. Exc. beehren wir uns, auf den zur Aeußerung gefaͤlligſt mitgetheilten 
Bericht des Königl. Kammergerichts v. 27. Jan. c., wegen der bei Eibesleis 
ſtungen juͤdiſcher Glaubensgenoſſen in den Provinzialſtädten zuzuziehenden 
jüdiſchen Religionsbeamten, ganz ergebenſt zu erwiedern, daß den Gerichten in 
den Fällen der betreffenden Art nur übrig bleiben wird, von den Aelteſten oder 
Vorſtehern der Juden⸗Gemeinde jedes Orts eine Erklaͤrung darüber zu erfordern: 
welcher Perſon ſie ſich als eines Rabbiners, Aſſeſſors oder ſogenannten jüdiſchen 
Gelehrten bedient. Denn da die jüdiſche Religion in unſerem Staate bloß ge⸗ 
duldet wird, ſo haben die Bekenner derſelben keine kirchliche Offizianten, welche 
als ſolche von der Obrigkeit anzuerkennen oder zu beitäfigen wären. Die Wahl 
der Perſonen, deren die Juden⸗Gemeinden ſich zu ihren kirchlichen Verrichtungen 
oder ſonſtigen religiöſen Gebraͤuchen bedienen wollen, iſt lediglich ihnen ſelbſt 
überlaffen, und es koͤnnen daher auch nur die Gemeinde-Vorſteher oder Aelteſten 
Auskunft darüber geben, wer dieſe Perſonen ſind. 

(Akt. des Juſtizmin. Gen. J. Nro. 24, Vol, 1. fol. 91 und 103. 


d) R. v. 6. Mai 1833. Die Eidesabnahme⸗Gebühren der Rabbiner und Juden⸗ 
Beglaubten gehören zu den baaren, allenfalls aus den Gerichts-Sportel⸗ 
Kaſſen zu beſtreitenden Auslagen. 

(Jahrb. Bd. 41. S. 426. Gräff Bd. 6. S. 271.) e 
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der Jüdinnen bedarf es der Anlegung des Gebetmantels und der Gebet⸗ 1 
ſchnur nicht ). u 
Vor wirklicher Ableiftung des Eides muß der Rabbiner oder Gelehrte 
dem Schwörenden nachſtehende Warnung vorhalten: | 
„Ein jeder gläubige Iſraelit ift ſchuldig, der Obrigkeit, fie ſei jüdiſch oder | 
chriſtlich, bei Rechtsſtreitigkeiten die Wahrheit zu geſtehen, und ſolche auf N 
ihr Begehren, mit einem Eide zu bekräftigen. Ein von der chriſtlichen I 
Obrigkeit geforderter Eid ift alfo, nach der Lehre der Rabbiner, für keinen 1 
unrechtmäßiger Weiſe erzwungenen Eid zu achten. Wer daher die 0 
chriſtliche Obrigkeit durch einen falſchen Eid hintergeht, oder dabei etwas | 
anders denkt, als er fagt, der entheiligt den Namen Gottes und begeht | 
einen Meineid. Der Meineid iſt das ſchrecklichſte Verbrechen, deſſen ſich | 
der Menſch ſchuldig machen kann. Die ganze ſittliche Welt beruhet, (wie 1) 
die Rabbiner ſagen) auf dreierlei, auf Recht, Wahrheit und Frieden. | 
Ungerechtigkeit und Lügen find alfo ſchon an ſich ſelbſt höchſt ſtrafbare ö 
Verbrechen, indem ſie die Zerrüttung der ſittlichen Welt zur Folge haben. 
Bei einem Meineide kommt der Frevel dazu, daß der Meineidige den 
Gott der Wahrheit zum Zeugen der Unwahrheit, und den Gott der Ge. 
rechtigkeit ſelbſt zur Beſtrafung der Ungerechtigkeit auffordert, und alſo | 
den Namen des Allerhöchſten bei einer ſehr ſchändlichen That mißbraucht. ) 
Daher auch die ganze Welt erſchüttert worden, als der Gott unſerer | 
Väter auf dem Berge Sinai die Worte hat hören laſſen; | 
Du ſollſt den Namen des Ewigen deines Gottes nicht bei einer Un: 
| wahrheit mißbrauchen. l 
Wenn jeder andere Verbrecher durch Buße und Sinnesänderung von | 
der Strafe Gottes ſich befreien kann, fo kann doch der Meineidige durch 5 
die ſtärkſte Buße ohne hinlänglichen Erſatz keine Vergebung hoffen: denn 
| es heißt ausdrücklich: | 
Der Ewige, dein Gott, wird denjenigen nicht ungeſtraft laſſen, der ſei⸗ 
nen Namen bei einer Unwahrheit mißbraucht. | 
Bei einem jeden andern Verbrechen trifft die Strafe blos den Sünder b 
| und die Mitſchuldigen, oder die dem Uebel hätten ſteuern können; bei | 
einem Meineide aber leidet die ganze Familie des Verbrechers; ja das 
ganze Land, in welchem er wohnt, empfindet die darauf folgende gött⸗ 
liche Strafe. | 
Bei einem jeden andern Verbrechen wird dem Verbrecher öfters durch | 
die Langmuth des barmherzigen Gottes eine Zeitlang nachgeſehen; auf | 
einen Meineid aber folgt die Strafe unverzüglich und alſofort; denn fo 
| heißt es in dem Propheten Zacharias Kap. 5. V. 4. 
| Ich will den Fluch hervorbringen, fpricht der Herr Zebaoth, daß er | 
ſoll kommen über das Haus des Diebes und über das Haus derer, die 
bei meinem Namen fälſchlich ſchwören, und er ſoll bleiben in ihrem | 
auſe und ſoll es verzehren, ſammt feinem Holz und Steinen.“ | 
(A. G. O. a. a. O. F. 330.) 5 | | 
Dem Rabbiner oder Gelehrten ſteht es frei, dieſer vorgeſchriebenen War⸗ | 
nung noch andere ſchickliche, den Umſtänden angemeſſene Vermahnungen 
und Gründe beizufügen. Nach der Admonition muß die dabei gegenwärtige 1 
Gerichtsperſon, mit Beihülfe des jüdiſchen Gelehrten, die Sühne nochmals 


— — — ( Bh b—ñ— — 
/ Ehe U 


1) A. G. O. Th. I. Tit. 10. 8 324— 329. und Anh. §. 91. Die Gutachten, auf 
Grund deren die letzterwähnte Beſtimmung in den Anh. aufgenommen wurde | 
éen III. S. 152, Heinemann I. 9.299. 
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verſuchen; läuft dieſer Verſuch fruchtlos ab, und beſteht alſo der Gegen⸗ 
theil auf der Ableiſtung des Eides; ſo rufen die anweſenden Juden einan⸗ 
der zu: 
— von dem Aufenthalte dieſer frevelhaften Leute! 
worauf ſich alle Juden, bis auf den Rabbiner oder Aſſeſſor und die Zeugen, 
entfernen. Der Rabbiner oder Aſſeſſor redet hierauf den Schwörenden an: 
Wiſſe, daß du nicht nach deinem Sinne und deiner Auslegung der 
Worte; ſondern nach dem Verſtande, den wir und die Richter mit 
den Worten verbinden, den Eid ablegeſt. 
Nach dieſer zweiten Ermahnung tritt der Schwörende vor den Geſetz⸗ 
ſchrank, der Klopfer öffnet die Thüre des Schranks, nimmt eine bekleidete 
Thora heraus und giebt ſie dem Schwörenden in den Arm; alsdann wird 
dem Schwörenden, wenn derſelbe Geſchriebenes leſen kann, die Formel des 
Eides, welchen er ableiſten ſoll, in die Hand gegeben, und er eröffnet den 
Schwur mit den Worten: 
Ich ſchwöre bei Adonai dem Gott Iſraels ꝛc. 

Am Schluffe des Eides wird die Bekräftigungsformel beigefügt: 
wenn ich falſch ſchwöre, ſo müſſen mich alle die Strafen treffen, 
welche mir in der geſchehenen Vermahnung angedeutet worden. Amen. 

In der Eidesformel muß das Wort Adonai mit den hebräiſchen Mitlau⸗ 
tern des Worts Jehovah verzeichnet fein. (X. G. O. a. a. O. $$. 331—337.) 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß wenn der Schwörende der deutſchen 
Sprache nicht kundig iſt, die Eidesformel, mit Inbegriff vorgedachter An⸗ 
fangsworte, in ſeine Sprache durch einen vereideten Dolmetſcher überſetzt 
werden, und dieſer Letztere der Eidesabnahme beiwohnen müſſe. 

(A. G. O. a. a. O. $. 338.) 

Es muß aber derjenige, welcher den Eid abnimmt, das Wort Adonai 
nicht mit vorſagen; ſondern nur gedachtes Wort auf der in der Schule be— 
findlichen Tafel dem Schwörenden vorzeigen, damit er ſolches ſelbſt aus» 
ſpreche, weil die Wiederholung des Worts Adonai bei einerlei Handlung 
nach jüdiſchen Religions⸗Grundſätzen für ſündhaft angeſehen wird. 

Um die Eides handlung nicht zu unterbrechen, muß derjenige, welcher den 
Eid abnimmt, den Schwörenden wegen dieſes Umſtandes vorläufig un. 
terrichten. | 

Die bei der Eidesleiſtung gegenwärtige chriftliche Gerichtsperſon muß 


den ganzen Vorgang umſtändlich zum Protokoll verzeichnen, und darauf 


Acht geben, daß der Eid dieſer Vorſchrift gemiß abgenommen werde. 
(A. G. O. a. a. O. $$. 338—342.) 

In Sachen der Juden gegen Juden bedarf es bei jüdiſchen Zeugen keines 
Eides, ſondern es werden dem Zeugen nur die zehn Gebote, und die im 
Moſaiſchen Geſetze ausdrücklich befohlne Pflicht, als Zeuge die Wahrheit 
zu ſagen, von dem Rabbiner oder Gelehrten ernſtlich zu Gemüthe geführt. 

Wenn Chriſten bei einer Rechts ſache ein Intereſſe haben, fo können auch 
die jüdiſchen Zeugen der Ableiſtung des förmlichen Zeugeneides ſich nicht 
entziehen. Die Abnahme des Eides geſchieht alsdann ebenfalls mit Zuzie⸗ 
bung eines Rabbinen oder jüdiſchem Aſſeſſors und der Zeugen, auch mit 
den vorbemerkten bei andern Judeneiden vorgeſchriebenen Feierlichkeiten. 

(A. G. O. a. a. O. $. 343— 345.) 

Dagegen aber darf 

1) der Zeugeneid nicht nothwendig in der Schule, ſondern er kann auch 

an gewöhnlicher Gerichtsſtätte abgeleiſtet werden. | 

2) Es bedarf nicht des vorgeſchriebenen Sühneverſuchs, Zurufs und der 

wiederholten Admonition. 
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3) Die vorgeſchriebene Vermahnung findet nur in dem ſeltenen Falle 
ſtatt, wo der Producent ein Jude, und bei der Abnehmung des Zeus 
geneides perſönlich zugegen wäre. 

4) Dem ſchwörenden Zeugen muß der Rabbiner oder Aſſeſſor ſtatt der 
Thora die Tephillim in den Arm geben. 

5) Dem des Leſens unkundigen Zeugen müſſen die Mitlauter des Wor⸗ 
tes Jehovah ſtatt der in der Schule befindlichen Tafel, ſo wie ſie in 
der Eidesformel ſelbſt verzeichnet ſind, zum Ausſprechen vorgewieſen 
werden. (A. G. O. a. a. O. $. 346.) we" 

Zu bemerken ift, daß nach talmudiſcher Lehre die Eidesleiſtung 
nicht unkräftig, wenn auch der dabei gebrauchte Tallas nicht mit 
den gewöhnlichen oder nicht ganz förmlich eingerichteten Zizis oder 
Fäden verſehen iſt. 

(Gutachten v. 25. Sept. 1792 und 10. Nov. 1792. — Kleins Annalen Bd. X. 
88. 289 —306. Heinemann J. S. 281 flg.) 

Die Judenweiber können nur zu einer Zeit, wo ſie von der monatlichen 
Reinigung frei ſind, ſchwören; fällt daher der zur Eidesleiſtung angeſetzte 
Termin in die Zeit ihrer monatlichen Reinigung; ſo liegt ihnen ob, deſſen 
Verlegung zu ſuchen. Der Schwangerſchaft wegen können jüdiſche Weibs— 
perſonen ſich der Eidesleiſtung nicht entziehen, wenn jedoch der Gegentheil 
oder bei Zeugeneiden beide Parteien die Ausſetzung des Eides bis nach ers 
folgter Niederkunft ſich gefallen laſſen, fo ſoll ihnen der Richter darin nach⸗ 
ſehen. Kindbetterinnen können nicht eher, als nach erfolgter Reinigung zur 
Ableiſtung eines Eides angehalten oder zugelaſſen werden. 

Jüdiſche Weibsperſonen, die außer der Ehe geſchwängert worden, können 
unter dem Vorwande, daß ſie um deswillen von den gottesdienſtlichen Ver⸗ 
ſammlungen der Gemeinde ausgeſchloſſen wären, von der Ableiſtung des 
Eides in der Synagoge, wenn der Gegentheil darauf beſteht, nicht dispen⸗ 
ſirt werden. (A. G. O. a. a. O. $. 347350.) 

Die Glaubwürdigkeit und Beweiskraft des von einer Jüdin abgelegten 
Zeugniſſes ſoll lediglich nach den Geſetzen des Staats, ohne Rückſicht auf 
den Unterſchied des Geſchlechts, beurtheilt werden. (A. G. O. a. a. O. $. 351.) 

2) Was die einzelnen Arten der Eide und zwar 

a) den gerichtlichen Eid betrifft, ſo ſind die Juden zur Eidesdelation 
ſowohl als zur Zurückſchiebung des ihnen vom Gegentheile angetragenen 
Eides befugt. (A. G. O. Th. I. Tit. 10. §. 256. 291.) Auch kann 


b) den Juden ein nothwendiger Eid, ein Erfüllungs- oder 
Reinigungseid auferlegt werden; wenn jedoch Juden mit Chriſten fireis 


ten, ſo mußte nach der G. O. vorzüglich den Letztern ein nothwendiger Eid 


abgefordert werden, es wäre denn geweſen, daß überwiegende Gründe vors 
handen, dem Juden mehrere Glaubwürdigkeit als dem Chriſten beizulegen. 
(A. G. O. Th. I. Tit. 13. 8. 21.) — Dieſe Beſtimmung iſt durch den Anh. bh, 105 
aufgehoben. 

o) Daß die Abgabe einer Verſicherung mittelſt Handſchlags an 
Eidesſtatt an die Obrigkeit in einer, öffentliche Abgaben betreffenden An⸗ 
gelegenheit nach jüdiſchen Glaubensgrundſätzen keines weges für eine ſünd⸗ 
liche Handlung zu erachten, führt das Gutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbi⸗ 
ners v. 22. Juni 1820 aus. (Heinemann Bd. 1. S. 314—316.) 

3) In der Rheinprovinz findet auf Grund unpublizirter Verfügungen 
bei Eidesleiſtungen, mit Ausnahme des Eides der Geſchwornen, in der Praxis 
eine Abweichung von den in den franzöſiſchen Geſetzbüchern enthaltenen 
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Vorſchriften Statt, indem an Stelle der vorgeſchriebenen Form die religiöſe 
Form, nach Verſchiedenheit des Glaubens des Schwörenden, wieder einge— 
führt iſt. Das Zeremoniell bei Eidesleiſtungen der Juden wird jedoch nicht 
öffentlich beobachtet; ſondern der ſchwörende Jude, wenn er als Zeuge ver: 
nommen wird, leiſtet zunächſt den Eid in der vorgeſchriebenen bürgerlichen 
Form und legt darauf ſein Zeugniß ab. Sodann wird er mit in das Deli⸗ 
berationszimmer genommen, von dem beſtellten Rabbi oder Gelehrten nach 
Vorſchrift der A. G. O. vermahnt und in Gegenwart der mitgebrachten jüs 
diſchen Schwurzeugen, des Richterperſonals und der Intereſſenten, vereidigt. 

III. Während nach der Praxis des Gemeinen Deutſchen Rechts Urkunden 
in jüdiſcher Sprache und Schrift als Beweismittel gegen Chriſten angenommen 
wurden — Cramer observ. Tom. II. obs. 507 — beſtimmte das Preuß. 
Recht ſowohl in dem Gen. Jud. Priv. v. 17. April 1797 cap. III. F. 6., als im 
L. R. II. 8. §. 590 das Gegentheil und auch das Ed. v. 11. März 1812 
§. 2 verlangt deutſche Sprache und Schrift. Im Uebrigen gelten über den 
Beweis durch Urkunden in Anſehung der Juden die Grundſätze des gemei— 
nen Preußiſchen Rechts. 

Die Beweiskraft der Handlungsbücher jüdiſcher Kaufleute 
anlangend 1), In bewieſen die Handlungsbücher der Juden, welche die Rechte 
chriſtlicher Kaufleute nicht hatten, nur gegen deren Glaubensgenoſſen. War 
jedoch ein ſolcher Jude Unternehmer einer Fabrike oder ein Bankier; ſo 
bewieſen ſeine Bücher auch gegen chriſtliche Kaufleute, die ſich in Wechſel 
oder Fabrikengeſchäfte mit ihm eingelaſſen; doch konnten Handlungsbü— 
cher, welche in jüdiſcher Sprache geführt, als Beweismittel nicht gebraucht 
werden. A. L. R. Th. II. Tit. 8. 88. 588 — 590. Dieſe Beſtimmungen find 
für die alten Provinzen aufgehoben durch das Ed. v. 11. März 1812 und 
für Poſen durch die Verf. v. 1. Juni 1833 in Anſehung der naturaliſirten 
Juden. 

Den Handlungsbüchern der Juden, welchen die Rechte chriſtlicher Kauf— 
leute verliehen waren, kam im Uebrigen ſchon früher eben die Beweiskraft 
zu, als den Büchern chriſtlicher Kaufleute; dieſe Beweiskraft ſchränkte ſich 
jedoch auf ſolche Handlungsgeſchäfte ein, die nach dem Zeitpunkte vor⸗ 
gefallen, da der Jude die Rechte chriſtlicher Kaufleute erhalten hatte. 
Hatte ein mit dieſen Rechten nicht verſehener Jude die chriſtliche Religion 
angenommen: fo hatten feine Bücher nur in Abſicht der nachher betriebenen 
Handlungsgeſchäfte Beweiskraft. A. L. R. Thl. 8. 88. 585 —587 Diefe 
Beſtimmungen finden jedoch keine praktiſche Anwendung mehr, bo ber, 
gleichen Special⸗Rechte der Juden nicht mehr exiſtiren. 


— —— eg 


1) In Anſehung des gemeinen Rechts vergl. Struben rechtl. Bedenken III. 
S. 486. Glück Kommentar XII. S. 385. Cramer Obs. T. II. obs. 507. 
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Dritte Abtheilung. 
Die criminalrechtlichen Verhältniſſe der Juden. 


Erſter Abſchnitt. 


Verbrechen, welche in Beziehung auf Juden mit beſonderen 
Strafen belegt ſind. 


Die Verbrechen der Juden werden nach den allgemeinen Criminalge⸗ 
ſetzen beſtraft, wovon nur die folgenden Ausnahmen gemacht, die jedoch 
in den alten Provinzen durch §. 7. des Ed. v. 11. März 1812 und 
im Großherzogthum Poſen durch F. 27. die V. v. 1. Juni 1833 aufgeho⸗ 
ben find. In den Landestheilen, wo das franzöfifche und gemeine deutſche 
Recht gilt, beſtehen dieſe Ausnahmen gleichfalls nicht. Es Toll a 

1. bei Münzvergehen der Jude aa der Strafe den Schutz verlieren. 

Ei R. II. 28. F. 264.) Ra E 

2. Bei Acciſe und Zollverbrechen ſollten fie nach §. 293. 1. c. für ihr 
Geſinde und ihre im Hauſe befindlichen Ehegatten und Anverwandten haf⸗ 
ten. Dies iſt jedoch ganz allgemein durch die neuere Steuergeſetzgebung 
aufgehoben. | | 

3. Auſ den Ankauf oder die Pfandnahme geftohlener Sachen beſtimmen 
die 88. 1243 — 1247 J. c., wenn es wiſſentlich geſchehen, den Verluſt des 
Schutzes und die Wegſchaffung aus dem Lande mit Modifikationen, je 
nachdem die Sache oder deren Werth wiedergeſchafft werden kann oder 
nicht und der Kauf zwar nicht wiſſentlich geſchehen iſt aber doch mit Ver⸗ 
letzung der geſetzlichen Vorſchriften. Es beſtimmten demnächſt hierüber noch 
das R. v. 9. Febr. 1810 (Mathis Bd. 9. S. 49. Rabe Bd. 10. S. 272.) 
und über die Vollſtreckung der Landes verweiſung gegen inlän— 
diſche Juden | | 

a. das R. des K. Min. des Inn. (Köhler), v. 22. Aug. 1819, an die 
K. Reg. zu Oppeln. | | HA 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 19. Juni d. J. eröffnet, daß, wenn die Wege 
ſchaffung eines ſolchen im Lande gebornen Juden, der das Staatsbuͤrgerrecht nicht 
gewonnen hat, durch die Verweigerung der Annahme Seitens aller Graͤnzlaͤnder unmöglich 
wird, der Aufenthalt deſſelben im Lande zwar ferner geſtattet werden muß; die mit 
dem ſtaatsbuͤrgerlichen Status verbundenen beſonderen Rechte aber können nicht einges 
räumt, ſondern ſolche Juden muͤſſen immer als Fremde, die ſich im Lande aufhalten, 
betrachtet werden. (A. III. 9634. 56.) 

b. Das R. des Min. des Inn. und der Pol. (v. Schuckmann) v. 
11. April 1821 an ſämmtl. K. Reg. mit Ausſchluß der Rheiniſchen. 

Der K. Reg. wird hierdurch, in Uebereinſtimmung mit dem K. Juſt. Min. eröffnet, 
daß in denjenigen Fällen, worin die nach dem A. L. N. 2. Tit. 20. 8. 1243 gegen ein⸗ 

eimiſche Juden zu erkennende Wegſchaffung aus dem Lande wegen der mit bengch⸗ 
barten Staaten nen Bartels, Transport- oder anderen Verträgen entweder gar 
nicht, oder doch nur mit großen Schwierigkeiten zu vollſtrecken ſein ſollte, derſelben 
Anſtand zu geben, und dagegen die Einrichtung zu treffen iſt, daß der Jude an 
ſeinem bisherigen Wohnorte unter Feen dere polizeiliche Obſervation 
geſtellt wird. (Ann. Bd. 5. S. 407.) 

Er iſt hierbei, wie ſchon bemerkt, nicht außer Acht zu laſſen, daß dieſe 
R. nur einen höchſt beſchränkten Wirkungskreis haben, da ſie gegen keinen 
jüdiſchen Staatsbürger zur Anwendung kommen dürfen, indem die 
Strafe der Landesverweiſung nach dem L. R. II. 20. 88. 191—195 nur 
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noch gegen Ausländer ſtattfindet, in Bezug auf In länder ſchon 
durch die K. O. v. 4. Jan. 1744 (C. C. M. cont. II. Nr. 1. p. 169.) abge⸗ 
ſchafft wurde und in den allegirten $$. 1243—1246 des Crim. Rechts, 
wie auch das vorſtehende R. v. 22. Aug. 1819 ganz richtig annimmt, das 
damalige Schutzverhältniß der Juden, welches durch das Staatsbürgerrecht 
derſelben beſeitiget worden, weſentlich vorausgeſetzt iſt. 

4. Auf den muthwilligen Banquerut ſteht nach $. 1462 a. a. O. gleich⸗ 
falls der Verluſt des Schutzes für den Deliquenten und ſeine Familie. 


Zweiter Abſchnitt. 
Criminal⸗ Verfahren. 


Hier beſchränken ſich die Abweichungen vom gemeinrechtlichen Verfahren 
auf die Beſchränkung der Gültigkeit des jüdiſchen Zeugniſſes und dieſe 
dauert auch nach dem Ed. v. 11. März 1812 §. 22 und der V. v. 1. Juni 
1833 $. 20 noch fort, welche letztere beſtimmen, daß es bei der Feſtſetzung 
der Crim. O. §. 335. Nr. 7 und 357. Nr. 8, daß keine Juden in den 
benannten Criminalfällen zur Ablegung eines eidlichen Zeugniſſes gezwun⸗ 
gen werden können, ſo wie bei den daſelbſt beſtimmten Wirkungen eines 
freiwillig geleiſteten Zeugeneides verbleibe. Es beſtimmt nun 

1. die Crim. Ord. a. a. O. übereinſtimmend mit der G. O. I. 10. 
58. 352—354*), 

„In Criminalfällen, wo es auf harte Leibes oder Lebensſtrafe ankommt, 
ſoll kein Jude, männlichen oder weiblichen Geſchlechts, zur Ablegung eines 
eidlichen Zeugniſſes gezwungen werden. 

Auch freiwillige Ausſagen jüdiſcher Zeugen können in dergleichen Faͤllen 
niemals einen vollen Beweis ausmachen. 

Bei geringen Verbrechen, die nach den Geſetzen nur mit Geld- oder 
mit einer allenfalls in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß- Strafe 
geahndet, werden, iſt das eidliche Zeugniß eines Juden zuläffig und glaub⸗ 
würdig. | 

2. R. v. 1. Mai 1835. Jüdiſche Zeugen find auch in Injurien- 
ſachen zuzulaſſen und deren Zeugeneide an gewöhnlicher Gerichtsſtelle abzu⸗ 
nehmen. 

a Sie ſelbſt nicht verkennen, daß die Vernehmung der jüdiſchen Zeugen nach 
§. 88. des Anh. zur A. G. O. in Civilprozeſſen und nach $. 357. Nr. 8 der Crim. O. 
in Criminalunterſuchungen, dafern die Strafe nicht über 50 Rthlr. oder 6 woͤchentliches 
Gefangniß anſteigen kann, zuläſſig ift, fo folgt von ſelbſt, daß die Abhoͤrung auch in 
Injurien⸗Prozeſſen, wenn nicht eine hoͤhere Strafe zu erwarten iſt, zuläſſig ſein 
muß, es mögen dieſelben zu den Civil⸗ oder Strafſachen gerechnet werden, oder zwiſchen 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur uͤberlaſſen werden, diejenigen Um⸗ 
ſtaͤnde, welche im vorliegenden Falle die Glaubwürdigkeit der in Vorſchlag gebrachten 
jüdiſchen Zeugen ſchwachen, zur Beurtheilung des erkennenden Richters nachzuweiſen. 

Eben ſo iſt Ihr Verlangen, daß die Zeugeneide in der Synagoge abgeleiſtet werden 
ſollen, in den Geſetzen nicht gegründet. Dieſe Foͤrmlichkeit iſt nach A 317. Tit. 10. 
Thl. I. der A. G. O. bloß bei den Parteien⸗Eiden der Juden vorgeſchrieben, hingegen 
nach §. 346. Nr. 1 a. a. O. bei Zeugeneiden nicht zur nothwendigen Bedingung 

emacht. 
; iii, Akt. I. 1600. Gen. Z. No, 6. Fol. 106, 


1) Dieſe Beſtimmungen gehen gleichfass von Juſtinian aus, — const. 25. Cod. 
2. qu. 7. — find aber in den Religions⸗Anſichten der Juden begründet, wie 
dies auch das R. v. 30. Mai 1812 ausdrücklich bemerkt. (Jahrb. Bd. 1. S. 60. 
Graff Bd. 2. S. 103.) 
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A. 


Abgaben. 73. — in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen. 349. — ruſſiſch⸗polniſcher 
Juden. 444. 


Adreſſen. 44. 

Atteſte der juͤdiſchen Religions⸗Geſellſchaft. 143. 

Aemter. 281. — in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen. 345. 

Akademiſche Aemter. 281. 

Alte Provinzen. 202. — ausländiſche Juden in denſelben 423. 

Ankauf geſtohlenen Gutes. 503. | 

Armenweſen. 192. 

Aufenthaltsgeſtattung für ausländifche Juden. 423. 

Aufgebot. 464. 

Aufſichtsbehoͤrden in Poſen 310. 

Auktions kommiſſarien 284. 

Ausländiſche Juden. 420. — insbeſondere Aerzte. 443. — Dienſtboten. 435. — 
Handelsleute. 438. — Handwerker. 440. — deren Beſuch von Bädern. 444. — 
Einſchleichen derſelben. 425. — deren zeitiger Aufenthakt. 423. — Schullehrer. 
444. — Studenten. 439. — 

B. 


Baden, Verhältniſſe der Juden daſelbſt. 21. 

Baden der Judenfrauen. 73. 

Ba de haus. 128. 

Bann. 123. 

Bau-Inſpektoren. 183. 

Baiern, Verhältniffe der Juden daſelbſt. 21. 

Beamte der juͤdiſchen Religionsgeſellſchaft. 143. 

Bedingung, nicht zum Chriſtenthum überzutreten. 115. 

Beerdigung. 70. 72. 

Begräbnißweſen. 130. 

Belgien, Verhältniſſe der Juden. 24. 

Benennung der Juden, öffentliche. 43. 

Bergſche ehemalige Großherzogliche Landestheile, 376. — Niederlaſſung daſelbſt. 399. 

Beſchneidung. 72. 

Beſitztitel. 153. 

Bethaͤuſer. 91. 

Beweis. 494. 

Böhmiſches ehemaliges Territorium. 364. 

Buͤren, Kreis. 388. 

Buͤrgereid. 99. 

Bürgerrecht. 277. — in der Lauſitz. 35 1. — in den ehemaligen ſächſiſchen Landes⸗ 
tbeilen. 344. — in dem ehemaligen königl. weftphäl. Territorium. 388. 

Bundesgeſetzgebung. 19. 

Burbach, Amt. 362. 


C. 
Chriſtenthum, Beförderung des Uebertritts der Juden zu demſelben. 108. 
Churheſſen, Verhaͤltniſſe der Juden daſelbſt. 22. 
Civilſtands-Regiſter. 59. 

D. 
Danzig. 284. 


Dänemark, Verhältniſſe der Juden 24. 
Darlehn. 486. 


Deutſchland, Geſchichte der Juden daſelbſt. 8. 
Dezem. 106. 
C. 


Ehe. 462.463, 

Eheliche Kinder. 481. 
Eheſcheidung. 469. 459. 
Chepakten. 486. 

Eid. 496. 
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Eidesleiſtungen. 122. 

Eintrittsgeld bei Aufnahme in die Gemeinde. 121. 
Elementarſchulen, Beiträge der Juden. 183. 
Erbrecht. 459. 485. 

Erbregulirungen. 457. 

Exekution gegen Juden-Gemeinden. 81. 


Ü + 
Familiennamen. 55. 274. — Veraͤnderung berfelben. 114. 
Familienſtiftungen. 195. 

Feiertage. 490. 

Teldmeffer. 283. 

Frankreich, Verhaͤltniſſe der Juden. 24. ger? 

Srankfurtfche 8, Großherzogl. ehemaliges Territorium. 390. 
Franzoͤſiſche ehemalige Landestheile. 364. — Niederlaſſung daſelbſt. 399. 
Freie Städte, Verhältniffe der Juden. 24. 

Freizügigkeit. 391. 

Fremde Juden in Pofen. 309. 


Garantie der Verfaſſung der Juden. 40. 

Gefangene, juͤdiſche. 96. 

Gelehrte, juͤdiſche. 151. 

Gemeinde, jüdiſche, Verhältniß zum Staate 75. 

Gemeindeämter. 282. 

Gemeinde-Buͤrgerrecht. 45. 277. 

Gemeinde⸗-Beduͤrfniſſe, deren Repartion 137. 

Gemeinde-Verwaltung in Poſen 305. 314. 

Gerichtstermine am Sabbath. 95. 

Gerichtsſtand 493. — der jüdiſchen Religionsgeſellſchaft. 87. 

Gewerbebetrieb in Poſen. 329. 

Geſchichte der Juden. 1. — in Danzig. 284. — in dem ehemals großherzogl. Berge 
ſchen Territorium. 376. — in dem ehemals königl. weſtphäliſchen Territorium. 
377. — in dem Kulm und Michelauer Kreiſe und der Stadt Thorn mit Ges 
biete. 336. — in den ehemals ſaͤchſiſchen Landestheilen. 339. — in Neuvorpom⸗ 
mern. 354. — im Herzogthum Weſtphalen. 358. — in den alten Provinzen. 203. 
— in Schleſien. 215. — in Preußen ſeit 1814. 37. — in den ehemals franzoͤſi⸗ 
ſchen Landestheilen. 364. — der privatrechtlichen Verhältniſſe. 451. 

Geſindedienſt in andern Landestheilen. 418. 

Gewerbeſteuer. 74. N np 

Gottesdienſt, Freiheit in deſſen Ausübung. 91. — beten Feier. 122. — in dem 
ehemals Königl. weſtphäl. Territorium. 382. -— in den ehemals fähfifchen Lanz 
destheilen. 351. ` 

Grundeigenthum. 45. 278. — in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen. 344. — 
in Poſen. 326. — in der Lauſitz. 351. 

Guͤtergemeinſchaft. 486. 

Gymnaſialſchüler, Schreiben am Sabbath. 96. 


Handel in den ehemaligen ſaͤchſiſchen Landestheilen. 348. — in der Lauſitz. 351. 
Handelsleute, auswärtige. 438. 
Handels verkehr in andern Territorien. 408. 
Handlungsbücher. 275. 
Handwerk⸗sgeſellen, Reifen in anderen Landestheilen. 417. — auswaͤrtige. 440. 441. 
Hanndͤverſche ehemalige Territorien. 362. 
Hauſirhandel in Poſen. 329. — in den ehemaligen ſäch ſiſchen Landestheilen. 346. 
— in den ehemaligen Koͤnigl. Saͤchſiſchen Landestheilen. 415. 
Henneberg, Grafſchaft. 353. 
Heſſen Darmftädtfche ehemalige Territorien. 358. 
Heſſen Darmſtadt, Verhaͤltniſſe der Juden. 22. 
Holland, Verhältniſſe der Juden. 24. 
Homagiateid. 98. 
Hoͤrter, Kreis. 388. 
e 


. | 
Jahrmärkte in den ehemaligen Königl. Sächſiſchen Landestheilen. 415. 348. 
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Injurienſachen. 504. 

Inteſtat⸗Erbfolge. 458. 

Juͤdiſche Gefangene. 96. 

Juͤdiſche Religionsgeſellſchaft bildet keine juriſtiſche Perſon. 855 — deren 
8 zum Staate. 84. — eine geduldete. 83. — deren Verhältniß zur chriſtli⸗ 

en. 1 

Judengemeinden, keine Korporationen. 75. 

Judenregiſter. 63. 

Judenweſen im Großherzogthum Poſen. 305. 

Jugendunterricht in Poſen. 311. 324. 


Jurisdiction. 47. 
K. 
Kinder ausländiſcher Juden. 423. 
Kirchengeſellſchaft, deren Vermoͤgen. 153. 
Kirchenkollekten. 74. 
Kirchhofsweſen. 130. 
Kirchenverband. 121. 
Kloͤtze, Amt. 362. 
Kone ben 1 ae 
onfiftorien in den ehemaligen franzoͤſiſchen Landestheilen. 369, — i i⸗ 
gen Koͤnigl. Weſtphäliſchen Territorien. 382. R S | KN eng? 
Korporationen, jüdiiche in Poſen. 322. | 
Korporations-Verpflichtungen in Pofen. 331. 
Koften der religiöfen Verbindung. 128. 
Krankenhäuſer. 195. 
Kurköln. 359. 
Kulmer Kreis. 336. 


L. 


Landesverweiſung. 503. 

Landhebammen. 74. 

Lauſitz, Verhältniffe der Juden. 351. 

Lehrer. 161. — deren Rechte. 180. - 

Leibzoll. 213. — in den ehemaligen ſaͤchſiſchen Landestheilen. 349. 
Literatur, die Juden betr. 1. 29—33. 205. 290. 339. 451. 


M. 


Magiſtrats mitglieder. 282. 
Mamre⸗Storchow. 488. 

Märkte am Sabbath. 94. 

Mark Brandenburg, Geſchichte. 203. 
Meklenburg Schwerin, Verhaͤltniſſe der Juden. 23. 
Medizinalperſonen, jüdiſche. 103. 
Michelauer Kreis. 336. 5 

Milde Stiftungen. 195. 
Militairdienſt. 51, in Poſen. 306. 312. 
Militair, deſſen Vereidigung. 100. 
Minden, Reg. Bezirk. 388. 
Muͤnzvergehen. 503. 


N. 


Naſſauſche, ehemalige Territorien. 361. 

Naturaliſation der J. in Poſen. 386. 313. 324. 326. 

Naturaliſation, ausländiſcher J. 420. — in den einzelnen Territorien. 395. 396. 
Neuerungen, in Religionsgebraͤuchen. 94. 

Neuvorpommern. 354. — Handels verkehr. 410. 

Niederlaͤndiſche, ehemal. Territorien. 364. 24. 

Nieder-Lauſitz. 351. 

Nordamerika, Verhältniſſe der J. 24. 


+ 
Oberauff icht des Staates auf die jüd. Religionsgeſellſchaft. 88. — auf die juͤd. 
Gemeinden. 75. — auf das juͤd. Schulweſen. 158. 
Ober⸗Lauſitz. 351. 
Oeſterreich, Verhaͤltniſſe der J. 21. 
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Paderborn, Kreis. 388. 
Paſſe. 43. 65. 
Patronat. 47. 279. 
Patrimonial⸗ Gerichtsbarkeit. 279. 
pr em | Geſch 
ofen, Groß herzogthum, Geſchichte der J. 290. — Schulweſen. 187. — auslän⸗ 
diſche J. daſelbſt. 425. — Ueberſiedelung. 401. R „ wie 
= 7 Kaerch Geer age, 23 Hauſirhandel. 410. Perſonenſtands⸗ 
egiſter 313. Repräſentanten 317. Verheirat A : Be: 
amte 309. 317. 320. helrathung ofs Ae eng 
Preußen, Geſchichte der J. ſeit 1814. 37. 
Preußen, Provinz, Abgaben ruſſiſch-poln. J. 445. 
Privaterzie hung. 170. 
Privatgottesdienſt. 92. 
Privatrecht liche Verhaͤltniſſe 451. 
Proſelytenmacherei. 108. 


R. 


Rabbiner. 146. 

Reckeberg, Amt. 362. 

Re d en in Bo ee dë 418. 

Religions⸗Geſellſchaft, jüdiſche, 83. — deren Beamte. 143. — deren Mitglie⸗ 
der. 152. — deren Vermoͤgen. 152. — deren Verhältniß zur chriſtlichen. 1 

Religidſe Zucht. 123. "rn zur christlichen AN, 

Ritterguts beſitz. 49. 

Ritualgeſetze. 452. 

Roͤmiſches Reich, Geſchichte der J. in demſelben. 2. 

Rügen. 354, 

Rufſiſch⸗polniſche J., deren Abgaben. 444. 


. 


Sabbath. 94. 490. Sabbathſchnüͤre. 95. 

Sachſen⸗Coburg. Verhaͤltniſſe der J. 23. 

Sachſen-Hildburghauſen, Verhältniffe der J. 23. 

Sachſen, Königreich, Verhaͤltniſſe der J. 22. 339. 411. 

Sachſen-Weimar, Verhältniffe der J. 23. 364. 

Sanhedrin in Paris. 369. 

Scharfrichter. 284. 

Scheidebrief. 472. 

Scheintodt. 70. 

Schlächter, juͤdiſche. 151. 

Schleuſin ger Kreis. 353. 

Schleſien. 215. 

Schieds manner. 283. 

Schulämter. 281. 

Schulden weſen in den ehem. franzöſ. Landesth. 375. 

Schulweſen. 158. 161. 182. — in Pofen 311. 324, — ehem. Weſtphalen 388. — 
ehem. Franz. Lannesth. 375. 

Schullehrer. 175. — auswaͤrtige. 444. 

Schwarzburg Sondershauſener ehem. Territ. 363. Ru doiſtädtſche 363. 

Sch weden, Verhaͤltniſſe der J. 24. 

Sektirungen. 93. 

Siegen, Fürſtenthum. 377. 362. 

Staatsbuͤrgerrecht. 45. — in den alten Provinzen. 273. — in den ehem. ſächſiſchen 
Landesth. 340. — Erwerbung durch Heirath u. Abſtammung. 421. | 

Staatsdienſt. 281. 50. 

Statiſtik der J. 25. 

Stände in den Synagogen. 156. 

Staͤndiſche Rechte. 48. 280. f 

Steuern der Rabbiner. 151. 

Stiftungen. 195. 

Stolgebühren. 105. 


Alphabetiſches Sachregiſter der Verhältniſſe der Juden. 509 


Strafen der Aufnahme ausländiſcher Dienſtboten. 436. — wegen verbotener Auf: 
nahme der J. aus anderen Landestheilen. 419. — gegen ausländiſche vagi⸗ 
rende J. 432. 

Studenten, auswärtige. 439. 

Synagogen. 91. — Eidesleiſtung in derſelben 122. — ihre Subhaſtation 156. — 
Stände in derſelben. 156. ö | 

Synagogenbauten in Poſen. 323. 

Synagogendiener. 151. 


T. 


Talmud. 452. 
Teſtament. 456. 485. 
Thora. 336. 
Trauung. 464. 


U. 


Ueberſiedelung aus einem Territorium in d. andere. 391. — aus den neuen Pro: 
vinzen in die alten. 398. ) 

Uebertritt zum Chriſtenthum. 470. 108. 

Uneheliche Kinder. 481. 


Uniform. 49. 1 N 
Unterrichts verhältniſſe in den ehem. franzöſ. Landesth. 375. 


V. 


Vaͤterliche Gewalt. 481. 

Verbrechen. 503. 1 

Vereidung Ze Schullehrer. 175. — des jüd. Militairs. 100. — juͤd. Medizinalper⸗ 
ſonen. 103. 

Verfaſſung, garantirt. 40. — frühere, deren Aufhebung. 266. — in den ehem. 
Koͤnigl. weſtphäl. Territ. 386. 

Verheirathung, in Poſen. 306. 

Verträge. 486. 457. 

Verwaltungsbeamte, in Poſen. 309. 317. 320. 

Volljährigkeit. 483. 

Vormundſchaft. 483. 

Vornamen. 43. 55. 56. 

Vorſteher, der j. Religions⸗Geſellſchaft. 143. 


W. 5 
Warburg, Kreis. 388. 
Warſchauſche, herzogl., ehem. Landestheile, Niederlaſſung daſelbſt. 400. 
Wechſelzahlung. 490. 
Wechſelfähigkeit. 488. 
Weſtphalen, Herzogthum. 358. 
Weſtphaͤliſche, (Koͤnigl.) ehemalige Territorien. 377. — Niederlaſſung daſelbſt. 399. 
Wetzlar. 390. 
Wiedenbruͤck, Kreis. 362. 
Wittgenſtein, Grafſchaften. 360. 
Würtemberg, Verhältniſſe der J. 22. 


8. 


Zeugen. 494. 
Zeugniß. 504. 

Zinſen. 486. 

Zuͤltzer Gemeinde. 231. 
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Wé, Set 47 S. 220 
— 7. Okt. 134“ 220 
— A. Fehr 1800 220 
Mean 5. Der. 1447ʒ˖7ʒF. 219 
V. 26. Jani 14577. e el 
Mate 1589.. RAR 
Va, 19. i 18711 222. 224 
Pr. Ordnung 1. Mai 1573. 360 
PB. 7 1s 222 
Juden-Ordnung 1. Febr. 1594... 359 
M. 1. Nag. 10% ũ .. 344. 346 
P. u. B. Ordn. 1. Mai 1616 .... 362 
af. NEUERE... ....... 223 
Pr. 30. Juni 4628. J. ge 223 
N. 12. Sum 1606 „ 223 
Ausſchuß-Tag⸗-Abſchied. 21. Dec. 1680 346 
Wechſel⸗Ordn. 2. Okt. 16822 489 
Nod. 160090 223 
B. 23. Febr. 1690 „. neee 224 
R. Pat. 10. Juli 16911. 354 
Hauſir⸗Edikt. 17. Aug. 16922 207 
R. 1000. 223 
t. 12. Ng. JE. ee et 354 
V. 16. Jani 1696. % 348 
r 207 
Dein. 17, Juli 1699 A dru 231 
Pol. Ordn. 22. Juni 1661. . 344. 346 
Jud. Ord. 28. Juni 1700 359. 488 
Patent. 18. Sept. 170hoh 223 
We 100. oo 207 
P. R. d. J. 7. Dec. 11 ui 208 
Regl. 7. Dec. 17000 8 208 
h 208 
JJ EE ne e 208 
Dat. ZU. "Te „onen... 223 
Pat. 10. Febr. 171uubv-s»s. 354 
Befehl. 12. März 1710 ......... 355 
20%. Ion. ett, ew sie e e AB 
Ldtg. Abſch. 24. April 1711 351 
Reſol. 19. Juni 171729929. 351 
Gen. Pr. 20. Mai 1714. 247 
ei 1714... 208 


Konfirm. 20. Mai 1714. 8. 18. . 121 
Sp. z. Konfirm. Privil. v. 20. Mai 


e eee we E A én 208 
ii 
iin 252 
6. 208 
ee iss 351 
edtg. Abſch. 18. April 171. 344 
— Abſch. 5. Mai 17188. 345 
Reſol. 5. Mai 17188... 351 
D 253 
Geleits⸗Rolle. 15. Nov. 1718 .... 350 
N. 347 
Bol 19. %o 355 
Dudl. 8. Mai 223 
R. 16. Mars 1 ENEE 209 
SW. "Sep "EE 246 
F 252 
ad. 21. 2 489 
ur. Br seht. 1 ve WB 


Dekl. M. ec 223 


Chronologiſches Regiſter. 


E. 24. Dec. 1725... . S. 259. 209 
— 8. April 1726. 209. 259 
B. 17. Okt. 6 „ e Au, a 234 
Pat. 21, Sat, 476 A1 nen e 224 
Gener. 6. Noo. 172777. 350 
Hauſir⸗Ed. 2. Dec. 17277 209 
C. V. d. Nori 1780 209 
— 1. Juni 1728. A al 209 
Pat. 27. Juni 17288982. 224 
— 9. Jan. 17300. 489 
B. RR. Jan. 1730. K. 209 
General: Zuden-Privil. 29. Sept. 
IE Ee 209. 18 
Pat. 17. Nov. 1730 4774 
Ed. 24. Dec. 173h;·;j- 252 
Dekl 24. Dec. 1790 t 22:5 209 
V. 21. Juni 1794. % %% % BR 224 
. A. e oe end m . 350 
Ed. 20.⸗Mai 17361: . „ un 252 
— Ra. mt He ENEE Aw 253 
WD. 18, Ai 1738 ........ r 224 
Ed. 17. März 1739 „ „ 253 
Dekl. 15. Fes. 1749 d et sen 263 
F. O. , Mai 1743 „ „ nn 238 
OD. A San. 177 egen 504 
Mz. Ed. 20. Jan. 1744 ......... 253 
Ed. 7. April 1744. r 258 
Dekl. 6. Mai 174444 an, A Ch 
V. 29. Sept. 1744. F. 234 
Dell. 7. Jan. 1745... „ 259 
B. 2. Fehr. as oe ai sdsgmati 261 
R. 14. April 174 fe 350 
V. 19. Marz 1746 234 348 347.340.344.351 
Mand. 16. Aug. 1746........... 438 
nn 349 
r 211. 257 
5. 15. Juni 1747. 5 225 
Ed. 4. Juli 17472 en 258 
16. Aug. 1747 . „ 351 
K. O. 27. Okt. 1747 é ⸗·nmg 243 
Hauſir⸗Ed. 17. Nov. 1747 ....... 255 
Ed. 25. M. Jeer... 9. walk 252 
Inſtr. 26. Dec. 1741. 225.287 
Dekl. 23. San. 1749. IM ng 252 
Ed. 14. Febr. ANKER. tee? 253 
K. O. 98 Mai 1749. „aan 243 
V. 7. Mai 1749 4 0 Du 236 
Dekl. 12. März 1750 263 
9. 500. 226 
G. 17. April 1750. a A 240 
G. Pr. 17. April 1750 209. 291 
G. J. R. 17. April. . 1750 240. 422. 18 
Reſol. 18. Juni 1750 144 
2.20. Juli 1700 nen 350 
Eirk. V. 31. Okt. 17500 210 
28.7. . DE, D de, 234 
=. Me AM. er. 234 
N. Nei i 352 
J. Regl. 2. Dec. 175111 225 
N. ER e en 352 
P. 8 Nag. 1 ef 210 
1 PR. RE E 210 


E. 25. Mai 1753 e % % %% % „% „ „„ 6 „ „ „ 0 210 
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.. Dee. 1783 . S. 351 
rere: eee 211 
Inſtr. 28. März 1755. 1 
Mir. . pri 158 E 225. 234 
V. 22. März 175606 er, 233 
3. März 17588: 106 


Ordre 3. Marz 1758 bis 6. Febr. 1812 107 
Erläuternde Kurrende 8. März 1758 107 


de. 27. Det. N A 355 
29 Mai 1800 A 211 
Ed. 25. April 17600 211 
R. 5. Sept. 1760 8 211 
neee E A eren nn 211 
Seel. 4 Juli SET, 2 es Ae wien 211 
Mel. 11. Nod. 1763. „ hen. 211 
AIR ee en. 234 
Mand. 30. April 1764. 345 
Befehl 26. Nov. 17666. 345 
F. 31. Mürz r E E? 349 
. 21. Juni Zr. 233 
Juden⸗Ordn. 17. Jan. 17700 362 
s. lee 233 
V. 14. Dec. 17711. 359. 360. 488 
Not. Pat. 28. Febr. 1772 291. 336 
Regulativ 12. Sept. 1772. . . . 350. 411 
r du gege aer ai e w 481 
Et, "10 EENS an E Ae 263 
e 211 
eg e ee 344 
=. 18. Aug. 1778... „ an fg 149 
20 Je, 192 or Sa er CA 234 
14. MN TREE bett dt ao . 348 
"bé EK, 1704... 211 
ö r 481 
20. 1775. „„ „ „ AER 233 
„ TT evi eg 211 
W. 2% al TB. „ „„ 233 
OT I TO en zm 143. 211 
Ak. d. Mer 176 
Dee. 9. Dec. 1775. 6 211 
5. 1778. „ . = een > 212 
D. KEE ge Kn e a2 
2 eene, 1976. on one ea 237 
RB. Sul 1776... - az anne 355 
3. DE. 1700 2 Enkel 235 
, Au 235 
Tribun. 21. Maͤrz 1777. 355 
ek. IE (LEE U 225 
27. SER. 17077 att Ge 355 
10. Nov. 1777 d KK none 211 
„„ e 211 
V. 26. Nov. 177772 er 234 
o 235 
IE EE 345 
Dat. 28. Aug. 17800. 345 
„ 212 
Ne 425 
Toleranzedikt. 13. Mai 1711 21 
F 348 
. M. O. 11. DE TIER....... 484 
. 0. Sept. 17838... 211 
Rt. 8. Dee. 1783. 484 
NO. 6. Mai 1784. 225 
Ordonanz. 10. Juli 178444. 365 
B. 9. April 1789 4 „ „ ER 
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Publ. 18. Jan. 17866 DECK 
Dekl. 14. Juli 1780 362 
. 4. Nov. 1786. „ 115. 481 
V. 7. Nov. 1786. 481. 212 
Regl 13. März 1777 491 
. Aprik 1787. . . ane 233. 234 
Skt. (RER, GC äs, DE 212 
V. 31. Dec. 178 7ù277 . 212 
ie. Febr. 1788“ EI 213 
V. 4. Juli Aën „ 0 eh „„ AS 213 
. 9. Juli 17884 „ „% e 83 
Ed. 25. Juli 179888. EB 83 
d 17. Dec. 1788 „ K. 234 
R. 18. Dec 17h99 d 213 
Befehl 23. Jan. 1790 . 350 
Dekl. 28. Jan. 179h900 .. 365 
K. O. 21. Mai 1790 . 226 
Dekl. 20. Juli 17900. 365 
Nat. Verſ. 27. Sept. 179111. 366 
K. Sanktion 13. Nov. 179111. 366 
R. 5. Juni 1792 W.. 213 
Gutacht. 25. Sept. 17919? 99 501 
Gutacht. 10. Nov. 17929. 501 
R. 9. Aug. 1793 77'999. en 214 
Gutacht. 29. Mai 17999 485 
G. Priv. 9. Aug. 17y9h3ua 214 
G. Priv. 30. Juni 17944. 485 
Inſtr. 31. Okt. 179õk. 71 
Dekl. 2. Sept. 179900 24 
G. 17. April 179ù⁴·.ͤũm rs 0r 0. 303 
G. J. R. 17. April 1797. 422. 214. 291 
326. 337 

Pat. 3. Aug. 17x 21 
Pat. 3. Marz 17989 — ru» 483 
14. Sunt1798 . e. 355 
R. 6. Aug. 179. 196 
C. R. 25. Sept. I798.... 22000 71 
N. op Skt. 179 . 493 
V. 24. Jan. 180h⸗00̃ 208 
R. 23. April 1800... en 00 a EE e 350 
R. 23. April 1800. EEN e 413 
R. 18. Juli 18... 492. 214 
Reichs⸗Dep. Schluß. 25. Febr. 1803 359 
R. 10. Juni 1803 ?? 124 
Cirk. 15. Dec. 180 278 
R. 3. März 180 4. „ . Më 195 
R. 18. Mai 180õ:m... 156 
J. B. 6. Juni 18[ůů ee 117 
K. O. 12. Juni 184k 116 
N. 16. Juni 1804 ah „ „ . 116 
K. O. 17. Juli 180⸗y4 452 
K. O. 18. Aug. 1804 ...... Su ée 452 
V. 11. Febr. 180555... 359 
V. 8. Juni 18h 88 
W 30. Juli 1800ochͥ 359 
Gutacht. 15. Aug. 180ùm ee 496 
Gutacht. 5. Mirz 180 453 
Kaiſ. Dek. 30. Mai 180 366 
R. 9. Juni 180 eeeee en. 55 
Gutacht. 8. Juli 1806 z.2V2t +... 469 
Bd. Akte. 12. Juli 180 360 
V. 11. Sept. 1806 0. 359 
G. 12. Juli 1807 . A /kebié 302 


Konftitution 22. Juli 1807 ... . 336. 303 
Erk. 28. Sept. 1807 A, Ké vi. 


115 


312 

Ed. 9. Okt. 1807 ).. Ne S. 50 
Konſtitution 15 Nov. 18077 378 
Der. 27, Jan. 1808. „ „ 379 
K. ſ. Dec. 17. März 18 371 
Dekr. 31. Maͤrz 1809 382 
Dekr. 17. Mai 18 373 
K. Dekr. 20. Juli 1899 58 
gw, Okt. 1808 . m 337. 303 
G. 10. Nov. 18290ũuuu 337 
Dekl. 19. Nov. 189. 46 
K. Dekr. 19. Nov. 180 338 
Dek. 19. Nov. 180 326 
St. O. 19. Nov. 18 215 
3. n. FE „ „ dE und - 22 
R. 27. Febr. 18099 99. 277. 360 
V. 20. Marz 18coh s 421 
G. 24. März 1809. a kt 338 
V. 25. März 1809 3 338 
Dekr. 23. Aug. 18oͤõyyͤyy9 384 
R. 26. Aug. 1809999 197 
0. Okt. 1809... e ir ee 336 
Regulativ 10. Nov. 189 384 
Res Dec. 1809 % . zen en se 82 
38. Jan. 1810 r 120 
— 9. Febr. 18100. 503 
Dekl. 23. Febr. 1810 ......... 46. 338 
Konſt. Urkde 16. Aug. 1810 390 
27. SE SERA Bei - e. chte 89 
Reg. Pat. 23. Nov. 1810. 357 
. Jan. 1811 dest 23 
V. 7. Febr. 1811 111 390 
Mond . Aug. 1811 487 
28. Debr. 1811 6 % „ 19 
Pat. 28. Dec. 18 14. 390 
17. Gen. 1812 - Aa 470 
29. Jan. 1812 ..- 888: our 337 
Ok 30. Jan. 1812 Hesse u 390 
K. O. 6. Febr. 18122. 107 
R. 6. Febr. 18————— ne. 98 
V. 22. Febr. 1812 23 
E. 11. März 1812 .. . 41. 37. 240. 215 
RAM 1812. „ 456. 485 
Ed. 3. April 1822. 289 
Gutacht. 5. Mai 1812. 497 
11. Mai 1812 ne 73. 289 
12. Mai 1812 éist A ef 267 
15. Mai 1812 zhihe dr 359. 360 
30. Mai 1812 eg gie 495. 504 
9. Juni 1812, n 266. 498 
R. 11. Juni 1812v——U— e 151 
19. Juni 1812 444 359 
23. Ji 1812 n 485 


„ % „ % r0 ee 9 0 09 0 


230. Juni 1812 . nf 485 
Auszug a. d. V. 11. Juli 1812. 77 
6. Juli 18 . „. 266 
Silit. 8, Aug. 1% 269 
R. 19. Sept. 1812 56 
13, DE. 18 ae, ach 495 
V. 30, Okt. 18122 339. 421 
R. 5. Jan. 181 485. 484. 157 
15, Jan. 1813. 457 


Verf. d. R. zu Potsdam 25. Jan. 1813 151 
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Verf. 26. Jan. 1813... . S. 458 
2. Febr. 1813. . be went 485 
20. ug 1818 „ere 485. 487 
10 i 1813 „ „ e Ee 21 
Verf. d. R. zu Potsdam 8. Aug. 1813 151 
17. VE. ar namen 475 
ie nn eee . 488 
Fr. 4. Der ne pts e 271 
Dee. Ws eren 362 
ee en err 350 
Friedenstraktat 14. Jan. 1814. 354 
. Mütze wën Kr 286 
. Aries er: wé 458. 485 
Publ. 24. März 1814 37 
Ne. März 1814 eee „e 454 
Ed. 29. März 1814 24 
ine, re 23 
18. Juni 1814 % „ nx . 457. 489 
. Sept. eier die « 53 
Mt. 9. Sept. 1814 enen EEN 454 
öS ee 393. 37 
N. Set PRT, Zë paus 286 
i 276 
wegl, GEN, 1 SL e 37. 393 
Schr. . Nov, 1814 un. ae ones 287 
Naß 1818. wetten vn 121 
SE, is 46. 338 
Staatsvertrag 3. Mai 18185 361 
. Zë, Mai "RT En Re 304 
Gutacht. 16. Mai 1818. 130. 140 
18. Dat 18197... nn re 
Fr. Vert. 18. Mai 1815 339 
Vertrag 29. Mai 18155... 362 
90. Mai 181. EE 33 
Vertrag 1. Juni 181. 364 
ktat 4. Jun 1815 „e e ea. 354 
7. Juni 18185 „ee 354 
Bundesakte 8. Juni 1815 .. 282. 346. 19 
Vertrag 10. Juni 18155. 1 359 
. A. s . 362 
Publ. 15. Juli 1855 338 
R. 18. Sept. 1899... 150 
Vertrag 22. Sept. 181 364 
C. R. 10. Okt. 18115 43. 69 
eee 273 
. e OO, ed" 37 
eat 15. Jani l  ( wieg 3 8 363 
Vertrag 19. Juni 181 364 
V. 30. Juni 18169“. 359. 360 
— 30. Aug. 1816. 37. 47. 105 
25. Sale. 0 493 
Pat. 9. Nov. 181 . 454. 303 
— 15. Nov. 181... 454 
R. 16. Nov. 181ͥͥͥͥ 200 
Vertrag 7. Okt. 181“. 364 
— 3. Jan. 1811100000. 37 
Publ. 14. Jan. 1817x787. 432 
K. O. 16. Jan. 1817/7. 74 
R. 17. Jan. 181“). 121 
G. 25. Jan. 18/dꝶt.....—· 22 
R. 11. Febr. 181100. 23 
Publ. 14. Maͤrz 181... 121 
R. 6. April 1... 99 
— 16. Mai 18110ꝶ tt. 275 


K. O. 19. Mai 1817 „ to 0008 93 
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R. 20. Mai 1817T1. S. 327 R. 18. April 181i. S. 61 
— 23. Mai 1817... 38. 3988 — 24. April 1811 121. 146. 151 
— 27. Mai 18117c/0 . 156 6. Mai 48211 121 
C. R. 2. Juni 18117. m Em. Mai 1814 ii a. 348 
Allg. P. Ed. 22. Juni 1817 65 C. R. 20. Juni 181ũ1Il!ll ee "66 
Allg. P. Ed. 5. Juli 1817....... 38 R. 2. Juli 1821ũ14. 98. 283 
R. 15. Juli 1817. DR 6. Jai 181 „ e Ee 401 
25. Juli 1811717177. 9 4. Juli 1821. KEM ie. . 409 
12. Aug. 117 EN. 53 Publ. 28. Juli 1821¹-1m e 432 
5. Sept. 48% , a ap K 31. Juli 182 ët, MER 410 
G. J. 23. Okt. 1817 166. 88 — 26. Sept. 181¹12ͥ.m ee 84. 91 
— 30. Okt. 1817cſ770. 00.. 995 27. Sept. 1821 . n . 167 
Gutachten 16. Nov. 18177. 195 4. Okt. 1821... Ja. . 61 
R. 21. Nov. 181777. 73 — 3. Nov. 1811i1ũ¶ e e 62 
Publ. 1. Dec. 18171 NS 408 — 30. Nov. 181!!! 68 
N. Dec. 1817 RR. 134 —8. Jan. 1822... % % SR. 62 
— 6. Dec. 1811¹ò.-Pů9] c00ccn 00. 401 — 10. Jan. 1822 ees, 1 
GE, 24. Jan. 1818. 124 — 15. Jan. 18U— 74 
K. O. 8. Febr. 1848 287 B. Be G. z. B. d. Sheifenthums 
R. 13. Febr. 18(j999998888— 355 9. Febr. 18»·—e 
15. Febr. 1818 464 K. O. 26. Febr. 182ͤ22 113 
K. O. 18. Febr. 18189 39. 988 — 1. März 182 . 85 
3. Harz 1818. 39. 373 R. 11. März 1822 122 
R. 14. Maͤrz 1818s. 81 K. O. 15. April 1822i):Ömi: en 55 
— 27. März 181999999998. 72. 151 R. 15. April 1822. 114. 68 
Publ. 27. April 181 gw . O. 13. Mai 1822. % u. 114 
— 28. April 1812s AB R. 17. Mai 182244 421 
WK a W G G . 489 — 24. Mai 1822 358. 55. 114 
V. 25. Mai 18188888. 454. 363 Publ. 7. Juni 18—UP ᷣ— . Li 
isis 39. 373. 339 R. 18. Juni 1822s 275 
oe 10. Suli 181828. 40 — 20. Juni 182ĩ⁊·22!k le Al 438. 408 
FN. i. e Ze . dÉ ` 13. Juli 1822... Wi br 94 
i 84338. 464 K. O. 18. Aug. 182—uiU·i e 51 
ee Le Sept. 181... 137 — 28. Aug. 18222 ng 484 
SS 9. Ot. 1% 375 Reg. 27. Sept. 18⸗1uUU—m—P UP 165 
— i. %% ³ . dë 72 R. 18. Okt. 1822 358 
=> 5. Jan, 1819. 65.492 — 5. Nov. 1822ꝛm % 91 
Publ. 18. Jan. 18999 432 Publ. 15. Nov. 18uUUU—U—— 443 
19. Febr. 48100. 39 Bekanntmachung 4. Dec. 1822 281 
11. Marz 1819. 4 6565 R. 30. Dec. 18222 ta . 278 
fg, unt 4849 „ 46 — 11 Jan. 1888 „ 32.20: 159 
R. 18. Juni 1819 ee 439 Publ. 11. Jan. 1823. . 164. 160 
V. 20. Juni 1819 e 71 R. 14. Febr. 182vů33. 147 
— 12. Juli 181l-y“«999999»s 461 Publ. 28. Febr. 1822882. 432 
N. 17. Aug. 1819. 8 . 262, . 53 R. 3. März 1822Z29.t. 445 
— 22. Aug. 181999 503 — 7. März 1823 84. 80. 89. 314 
VB. 2 Okt. 1860 4 454 — 14. März 18233. 147 
K. O. 30. Okt. 1819999¶9 Nie A 102 C. R. 24. März 182ᷣ—W2:.. 428 
1. Dec. 1819 „ VE 102 R. 1. April 18vvᷣvvvs 8 62 
— 31. Jan. 1820 2838 — 11. April 182ꝶ·—ů—U- y 483 
br. 182000 67 Portofreiheit 11. Abril 1823. 113 
18. Marz 1820 3 480 Publ. 15. April 182299ʒ:ù 62 
C. R. 22. März 1820—ĩ A Ne 3. Mai 1828 Ar ët 95 
Publ. 6. April 182hð0hͥ0Oĩ 18 G. 5. Juni 18233 48 
Gutacht. 22. Juni 18200 501 — 20. Juni 1822 23 
8. Sent 11 329 R. 24. Juni 18 84. 77. 89 
— 19. Sept. 1820ũ0—0ð⁰ vu. 39. 393. 334 G. 1. Juli 1823. 48. 373 
— 3. Nov. 1820 .. . . 80-89. 158. 183 R. 24. Juli 182aͤy— 148 
11. Nov. HERD, % 443 Schreiben 27. Juli 182333. 337 
— 24. Nov. 182 284 C. Verf. 9. Aug. 1833. 435 
15. Dec. 1820... en. . 453 K. O. 11. Sept. 182232 444 
20. Jan. 1821. 2Min. 67 R. 22. Sept. 182ꝝ33ʒ33. 162 
r A Ban. 1821. 4 nun. 61 — 10. Nov. 1823 84 121—148. 147.465 
5. März 18 % .. 67 Publik. 12. Nov. 1829932. 167 


ar 11. April 1821 svoeso ve Bo 0 00» 503 C. R. 16. Nov. 1823 e % „% „ „ 445 
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R. 16. Nov. 182333939 S. 444 
Publ. 28. Nov. 1823 339 
en A. Dec. 1823. 4% %% ar 93 
N 12. Dec. 18988. . iz a. 353 
K. O. 6. Febr. 181ũ·um4 93 
Gutachten 23. Febr. 1824... . 125 
3. März 4824. 4 27, 435 
— 10. März 184ſʒ44ñʒ4ñ4j44.. 446 
— 21. März IR ... nenn, 446 
— 23. März 1824 oo nennen 389 
G. N. März 1824. l 48. 337 
C. R. 9. April 18244. 69 
G. 28. April 1824. 19 348 
— 28. April 182)! 38 
3. Mai 1824 2504. „ 394 
C. R. 15. Mai 1824. 162 
N. 18. Mai 1824. „ud. . 69 
Sa, 18 Juni 1824. Sat 6 446 
— 23. Juli 1824 .. . . 81. 85. 143. 314 
16, Aug. 1824. 123 
27. Aug, 1824 8 Age 273 
Publ. 8. Sept. 182k 73.1151 
— 13. Sept. 18224¶444. 374. 169 
N. 1. Dit BERL. SIR u. 444. 176 
C. R. 15. Okt. 1841.;ʒw 429 
12. Jan. 1825. Stat AN, EI. 180 
ea, Zeen, 4825. Kiel, ann 59. 49 
C. R. 15. Febr. 18255523. 66 
RNIT. März 1825. 40. 378. 400 
V. d. R. 11. März 1825 160 
R. 11. März 1825. 114. 160. 410 
— 15. März 182ꝛꝛ . 481 
Bekanntmachung 16. März 1825... 167 
— 23. Marz 18255. 147. 465. 467 
R. 26. März 182ĩ52. 407. 180 
28 März 1825 8 A7 421. 40 
30. Maͤrz 1825 SEN 279 
Bekanntmachung 16. April 1825... 60 
R. 10. Mai 182. 444. 176 
K. . 14. Mai 1825. 8% „ 160 
Publ. Pat. 21. Juni 1825 .. . 455. 362 
s Sali 1825 l. u. . 64 
N. 10. Juli 18265... 66 
15, Juli 4825 „ 91 


Bekanntm. v. 22. Juli 1825... . 167 
Vergleich d. Bekanntm. 22. Juli 1825 178 


29. Juli 1825 . . wie, 149 
Ne. Aug. 4828 RU... 436 
G. 17. Aug. 182ů25 49 
Rr. O. 17. Aug. 1825 . len. 49 
Ertr. 28. Okt 1825. WC 
R. 10. Nov. 18255 103 
— 18. Nov. 18223. 437 
F. Ord. 20. Nov. 1829 49 
13% Dec. 4825. „0 279 
Nublik. 91. Dec. 1825 0. 176 
N O. 31. Dec. 182 88 
1. Jan. 1 : Zeg, Ze, 65 
C. R. 10. Jan. 182. 160 
N11. Jan. 1820 f. 407 
F. R. 11. Jan. 188 446 
3. Jebr: 10. „ 423 
bl. 0 Febr. 1626 . ech . 161 
— 13. Febr. 182. 498 


— 24. Febr. 182. Q 465 


Publ. 6. März 182. S. 459 
E 18% April 1828. 4 4 4 120 
— 5. Mai 182 84 
RN 6. Mai 18268. animal. Ai, 151 
— 16. Juli 182. 429 
— 26. Juli 182606. 69 
. mm, te, ee. 74 
ed. Aug. 126 ua. un. > 327 
= 13, Okt. 1828. Tr. us. 149 
3. Non, 1328 „ dëst, sun. 327 
0 Non. 1826. % 4 „ . 328 
5. Non, 1826. „l ef, 418 
K. O. 18. Nov. 1826 49 
18. Nov. 128... : Lg, 49 
N24. Nov. 1828. . 4. 401 
28. Non. 1826. . l. ëtt, 281 
430. Non. 1826. 183 en 7 89. 77 
Ede 23. Dec. 18268 „%% AL 120 
K. O. 11. Jan. 1827 . 8. 38 
R. 10. April 1827ꝶ22 2. . 437 
C. R. 29. April 1822727 176 
CHE: 17. Mai. 182 .. 49 
N17 Mai 1827. BIR, nl 114 
N. 21. Mai 1827 ... . e 125 
KS. Juni 1827. . . 7 40 
Gd. 13. Juni 827 . e. ER, 108 
C. R. 29 Juni 182ù2%02ũ 161 
K. O., 13. Juli 1827. „ „ 49 
Ry 13. Juli 1827. BEE . 180 
BER: Jul 1827. 01. é 179 
17. Aug. 1827. f EN 284. 387 
— 4. Sept. 1827. 4 KIT: 69 
— 14. Sept. 18277. 81. 85 314 
22. Sept. 1827. 143. 158. 183 
Hausordnung 13. Okt. 1827 97 
., Okt. 1887. he Se, 
N30 Okt. 1827. , N 432 
2. Nov. 1827. ., pb, ai, 433 
Ed. 28. Nov. 188229. 120 
R 28. Jan. 1828 . an sl. 183 
— 16. Maͤrz 1828... ee 287 
— 14. März 182. u. RI BR 
K O. 17. Marz 1828 K.. 49 
M9. März 1828. 74 
G25. Wr. 1828... M. af, 1 22 
R. 19 Mai 1828. Mat, au . 326 
— 12. Juni 18288. 89. 178 
— 28. Juni 1828... VW, . . . 418 
— 30. Juni 1828 185 
.. 9. Aug. 1828. at, . . 437 
K. O. 19. Eent 18288 348. 415 
R. 9. Dec. 188929. ra 415 
— 10. Dec. 182ù2y nen. 348 
K. R. 20. Dec. 1828 N. 49 
29. Dec. 1828. . . ee 
ST, Febr. 1829. . NE ER 445 
— 12. März (809... 415 
— 10. April 1829999:.... 348 
N. O. Mé, April 1829. TE. 493 
— 19. Mai 18299992 .. 465 
90425. Mai 18290... .. . . 94 
— 22. Juni 182 9e 352 
— 14. Aug 182999. 315. 134 
— LA ue, 1889 130 


Reſol. 15. Aug. 1829 oo. % „„ 66 416. 348 


Chronologiſches Regiſter zu den Verhaͤllniſſen der Juden. 


a Se, Okt. 1829. Dä, u: S. 93 
M23. Qkt. 1829... . . EL 89. 158. 78 
— 30. Okt. 1829. NN 444 
et 6. Nov. 1829... "kat eet, 141 
C. R. 29. Nov. 182 9v»709ĩ2ĩ2yꝛ3 438 
R. 16. Jan. 1830 %. „. . „ IR 
— 2. Febr. 188b0b0o0 201 
— 26. Febr. 1830 311 
Schreiben 6. Marz 18300 58 
R. 14. Mai 1830. 1300 135 
C. R. 1. Juli 1830. Leit 77, 92 
1. Juli 1830. 4. . . . 85 
K. O. 8. Aug. 1830.39.20 2.303.337. 373.390 
— 9. Sept. 18300 97 

— 6. Nov. 1830 J. GE 55 
R. 16. Dec. 1830. 435 
— 20. Dec. 1830. 7333 151 
— 30. Dec. 1830. ss. 422 
C. R. 25. Jan. 1831 %. . ꝗ 446 
R. 9. Febr. 18381... „ „ nen. 78 
— 4. Marz 18811. 201 
— 7. Marz 188. K. 192 
7. Kpril 1834. „ t. 328 
— 25. April 1831. 2NÄ, 280 
C. R. 29. April 18111. 348. 416 
R. 4. Mai 1831. 198 
K. O. 16. Juni 18111. 107 
2. Juli 1831. SALL ul „17 
r. 22. Juli 1831. %. vm, 287 
Rd. Juli 1831. Sket % 466 
R. 16. Sept. 18111. 430 
2926. Okt. 1831 . AN äh 447 
— 25. Nov. 1811141. 78. 143. 193 
2 5. Dec. 1811 466 
— 25. Jan. 18292 440 
— 17. April 18zův222 53 
K. O. 25. April 1832. . 288. 203 
R. 1. Mai 1832. W.. 288 
— 21. Mai 1832. KI. ag 328 
K. O. 4. Juli. 1882. . iu. 360 
K. O. 4. (14.) Juli. 183822 45 
R. 10. Nov. 4882 4 6417 
12. Dee 1832 El a 346. 388 
Reſol. 8. Jan. 18333 328 
Bekanntmachung 12. Febr. 1832. 178 
31. Marz 1833. o, 38 
Ri 20. April 1833. EE AA 99 
22. April 4833. „ 8 
2 29.-April 1833. „ 135 
— 1. Mai 1833. HL 288 
Wai. 1833. % „ „ „ „„ 282 
6. Mai 1833. 4 498. 150 


G. 1. Juni 1833.52 —76— 80.162.329. 305 
B. 1. Juni 1833. 57. 105. 187. 183.303.423 


— 11. Juni 1833333... 46 
R 25. Juni 4833 052804 348. 416 
s. Aug 18388. il. 8. 02 
Gen. Befehl 24. Sept. 1833 350 
G. 29. Okt. 18333333. 9 
K. O. 3. Nov. 18833. . . 103. 99 
R. 22. Nov. 1833. . 430 
K. O. N. Dec. 1833 334. 57 
DA Ton, 1884. 6 

Inſtr. 14. Jan. 1834. 334. 305. 309 188 
R. 10. Febr. 18384 die seg 431 
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C. V. 14. März 1834. e due S. 432 
R. 7. Juni 1884. ren: 410 
AE, 40. Juni 1834 . Ein 171 
C. V. 12. Juni 1814» 179 
V1 Juli 1834. 2 erbäi 317 
R. 30. Aug. 1884 Cut ër, 56 
ze 31..Aug. 1884. . . 466 
SO. Nov. 1834. Aid. Gë, DR. 180 
281. Dec. 1834... Miu. Get au 483 
23. Marz 1835. . 20st, 280 
— 30. Marz 1835. nu U 26 
C. R. 31. Maͤrz 1835. im. 70 
Ki O! 29. Apr. 1835. 0. „% 283 
1. Mai 1835 AM 9. . . 8 „150% 
R.. Mai 1835 4 1 . . 283 
KR: Juli. 1885. . ZEEE 348. 416 
AU 80. Aug. 1835. „ . 50 
SEN. Sept. 1835... HM eg, 159 138 
— 14. Sept. 18. 433 
— 8. Okt. 188. 1514622 
— 20. Okt. 18835. 331. 402 
— 22. Okt. 1835. . . 377, 388. 360. 277 
— 4. Nov. 18855. au 6 
K O. 25. Nov. 183 „ . 
WIR. Dec. 1835 . ei 08 Mé 
E. V. 11. Dec. 1835 % . 2: WEE, 
R. 8. Jan. 1836 ..... Did, a. KOL DS 
Reſol. 19. Maͤrz 1880662. 352 
K. O. 29. März 1836. 466. 464 
R. 2. Mpril 1836. %% l 
— 26. Mai 188388 te Ant, „GAR 
K. O. 19. Juni 186. déi 
— 24. Juni 18838. a. ep 484 
Praͤjud. 30. Juli 183 . . 335 
R. 10. Aug. 188300. 0 „ 7 | 
— 12. Aug. 183 . zg, 0 
— 12. Sept. 1836. Li 6 „ 929 
C. V. 13. Sept. 1883 zes t 642 
Ki O. 20. Sept. 1836 . „ 388. 46 


Bekanntmachung 29. an 1836 * 348 


M4. Okt. 1886. 00 44 
— 6. Okt. 1883066. . A8 e, . 79 
C. R. 8. Okt. 188368 „ / 
R. 40 Okt. 1836. % sehe 444 
13. Okt. 1896 „ 44 
KD.. Okt. 1836. eg 44 
Nos Skt 1836. EN Al. e 94 
E 12. Jan. 1837. . . 467. 147 
214. Jan. 1837. 5 „. OI gi 
— 11. März 188ù)½)w 00.0. e 
— 21. März 1837 ʒꝶ ... 410 
C. R. 19. April 1887. 417. 348 
R. 22. April 1837 ᷣ2q9m9q02Dꝑ:)i. en 403 
K. O. 30. April 18877 496. 122 
N 5. Mai 1837. a. 664 419 
. Mai 1887 IE „ile 
GER, 12. Mai 1831 8 
R. 12. Mai 18377 „ „„ SE 
e 31. Mai 1887 .. 68 
Bekanntmachung 7. Juli 1837 .' 381 
R.. li 183792. 97 
B. J. Mli 1837. DEE 402 
— 10. Juli 18z1ü23 EE EE 189 
— 10. Cd — 8 122 
V. 20. Sept. 1837. — . . 324 
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R. 13. Nov. 18377. S. 322 
V. d. Kammergerichts 29. Dec. 1837 
Cirk. 16. Jan. 1838 
— 19. Febr. 1838 
R. 24. März 1838 
— 29. Marz 1838 
— 6. April 188800. (E, 
C. R. 30. April 1838 
Cirk. 29. Juni 1838 
— 29. Juni 1838. 
G. 30. Juni 188889. „ 
R. 11. Juli 1838 
— 18. Sept. 1888. K. 
V. 21. Sept. 1880 
K. O. 14. Okt. 1838. 
R. 8. Nov. 1888 e? 
— 24. Nov. 1838 “0000000001000 0° 
C. R. 28. Dec. 1838 
K. O. 5. Jan. 1889 
R. 9. April 18399 . 
K. O. 25. April 1839 
R. 4. Juni 1839 
— 9. Juni 1839 
Reſol. 31. Juli 1839 


5 6% %% % „„ „% ..a.JIee 


C. R. 10. Okt. 1839 
— 24. Nov. 1839 
R. 30. Nov. 1839 
Inſtr. 31. Dec. 1839 
V. 2. Jan. 1840 
R. 5. Jan. 1840 
Beſcheid 5. Jan. 1840 
— 8. Jan. 1840 
Bericht 1. Febr. 1840 g 
R. 17. Febr. 1840. 121. 147. 330. 468. 467 
— 27. Febr. 1840 
— 4. Marz 1840 
— 9. Marz 1840 
— 18. Marz 18400;ſf- 
K. O. 14. April 1840 
R. 26. April 1840 
— 27. April 1840 
Judikat 28. April 1840 
R. 12 Mai 1840 
— 18. Mai 840. 182. 183. 361. 375. 186 
V. 26. Mai 1840 
R. 3. Juni 1840 
Beſcheid 3. Juni 1840 
R. 12. Juni 1840 
— 18. Juni 1840 Ze 
C. V. 18. Juli 1840...... 
R. 29. Juli 1840 
— 19. Aug. 1840 54. 375. 388. 162. 405 
— 8. Sept. 1840. 84. 89. 96. 143. * 
Beſcheid 8. Sept. 1840o 

R. 12. Okt. 1840 
K. O. 26. Okt. 1840. HL 


1 
! 
N 


5 ` 
ABLIOTELSN 
do Ä 
UNIWERSYTEOKA 
wiel 


Cirk. 8. Nov. 1840 . . . . S. 60 
R. 31. Dec. 184o e At 153 
— 2. Jan. 184144 4 . 282 
— 10. Jan. 184114... 418 
— 3. Febr. 181141414. 404 
Eirk. V. 3. Febr. 18114. 330 
Rl 11. Febr. 1841. GN, e 324 
K. O. 16. Febr. 18411414... 317 
— 9. März 181414. Wer 
R. 18. März 1844. 58 
P. 22. März 184114 It ud % 
C. R. 23. März 18144... 57 
— 11. Mai 184114144 .ꝑqͥj( . HN 
R. 27. Mai 1811414 .. 405 
— 25. Juni 1844 Ai e sé 404 
— 14. Juli 1841...... Wirt, AE, A1 8 
ID. 2. Aug. 1844 E, „end. 49 
— 10. Aug. 1844. 3 . 483 
V. 21. Aug. 184144. 325 
M5. Okt. 1841... Eet. 4gn EM 
Landg. Ordnung 31. Okt. 1841 ... 360 
R. 15. Nov. 184114. — . 334 
R. 9. Dec. 181114 A. 61 103 
V. 10. Dec. 181114 Vë, „ 6 74 
Erl. 27. Del. 18441 — . 68323 
C. V. 30. Dec. 1844. Nk e. RE 
R. 30. Dec. 1841. 4 b ci 151 
— 14. Jan. 1842. b 143 
V. 14. Jan. 18422 ud r RR 
R. 15. Febr. 1812. dg A, 1336 
K. O. 19. Febr. 1842 nr. 40 
E. V. 25. Febr. 1842 1548. 105 
R. 25. We 1842. .. 61 8 351. 330 
C. R. 9. März 184ꝶ2 443 
Ed. 11. März 1842. . 2ER 12 436 
K. O. 14. März 184ꝶ22 52 
R. 17. März 18 ũ222.. 329 
— 24. März 1842 130. 334. 135 
28. April 18 . NES E deng, 440 
7. April 1842. 4 ie bie 405 
— 19. Mai 1842222. 406 
Vi 23. Mai 1842. dch mie, 360 
Naa 1842. . . „ 406 
Nai isn. . . 321. 143 
Praͤliminarartikel 11. Juni 1742. 106 
M23. Juni 1842. % dese, 151 
225. Juni 1842... 8 A ep 121. 90 
— 28. Juni 1842 t ne 181 
— 12. Aug. 1842222. ge, 65 
. Sept. 1842. „ 419 
— 30. Sept. 184ꝶꝶ2 ie . 395 
„ N 326 
— 27. Dec. 1842. 418 
— 80. Dec. 18422 325 
— 18. Jan. 1843 WS bai Agut, 321 
— 20. San. 1843 eeeee “........ 395 


— 13. Febr. 184... i . 8321 
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Maſchinendruck und Papier von Heinrich Richter. 
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